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a.  b.  GB,  Hofdk.  vom  17.  7.  35,  J.  G.  S.  No.  61.)  382.  -  Ungültig- 
keit der  swiscben  einer  SeterreichiscbeD  Israelitin  und  einnn 
reicbadentschen  Katholiken  im  Auslände  (Schweiz)  geschlossenen 
Ehe  386.  —  Ungültigkeit  der  von  einer  Österreichischen  Katholikin 
mit  i  'mcm  staatloscn  IsracHten  im  Auslande  (England)  p  srhlossenen 
Ehe  38y.  —  Für  das  i^echt^erhältnis  zwischen  dem  von  zwei 
Ausländem  (Italiraeni)  im  Inlande  anehelich  gezeugten  Kinde  and 
dessen  Vater  ist  das  inländische  Recht  maßgebend  391.  —  Der 
Anspruch  einer  Deutschen  gegen  ihren  (in  Österreich  wohnenden) 
deutschen  Grüt.  n  auf  Ersatz  dt  r  für  das  bei  ihr  wolincndc  rhc- 
lichc  Kind  anf^'-  wundten  Unf<'ili<iltuti^skosten  ist  nach  deutsctiem 
Rechte  zu  beurteilen.  Zuständigkeit  des  heimatlichen  Voimund- 
schaftsgerichtes  :-)99.  —  Über  die  durch  nachgefolgt«  Ehe  erfolgte 
Legitimation  eines  aaßerehelichen  Kindes  Ton  Ansilbidem  hat  das 
inl&fidische  Gericht  des  gemeinschaftlichen  Wohnsitzes  der  Bitern 
zur  Zeit  di  i  Klacr^  in<ibe?;ii!nlpre  dann  zu  entscheiden,  wmu  die 
Rechtswirkaamkeit  dieser  Eutscheidung  nur  für  das  Geltungsgebiet 
des  inländischen  Gesetzes  angestrebt  wird  400.  —  Begründung 
des  Gerichtsstandes  des  Erfitllongsortes  gegen  einen  deutschen 
-  Beicbsangebörigen  404.  —  Der  Gerichtsstand  des  BrfttllUDgsortes 
nach  S  HH  Abs.  2  J.  N.  gilt  auch  für  Klagen  gegen  Ausländer 
bezw  irreren  im  Auslände  hrfindliche  Pt  rsniK  n  lOö.  —  VollHtreck- 
barkeit  deutscher  Urteile  406.  —  Voiistreckbarkeit  rumänischer 
Urteile  40S.  —  Unznstftadigkeit  des  taterreichiscfaen  Gerichtes 
zur  Abhandlong  des  im  Auslände  befindlichen  Nachlasses  eines  in 
Österreich  verstorbenen  A  ;  '  iiidfrs  10!).  Unter  dem  im  15  51. 
Z.  1  J.  N.  erwühntiii  .Handelsregister'  sind  nicht  nur  <lir  in- 
ländifJchoTi.  sntidi ni  auch  solrlio  im  .\iislandp  tr<^ft5hrtc  Hundels- 
register  zu  vt-rstehen.  deren  wesentliche  Gieicinirligkeit  mit  den 

inlandischen  Handelsregistern  in  authentischer  Weise  festgestellt 
erscheint  410. 

Schweis  413—414 

Kaufvortrag  zwischen  Schweizern,  die  in  der  Schweiz  wohnen. 
Deotscber  Erfüllungsort.  Maügeblichkeit  des  Schweiz.  Rechts. 
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Iniirnationalreelitliclra  PrivatrechtsitnliM.*)'^^ 

Von  Dr.  jar.  Peter  Ulein  in  B<nin. 

T. 

Über  die  Frage:  ob  und  inwieweit  zurzeit  bereits  eine 
internationale  Rechtseinheit  auf  dem  (lehietc  des  Privativrht>>' 
besteht,  und  wie  sicli  diese  interiiaiionahvchtliclu'  Privatrecht.s- 
ainbeit  erweitern  läßt,  zu  sprechen  —  lautet  die  Aufgabe,  die 

*)  Zmiielut  WUT  von  mir  als  Bcadehnnng  des  Probtens  der  Kmivtoiu- 

druck:  .IMvatintemationale  Rechtseinheit"  gewählt.  Der  Herr  Herausgeber 
diest  r  Ztsch  srhluL'  (Jm  Kinistimsdruck :  ,Intt'rn;itiunalrechtlidie  Plivatrecllti- 
einheit'  vor.    Dieser  Kuiistatisdruck  verdient  den  Vorzug. 

1)  Bereit«  an  dieser  !St«lU>  »ei  zur  Orieotierang  folgendes  hervurgebobeu : 
Die  lieutige  IntomatioMlrecbUwiMeiiscbaft  bat  drei  Angaben  ta  I5ieii:  Zn- 
nidist  mnB  sie  Bildung  und  Auel^ng  der  einaebrtaatUdic»  Regelviigen 
intemationalrcclitl icher  Probleme  (der  iiatieiialen  KoUisionsnonaen  —  man 
kann  hier  in  der  Tat  nur  von  einem  , sogenannten  Internationalen  Privat  recht" 
sprechen,  weil  diese  Regelung  stets  nur  einen  einzelstiuit liehen  Versurh  inter- 
nutionalrechtücher  Kegelang  darstellt  — )  kritisch  begleiten.  Da«  zweite 
Problem  bildet  der  Ansbam  des  durdi  KolIektirTerträge  zwtelun  de»  am 
meisten  an  dem  Redittverkebr  beteiligten  Staaten  bereite  teilweise  gesebaflenen 
,echt«n  Internationalen  Privatrechts'',  das  auf  einer  int«'rnationalen  Hechts- 
quelle  beruht  und  in  v<'ilkerreehtli(li  wirksanur  \\<i>i««  den  gleirhnuißi^'en 
Willen  der  kontrahierenden  Staaten,  innerhalb  ihrer  nationalen  U»c  ht.spt1t'jj:c 
nur  die  gleichen  Kollisionsnormen  durch  ihre  Gerichte  anwenden  zu  lassen, 
bekundet.  Nach  der  vollstftndigen  Lösung  dieses  xwelten  Problems  wtlrde  dSe 
MSte  Aufgabe  der  Intemationalrechtswissenschaft  im  allgemeimm  erledigt 
jSein.  Bs  bliebe  bOchstens  fQr  den  einzelnen  Staat  die  Aufgabe  zu  lösen,  seine 
Privatrechtsordnnng  den  Normen  des  echten  UberstaatHchen  Internationalen 
Privatrpfhts  anzupassen.  Daß  di*  wissensrhaftlichtn  Kr^'ebnissp  der  inter- 
nationalrechtlichen L'ntersuchungen.  die  an  die  einzclstaatiicben  Internationalen 
Privatrecbtsordnungcn  anknüpften,  far  die  FOrdemng  nnd  den  Awimu  des 
eebtcn  Internationalen  Privatrechts  von  grtfftter  Bedeutung  sfaid,  ja  datt  das 
«sogenannte  Internationale  Privatredit"  der  Pionier  des  echten  Internationalen 
Privatrecbts"  gewesen«  bedarf  nicbt  eines  wetteren  Beweises.   Das  .echte 

ZefisöhrU»  f.  lalenu  Privat»  n.  ÖfliMitU  RMht.  X¥I.  1 
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icli  mir  in  dieser  Abhandlung:  OfistclU  habe.  Was  besagt  der 
Kunstausdruck :  Internatioiialrtclitliclie  i^rivatrechtseinheit  ?  Bei 
der  ^Internatinnalrechtlichen  Privatrechtseinheit''  im  weitoren 
Sinno  handelt  es  sich  um  materielle  and  formelle  Kinheit 
de»  Frifatrechts  alh^r  Nationen  oder  weni^tens  aller  Kultur- 
nationen, mag  diese  Feinheit  der  Privatrechte  durch  spontanes 
Gleichwachsen,  Rezeption  oder  durch  Vereinbarung  erzielt 
worden  sein  •'^>  Mit  dem  Kuustansclruck  „Tnternationalrecht- 
liche  Privatrechtsemheit''  bezeichne  ich  die  bewußte,  durch 

InteniatioDale  PrlTatrecht'  kftim  sich  die  ganzen  Emugenscbaften  der  GeiBtes* 
arbeit  seit  Bariotus  bis  sn  den  neuesten  Untetsnchnngen  Laine  s,  La 

rrdactlon  du  Code  civil  et  le  sen^  de  ses  dispositinns  en  tnatÜre  de 
diiiit  i iifcrnnfinnnl  prfre,  in  der  Revue  de  dmit  infcrttationul  prir/'  et 
de  droit  penul  iniet  national  I.  Bd.  No.  1  —  2  nutzbar  machen,  l  ber  die 
dritte  Aufgabe  —  die  Internatiooalrechtlicbe  Privatrechtseinheit  —  bändelt 
die  vorliegende  Abhandlung. 

h  Wichtigste  Uteratnr:  Moni  in,  ÜHUi  de  idgülaiim  eiviU  en 
Europe  (1865);  Zitelmnnn,  Die  Möglichkeit  eines  Weltrechts.  Vortrag, 
gehalten  in  der  Vollversammlung  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Wien  am 
20.  3.  88,  Öst.  Ä.  Ger.-Ztg.  8;>,  Bd  No  25-27  S  1!^  ff  :  C»hn,  Das 
interuatiunalc  gleiche  Recht,.  Jur.  Biälter  ISTü  ^'o.  iU  -21 ,  Cuhrt,  Die  An- 
fänge eines  WeltverkehnrediiB,  in  »i^rei  wieatnsehafiUeke  Vorträge" 
(18S8);  Meilit  Die  internationalen  Unionen  Über  das  Mecht  der  WeH- 
ocrkehreanst alten  und  des  geistigen  Eigentums  (188!>);  Lewis  in 
Fnrlentanns  Httudbut  h  des  deuti^vheii  Haudcisi  cchts  4  Bd.  I  Al»t. 
iS.  5ff. ;  NijJ ]>"/</.  Di  l  ridkt'rrerfitliiiir  Vertrag,  bt'.somliis  'J.'jS  fi. ; 
N ippold,  internationale  Kcchtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts, 
Ztsch.  V  473—492;  ZUelmann,  Internationales  Privatreekt  I  S.  20 ff.; 
Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht,  besonders  S.  272 ff.;  Lambert ^ 
jSiuäee  de  droit  comniun  h'tjislatif  ou  de  droit  civil  comparc,  I.  Bd. 
(1!H)3):  dazu  Ztsch.  XIII  535—536;  Rognin.  Tmite  de  drmt  rinl  mm- 
pare.  Lc  mariage  (1904):  dazu  Ztsch.  XIV  ätlT  ,')(>M ;  vul  am  li  Kuhn, 
Die  einiteitliche  Kodifikation  des  Internal ionalen  Pnvatrecktn  durch 
Staateverträge  i  Gar  eis,  Die  Fortschritte  des  internationalen  Rechts 
im  loteten  ilenschenalter ;  Cohn,  Der  Kampf  um  den  Wechselprotest 
(1905),  S.  42ff.;  daselbst  S.  42,  S.  43  weitere  Litcraturangaben :  vgl.  ^rlilifü- 
lich  Ullmann.  Die  KntÜfikation  des  internationalen  Privat re^ht'^.  in  der 
„  Woche"  7.  Jahrg.  No  H7  1.^80—1591.  —  Inwieweit  heute  bertits  (ine 
internationalrecbtliche  Privaticchlseinbeit  besteht,  und  Uber  die  wichtigsten 
Vorschläge  zur  Herbeiffihrung  eines  Weltverlidirsrechts  vgl.  die  zitierten 
Schriften. 

Vgl.  Zitelmann,  Weltrecht  S.  211. 
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miernationale  Regelung  erzielte  materielle  und  formelle  Ein- 
beit  des  PriTatredits  aller  Kulturvölker.^)  Materielle  und  for- 
melle Einheit  des  Privatrecbts  f  Dazu  gehört  nicht  etwa  auch 
die  Gleichheit  der  Kollisionsnonnen  bei  verschiedenen  Rechts- 
ordnungen!^ Ein  besonderes  Problem  der  Intemationalrechts- 
wissenschaft,  —  selbständig  neben  dem  weit  bekannteren  Problem 
der  internationalen  einheitiicben  Regelung  der  Kollisionsnormen 
durch  Staatsrertrage  bestehend,'*)  —  weit  schwieriger,  wenig 
erforscht. 

Bevor  ich  mich  der  Erörterung  unseres  Problems  zuwende, 
sei  eine  kurze  Besprechung  der  größeren  Arbeiten,  die  sich  mit 
fllntemationalrechtlicher  PrivatrechtseiUheit"  beschäftigten,  ge- 
stattet. Hierbei  zeigt  sich  sofort  die  groBe  Schwierigkeit, 
deren  Besprechung  den  Hauptinhalt  dieser  Abhandlung  aus- 
machen wird:  der  Mangel  eines  Einverständnisses  über  den 
Umfang  unseres  Problems. 

n. 

Der  (It'danke  an  eine  inUiriittionalivclitlirlR'  1 'rivatrechts- 
einheit  trat  am  früheäteu  und  deutlichsten  auf  dem  Gebiete  deä 

^)  Die  Fttlle  von  Yereinhettlicliiiiig  d«8  Privatreclits  ianerbalb  eines 
Staates  komm«!  fttr  vm  nicht  in  Betracht.  Die  Unterandmng  beschrftnlrt 

sich  auf  das  Privatrecht,  d.  h  auf  die  Summe  von  Rechtsnormen,  die  zum 
Privatrfcht  gerechnet  werden :  hierher  gehfiren  sowohl  die  reinen  Privatrechts- 
normen wie  die  öffentlichrechtlichen  ISürmen,  die  kraft  positiven  Befehls  der 
einzelnen  Rechtsordnung  zum  Privatrecht  gerechnet  werden.  Vgl.  auch 
Nipp  Ol  d,  RechtMÜnheit  in  Ztach.  V  473. 

*>  Diee  sei  von  ▼ornhereiii  sduurf  berrorgehoben.  Andeisflits  urtlre  es 
ebenso  irrig  anzunehmen,  daß  durch  die  Lösung  unseres  Problems  das  Prüblem 
der  einheitlichen  internationalen  Re^'elung  der  Kollisionsnormen  seine  Be- 
deutung verliere  oder  gar  indirekt  gelnst  sei.  Beide  Probleme  stehen  nicht 
in  dem  Verhältnisse  von  maim  und  minun  zu  einander,  sundern  sclbstiindig 
nebeneiiiaiider.  Weit  ein  TOllstSndiger  Weltrechtskodex,  ein  allmnfassendes 
bargerliches  Recht  aller  atviliaierten  Nationen  nnmOglicb  ist,  weil  die  Rechts- 
anigleichung  vielmehr  nur  für  einen  (wie  großen  ?)  Teil  des  Pt  ivatrechts  möglich 
ist,  so  bleibt  die  Bedeutung  des  Prohlt-nis  der  internst iunalcn  »  inheitlichen 
Regelung  der  RulH'iiensnorTnen  durch  St;iatsv ertrage  nucb  wie  vor  dieselbe. 

3)  in  einer  weiteren  Abhandlung  Uber  die  .Möglichiteit  einer  embeitlicben 
Regelung  der  Anknapfungsmomente"  werde  ich  Bodunals  eingehender  au!  das 
Verhütois  dieser  beiden  Probleme  an  einander  surdckkonlmen. 

1* 


4  K]«m, 

Handelsrechts  bervor,  erklärlich  aus  dessen  vielfach')  anatio- 
nalem*) Charakter.  Schon  bei  der  Beratung  des  code  de  com- 
merce hatte  man  die  Hoffnung  ausgesprochen,  daß  er  Je  droit 
commun  de  VEurope  werde.  Droit  commun !  allerdings  nicht 
auf  dem  Wege  Internationaler  einheitlicher  Regelung  2u  er- 
zielen .  .  .  den  andern  Staaten  wurde  ein  ßta  oboeeUendi  ein- 
geräumt, den  code  de  commerce  zu  übernehmen. 

Intemationalrechtliche  Privatrechb>einheit  i m  e  i  g  i'  n  1 1  i  c  Ii  e  n 
(engferen)  Sinne  er.><trebten  erst  die  Arbeiten  eines  A  ntoine 
de  St.  Joseph  und  eines  Leone  Levi.  Von  der  Rechtsver- 
glei('hung  ausgehend  erstrebten  sie  für  das  Handelsrecht  Rechts- 
ausffleichung,  Leone  Lcrl  hauptsächlich  anporp^  durch  die 
befreiende  (Jroßtat  der  Scliüpfun^^  der  deutschen  Wechselordnung, 
die  mit  einem  Male  sechzig  Partikularwechselordnungen  beseitigte. 
Diesem  (iedanken  Leone  Levis  war  indes  zunächst  das  Schick- 
sal fast  aller  intemationalrechtlicher  (>edanken  und  Bestrebungen 
beschieden:  er  wurde  für  miausführbar  gehalten,  wenn  nicht  gar 
als  Torheit  verlacht  in  England  fand  er  absolut  keinen  An- 
klang. Die  auf  Befehl  Napoleons  IIL  zusammengetretene 
Kommission,  welche  Leone  Levis  Idee  auf  ihre  Tauglichkeit 
und  Verwertbarkeit  hin  durchprüfen  sollte,  äußerte  sich  1855 
durch  ihren  Berichterstatter  Suin  dahin,  daß  nur  einzelne  Teile 
des  Handelsrechts  (Wechsel,  Bodmerei,  Land-  und  Wassertrans- 
port) internatioiml-einheitlicli  ansp:estalter  werden  könnten,  aller- 
dings auch  einheitlicii  ausgestaltet  wenlt  ii  iniiliton  !\Iit  diesem 
RappOTtP  Suhls  war  die  Idee  Lcoxc  Lcris  für  Aapo/eon 
abgetan  Leone  Ler/s  külme  Hofttnini'"  narli  wen i«en  Jahren 
einen  Welrkodex  tles  Handelsrechts  be;rriiljen  zu  kclnnen.  und 
die  Sparer  von  aiideni  noch  öfters  geäußerte  besclieidenere  Hoff- 
nung: daß  die  nächsten  Dezennien  (vor  1900')  ein  Weltwechsel- 
recht, Weltseerecht  bringen  würden,  blieben  unerfüllt. 

V>  Vgl.  Cohn  'm  „Drei  tci'ssenschaftlicßte  Vui  träge*^  S.  84— M5;  weil  im 
engen  Rahmen  dieser  ErHrttning  ein  näheres  Eingehen  auf  die  sämtlichen  Be- 
strebungen im  letzten  Jahrbundert  zur  Herbeiführung  einer  internationalrecht- 
lichen PrivatrechtBeinbeit  unmöglich  ist,  so  schließe  ich  mich  der  Co  A  Machen  Dar- 
Btellung  an.  HierM  werde  ksh  euch  mr  Co Änecben  A.aiieaaaiig  Stellung  nelmieo. 

Vgl  Gohlschmidi,  Httm^uek  d»»  HmuMBr«ehU  I  875  nnd 
Cohn  a.  a.  Ü.  tO). 
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Aber  dauernd  ließ  sich  ein  ( tedanke  von  solcher  Tragweite  wie 
der  eines  Weltliandelsrechts  nicht  unterdrücken.  Mit  der  ge- 
waltigen Wucht,  die  großen  (iedanken  eignet,  überwand  er  die 
Hindemisse,  welche  ihm  die  Kleinmütigiceit  and  Verstand nislosig- 
keit  weiter  Kreise  gegenüber  privatinternationalen  Ideen  boten. 
Immerhin  vennochte  der  Widerstand  der  Weltrechtsbestrebungen 
feindlichen  Bichtang  insoweit  die  Entwicklong  der  von  Leone 
Levi  angeregten  Bewegung  zu  beeinflussen,  als  (im  allgemeinem 
derGedanke,  eine  „intemationalrechtliche  Privatrechtseinheit-  auf 
dem  Gebiete  des  Handelsrechts  zu  schaffen,  nicht  —  um  im  Bilde 
zu  sprechen  —  lawinenartig  an  Stärke  und  Umfang  (etwa  wie 
die  deutschen  Bestrebungen  im  19.  Jahrhundert  zur  Herbei- 
ffihnuig  eines  einheitlichen  Privatrechts)  zunahm,  sondern  an 
Stärke  und  Umfang  verlor.  Wollte  Leone  Levi  noch  ein  Welt- 
handelsrecht, so  forderten  die  folgenden  Arbeiten  und  Vorschläge 
nur  für  einzelne  Teile  des  Handelsrechts  intemationalrechtliche 
Frivatrechtseinheit,  so  für  das  Wechselrecht,  Seerecht  und  das 
Recht  der  Weltverkehrsanstalten,  für  Börsenrecht  und  Konkurs- 
recht. 

Zunächst,  im  Jahre  1862,  nahm  die  in  Belgien  gegriindete 
Association  internationale  pour  le  progres  des  seiences  so- 
ciales, deren  erste  Abteilung  sich  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft widmete,  den  X^ütschen  (»edanken  auf.  Auf 
vier  Kongressen  (1862—1865)  wurde  die  Möglichkeit  eines  Welt- 
wechselrechts und  einer  internationalen  Regelung  der  Aner- 
kennnng  fremder  Gresellschaften  erörtert').  Am  eingehendsten 
beschäftigten  sich  aber  mit  unserm  Problem  die  Arbeiten  und 
Konferenzen  bezw.  Kongresse  der  AssociaHon  for  Ute  reform 
and  codification  of  the  law  of  nations,  des  insHtnt  de  droit 
international  und  der  belgischen  Regierung.-)  In  diesen  Ar- 
beiten zeigt  sich  bereits  unverkennbar,  da6  die  weitverbreitete 
Anifaiisttng,  nach  der  eine  intemationalrechtliche  Privatrechts- 
einheit ffir  das  ganze  Gebiet  des  Handelsrechts  sich  nicht  empfehle 

't  l'hpr  i'iiiigf  weiterp  Vfrsucho,  eine  privatinternationale  Rechtseinbeit 
herbeizuführen  vgl.  Cohn  a.  a.  U.  S.  Ö4— 85. 

^  Kam  Daten  und  Benerkongen  aber  die  AasosfAtion  ond  dsB  fnatitot 
bei  CoA»  a.  a.  0.:  Kahn,  Die  einheitliche  Kodifikation  .  .  .  ,  8.  7ff. 
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oder  par  unmitgrlirli  sei,  zum  Dogma  erstarrt  war.  Ich  erinnere  nur 
an  die  Vorschläge  Assers^)  für  den  Turiner  Kongreß,  an  die 
Arbeiten  des  Antwerpener  (1885)  und  Brüsseler  (1888)  Kon- 
gresses jWeciiselrecht,  Seerecht ],  an  die  Kongi'esse  der  Associa- 
tion zu  Bremen,  Antwerpen  und  Frankfun  (1870  1878)  und 
ihr  Ergebnis:  die  «Bremer  Regeln"  1 27  Uauptregelu  desWechsel- 
reclitsj,  schließlich  an  den  Entwurf  einer  vollständigen  Wechsel- 
ordnung für  alle  Staaten  seitens  des  institut  de  droit  inter- 
national und  die  loi  type.  Auch  in  neuester  Zeit  —  ich  weise 
nur  auf  die  fünf  Kongresse  des  Camitä  Marifinte  international 
(zuletzt  HlOf)  in  Liverpool)  hin  —  wird  nicht  eine  internationale 
Bechtseinheit  für  das  ganze,  weite  Gebiet  des  Handelsrechts^ 
sondern  nur  für  einzelne  Teile  desselben  angebahnt. 

Audi  die  meisten  Untersuchungen  über  die  Möglichkeit  und 
den  Umfang  einer  internationalrechtlichen  Privatrechtseinheit 
empfehlen  nur  —  wie  sub  III  dargelegt  werden  wird  —  eine 
teilweise  VereinlKitlichung  des  Privatrechts:  die  internationale 
Bechtseinheit  auf  dt  in  (iebiete  des  Verkehrsrechts. 

Dem  entspricht  schließlich  auch  —  und  da,s  ist  da.s  Eut- 
scheidende die  Entwicklung,  die  die  Kodifikation  des  modernen 
Weltrechts  ^;  genommen  hat.  Auch  hier  muß  eine  knnse  Auf- 
zählung der  wichtigsten  privatinternationalen  Unionen  genfigeu, 
um  die  Entwicklung  anzudeuten.  Der  Weltpostverein  \om 
9.  10.  74,  erweitert  durch  Kongresse  und  Konventionen  zu  Paris 
(1878).  Lissabon  (1885),  Wien  (1891),  New  York  (1897i,  die 
internationale  Telegraphenunion,  begründet  durch  die 
Petersburger  Konvention  vom  Juli  1875,  ei*gänzt  und  ausgedehnt 
durch  Kongi-esse  zu  London  (1879),  Berlin  (1885),  Paris  (1890), 
Budapest  (1896),  die  internationale  Teleiilioniinion,  die 
internationale  Regelung  des  £isenbahnf rachtver- 
kehrs  durch  das  Übereinkommen  vom  14.  10.  90,  die 
internationale  Begelung  des  Urheberrechts  imwei- 

Afii/utui  c  IHH'A  \'l  7t;ij  .  die  witlitiu'sien  iSätze  der  /•seilen 
\'ut'»chlage  stellt  Ntppuld  Ztbch.  V  478  ^UKainmen. 

2)  Modernes  Weltxecht !  —  Ober  mitteUlterlichee  Weltverkdinreoht  Tgl. 
die  AusfflhnuigeB  Letois  in  Endemann»  Htmäbneh  des  ffandelwvekt» 
a  a.  0. 
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testen  Sinne  ....  eine  orewaltige  Erniiifreiischatt  {geeinten 
Strebens  der  Kulturstiuiten.  ein  W  eltvei  kehrsrecht,  nach 
der  herrschenden  Ansii  hf  alierdingrs  olme  die  Tendenz:  sirli  zu 
einem  Welthandel^recht  oder  gar  Weltprivatrecht  zu 

entwickeln. 

Herrsehende  ISfeinnnjsr!  Denn  es  sind  am  Ii  wichtige 
Stininicn  laut  geworileii.  die  eine  inteiiiatiunalrei  litiiiiie  Frivat- 
xechtsglcichheit  in  weit  größerem  üintaiige  verlangen. 

III. 

rntersuchuncren  über  Möglidiki-it  und  fnitan^^  einer  intt'i- 
nationalrechtlicht'n  Privatreehtseinlieit  liaben  einen  seltenen  Heiz. 
Zunächst  sind  sie  besonders  interessant,  weil  sie  das  ^ilt  ja 
von  allen  Urundfrag-en  —  uns  die  (Jrundlehreii  unserer  Wissen- 
schaft nahe  bringen.  Sodann  handelt  es  sich  hier  um  Er- 
forsclinn{if  eines  I'roblerns  von  gröljter  Tragweite,  das  die  «ranze 
t^paniikraft  des  menscliliehen  Geistes  in  Ansprue)i  nehmen  kann. 
Uuil  dazu  noch  ein  weites,  weni;.:  ani^ebuutes  Aiiieitst'idd,  auf 
dem  man  sich  freier  bewegen  kann,  wo  Jede  Arbeit  nu  lir  I^ohn 
verspricht  als  bei  den  IJntersuehnn^^eii  auf  den  (Gebieten  der 
Sorgfältig  durchforschten  alten  nationalen  Zivilreciite.  Vielleicht 
reizen  auch  die  besonderen  (;efahren,  denen  diese  Weltrechts- 
forschungen ausgesetzt  sind.  (iefaiirenl  —  denn  einerseits 
möchte  eine  ängstliche  Skepsis  jede  weltreehtliche  Entwicklung 
des  Zivilrechts  im  Keime  ersticken,  anderseit^s  droht  eine  jdian- 
ta.stische  Überspannung  des  richtigen  W^eltrecht^sgedankens  ihn 
praktisch  unbrauchbar  und  wertlos  zu  nuK  hen. 

Daß  sich  mit  einem  solchen  I'roblem  d'w  versehu  .^  ti^u■)| 
Schriftsteller  beschäftigt  haben,  bedart  wohl  kaum  der  Kr- 
wähnung,  ebensowenig,  daß  ihre  Arbeiten  in  den  Ergebnis>en 
weit  auseinandergehen.  Für  uns  kam  es  nur  darauf  an,  die 
markantesten  Linien  in  der  ganzen  Entwicklung  deutlicli  her- 
vorzohebeo.  Ich  nenne  hier  nur  die  Arbeiten  von  Cohn, 
Zitelmann,  Nippold,  Meili,  Lambert  und  Roguin. 

Zitelmann  hat  in  seinem  Vortrage  über  „Die  Möglichkeit 
eines  Weltrechts^  in  großen  Zügen  das  Bild  eines  künftigen 
Weltprivatrechts  entworfen;  er  hat  untersucht,  ob  ein  Welt- 
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piiTatreclit  möglich  ist  und  inwieweit  sich  eine  VereiBheitUchtuig 
des  Privatrecbts  empfiehlt.  Hier  seien  in  aller  Kürze  die 
wichtigsten  Gedanken  dieses  geistvollen  Tortrags  wiedeige- 

geben. 

Nach  ZU eJ mann  dürfen  sicli  die  Bestrebungen  nach  Intcr- 
nationalrechtlicher  Privatrechtseinheit  nicht  darauf  beschränken, 
ein  intemational-i'iiihcitliches  Verkehrsrecht  zu  schaffen,  sie 
müssen  vielmehr  die  internationale  Vereinheitlichung  des  ganzen 
bürgerlichen  Rechts  in  Erwägimfr  ziehen.  Sie  dürfen  sich  nicht 
damit  bescheiden,  durch  Vereinbarung  oder  Entlehnung  ein  — 
rein  äußerlich  betrachtet  —  einheitliches  Recht  herstellen  zu 
wollen,  sie  müssen  vielmehr  tief  in  dai>  objektive  Recht  ein- 
drinprrn  und  aus  seiner  Natur  herleiten,  ob  bezw.  inwieweit  Ver- 
einheitlichung dnrrli  Kezi-ption  oder  Vereinbarung  notwendig 
ist  oder  aber  doch  sich  empfiehlt.^) 

Diese  Arbeit  kann  aber  nur  dann  erfolgreich  sein,  wenn 
bei  der  rechtlichen  Ordnung  scharf  zwisrhen  Stoff  und  Form, 
zwischen  dem  materiellen  Inhalt  der  rechtlichen  Ordnung  und 
zwischon  den  formalen  geistigen  Mitteln,  mit  denen  wir  arbeiten, 
um  den  materiellen  Inhalt  des  Rechts  fassen  zu  können,  ge- 
schicdf'ii  wird.-)  Sie  muß  davon  ausgehen,  daß  die  Denkformen, 
auf  denen  dip  große  geistige  Schöpfung  des  Rechts  beruht,  von 
vorneherein  bestimmt  sind,  daß  dir  allppmeinen  formalen  Kate- 
gorien, in  die  die  speziellen  und  individuellen  Interessen  als 
Inhalte  gejjossen  worden,  sicli  al)leiren  und  mithin  vofi  vorne- 
hprein  aufstellen  lassen,  (ieht  ntnri  auf  die.seni  von  Zi tcl tu a  }i  )i 
^'•ezriL't'  11  Wefre  weiter,  so  gelang^t  man  zu  vuv^r  'finheitliclienj 
tormalen  Tafel  der  subjektiven  Keelite  und  (lüiuln  r  liinaiis  zu 
einem  [unter  Berücksichtigung  der  ReclitssuLJektei  vulistaiulitren 
logischen  (ierüste  der  subjektiven  Rechte.  Und  dann  nocli  ein 
weiterer  Srliritt  -  und  wir  K^elan<i:en  durch  Abstraktion  zur 
überall  gleichen  logischen  Form  des  Rechtssatzes. 

Auch  Zitelmann  wOI  nmtebst  nur  ein  Wettmleehrsrecht,  was 
Meili  %.  a.  0.  in  seiner  Kritik  Ziielmanna  n.  B.  nieht  genttgend  be- 
rücksichtigt hat. 

-)  Zf'fef/unfut  qtncht  von  einer  «Kritik  der  reinen  Vernunft  so! 
jnrisliiichem  Gibiutc". 
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Sodann  wendet  sich  Zitelmann  der  Fra^  zu,  inwieweit 
der  materielle  Inhalt  der  rechtlichen  Ordnungen  der  gleiche  ist 
oder  wenigstens  der  gleiche  sein  kann.  Er  ist  insoweit  gleich 
bezw.  zu  vereinheitlichen,  als  die  allgemeinen  religiösen  und 
ethischen  [Gerechtigkeits-]  Ideen  der  Volker  gleich  sind,  als 
die  Vorstellungen  über  die  Zweckmäßigkeit  der  Rechtssätze 
flbereinstimmen,  schließlich  als  die  Macht  der  Konsequenz  die 
spezialisierende  Entwicklung  übereinstimmender  allgemeiner 
materieller  Rechtsprinzipien  verlangt.  Daraus  ergibt  sich  dann 
mit  Notwendigkeit,  dafi  für  ein  Weltrecht  nur  diejenigen 
Rechtssätze  einen  Wert  haben,  die  nach  den  allgemeinen  ethi* 
sehen  und  religiösen  Ideen,  nach  zutreffenden  Zweckmäßigkeits- 
erwigungen  und  logisch  gerechtfertigter  Konsequenzziehung 
richt%  sind. 

Weiterhin  untersucht  Zitelmann  die  Frage:  wo  es  sich 
empfehle,  eine  Vereinheitlichung  des  Privatrechts  anzubahnen. 
Hier  unterscheidet  er  zwischen  den  Fällen,  in  denen  nur  eine 
gerechte  und  zweckmäßige  Regelung  eines  Rechtsinstituts  mög- 
lich ist  und  zwischen  den  Fällen,  in  denen  mehrere  gerechte 
und  zweckmäßige  Lösungen  eines  Rechtsproblems  möglich  sind. 
Im  ersteren  Falle  muß  die  Menschheit  schließlich  notwendig 
znr  htüeinheit  kommen.  Im  zweiten  Fallt'  empfiehlt  sich 
eine  Vereinheitlichung:  mir  dann,  wenn  nicht  si  liwerwiegende 
nationale  Rücksichten  dagegen  sprechen,  nach  reiflicher  Et'- 
wägung:  des  pro  und  contra.  Auf  der  einen  St  itt-  >oll  man 
dem  Volke  nicht  nhiie  Not  da.s  Recht  nehmen,  in  dam  es  sich 
eingelebt  hat.  .  .  Auf  der  anderen  Seit«-  strhen  die  großen  Vor- 
teile, welche  eine  Einheitlichkeit  des  Rechts  für  den  Verkehr 
der  Nationen  und  für  die  Stärkung  des  Rechtsgefühls  hat.  .  . 
Der  Verkehr  fordert  eine  Einheitlichkeit  des  Recht*;  nicht 
überall  in  gleicher  Weise.  Zitelmann  empfiehlt  eine  Ver- 
einheitlichung für  das  Obligationen- M  und  Mobilarsaclienrecht, 
ferner  für  das  Ehegüterrerlit.  weil  es  mit  den  Ehegatten  von 
Ort  zu  Ort  zu  wandern  bestimmt  ist,  schließlich  für  alh  Hechte 
an  immateriellen  Gfttem,  femer  für  diejenigen  erbrechtlichen 

>)  Vgl.  Lnmheri  «.».0.  S.  2.  Man  denke  »neb  an  den  Draedener 
Entwarf  (1866)! 
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I><  irt'lii.  welrliH  die  Erwerbsformen,  die  Ei'wcrbsii'isteii  uud  die 

Sfliiiitl^'iihaltiin^;  l.ietfpjYori.V» 

Scliließlicli  zeigt  Ziielm  n  )ni  <lic  Wege,  welche  zu  dem 
v.  ii  ihm  gesteckten  Ziele  fühivii:  Im  allgemeinen:  Spontanes 
likicliwachsen.  rvizei)ti(»n.  \'ereinbaru]ijr-K  im  einzelnen:  Zn- 
luirlist  Vereiiiliai-uii«(  zw  isclicn  einzelnen  Staaten  mit  möglichst 
gleichci"  Ivcciit^anschauung,  dann  Krvveiti'riui^-  dic.-^er  intt^r- 
nationalrechtlichen  Privatrcchlseinheit  dnrrh  Beitritt  andeier 
»Staaten.  Mier  das  'l'cnipo  dieser  Vereinht  itli(  linnf?  äußert  sieh 
Zi  f  rhiiK  II  Ii  dahin:  „Ich  denke  mir  nun  als  deJi  Weg  der  Ver- 
wirklichung leiner  ititi  niatitmalrcchtlichen  PrivatreclitseinlieitJ 
freilich  iiiclit  den  einer  sofort  zu  bcrut't'iHh'ii  Konlcrenz  für  das 
{^anzc  (lebict  dt-s  Rechts,  sondern  meine,  die  Entwicklung  müsse 
mit  einzelneiii  he^iiincMi:  mit  der  Ausgieichnng  einzidner  be- 
sonders wie  litiger  Rechtsteiie,  mit  der  Feststelluiig  geraeinsauier 
subsidiärer  Normen  " 

Diese  Ausführungi  n  Zitel man  ns  hat  Nippold  in  seinein 
^Völkerrechtlichen  Vertrag"-')  zum  Ausgangspunkt  seiiiei-  Er- 
(»rterungen  gewählt.  Mir  scheint  von  Nippold^  Eroiieumgvn 
über  unser  Prohlem  tnlgendes  bemerkenswert:  Die  sciiarte  Her- 
vorhebung, daß  die  „internationalreehtliehe  Privatrechtseinheit" 
niemals  im  Wege  einer  Koditikatiun,  sondern  nur  durc)i  eine 
allmähliche  i^ntwicklung  zu  erreichen  ist.'i  die  ikkampiuiig 
des  Kunstausdrucks  .Weltrecht",  ,.Weltprivatrecht".  weil  dieser 
Kunstausdruck  zu  Mißverständnissen  fiUii-en  könne,  die  Ab- 
grenzung des  Problems  der  internationalreclitliclu-n  Privat- 
rechtseinheit gegenülier  den  utopisclu'ii  Pliitn  n  di-r  Wcitrechtler, 
die  von  einem  Wcltkodex.  idner  liewuljten  Vereinheitlichung 
des  gesamten  Rechtes  der  Natioiu-n  zu  einem  emtieitlichen  Welt- 
rechte  träumen'^/)  und  schließlich  der  Hinweis  auf  die  Be- 

')  Nur  aDgedeutct  sei,  dali  nach  Durchführung  eines  derartigen  Welt- 
vorkehrsrecbts  im  weiteren  Sinne  die  hcatige  Systematik  des  Zivilrechts  wohl 
Schwerlich  beibehalten  werden  könnte. 

^}  Nur  diese  durch  Vereinbarung  zu  erzielende  internatiuuaircchtliche 
Privntrecbtsemlieit  kommt  fitr  anwe  Brörtening  in  Betracht 

^  Vgl.  8.  8496. 

*)  a.  a.  0.  S.  274. 

«)  a.  a.  0.  S.  276. 
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ilfiitiiiio:  der  Internationalen  Bureaus  Üir  die  Vertiiiilieitlii  huiig 
<1»  r  Reclitsffebiüte.  für  die  .sie  durch  iritf  rnutionale  Vereinbarunq: 
♦  irirlitit  wurden.')  Wälnvnd  Xtp/jofä  in  seinem  ^V<lkti- 
rechllieheii  \'ei-trag'"  sowohl  ('hereinstininuing:  mit  Co/m-) 
und  Meili  i\  tiu  das  Handelsreclit,  das  Vi  i  kt  hrsrecht  f Wechsel- 
recht.  Seerecht.  Indiistrierecht.  Aiit-aieclit.  Virkelirsrcchl  im 
engeren  Sinne)  als  auch  für  das  Zivilreclit.  etwa  im  rmfanpre 
der  Zife/niannschvn  Vorschläg'e.  eiTit  \ Cniiihtitlichiiii«:  für 
jiiü^licli.  ja,  für  wiiuschensw crt  erachtet,  si  hcint  t  r  mir  in 
seinen  Ausfülirunpren  in  diesi  i  Zeitsclirift  deji  Kreis  i  ii<it  r  ^e- 
zog;en  zu  liaht  n  und  nur  für  das  liandeLs-  und  Verivehi'srecht 
Vereinheitlichung  zu  iVu-dein 

In  .scharfem  (Jeufensatz  zu  Zitehuu iiu  gelaugt  Meili*) 
zu  folgt  iidem  Krfrehnis: 

^Zitchnd  im  iiat  in  l  int  in  N'nrtra^e  in  der  juristischen 
( lestdisrhaft  zii  Wien  die  .M<>;zli<  likt'it  eines  Wrltrct  lifs  ans 
allgreujeiueu  prinziidtdli-n  ( ifsi('lii>|unikten  darj^^etan.  Wer  so 
lanpe  wie  ich  im  praktischen  Leben  gcarbeiti-t  hat.  ist  für 
bbdjf  Schwiinuereieu  und  solche  kühne  (jesi(  litsi)uukte,  die  nichts 
als  ein  leuchtendes  Zukunftsbild  eröffnen,  nicht  ein<fenommen : 
große  l'iogramnie  entwerfen  i.st  überluiupi  sidir  cinfacii.  Die 
Anhänger  eines  allgenieiiien  Weltprivatrecliis  luui  die  Vertreter 
einer  etwas  bescheideneren  .Abschlag.szahlung,  w  tdclie  von  einem 
allgemeiuen  deuts(li-(isterreichisrlien  Zivilrechte  reden,  machen 
auf  mich  nur  einen  uiatiigen  Kindruck:  sie  gleichen  jenen  Leuten, 
welclie  die  Angelrute  uuendlich  weit  in  die  »See  werfen,  aber 
niemals  l'ische  fangen. 

Zwar  hin  auch  ich  der  Meinun'/  daii  der  Rechtsidealismus 
eine  achtbare  diülie  ist.  Die  Individuen  und  die  \  olker  lie- 
dürfen  desselben,  weil  er  ihuen  allein  liinweghilft  über  unendlich 

•)  a.  a.  0.  S.  278. 

-)  Cohn  in  „DrH  »isaemchaftticAe  Vuiträge"  ti.  HUB.,  S.  lUOff., 

3)  Meilf,  Oetehiekte  und  Sffttem  de»  Intematümaleu  Pritatreehts 
S.  106,  l(]9ff.;  denelbe:  Die  neuen  Aufgaben  der  modernen  Jurieprudeng 

8.  lOlT..  S  12  fr    S   IHff..  8.  17  f! 

*)  Meili,  luiemationale  Unionen  &.hl-,  vgl.  auch  Gareie  a.a.O. 
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viele  Täuschungen,  welche  da«  tägliche  Leben  darbietet.  Allein 
die  bloße  Begeisterung  icann  in  die  BOanz  der  praktischen 
Diplomatie  nicht  ziüermäßig  eingestellt  werden.  Ein  verstän- 
diger Realismus,  getragen  von  einem  idealen  Zuge  kann  uns 
allein  im  internationalen  Rechte  weiter  bringen  —  ein  Realismus, 
der  Rücksicht  nimmt  auf  daa  Tempo  der  Geschichte,  auf  die 
praktischen  Bedürfnisse  des  Lebens  und  auf  den  gegenwärtigen 
Znstand  des  Völkerreclits. 

Darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  daß  die  bestehenden 
Rechtsnnionen  für  diese  so  markierte  Entwicklung  eine  große 
Rolle  spieloi)  werden;  sie  sind  in  der  Tat  einzelne  Marksteine, 
welche  speziell  auch  im  internationalen  Privatrecht  von  der 
grnßten  Bedeutung  sein  werden  * 

^Aber  ilic  Rechtsnivelliening  hat  ihre  bestimmten  Frenzen  M: 
die  Klänge  der  heimatlichen  Glocken  werden  auch  im  Rechte 
wohl  stets  einen  besondern  Zauber  ausüben.  Jedenfalls  kann 
ich  an  eine  baldige  Eisteluing  eines  allgemeinen  Weltrecht.s, 
von  dem  Zitelmann  sclireibt,  daß  es  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sei,  nicht  glauben.  Nur  da,  wo  entweder  wirkli(  lic  Weltrechts- 
institttte  bestehen,  oder  da,  wo  gemeinsame  reale  Interessen  der 
zivilisierten  Erde  in  Frage  liegen,  kann  es  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  mit  unendlicher  Langsamkeit,  d.  h.  eben  in  dem  Tempo 
der  (Jesrhichte,  gleirlie  Rechtssätze  sich  herausbilden,  denn  das 
Recht  ist  ja  im  (Grunde  nur  die  praktische  Philosophie  des 
sitzialeii  Lebens.  Soweit  also  insbesondere  die  wirt- 
schaftlichen Interessen  (Us  Weltverkehrs  eine  ge- 
meinsame Regelung  und  (Jrdnung  der  Rechtsfragen 
verlangen,  ist  die  Tnifikation  des  Weltrechts  zu 
fördern  und  da  mich  als  unaufhaltsam  zu  erklären. 
In  dieser  Begrenzung  ist  die  Begründung  einer  zivilisti- 
schen Magna  rhurfrt  der  Welt  (oder  der  zivilisierten  Yerkehrs- 
völker)'-)  mriolici,  und  erwünscht.**  — 

Der  tit't^t  licndstr  rntersciüed  zwischen  Ziffimanus  und 
M  eil  in  ÜDterüuchuugeu  über  die  Möglichkeit  einer  international- 

»>  Meili  ».  a.  0.  76-77. 

'  «  harnkteristiach  Meili  a  a  o.  S.  77:  ,An  diesen  Anfängen  ntnkt 
Hirh  das  künftig«  Spczial weltrecht  empor  " 
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rechtlichen  Privatrechtseinheit  liegt  aber  in.  K.  nicht  in  der 
grölkren  oder  geringere  u  Ausdehnung  des  rmfangs  unseres 
Problems,  sondern  in  den  Ausgangspunkten,  die  sie  für  ihre 
Forschungen  wählten.  Zitelmann  nimmt  seinen  Ausgang  von 
der  Frage  ^,  —  ob  irgend  etwas  in  den  Rechtssätzen  selbst  ist, 
was  sie  befähigt  oder  gar  zwingt,  für  alle  Nationen  gleicli  zu  sein, 
Meili  von  der  bereits  teilweise  erreichten  (bereits  geschichtlich 
gewordenen)  internationalrechtlichen  Privatrechtijeinheit.  Selbst- 
verständlich geht  eine  Stellungnahme  zu  diesen  raethodiscluai 
Verschiedenheiten,  die  gerade  wieder  in  letzterer  Zeit  häutiger 
erörtert  worden  sind,  weit  Uber  den  Rahmen  unserer  Abhand- 
lung hinaus.  Nur  einiges  sei  hier  ge.streit't.  Zunächst  mnü 
man  sich  darüber  klar  werden .  datS  die  vei-schiedeneu  Methoden 
nur  das  Handwerkszeug  bilden,  das  dem  Juristen  bei  der  theore- 
tischen Forschung  wie  praktischen  Fallentscheidung  zu  («ebote 
steht.  Naturgemäß  können  wir  keines  dieser  Werkzeuge  ent- 
behren nnd  nur  darüber  kaum  Zweifel  bestehen,  wie  sie  im 
einzelnen  gehandhabt  worden  müssen.  Hierüber  lälit  sirh  im 
letzten  (irunde  nur  sagen,  daß  es  sich  hier  um  eine  Kunst 
liandelt.  eine  Kunst,  die  die  höchste  Aufgabe  des  Juristen  au.s- 
macht.  Speziell  für  unser  Frohh-ni.  das  norh  keine  lange  <}e- 
schichte  aufweist,  hei  dem  die  bisherigen  hirgebnisse  nocli  un- 
zureichend und  unsicher  sind,  scheint  es  mir  von  gr(>ßter  Be- 
deutung zu  sein,  daß  zur  ersten  Klarstelluii<^  ihs  Inhalts  und 
Unifanpt's  üü^t  res  Problems  auf  die  (irundlehr^n  des  Reclits 
zurück<iej4Tirten  wird,  daß  das  von  Zltetmnnn  vorgesrhhigeue 
Bucli  „Kritik  der  reinen  Vernunft  auf  Juristischem  <iebiete" 
geselirielu'ii  \viir(U'.  ein  P»nrh.  welches  selbstredend  eine  gewaltige 
Arbeit  voj»  Reelitsvergleichuug  voraussetzte 

Kehren  wir  nun  aber  nach  dieser  kurzen  .Vbsc  liweifun;^  zur 
Besi)re(liung  <ler  weitereu  Untersuchungen  über  iuternationul- 
rechtliche  Privutrechtseinheit  zurück! 

Die  meisten  Schriftsteller,  welche  sich  zu  unserem  Problem 
noch  äußerten  —  ich  nenne  hier  noch  Triepel,^)  Niedner-) 


»')  ii    a  0. 

Einftthrunguffeiselz,  2.  Aufl.,  ä.  lU,  VorbomerkuDg  1.  1. 
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und  Ullmann^^)  —  vertreten  die  Meinung,  daß  eine  international- 
rechtliche PriTatrechtselnheit  nur  für  das  Verkehrsrecht  möglich 
und  wünschenswert  sei. 

Soll  diese  Abhandlung  aber  nur  in  etwa  über  die  ver- 
schiedenen Auffassungen  bezüglich  des  Umfangs  unseres  Probleme 
orientieren,  das  Gestrüpp  in  einiger  Breite  weghauen  und  mög- 
lichst vollständige  Wegweisungen  geben,  so  bedarf  es  noch  einer 
Besprechung  des  hochbedeutsanien  Werkes  Lamberts. 

Lambert  wählt  als  Leitmotiv  seines  Werkes  Iherings 
Wort:  „Die  Wissenschaft  ist  zur  Landesjurisprudenz  degradiert, 
.  .  .  eine  demütigende,  unwürdige  Form  für  die  Wissenschaft."*  ^) 
Den  Plan  seines  Werkes  charakterisiert  er  treffend  dahin:  Je 
me  propose  de  poursuivre  parallelemmt  la  pMication  de 
deuas  groupes  de  travauXf  distincts  en  la  formet  mais  in- 
spirSs  par  unepensie  commune,  et  que  fintUulera :  L  Stüdes 
de  droit  commun  l^fislatif  ou  de  droit  civil  comparä;  2,  JSttfdes 
sur  rhistdre  compar4e  du  droit  ciml  de  la  France  et  des 
patfs  vaisina. 

Uobjet  de  mes  Müdes  de  droit  commun  Ugislatif  au 
de  droit  civU  compar4  sera  dexPraire  des  principales  lägis- 
latUms  ou  jurisprudences  r^gissant  les  civilisations  analogues 
ä  la  nötre  un  fond  gin^al  de  concepHons  et  de  maximes 
Juridiques,  un  droit  commun  Ugistatif,  destin^  ä  produire 
sur  chacune  de  ces  l^gislations  une  action  comparMe  ä 
Celle  qu*a  exerc4e  sur  nos  anciennes  coutumes  le  droit 
commun  coutumier,  sur  les  droits  particuliers  aUemands 
amnt  la  codißcation  de  1896  la  science  du  Deutsches  Mvat- 
reckt Si  le  iemps  et  les  forces  me  le  permettent,  Vesquisse 
d'uu  droit  commun  hSgislatif  en  matiire  de  r^ime  successoral, 
dont  je  soumets  le  premier  volume  au  public  sera  suivie 
d^une  sirie  de  travaux  similaires  sur  le  droit  de  famiHct 
les  biens,  les  obUgaMons  et  actes  Jurldigues,  J*entreprends 
dorn  en  räalitä  d*^crire  un  traitS  d^ensemble  de  droit  commun 
l^islatif  ou  de  droit  civil  comparä,  mais  sans  vouloir 
m'astreindre  ä  en  präsenter  les  diverses  parties  dans  un 

»)  a.  a.  0. 

*)  Geist  des  rümisehen  Rechts  I  (d)  S.  15. 
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ordre  systematique.  En  adoptdiit  com  tue  preta  ier  objei  de 
mes  recherches  Je  reginte  successoral,  J  ai  surtout  ob^l  au 
d^sir  de  minore  imme'diatement  le  sceptici^me  possible  du 
lecteur.  Tandis  que  Ja  th^orie  des  obliyations  par  Vexameu 
de  laqiu'lle  ü  eut  logique  de  däbtifer  est^  de  toutes  les 
puriies  du  droit  cit%  celle  qui  porte  le  pltts  francke- 
ment  Vempreinte  de  l'iHternationalisme,  la  matiire  des 
successtons  est  celle  qui,  de  tout  tewps,  a  fottrnl  le  milieu 
de  d^neloppement  le  pltts  favorable  au  particnlarisme,  J'ai 
peuse  que  ma  dimonstraiion  de  Vexisteuce  e/feciim  dun 
droit  cammtiH  /egi.slatif  serait  plus  prohante  aua>  yeux  du 
lecteur,  si  Je  choisissetis  d'ctbordf  pour  y  procider^  le  terrain 
qui  semhlait  sy  priter  le  moins,  le  r^me  successoral. 

Ma  seconde  pttblication :  Stüdes  sttr  Vkistoire  comparSe 
du  droit  civil  de  la  Fraitce  et  des  pays  voisins  ne  serd 
qu*u»e  dSpendance  de  la  premiere  ....  er  will  feststellen, 
datts  quelle  mesure  les  divergentes  qui  s^rent  it  Vheure 
präsente  ces  lägislations  tiennent  ä  des  accidents  ^phämeres 
ou  A  des  causes  profondes  et  durables}) 

Damit  ist  der  Gedanlcengang  des  Werltes  gezeichnet. 

Wie  sich  aus  dein  vergleichenden  Studium  der  partikularen 
französischen  coutumes  die  Disziplin  des  droit  commun  cou- 
tumier  und  aus  den  deutschen  Partikalarrechten  das  gemeine 
deutsche  Privatrecht  entwickelt  hat,  so  soll  ans  den  modernen 
Rechtsquellen,  den  modernen  nationalen  Rechten  durch  inter- 
nationalistische Yergleichung  ein  droit  commun  l^islatif  sich 
entwickeln.  Der  zur  Zeit  vorliegende  Band  heschäftigt  sich 
noch  nicht  mit  der  Materie  seihst,  also  noch  nicht  mit  Einzel- 
forscfaungen  fiber  die  Gleichheiten  zwischen  den  verschiedenen 
Erbfolgeordnungen,  er  enthält  vielmehr  die  Ldsung  der  metodo- 
logischen  Vorfxagen,  welche  für  die  neue  Disziplin  des  droit 
commun  I4gislatif  zunächst  zu  lösen  sind,  Untersuchungen,  die 
Niemeyer^  treffend  dahin  charakterisiert:  „. . .  Er  bekämpft 
insbesondere,  und  zwar  treffsicher,  die  Verwechslung  des  Studiums 
ausliindischen  Rechtes  mit  der  Rechtsvergleichung,  dann  aber 

>)  Vgl.  Lambert  ».  a.  0.  S.  1—3. 
^  Zt8ch.  XUr  536. 
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auch  die  einseitige  Untprordmuig  tler  Rechtsvergk*i(  Imng  unter 
dfii  ( Jesifhtsininkt  der  lieclitspolitik.  In  der  1  )urrl)fü}irung 
seiner  (Irdaiiken  entwickelt  er  eine  bewundernswerte  (ielelir- 
sainkeit  und  zwar  nicht  nur  in  Gestalt  autierorüentiich  reicher 
(Quellen-  und  Literaturkenntnis.  sondern  vor  allem  in  der 
nietlindi<;(  l)en  Reherrscliung  auch  tn  uidlÜnUischer  „J^ode^yuris- 
prudtiizen"  insbesondere  der  deutschen/ 

Aus  dem  reichen  Inlialt  des  Ld  ?nb ertlichen  Werkes  — 
das  Werk  liietet  auch  weit  iiher  dasdehiet  des  Internationalen 
PrivatnM  lits  hinaus  auljernrdentlich  starke  A?ne<^un*;en  -  , 
schienen  mir  folgende  Punkte  für  die  Lösung  unseres  Prüblems 
besonders  heachtlicli 

Zunächst  etwas  ulier  die  T^-rininulotiie :  „Quant  ä 
re.rprfissiof/  droit  com  mim  Ityislitt'l'  tfur  jai  adoptee  pour 
moii  n.sage  petsoHuel.  r'csf  nur  fenH nioii,f/ie  de  connbat  qui 
vLse  plutot  fe  prodtut  de  cetfr  (lisaplute  quo  Ja  discipiiiie 
clh'-nn'ntc.  La  seiilf  qitalijicatioii,  qui  rouno'ue  pleitie- 
mt'iil  (III  droit  civil  (.ompare.  varivte  de  l  art  Jundique,  est 
In  qua/i/icatioN  „droit  ititeniatioiuii  jfrive  ou  cicil."  Mais 
rc  titre  a  df^i'd  rte  iisurpe  par  unc  aitfrc  braticfie  de  In 
coMaissance  jiiridiqiie,  d  laqueVe  if  va  fori  mul,  la  tJieorie 
dti  conjlit  de  Jois.  Respertoifs  les  droits  acqiiis  et  ne  nons 
exposons  point,  voalant  er/fer  ime  confusimi,  d  en  provo- 
quer  une  a titre.  Pour  echapper  ii  re  dauffer.  Je  me  rcaiynerai 
dorn'  d  utiJiser,  conime  moi/e/is  d' ideiitifimtion  de  notre  ort, 
des  termes  iuadeqnais:  droit  cicil  vompare,  legislution  vit  ile 
comj}are. ' ) 

Diese  Schwieri^rkeit  fällt  für  die  deutsche  Kunstsprache 
bei  Annahme  unseres  \'()rsclila^''s  we^^ 

Vtuj  {^ritüeri'r  Pjcdeutung  sind  Lamberts  Ausführungen 
über  das  Verhältnis  des  droit  ronnmni  lef/islatif  zum  so|ze- 
nannten  Naturrecht.  Kr  gelangt  liier  zum  gleichen  Ergebnis  wie 
Zitel ma H Sans  doute  il  doit  e.rister  sur  chaqtie probleme 
une  sotution  qui,  dans  t'etat  actuel  de  nos  moeurs, 
serait  plus  que  tonte  autre  couforme  d  Veqnite  et  a  VuH- 

»>  a  a.  O.  tj.  914— »15. 
2>  Wcltrecht. 
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Ute  gef^ale:  U  doU  y  atoir  ni  re  sens  des  rapports  näces^ 
saires  efUre  les  choses,  Malheurmsewent,  ces  rapports 
nScessaires  ne  nous  aparaissent  que  sous  la  cauleur  que  leur 
imprime  le-  refiet  de  nos  croyanees  et  de  nos  prejugr's,  de 
nos  passiofis  poUtiques  et  de  nos  interits}).  Das  droit 
comtmm  leyislatif,  welches  ^dem  richtigen  Rechte""  möglichst 
nahe  kommen  soll,  ist  keineswegs  für  alle  Zeiten  dasselbe.  Cm 
(lit^sps  .richtige  Recht"  in  der  te'yüilafion  civile  comparee 
mögiiclist  zu  erreichen,  bedarf  es  der  hi^toire  compffrative,'') 
dieser  science  du  droit,  deren  Aufgabe  darin  besteht,  „de 
preparer,  par  l'etude  comparative  de  ta  serie  des  relattoHs 
de  sitcrcssiof/  qui  ejcistent  entre  les  phemmihres  juridiques. 
la  decouverie  des  causes,  qui  expUquent  ces  relatioits.  d^ 
rrreler  ainst  au  jur/scoi/s/d/c  les  tot's  natKrctles;  (ut.t  (ji(vlles 
obei^setU  les  )H(iNif('statio}is  de  la  rlc  sociale  duat  i enscndde 
compose  le  droit,  de  lui  faire  saisir  le  lieif  et  la  raison 
d'etre  des  transfornuttions  de  la  vie  jurkliques,  de  Jai  per- 
mettre  de  decouvrir  quelles  sont,  pour  chaque  institativa,  les 
f'ornies,  qui  rorresjmndent  aux  diverses  pliases  du  developpe- 

nient  social,  ((a.r  dircrs  reffimes  ecotioNiiques  La 

contuussuiice  des  lois  da  deeeloppement  d^  la  ric  Jiffi/nine 
tie  peat   eire  obteuac  que  par  U)i  travail  de   coa/j  ja  raison 
a'ejccen^ant  simultai<cment  dans  l4i  temps  et  daus  l  espuce.'''-f) 
Es  fragt  sich  schlieliiich,  —  und  das  ist  das  Entscheidende, 

—  welche  Grenzen  zieht  Lambert  dei  von  ihm  angestrebten 
internationalrec  ht liehen  Privatrechtseinlieit ?   Er  erwartet  nicht, 

—  im  Gegensatz  zu  Saleilles*)  —  un  droit  cotmnun  de 

1)  a.  a.  0.  S.  37. 
*)  a.  a.  0.  S.  »15. 

^  Vgl.  auch  S.  46:  ^Viiude  du  droit  cMl«  campar^  permet  au 
JuriacoH9Hlt«  de  pro  fiter  dn  eecpiHene«»  tmtiw  ä  Oranger;  de  «e 

renaeigner  »ur  la  manidre  dont  les  diteises  n-gletnentHtiona  donnies 
H  une  nihfttp,  matierr  par  /<?*■  ligisfafions  des  principaux  pat/s  ilc  meme 
civiliaation  se  sont  comporUes  ä  l  epreuw  de  la  prulique ,  sur  les 
räsiüfate  iccmmisuee  et  sociaux  de  chaetme  de  ee»  riglenuntaiiome. 
Eile  Uti  facüitera  ainei  dam  une  large  meeure  la  dicoueerte  dee 
regles  ie.v  inieux  adoptSee  auae  beeoins  de  la  weiäte  conlempui  aine. 

^  Ia:  droit  vommereial  eompare  in  den  Annale»  de  droit  eom- 
meivnil  \m\  V  222, 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  iJffentl.  Recht.  2 
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Vhiiniauitf'  rivUisee:  er  bezeichnet  vielmehr  das  Postulat  d'nm 
identiU'  compicto  de  shrttcture  etitre  les  groupes  sociaifx 
cii'f'Itsi's  zurzeit  als  ebenso  unaiinehmbar  wie  die  Furdeniiifr 
iiacii  -für  alle  Zeiten  nialJgebenden.  nnal);in(lerlichen  Normen**. 
Nach  Lambert  bestellt  die  Anfjrabe  der  Bestrebnngen  nacli 
intematiünalreclitli(  her  Privatrecht«einheit  in  einem  Ausgleich 
unter  den  Reehts(»rdn«ngfen,  die  auf  römisch-  oder  deutsch- 
rechtlicbei'  <irundlag<'  aufl)auen.*)  Damit  dürfte,  soweit  dies 
im  engen  Kähmen  dieser  Abhandlung  möglich,  die  Lambert- 
ficbe  Theorie  wiedergegeben  sein. 

Das  fiofft/ i'nsQhe  Werk-}  zieht  die  (Jifnzen  der  inter- 
nationalrechtlicben  Privatreclitseinheit  enger.  Ich  kann  midi 
hier  mit  einem  Hinweis  auf  Niemeyers  Besprechung  dieses 
Werkes  in  ZUich.  XIY  567  begnügen. 

IV. 

Damit  sind,  wie  i(  Ii  hoffe,  die  wichtigsten  Hiclitnngen  und 
MetlKKlt  ii  in  den  .sirebuiigcii  nacli  internationHlrechtlicher 
Privatreclitseinheit  jicniigeiid  zum  Ausdi-iuk  gckoimncii.  Ks 
fragt  .sich  nun.  —  das  ist  ja  un.sere  eigentliche  Aufgal)e. 
lassen  sich  vielleicht  diese  Richtungen  uiit  einander  ven  inigeii, 
oder,  wenn  nicht,  —  welche  von  den  angefidirten  Kiclitungen 
vei-dient  den  Vorzug? 

Zunächst  schalte  ich  der  grülieren  Durchsichtigkeit  halber 
die  Jjamberfac]w  Theorie  aus. 

Die  Aufmalt«'  vtn  iiitaclit  sie!»  dann  noch  bei  folgende]-  Er- 
wägung.    Unzweitelliatt  wird  die   haupt,säclilicii   von  /,Hel- 

0  Vgl.  Lambert  a.  a.  ü.  S.  2—8:  „Enfiu  Vume  4e$  eircomlauees 
qui  favoritmt  te  plus  effieaeement  la  Constitution  «Tun  droit  eommum 

liffixlatif  v'rsi  que  les  iltverse»  Ugislations  qui  furmettt  iubjet  pn'nei- 
prrf.  te  venire  tKtturel  fle  »tu»  i-htde  <  legialatinnfi  hifhtcs.  legialatinmi 
gemiatiiquen  et  niissi.  dans  line  vertnitte  tuesure,  dro/f  anglais,  tiiuil 
ecussaitij  se  sont  alivienh-es  dann  le  paxse  a  des  suurces  cummuiies, 
eoutumes  gsrmauiques,  droit  fiodat,  droit  cmionique,  droit  romain, 
soit  sous  sa  forme  originale^  sott  nuriout  irtmeformi  par  VetetioH  de» 
posfglti.ssttleur.s  el  des  interpreles  du  modernus  usus  ptiudectarum  .  .  .* 
Kin  alischlieüendes  Urteil  über  Moguins  Werk  ist  erst  n«oh  dessen 
VuUendang  uüglich. 
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mann  vertretene  Richtung  niemals  prinzipiell  von  vorneherein 
ein  Spesialweltrecht  im  Sinne  der  etwa  von  MeiH  gemachten 
Vorschlage  zurückweisen,  weil  die  Einffilirung  eines  Spezialwelt- 
rechts  etwa  im  Sinne  Met  Iis  und  Cohns  immerhin  einen  he- 
deutenden  Schritt  auf  dem  Wege  zur  intemationalrechtlichen 
Privatrecbtseinheit  im  weiteren  Sinne  ^bedeuten  würde.'  -\ 

Man  Icann  dalier  die  Frage  auch  so  formulieren :  Empfielilt 
sich  die  von  Zitelmann  vorgeschlagene  über  die  Vorschläire 
der  herrschenden  Richtung  weit  Mnausragende  internationale 
partielle  Rechtseinheit?  Ist  -  nni  ein  Bild  zu  gebrauchen  — 
das  z.  Vi.  von  Meili  vorgeschlagene  Spezialweltrecht  nur  das 
Notgrebäude,  in  dem  wir  verweilen  müssen,  bis  der  gewaltige 
Bau  des  Weltprivatrechts  vr)llendet  ist,  oder  liandelt  e«  sich 
bei  dem  Spezialweltrecht  bereits  um  Teile  des  Gebendes,  in 
dem  wir  uns  dauernd  aufhalten  sollen? 

Ich  gebe  voi^greifend  bereits  an  dieser  Stelle  eine  (  vor- 
läutige)  Lc*sun?  unseres  Problems,  weil  sie  den  bequemsten 
Ausgangspunkt  für  unsere  weitere  Eröiterung  l)ildet. 

31.  E.  lassen  sich  diese  beiden  Richtungen  in  den  Bestrebungen 
nach  inttfmationalrechtlicher  Privatrechtseinheit  vollständig  mit 
einander  vereinigen :  sie  müssen  notwendig  bei  joder  nationalen 
w  ie  internationalen  gesetzgeberischen  Arbeit  sich  tuliibar  machen 
und  stehen  nur  scheinbar  in  scharfem  (regensatz.  Wenn  Meili 
eine  internationale  Spezialgeset^gebung  vorschlügt  und  sich  zu- 
nächst mit  (Icni  hciitr  iMn  iclibaren  begnügen  will,  so  ist  diese 
Selbstbesc  liriiiikuiij^  im  Interesse  cinfT  von  aktuellen  Bedürfnissen 
gefonlt'iti'ii  iiirernatiorijilen  Re<i('liing  der  etwa  von  Meili  vor- 
ge>chla<:i'm'ti  !»('( Iitsiiistitutc  zu  l)('<i:i-üßen.  Auf  der  andern  Seite 
dait  man  aber  dubi  i  nicht  überselien,  dali  alle  Sppzialgesetz- 
gebiinjit'ii  nind  das  gilt  auch  von  den  in  sicli  !iI)<r('schlossen 
erscheinenilcnt  nur  Toi-sos  werden  und  Mt  ilHii.  (icrade  diesen 
Gesichtspunkt  sclieiiir  mir  Mfi/i  in  seiner  Kritik  Zitd mdinia 
nicht  genügend  hcat  lit(  t  zu  haben,  und  daher  möchte  ich  hierzu 
zunächst  Stellung  nehmen. 


AuHdrUcklich  erktilrt  dies  ZitelmattH  a.  n.  0: 
^)  Meili  a.  a.  0.  8.  57 ff. 
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Der  (iesetzgeber  wird  nur  dann  sich  zur  Spezialfrcsrtzrrebungr 
auf  dem  (iebiete  des  nationalen  wie  des  internationalen  Rechts 
entschlie^n,  wenn 

1.  die  bestehende  rechtliche  Regelung  des  Wirtschafts- 
lebens einer  Korrektur  bedarf,  oder  aber,  wenn  nene  Bedfirf- 
nisse  in  der  Wirtschaft  und  im  Verkehr  lier\ortretcn,  and 
damit  dem  Gesetzgeber  die  Angabe  zufällt,  für  diese  neuen 
sozialen  Verbaltnisse  eine  Zwangsordnong  anfzostellen,  and 

2.  eine  yollständige  Neokodifikation  der  ganzen  Rechts- 
disziplin sieb  nicht  empfiehlt. 

Bekanntlich  leidet  nun  die  Erkeniitiii^i  der  Korrekturbe- 
dürftigkeit bestehender  Reclitsordnungen  wie  die  Erkenntnis 
neuer  Bedürfnis>se  im  WirtschaftÄleben  und  folglich  erst  reclit 
ilii   rechtliche  Regelung  des  \Virtiichafti»lebens  in  der  Gesetz- 
gebung bezw.  die  Korrektur  wirtschaftlicher  Neuerungen  durch 
die  (Gesetzgebung  an  dem  allgemeinen  Fehler  menschlicher 
Forschung,  daß  wir  nur  erst  aUmählicb  nach  Untersuchung  der 
einzelnen  Erscheinungen,  nach  Lösung  einzelner  Fragen,  das 
Problem  als  Ganzes  erschöpfen.   Daher  die  Spezialgesetze,  aus 
deren  Zügen  man  deutlich  die  nahe  Verwandtschaft,  die  Mög- 
lichkeit der  Vereinheitlichung,  die  Zogehörigkeit  als  «Teil  zum 
Ganzen"  ablesen  kann;  Spezialgesetze,  die  noch  der  Stunde 
harren,  in  der  auf  Grund  weiterer  Elrkenntnis  ihres  Wesens, 
anf  Grund  weiterer  Abstraktionen  das  Verwandte  wie  das  Ver- 
schiedene bei  ihnen  scharf  hervorgehoben  wird,  in  der  sie, 
aktuellen  wirtschaftlichen  Bedfirfnissen  entsprechend  einzeln 
geschaffen«  sich  zu  einem  Ganzen  gemäß  den  Anforderungen 
des  Wirtschaftslebens  und  der  Logik  zusammenschließen.  — 

Und  lerner!   Wie  oft  mißlingt  es  dem  (iesetzgeber  bei  der 
Schöpfung  eines  Spezialgesetzes,  die  l'nL'^cruri'ren  aus 

der  organischen  Zugehörigkeit  dieses  Spezialgeset/.es  zu  den 
allgeuieinen  Normen  dieser  Rechtsdisziplin  sei  es  nur  in  fni himUt 
Beziehung  oder  sei  es  gar  bezgl.  des  materiellen  Inhalts  zu 
ziehen:  Als  Beleg  nenne  ich  nur  das  deutsche  Verlagsrecht, 
dem  mit  Fug  und  Recht  der  Vorwurf  gemacht  wird,  daß  dieses 
Spezialgesetz  nicht  in  vollem  Einklang  mit  den  Normen  des 
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BGB  (Obligationeiirechtl)  stehe.*)  Ist  es  leichter,  ein  Spezial- 
weltrecht  (etwa  \m  Meilischen  Sinne)  mit  den  verschiedensten 
Privatrecbtskodifikationen  in  Einklang  zu  bringen? 

Und  wiedenun!  Sollen  die  Institute,  die  man  in  dem 
Spezialweltrecht  (etwa  im  Umfange  der  Meili&chen  Vorschläge) 
intematioDal  einheitlich  kodifizieren  will,  abschließend  geregelt 
werden,  so  darf  man  sich  ro.  £.  nicht  etwa  damit  begnügen, 
nur  hezUgl.  dieser  einzelnen  Institute  oder  genauer  besflgl.  deren 
einheitlicher  Regelung  sich  zu  yerständigen,  es  mu6  vielmehr 
weit  darüber  hinaus  Einverständnis  herrschen.  Ich  verdeutliche 
diese  Notwendigkeit  wohl  am  besten  an  einem  Beispiel.  Das 
Wechsehrecht  soll  international  einheitlich  geregelt  werden. 
Diese  Regelung  setzt,  damit  die  Schöpfung  lebensfähig  werde 
ond  nicht  von  vorneherein  zum  Absterben  oder  Yerlcilmmem 
verurteilt  sei,  voraus,  daß  der  Gesetzgeber  sich  fiber  die  ge- 
samten Yermiigensschiebungen,  fiber  die  verschiedenen  Möglich- 
keiten, sie  gesetzgeberisch  zu  regeln  (also  z.  B.  Uber  die  Ein-' 
teilung  der  YermögensznwenduDgen  in  abstrakte  und  kausale, 
über  die  Zerlegung  der  kausalen  Vermögenszuwendungen  in 
Leistungen  und  caMMe,  fiber  die  Fragen:  wie  weit  die  Ab- 
straktheit des  Wechsels  reichen  soll,  ob  z.  B.  ein  Verstoß  des 
die  Wechselverpflichtung  begründenden  abstrakten  Rechtsge- 
schäfts gegen  die  guten  Sitten  die  Wechsel  Verpflichtung  unwirksam 
machen  soll  oder  nicht  usw.)  volle  Klarheit  verschafft.  Die 
internationale  einheitliche  Regelung  des  Wechselrechts  wfirde 
also  einen  vollständigen  Meinungsaustausch,  eine  vollständige 
Verständigung  fiber  das  ganze  weite  Gebiet  der  Vermögens- 
zuwendungen voraussetzen.  Wäre  aber  diese  ganze  (unentbehr- 
liche) Arbeit  geleistet,  so  wäre  es  unverständig,  sie  nur  zu  einem 
kleinen  Teile  ffir  die  Bestrebungen  nach  intemationahrechtlicher 
Privatrechtseinheit  fruchtbar  zu  machen.^)  Herrscht  über  die 

Vgl.  Kohler  in  9.  HoliMendotff«  Enzyklopädie  VI.  Aufl.  I.  Bd. 
8.  624  ff. 

^)  Aa«  dem^Iben  Qmndc  ist  la.  E.  Wümers  Vorschlag  „KoUisiuns- 
nurnien  zum  Versichenmgs vertrag:'  Ztscb.  XIll  366  abziilehnfii  Die  Ret^t-limu; 
dkser  Kollisionsnonnen  bedeutet  in  der  Tat  eine  Kegelun«;  des  ^vtatuts  für 
Schuldverhältnisse.  Eine  solche  Kegelan^^  über  in  einem  Nt  bengesetz  aus- 
sttsprecbeii  ist  m.  E.  ein  Kaiutfebler. 
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ganzen  Vermögenszuwendnngen,  über  das  ^Ffir  und  Wider** 
der  verschiedenen  Ausgestaltungsmöglichkeiten  Einverständnis, 
dann  empfiehlt  sich  anch  die  einheitliche  Regelung  des  ganzen 
Gebiets. 

Aber  —  wendet  man  vielleicht  ein  —  das  deutsche  WecliseU 
recht  hat,  ohne  daß  Uber  die  mit  ihm  nahe  zasammenhängenden 
Probleme  volles  Einverständnis  herrschte,  die  vielen  Dezennien 
bis  zur  Schöpfung  des  BGB  segensreich  gewirkt  und  «seine 
Angabe  vollauf  erfüllt.  Wäre  vielleicht  ein  Gleiches  von  einem 
Weltwechselrecht  zu  erwarten?  Man  würde  entgegenhalten 
können  —  und  das  wird  nur  zu  wenig  beachtet,  —  daß  das 
deutsche  Wechselrecht  in  der  gemeinrechtlichen  Theorie,  dieser 
man  darf  wohl  sagen  einheitlichen  Grundlage  deutscher  Rechts- 
wissenschaft, den  Nährboden  fand,  auf  dem  es  sich  kräftig 
weiter  entwickeln  konnte.  —  Würde  das  Wechselrecht  inter- 
national einheitlich  geregelt,  ohne  daß  die  ganzen  Vermögens- 
scliiebungen  einheitlich  kodifiziert  würden,  so  zeigte  sich  früher 
oder  später  die  bedauernswerte  Erscheinung,  daß  die  nationale 
und  internationale  Gesetzgebung  sich  in  verscliledenen  Gleisen 
bewegten,  daß  die  Errungenschaften  der  eifrigen  Forschung  auf 
beiden  Gebieten  nicht  zum  gegenseitigen  Vorteil  vollständig 
ausgenutzt  werden  krinnten.  Was  hier  für  das  Wechselrecht 
angedeutet  wurde,  gilt  in  äliiiliclier  Weise  für  die  andern 
Institute,  die  einlieitlicli  international  geregelt  werden  sollen. 
Der  (iedanke  Meilis,  die  internatiunale  Regelung  des  Eisen- 
bahnfrachtverkehrs möge  bald  allenthalben  zur  nationalen  Ord- 
nung des  Kisenhalinfrachtverkebrs  erhoben  werden,  läßt  sich 
außerordentlich  entwickeln  und  erweitern,  nämlich  dahin,  daß 
überall  dort,  wo  eine  internationale  Regelung  von  Privat rcdits- 
instituten  möglich  und  zweckmäßig  ist,  eine  stdche  Regelung 
angebahnt  werde,  damit  dereinst  die  ganze  ( M'i.stesarbeit,  welche 
sich  heute  bei  der  Krforscliung  uml  dem  Ausbau  der  einzelnen 
nationalen  Rechtsordnungen  zersplittert,  der  einheitlichen  inter- 
nationalen (Gesetzgebung  zugute  komme. 

Für  die  Notwendigkeit  einer  internationalrechtlicheii  Privat- 
rechtseinheit im  weitern  Sinne  (etwa  im  Sinne  Zitelmanns) 
spriclit  also  zunächst  der  Umstand,  daü  bereits  eine  intemational- 


Digitized  by  Google 


Internationalrecht liehe  Privatrechtscinhcit. 


23 


rechtliche  Privatrechteeinheit  im  engeren  Sinne,  soll  die  ge- 
leistete Arbeit  nicht  von  vorneherein  unfmchtbar  sein,  eine 
Rechtseinheit  in  weit  größerem  Umfange  als  es  nach  der 
künftigen  lex  lata  den  Anschein  haben  würde,  voraussetzt 
Vor  allem  aber  spricht  für  die  Zitelmannsche  Meinung 
folgender  Grund. 

Der  Zweck  aller  Bestrebungen  nach  internationalrechtlicher 
Privatrechtseinheit  ist  eine  Vereinfachung  des  Rechtsverkehrs, 
ist  maglichste  Beseitigung  der  im  Verkehr  nicht  selten  als  Zu- 
fälligkeiten empfundenen  Verschiedenheiten  der  nationalen 
Rechtsordnungen.  Ist  dieser  Zweck  —  und  darüber  besteht 
kein  Zweifel  —  vernünftig  und  zutoeffend,  so  muß  diese  Idee 
zum  Prinzip  erhoben  werden  und  folglich  überall  als  Prinzip 
gelten,  wo  nicht  aus  den  früher  angegebenen  Gründen  ^)  eine 
Durchbrechung  dieses  Prinzips  erfordert  wird,  also  besonders 
ihn%  wo  Teile  der  Privatrechtsordnungen  (ich  denke  an  das 
Ohl i^'at ionenrecht  auf  röniisch-genieinrechtliclii  i-  Hasis)  im  Laufe 
der  Zeit  eine  weltrechtliche  Abklärimjr  erfahren  haben,  oder  wo 
es  sich  um  Rechtsgedanken  handelt,  die  —  wie  etwa  der  soziale 
( bedanken  —  sofort  nach  ihrer  üintdeckung  und  Klärung  von  allen 
Kulturvölkern  konzipiert  wurden  —  von  vorneherein  Gemein- 
gut der  Völker  waren.  Eine  Durchbrechung  des  Prinzips  kann 
aber  nur  dort  erforderlich  werden,  wo  Besonderheiten  der  wirt- 
schaftlichen Veriialtnisse  eine  Ausnaiiine  von  dem  allgemeinen 
Prinzip  der  intemationalrechtlichen  Privatrechtseinheit  notwendig 
machen. 

(ierade  das  niaclit  die  Stärke  dieses  Beweisgrundes  aus, 
daü  (s  w  i r tschaf  1 1  i  I  he  Krwiigungen  sind,  mit  denen  wir 
«n.^eic  liiui]»tiiiiu :  die  Bestrebungen  nach  internationalrecht- 
licher Privatreclitseinheit  seien  fruchtbar,  internationalrechtliche 
Privatrechtseinheit  sei  möglicli  und  notwendig,  stützen,  und 
nicht  abstrakte  allgemeine  Lehrsätze,  die  sich  aus 
einem  von  v(»rne  lierei  n  aufgestellten  Prinzip  logisch 
<le<lnzieren  lassen.  Daher  wäre  der  Kinwand,  dieser  Beweisgrund 
könne  nicht  Anspruch  auf  Wissen.schaftlichkeit  erheben  und 
berge  soziale  (iet'ahreu  in  sich,  weil  die  von  uns  verteidigte 

>)  Vgl.  S.  9  ff.  dieser  Abhandtang. 
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Rechtsfindimg  auf  dem  Gebiete  der  internationalrechtlichen 
Privatrechtseinheit  nicht  durch  Interessenabwägung,  sondern 
durch  Konstruktion  erzielt  sei,  unmöglich. 

Um  die  weitere  für  die  praktische  Lösung  unseres  Problems: 
^Herbeiführung  der  internationalrechtlichen  Privatrechtseinheit'* 
wicliti}j:ste  Frage :  wie  weit  muß  die  intemationalrechtliche  Privat- 
rechtseinlieit.  welche  die  von  uns  in  Küize  angeführten  Wirtschaft* 
liehen  Erwäginijf n  fordern,  reichen,  beantworten  zu  können, 
gilt  es  (bereits  Zitelmann  hat  diesen  Weg  eingeschlagen^  in 
die  Werkstätte  des  Gesetzgebers  zu  gehen  und  sich  mit  seiner 
Aufgabe,  seiner  Arbeitsweise  vertraut  zu  machen. 

Wenn  der  (iesetzgeber  seine  Kodifikationsarbeit  beginnt, 
so  muß  er  notwendijrerweise  danach  streben,  alle  möglichen 
künftigen  Ht  chtsfälle  durch  seine  Entsclicidungsnormen  zu  regeln. 
Nach  idealer  Anforderung  müßte  die  Entscheidung  des  Gesetz- 
gebers eine  derartige  sein,  daß  sie  jeden  F^^all  in  seinen  ^ranzen 
konkreten  Eigentümlichkeiten  vollständig  würdigte.  Weil  es 
aber  bei  der  ungeh(nr('n  Menge  von  Fällen  mit  allen  ihren 
Besonderheiten  unmöglich  ist.  von  vorneherein  für  alle  künftigen 
Fälle  vollständig  zutrefTcn*!«'  Kntscheidungen  zu  geben,  so  muß 
sich  der  (iesetzgeber  damit  helfen,  daß  er  von  den  einzelnen 
Fällen  abstrahiert  und  möglichst  allgemeine  Normen  aufstellt, 
daß  er  sich  mit  der  prinzipiellen  Regelung  des  Falles  durch 
abstrakte  Regeln  begnügt  und  dabei  es  dem  richterru  hen  Er- 
messen überläßt,  bei  der  Entscheidung  des  einzelnen  Falles  auch 
dessen  konkrete  Eigentümlichkeiten  eingehend  zu  berücksichtigen. 

Abstraktion  von  den  einzelnen  Fällen !  Wie  weit  reicht 
sie  V  Selbstverständlich  sind  verschiedene  (irade  der  Abstraktion 
raöglicli.  Man  vgl.  z.  B.  da.s  ALR  mit  dem  BGB!  Hier  prin- 
zipielle Regelung  in  großen  allgemeinen  Linien,  dort  Detail, 
weitgehende  Kasuistik!  Und  dann  denke  man  noch  an  die 
starke  heutige  Strömung,  die  in  der  (lesetzgebung  am  liebsten 
nur  ganz  allgemeine  Normen  sähe  und  alle  Schwierigkeiten  bei 
der  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle  dem  Richter  aufbürdete, 

Vgl.  Sfampe,  Kecbtshnduug  durch  Kunstruktiou.  D.  Jur.-Ztg. 
10.  Jahrg.  No.  9  ü.  417  B. 
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jene  Strömung,  die  notwendig  zn  einem  Präjudizienkult,  eüiem 
allgemeinen  Suchen  nach  einer  spezielleren  festen  gesetzlichen 
Regelung  ffibren  würde!  —  Jede  Gesetzgebung  setzt  —  und  das 
ist  hier  allein  von  Bedeutung  —  notwendig  eine  Abstraktion 
von  den  einzelnen  Rechtsfftllen  voraus. 

Ich  sage :  Abstraktion  von  den  einzelnen  Rechtsfällen, 
um  damit  zum  Ausdruck  zu  bringen,  daß  wir  uns  die  Wirt- 
schaft oder  genauer  alle  die  Einzelerscheinungen  der  Wirtschaft, 
die  Oberhaupt  jemals  für  die  Gesetzgebung  in  Betracht  kommen 
können,  immer  bereits  als  dnrch  rechtliche  Normen  geregelt, 
als  bereits  in  rechtliche  Form  gebracht  vorstellen.^) 

Es  handelt  sich  also  in  der  Tat  um  Abstraktion  von  den 
Einzelerscheinungen  des  Wirtschaftslebens,  um  Auffindung  der 
Kategorien,  in  die  sich  die  unz&hligen  Einzelerscheinungen  der 
Wirtschaft  einordnen  lassen. 

Für  die  Auffindung  dieser  Kategorien  ist  es  förderlich, 
wenn  darüber  Klarheit  herrscht,  welche  Faktoren  jede  einzelne 
wirtschaftliche  Erscheinung  voraussetzt.  Zunächst  muß  immer 
ein  bestimmtes  Bedürfnis  sich  geltend  machen.  Diese  einzelnen 
Bedürfnisse  lassen  sich  aber  in  bestimmte  Kategorien,  für  deren 
Auffindung  die  Erforschung  des  menschlichen  Trieblebens  die 
maßgebenden  Gesichtspunkte  an  die  Hand  gibt,  einordnen. 

Steht  das  Bedfirbiis  fest,  welches  die  bestimmte  wirtschaft- 
liche Erscheinung  kausierte,  so  gilt  es  in  zweiter  Linie  fest- 
zustellen, welches  Mittel  zur  Stillung  dieses  Bedürfnisses  gewählt 
wurde,  ob  es,  bereits  vorhanden,  wegen  seiner  Zweckmäßigkeit 
gewählt  oder  ai>er  erfunden  wurde,  ob  nur  ein  Mittel  die  Be- 
friedigung dieses  Bedürfnisses  erreicht,  oder  aber  ob  ver- 
schiedene Mittel  in  gleicher  Weise  dazu  taugen. 

Schließlic]i  ist  zu  untersuchen,  wie  die  Völker  aus  religicsfti. 
ethischen  (speziell  (ierechtigkeits-)  Bücksicliten.  das  Bedüiinis, 
die  Stillung  des  Bedürfnisses  und  die  verschiedenen  Mittel  zur 
Bedürfnisstillung  wei-ten. 

Zniiiichst  mag  dieser  Exkurs  in  das  (Jebiet  der  (Jesetzgebung 
als  abwegig  erscheinen.  Aber  die  Ergebnisse  der  Bestrebungen 

*)  Vgl.  Mcb  Klein f  Rechtsfindung  d.  Konstruktion.  fM.  Hiekter-Z. 
IL  J$.  No.  11  (1905). 
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nach  internationalrechtlicher  Privatrecbtseinhett  werden  nur 
dann  von  Erfolg  gekrönt  sein,  wenn  die8e  ganzen  Lebren  von 
gnindaus  behandelt  werden. 

Prüfen  wir  nun  zuerst  die  Bedürfnisse^  die  in  den  ver* 
m^hiedenen  Privatrechtsordnungen  anerkannt  werden,  .so  zeigt 
sich  Hofort,  daß  die  Kulturvölker  zn  einer  und  denselben  Zeit 
bei  einer  Reihe  von  Bedttrfnisseu  gleich  empfinden.  Hierbei 
darf  man  naturgemäß  nicht  ängstlich  alle  Details  mit  einander 
vergleichen.  Die  großen  allgemeinen  Linien,  durch  die  sich 
die  heutigen  Bedürfnisse  andeuten  lassen,  werden  bei  den  ein- 
zelnen Völkern  auf  weitem  (jrebiete  kaum  auseinanderfallen. 
Dies,  weil  einmal  die  in  der  mensehliclit  fi  Xatnr  iM  jrründeten 
Bedürfnisse  in  ihren  (irundziigen  gleicli  sind,  weil  andei-seits 
ein  gesteigerter  Verkehr  die  errungenen  Kulturfortschritte  bald 
über  die  (ireiizcn  rines  Landes  hinaus  den  andern  Völkern 
vermitt<ilt  und  sich  dementsprechend  allenthalben  die  Bedürf- 
nisse in  gleicher  Weise  weiterentwickeln  FUiissen. 

Als  Beleg  für  die  Kichtigk*  it  der  Behauptung,  daß  die 
Bedürfnisse  der  Völker,  welche  in  d(  r  Brivatrechtsordnung  g«*- 
regelt  werden,  auf  weitem  Gebiete  übereinstimmen.  m<>chte  ich 
nur  folgendes  liervorheljen.  Man  nehme  die  soweit  in  das  <Je- 
bietdes  Privatrechts  hineinragende  .soziale  (iesetzgebungl  überall 
ein  Streben  nach  gnWIerer  Siclierung  der  Arbeitnehmer  gegen 
die  Schädijjunfien  durch  Krankheit,  Unfall,  Altersinvaliditiit 
und  dergi.  ich  erinnere  an  die  üb(>rall  sich  geltend  nuichende 
Strömung,  Kartelle  zu  schließen,  an  den  nngeheui'en  Aufscliwung 
des  Versicherungswesens  u.sw.,  an  die  nn»d<'rne  .-Vu.sgestaltung 
der  Dienst-  und  Arbeitsverträge,  an  die  FreiiTstellung  der  Frau 
im  Eherecht!  Wieweit  zwischen  einzelnen  Landern  und  Vidkeru 
eine  Übereinstimmung  der  Bedürfnisse  besteht,  beweisen  zur  (Je- 
nüge  die  Be.schlü.s.se.  die  Verhandlungen  der  deutschen  .luristen- 
tage.  Ja  diese  Überein.stinnnniifr  t1(  i-  I*<'dürfni.sse  ist  bei  einzelnen 
Vfdkern  so  w(  itg(>hend,  daß  selbst  in  Detailfragen  die  Meinungen 
zusammengehen .  ^ ) 


M  z.  ß.  die  Bcstn  liiifi^feD  in  Deutscliland  und  ( )st<'ireicli  «tttineni  größeren 
8cbau  der  Ehre.  Vgl.  ..Entwurf  eines  <ie«etzcs  zur  Verbeeacrung  des  Schutxes 
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Was  von  den  Bedörfnissen  ausgeführt  wurde,  gilt  in  gleicher 
Weise  von  den  Mitteln  zur  Stillung  dieser  Bedürfnisse.  Jede 
Vervollkommnung  auf  den  Gebieten  der  Wissenschaft  und  Kunst, 
des  Handels  und  Gewerbes  wird  dank  den  modernen  Kommu- 
nikationsmitteln (man  denke  an  die  ungeheure  diesbezttgliche 
Wirkung  der  Presse)  in  kurzer  Zeit  (wenigstens  für  den  Gebrauch) 
international.  Gerade  dieser  Umstand,  daß  heute  jeder  Fort- 
schritt in  den  Mittehi  zur  Bedürfnisstillung  über  kurz  oder  lang 
(wenigstens  für  den  Gebrauch)  Gemeingut  der  Kulturvölker 
wird,  hat  es  ja,  wie  wir  zeigten,  zur  Folge,  daß  reaktionsweise 
neue,  international  gleiche  Bedürfnisse  erzeugt  werden. 

Ebenso  kann  man  wohl  kühn  behaupten,  daß  bezüglich  der 
ethischen  (speziell:  Gerechtigkeits-)  Ideen  (für  das  Gebiet  des 
Privatrechts)  unter  den  Kulturstaaten  im  allgemeinen  Überein- 
stimmung herrscht. 

Zunächst  gilt  es  hier  naheliegende  Irrtümer  zu  vermeiden. 
£inmal  ist  zu  berücksichtigen,  daß  wir  keineswegs  behaupten, 
die  etwa  den  heutigen  privatintemationalen  Rechtseinheits- 
bestrebungen zugrunde  zu  legenden  ethischen  (verkehrsethischen-, 
Gerechtigkeits-)  Grundsätze  müßten  für  alle  Zeiten  unveränderlich 
die  Grundlage  der  Privatrechtsordnnng  bilden.  Das  neue  inter- 
national-einheitliche Privatrecht  wäre  niemals  identisch  mit 
dem  so  viel  behandelten  Naturrecht  Weit  entfernt  f  Es  wäre 
eine  durch  Vereinbarung  geschaffene  positive  Rechtsordnung, 
die  vielleicht  deshalb  eine  größere  Garantie  der  korrekten  Re- 
gelung der  Wirtschaft  böte,  weil  sie  erst  nach  Durchprüfung 
der  verschiedenen  Auffassungen  und  Regelnngen  der  Wirtschaft 
in  den  verschiedenen  bestehenden  Rechtsordnungen  zustande 
gekommen.  Aber  diese  Rechtsordnung  bliebe,  wie  jedes  positive 
Recht,  weit  hinter  den  absoluten  Gerechtigkeitspostnlaten  ihrer 
Zeit  zurück,  weil  sie  an  die  bestehenden  Verhältnisse  anknüpfen 
müßte,  und  auch  bei  ihr  wie  bei  jedem  positiven  Gesetz,  aus 
Zweckmäßigkeitsgründen  auf  die  absolute  Durchführung  der 

der  Ehre.  Antrag  des  Dr.  Lammanch  und  Genossen*  nnd  r.  W  di»  Ali- 
träge  der  deutschen  Anfi-DiH-ll-Li^a  Vor  allrin  aber  ilcnkf  inaii  an  düs  in 
Deutschland,  (»sttrrcirh  und  1  raukreich  gleichzeitig  empfundene  öedtirfni» 
nach  einem  Versicberungütecht! 
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Gerechtigkeits^ruQcte&tee,  welche  ihr  zugrunde  liegen,  verzichtet 
werden  müßte. 

Immerhin  aber  würde  —  und  darauf  kommt  es  für  uns 
nach  dem  kurzen  Hinweise  auf  die  naheliegenden  Irrtümer  zn* 
nächst  an  —  eine  Untersuchung  der  bestehenden  Rechtsordnungen 
daraufhin,  ob  und  inwieweit  bestimmte  ethische  Grundsätze 
Gemeingut  der  Menschheit  sind,  inwieweit  die  Hoffnung  der 
Philosophie  und  des  Christentums,  unter  den  Völkern  die  Ver- 
schiedenheiten der  ethischen  Werturteile  zu  beseitigen  und  den 
richtigen  Ausgteidi  der  egoistischen  und  altruistischen  treibenden 
Gefühle  in  der  Menschheit  herbeizuführen,  sich  erfüllt  haben,  — 
ergeben,  daß  die  Gerechtigkeitsanschauungen  der  äviUsierten 
Völker,  so  weit  solche  Anschauungen  für  das  Privatrecht  in 
Betracht  kommen,  auf  weiten  Gebieten  des  Privatrechts  über^ 
einstimmen.  — 

Der  materielle  Inhalt  der  Rechtsordnungen  böte  —  für 
große  Gebiete  des  Privatrechts  —  der  intemationalrechtlichen 
Privatrechtseinheit  keine  unüberwindlichen  Hindemisse.  Aber 
damit  ist  die  intemationalrechtliche  Privatrechtseinheit  noch 
nicht  erreicht.  Sie  hat  zur  weiteren  Voraussetzung,  daß  die 
Formen,  in  die  der  materielle  Inhalt  der  Wirtschaft  gegossen 
werden  soll,  international  vereinheitiicht  werden.  Auch  die 
Lösung  dieses  Problems  gehört  keineswegs  ins  Reich  der  Un- 
möglichkeiten. 

Zunächst  eine  kurze  Abschweifung!  Sine  große  Schwierig- 
keit für  alle  Formvergleicbung  bezw.  Formvereinheitlichnng-  im 
Recht  bildet  der  Mangel  einer  einheitlichen  Terminologie  und 
weiterhin  der  Umstand,  daß  in  den  Rechtsordnungen  nicht  selten 
Formen  weitergeführt  werden,  deren  Inhalte  bereits  eine  Reihe 
von  Wandlungen  durchgemacht  haben.  Beide  Mängel  lassen 
sich  wohl  niemals  vollständig  abstellen.  Für  die  Lösung  unseres 
Problems  aber  ist  es  von  Bedeutung,  daß  beide  Schwierigkeiten 
in  genügender  Weise  gewürdigt  werden. 

^)  Vgl.  auch  Lambert  a  a  0.  S  M'i  hi-i  seiner  Beaprechung  von 
Qdnp,  Methode  d  interpretation  et  svurccK  ett  droit  privä  positif  in 
der  BiUioikiqite  de  jttriaprudmce  dtü  contempot  a4m  8- 190;  Tgl.  aadi 
Lambert  a.  «.  0.  S.  45.   Übereinstimmend  Zitelmannt  Weliredit. 
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Über  die  Lösnng  des  Problems  der  tnterDationalen  formalen 
Vereinlieitlichuiig  des  Rechts  sei  hier  nur  folgendes  gesagt. 

Soweit  es  sich  hier  nur  nm  eine  Aufgabe  handelt,  die 
auch  bei  jeder  nationalen  Gesetzgebung  gelöst  werden  muß, 
bedarf  es  an  dieser  Stelle  keiner  besonderen  Erörterung.  Selbst- 
Terständlich  muß  der  Gesetzgeber  bei  der  international>einheit> 
liehen  Regelung  des  Privatrechts  genau  wissen,  wie  die  einzelne 
formale  Gestaltung  eines  bestimmten  wirtschaftlichen  Instituts 
wirkt  tzurfickwirkt,  als  Korrektur  der  Wirtschaft  wirkt).  Hier 
werden  die  neuerdings  sich  stärker  geltend  machenden  Be- 
strebungen, tiefer  in  die  Kunst  der  Gesetzgebung,  in  den  un- 
.  geheuren  Inhalt  der  Wirtschaft  und  die  Fülle  der  verschiedenen 
möglichen  FormeUi  in  die  dieser  Inhalt  gefaßt  wurde,  einzudringen, 
sich  in  hohem  Maße  nützlich  erweisen.   In  die  Kunst  der  Ge- 
setzgebung! W&re  es  z.  B.  nicht  (um  noch  diesem  (jedanken 
Ausdruck  zu  verleihen)  von  hohem  Werte,  wenn  mehr  als  bis- 
lang geschehen,  die  Mittel  dieser  Kunst  mit  den  Mitteln  anderer 
Kfinste  verglichen  würden.   Wie  erreichen  es  Maler  und  Ton- 
dichter ihren  Werken  einen  bestimmten  Grundton  zu  verleihen? 
Wie  kann  der  Gesetzgeber  (können  die  redenden  Kfinste)  ihre 
W^erke  auf  einen  bestimmten  Grundton  abstimmen?  Zur  Be^ 
leuchtung  ein  Beispiel!    Die  bona  fides^  das  wohlanständige 
Handeln  nach  richtiger  Sitte,  ria(  Ii  Yerkehrssitte  wird  vom  Ge- 
setzgeber allenthalben  verlangt.  Überall  bahnt  er  einen  richtigen, 
gerechten  Ausgleich  zwischen  den  Interessen  des  einzelnen  und 
den  AUgemeinheitsinteressen  an.   Die  bona  fides  gilt  für  Handel 
und  Wandel,  gilt  im  Faroilienrecht,  gilt  überall  als  notwendiges 
Charakteristikum  des  vollwertigen  rechtlichen  Handelns.  Daher 
das  Verbot  der  Chikane,  daher  BGB  $  138,  §  242,  §  157  u.  dgl. 
Bekanntlich  wird  über  die  Tragweite  dieser  Normen,  ihre  Be- 
deutung und  Stellung  im  System  usw.  gestritten.   Aber  wiu; 
sind  sie  anders  als  der  Grundton  im  Gemälde?      Nur  die 
Verschiedenheit  der  Mittel  zwingt  die  einzelnen  Kfinste  zur 
verschiedenen  Andeutung  und  Darstellung  des  (jrundtones 
der  Werke.  —  Forschungen  auf  diesem  Gebiete  dürften  für 
die  Entwicklung  der  Gesetzgebnnirskunst  nicht  ohne  Interesse 
sein. 


AbtT  alle  diese  Kragen  sind  prinzipiell  für  jede  nationale 
(iesetzg:el)«ing^  in  gleicher  Weise  zu  lösen.  Wenn  sie  hier  her- 
vorgehoben werden,  so  rechtfertigt  dies  der  Umstand,  daß  hei 
einer  internationalen  Privatreehtsvereinheitlichnng  die  Schwierig- 
keiten sich  wegen  des  großen  Tnifanges  des  Stoffes  steigern  würden. 

Ungleich  w  ichtiger  ist  die  Hervorhebung  folgeiulpr  T*nnkte: 

Mcili  hat.  wie  bereits  erwähnt,  den  <  lodankcn  iuisoc  siM  ficlien, 
die  Kl;ui«re  der  heimatlichen  (ilocken  würdin  aiuli  im  Rechte 
stets  fiiKMi  !)csfiiid('rfn  Zauber  ausüben  I)i('st'r  .l/<^'/7/ sehe  (Je- 
tiankc  kclirt  bei  allen  Krörtcrungen  über  unser  Prol'h  iii  wieder, 
aber  nicht  grolizügiL'  wie  Meili  ihn  jredacht.  sondern  in  be- 
kannter, oft  gerügter  I .nirb'  rzigkeit.  Soll  jede  Vcrscliiecb'nlieit 
der  jiatituialcn  Kerht.sordnuniinn  nicht  nur  bei  ihren  wirt.schaft- 
liehen  Sulistrattii  sondern  aiuli  hei  der  formalen  (iedanken- 
gtstaltuii^i  als  nationale  Kigentümliclikeit  gewertet  und  als 
s(j1(  lif  >.<>ri:*san)  erlialten  werden,  so  ist  —  ich  erinnere  nur  an 
dir  von  Pi( pjK'nhcim  in  Zt.sch  XV  Uff.,  vgl.  aucl»  S.  lH)  ft'., 
schart  <i<Tiititc  Entscheidung  des  obersten  ii.^ten'cichisclien  iW- 
richt.shots  vom  :i  11  04  Z  \)\ASV:\  —  nicht  an  eiiie  gedeihliche 
Kntwicklnnji  des  internationalen  Reciit.sverkehi'S,  geschweige  au 
eine  inti  inationalrechtliche  Privatrerhtseinheit  zu  denken. 

Würden  diese  Vorurteilo  iihtrwunden,  so  bitte  die  inter- 
nal lonal-einhcitlichr  torniair  <  icstaltimg  des  Privatreclits  (bis 
zu  gewissen  (ireii/cn  keim'  }M  S(»ndri-('n  Schwierigkeiten  Kinnial 
ist  zu  bedenken,  dalj  hestinimte  Fdrmen  wegen  ihrer  innern 
Zwecknialjigkeit  (hink  ih-i'  inneren  Vernnntr  (h'r  (ieseliichte  be- 
stellen bleilieji  liezw  wieth'rkehren.  In  anderen  Fällen  könnte 
man  sich  damit  hellen,  «lali  man.  wenn  veisehiedeiu'  Formen 
zwei  kmaijig  sind,  diese  vei'scliiedenen  Formen  nel)eneinander 
bestellen  ließe  oder  sie  kumulierte.  Wäre  dann  die  große  ge- 
meinsame Basis  einer  ei-sten  intürnationalrechtlichen  Privatrechts- 
einheit gefunden,  so  würde  sich  die  \  ( reiuheitliclning  der  Formen 
dann  naturnotwendig  weiter  entwickeln. 

Für  eine  international-einlieitliclie  formale  (Jestaltung  des 
Privatn'chts  ist  es  von  großer  Bedeutung,  w  ie  weit  derlJesetz- 
geber  bei  der  Regelung  der  Wirtschaft  von  den  Kinzeh  rs(  hein- 
nngen  abstrahiert.   .Je  mehr  sicli  der  (.iesetzgel»ei  in  Detail- 
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bestimmungeii  verliert,  um  ko  mehr  pot'enzieren  sielt  die  Formen, 
in-  die  er  den  materiellen  Inhalt  gießt,  um  ko  scbwierigrer  wird 
eine  einheitliche  formale  Regelung. 

Bevor  ich  scliließlitli  die  Krafre:  inwieweit  zur  Zeit  eine 
ijitf rnationalrt'clitlif  1m'  PrivatrcL-htsfinluit  angestrebt  werden 
s(»ll.  beantworte,  «rilt  es  norli  zu  Latubcrts  V<»rsc!il;i^^f'n 
Stellnn«^  zu  nelinien.  Lambert  will  vollständifre  Pi'ivatrechts- 
einlieit  für  di«'  Vidker.  «leren  Heelitsordnnnpen  aus  den  geniein- 
s(  liat'tliri)en  Quellen  des  riuniselien  und  deutschen  Kechts  jre- 
tlossen  sind.  Kinriiul  rajit  sein  Voi-sehlaji'  -  er  erstrebt  v<dl- 
ständijre  Frivatreehtseiiilieit  wt'it  über  die  andern  hier  er- 
örterten Vorsehläfre  hinaus  Anderseits  ht'sehrankt  rr  die  Auf- 
gabe, iiidmi  w  die  Mrinlidikt  ir  i-iiicr  iiitt'iiiatinn;ilr(M  litli(  liru 
Privatreeliiseinheit  nur  tili  liifjrni^n'ii  Kulturvidker  in  Krwaj^uiifr 
zieht,  deren  Kechtscirdnun^cii  deutsch-  und  rrmiisc  lire(  litli(  lie 
EltMiH-ntc  aufweisen.  Kin  I  rtcil  über  dir  Ixcalisierbarkcit  des 
La mbertscUk'U  Voi-sclilajrs  und  seiner  i^edeutung  füi  dir  l'.e- 
strebnngen  nach  internatiniiMlrtMlitl  icher  Privatreclitseinheit 
bereits  heute  zu  tiillt  n,  hicl.)r  \(.it  ili«r  urtt  ilcii  Hier  niuli  zu- 
niiclist  das  Krsclicirien  der  weiteren  /.tnubt'rfüchen  Tnter- 
SUcluuip-n,  die  si(  In  rlich  allenthalben  ti-eiidi«r  beffrülit  werden, 
eigentlich  dei'  AI>m  lilnl..  ik  s  La  nfhf'rfs{  \\v\\  Wel  kes  al»«rewartet 
werden.  Iniineiiiiii  ich  der  Aiisii  lif.  dalj  sich  die  Aufnahme 
des  Lamberl<,c\m\  Vorschlags  in  das  J*iu4(rHnini  der  Ik'strel>unp:efi 
nach  iiitcrnatinnalrechtlicber  PrivatHM-htseiiiheit  ni<'ht  eni]>tielilt. 
(iejren  die  Eiuseli)'.iiikuji«r  des  La  nt  hi' r  I >v\\v\\  Vursi  lila^s  spi-ieht 
der  Unistand,  dal.'i  die  Keelitsnrdiiiiii<:en  aller  Kultiiniatinnen 
neln-ti  den  natipiialfii  auch  weltrecliTliehe  I^h-nientf  aufweisen, 
deren  Veri'inheitlit  linn<r  wiinsdifii.Nvvert  wiire.  und  fernerhin, 
da(j  aus  den  früher  aHiie<2(  l>enen  (iriinden  es  zweifelhaft  er- 
schi-iueu  niiilj.  dali  sicli  auch  unter  den  von  Lantbcrt  wegen 
der  Recbtsver»'inhrirlichiiny  ins  Auge  gefaliteTi  Viilker  Itezüg'licli 
weiter  Hechts^vbiete  —  ich  nenne  nur  (his  linniohiliarsachen- 
recht  und  das  Erltrecht  —  diese  Vereinheitlichung  der  I'rivat- 
rechtsordnungen  enipfclile.  'i 

^}  Vgl.  ä.  US.  dieser  Abbandlang. 
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Klein. 


Y. 

Die  wichtigste  E^nmgeiifichaft  der  bisherigen  Arbeiten  über 
unser  Problem  besteht  darin,  daß  für  alle  künftigen  Bestrebungen 
nach  intemationalrecbtlicher  Privatreehtseinbeit  der  Weg  fest- 
steht, der  eingeschlagen  werden  mn6.    Er  fuhrt  durch  die 
Rechtsvergleichung  zur  Rechtsansgleichnng,  zur  Rechtsansglei- 
cbnng  im  Wege  völicerrechtlicher  Vertrage.   Aber  es  will  mir 
scheinen,  als  wenn  sieh  bereits  heute  auch  die  Grenzen  in 
etwa  bestimmen  liefien,  die  unserm  Problem  zu  stecken  sind. 
Zwei  Gesichtspunkte  sind  maßgebend:  einmal  darf  es  sich  nicht 
um  Institute*  bandeln,  deren  einheitliche  Regelung  sich  aus 
nationalen  Räckslchten  nicht  empfiehlt;  sodann  müssen  es 
Rechtsinstitnte  sein,  die  dem  internationalen  Rechtsverkehr  an- 
gehören.   M.  E.  dürften  sich  ZUelmanns  Vorschläge  zom 
Ausgangspunkte  einer  eingehenden  Untersuchung  empfehlen. 
Ich  möchte  darüber  hinausgehend  nur  noch  auf  einen  Punkt 
aufmerksam  inachon.    Bekanntlich  besteht  eine  der  größten 
Schwieriprkeiten  für  alle  intematiunalrechtliche  Arbeit  in  der 
rn^rh'ichheit  der  sogenannten  -Anknüpfüngsinninente"'  in  den 
einzelnen  Gesetzgebungen.  Daß  liier  eine  einheitliche  Regelung 
wfifsrlifnswert,  ist  mehr  denn  einmal  hervorgehoben  woiden. 
Allerdings  gehört  diese  Aufgabe  —  z.  B.  die  Frage:  ob  sich 
eine  einiteitliche  Regelung  der  Staatsangeliörigkeit  (nur  eine 
Staatsangehörigkeit  I)  empfehle,  (worüber  bekanntlich  sehr  ge- 
stritten wird)*),  muß  zum  Prol)lem  der  einheitliclien  Regelung 
der  Kollisionsnormen  durch  Staatsverträge  gerechnet  werden^  — 
nicht  vollständig  zu  unserm  Problem,  aber  die  Bestrebungen 


1)  Vgl.  nnt  V.  MartiiM  in  Htrtfu  AnnaleH  (1875)  S.  793ff.,  1113ff.; 

Kahn .  Ißierings  Jidkrö.  XXX  6&;  Nie meyer,  Vorschläge  und  MateriO' 
lien  ^.  1<)2  ;  Niemeyet \  rnlenititiunales  Privatrecht  S.  HHff.,  57  ff. ;  Zitel- 
tnaitn,  Internationales  Privatrecht  I  2(K>;  Xiedner,  Einführuntisqcsct:: 
S.  lü;  Kahn,  Ztsch.  XII  201;  Ba  raset  ti,  Ztach.  XII  278  ff.;  Kahn, 
DU  eittkeitliche  Kodifikation  de»  Internatümalen  Privairechts  durch 
SiattteeerlrOffe  8.  89;  Endemann,  Einführung  in  das  Studium  dee 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  I.Aull.,  I  i?  2ii  Anm.  1»;  Meili,  Ztach.  IX  12, 
vgl.  auch  Wrhandlunfreii  dos  Berliner  Koloiiialkon^^ressos  von  J9Ü2  nnd 
neaerdiog»  Kahn,  in  '/ttsch.  XV  202,  Crome,  üy stein  1  läi^. 
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nach  inteniationalrechtlicher  Privatiecbtseinheit  würden  hier  ein 
m.  £.  sehr  erfol^ersprechendes  Arbeitsfeld  voriindeo. 

Immerhin  können  zurzeit  solche  Orenzrcgelungsversuche 
bezüglicli  der  iritornationalrechtlichen  Privatrechtseinheit  nur 
einzelne  Momente  in  den  nach  Fortschritt  rinjjenden  Bestrebungen 
wiedergeben,  um  also  für  unser  Problem  größeres  Interesse  zu 
wecken.*) 

Die  nächsten  Angaben  fallen  der  vei^k  iclienden  Wirt- 
schaftslehre und  vergleichenden  Kechtswissnisc iiult  zu  Über 
die  Schwierigkeit  dieser  Aufgaben  und  dariÜM  i-.  daß  ihre  Lösung 
viele  Dezennien  in  Anspi*uch  nehmen  wird,  kann  kein  Zweifel 
bestehen.  Wenn  die  Bestrebungennach  einheitlichen  natio- 
nalen Kodifikationen  vielfsirh  mehrere  Dezennien  hindurch 
keine  sichtltaren  Erfolprc  autzuweisen  h;itten,  so  darf  erst  recht 
die  Lösung  unseres  Pr(»blems  nicht  tiii  die  nächste  Zeit  er- 
wartet werden.  Aber  die  zu  rrwartciidcu  S(  liwierigkeiten  und 
Enttäusch nnfren  dürfen  nicht  ciitinuti^rii.  Würde  doch  aucii 
die  erreichte  intcruationalrechtliche  Privatrechtseinlicit  immer 
nur  eine  Welle  in  dem  gewaltigen,  rastlos  Hießendeu  Strome 
des  Kultnrfortschritts  bedeuten.  ITnd  anderseits'  Welch  herr- 
licher Erfolg,  w^enn  nach  Ver^^h  it  liuug  der  verschiedenen  Privat- 
rechtskodifikationen für  trrolje  Teile  des  Privatrechts  eine  Ein- 
lieit  ffesrliafFen.  deren  reiche  Segnungen  —  das  Beste  aus  dem 
bereits  ( leleL-^teten  könnte  ausgewählt  werden  —  nicht  nur  einer 
Kation,  sondern  allen  Kulturvölkern  zu  gute  käme. 

*)  Von  großer  pr&ktUdter  Bedeatnng  fflr  die  BestrebnugeD  nach  inter- 
mttioDaliechtUdier  FiiTAtreclitäc  iiiheit  wftre  e»,  wenn  sich  birweilen  «ine  Aus- 
sprache w e i t e r e  r  Juristenkreise  der  verschiedont  n  L  iridcr  —  etwa  nadi 
dem  Vorbild  der  deutschen  Jnristriitaut'  —  erriKiglirhcn  iu-Bc. 

Wenn  uan  zusieht,  welche  Arbeit  etwu  seit  den  letzten  .io  Jahren  auf 

dem  O^biete  des  IntenifttiDiMleB  FtiTatreciits  geleistet  w<Nrden  ist,  und  wie 
—  wenn  «ndi  «UmKlilidi  —  das  Interesse  Idr  unsere  Disziplin  immer  mebr 
zunimmt,  so  wird  man  holEHi  können,  daß  diese  Entwickelung  auch  nnsorm 
Problem  7U  gute  kommen  wird     .Mlcrdin^'s  auch  für  unser  Problem 

Meiliii  Wort:  „Allefi  ^ma  muti  eben  auch  bei  den  Juristen  erkämpft  werden, 
das  meiste  Neue  ist  vielen  erst  gut,  wenn  es  alt  ist.*    Ztscfa.  IX  U  Anm.  16. 


ZeiUcbrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Uffentl.  RecLt.   XVL  B 
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Deutschland. 

Art.  30  EG  z.BOR       T/irkische  Wiflkürscheidung.  Nicht- 

ancrkennutiy  in  Deutschland. 

OLG  München  'J4.  .V.  ()'>  (II  Nu.  Hß'tHH). 

Durch  das  vurb«zcichnet«  Urt«il  ist  die  Berofang  g^seii  das  Ztach. 
l^IV  ö65ff.  mitgeteilte  Urteil  zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen: 

I.  Was  xani/diat  die  streitigen  Tatsachen  iietrilft,  eo  ist  das 
Gericht  schon  jettt  der  tJhersengang,  daA  die  Behanptnng  des  Beklagten,  er 
sei,  als  er  im  Jahre  188l>  Aufenthalt  in  Kunst  an  tinopel  genommen  habe, 
während  seines  dortigen  Aufenthalts  zum  Islam  übergetreten  und  habe  auch 
die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  erworl>eo,  wahr  ist  i§ii8üZP0).  Maü- 
gebend  fflr  diese  Übenteogung  sind  feigende  Erwägungen:  Die  KIftgerin 
beetreitet  selbst  nicht,  daS  sich  der  Beklagte  im  Jahre  1886  nach  Konstan- 
tinopel  begab  und  dort  bis  in  das  Jahr  1867  hierin  verblieb.  In  ihrem  an- 
erkannten Briefe  vuin  7  1 1 .  Hfi.  trorirhtot  an  h\  A  .  Kunstantinepel,  postlagernd, 
stellt  sie  <iii  Krage,  ob  sich  der  Beklagte  an  den  Scheich-üi  Islam  gewendet 
habe.  Dies  macht  die  Behauptung  des  BekUgten,  er  Si'i  zum  Islam  über- 
getreten, von  vornherein  wahrscheinlich;  denn  da,  wie  ans  dem  Briefe  ersichtlich, 
die  Anmfnng  des  Scheich-Ql-Islam  durch  den  nunmehrigen  Beklagten  damals 
Gegenstand  der  Envä^ung  unter  den  Streitteilen  war.  liegt  die  Vennutung 
nahe.  ilaB  sich  dt-r  Beklagte  t^itniicblich  auch  mit  rlom  weiteren  Hedunken 
trug,  durch  seinen  l  bertritt  zum  Islam  eine  solche  Aiirulinng  des  6cheich-ül- 
Islam,  der  bekanntlich  in  der  Türkei  das  geistliche  Oberhaupt  der  Mohamedaner 
ist,  möglichst  wirksam  zu  machen.  Dazu  kommt  daß  die  Klägerin  das 
Nationalitfttszerfikat  vom  3.  2.  04  anerkannt  hat.  In  dieser  Urkunde  wird 
unter  Hinweis  auf  »  ine  frühere  Immatrikulatiim  bestätigt,  nicht  nur.  driU 
O.  ft  R  Bcff  in  München  (d.  i.  der  Beklagte)  dem  Islam  anjiehtirt.  sondern 
des  weitern  auch,  daU  er  die  ottomanische  Staatfiaugehörigkeit  besitzt.  Da 
überdies  die  Klägerin  auch  nicht  bestritten  hat,  daB  die  gemeinsamen  SOhne 
der  Streitteile  unter  der  Annahme  der  Ottomanischen  Staatsaagdiörigkeit 
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Hiebt  snm  dentacben  HUitirdienflt  henagesogen  wurden,  erachtet  das  Gericlit 
Itobaaptuiig  des  Beklagten,  er  ad  cur  obenbezeichDeten  Zeix  in  KonsUn- 
tinopel  zum  Islam  übeiu«  Breton  nnd  habe  znr  selben  Zeit  die  Ottoniaiiische 
Ftaatsangebörigkeit  erworlhii.  für  di-rart  unterstützt,  daü  p«  kein  Htdfiikt'n 
trägt,  diese  Tatsachen  als  wahr  anzunehmen.  Daß  der  ik'klagte  in  diesen 
beiden  Biehtimgeii  eine  beliebige  Penon  unter  aeinem  Namen  vergeaeboben 
babe»  iat  eine  leere,  durch  keine  tataftcbliehe  Anhaltspunkte  untcratitste  Ver- 
jnntnng  dir  Klägerin. 

Es  ist  nicht  zti  vorkfim'  ii  daß  die  THtsaclicn  dos  Tlu  rtritts  zum  Islam 
und  des  Erwerbs  der  ottumaniticheu  tStaatsan^ehürigkeit  auch  eine  gewisse 
Wahrscheinlichkeit  für  die  Richtigkeit  des  weiteren  Vorbringens  des  Beklagten 
b^frOnden,  daS  er  in  der  Tut  den  ScheichottMalam  angerufen  und  «i!  Omnd 
de«  erhaltenen  Fetwa  seiner  Frau  den  Scheidungsbrief  erteilt  habe.  Bin 
Beweis  ist  jedoch  in  diesen  Riclitungen  noch  iiidif  crliracht,  und  es  ist  auch 
eini'  weitere  Beweisführung  als  ilbeitliissiir  zu  fruchten,  da  der  Beklnfitr  stlbst 
bei  voller  Wahrheit  dieser  'rat«achen  der  Klage  nicht  mit  Erfolg  begegnen 
konnte. 

Die  sich  in  rechtlicher  Hinsicbt  aunllcbst  aufdringende  Frage,  ob 
ffir  die  Bntacheidung     828  ZPn  lierangezogen  werden  kann,  ist  zu  ver* 

ni  inen,  da  seihst  lu  i  der  Annahme  der  Echtheit  dt  s  Fetwa  kein  Urteil  eines 
anslimdisrhen  (itnrhts  vorliegen  würde.    Iin  Sinne  des  7,P0  genügt 

allerdings  auch  ein  Mandat  (Bescheid  etc.;,  wenn  es  durch  Fristablauf  den 
CbanJrter  eines  lechtakrtftigen  UiteilB  erlangt  bat  {Gaupp-Stein,  ZPO 
Antn.  II  tu  $  9^).  Allein  daa  Fetwa  stellt^  lelbat  wwn  man  bei  dem  Zu- 
sammenfallen des  gei.HtMf  li<  I)  und  weltlichen  Recht«  im  Tslam  einen  Sprach 
des  geistlichen  Obrrhnnptcs  als  Kundgebung  eines  Gerichts  botiarhtcn  W(»llte. 
keitiesfalls  ein  Urteil  d.  i  ««ine  einen  Rechtsstreit  auf  (irund  eines  prozessu- 
alischen Verfahrens  endgültig  erledigende  Entscheidung  dar.  eine  solche  aber 
Wäre  zu  fordern  tOaupp-Stein  a.a.O.).  Der  Beklagte  selbst  mifit  dem 
Fetwa  keine  andere  ßcdentnng  bei.  als  d;iü  hierdurch  sein«*  Frage  nach  der 
Zulässigkfit  der  Scheidung  vom  Scheich-Ül-Islam  im  bejahenden  Sinne  iM'ant- 
wortet  worden  sei  Der  Spruch  ist  alno  nur  rechtsgutarhtürhfr  Natur.  Kr 
erledigte  keinen  Rechtsstreit,  gab  vielmehr,  wenn  auch  in  autitrativer  Weise, 
lediglieh  Anfadilnß  ttber  eine  Reebtafrage.  wobei  es  de»  BeMagten  überlassen 
blieb,  nach  eigenem  Qntdttnken  selbst  die  tSeheidnng  anssnsprecben  oder  dies 
zu  unterlassen.  Die  Heranziehung  des  3S6  ZPO  bleibt  hiernach  von  vom- 
In  I  rin  ausgeschhissejt  und  es  ka»nn  hiichsten.s  die  in  .mderem  Zusammenhange 
zu  >  rortemde  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  dnrrh  die  Erwähnung  des  Art.  17 
Eii  z.  HOB  in  der  Prozeßvorscbrift  des  !^  H2H  diesem  Art.  17  eine  Sonder- 
stellung in  Ansehung  dea  adtUchen  Oeltnngabaeicbes  eingeräumt  werden  wollte. 

Da  keine  Staatavertrilge  bestehen,  aus  d^ien  die  Omndlage  fQr  die 
Uer  zutreffende  Entscheidangf  tä  es  auch  nur  in  Uinskht  auf  die  anzuwendende 
N'-rni  71!  »Mitnehmen  wäre  —  es  ist  hierher  insbesondere  das  intornationale 
Abkomueii  über  den  (ieltungsbereich  der  (i^tse  auf  dem  Ciebiete  der  Ehe- 
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sdieidung  vom  12.  (>.  02  (RGBl  1U04  S.  231)  ohne  Belang  -  ist  vorerst  das 
anzinvi  nii.  Ilde  Hi cht  nach  den  allpemeinon  uns  dem  V.(j  z.  BfiB  herzuleitenden 
(Tnimisätzcn  iiht  r  das  Verhältnis  der  zeitlichen  und  ürtlicbt-n  KtiUisionsnorinen 
zu  nndeu,  wobei  —  vgL  Habicht,  Die  Eintcirkung  des  Büß  auf  zuvor 
eniatamiem^  ReehtirotrhMhUue  JSL  Avfl.  &  39S.  —  mvor  die  seitUclie 
Kollinon  in  lösoi  ist 

1.  D<'iii  Krstrichter  ist  darin  beizutreten,  daß  er  die  älteren  Gesetze 
als  maÜgebend  erachtet.  Ks  haiid«  It  sich  nicht  tini  t  iiic  crnt  vorziinfliiiK  ndc 
Scheidung,  sondern  l<  diylu  h  um  ciiir  Knischeidung  Uber  den  i'räjudizialininkt. 
ub  der  bcbaupteie,  iu  die  Zeit  vor  deui  1.  1.  (JO  fallende  Öcheidungsaki  die 
Aaflösimg  der  Ehe  bewirkt  bat.  Der  aaf  dem  Gebiete  der  Bheecli^iuig  ftfr 
die  Anwendung  de»  nenen  Bedites  vergeedirieb«ie  Art  SOI  EG  s.  BOB  besieht 
sich  nach  seinem  Icluen  Wortlaut  nur  auf  die  nach  dem  1.  1.00  erfolgenden 
iicheidimgen  auch  Jurtst.  Wnchenschrift  V.yi)\  S.  34?;  Planck.  Anm. 
Hb  zu  Art.  2U1).  Hiermit  ist  auch  die  Anwendbarkeit  des  Art.  17  EU  z.  BCiB 
ausgeschlossen. 

Art.  17  ist  gleich  den  flbrigen  das  intenatioiiale  Privatrecht  betreHeadeii 

Iformen  des  EG  —  hinsirhtUdi  des  Art  90  S.  unten  —  sachlich  ein  Teil  des 
mit  dt  III  1.  1.  (M)  in  Kraft  getretenen  neuen  matrrit  llcn  Ri  c  ht.s  und  kann 
nur  zur  Auwendung  kommen,  wenn  da;^  RrTht^verhiiltnib  diesem  neuen  Rechte 
untersteht  {Planck,  EG  S.  248  Anm.  ö,  Vorbem.  zum  IV.  Abschnitt). 

Die  oben  «medentete  Frage,  ob  dnreh  die  Brwihming  des  Art  17  in 
§  328  ZPO  dem  Art.  17  eine  Sonderstellnng  in  Anaehnng  des  zeitlichen 
Geltungsbereiches  eingeräumt  werden  wollte,  ist  zu  verneinen.  Aus  >J  ii28 
ZPO  laßt  si(  h  nicht  der  Satz  ableiten,  daß  bei  jeder  auch  vor  d»  in  1  1  üü 
vuiizogeut  n  uusländischt  ii  S(  lit  idnn?  die  l'bcreinstimmuiit^  mit  drm  Rechts- 
gedanken des  Art.  11  Krfurdernis  di-r  Anerkennung  wäre,  §  ;i2b  setzt  viel- 
mtAu  die  nach  allgemeinen  Gnuidafttaen  sn  bemeiaende  seitUdie  Anwendbarkeit 
des  Art.  17  vorans,  verMbt  diesem  Artikel  also  nicht  rflekwirkende  Kraft 
Anoh  aii.s  der  inneren  Bedeutung  des  Art.  17  läBt  sich  nicht  entnehmen,  daft 
der  Gesetzgeber  die  Noniun  dfs  Art.  17  mit  rückwirk-nd  r  Kraft  ausstAttcn 
wollt/C  i  vgl.  Jurint.  Wochetuscitrift  1902  S.  67j.  Dagegen  ist  dem  Erstrichter 
bcizustifflmcn,  wenn  er  in  Art.  30  EG  z.  BGB  zwingendes  Recht  erblickt, 
das  «or  Anwendung  kommen  mfisse,  soweit  nicht  schon  den  ilteren  Kollisioas- 
normen  gleiohe  Qmndsfttce  an  entnehmen  snen.  Zutreffend  hat  der  Erstricbter 
ferner  ansgeführt,  daß  auch  schon  nach  den  älteren  KoUisionsgrundsätzcn 
die  W  ahrn?!!'  der  einheimischen  Grnndnonnen  drs  üffcntlirhen  Rechts  oder 
der  hittliehki  it  von  entscheidender  Bedeutung  war,  und  es  ist  dieser  Au»- 
niirnng  lediglich  hinaoanfflgen,  daß  düe  iltaren  KoUisiensnormen  mit  Art.  80 
EG  %.  BGB  noch  schon  insofeme  flberebustimmten,  ab  sie  (ebraso  wie  dies 
in  Art.  30  EG  z.  BGB  vorgeschrieben  ist)  den  Ansschlnfi  der  Anwendong 
einp.s  nnslilndischen  Oesptze.s  nicht  schon  wegen  des  materiell  un.sitt- 
l ich e n  Inhaltes,  sondern  nur  eintreten  ließen,  wenn  nach  Geist  und  Zweck 
der  Rechtsnormen  des  Inlandes  die  Anwendung  des  betreficnden  aus- 
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llndiielwii  ReditM  ni  einem  Brgebnisie  tHHaen  wflrde,  welebcs  den  absolut 

gebietenden  oder  verhietenden  Normen  des  inl  iiidiisrhen  Rechts  widerspricht. 
In  dif'St'iii  Sinne  hat  das  Rfichsi^'crirht  in  si  incm  Urteil  vom  7.  10.  K4  ent- 
entAcbieden  (Xil  311).  Das  rcidisi^jt-rirlitliche  Urteil  weist  zugleich  unter 
Angabe  von  Belegstellen  nach,  daü  der  angeführte  (irundsatz  schon  damals 
in  der  dentacheB  ReditfptediiiQg  nnerkaiint  war. 

2.  Dia  Bntacheidang  der  örtlichen  Kollision  fuhrt  in  der  An- 
nahme, daß  die  behaaptete  Scheidung  an  sich  nach  dem  Rechte  des  Ortes, 
wo  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Vornahmo  dea  behaupteten  Scheidiinixsaktfs 
sfim-n  Wohnsitz  hatte,  zu  btnirteilcii  ist.  Es  ist  hierbei  im  Auge  zu  h»  lialtt  ii. 
dixu  ca  sich  v urliegeudeiilalls,  wie  bereits  erwiUmt,  Icdiglicli  um  dit:  Eiit- 
aoheidnng  einea  FMIJiidixlalpiinktea  handelt  nnd  nidit  «rat  eine  Sdieidnng 
anageaprocben  werden  aoU.  Deshalb  iat  aach  fUr  eine  strikte  Dardhflihmng 
des  früher  nahezu  unbestrittenen  Grundsatzes,  daß  der  Ehescheidungsricbter 
das  in  seinem  Bezirke  geltende  Recht  anzuwenden  habe  nicht  Raum  in  dem 
Sinne,  daß  auch  in  dem  vorliegenden,  eine  Ehescheidung  garnicht  bezweckenden 
Rechtsstreite  das  frtthere  Recht  des  Prozeßgerichtes  anzuwenden  wäre. 

Die  Seheidnng  soll  sich  nicht  durch  eine  geriehtlidie  Bntaeheldang, 
Bondern  an  Stelle  einer  solchen  dnrdi  einen  Privatakt  volho^cn  1iul)in  Es 
f-ntspricht  den  iiltert-n  Kollisirmsnormon.  in  einem  s<drhen  Fülle  da.s  Oonii/il- 
recht  des  EbrniaTmes  entscheiden  zu  lassen  »vgl.  Böhm,  Die  räutnliche 
Herrschaft  der  Hechtttnormen  S.  44).  Der  Wohnsitz  des  Beklagten  aber 
war  Kunataatinopd.  Hiemn  kann  naaoweniger  gezweüdt  werden^  als  rieh 
der  Beklagte  von  seiner  in  Berlin  snrttckgeUiel>enen  Familie  voUstindig  nnd, 
wie  der  weitere  Verlnaf  neigt)  danemd  getrennt  hatte,  arin  Anfenthalt  in 
Konstantinopel  keineswejfs  nur  von  gerinj^fü^iL'er  Daner  war  und  zndem 
während  Hpinr»«  Aufenthalts  dnrtselhst  Handlungen  vorgenommen  wurden 
(Übertritt  zum  Islam  und  Erwerb  der  ottomanischen  Staatsangehörigkeit), 
wddie  na  der  Annaihme  einer  Wohniitnbegrflndnng  in  Konatuitinepel  driingen. 
In  dieser  Blriitnng  hnt  denn  amli  dia  Kligirin  einen  Btnwnnd  nkdit  eriwben. 

Ba  soll  sofort  in  diesem  Zusammenhange  erwähnt*  werden,  daß  es  einer 
üntersnchnng  der  Frage,  ob  der  Beklairte  etwa  /;/  fraudem  hqis  gehandelt 
hat  nnd  ob  eine  Naturalisation  iw  fraudem  legi»  überhaupt  logisch  denkbar 
ist  ivgl.  Kuhlenbeck,  BG  z.  BGB  Anm.  3  zn  Art.  17),  nicht  bedarf,  da 
geaelgt  werden  wird,  daS  nach  nater  der  Annahme  einea  indlbeariitliehen 
Wohnaitx»  nnd  Stantmi^hSri^critwechadt  der  Beklagte  der  Klage  nkht 
wirksam  hrgr^nrn  kann. 

Üa  das  damalige  Domizilredit  des  Kläger»  niit  seinem  Heimatrocht  zu- 
sammeniällt,  so  ist  das  Ergebnis  das  gleiche,  wie  wenn  nach  den  neurecht- 
beben  Kolliatonanormen  an  entaoheiden  wftre. 

9.  An  rieh  gilt  Uemadi  für  den  hier  m  entariieidenden  Prftjndirialpnnkt 
das  ausländische  d.  i.  das  türkische  Recht.  Daß  nach  diesem  der  vom  Be- 
klatrten  behauptete  Ehescheiduntr«iiiodus  als  zulässig  anerkannt  ist.  muß 
zugegeben  werden  (vgl.  Neumu  nn ,  Intentatümalev  Privat  reiht  S.  llHi. 
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An  sieb  hMte  demnadl  —  nnd  es  würde  dies  abgesehrn  von  der  Anwendung 
firr  Vorbehaltsklaiisol  des  Art.  'M)  EG  z.  BGB  auch  im  Falle  der  EntscheiflnTit' 
nach  den  neuen  Koliisionsnuriui-ii  /utnffen  'vyl.  Planck.  E(i  /.  B(iB  Anni  h 
zu  Art.  17)  —  eine  sich  nach  diesem  MtMlu»  vollziehende  turkii>che  Scheidung 
«ndi  im  Otabiete  des  Oentaolien  Heid»  Gettnng  sn  beMB^cadieB. 

Allein  et  mnS  d«n  Bntrichter  beigqifliditet  wtrden,  wenn  er  den  (sach- 
lich mit  Art.  'M)  EG  z  RGR  Üliereiii8timmenden>  Vorbehalt  zagnniten  der 
Wahnine:  inländisrher  Grundnormen  zur  AnwcmiiiiiK  t?ebracht  nnd  der  he» 
haupteieii  ausländischen  Eheächeidung  die  Anerkennung  versagt  hat. 

Das  angefochtene  Urteil  geht  davon  ans,  es  streite  hier,  auch  weim  das 
ganse  Vorbringen  des  Beklagten  richtig  sei«  ein  islanitiseher  Osman  nnd 
«  ine  christliche  Osmanin  vor  einem  deutschen  Gerichte  datflber,  ob  im  Gebittfee 
dcf:  Dnitsclicn  Reiches  die  ChrisTiii  sich  gefallen  lassen  mllsso.  daß  ihre  ur- 
sprünglich vor  dem  lutherischen  Fastor  mit  dem  abendläudischen  mouo^'ami- 
schen,  der  ehelichen  WillkUrscheidung  eutrUckteu  Inhalte  geschlossenen  Ehe 
dnreh  den  einseitigen  Übertritt  des  M*™—  snm  Islam  derart  in  ihrem  Beditn- 
Inhalte  verändert  werden  konnte,  da£  die  Frau  dadurch  nonmehr  der  Willkttr^ 
seheJdnng  des  Ehemannes  und  dessen  Recht  snr  Vielweibeiei  pveisgegeboi 
sei,  und  verneint  dies  auf  das  entschiedenste. 

Es  kann  dahingestellt  Ideiben,  ob  dieser  Satz  iti  sulcher  Allgenieiuheil 
richtig  ist  und  ob  die  darin  hervorgehobenen  Einzeluiuroente,  so  namentlich 
die  Zugehörigkeit  der  Bhefran  snr  christtldien  Religion  und  der  Umstand, 
daß  der  Bheschliefinngsort  einem  die  Wiilkdrscbeidnng  rerwerlmden  Heehtsr 
gebiet*'  angehörte,  dazu  erforderlich,  oder,  sei  es  für  sich,  sei  es  in  ihrer 
Verbindung,  dazu  geeignet  sind,  daß  der  Vorbehalt  in  Wirksamkeit  trete. 
Auch  ohne  alle  Rücksicht  auf  diese  Momente  sind  die  Voraussetzungen  für 
die  Anwendung  des  Vorbehaltes  gegeben,  wie  aus  folgendem  erhellt: 

a)  Die  Ehescbeidnng  durch  Scheidnngsbrief  ist,  gleichviel  ob  der  andere 
Eheteil  einverstanden  war  oder  nicht,  eine  PrivatdisiMsition  und  es  kann  ein« 
solche  nach  deutscher  ('iriiiidansrhauung  vermöge  des  ethischen  rharakters 
der  Ehe  schlecht enlings  niclit  stattfinden.  .Trde  l'rivat.scheidung  ist  deshalb 
und  zwar  wegen  der  in  ihrer  Form  herrortrctenden  Willkür  im  iiinne  deutscher 
Omndsnsdiauuugcn  verwerflich,  nicht  blos  die  einseitige  Willkttrscheidnng. 
Dieser  Gedanke  tritt  in  der  Bestimmung  des  §  1664  BGB  hervor,  wonach 
die  ächeidnng  nur  durch  Urteil  erfolgen  kann.  Einer  ähnlichen  Anschauung 
entsprangen  auch  die  ,^5.  76  des  Reichsgesetzes  über  die  BeurkundiiPL^  des 
Personenstandes  etc.  am  2.  7ö  (vgl.  hierher  Motive  zu  dem  Entirutfe 
den  BGB  b.  IV  8.  .*)H1}.  Der  Umstand,  daß  bis  zum  1.  1.  ÜÜ  in  einzelnen 
dentsehen  Bechtagebieten  Scheidung  anf  Omnd  gegenseitiger  Einwilligung  der 
Ehegatten  möglich  war,  nnd  daft  in  solchen  F&llen  allerdings  nach  anDen 
hin  die  Willkür  der  Ehegatten  als  Grund  der  Scheidung  hervortrat,  ändert 
daran,  daß  die  l'rivatdisposition  über  den  Bestand  der  Ehe  auch  schon  früher 
als  unsittlich  au/usi  hen  war.  umsoweniger  etwas,  als  die  Scheidung  uut  Grund 
gegenseitiger  Kiuwiiligung  an  derartige  Kautelen  geknüpft  war,  daß  schon 
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MS  der  Befolgung  dieser  Vorschriften  in  der  Begel  der  SehloA  gesogen  werden 

konnte,  daß  die  Ehe  innerlich  gebrochen  wnr  (vgl.  Motive  a.  a.  0.  S.  öH7). 
D;is  Moment  der  Willkür  trat  also  wesentHrh  znrürk.  Dazu  kommt,  daß  dici 
Ehescbcidangsrecht«,  weiclie  im  l^zirke  (Ii  s  l^rozcß^crichtes  anzuwenden  waren, 
eine  Privatscheidung  nicht  kannten.  Es  gilt  dies  sowohl  vom  bayrischen 
Landrecht  nbi  nncli  von  dem  gemeinen  protestantiachen  Eherecht,  dei^Idch^ 
uch  von  dem  jadiechen  Bhereehte,  dM  der  SrBtriefater  vergldcheweiae  heran- 
gezogen hat.  Mag  man  aber  hinsichtlich  der  UnslUllchkeit  einer  Ebeanflösung 
durch  C^cheidungsbrief  gleichwohl  noch  zweifeln,  zum  mindesten  war  und  ist 
grundlose  Scheidunp:  etwas  unsittliches  zu  erachten  {\^\.  Zitelmann, 
Intet-nationaleis  Privattecht  I  M2), 

b)  VorliegendenfaUa  handelt  es  rieh  nnn  nm  eine  reine  nnd  awar  grund- 
lose Willkttrscbeidong.  An  der  Tatsache  einer  Willkarscbeidong  ändert  vor 
allem  der  Umstand  nichts,  daß  der  Beklagte  das  Ketwa  des  Scheich-üMslam 
erliolt  hab*  M  will,  da  dessen  Spruch  nur  rechtsgutacbtl icher  Natur  war  und 
der  PrivatUiüpuäition  vollen  Kaum  ließ.  Das  behauptete  Einverständnis 
der  Klägerin  wUrde  «war  im  Falle  der  Wahrheit  des  Vorbringens  des  Be- 
klagten, die  Annahme  einer  einseitigen  Wil1kflrscl»idang  ansschliefioi, 
nicht  aber  die  Annahme  einer  Willkilrscheidung  auf  Grund  gegenseitiger 
Einwillignng:  es  würde  zudem,  wenn  -lir  Khc  innerlich  nicht  zerrüttet  war, 
nnr  ein  Beweis  dafür  sein,  dalj  iliirch  reine,  wenn  uiuli  lu  iderseitifre  Willkür, 
grundlos  über  den  EUtütund  disponiert  wurde.  Daß  eine  innere  Zerrüttung 
der  Ehe  nicbt  Torlag,  geht  nnn  mit  voller  Sidierheit  aas  der  eigenen  Be- 
hanptnng  des  Bekhigten  hervor,  dafi  die  KUgerin  ihm  noch  die  aftrtUchsten 
Briefe  geschrieben  luthe  und  jahrelang  mit  ihm  und  seiner  zweiten  Gattin 
im  besten  Einvernehmen  gestanden  sei.  Wenn,  wie  der  Erstrichter  lurvor- 
hebt,  im  französischen  Text*  des  Ehescheidungsbriefes  eine  .\rt  Motivierung 
der  Scheidung  imt  dem  Zurückbleiben  der  Frau  in  Ikrlin  versucht  ist.  indem 
dieses  ZorOckbleiben  als  eine  Znwtdcrhandlong  gegen  den  Willen  und  die 
Interessen  des  Mannes  hingestellt  wird,  so  kann  diese  Motivierung  zn  dem 
Schlns.se  daß  irgend  ein  auch  nur  entfernt  die  Scheidung  rechtfertigender 
(irund  bestanden  habe,  nmsoweniger  verwendet  werden,  als  ans  der  vorn 
Beklagten  selbst  vorgelegten  deutschen  Übersetzung  des  Fctwa  klar  hervor- 
geht, daß  die  Frage,  die  dar  Bddagte  dem  Sdieieh-fil-Isfaun  vorgelegt  haben 
will,  aal  das  in  dem  franxOsischen  Text  angedeutete  Verschulden  Überhaupt 
nicht  gestfltzt  ist. 

I<i**£lt  aber  nach  der  eigenen  Sachdarstelhing  des  Heklairten  eine  reine 
und  noch  dazu  grundlose  Willkiirsrheidunp  vor.  so  kann  zunächst  nicht  be- 
zweifelt werden,  daß  der  ausländische  Heclitssatz,  der  die  Rechtswirkung  der 
El^oflSsung  gerade  an  diesoi  Tatbestand  knttpft,  eben  dieses  Tatbestandes 
halber  nnaittUeh  ist«  was  alterdings  fflr  sich  noch  nicht  den  AusschluB  der 
Anwendung  bedingt. 

n  Die  .\nwendiini;:  des  unsittlichen  Rechtssatzes  ist  jedorh  um  deswillen 
ausgeschlossen,  weil  zweifellos  territoriale  Beziehungen  zum  üebiete  des 
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deutschen  Rechtes  (ABknttpfimgsmoneiKe)  g^eten  sind,  vermöge  deren  der 

ausländische  Rechtssatz  nirht  angewendet  werden  könnte,  ohne  daB  eine 
Verletzung  feststehrndor  (  t  Iii  scher  QrandbegriSe  eintrete  and  so  gegen  die 
guten  .>itt«n  verstoßen  würde. 

Die  fraglichen  Beziehungen  liegen  darin : 

1.  daB  die  von  dem  bdiaapteten  Scheidungsakt  betroffene  Ebefran 
tu  der  Zeit»  zn  welcher  die  tom  Beklagten  behauptete  Rechts- 
Wirkung  eingetreten  sein  soll,  sich  auf  deutschem  Gebiete  befand, 

2.  daß  die  TT.indluTig.  dr-rfii  Rpchtswirknng  in  Fr.igo  steht,  sich  teilweise 
auf  dt'Utsch<Mn  Gt'liit't*'  voMzopen  hahun  muLltf,  da  der  Ik'klagte 
behauptet,  duL>  der  Scheidungäbrief  durch  die  Pubt  an  die  Beklagte 
in  Berlin  gelangt  s«L 

Za  1.  In  erster  Richtung  ist  schon  der  Umstand,  daß  sich  die  KUgerin 
tatsächlich  in  der  Srbiitz-  und  Priedenssphäre  der  inländischen  Rccht^;- 
ordnung  befand,  crenügend.  Auch  Ausländerin  hätte  sie  Anspruch 
darauf,  daü  der  unsittliche  auslänilisrhc  Rtchtssatz  auLlf^r  Anordnung  bleil>e. 
Bs  bedarf  hiernach  keiner  Prüfung  der  Frage,  ob  diti  iviagerin  trotz  der 
Verheiratung  mit  dem  staatlosen  Beklagten  die  sftchsische  Staatsangehörigkeit 
behalten  hat  ond  demnach  nnnnterbrochen  Deotiche  geblieben  ist.  Letsteren- 
falls  W&re  die  zur  Anwendung  des  Vorbehaltes  drängende  Beziehung  nur 
noch  verstärkt  und  die  Klägerin  um  so  mehr  gegen  die  Anwendnng  des  nn- 
sittliclK  n  auslündisrhen  Rechtssatzes  geschützt 

Zu  2.  In  dieser  Hinsicht  ist  lediglich  zu  erwähnen,  daU  sich  die  in  der 
hehanpteten  Erteilong  des  Seheidnngsbriefes  liegotde  Knndgebang  des  Be- 
klagten als  eine  einheitliche  Handlang  desselben  darstellt  «nd  swar  von  dem 
Mmnont  ab,  in  welchem  s<  in  Willensentschluß  äußere  Gestalt  gewann,  bis  zu 
dt'iii  /»itponkt.  in  webhcni  dio  Empfängfrin  Kenntnis  von  seiner  Willens- 
äußerunc  erhielt  (vgl.  hierher  die  s t  r a f  r ec  h  1 1  i  <•  h  p  .Indikatnr  dpi?  Reichs- 
gerichts Uber  die  Frage  des  Begehungsortes  XII  42u,  Da  die  un* 
sittliche  Reditswirkung  dem  fremden  an  sieh  maSgehenden  Bedite  gem&B  erst 
eingetreten  sein  könnte,  nachdm  bereits  die  territorialen  Bexiehnngen  zum 
deutwhen  Beditsgcbiete  geschaffen  waren,  ist  sie  von  vornherein  als  niemals 
gültig  i^cwcscn  '/II  behandeln.  Die  unsittliche  Scheidung  kann  hiemach  nicht 
anerkannt  werden  (vgl.  Jfeumann  a.  a.  0.,  Zitelmann  a.  a.  0.  S.  3äÜ 
und  3ö7). 

4.  a)  Wenn  der  Beklagte  die  Anschauung  vertritt,  da6  schon  wegen 
seiner  sweiten  Vo^ieiichung  die  durch  Anwendung  des  auslSadisch^  Sehei« 

dungsrechtes  eintretende  Rechtswirkung  nicht  unsittlich  sein  könne,  da  im 
ficgenteil  die  Nicbtanwenduni;  zu  einem  im  Inlande  als  unsittlich  erachteten 
Er^'rhnt'^so,  nänilicli  zu  rineni  pulytranuschen  Verhältnisse  führen  müsse,  so 
ist  hier  zunächst  klar  zu  stellen,  daß  der  Beklagte  aus  der  Tatsache  seiner 
weiterem  VereheUehung  nicht  etwa  einen  Grund  fflr  die  Auflfisung  seiner 
ersten  Ehe  ableitet.  Eine  soldie  Wirkung  der  Wledermhtüratang  ktante 
▼orli^ndenfalls  auch  weder  nach  dem  alten  noch  nach  dem  neuen  Rechte 
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MierkMiDt  werden  (s.  §  17J  StGB,  vgl.  aneh  AQ  %.  ZPO  und  KO  Art.  1180., 
§  1348  BGB).  Er  will  lediglich  die  Aimaliiiie  bek&mpfen,  daB  die  Anwendung 
des  ausländischen  Scheidungsrechtes  zu  »Mneni  unsittlichen  Ergebnisse  führe. 
I'tisittlich  aber  ist.  wie  fhon  dar^plpsft,  schon  dio  Khpanflösnnfj  anf  (tnind 
des  behaupteten  Scbeidungätutbestandes.  Dieses  Ergebnis  darf  angesichts  der 
obigen  staatlichen  Beziehungen  des  Falles  nicht  eintreten.  Es  tritt  ein.  wenn 
dem  anfllttndiaoben  Seheidnngsrechte  die  Anerkenming  gewihrt,  es  tritt  nicht 
ein.  wenn  sie  versagt  wird.  Aus  der  Versagtmg  df-r  .^nfrkennung  folgt 
keineswegs,  daü  es  nun  tatsächlich  zn  pinem  pol^-trnmisc  hen  Verhältni«  kommen 
müsse.  Die  für  den  Beklagtt'n  unter  UmstüiHlcn  intst»  hcnden  Schwierigkeiten 
können,  wie  auch  das  angefochtene  Urteil  mit  Hecht  annimmt,  kein  Hindernis 
sein,  von  dem  lugnnsten  inltadJacher  Grandnormen  bestellenden  Vorbehalt 
Gebrauch  sn  machen. 

b)  Irrig  feni<  i  ist  die  Richtsamdianung  des  Beklagten,  daA  die  Hiebt- 
anerkennung  einer  i'rivatscheidung  zwar  Inländern  gegenüber  aiistresprorhen 
wprdm  könne,  wie  (lit-s  ira  jüdischen  Ehesrhoidungsrechte  dtr  Fall  sei.  ilaü 
aber  Auäläiideiu  gegenüber  die  Nichtanerkennung  eines  solchen  ihrem  Heimat- 
rechte  entspredmiden  Schddungsaktee  nicht  Ptats  greife.  Hieran  ist  soTiel 
richtig,  daB  ohne  Vorhandensein  einer  die  Anwendung  des  ufterwähnten  Vor- 
behalte rechtfertigenden  Beziehung  die  inländische  R<  ohtshandhabung  aller- 
dings nicht  veranlaßt  ist,  den  an  sich  nn^ittlirhcn  aiusländischen  Rechtssatz 
auszuschließen.  Wenn  jedoch,  wie  hier,  derartige  l^ziebungen  sa  dem  deutscheu 
Rechtsgebiete  vorliegen,  die  das  Ergebnis  i»  Falle  der  Anwendung  des  ans- 
Iftndiaclien  Beebtssatnes  nach  dentsehen  Orandbegrilfen  als  nnaittiieh  erscheinen 
lassen,  so  ist  es  eben  gerade  Zweck  und  Bedeutung  des  zugunsten  der  in- 
liindLsrhen  rfriindnormen  bestehenden  Vctrhelialtfs.  daß  durch  seine  Anwendung 
ilas  unsittlich*'  Krccbnis  vermieden  wird.  Würde  in  solchen  Fällen  der  Vor- 
behalt nicht  angewendet,  die  Anwendung  des  unsittlichen  ausländischen  Oe- 
setnes  nicht  aiugeietoltet,  so  würde  dies  «ine  Bevorzugung  der  Ausllknder 
bcdenten,  welche  vom  G^etcgeber  sicher  nicht  gewollt  war.  Bine  sotcbe 
Bevorzugung  ist  nicht  nur  für  den  Fall  abzulehnen,  daß  —  vgl  RGE  XII  31 1  - 
Ausländer,  welche  ihren  Wohnsitz  im  Inland  i^pnonimon  haben,  ihr  ausländisches 
Recht  iiui  h  solchen  Norman  dpR  inländischen  Rechtes  gegenüber  zur  Geltung 
bringen  wollen,  über  diü  sich  Inländer  aus  höheren  Gründen  nicht  hinweg- 
sehen dllriai,  sondern  in  gleicher  Weise  anch  für  den  weiteren  Flall,  daß  ein 
Im  Anstände  verbliebener  Ansttnder  vermeint»  dnrdi  Berufung  anf  sein  aus 
Iftndisches  Recht  einer  im  Inlande  sich  aufhaltenden  und  damit  tats^Uhli«  h 
aueh  den  Schutz  des  inländischen  Rechtes  iieniel3enden  Person  snfjar  den  durch 
absolut  gebietende  oder  verbietende  Inlandsnormen  begründeten  Schutz  ent- 
ziehen zu  können. 

c)  VerfdiU  ist  aodi  die  Rechtaansehaanng  des  Beklagten,  dafi  sich  das 

erst  richterliche  Urteil  schon  um  deswillen  als  unrichtig  erweise,  weil  die 
Nichtanerkennung  des  Auslandsrechta  nach  den  Urteilstn-iindm  nar  für  das 
Gebiet  des  Deutschen  Reichs  erfolgt  sei,  was  eine  durch  nichts  zu  recht- 
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fortigeode  RechtsantiellOTfadt  mit  sich  bringe.  Der  Vorbehalt  soll  nur  deutsche 

Intorpsspn  srhützpn,  fr  wirkt  deshalb  in  seiner  Aiiwciitlnntr  anrh  nicht  illjrf- 
iiiiiii  und  tihenill,  so  daU  in  der  Tat  die  Nichtatu  ikenmiritr  des  Aaslandsrecht«;» 
nur  ftir  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  wirksam  sein  kann  (vgl.  hierher 
EmtMh.  a.  HG  XXIX  96). 

d)  Wenn  der  Beklagte  aelilieinidi  die  Ansicht  vertritt,  daS  der  Fall 
nicht  anders  zu  beurteiUm  sei.  als  wenn  die  Klägerin  wegen  irgend  eines 
chewidritren  Verhaltens  den  Beklagten  diesen  durch  Anrufung  türkischer 
(Jerichte  stur  Erteilung  des  S(  heidungsbriefes  nach  seiner  Behauptung  ist 
dies  die  in  der  Türkei  stet«  eiuzubalteode  Scbeidungsform  -  gezwungen  hätte, 
so  bedat!  ee  dnes  nSheren  Eingehens  anf  den  gedachten  Fall  lun  so  weniger, 
als  der  Beklagte  in  offensichtlichem  Gegensätze  hiersn  im  Piroaesse  eine  reine 
and  grundlose  WillkUrscheidung  geltend  gemacht  hat. 

Ans  Jtllen  diesen  (iriindcn  .rwiist  sich  di«-  Rrrufung.  i>hne  dafi  es  noch 
auf  eint  ikweisfübrung  anzukuuunen  hütt«,  ali>  )iui»egründet. 

§  328  ZPO.  —  In  Rumänien  ist  die  Gegemeitigkeit  nicht 

rerhilrgt. 

La  Katlsmhe  /'>.  7.  0.5. •> 

Im  Hinblick  aal  die  in  der  Theorie  strittige  Frage,  ob  im  Königreirh 
Rumänien  die  im  Deutschen  Reiche  ergangenen  rechtskräftigen  Urteile  ü)>er 
▼ermögensieditlidK  Ansprilclie  vollstreckt  werden,  d.  h.  ob  Rnminien  gegN!» 
Aber  die  Oegenseltigkeit  im  tiinne  der  9§  782,  728  Abs.  2,  Sats  2, 328  Ziff.  ö 
der  ZPO  verbürgt  ist  [vgl.  einerseits  bejahend:  Gaupp-Stet'n .  6.  und 
7.  Aufl..  tj  :?2H  VII  D  niid  die  dasolhst  I  7(W.  Anm  Hl  angeführten  Atitoren, 
insbesondere  Max  Klein  in  liohm  .s  Atsch.  Vll  (1897)  17  ff..  Klein. 
daselbst  Slldlib  und  IX  237,  Petersen,  Remelc  und  Anger  5.  Aufl. 
1904,  I  676,  Anm.  9;  andererseits  verneinend:  Reiehskanxleramt 
vom  1».  1.  76  in  RZBl  187H  8.  -10,  Flaiachlen  bei  Le»ke  nnd  Mwen- 
feld  II  1H97  lß.3,  Urteil  des  Appellationsg.  ri(  htshofs  Galatz  vom  Jahre  189«, 
Böhms  Ztsch.  XI  327;  endlich  zwi  ifelhaft:  Seuffert.  H  An«,  I 
sn  i  328,  7cj  521  und  Francke,  in  Bmch's  Ztsch.  XXVII  149] 
nod  im  HiiibHck  anf  den  Art.  374  der  mmtnisdien  ZPO,  daUn  lantend: 

alm  Aushuid  erlassene  gerichtliebe  Entseheidongen  können  in  Rn- 
mänien  nur  in  der  gleichen  Weise  zur  Vollstreckung  gelangen,  wie  in 
dem  betreffenden  Staate  rumänis«  h»  I'rteile  vollstreckt  werden  niul  unter 
(!•  r  \  nraitssetzung.  daß  sie  durch  die  zust&ndtgen  rumänischen  Richter 
lar  vollstreckbar  erklärt  sind." 
konnte  sich  der  Qericktsbof  der  insbesondere  von  Klein  vertretenen  Ansidit, 
die  Osgensettigkdt  sei  insolaage  als  verbürgt  antnsehen,  als  nicht  die 

*)  Vgl.  t'lKr  (He  Vollst ro  kung  ausländischer  Urteile  in  Rumänien. 
Ztsch.  VII  17,  L\  2;i7,  XI  M6.  XII  487.  Red. 
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Rechtsprechung  des  lincn  Landes  den  AbscliluB  eines  Staat«vertrageB 
oder  den  Austausch  von  Rc^ieningserkl&roogfn  filr  die  Annahme  iltr  (h\i(>n- 
seitigkeit  als  Vorans^t  tzung  erklärt  habe,  nicht  anschhetku,  tHJudern  hielt 
die  Ton  Fla  ischlen  and  auch  vom  Reichsgericht  Zivilsenat  vom  7. 4. 88, 
Seufferf9  ArdUü  XXZXIV  III)  Tertietene  Analcht  fOr  die  richtige,  dafi 
deijenige,  wdeher  ein  »iwHiidtecliee  Urteil  im  Deutschen  Reich  TollstredtMi 
lassen  will,  den  Nachweis  erbringen  maß,  daß  die  Gegenseitigkeit  von  den 
OerichU-n  des  betreffenden  iiuslilndisrhen  Staates  tatsächlich  handhabt 
wird.  Es  wurde  deshalb  eine  dahint?eht'ndi-  Auskunft  des  Auswärtigen  AmtA 
in  Berlin  eingeholt  and  bat,  nachdem  diese  am  27.  H.  (>d  dahin  erging: 

«Denteohland  steht  mit  Rnminien  wegen  der  gegen- 
seitigen yollstrecknng  gerichtlicher  Urteile  nicht  in 
einem   Vcrtragsverhiltnit.     Nach   dem   Ergebnis  amt- 
licher Ermittelungen  ist  anzTinphrncTi.  daß  auf  die  Voll- 
streckuug  deutscher  Urteile  in  Rumänien  im  allgemeinen 
nicht  gerechnet  werden  kann.    Die  nach  g  328  der  ZPO 
fflr  die  Anerkennung  rnm&nischer  Urteile  in  Deutsch- 
land erforderliche   Gegenseitigkeit   wird  somit  nicht 
als  genügend  «osasehen  sein.* 
die  aal  Zulässi(;orklärun^  der  Zwangsvollstreckung  aus  dem  gegen  den  Be- 
klafften  vom  (tprirhtshofe  dt  s  Kreises  Arges  in  Rumänien  erlassenen  rechte- 
kräftigen  Urteil  erhobene  Klage  kostenfäilig  abgewiesen. 

Österreich.*) 

JSheackUeäimg  einer  kaUialisckeH  (kterreicherin  mit  etH€ft% 
ßidie^en  Ungarn  in  New  York.  WohnsÜM  in  New  York; 
.  Nach  dem  Tode  des  (rotten  mceOe  Ekeechließung  der  F^rau 
mit  einem  ßldistken  Amerikaner  in  New  York.  LetMter  ge^ 
meinsamer  Wohneüß  i»  Wien.  Kampetene  der  Merr,  Ge- 
ricMe  mtr  BnUt^eidmg  Uber  die  moeiU  Ehe.  GülH^^ 

heider  Ehen. 

Die  beiden  UnterlnstMxen  (ir.  k.  Lsndeigericht  in  Wien  15. 3. 06  Cg  IV 

181/4  und  k.  k.  Oberlandesgecicbt  in  Wien  19. 5. 0&  BclV  77/5)  erklUen  die 
sweite  Ehe  fttr  nichtig. 

Urteil  der  I  Instanz. 
Tatbestand: 

ja.  F.  hat  die  Unteisochnng  der  Qflltigkeit  ihrer  Ehe  mit  J.  Sp.  alias 
F*.  beantragt)  srentoeil  dnen  Trennni^  mgea  nachgefolgter  Bigamie  des  Bhe- 
gatten  begehrt.   Im  Torhereitenden  Verfahren  wnrde  folgendes  festgestellt: 

*)  MÜgeteilt  Ton  Dr.  With.  Pappe  Hkeint,  Hof-  und  Oerichtsad^okat 
in  Wien. 
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Laut  TfairangBBclidn««  wudea  J.  Jf.  F.  und  JZ7.  B.  am  10.  11.  96  sn  Kew 

York  von  dem  Alderman  J.  Sch.  getränt,  besflglicli  des  Mannes  wird  das 
Alttr  mit  H7  fahren  und  als  Geburtsort  .Hngam",  hinsichtlich  der  Fraa 
dagegen  das  Ältur  mit  32  Jahren  und  als  Geburtsort  Wien  angeführt. 

Kl.  B.  ist  am  23,  7.  62  in  Wien  als  eheliche  Tochter  des  nach  Wien 
nutändigen  J^.  P.  geboren  nnd  am  27. 7.  $8  duelbst  nach  i5miadi-kathoIiw1iem 
Ritus  getauft  worden.  Nach  ihrer  eigenen  Angabe  ist  sie  nie  ans  derkafho- 
liscben  Kirche  (uit  r  ;uis  dt'in  hierländischen  Staatsvorhand  aTi«?frptrpt^*n.  Das 
Konskriptionsamt  gibt  bekannt,  daß  ein  Austritt  derselben  aus  dem  öBterr. 
ätaatsverbande  nicht  angezeigt  wurde. 

Am  16. 1. 90  wozde  JSC7.  P.  vom  Aldennan  des  I.  Diatriktea  in  New  Tork 
C.  F,  mit  5al4MM4Hi  B.  («ndi  Samuel  B,  gmaant)  getränt,  welcSier  als  eMblidm 
Sohn  des  L.  B  und  dessen  OatUn  B.  K.  am  8.  5.  60  su  PreBbnrg  geboren, 
mosaischen  rilaubeiis  nnd  nach  Preßburg  snsUbidig  war.  Er  Starb  dnceh 
Selbstmord  zu  New  York  am  IH  4  IHV 

Die  Erhebungen  ob  S.  B.  zur  Zeit  der  Trauung  oder  des  Todes  noch 
dem  motalsehen  Glauben  aagehSfte,  blieben  ebne  Erfolg,  weil  naeb  Anaknnft 
des  Qflterr.-nngar.  GeneraUconmlates  an  NewT<»rk  weder  bei  dar  Travnng 
noch  bei  der  Aufnahme  ins  Spital  Hount  Sinai,  wo  B.  starb,  um  die  Religion 
gefragt  wird;  allerdings  hege  das  Generalkonsulat  keinen  Zweifel,  tjaß  B. 
beim  Ableben  Jude  war,  da  die  Mehrzahl  der  Patienten  jenes  äpitals  Juden 
seien.  Die  amerikanische  Sta&tsbilrgerscbaft  konnte  B.  zur  Zeit  der  Trauong 
mit  JP.  nieht  nwnrboi  baben,  weil  er  daomU  erst  ein  Jabr,  abo  noeb 
nieht  die  vorgesdniebenen  ö  Jabre,  jn  dm  Vereinigten  Staaten  sieb  auf- 
gdlidtcn  hätte. 

Nach  An^'ab(<  seines  Bruders  M.  B.  und  der  Kl.  F,  war  S.  B.  auch  aar 
Zeit  seines  Todes  noch  mosaischer  Religion. 

Ii.  F.  bat  anfangs  1896  an  New  York  da«  dortige  Bflrferreeht  edangt 
Mit  Urteil  des  Gcricbtsbofes  in  Ipolyaag  vom  31.  8.  06  Z.  1682  wurde 

/.  Sp.  alias  Dr.  J.  3/  F  des  Verbrechens  der  Bigamie,  begangen  durch 
"\'(  1  f'lielichung  mit  A.  geb.  K  nngeuchtet  des  Fortbestandes  der  Ehe  mit 
A7.  F.  verw.  B.  geb.  P..  sowie  der  unbefugten  .\nmaßnng  des  Doktortitels 
schuldig  erkannt;  die  kgl.  Tafel  in  Budapest  hat  dieses  Urteil  iünaichtlich 
der  Bigamie  Tom  4. 11. 03  Z.  6334  bestfttigt;  die  kgl.  Gnrie  bat  am  96. 1. 04 
Z.  726  die  Niebtigkdtibescbwerde  abgewiesen. 

Nach  Inhalt  des  Ipolysager  Urteils  ist  /.  (J.)  Sp.  alias  Dr.  /.  M.  F.  laut 
Geburtsmatrikel  am  28  8  T)"  als  ehelicher  Sohn  des  ./  J.  .9p.  and  dessen 
Gattin  K.  M.  zu  Varpaluta  geboren,  Israelit  und  erhielt  den  Vornamen  /.  (J). 
Seilte  am  11.  9.  70  mit  J.  F.  in  Erlau  geschlossene  £he  wurde  in  Pest  im 
Jalire  1878,  sdne  am  89.  9.  80  mit  i?.  B.  an  Budapest  eingegangene  Bbe 
ebendort  1884  getrennt.  Seine  Beikanptnngen,  daB  er  als  Kind  mit  7— «Jahren 
nach  Amerika  ausgewandert,  dort  von  einem  Oh(  im  St.  F  oder  Sp.  adoptiert 
worden  sei,  weshalb  er  seither  den  Namen  F.  führe,  endlich,  daß  er  zur 
katholischen  Religion  Ubergetreten  sei.  werden  in  diesem  Urteile  als  ebenso 
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snwahr  bemiclmet,  als  die  Angabe,  men  Terwecbsle  ilm  mit  einem  Cousin. 

Es  wurde  nämlich  die  Identität  durch  Zeugen  (Stiefmutter,  Vormund  und 
Andere)  festgestellt  und  onsnosen.  daß  /.  Sp.  noch  in  ih  n  ,T;iliren  1886/7  sich 
unter  falschen  Namt  n  ,  C'v und  JustfufJ  in  l'niiarn  iiufhielt.  Dokument« 
hiubicbtlicti  dtiü  Glaubeuäwechäclä  vermochte  er  nicht  beizubringen.  Frühestens 
1689  kam  er  nach  Amerika,  keiiatete  die  Th.  Sk.  nnd  nack  deren  1696  er- 
folgten Tode  am  16. 11. 96  die  XI.  B,  geb.  P.  b  die^m  Urteile  wird  weiter 
angefahrt,  daß  /.  Sp.  nach  seiner  eigenen  Angabe  1900  oder  1901  nach 
Europa  zurückgekehrt  und  am  28.  11.  02  die  >l.  M.  geb.  K.  geheiratet  habe, 
wobei  er  sich  als  Dr.  J.  M.  F.,  röm.-kath.,  geboren  am  28.  8.  57  zu  St.  Fran- 
sisko  and  aU  ehelicher  Sohn  des  weiland  SL  M.  F.  and  der  M.  A.  ausgab. 
Ans  der  Untersttchmigshaft  hat  er  an  KL  F,  einen  Brief  mit  der  Bitte  ge- 
schrieben, sie  möge  ihn  retten  und  aussagen,  daB  sie  in  ihm  nickt  ganz 
gewiß  ihren  Gatt«  n  erkenne 

Laut  Zuschrift  des  kgl.  <ieri(  htshofes  .StuhlweiJknburg  wurde  die  Ehe 
dee  </.  /.  6p.  mit  A.  geb.  K.  für  ungiiitig  erklärt. 

/.  J.  Sp.  hat,  am  28.  5.  04  ftber  hg.  Requisition  bdm  kgl.  Besirka- 
Gerichte  Stuhlweifienba^  ▼onommen,  angegeben,  er  habe  alle  Dokumrate  in 
der  erwähnten  Strafsache  sowie  im  EheungUltigkeitsverfahren  mit  A.  geb.  L, 
verlegt,  er  nti  wohl  zu  Varpalota  frrboren  aber  schon  mit  10—11  Jahren 
nach  St.  Frauzisko  gekommen,  dort  ^eiuiift  und  von  einem  seither  verstorbenen 
Oheim  adoptiert  worden,  weshalb  er  statt  /.  J.  Sp.  sicii  nenne. 

Dokmnente  Aber  den  Beligionswecksel  und  die  Adoption  besitze  er  nickt, 
et  habe  die  Strafe  abgebüßt  aber  um  die  Wiederanhiahme  angesucht.  Er 
habe  mit  Kl.  B.  keine  Ehe  gesehloiSNi,  dieselbe  sei  nur  9  Monate  seine  Wirt- 
schafterin gewesen. 

Die  Polizei-Direktion  in  Wien  bestätigt,  dati  Sp.-F.  mit  Kl.  F.  vom 
17.  11.  99  bis  19.  5.  1900  in  Wien  eine  gemeinsame  Wohnung  inne  hatte. 

Entseheidnngsgrttnde. 

IGt  Rticksicht  auf  den  letzten  gemeinsamen  Wohnsitz  der  Ehegatten  in 
Wien  erscheint  die  hg.  Kompetenz  biifrüncict  Da  dir  Ehe  im  Aubluiule 
zwischen  einem  amerikanischen  Staatsbürger  uml  Kl.  F.-B.  geschlossen  wunie 
und  der  Verteidiger  des  Ehebandes  die  Anschauung  vertritt,  daß  Kl.  F.-B. 
ungarische  Staatsangehörige  ist  md  deshalb  iddit  gdbindert  war  als  Gbristin 
einen  Nichtchristen  im  Auslande  zu  heiraten,  war  vorerst  die  Vorfrage  der 
Staatsangehörigkeit  der  Kl.  F.  B.  zu  nnterüiichen. 

Kl.  P.,  welche  seit  ilircr  Oeburt  dein  röm.-kath,  Uhiuben  anfiehttrt,  war 
zur  Zeit  ihrer  Eheschlieliuim  am  1.').  1  HU  zn  New  York  mit  dt  ni  ungarischen 
Staatsangehörigen  S.  B.,  welcher  sich  zur  mosaischen  Religion  bekannte,  nach 
Wien  xustladig.  Da  sie  als  Österreicherin  gem&ß  §§  4  und  87  a.  b.  OB  dem 
Eheverbote  der  BeligionsTerschiedenhsit  des  §  64  dt,  auch  im  Auslände  unt«^ 
worfen  war,  kann  diese,  wenn  auch  vielleicht  narh  ausländischem  Rechte 
gültige  Ehe,  für  den  B4T.M(h  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  rechtliche  VViikuugqn  nicht  nach  sich  ziehen,  inabesouders  konnte 
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Xi.  P.  dadurch  die  hierliiidiflclie  StaatebOigenolMift  nicht  ▼erlienn  imd  Ut 
dieaelb«  nach  wie  vor  als  Inländerin  umuehen. 

Der  Einwand  des  defeimor  matrimtmU  als  oh  dit-  Khe  der  A7.  P  mit 
S.  B.  solange  als  aufrecht  bi'Stchend  nnd  Erstere  demnach  solange  als  un- 
garische Staatsangebüiige  angesehen  weiden  müsüe,  als  nicht  die  Ungültigkeit 
dleier  eret»  Ehe  in  einem  abgeeonderten  Verfnhnn  nnter  Beisidknng  eines 
eigenen  EhebftBdTerteidlgen  reditikiiftlg  «nageipHMiM»  eei,  ist  nicht  getecht- 
fertigt,  denn  nachdem  B.  bereits  1896  gestorben  ist.  konnte  die  Gültigkeit 
i»  Tipr  Ehe  nach  dem  Hofdekret  vom  27.  6.  37  No.  208  .IHR  nur  zur  Geltend- 
machung privatrechtlicher  Ansprüche  oder  über  Antrag  einer  politischen  oder 
8t»fbeh5rde  untersocbt  werden;  ob  di^  also  überhaupt  noch  möglich  ist, 
ma&  dehingeetellt  bleiben.  Derseit  ist  ein  dicsbesagüohes  Veriahien  nicht 
anhängig,  es  felilt  sutnit  eine  wesentlidie  Voraussetzung  fUr  die  (übrigens 
nicht  beantragte)  Unterbri  ch mif^'  If  s'  ir'  ifenwärtij^en  Verfahrens.  Die  Fraije 
der  Staatsan^'ehörigkeit  der  Kl.  F.  zur  Zeit  der  Eingehung  ihrer  VA\g  mit 
/.  J.  Sp.-F.  inuüte  also  in  diesem  Verfabxen  unabhängig  davon,  welches 
Gefleht  snr  Prttfimg  der  entten  Mm  «utiadig  wKre,  und  ohne  fieiaiehnng 
dnes  eigenen  ä&f9H9or  matrimomii  geprült  werden,  weil  dicselhe  eine  tet- 
sächliche Voraussetzung  für  die  ßeurteiloi^  der  Gflltigiieit  der  zweiten  Ehe 
bildet  (vgl.  Just -Min.  ud  S  IS^  ZPO.  Neumann.  Komm.  *.  ZPO  S  4H0. 
Klein.  Vorleaumjen  S  Tfi  ff .  Neurnntiti- Et  te>i  reich  .  Jur.  Bl  9  97). 

Kl.  P.-B.  war  also  zur  Zeit  ihrer  Verehelichung  11.  iMi)  mit  dem 
amerikanisclien  Steetaengehdrigen  israelitiBcher  Konfession  /,  Spj-F.  r6m.- 
kaihoUaeb  und  österr.  StMtsengdiOrige.  Als  soldbe  komttie  s^  wie  idion 
bezüglich  der  ersten  Ehe  mit  B.  betont  wurde,  angesichts  der  Bestimmungen 
der  §ij  4.  'M  und  64  a.  b.  (if?  mit  einem  NichtChristen  speziell  mit  einem 
Juden  auch  im  Auslande  eine  Ehe  nicht  rechtsverbindlich  eingehen,  insofern 
dieselbe  ReditswiHcungen  far  des  Geltungsgebiet  des  a.  b.  OB  bervormfen 
seil  besw.  hervormft,  lo  %.  B.  die  ITrage  der  Staatsangehttrigkeit,  der  Wieder^ 
verefaelichung  ete  - 

DaC  J.  .If.  F.  mit  /  J  Sp  identisch  ist.  luit  derselbe  im  vorbereitenden 
Verfahren  ausdrücklich  zut^enehm,  allerdinjrs  beifüi^end,  daß  er  als  Kind  nach 
Amerika  aosgewuudcrt.  zur  rüm.-kathol.  Religion  Ubergetreten  und  infolge 
Adoption  aar  Ffthmng  des  Namens  F.  berechtigt  sei.  Ookomente  hierfttr 
vermochte  er  weder  jetst  noch  im  Laufe  der  Strafhntersaehnng  wegen  Bigamie 
vor  dem  Geriditshofe  IpoljsAg  beizubringen,  weshalb  die.ser  die  Unwahrheit 
der  Angaben  Ober  den  Olaubenswerhsel  und  die  Adoption  als  erwiesen  an- 
nahm. Dieser  Ansrhaniin^  muLlte  auch  dirspr  Gerichtshof  nm  so  mehr  bei- 
pflichten, als  ein  Beweis  für  den  Glaubenswechsel  nur  durch  Beibringung  der 
betreifenden  Dokumente  möglich,  das  Gegenteil  aber  flberhaupt  nidit  erweidi«^ 
ist.  Die  weitere  Angabe  des  /.  J,  Sp.'F.;  XI.  P.'B.  sei  nnr  9  Monate  seine 
Wirtschafterin  gewesen,  ihm  aber  niemals  angetraut  worden,  findet  ihre 
Widerlegung  in  dem  offiziellen  Trauscheine  Anfjesirhts  des  Umstandes,  daß 
Spitzer  damals  auch  erklärt,  er  habe  um  die  Wiederaufnahme  d^  Strafver- 
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liltrai«  «ngeraeht,  endieiiit  dieie  tonderbare  Belumptniig  des  Sp.  dniger- 

maßon  begreiflich. 

Bei  richtiger  Würdi^oing  der  Rechtslage  würde  er  allerdinfjs  zn  der 
rbtizt'ns.'unj;  gelanjft  sein,  daß  die  hierlands  erfolgende  Ungflltigkeitserklärung 
seiner  Ehe  mit  Kl.  F.-B.  ihm  fUr  die  Wiederaufnahme  des  Strafverfahrens 
eher  Yon  Nntcen  sein  kann,  als  die  Ablengnung  feststeheiider  Tatsidi«i.  Im 
Hinblicke  anf  die  Faststelhingen  in  dem  strafgericbtUehen  Urteile  Aber  die 
Identität  und  das  deneitige  Religionsbekenntnis  des  /.  J.  Sp.-F.  hat  der 
Oprii'htshof  die  Überzengiin£r  (rewonnen.  daß  derselbe  aar  Zeit  der  Ebeschlieflnng 
mit  Kl.  P-B  mosaischt-n  (ilaubens  war. 

Diese  Ehe  müüte  somit  wegen  des  Ehehindernisses  der  Religionsvcr- 
■chiedenbeit  des  §  64  a.  GB  für  ungflitig  erklArt  werden,  weil  JK7.  P,  als 
Iniinderin  duistkatholisdien  Glaubens  gemlB  §S  4  und  37  a.  b.  OB  einen 
Juden  anch  im  Aastande  nicht  cheEehen  durfte.  Ob  die  Ehe  im  Auslände 
nach  dortißfn  Grsptzen  jriiltifr  ist.  war  von  ilit-scm  Oerichte  nicht  zu  prüfen 
und  erfolgt«  deshalb  die  Beschränkung  des  Ausspruches  auf  das  hierländische 
Staatsgebiet. 

Aber  selbst  wenn  man  der  Ansdmnnng  des  Verteidigers  des  Bhebandes 
beipflichten  würde,  daS  die  Bbe  der  Kl.  P.  mangels  der  Yoraussetsnngen 

des  Hofdekrets  vom  27.  B.  37  No  2f>H  .IGS  nicht  angefochten  werden  könnte, 
öder  Hnch.  solange  als  sie  nicht  durch  ret^htskräftiges  Urteil  f(ir  nni^tlltig 
erklärt  worden  sei,  als  zu  Recht  bestehend  angesehen  werden  müsse,  würde 
die  in  Frage  stdiende  Bbe  mit  /.  J.  Sp.-F,  fQr  angultig  za  erkl&ren  sein. 
Kl.  P.S.  wlie  dann  allerdings  als  ungarische  Staatsbürgerin  ansnseben  und 
die  von  ihr  mit  einem  Ausländer  im  Auslande  abgeschlossene  Ehe  w&re  nach 
ausländischem  Rechte  zu  lieiirteilen  In.sofern  aber  eine  solche  Ehe  in  unserem 
Staate  Rechtswirk  an  gen  nach  sich  ziehen  soll,  i.st  die  l'nifunf^  aller{liti«s 
vor  uäterreichischen  Gerichten  und  zwar  in  der  Richtung  vorzunehmen,  ob 
diese  Bbe  nicht  mit  absoluten  Vorsdiriften  im  Widersptnebe  steht.  So  sdit 
auch  in  rein  verm^Igensrecbtlidien  Fragen  die  Kulturländer  durch  Becbts^ 
hilfevf  rträ^e  den  an  keine  Landesgrensen  gebundenen  Handel  zu  fördern 
bemüht  sind,  zeigrt  ^ieh  doch  in  anderen  ?.  R.  famiiienrechtlichcn  und  Status- 
fra^en  seihat  in  den  neuesten  Gesetzen  die  peinHehste  Wahrung  der  eisjenen 
Teri'iturialhüheit  und  wird  der  Vollzug  dt-ruriiger  Entscheidungen  de»  Aus- 
landes ebenso  abgelehnt,  wie  jene,  welche  ausdrflcklichen  Verbotsgesetsen 
anwiderlanfen.  So  versagt  %  81  EO  selbst  einem  austindiseben  Urteile  die 
Durchsetzung  im  Inlande.  wenn  dadurch  ein  Rechtsverhältnis  zur  Anerkennung 
gelangen  soll,  welchem  die  inländischen  Gesetze  aus  öffentlichen  oder  ethischen 
Rücksichten  die  Rechtswirksamkeit  vorentbalt^m.  Andernfalls  wäre  es  ein 
Leichtes,  anf  dem  Umwege  über  das  Ausland  hierlands  verbotene  Recbts- 
gesehftfte  snr  Durchsetaung  in  bringen.  Dies«r  Gmndsata  fand  in  den  Ent- 
scheidungen über  die  sogen  SicbenbU^rehen  praktischen  Ausdruck,  da  die 
Wirksamkeit  inländischer  Vcrbntssjosctze  nicht  davon  ahbiingig  gemacht 
werden  soll,  ob  Jemand  in  der  Lage  ist,  durch  matetielle  Opfer  zum  Scheine 
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(He  ausländische  Staatsangehörigkeit  zu  t-rwerhen,  um  auf  diesem  T'mwei^e 
sem  Zid  zu  errcirhon  Wie  z  B  die  iSkaverei.  die  Vielweiberei  und  Fritsti  i  - 
ehe  hierlaodä  verbuicu  ist,  bu  ist  aus  ethischen  Gründen  auch  die  Ehe  zwischen 
Christen  und  Nichtchriaten  nach  g  64  a.  b.  QB  untersagt.  Eine  solche  Ehe 
ist  nnerlanbt  und  datier  nach  §  878  a.  b.  GB  nngeaetslich  f  Br  unser  Staats- 
gebiet, mag  dieselbe  auch  im  Auslande  TOllkonimen  rechtsverbindlich  sein. 
Die  Ehe  zwischen  Kl.  P.-B.  und  Sp.-F.  erscheint  somit  auch  dann  ongflltig, 
wenn  erstvre  als  ungarisrho  Staritsringehöriffe  anzusehen  wäre. 

Mit  Bücksicht  auf  die  vuii  Amts  wegen  auszusprechende  Ungültigkeit 
der  Ehe  erseheint  das  £v»itiia]begehr«&  nm  Trennung  <Xet  Ehe  als  gegen« 
atandsloft  «nd  wurde,  deshalb  abgewiesen. 

Urteil  der  II.  Instanz. 

Dtirrh  dir-  ri<Tstiiti;^nnii:  ihr  PolizeidiffktiDTi  Wien  erHrheiiit  festgestellt, 
daß  Liide  Elie^'attcn  vom  17  11.99  bis  o.  uj  eine  gemein.sauie  Wohnung 
in  Wien  hatten  und  daü  die  Klägerin  seither  in  Wien  wohnte,  somit  von 
im  beiden  Ehegatten  nach  dem  19.  &  00  kein  and^r  gemeinsehaftlidier 
Wohnsitx  begrfindet  worden  Ist  Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Znstibidigkeit 
des  Landesgericbtes  Wien  zur  Entscheidung  nach  §  76  JN  gegeben  ist.  Hierbei 
ersdi*  int  es  ganz  ohne  Rehmg,  ob  die  beiden  Elu  jratten  Inländer  oder  Aus- 
länder sind,  weil  auch  im  letzteren  Kalle  die  Elie,  mindestens  bezüglich  der 
NamensfUlirung  der  Ehegattin,  Kechtsfolgen  im  Inlande  nach  sich  zieht,  in 
dessm  GeU^  d)en  die  KlKgerin  wohnhaft  ist 

FOr  die  Entscheidang  des  vorliegenden  EhcnngOltigkeitaproaesses  erscheint 
es  ganz  gleichgültig,  (»b  Kl.  F.  geb.  JP.  zur  Zeit  ihrer  EheschlieBung  mit 
/.  Sp.  ostorr.  .Staatsbürgerin  war.  daher  ist  (\s-  auch  nicht  notwendig,  die 
Gültigkeit  oder  T^ngilltigkeit  der  früheren  zwischt  n  ilir  und  .S'.  B.  im  Jahre 

in  New  York  abgeschlossenen  Ehe  zur  Feststellung  dieser  Staatabürger- 
schaft  zn  nntersachen.  Denn  im  vorliegenden  Prozesse  handelt  es  sich  nicht 
nm  die  Frage  d«r  persOnUehra  Fähigkeit  der  Ehegattin  aar  BiawilUgong  in 
die  eheliche  Verbindung  mit  /.  Sp.,  also  nicht  nm  eines  der  in  den  §g  48 
bis  54  a.  b.  GB  aufgeführten  Ehehindemisse.  sondern  um  ein  Ehehindemis, 
welches  aus  dem  Omnde  des  Abganges  des  sittlichen  Vermögens  statniert 
wurde  (§§  61—68  a.  b.  QB;,  nämlich  um  das  Ehehindemis  der  ReligioDS- 
verschiedenheit 

Das  Gesetz  legt  der  im  §  64  a.  b.  GB  gedachten  Beligjonsrerschiedenlimt 

eine  solche  Bedeutung  bei,  daß  es  ans  öffentlichrechtliehen,  ans  etUsdien 
Rücksichten  eine  Ehe  bei  dem  Vorhandensein  einer  solchen  verbietet. 

Dieses  Verbotsgesetz  ist  nach  §  <S78  a.  b.  GB  eine  durchgreifende  Rechts- 
norm, welches  von  den  österreichischen  Gerichten  anter  allen  Umständen 
anzuwenden  ist,  mag  das  bezügliche  Rechtsgeschäft  im  Inlwde  oder  Aaslande, 
awischen  Intindem  oder  AnsUfcndem  abgeschlossen  worden  sein.  Was  von 
dem  Gesetz,  als  an  sich  den  fiffentlichrecbtUchen  foteressen  widersprechend, 
als  nnsittlich  erklärt  und  aus  diesem  Grunde  verboten  wird,  ist  vom  Ursprang 
ans  mit  dem  Mangel  der  hierländischen  staatlichen  Anerkennung  behaftet  und 
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ist  in  einem  solchen  Falle  die  Anerkennung  zu  versagen,  wenn  kompetenter- 
jQA0en  •  in  liierländisches  (iericht  Uber  den  Rfchtsbistand  zu  trkennen  hat 

Auch  die  Bestimmung  des  ^  87  a.  b.  GB,  wonach  im  allgemeinen  die 
im  Auslände  abgeschlossenen  Kcchtsgesdiäfte  nach  den  Gesetzen  des  Ortes, 
wo  du  GesehSft  abgescblosMA  wotde,  in  iMnrtflileB  sind,  Andtt  dnidi  dte 
Bertimmnng  d«s  %  878  a.  b.  OB  Ibra  Bliischrlnlcniig. 

Aus  diesen  Ausführungen  ergibt  sich,  daß  die  Bestimmungen  der  §§  4 
und  87  a.  h.  (iB  nicht  weiter  in  Betracht  komm'  n  i  t  $  64  a.  b.  GB  im  Zu- 
saramonhan^j;  mit  4^  878  a.  b.  GB  einen  absüiuuii  ElieunfifUltigkeitsgrund 
normiert,  ferner,  daß  die  Frage  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  zwischen 
Kl.  F.  geb.  P,  nnd  S.  B.  aeinenwit  geecMoMeaen  Bbe  tfldcaiditlidi  der 
F'rage  der  StMktsbflrgetsdiafl  der  Bhegattbi  lOr  die  Bntacheidiiog  dei  Tor^ 
liegenden  Prozesses  ohne  Bedentang  ist. 

l)f  r  weiterf  treltend  gemachte  Berulungsgrnnd.  die  Kl.  P.  habe  nach 
g  Uti  a.  b.  UB  kein  Recht,  die  fiheungOltigkeitserklarang  zu  verlangen,  dft 
besttglicb  ihrer  anzanehmen  sei,  daß  sie  in  Kenntnis  der  Beatimmong  dei 
9  64  a.  b.  GB  die  Bbe  mit  Sp.  eingeguigeii  tei,  erMheint  deahalb  hinXUlig, 
weil  nach  !M  a,  b.  d'H  die  T  tigUltigkait  einer  Ehe  mis  dem  Grande  dee  im 
§  <>4  a.  b.  GB  normierten  £hehindernisses  von  Amts  wegen  zu  untersuchen 
ist  m\i\  .  int  m  Verzichte  der  Khffratten  auf  die  OeltendmaobuDg  dieses  £he- 
unguUigkiitj>giuiides  gar  keine  Bedeutung  zukommt. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  erklärte  in  Abttnderung  der  beiden  unter- 
iustaiizlichen  Urteile  beide  von  iß.  P,  geschlossene  fihen  für  glUtig  (27.  6.  Oö 
Zahl  10428). 

ü  r  ü  n  d  e. 

Mit  Hecht  greift  der  Verteidiger  des  Ehebandes  die  Recbtsanschauui^ 
der  beiden  UnterinstanzeD,  als  einer  onriditigen  reditlichen  BearteÜnng  ent- 
sprangen, nach  {}  503  Z.  4  ZPO  an.  §  37  n.  b.  GB  hebt  in  deutlicher  Weise 

hervor  daß  Rechtsgeschäfte,  welche  von  Ausländem  mit  Ausländern  oder 
mit  Österreichern  im  Auslande  vorgenommen  werden,  nach  den  Gpättzen  des 
Orte»  des  Vertragsabschlusses  zu  beurteilen  sind,  sofern  nicht  offenbar  bei 
der  AI»BchlieBnng  «in  anderes  Recht  zugrunde  gelegt  wurde  nnd  (was  natflr> 
Uch  nnr  sotreff«i  kann,  wenn  ein  Yertragsteil  österr.  StaatsbOxger  ist)  dis 
im     4  a.  b.  GB  enthalten'  Vorschrift  nicht  entgegensteht. 

Für  di  n  vorlieut  nrien  Fall  ist  einzig  entscheidend,  ob  auf  die  Klägerin, 
wenn  sit  zur  Zeit  ihrer  Eh«>srh1ipßungeu  österr.  Staatsbürgerin  war,  der 
§  4  a.  Ii.  (ili  angewendet  werden  könne. 

Das  a.  b.  QB  reiht  das  Ehehindemis  der  Beligioosversddedenhdt  in  joie 
ein,  welche  dem  ,AI»gang  des  sittlichen  YetmUgeiu  snm  Zwecke'  entspringen. 
Es  mag  zugegeben  werden,  daß  hierdurch  eine  Sinsohrftnknng  der  persönlichen 
Fälligkeit  znr  Eheschließung  statuiert  wird. 

Nach  jj  4  a.  b.  (jB  bleiben  die  ö?itcrr.  Staai&bUrger  in  Geschäften,  welche 
sie  außer  dem  Staatsgebiete  vomehuien,  an  die  österr.  Gesetze  gebunden, 

Zeittehiifl  f.  Intam.  Privat-  a.  öffentL  Beeht.  XVI.  4 
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Iniowelt  Ihn  pmSnliebe  FUiigfcwit,  de  n  nnterneluiicii,  dadurch  dngesehriafct 

wird,  aber  nur  soweit  diese  Oescbifte  sngleich  in  Österreich  rechtliche  Kolgen 
hervorbringen  ?ol1»'n.  Ks  muß  also  in  dfr  Intention  dor  im  Ausland«'  oinfn 
Vertrag  schließenden  Teile  liegen,  daß  dieser  in  Österreich  Wirknngen  aiiiiei-e 

Die  Tatsache  des  Eintrittes  einer  Wirkung  in  Österreich  kann  nur  zur 
aliniligeii  Begrandniig  des  SchliiMM  dienen,  dafi  diese  Wirkung  in  dem  Willen 
der  Pnrtden  gelegen  gewesen  sei.  Damm  fallen  jene  Ebenhiießangen  im 
Aaslande,  welche  nur  die  Umgehung  der  nstcrr.  (lesetze  beswecken,  nnter 
9  4  a.  b.  OB,  falls  ein  Eheteil  österr.  Staatsbürger  war. 

Allein  im  Torliegenden  Falle  ist  nicht  nur  nichts  festgestellt,  was  darauf 
schließen  ließe,  daß  bei  AbeehMeSnng  der  enten  Ehe  mit  S,  B.  In  New  York 
dne  WirtaiBg  dieser  Bhe  im  Oeltangsgebiete  des  a.  b.  OB  beabslebtigt  ge> 
wesen  sei,  Yielmehr  läßt  die  Tatsache,  dal]  die  Eheleute  ihren  ständigen 
Wolmsita  in  Amerika  hatten  und  während  des  Besfaudr's  der  Ehe  durrli  volle 
6  Jahre  (15.  1.  90  bis  18.  4.  96)  das  Inland  nicht  betreten  habr  n.  den  f^ehluti 
ger^tfertigt  erscheinen,  daß  ihnen  die  vorerwähnU*  Absicht  ferne  gelegen 
ml'  In  Aniehuig  dieaar  Bhe  kann  eomit  §  4  dea  a.  b.  GB  aicher  nicht  sur 
Anwenduig  k<nnmeB  und  muß  dieaelbe  als  gflltig  angeeehen  werden.  Trilft 
dies  aber  zn,  dann  wurde  Klägerin  dnrch  die  AbschlieSnng  derselben  der 
österr.  Staatsbürgerschaft  verlustig  und  stellt  sich  ihre  zweite  Ehe  mit  /.  Sp. 
alias  F.  als  eine  zwischen  Ausländern  im  Auslände  gesclüossene  dar,  wobei 
g  4  a.  b.  GB  niobt  in  Frage  kommen  kann. 

Bandelt  et  aich  aber  vm  eine  Bhe  sweier  AosUader  im  Aulande,  wobei 
9  4  eit^  uiaht  in  Frage  kommen  kann*  §o  ist  dnrob  §  87  anigeaprochen,  daß 
aof  sie  das  österr.  Recht  nur  dann  anwendbar  wäre,  wenn  dieses  bei  der 
Eheschließung  offenbar  zugrunde  gelegt  wurde,  was  wohl  kaum  je  vorkiunnien 
dürfte.  Es  ist  demnach  vollkommen  überßüssig,  sich  in  die  Frage  einzulassen, 
ob  ea  dtUh^  GrQiide  aalen,  denen  der  §  64  a.  b.  GB  aeine  Bntatehnng  verdanict. 

Ba  war  daher  in  Btattgebnng  der  Beylaion  der  Antrag  anl  Ungttltig> 
erklär  ung  der  sweiten  Ehe  absnweiBen. 

Eine  Trennung  der  Bhe  wire  alter  anoh  nach  öaterr.  Hechte  111 
a.  b.  OB;  nicht  zalftsag. 

NiditvolUtreckung  eines  deutschen  Urteils  nuuujcl^  Zmtändig- 
keU  des  deutschen  Gerichtes  nach  österreichisdiem  Rechte 

trotz  Streiteinlassung. 

Der  am  31.  12.  03  eingebradite  Antrag  auf  Zwangsvollstreckung  auf 
Qrund  des  vollstreckbaren  UrteUea  des  Kgl.  Amtsgerichtes  Beuthen  vom  ifi.  &  00 
C  856/99  «ad  dea  Kgl.  Laadgetichtea  Benthen  aia  Berofongagerichtee  vom 

18. 10.  UO  8  179/00  wurde  von  allen  drei  Instanzen  abgewiesen. 

Gründe  des  k.  k.  Landesgent htrs  Krakau  vom  7.  1.04  Nc  IX  HO  8: 
Gemäß  §  80  Zahl  1  EO  kann  einem  Exekutionsantrage,  der  auf  einem 
anaw&rtigen  Exekutionstitel  beruht,  nur  dann  stattgegeben  werden,  wenn  die 
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Rechtss.K iiL'  nricli  Maßgabe  der  im  Inlandc  tihrr  die  Zuständigkeit  geltenden 
Bestinuiiungen  im^answärtigen  .Staate  anhängig  geniiicht  werdrn  konnte. 

Dieser  F'all  trifft  in  der  vorliegenden  Rechtssache  nicht  zu. 

Die  Kluge  des  C.  P,  wider  den  A.  L.  wegen  OewAhrleistuiig  aus  einem 
Kanfrertrage,  welcher  am  30.  11.  98  in  Bentben  abgescblossen  warde»  ist 
vor  dem  Anitsgerichtt'  in  Bentlien  als  dem  forum  amtracfu$  eingebracht 
und  ansäet  ragen  worden. 

Eine  solche  Zuständigkeit  ist  nach  den  im  Inlande  biiuieiideu  Bestim- 
mongen  der  Jniisdiktionsnerm  ausgeschlossen,  da  nach  §  88  JH  Klagen 
auf  Bntacbftdigong  w^^  Niditcrfttllnng  oder  nicht  gebörigen  Erfflllnng  einee 
Vertrages  nur  für  den  Fall  am  Orte  der  Erfüllung  erhoben  u  i  rdcn  können, 
wenn  in  dieser  llinsidit  zwischen  drn  Parteien  l  iiir  schriftliche  (Jbereinkunft 
zustande  gekommen  ist.  in  welcher  enthalten  sein  muß,  daß  durch  die  Be- 
grilndoDg  des  Erfüllungsortes  auch  die  Berechtigung  zur  Klage  an  diesem 
Orte  begrflttdet  ist. 

Die  Partelen  beraf»  sieb  nicht  auf  eine  solche  Yereinbantng  nnd  da 
dne  Zuständigkeit  des  forum  ct/ntractus  nach  der  inländischen  Jurisiliktions- 
norm  nicht  besteht,  so  könnte  diese  Rechtssache  nach  den  hicrlands  biudeiideii 
Gesetzesbestimmungen  vor  dem  Gericht  in  Beuthen  gemüü  §  6ö,  43  JN  und 
§  230  ZPO  als  vor  einem  Örtlich  unzuständigen  Gericht  angebrachte  zurück« 
gewiesen  werden. 

Die  von  dem  Bxekutionswerber  bezogene  Bestimmung  des  §  104  Abs.  3  JN 
kann  in  dem  gegebenen  Fall  keine  Anwendung  finden,  denn  diese  Vorschrift 
hat  im  Sinne,  nur  die  zwischen  Inländern  anhänjjifren  Streitsachen  in  bezng 
auf  die  Prorogierung  des  Gerichtsstandes  zu  regein.  IJie  gegenteilige  Ansicht 
bKtte  mir  Folge,  daß  Aosl&nder  günstiger  als  Inl&nder  vor  den  Oeriditsn 
behandelt  werden  mttßten,  da  Minder  vor  den  amlKndiaehen  Gerichten,  wo 
'  das  forum  contractm  anerkannt  ist,  immerhin  geklagt  werden  könnten, 
ohne  die  Einwendung  der  Inkompetenz  erheben  zw  können  dagegen  Ausländer 
im  Iniaude  entweder  von  Amts  we$;en  oder  über  Einwendung  der  Verhandlung 
vor  einem  aasländischen  Gericht  sich  entziehen  konnten. 

Sbi  derartiger  JEnstamd  wflide  sowohl  der  Bestimmnng  des  §  79  EO  als 
auch  der  des  §  38  a.  b.  OB  entgegensein. 

In  Anbetracht  dessen  kann  das  Urteil  des  Amtsgerichtes  in  Beuthen 
als  das  Erkenntnis  eines  durch  Prorogation  zuständigen  Gerichtes  nicht  an- 
gesehen nnd  als  ein  exekutionsl&higer  Titel  nach  §  80  £0  nicht  anerkannt 
werden. 

Grflnde  des  k.  k.  Oherlandesgerichtes  Krakau  vom  81. 1. 04  R  II  21/4, 
Bs  wird  dem  Rekuse  keine  Folge  gegeben  und  der  angefochtene  Beschluß 

bestätigt,  weil  die  Bestimmung  des  §  80  Zahl  1  EO  schon  an  sich  nach  ihrem 
Wortlaut  und  noch  mehr  \m  Znsammenhange  mit  der  Bestimmung  des 
§  232  ZPO  nicht  anders  als  dahin  gedeutet  werden  kann,  daß  die  Zuständig- 
keit des  auswärtigen  Gerichtes  schon  zur  Zeit  der  Anhängigkeit  der  Beehts- 
sache,  d.  L  rar  Zdt»  als  die  Klac^dutilt  dem  Beklagten  sngesteUt  wird, 

4* 
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b<  trrflnfl'  t  srin  nitiC  niul  nicht  das  unzuständige  Gericht  or»t  narhtriiirlich 
(iailiin  Ii  zusraiiili;.'  L^t  iiiachT  werden  kann,  dali  der  Hf^klautf  ohiir  rt.M  htzeiti«: 
die  Kinw«-nduug  der  I  nzustandigkeit  erhoben  zu  haben,  in  der  Hauptsache 
mündUdi  verhandelt  und  dies  am  so  weniger,  als  getnftft  der  Bestimninng  des 
§  80  Abs.  1  EO  dem  Bzekutionsantrage  selbst  dann  nicht  stattsttgehen  ist. 
wenn  sich  derselbe  auf  einen  Vergl-  i  li  u'rUnden  sullte,  welcher  Tor  einem  rar 
Z*  it  der  Zastellang  der  Klagesclirift^^unzttständigen  Gericht  ahgeschlbssen 
wurde. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  uxit  Entscheidung  vom  1.  .1.  04  Zahl  2472 
dem  Revisionsrekarse.des  betreibenden  Glftabigers  unter  Verweisung  auf  die 
dem  Gesetxe  entsprechende  Begrilndnng  der  konformen  untergerichtlichen 
Entscheidungen  keine  Folge  gegeben. 

Einl)rinfjuti</  der  Klaue  hei  einem  rtieJit  ::iisfii tid iifeii  Gerichte. 
Ahn  eisutfff  rler  Klage  leeffe»  lahoDi [»eten::  and  Kostenzuspruch 
an  den  Beklagten.  f*f<indiinif  iveyen  der  Kosten.  Knmpen- 
satianserklärunff  des  Beklagten  und  dessen  Klage  ivegen 
Minst^ilhtng  der  Exekution.  Neuerliche  Klage  auf  Grund 
des  Gerichtsatandes  des  Verwögens  wegen  der  Kosten- 

jordentng.* ) 

In  einem  beim  k.  k.  Landesgerichte  Troppau  geführten  Prozesse  nahm 
der  Kläger  gegen  den  Beklagten  die  Kompetenx  der  österreichischen  Gerichte 
auf  Qmnd  reaiprokcr  Anwendung  (g  101  J.  N.)  des  §  35  der  ungarischen 

ZPO  in  Anspruch.   Das  k.  k.  Landesirrrirht  Troppau  wies  die  Klage  wegen 
Inkompetenz  ab  und  sprach  dem  Beklagten  (Jerichtskoston  per  K.  07.75  zu 
(Cg  III  4Ü  4).    Der  Kläger  Sih.  in  W.  ( Osterreich i  brachte  nunmehr  gegen  • 
denselben  Beklagten  M.  iu  N.  ^Ungarn)  neuerlich  beim  k.  k,  Landesgerichte 
in  Troppau  die  Klage  ein. 

Das  Landesgericht  Troppau  wies  die  Klage  neaerlich  wegen  Inkompetens 
ab  (3. 1. 05  Cg  m 

ürUude: 

Die  Klage  deckt  sich  in  ihrer  Begrttndang  and  in  ihrem  Klageantrage 
TolUnhaltlich  mit  der  Klage  Cg  III  4(t'4.  welche  deraelbe  Kläger  gegen  die- 
selbe beklagte  Firma  bereit.s  früher  hiergericbts  eingebracht  und  bezüglich 
welcher  das  Landesgericht  mit  dem  hg  Beschlüsse  d.  d.  ^  10.04  Cg  III  4U/4 
seine  Unznst  Bindigkeit  ausge.sproohen  hat. 

War  irüher  die  Kompetenz  des  Landesgerichtes  zur  Eutscbeiduiig  der 
Torstehenden  Rechtssache  nicht  gegeben,  so  kann  dieselbe  doch  nfebt  spftter 

*)  Vgl.  über  diesen  Kechtsfall  Sehwalb  in  dfii  /»r  /?/  ^'o.  \{) 

und  Eckstein  No.  42.  Ferner  des  letzteren  Broschiue  „Dn'  GniH(Ij<ul£e 
der  Zwangamllstrcckung  aHüldudischcr  Exekutiunntitel  im  östcrreichi- 
9ek0H  Beeht",  Frag  1897. 
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eben  damit  begründet  werden,  daß  das  Gericht  die  Klage  wegen  Unznet&ndig- 
keit  abweiet  und  iaMgedeisen  dem  eachttlUgen  Kliger  der  Enatat  der  Oe- 

richtskosteii  an  den  Beklagten  nach  §  41  ZPO  aufträgt. 

Durch  einen  solchen  Vorijani;  kann  der  Gerichtsstand  des  Vermögens 
nach  5^  J.  N..  den  der  Kläger  für  die  vorliegende  Klage  in  Anspruch  nimmt, 
nicht  gegeben  werden,  es  wäre  doch  ein  Konsens,  wenn  der  Cngchorsam  eines 
infolge  Einwendung  der  Oerichtsanxastttndigkeit  abgewiesenen  Klfigets»  d«n 
Beklagten  die  Gerichtskosten  zu  bexahien,  für  den  Tnterlegmn  Wtte  Prämie 
wäre,  dio  ihm  den  frttber  vergeblich  angerofenen  Gerichtsstand  sn  versdiaRen 
geeignet  sein  sollte. 

Diese  Interpretation  kann  der  tkstimmung  des  §  iH'  J.  N.  nicht  gegeben 
werden. 

Abgesdien  aber  davon  muB  anch  in  Erwftgnng  gezogen  werden,  daB  der 
KU^;er  in  seiner  hg.  abgeftltirrt n  gegen  die  beklagte  Finna  eingebrachten 
Klage  (wetr^n  Einstellung  der  Kxekiition  <'ir  III  54/4  und  auch  srhon  früher, 
anlüülich  der  vorgenommenen  I*fän(iiin>,'.  die  Erklüruug  ulij^i  L^tbeii  hat,  daU 
er  die  der  beklagten  Firma  gegen  ihn  zostehcnden  aus  dem  lig.  Üeächiubse 
vom  28. 10.  Ol  CJg  in  40/4  resultierende  Kustenfordemng  per  K.  97,75  mit  einem 
gleichen  Teile  der  dngeklagtoi  Forderung  kompensiert  habe,  weshalb  die  den 
Gerichtsstand  des  Vermfigens  bildende  obige  Forderung  der  beklagten  Finna 
erlo.schen  sei 

.\uä  diesem  Grunde  hat  Kläger  mit  seiner  Klage  Cg  Iii  ö4/4  die  wider 
ilm  eingeleitete  £xekution  als  unwirksam  bekämpft  und  die  EinstcUang  der 
Exekution  beantragt,  worttber  das  Verfahren  endgültig  noch  nicht  erledigt 
ist;  hat  aber  der  Kläger  einmal  erklärt,  dafi  er  die  Forderung  der  beklagten 
Firma  mit  eintni  irbichen  Betrage  seiner  Gegenfordtrung  kompensiere,  so 
wäro.  da  nach  tj  I  IÜN  a.  b.  (iB  die  Kompensation  schon  für  sich  die  gegen- 
seitige Zabloiig  bewirkt,  die  Forderung  der  beklagten  Firma  erloschen  and 
sofain  der  Gerichtsstand  des  §  09  J.  N.  nicht  vorimnden. 

Dem  Rekurse  des  Klägers  hat  das  mährisch-sdileBische  Oberlandesgericbt 
mit  Beschluit  vom '20. 1. 05  R  I  5/5  stattgegeben. 

G  r  ü  n  d  t>  : 

Der  S  i>t>  J.  N.  will  die  inländtHrhr  Koin|>rtenz  L,'e'<,'t  iiül)er  Ausländern 
erweitern  und  ist  eine  Nachbildung  des  {j  24  der  derzeit  geltenden  deutschen 
ZPO,  weshalb  die  Auslegung  in  favorem  zu  erfolgen  hat. 

Auf  welche  Weise  das  Yermagen  des  Ausländers  im  Inlande  mtstaad«! 
ist,  muß  deshalb  gleichgültig  bleiben,  weil  die  im  gegenwärtigen  Falle  hervor- 
gerufene Entstehung  des  Vrrmiitrrns  tli  s  Rfklatrten  dmi  allc-in  ("iitsclicidcnden 
Umstand  nicht  aus  der  Weit  »tliafft,  ilaü  ein  Vermögen  des  Aublauder»  im 
lulande  vorhanden  ist.  Es  kann  daher  der  Kläger  die  Bedingungen  dieses 
Oerichlsstandes  selbst  herbeiftthien. 

Der  §  99  J.  N.  hat  im  Abs.  2  nicht  cum  Ausdrucke  bringen 
wollen,  daß  das  Vermögen,  wenn  es  in  einer  Forderung  besteht,  nur  in  einer 
solchen  an  einen  Drittscholdner  bestehen  müsse,  weil  durch  diese  Auslegung 
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der  Abs.  1  des  ^  D*J  J.  ^'  .  der  jedes  inlandischt:  Vermügcu  dvs  Ausländtrs 
vor  Aagen  hat.  rinnwidrig  eingeschrttnkt  würd«,  da  ja  die  Forderung  des 
Beklagten  an  den  Klftger  auch  ein  Vermöfien  im  Inlande  ist.  was  allein  den 

KompetenzgruMil  lul'len  soll 

DHrntis  li\<n.  daU  dor  (iesct/tfctH-r  wt-nn  »*r  eine  F'  t  il  rmitr  :»n  (Icn 
Drittsrhaldn«'!'  anführt  und  dessen  Wohnsitz  im  Inlande  hI»  entscheidend 
iUr  die  Frage  des  Vermögens  iui  inlande  hinstellt,  nur  aussprechen  vvoUti-, 
daß  auch  diese  Fordemng  als  ein  im  Inlande  vorhandenes  VennlHfen  su  be- 
trachten ist.  Der  $  99  J.  N.  betrehrt  aach  kein  Vernui^ren.  welches  den 
Klagsgegenstand  deckt  Es  muli  daher  jedes  Vermii^en  ohne  Hncksicht  auf 
dessen  (»röHr  in  li«'tracht  ;^ez^>^r^'n  wrrr}»  ri.  die  Forderunjf  des  H^-khirt*  n  ;in 
den  Kläger  per  K.  97,70  war  bei  Kechtskraft  des  richterlichen  Ausspruches 
Cg  III  <IO/4  sahlbar  und  am  Tage  der  Überretchang  der  neuerlichen  Klage 
aof  Zahlung  von  K.  1250  exeqvierhar.  Bs  liegt  sonach  ein  Vermögen  des 
Beklagten  im  Inland«^  vor. 

Von  \\  ii  hf  i^jkelT  ist  Jedoch  die  Entscheidung  der  in  der  Klagsl)eant- 
wni  tuim  .iiifL'«  \v  iit  I' ii'  ii  KriiLT«".  ob  durch  den  T'rozel*  vet'en  Einstellnnu  der 
Exekution  weg»  11  der  Kosten  der  Kompetcnzgrund  des  ^  i»!*  J.  iS.  beseitigt  wird, 
weil  in  dem  Klagcbcgebren  dieses  Prosesses  auch  die  Aufrechnung  der  Forde- 
rungen per  K.  97,75  im  Urteile  begehrt  wird,  durch  welches  Erkenntnis 
allerdings  dieses  Vermögen  in  seiner  Fortdauer  wieder  aufgeh(»ben  werden 
würde,  welche  Aufhebung  dann  niif  tfrii  Klairf^tai;  zurückzudatieren  ist.  weil 
die  Kompensation  durch  die  AuUerung  des  Konipensationswilleiis  vom  Tage 
der  Fälligkeit  beider  kompcnsablen  Forderungen  wirkt. 

Diese  Frage  muß  auf  Grund  nachstehender  Erwägungen  verneint  werden. 

Nach  §  41  J.  N.  ist  die  Znstindigkeit  des  Gerichtes  nach  den  Klags« 
angaben,  in  welchen  von  einer  Kompensation  nichts  erwühnf  wird,  zn  prüffu. 
und  bleiben  dieselben  nach  §  J  N  mir  Rfirk^irht  <lar,iul.  als  liier  die 
ausländische  Gerichtsbarkeit  gegen  den  beklagten  Auslander  angestrebt  resp. 
eingewendet  wird,  für  die  Kompetena  so  lange  maßgebend,  bis  sich  die  Um- 
stände wihrend  des  Verfahrens,  also  in  diesem  Prosesse  angunsten  d^  aus- 
ländischen Kompetenz  geändert  haben  (siehe  auch     42  .1.  N  i 

Am  19.  11.  04  wunl.'        Kl!i<_'e  pt.  Zahlung  von  K.  s.  N.  G.  auf 

(irund  des  §  99  .1.  N.  rtHihtiuäliig  Im  iiii  Landesgerichte  in  Troppau  anhängig 
gemacht,  weil  das  Vermögen  des  Beklagten  im  Inlande  noch  vürhandcn  ist 
und  ist  in  diesem  Frosesse  bis  jetzt  noch  nicht  hervorgekommen  resp.  daigetan 
worden,  daß  das  Vermcigen  des  Beklagten  nach  99  .1.  N  vor  oder  seit  dem 
19.  11.  (>4,  also  zur  Zeit  der  Klageanbringung,  faktisch  durch  die  in  einem 
anderen  l'rozfsse  ifelfeiul  gemachte  Kötiipensation  her*  it-^  zu  bestehen  auf- 
gehört hat,  zumal  der  Beklagte  sowohl  die  Existenz  der  Uegenforderuug  per 
K.  12Ö0  also  auch  die  Hffgliehkeit  der  Kompensation  fiberbanpt  lengnet  und 
die  definitive  Entscheidung  in  dem  Prosesse  wegen  Exekntionseinstellung, 
ob  dem  Klftger  in  der  Richtung  der  begehrten  Kompensation  stattget:*  !>•  n 
werden  wird  oder  nicht  —  und  darauf  käme  es  allein  an,  nicht  auf  das  Be- 
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gehren  der  KompenBation  —  noch  Knaitdit;  Itierbdl  bleibt  die  Frage  uner- 

Jirtert.  welche  Wirkungen  eine  günstige  Entscheidung  in  der  Richtung  der 
angestrebten  KümpensHtion  auf  das  Yorhandeiuein  des  Kompetenzjpnuides 
des         J.      ausüben  könnte. 

Die  lakompetenzeiQwendujig  des  fieklagteo  stallt  dflb  MUßxii  alt  imbe> 
grandet  dar,  weshalb  dem  BekursbegdUMD  stattgegeben  wurde. 

Der  Oberste  Gerichtshof  gab  mit  BescUnB  vom  22.  3. 05 Z. 8978 
dem  Revisionsrekurae  statt 

( i  r  ü  n  (i  e  : 

Aus  dem  Uuistuud,  daü  iiitf  Klage  gegen  einen  Ausländer  wegen 
Inkompetena  abgewiesen  und  der  Beldagte  snm  Bnatse  der  Kosten  des  In- 
kompetematrittes  verMt  wild,  kann  nieht  die  nnnmehiigs  Kompetenz  desselben 
(lerichtes  auf  (irund  eines  im  Inlande  befindlichen  Vermögens  des  Aiisländors 
im  Sinne  des  |^  99  J.  N.  abgeleitet  und  können  die  fraglichen  Kosten  abge- 
sehen auch  von  der  (ieringfügigkeit  derselben  im  Verhältnisse  zar  eingeklagten 
Forderang  nicht  ab  ein  Vermögen  im  Sinne  dieser  Qesetzesstello  anfgefaSt 
werden,  znmal  ja  in  solchen  Fullen  jeder  Aasi^rnoh,  womit  eine  Klage  gegen 
einen  Aual&nder  wegen  Inkompetenz  abgewiesen  wird  und  dem  letzteren 
Kosten  zn^psprochen  werden,  illusorisch  wäre  und  hierdurch  rlio  Kompetenz 
desselben  UiTi(  htos,  das  sirh  hrreits  rechtskräftig  als  inkoini'i  r- ut  erklärt  hat, 
bezüglich  desi>elben  Klagsgegenstandes  herbeigeführt  würde,  was  doch  offenbar 
nicht  in  der  Attention  der  Bestimmung  des  |  99  J.     gelegen  sein  kann. 

Bine  solche  Anslegnng  dieser  Oesetneastelle  würde  «ir  mifibrftnohlieben 
Anwendung  und  zur  Umgehung  des  Gesetzes  führen  und  muß  die  Entscheidung 
der  Fragt-,  nh  ein  Vcrrtiögi-n  des  Reklagten  im  Sinne  des  §  99  J.  N.  vor- 
handen ist,  der  Beurteilung  der  Umstände  jedes  konkreten  Falles  überlassen 
werden. 

Überdiea  bat  der  Kliger  in  dem  anULBlich  der  nur  Hexdnbcingnng  dnr 
«ringen  Kostenforderung  ron  der  Beklagten  geführten  Exekution  anhängig 
gemachten  Oppusitiuiisstritte  die  Erlöschung  dieser  Forderung  di^rch  Kom- 
pensation mit  einem  gleichen  Teile  der  vom  Kläger  einfreklagten  öchadeü- 
ersatzforderung  geltend  gemacht,  daher  die  Forderung  der  Beklagten  als  ein 
zn  Recht  bestehendes  Venningen  derselben  selbst  nicht  anerkannt. 

Ehe/Undemis  des  bestehenden  Ehebandea.  EhesMieBung  in 
Eiißland  meischen  einer  in  Berlin  geschiedenen  kathoUatMn 
Österreicherin  mit  einem  Bussen.  —  UnrntstärnUykeU  der 

österreichischen  GeriMe. 

Die  2.  11.  als  Osterreichische  Staatsangehörige  In  Wien  geborene 
nnd  dort  nach  katholischem  Ritas  geUnfte  Äugutit  KMii*)  helmtete  am 

*J  Die  Personennamen  sind  in  diesem  Abdruck  durch  I^eudonyme 
ersetst.  Red. 
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15.  1.  91  in  WiMi  otch  ImIiIoUhImib  Rilw  den  PrimMa,  der  Österreiclier 
und  KnthoUk  war.  Dieea  Ehe  wnxde  dnidi  Erkenntnis  dee  Kgl.  Kammer- 

gerichtes  Berlin  26.  10.  95  getrennt.  Die  Frau  heiratete  darauf  G.  96 
«u  Petersburg  einen  griecliisch-orthodo.tpn  nissisrhcii  Staatsanjfehörigen.  den 
SecuMdus.  Diese  Ehe  wurde  durch  die  vom  heilitrcn  Synod  bestätijrt«'  Ent- 
scheidang  des  biacböf lieben  Ordinariates  zu  Moskau  Mt.  7.  Ü6  getrennt  und 
der  Flran  xni^cli  die  Eingchuag  einer  dritten  Ehe  bewilligt.  Die  Fran  liei- 
ratete  dann  am  10.  1.  Ol  sn  Lenden  den  Tertim.  Der  Teriiua  leitete 
einen  Rechtsstreit  auf  Ungflititrerklärnng  dieser  Ehe  ein.  AsliBlich  dieses 
Rechtsstreites  beschlol'  rin'^  L  a  n  d  c  s  g  e  r  i  c  h  t  /  ii  Wien,  von  Amts  wejren 
das  Verfahren  wegen  l  ntersmhung  der  Gültigkeit  der  Ehe  zwischen  Aufrusfp 
geb.  Klein  and  Secundus  einzuleiten.  Primufi  war  noch  am  Lieben  und 
hatte  Domiiil  in  Berlin.  Dae  Landeegericbt  gelangte  anter  dem  7. 4.  üi  ra 
dem  Erkenntnis: 

„Die  von  A.  K  am  30.  6.  96  in  Petersburg  mit  Sevtindu!-  selilossene 
Ehe  wird  wegen  des  vorliegenden  Ebehindernisses  des  bestehenden  Ebebandes 
fttr  ungültig  erklärt  und  es  wird  ausgesprochen,  daß  an  dieser  Rhejjnqrültig- 
keit  weder  der  A.  K.  noch  dem  Secundun  ein  Verschulden  zur  i^ast  falle.' 

Aus  den  Orttnden. 
.Wenn  beseheinige  iet,  daB  die  iwiacben  Prinnts  nnd  Augunte  Primu* 
geb.  Klein  geschlossene  Ehe  lant  Erkenntnis  des  Kgl.  Kammergmchtee 
Berlin  (12.  Zivilsenat"'  vr>m  26.  in.  fJ.')  getrennt  wurde,  so  vermochte 
diese  ausgesprochene  Trennung  der  Ehe,  mag  die.^cUM'  nach  ij  äH2  der  deut.schen 
ZPO  als  gänzliche  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  oder  nur  als  ^heidung  im 
Sinne  der  tttterreidiisebett  GeietigBbQng  anfsnfassen  sein,  fttr  die  fiflielente 
Primua  TermSge  ihrer  Eigeniehaft  ale  Qeterreichiselie  Staatsangehörige  und 
als  Katholiken  gemifi  §  4  nnd  III  a.  b.  QB  die  Lösung  d*  s  Ehe  band  es 
nicht  herbeizuführen  nnd  muß  diese  Ehe  als  noch  fortli»  sitt  hcnd  i  rkannt  werden, 
ganz  abgesehen  davon,  daü  das  Urteil  des  deut.schen  (ferichte»  in  Ehesachen 
die  ätatusverhältnisüc  eines  österr.  Staatsangehörigen  iiberbaupt  nicht  zu 
tangieren  vermag.  .... 

Nach  §  W  P.  2  J.  N .  erschein«!  die  Getiditahttre  I.  Instams  aosacbUefi- 
lich  zuständig  fär  Streitigkeiten  Aber  Ungültigerklirung  einer  Ehe. 
Nach  §  lOf)  J  N.  sind  Klagen  auf  T^ngiiltigerklärung  einer  Ehe.  wenn 
hierfür  im  Inlande  weder  ein  allgemeiner,  noch  ein  besonderer  Gerichtsstand 
begründet  ist,  subsidiär  bei  dem  Landesgerichte  V\  ien  anzubringen. 

Was  nun  fttr  Klagen  all  Ungflltigerklärung  eims  Elie  normiert  ist. 
maB  alnngunlA  auch  Anwendung  finden  avf  den  Fall,  wo  die  Ofiltigkeit  einer 
Ehe  gemift  $  94a.  b.  GBvon  Amts  wegen  an  nnters neben  ist.  welche 
Untmnchnng  unter  Anderem  auch  weg«!  Vorliegens  des  Eheliindomisses  nach 
9  62  a.  b.  GB  vorgeschrieben  ist. 

Der  Auguste  Klein,  welche  vermöge  ihrer  Geburt  und  infolge  ihrer 
VerebeUchang  mit  Primus  ttsterreicbisebe  StaatsangehSrige  war  und 
blieb,  nnd  welche  gemüA  $  4  a.  b.  OB  nnd  mit  ROeksicht  darauf,  daß  sie 
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KatlMllklii  Ist,  genU  $  III    b.  OB  den  Becbtoliestaiid  Oirar  mit  IVfmM« 

geschlossenen  Ehe  nach  dem  ObgesagUn  aiiztuTkciinen  verpflichtet  ist,  war 
es  mit  Rfkksif  ht  auf  die  Hf  stimmimtr  tit  s  §  62  a.  b.  OB  untersagt,  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  zweifache  Eigeni>chaft  einer  österr.  Staatsbürgerin  und  einer 
Katholikin  bei  Lebzeiten  des  Primm  eine  ncae,  gültige  Ehe  einzugehen. 

Da8  sie  vor  Eingehung  der  Termeintlichen  Ehe  mit  dem  Stcunim  »na 
dem  deterr.  Staateverbande  austreten  wäre,  wird  nicht  behauptet,  vielmehr 
ist  die  Genanntp  in  dem  oberwähnten  Zeiitmisse  der  kirchlichen  und  gei.stlichen 
Rc^sortvirwakung  Petersburg  aosdrticklicb  noch  als  österr.  Staateaogebörige 
bezeichnet. 

Das  Landesgericbt  Wien  war  mit  Rficlnicht  dazanf,  daß  die  vermeint- 
liehen  Ehegatten  Secundu»  einoi  Wohnsita  im  Inlande  gamicht  hatten, 
gernüfi  %  60,  2.  Abs.  und     ICX)  J.  N.  berechtigt  und,  um  da«  SUtnsverhiUtnia 

der  fisterr.  StaatsancL'htiri^'pn  vli/^u-f/^*  zvir  fultting  zubringen,  nach 

§  J>4.  4  und  III  a.  b.  GB  verpflichtet,  die  (liiltigkcit  der  zwischen  Anf/usfc 
jpt  imus  und  dem  Secundus  vermeintlich  gescblusseiien  Ehe  einer  amtbwegigen 
Untenachung  zu  nnteniehoi  nnd  mnfite  aof  Grand  der  angefahrten  Bechta- 
nnd  Sachlage  die  von  d»  Kozator  des  Swmidit»  erhobene  Einwendung  der 
Unzuständigkeit  des  Landesgerichtes  Wien  als  unstichhaltig  erkennen  und 
seine  Entscheidung  dahin  fällen,  da  Li  die  erwähnte  Ehe  wegen  des  ihr  ent- 
gegenstehenden Ehehindcmisses  des  62  a.  b.  GB  für  ungültig  zu  erklären 
sei,  wobei  der  UmstAud  irrelevant  erscheint,  daü  diese  Ehe  durch  die  Ent- 
scheidung des  bischöflichen  Ordinariates  in  Moskaa  inswiaehen  wieder  getrennt 
worden  ist. 

Der  Gerichtshof  erarlitt  tt-  jcdorli.  daß  beiden,  diose  iinpilltipf  Elw  ein- 
gehenden Personen  tin  Veisclinlden  an  dir  KhiMmprliltitiki  it  nicht  beizumessen 
sei,  weil  üecundus  als  Ausländer  zar  Kenntnis  der  österr.  Ebegesetzgebuug 
iddit  vefpiUchtet  war  nnd  Fnm  Auffmt«  FHmus  mit  fiflckaicht  anf  den 
durch  ein  dentsdies  Oecidbt  erfolgten  Ausqimch  der  Tramung  ihm  Ehe  mit 
PrimU9  der  lldnung  sein  konnte,  daß  letatere  Ehe  g^lich  gelfist  sei." 

Die  eingelegte  Berufung  vttwar!  da«  Oberlandesgericht  zu  Wien 
durch  {Jrteil  vom  26.  ».  04. 

Aus  den  Orttnden. 
,itis^le  KUin  war  snr  Zeit  der  Eingebung  der  Ehe  mit  dem  Secundm 
Oiterr.  Staatsbttrgnrin,  wie  in  den  QrOnden  des  erstm  Urteils  richtig  dar- 
gelegt  ist. 

Sie  war  daher  auch  nach  g  4  a.  b.  GB  auch  hinsichtlich  der  im  Aus- 
lande vorgenommenen  Rechtshandlung  an  die  üsterr.  Gesetze  gebunden,  soweit 
ihre  persttnliche  Fähigkeit,  sie  an  nnt^ehmen,  dadurch  eingeschrttnkt  wird, 
und  diese  Handlungen  im  Inland(  r*  ( htlicbe  Polgen  hervorbringen  solkn. 

Beide  Voraiissctzungen  trt  fT«  ti  liier  zu. 

Einerseits  war  ilire  Fähigkeit  zur  EhfSfhlieüuug  wegen  des  bestehenden 
Ehebandes  nach  österr.  Gesetze  eingeschränkt. 
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Aiiderers«  its  wäre  sie  bei  dem  Bestände  eines  ^iUtigi  n  Khcbandes  mit 
dem  SecHndus  narh  i?  a.  b.  (iB  l>ererhtijft,  auch  im  Iiihinde  den  Mamcii 
des  MaJuifM  zu  liilin  ii  im\  dif  Rerhtc  mitio«^  Standes  zu  yenielien. 

Es  gellt  auch  ans  dem  von  Auyn^^le  Fninus  vurgelegteu  ärztlickca 
Z«n(^U8e  hervor,  dafi  dieselbe  das  Recht  in  Anspruch  nimmt,  den  Namen 
des  Seeundm  su  |flhren,  weil  sie  in  diesem  Zeugnisse  Auffust«  eon  Tertiu»- 
Secundua  benannt  wird. 

Si»  Ji.ittt  attch  zur  Zeit  der  Khtrsanst^'lhinir  ihren  Wohnsitz  im  liiil.inde. 
und  es  kann  ihr  als  Staatsbürgerin  nicht  verwehrt  werden,  jederzeit  wieder 
den  Wohnsitz  im  Inlande  zu  wählen. 

Bs  ist  also  nicht  richtig,  daß  die  Gttltiglceit  der  Ehe  nvr  nach  mssiscbem 
Rechte  an  benrtetlen  wibre. 

Pas  «isterr.  0<  ri(  ht  hat  viehnchr  mit  Rücksicht  auf  die  ätaatsangeh&rig- 
iieit  der  Auf/ustr  J'nniHs  das  österr.  Gesetz  nn^n wenden. 

£ä  kann  ai)er  auch  nicht  gesagt  werden,  daU  das  österr.  Gericht  durch 
die  angefochtene  Entscheidtuig  sidi  eine  Gcrlchtsbarlceit  Aber  den  Secundus 
aagemaflt  habe,  der  als  rnssisoher  Untertan  den  teteir.  Gesetien  nicht  nnter- 
worfw  ist.  —  Das  österr.  (lericht  war  bemfen,  die  Fähigkeit  der  Auguate 
Prhttus.  well  he  Inländerin  ist.  und  7.\n  Zeit  der  Kh»ireerhebnn<i  im  Inlande 
wuiintc,  zur  Kheschliellung  mit  dem  Ausländer  Üevundus  zu  priifen.  —  Das 
Ergebnis  war  der  Ausspruch,  daü  die  Ehe  nach  üstcrr.  Gesetze  ungültig  sei. 
Ist  Seeunäua  dem  fisterr.  Redite  nicht  nnterworfoi,  so  ist  allerdings  diese 
Entscfaeidang  des  öst«rr.  Gerichtes  ttr  ihn  nicht  bindend. 

Ob  und  welche  \V'iikun^fen  aber  die  Entscheidung  auf  den  einen,  den 
iisterr.  (icsetzen  nicht  iiiiteiwinfenen  (»attent<?il  ausübt,  hatte  das  Gericht 
bei  Schöpfung  des  Urteils  nicht  in  Betracht  zu  ziehen;  es  kann  daher  dieser 
Umstand  kdn  Hlmtomis  bilden,  eine  Entsdieidiiag  in  fiUlen,  dfo  hiniiditlieh 
des  den  österr.  Gesetien  nnterworlenen  Bheteiles  allerdings  im  Inlande  eine 
Wirkung  sn  ttnßem  bestimmt  ist. 

Demnach  war  auch  dem  I  n  eile  nicht  der  einschränkendt  R«  isatz: 
.soweit  Auguste  Primus  in  Fra^^e  kummf*  anzufügen,  weil  t  l)t  ii  die  Frage, 
welche  \H  iikungen  die  Entscheidung  auf  jeden  Eheteil  ausübt,  in  diesem  Ver- 
fahren nicht  an  Idsen  ist. 

Der  sowohl  ron  dem  Verteidiger  des  Ehebandes  als  aveb  von  dem 
Kurator  des  Secundun  geltend  gemachte  Berufnngsgmnd  der  nniiditigos 
rechtlichen  Rpurtfilimi^  ist  daher  nirlit  eintreffend 

Auf  eingelegte  Ke Vision  entschied  der  U  b  e  r  s  t  e  Ü  e  r  i  c  h  t  s  h  o  f  am  19. 12. 04 : 

„Es  wird  das  angefochtene  Urteil,  femer  das  Urteil  der  ersten  Instans 
sowie  die  vorangegangene  amtliche  Untersnchung  der  Oflltigkeit  der  cwisehen 
All gu fite  Primus  geb.  Klein  und  dem  Seeunäus  am  30.  6.  96  in  Pete»- 
barg  geschlossenen  Ehe  als  nichtig  auf  gehoben." 

Gründe. 

„Nach  m  a.  b.  GB  ist  die  Ungültigkeit  einer  Ehe,  welcher  eines  der 
darin  genannten  Bhehindemisse  entgegenstellt,  von  Amts  wegen  zu  anter* 
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suchen.  Wenn  es  aicb  aber  am  eine  von  eiuem  üstcrr.  Staut»bUrger  im  Aus- 
lande geschlossenen  Ehe  handelt,  mnß.  damit  diese  amtswegig«  üntersnchiing 
eingeleitet  werden  könne,  nach     4  a.  b.  GB  eine  doppelte  Voranssetsnng 

gerieben  sein :  einerseits  ist  nötijf.  daß  die  ö8t.orr.  Gesetze  die  persönliche 
Fähigkeit  des  In!:tnd«'r>*  ztir  Abschlielinntf  fincr  Ehe  einschränken,  andrerseits, 
daü  die  Ehe  im  Inlande  rechtliche  Folgen  Ikj  vorbringen  soll. 

Die  erste  dieser  Voranssetenngen  ist  gegeben.  Das  bestehende  Ehebaad 
bewirkt  fflr  einen  Osterr.  Staatsbürger  eine  EtnsehrSnknng  der  FShigkeit, 
sich  weiter  zu  verheiraten  und  ein  bestehendes  Rheband  wurde  behauptet. 

Allcii)  dit'  zwcitn  Vorniissptznntr  mnn'rrlt  Nach  55  4  a.  b  OK  muB  ent- 
weder schon  bei  Eingehung  ]{*  (  litsucst-häftcs  die  Absicht  obwaltet  haben, 
dali  dieses  rechtliche  Folgen  im  Inlunde  hervorbringen  soll,  oder  es  müssen 
sich  die  Verbältnisse  so  gestaltet  hatten.  daB  diese  rechtUdiai  Folgen  im 
Inlaude  au  Tage  treten. 

Nun  war  die  Ehe  mit  dem  Si'cundi(f>  in  Rußland  mit  einem  russischen 
.^tarjtfsbdrger  geschlossen  und  nichts  liegt  vor,  wus  darauf  hindeuten  würde, 
daß  die  Ehegatten  rechtliche  Folgen  ihrer  Ehe  in  »Österreich  beabsichtigt 
hätten.  Gewiß  erlangt«  die  Gattin  darch  diese  nach  rassischem  Rechte  an- 
bestritten gflitige  Ehe  auch  den  Namen  und  Stand  ilires  Mannes.  Allein  die 
□nbestiinmte  Mr<u1ic]ikt  it.  Jaß  die  Gattin  diesen  Namen  und  Stand  auch  in 
Österreich  geltend  machen  könnte,  iäüt  äch  nicht  im  Sinne  des  obaitierten 
§  4  verwerten 

Zunächst  nämlich  kann  von  einer  rechtlichen  Folge  eines  Rechtsgeächäftes 
nur  gesprochen  werden,  wenn  der  Rechtsknis  eines  Dritten,  mag  dieser  eine 
Privatperson  oder  aber  ein  Subjekt  des  Öffentlichen  Redites  sein,  tangiert 
wird.  Wird  gar  niemand  betroffen,  so  sind  die  Konsequenzen  keine  recht- 
liehen.  Im  vorliegenden  Falle  könnte  in  Fra<je  kommen  der  Staat,  der  ein 
Interesse  daran  hat,  daß  jeder  den  Namen  fniue  der  ihm  gebührt,  und  der 
erste  Ehegatte  (Primus).  Da  aber  Augunte  Fiimuf<  mit  Ausnahme  einer 
sdir  Inirxen  Zdt,  in  der  sie  mit  ihrem  dritten  Bh^;atten  (Tartius)  in  Wien 
lebte  und  den  Namen  Ttrtiu»  trug,  sich  gamicht  in  (isterreich  aofliielt, 
entfällt  ein  staatliches  Interesse  an  der  Führung  des  Namens  Primus  und 
der  erste  Ehegatte  ist  durch  den  Gebrauch  des  Namens  Secundw  der  Auguste 
Piimus  in  Österreich  bisher  nie  gekränkt  worden. 

Es  kann  daher  Iflr  die  Frage,  ob  eine  amtliche  Untersochung  der 
Gflltigkeit  der  mit  dem  Secundu*  geschlossenen  —  ttlwigens  schon  ttngst 
rechtskräftig  dem  Bande  nach  wiedi  r  uurut  lösten  -  Ehe  stattfinden  durfte, 
nur  maßgebend  sdn.  nl>  dii  sl  Gültigkeit  auf  di(  nilltiq:keit  der  ersten  Ehe 
<mit  Primus  (alrr  dritten  Ehe  mit  Trrtins  lin.ii  entHcheidenden  Ein- 
Üuß  übe.  Beide.s  ist  nicht  der  Fall.  Für  die  dültigkeit  der  ersinn  Ehe  ist 
nur  entscheidend,  daß  die  Gattin  bei  deren  Eingehung  Österreicherin  und 
Katholikin  war,  ein  nachfolgendes  Faktum  kann  auch  nicht  Voraossetxang 
der  Gültigkeit  eines  früheren  Geschäftes  sein,  sondern  nur  möglicherweise 
kraft  besonderer  Vorschrift  dessen  Unwirksamkeit  bewirken.  Fttr  die  Gültig- 
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keit  der  dritten  Ehe  ist  aber,  da  die  zweite  Ehe,  welcbe  nach  rasaiacbem 

Rechte  wieder  aufgelöst  wurde,  bevor  auch  die  dritte  Ehe  ahgeacblossen 
wurde,  die  zweite  Ehe  völlig  Ixclcutungslos  und  nur  die  erste  maßgebend. 
Bs  wurde  daher  aneh  in  der  gericbtlicben  EutscbeiduDg  Uber  die  dritte  £be 
die  zweite  garnicht  verwertet. 

£ine  im  Ausland  von  Österreichern  nach  aasl&ndiaoheiii  Rechte  ge- 
achloasene  Ehe  amtlich  auf  ihre  Ottltigkeit  au  prttfen,  obwohl  sie  garnicht 
mehr  besteht  und  eine  rechtliche  Notwendigkeit  hierzu  nicht  vorhanden  ist» 
sind  die  österr.  Gerichte  nicht  berufen.  Es  mangelt  ihnen  hierzu  di«  Zu- 
ständigkeit nnd  PS  ist  die  Nirhtznstündigkeit  eine  absolute  ({;  477,3  Zl\i) 

Dies  hat  der  Ehebandsverteidiger  mit  Recht  hervorgehoben.  Es  war 
dalter  mit  der  Aufhebung  des  Uitcils  sowie  des  vorangegangehen  Verfahrens 
v<nziigehen. 

Ungarn.^^) 

Art.  7,  Abs.  4  des  Berner  internationalen  Überelnkomtnens 

über  den  Fracht rer kehr. 
(„Jogtitdomänyi  Közli>ny"  Hf04  No.  14  Heilage  No.  'J40  S.  KU  ni.i.J 

Bcrnfungssenat  des  k.  Handels-  und  W ecbselgerichts» 
bofes  Budapest  (l'rteil  vom  2A  11  08.  D  hm  VM\:\ 

Das  Urteil  der  ersten  Iiiätanz  wird  in  &eiueui  die  streitige  iiaupiiurde- 
mng  and  die  ProceBkoaten  betreffenden  Teile  bestätigt,  in  seinem  die  Zins- 
fordemng  betreffenden  Teile  abgeindert  und  Klägerin  mit  ihrer  Zinsforderung 
abgewiesen. 

Ij  r  ü  n  d  e. 

Nicht  streitig  ist  e».  daü  der  Geklagte  zwischen  der  mit  Avm  sub  C 
beigeschlossenen  Fraditbriefe  als  Eilgut  aufgegebenen  Sendung  in  die  ttbrigen 
bedingvngslos  mm  Transport  sugelassenen  Waren  Terpackt  auch  3  Flaschen 

Petroleum  (erwähnt  in  Post  XX  der  zum  S  des  Eisenbahnbetriebsreglements 
gehörigen  Beilaf^o  T?i  im  I^rn'tom'wirhf«'  vfin  .")  ktr  anfifo^rtlnn  bat  und  rlaO 
die  .Aufgabestation  die  St  iidiin^r.  nachdem  ^ir  den  Inhalt  d«  rsrlix  ti  laut  dvr 
TatbestandsprotokuUe  1)  und  E  festgestellt  hatte,  nicht  weilerbefördert  hat. 

Auf  Omnd  des  Frachtbriefes  C  ist  auch  unaweifelbaft,  daß  die  Bisen- 
bahn  die  Ware  am  29.  4. 02  behuis  Fraditftthrung  ttbemomm«i  hat  und  da6 
demnach  bei  der  Beurteilung  der  streitigen  Rechtsfragen  die  Normen  des  im 
Jahre  19<)2  htrrtnstretrehonpn  mit  den  Bestimmungen  der  Nachträge  1 — V  er- 
gänzten Eisenbuhnbetriebsreglemi'iits  maßgebend  sind.'i 

Begründet  ist  die  Behauptung  der  Klägerin,  daß  der  geklagte  Aufgeber 
in  dem  FrachtlMriete  den  Inhalt  der  Sendung  unrichtig  deklariert  hat,  weil 
das  In  der  Sendung  verpackte  Petroleum  in  der  Beilage  B  erwähnt  ist  und 
solche  Waren  im  Sinne  des  %  61  tit  d)  des  Eisenbahnbetriebsreglements  mit 


*)  Mitgeteilt  vuu  Dr.  Iviäoi  .Srft  tva  t  tz.  Regierungskonzipist  in 
«Sarajevo. 
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der  in  der  Beilage  B  gebrauchten  Benennung  bezeichnet  werden  müssen,  so 
daß  also,  seihst  wenn  die  Behauptnnir  des  Geklagten  wahr  wäro,  daß  das 
Petroleum  im  Handelsverkrhr  anrli  mit«  r  dem  Nanun  Srhinii  nil  vorzukommen 
pflegt,  die  Bezeichnung  der  in  Hede  »lebenden  Ware  durch  diese  Benennung 
gegen  die  obaitierte  BeBtinunang  des  Reglementa  TerstOftt  und  ancb  mit  Rück- 
licht auf  die  Bestimmung  der  Post  XXXV  der  Beilage  B,  daß  die  daselbst 
aufgezählten  bedingungsweise  zum  Transport  zugelassenen  Waren  im  Falle 
tb  r  Vprparknnir  mit  anderen  Waren  im  Frachthrirfe  namentHrh  anzufQhren 
sind:  die  im  Kracht briefe  C  gemachte  Warcndeklaratiu«.  geniäti  welcher  der 
ganie  Inhalt  der  Sendung  bloß  mit  dem  Namen  „Schmieröl''  bezeichnet  und 
der  drei  Flaschen  Petroleum  keine  besondere  Erw&hnnng  gemacht  wurde, 
offenbar  unrichtig  ist 

Di<'>f  Deklaration  zieht  also  die  Anwendung  der  im  S  ^'■^  Abs.  H  und 
7  des  üi'ti  it  lt.^ri  iLrli  ments  feBtijosetzten  Kechtsfolcren  nach  sich.  Avei!  das  Be- 
triebsreglement keinen  Unterschied  macht,  ob  die  bedingungsweise  zum  Trans- 
port SQgelassenen  Waren  für  sich  allein  oder  mit  anderen  Waren  xn  einer 
Sendung  verpackt  anter  nnriobtiger  Deklaration  anfgegeben  werden.  Folglich 
ist  die  Argumentation  des  Geklagten  irrig,  als  wenn  die  Bestimmungen  des 
Betriehsrrirlf'i'iPTits,  wolrbc  dm  Krachtzusch!;)-/  I^crnffcn.  auf  die  strririge 
Sendung  überhaupt  nicht  anwendbar  wsiren  odir  iHüiiglich  derselben  auch  in 
dem  ftlr  den  Geklagten  nachteiligsten  Falle  nur  der  im  g  53  Abs.  8  des  Be- 
trlebsffeg1em«its  nach  je  einem  Ftoohtbrieie  mit  1  Krone  festgesetste  Fracht- 
susehlag  angewendet  werden  könnte. 

Unbegründet  ist  auch  die  Einwendung,  daß  in  jenem 
Falle,  in  welchem  dir  E  i  s r  n  h  a  h  n  den  Transport  der  mit 
Frachtbrief  übernommenen  Ware  noch  nicht  begonnen  hat, 
wegen  der  nicht  erfolgten  Deklaration  der  bedingungsweise 
snm  Transport  sngelassenen  Waren  kein  Frachtxuscblag 
gefordert  werden  könne. 

Der  im  Abs.  H  des  T^Ptiii-lisrii^lriiicnts    Art.  7  Al)s  4  des  inter- 

nationalen Ibereinkommens  flhei  dm  Kraehtverk»  hn  enthalttine  Satz  .ist 
ein  Frachtzuschlag  an  die  u m  Traiii^purt  e  beteiligten  Eisen- 
bahnen IQ  sahlen"  bat  in  besag  auf  die  in  Rede  stehende  kontroverse 
Fr^Ee  keine  Bedeutang,  wdl  die  Vorauwetsungen,  anter  welchen  der  Fraeht- 
zuschlag  gefordert  werden  kann,  durch  die  drin  zitierten  Satze  vorangehenden 
SRtzp  im  .\h«  <>  nnd  dnrrh  .\bs  7  desselben  Paragraphen  normiert  werden, 
die  Bestimmung  des  letzteren  Absatzes  aber  keinen  Zweifel  bestehen  läßt,  daß 
die  nnriebtige  oder  mangelhafte  Deklaration  der  in  der  Beilage  B  aufgezählten 
Waren  die  Anwendung  der  Strafe  snr  Folge  hat;  bei  dieser  Regelang  setst 
der  zitierte  iSatz  im  g  53  Abs.  6  des  Betriebsreglenients  nnr  die  Disposition 
dos  Fra(  lit/us(1darrp<^  beziehungsweise  die  Norm  fest,  wer  den  Fk'achtraschlag 

zu  foniern  bereclititct  ist. 

Aber  der  I Umstand,  daß  die  Eisenl)ahn  die  unrichtig  deklarierte  Ware 
nicht  weiterbefOrdert  hat,  steht  der  Forderung  des  Frachtsnsditagcs  am^ 
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deBhalb  nicht  im  W^,  weil  die  im  g  50  des  Betriebsr^lemeDt«  eDthattenen 

Dispusitionen  offenbar  den  Zweck  verfolgen,  daß  die  (iefabren.  welche  aus 
dem  Transporte  solcln  r  Waren  entstehen  kiinnen.  die  vermöge  ihrer  natür- 
lichen Beachaffenheit  dir  Sicherheit  des  Verkehres  trefährden.  nach  Mr»<r!irhlveit 
ubgewcudet  werden  sollen.  Weil  aber  durch  die  erwüliuten  getaiirhchcn 
Eigenscliaften  die  Sichedidt  der  Organe  nnd  der  Einrichtungen  der  fiiaenbnhB 
sowie  der  sonBÜgen  Waren  nicht  nur  wfthrend  des  Transportes,  sondern  auch 
während  der  Manipulation  oder  Einlagerung  bis  zum  Transporte  aufs  Spiel 
gesetzt  ist  und  die  Behandlung  solcher  Waren  behufs  Verhütung  möglicher 
Gefahren  schon  vom  Zeitpunkte  der  Aufgabe  eine  besondere  Vorsicht  erheisrht. 
80  ist  auch  ein  Hauptzweck  der  richtigen  Deklaration  solcher  Waren,  daü 
die  nötigen  Sicherheitsvorkehmngen  schon  bn  der  Ao^he  angewendet  werden 
sollen  nnd  die  mögliche  Gefahr  nicht  nor  wfthrend  des  Tranaportes,  sond^ 
auch  schon  vor  dem  Beginne  desselben  abwendbar  sei.  Demgemftfi  ist  die 
Bestimmung  der  Absätze  6  und  7  des  §  53  des  Betriebsreglements,  welche 
die  unrichtiif  Deklaration  der  rruähnten  W^aren  mit  Strafe  belegt,  auf  die 
Weise  aaä/.u legen,  daÜ  dieser  Frachtzuschlag,  welcher  nicht  als  für  dm 
Transport  entfallende  Gegenleisttug,  sondern  als  Strafe  fttr  die  Yer- 
letsnng  der  im  Betriebsreglement  enthaltenen  Tertrngs* 
mftßigen  Bedingungen  za  entrichten  ist^,  schon  anf  Gmnd  des 
Vertragsbruches,  welcher  durch  die  mit  unrichtiger  Deklaration  wfolgte  Ant> 
gäbe  der  W^are  begangen  wurde,  gefordert  werden  kann 

In  Ansehung  des  Betrages  des  Frachtzuschlages  hat  der  k. 
Gerichtshof  gleichfalls  zugunsten  der  Klägerin  entschieden.  Bei  dieser  Ent- 
scheidvng  wnrde  in  erster  Reihe  in  Betracht  gezogen,  dafi  in  dem  benflgliehen 
Abs.  7  des  §  Ö3  des  BetriebsfeglementB  g  3  dw  AniHÜmmgsbestimmnngen 
zum  internationalen  fibercinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr)  vom 
Brnttogewicht  des  „Versandstückes"  nifht  aber  Warenstückes  die  Rede  ist ; 
der  wttrtlirhe  und  logische  Sinn  der  fraiu'Iichen  Bestimmung  des  Reglements 
ist  also,  daü  der  Frachtzuschlag  nicht  nach  dem  Gewichte  der  einzelnen  das 
VersandstOdc  bildend«!  Warenitfteke,  das  helBt  der  mutehtig  deklariwten 
Stücke,  sondern  nach  dem  Bruttogewichte  des  hei  dem  Ttanaporfee  aaeli  loßer- 
lich  als  besonderes  Stück  erscheinenden  und  in  der  Rubrik  Anzahl  des  Fracht- 
briefes als  solches  bezeiclineten  ganzen  Versandstückes  zu  bemessen  ist  t-in- 
schlieülicb  also  auch  das  (iewicht  der  Emballage  und  der  sonstigen  Waren, 
welche  mit  den  unrichtig  deklarierten  Waren  zusammen  verpackt  wurden. 

Die  Richtigkeit  diesw  Anslegong  wird  ttbrigens  anoh  dnrah  den  schon 
oben  gewttrdigtm  Sidierheitssweck  des  im  $  58  Abs.  7  des  Betriebsreglements 
festgesetzten  Frachtzuschlages  begründet,  weil  durch  die  Verpackung  der 
Emballage  und  sonstiger  Gegenstände  mit  den  (gefährlichen  Warenstücken 
die  Oefahr  in  vielen  Fällen  eh<T  lietitt  ii^crt  als  gemindert  wird  und  auch  das 
Mali  der  Schadenersatzptiicht  der  Eisenbahn  größer  ist,  falls  infolge  der  Ent- 
sflttdnng  oder  Bi^losion  der  nnrichtig  deklarierten  G^jenstftnde  Sendungen 
▼on  grMerem  Gewidite  nnd  ratsprechend  grSBetem  Werte  serstttrt  werden. 
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Die!<c-lbi>n  Rücksichten  der  Sicherheit  begründen  es  »ttch  anderersdts, 
daü  häi)ti|{  die  nacli  di  iu  Bruttojtewirht  des  giinzen  Vcrsaiidstückes  zn  he- 
nussendc  Strafe  mit  dem  Gcnvirhtr  und  \Vert4^  der  unri«  htiir  deklarierten 
\\  Uli  II)  keinem  \  erbiiltuiüüe  steht,  abei  eine  solche  Dibpropurtion,  iRsbesooders 
in  Ansehang  des  Wertes  der  Sendung,  kann  auch  in  solchen  Fällen  eintveten, 
in  weldien  anssebüeBlich  die  in  der  Beilage  B  erwähnten  Waren  mit  un- 
rirhti^M  r  Deklaration  oder  mit  Außerachtlassung  der  SidmrheitBVorscbriften 
aufgqfcben  werden. 

Der  Text  des  Betriebsreglenient»  und  der  Zweck  der  Bestimmung  sprechen 
also  für  den  prozessualen  ^Standpunkt  der  Klägerin  und  die  iu  unserer  Judi- 
katur bisher  ständig  aur  Qeltang  gelangt«  gegenteilige  Auffassung  hat  ihre 
Hauptsttttse  darin  gefunden,  daß  im  §  3  Abs.  1  der  AusfOhningsbestimmangen 
des  Berner  intemationalt  n  f'lioreinkommens.  wt  li  b»  iH  ■  rirundlage  des  Betriebs- 
reglements bildet,  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  uh  der  Frarhtzusrhlajr  narh 
dem  Bruttogewichte  des  ganzen  YersandütUckes  oder  nur  der  unrichtig  dekla- 
rierten Warenstflcke  in  beredinen  ist. 

Aber  iet  Beebtssastaod,  welcher  die  Grundlage  dieser  Auffassung  bildet, 
hat  unlängst  eine  wi  ät-ntlicbe  Änderung  erfahren,  weil  Art.  2  Abs.  8  des  mit 
GA  XXV  iiiartikulierten  Pariser  Zusatzübereinkommcns  mit  Abilndernng 

der  obzitierten  I5f  stimninng  der  Ausführungsbestiramungen  des  Berntr  iiiM  i- 
nationalcn  Übereinkommens  ausdrücklich  bervorgeboben  bat,  daii  der  Fracht- 
mschlag  ,filr  jedes  Bruttokilogramm  des  ipuisen  yersandstttckes'  an  be- 
rechnen  ist 

Es  ist  wohl  wahr,  daß  infolgedessen  die  bezüglichen  Bestimmungoi  des 
Bctriebsrpf^lements  keiner  Tcxtiening  im  strengerrn  Sinne,  als  sie  die  bis- 
herige ist.  unterzogen  wurden,  sie  stehen  aber  gegenwärtig  uiit  den  Be- 
stimmungen des  internationalen  Übereinkommens  im  Einklänge,  so  daß,  wenn 
auch  der  liesttgUdie  Text  des  Betriebsreglements  sngunsten  der  Eisenlwhn 
nicht  abgeändert  wurde,  die  ra/io  desselben  sich  dennoch  auf  die  Weise  ge- 
ändert hat,  daß  den  bezüglichen  Dispositionen  des  Betriebsreglements  anf 
Grund  ihres  Zn Rammenhanges  mit  den  ßestimmnnprn  des  internationalen 
Übereinkommens  bei  dem  heutigen  Recbtszustande  auch  mit  strikter  Aus- 
legung kdn  Ton  dem  oben  eiilgemnumeo^  Standpnnlcte  des  k.  Qerichfsbofes 
abweichender  Sinn  beigelegt  werden  konnte.*) 

Demznfoli^e  gebührt  der  Eisenbahn  gegenüber  dem  geklagten  Aufgeber 
nach  dem  im  l^'rachtbriefe  0)  bezeichneten  und  iihripens  auch  nicht  bestrittenen 
Bruttogewicht  von  49  Kilogramm  des  gauzti]  Versandstückes  der  für  jedes 
Kilogramm  mit  12  Kronen  berechnete  der  Klagssumme  entsprechende  Fracht- 
xusdilag.  Zinsen  kann  aber  die  Klägerin  nicht  beanspruchen, 
weil  der  mit  Klage  begehrte  Frachtsnscblag  eine  Forderung 
ist,  welche  den  Charakter  einer  Strafe  an  sich  trägt. 

K.  Tafel  in  Budapest  als  K  o  v  i  .s  i  o  n  s  e  r  i  e  h  t  t'rteil  vom 
11.  '6.  (M  II.  G.  163^1903):  Geklagter  wird  mit  seinem  Hevisionsbegebren 
abgewiessn. 
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Orttnde. 

Die  Revigionsanfechtiing  des  Geklagten  und  seine  Argumentation  wird 
(innh  dio  an  dieser  Stelle  in  vollem  rmfange  ak/rptierte  Bcgründmif.'  des 
Ikrufutitrr'gurichtes  widerlügt,  welche  die  k.  Tafel  nur  mit  dem  Nachstehenden 
zu  ergänzen  findet. 

Das  TOr  dem  Bemer  Überetnkommea  in  Geltung  gewesene  Betriebt» 
reglement  hat  im  §  48  ansgespfO^n,  daß  derjenige»  welcher  v<>n  dem  Bisen- 
bahntransport ausgesdilüssen^  oder  nur  bedingungsweise  zum  Transport  zu- 
gelassene (ifjrenstfinde  unter  unrichtiger  oder  mansrelhaftor  TVklaratirm  auf- 
gibt, schon  die  durch  die  Tats»ache  der  Aufgabe  rechtskraftig  verwirkte  Strafe 
m  besalil^  verpfliclitet  ist.  Nacb  |  60  desselben  BetriebsreglemenUi  ist  im 
Falle  der  unrichtigen  Deklaration  des  Inhaltes  der  Sendung  jede  Bisenbahn 
berechtigt,  außer  der  Ergänzung  der  verminderten,  filr  ib  n  Weg  zwischen 
der  Aufgabpstatinri  und  Bestimmunir^'Sf  atinii  riitfalU mli  n  {«rarbtsätzp  auch 
einen  Strafbetra^'  ^'«  inäß  ihren  besonder'  ii  Hi'i:leiiunli»  zu  verlangen.  Atif  (i<  r 
Berner  Konferenz  hat  Deutschland  beantragt,  dal3  die  fraglichen  Strafbeträge 
aussdiließlich  der  entdeckenden  Eisenbahn  sufallen  sollen. 

Dieser  Antrag  wurde  nicht  angenommen,  sondern  beschlossen,  daB  die 
jetzt  schon  Frachtzuschlag  genannte  Strafe  zwischen  die  am  Transporte  he* 
teiütrten  Eisi  nbatinen  zu  verteilen  ist  und  diese  Disposition  wiirdr'  a?jf  Grund 
des  §  2  des  UA  1892  XXV  in  das  ungarische  Betriebsreglement  übernommen, 
sowie  auch  der  Beschluß  übernommen  wurde,  dafi  der  Frachtzui»chlag  dann 
au  besahlen  ist,  wenn  die  obbeseichneten  Waren  mit  unrichtiger  oder  mangel- 
hafter Deklaration  behufs  Frachtführung  aufgegeben  wurden. 

Die  im  Art.  7  des  Berner  (■hereinkommens  iiiul  im  53  des  ungarischen 
Bi'triebsreglement?5  £rfhraiichtr>n  Worte  .nii  iii<  kih  'Ii Miispnrt«»  beteiligten 
Eisenbahnen'',  welche  der  (ieklagte  aus  ihrem  Zusammenhange  lierausgerissen 
irrig  auslegt,  dienen  aur  Bezeichnung  der  für  die  Binhebni^  des  Praditm- 
sehlages  berechtigten  Personen,  r^lm  aber  die  Vorausaetsungen  der  Ent- 
stehung der  Zahlungspflicht  nicht,  insbesonders  normieren  sie  dieselben  nicht 
auf  eine  von  dem  frilh^-reri  Betricbsti  ilcinent  abweich'  nifc  Woi'^e 

Aus  den  zitierten  Worten  folgt  ufienbar  nicht,  daß  der  Frachi/uschlag 
überhaupt  nicht  zu  entrichten  ist,  wenn  der  Transport  laut  Vertrag  auf  der 
Strecke  einer  Eisenbahn  zu  entrichten  war  und  beendigt  wurde  und  sowie 
derjenige,  welcher  gefährliche  Waren  mit  unrichtiger  Deklaration  aufgegelxn 
hat,  die  Herabsetzting  des  Frachtzuschlagrs  nicht  verlangen  kann  ausschließlich 
deshalb,  weil  die  auf  dfn  Stirrken  der  übrigen  Ei^fnliahnoii  zn  iH'fördernde 
Ware  eben  wegen  der  Entdeckung  ilirer  gefährlichen  Beschaffenheit  schon 
durch  die  ttbernehmende  (erste)  Eisenbahn  aufgehalten  wurde,  so  ist  atu^ 
irrig  die  rechtliche  Auffassung,  daB  der  Aufgeber  von  der  ihm  wegen  dar 
verbotenen  Handlung  der  unrichtigen  Deklaration  als  Strafe  auferlegten 
Zahlungsverpflichtung  befreit  wird,  wenn  der  Transport  nicht  1»i  cornen  wurde. 
Diese  Auffassung  ist  um  so  irriger,  weil  es  nicht  der  Zwerk  «1»  ( 1- s-  tzge-bers 
beul  konnte,  die  Ei.<>enbahn  zu  verhaiti-n.  daß  sie  den  Transport  der  geführ- 
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üduffl  Wwe  bei^mie  und  Uednrdi  ihn  Transportmittel  und  andh  die  Übrigen 
Hkt  anvertEaRteii  Wann  der  QthSa  autetM,  wenn  sie  itnen  Anspmdi  auf 
4en  ibr  nutäiendem  FrachtmacUag  wakwn  wiU.^ 

Gemäß  der  Disposition  des  ungarischen  Betriebsreglements,  welches  aaf 
•Grand  des  §  2  des  das  Pariser  Zusatzübereinkomnipn  in  artikulierenden  GA 
1901  XXV  modifiziert  wurde,  ist  aber  dieser  Kracbtzusclilag  in  solchem  Falle, 
'wem  dne  unrichtig  deklarierte  geffthrlicbe  mit  einer  anderen  bedingungslos 
mm  Tkansport  angdanenai  und  richtig  deklarierten  Ware  veipaolrt  aa|ge> 
gelwii  wordei,  nach  dem  Bruttogewicht  des  ganisB  Yereandstflekes  n  be- 
xedmen. 

Auf  der  Pariser  Konferenz  habon  nämlich  rngarn,  Östi^rroirb  nnd 
Deutschland  Ubereinstimmend  den  Antrag  geätellt,  daß  mit  Abiuidtruiig  des 
-§  3  der  Elim  Art.  7  des  Bemer  Übereinkommens  gehörigen  Ausfilhmngs- 
]»eetimmiuigeii  klar  ausgesprochen  werde,  da8  in  dem  oberwUmten  Falle  der 
Frachtziischlag  nicht  nnr  nach  dem  Gewichte  der  unrichtig  deklarierten,  sondern 
anrh  dt  r  mit  ihr  verpackten  und  richtig  deklarierten  Ware,  sowie,  der  Bm- 
ballage  zu  entrichten  sei. 

Dieser  Antrag  wurde  augeuummen  und  §  3  der  Auäführungäbtiätimmungea, 
welcher  gelautet  hat:  , beträgt  der  Fracbtzuschlag  15  Francs  fClr  jedes  Bmtto- 
kUogramm*,  fransOaiscb:  „lö  frontet  par  Kilogramme  du  poids  brut", 
auf  folgende  Weise  modiflsiert:  »Der  Frachtcnschlag  beträgt  lö  Franken  fttr 
jedes  Bruttokiloirramm  rlos  ganzen  Vcrsandstücke.s".  französisch:  „La  sur- 
taxe  sera  de  lö  francs  par  Kilogramme  du  poids  brut  du  colia 
mutier." 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  auch  der  zwischen  die  ungari- 
jchen  Geselle  inaztiknlierte  dentsche  nnd  fransSsische  Text  des  Fisrlser 
tTberelBkommeils  bei  der  Auslegung  dee  anf  Grund  des  §  2  GA  1901  XXV 

abgeänderten  ungarischen  Betriebsreglements  als  Hilfsquelle  zu  benfitzen  sind, 
weil  lullt  der  zitierten  Oesetzesstelle  die  Regierung  bevollmächtigt  und  an- 
gewiesen wurde,  die  Bestimmungen  der  Pariser  Konvention  im  W^e  der 
AUnderang  des  Betriebsrcglements  avch  anl  den  inlin^Hsoli«i  Verkehr  ans- 
xndehnen. 

Bei  der  Anslegnng  und  Anwendnag  der  abgeinderten  Bestimmungen  des 

Betriebsrt  tilements  muß  daher  davon  ausf^e<;ranfrfn  werden,  daß  dieselben  mit 
den  bezüglichen  Besiimmuiifieii  des  Tariser  Zusatziibereinkommens  wesentlich 
flbereinstimmen  und  diese  Auslegung  ist  nur  dann  unzulässig,  wenn  sie  durch 
jden  Text  des  ungarischen  Betriebsreglements  ausgeschlose«!  wird. 

In  Ansehnwg  der  Bestimmang  aber,  weldie  bei  der  Bntecheldang  der 
gegenwärtigen  Frage  maßgebend  igt,  obwaltet  zwischen  dem  Texte  des  Zvsats- 
Übereinkommens  nnd  des  nngarischen  Betrieber^leraents  keine  wesentliche 
Abweichung. 

§  55  Abs.  7  des  abfreäuderten  Betriebsreglemcnts  lautet  niimlieh :  .wenn 
iiie  im  §  50  Abs.  4  und  in  der  Beilage  B  aufgezählten  Gegenstände  mit  un* 

SeitMlirlft  f.  Intan.  PiIts^  a.  öffbna.  Badit.  ZTI.  5 
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richtiger  oder  inaugeUiafter  Deklaration  zum  Transport  aufgegeben  werden, 
betrigt  der  FmchtstucliUig  12  Kronen  laxb  jedem  Brattotdlograram  des 
Versandstackes'  (Vemodstflck  heiflt  im  nngftrischen  Texte  ^küldemin^ 

darab'\. 

Das  Betriebsreglemmt  unterscheidet  also  An\  zum  TiAnsp(»rt  anffrpirt'bfni'n 
Q^enstand  von  dem  VersandstUcke  nimmt  offenbar  aurh  auf  jenen 
Fall  bedacht^  wenn  mehrere  Waren  veipaikt  an  einem  Versandstlicke  ver- 
einig! werden. 

Wird  daher  dev  gana«  Inhalt  des  g  5B  Abs.  7  des  Betriebsn  i:l<  n  «  nts 

nnd  der  ans  dem  ZaBammenhanfie  der  Worte  hcrvorjjehende  Zweck  desselben 

in  Betracht  gezogen,  so  luuUte  man  zu  dem  Ergebnisse  gelangen,  daQ  das 

gebrauchte  ungarische  Wort  „küldemenydarab"  mit  den  im  deutschen  und 

franiftaiBcben  Teici  des  ZnntattberaiBkonimena  enthaltenen  Worten  »ganiea 

yenandafeflclc"  und  »eolia  etUier"  identiadi  iat«) 

Anmerkungen: 

M  Diese  Naohtrage  simi  t  i  tloss(  ri  mit  fulgenden  Verordnungen  des  Handels- 
ministeriums:  1.  Zahl  öö-dufmiii  ;  Ii.  Zahl  12056  1895;  lU.  Zahl  2l7U2/lbUS; 
IV.  Zahl  46361/1900  nnd  V.  Zahl  61961/1901. 

Dil'  in  1)1  i(l<n  riteilen  zum  Ans<lriHki'  gelangte  Ansii'lit.  daC  der 
Frachtzuscblag  strafrechtlicher  Natur  sei,  wird  meinet  Wissens  nur  von 
&a8ea  Tcrtreten  fCodice  ferrtwiaHo  lfl91,  ITT.  Bd.  Diritto  intemasUnale 
S.  91  :  ..Ln  yovrntassa,  von  r  all  tu  ehr  m/'  nnntundn  (Jiictta  a  puttire 
la  frude  del  mitteHte'').  Dit  übrigen  Kummentatorcu  betrachten  sie  teihi 
als  Konventionalstrafe  (Eger,  „Da»  internationale  Übereinkommen  über 
den  Eispvhnhnfrnrhtn  i  l:,-}u  -  1.  Aiifl  1893  1894  8.  KH  und  Schir  nb, 
^Das  internationale  Ü bereinkommen  über  den  Eisenbahnf  rachtcerkchr 
im  VergUidie  mit  dem  deuteehen  Fraektrecki  erlOttiert"  S.  104  ff. 
Auf  diesem  Standpunkte  steht  auch  die  k.  Kurie  in  den  En  t  sehnt  (tun  gen 
Zahl  ö0/19(»ü  und  1359/19tX);,  Wils  als  obligatio  ex  lege  (Hosent/inl, 
^Internationales  Eifi^nbahnf rächt  reckt"  Jena  1894  S.  75:  Gerstner, 
„fnfernaftonfilt-s  F  uhahnfrachtrecht"  Jena  1894  S.  142:  Straut, 
„JJan  herner  Ülu-i  cinhtinimen" ,  Juriatische  Blätter  189B  J>.  74).  Für  die 
privatn  ( htli(  be  Is'atur  des  Frachtjsuschlages  spridit  ancb  der  Umstand,  daß 
derselbe  infolge  der  bloüen  Tatsache  der  Aufgabe  unter  nnrichtiger  oder  un- 
genauer Deklaration  gefordert  werden  kann,  weder  doluh  noch  culpa  ist 
hierbei  erforderlich  (vgl.  Eger,  „Die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen"  in 
Zt«ch.  III  1893  S.  603  sub  8).  Doch  ist  diese  Ansicht  nif  ht  allgemein  aner- 
kannt. So  sagt  z.  B.  Gerstner  a.  a.  0.  S.  142  ohne  jede  Htgriindnng:  .Da- 
gegen wird  nach  allgemein  geltenden  Rechtsgrundsätzen  der  Xaeliwti.s.  »laLJ 
der  Absender  s'u-h  in  einem  entschuldbaren  Irrtum  In  fanri,  den  Fraehtzii.'«  lilag 
ausschlieik'n '  und  6'c/itra6  a.  a.  0.  S.  1<)9:  ^Zu  einer  unrichtigen  Angabe 
wird  wohl  immer  dodi  etwas  Unreoht  seitens  des  Absenders  gdtOren." 

•'»^  Dieser  Absatz  der  Hogrlindung  i.st  nur  bei  Verständnis  des  ungarischen 
Textes  des  Bctricbsreglemcnts  und  des  interuatioualeu  Übereinkommens  be- 
greiflich. 

Beide  Urteile  stehen  auf  dem  richtigen  Standpunkte,  daß  der  Fracht- 
Zuschlag  auch  dann  gefordert  werden  kann,  wenn  der  Transport  noch  nicht 
begonnen  wurde.  Hiermit  lehnen  sie  die  entgegengesetzte  Ansicht  ah,  welche 
in  den  Entscheidungen  der  k.  Kurie  vom  2U.  9.  99  Zahl  259  und  vom 
5.11.03  Zahl  50  ausgesprochen  wurde  (vgl.  Eger^  „Das  internationale 
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Übereinkonitneii''  2.  Aufl.  IWW  S.  137;  (Jttlihiii  1!H)I  S.  <;8fT. .  A'^t  /  , 
„Eisenbahnrechtliche  Entscheidungen''  X\  I  (17  Zeit.schrift  für  inter- 
nattiiMiilvit  Eisenbahntransport  VII  S.  öl>4ff.>.  Die  k.  Kurie  führt  zur 
Bei^ündung  ihrer  Ansicht  drei  Argumente  an,  deren  keines  überzeugend  iüt: 

a)  Dte  Disposition  des  internationalen  Übereinkommens  und  des  Betriebs- 

,  ...r],, |>,  ]rTrt"Tnl  «1(11  Fracht  Zuschlag  trü;.'t  den  Charaktt  r  •  imr  Stnif- 
Inrhtiiiuituug  uii  sicil,  ist  als  solche  strikte  zn  interpretieren  und  kann  in  Er- 
maogelimg  einer  auBdrOcklichen  VerfUii^uig  nictit  auf  den  Fall  ausgedehnt 
werden,  wrrm  tlir  Kisnihahn,  welche  ili  n  Fr.ir  htziischhig  beansprucht,  den 
Transport  nodi  nicht  bi  guiinea  hat.  Diese  Auffassung  Uber  die  strafrechtliche 
Natur  des  Fracbtzuschlages  hat  die  k.  Knrie  selbst  in  den  beiden  ol)zitieiten 
Kiifsclicidiniizcii  Aiiiii  '1  .iufi;i  j^t  lu  n.  Stellt  man  sich  aber  auf  den  Stand- 
punkt, wi^lchtii  die  k.  Kurie  in  diesen  beiden  letzterwähnten  Entscheidungen 
akzeptiert  hat.  dafi  der  Frachtzuschlag  als  K  iiventioaalBtrafc  zu  betrachten 
sei,  so  folgt  hieraus :  wfil  die  Konventionalstraf»'.  wmn  eine  Unterlassung 
ausbeduDgen  wurde,  mfülgf  einer  der  Vereinbarung  widersprechenden  Hand- 
lung ttllig  wird  274  HüB).  so  ist  im  gegebenen  Kalle  die  Tatsache  der 
nnrichtigen  Deklaration  im  Zeitpunkte  d»  s  Absrhlii^st  s  lU  s  Vortrages  einge- 
treten, der  Frachtzuschlag  gebührt  also  vun  diesem  Z(  ilpunkto  angefangen 
(selbstTerständlich  mit  Zitisen,  w«ib  man  der  Anschauung  ist,  daß  der  Fracht- 
zuschlag nicht  strafrechtlicher,  sondern  privatrechtUclier  Matnr  ist,  sei  sie 
nun  Konventionalstrafe  oder  obligatio  ex  lege); 

b)  weil  im  Sinne      Art.  7  Abc.  4  des  internationalen  Übereinkommens  • 

und  dess  i?  Abs,  f5  df  s  Rt  trif  bsrcglrmr-nTs  d<  r  Frarhtznsrhlafr  -an  die  am 
Transport*;  beteiligten  Eisenbahnen*  zu  zahlen  i.sL.  Wenn  also  keine  Eisen- 
bahn am  Transporte  beteiligt  war.  so  ist  kein  Krachtzuschlag  zu  bezahlen. 
I>ii  Kiit.s'tohnn'^'sirf'Hchichte  tiiul  der  klare  Zweck  der  in  Rede  st cliciidei!  l'e- 
btimmung  widerlegen  diese  Auslegung,  weil  sie  uicht  die  Bedingung  iVor- 
aometntng)  der  Zahlungsverpflichtung,  wmdem  die  Verteilnng  der  Zahlung 
zwischen  den  bere«  htiirten  Eisenbahnen  regelt. 

c)  liooh  weniger  sticblialtig  ist  das  letzte  Argument,  daß  gemäß  den 
sitierten  Bestimmungen  der  PracntcuBchlag,  abgesehen  Ton  der  Nachsahlung 
des  Fraclittintcrseliitdes.  ZU  zahl.n,  alsii  riirht  zu  entrichtrn  sei.  wenn  kein 
Fracbtunterscbied  obwaltet.  Die  sab  b)  zitierten  Bestimmungeu  erwähnen 
den  .etwaigen*  Fraehtnntersehfed,  verweisen  abto  ansdrttckllch  daran!, 
daß  der  Frachtzuschlair  uiuli  dann  xu  bczahlrn  ist.  w^nn  von  Frarbttnitor- 
schied,  vom  Ersätze  eines  entstandenen  Schadens  oder  von  den  durch  strai- 
gesetsUefae  oder  poliBdIiche  Bestinmuttgen  vorgesehenen  Strafen  keine  Rede  ist. 

*)  Eger  verbleibt  in  der  neuesten  Auflage  seines  Werkes  {Das  inter- 
nationale Übereinkommen  2.  Aufl.  1903  S.  148)  bei  der  Ansicht,  daß  der 
Frachtzuschlag  auch  jetzt  nur  nach  dem  (iewichte  der  unrichtig  deklarierten 
Ware  zu  bezahlen  und  daß  die  Modifikation  im  §  .4  Abs.  1  der  Ausfiihrungs- 
bestimmuogen,  wie  sie  das  Pariser  Zusatsftbereinkommen  bewirkt  hat,  als 
rein  redaktionell  bezeichneter  Zusatx  zv  betrachten  ist.  Die  in  beiden  Ur- 
teilen erörterte  Entstehungsgeschichte  dieser  Modifikation  beweist,  daß  der 
Zosats  »des  ganzen  VersandstUckes"  ^du  colia  entier". 
weleber  dareh  das  T^uiser  Znsatzflbereinkommen  zum  Text  de«  §  3  Abs.  1 
der  All^fiih^ungsb^stiIllIlmnL:l•n  d<  s  rxmer  l'bereinkommens  hiiiziiut  friirt  w  urd«  . 
eine  beat>siohtigte  Änderung  in  dem  Sinne  gewesen  ist,  daß  der  Frachtzuschlag 
nidit  nur  naui  denti  Gewichte  der  unrichtig  deklarierten  Waren,  sendem 
nach  dem  Qewidite  der  ganzen  Sosdvng  zn  zahlra  Ist. 

Schwariä. 
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68  Rechupiccbiung. 

AuswMießUehe  ZuständigkeU  der  ungarisdien  Gerichte  mir 
Verhängung  der  SuraUl  Über  ungarische  Staatsangehörige, 
wenn  dieselben  auch  im  Auskmde  ständig  weilen  und  im 
Jnlande  keinen  ständigen  Wohnsite  haben.  In  diesem  Falle 
ist  eur  Verhängung  der  Kuratel  auch  Jener  k,  ungarische 
Gerichtshof  zuständig,  in  dessen  Sprenget  dießenige  Person, 
wekihe  unter  lütratel  gestellt  werden  soU,  Vermögen  besitat, 

(„Jogtudomänvi  Köslönff"  1904  No.  33  Beilage  No.  620  S.  229.) 

K.  Qericbtshof  NagyT4rad  (Entscheidung  vom  16.  3.  04  Zalil 
5071/19Q1):  Nach  §  S8  der  JnstismiiiisteijAWeroidniing  ZaU  3863/1881  be- 
treffend das  Verfahren  in  Ansebung  der  Verhiüignng  der  Kmtel  ist  zur  Yer- 

Mngung  der  Kuratel  ausschliefilich  jener  k.  Gerichtshof  zuständig, 
welchem  jene  Person,  die  unter  Kuratel  gestellt  werden  soll,  vermöge  ihres 
persönlichen  Gerichtsstandes  untersteht.  Weil  abtr  der  persönliche  Gerichts- 
stand gemäß  §  30  GA  54  1B68  (ungarische  ZPO)  in  der  Regel  durch  den 
Wobnaits  oder  dra  stJlodigen  Anienthalt  des  Bddiigteii  begrtlndet  wird,  weil 
der  ordentlidie  Wohnnts  des  unter  Knratel  xn  steUenden  Grafen  Q.  N.  C». 
in  Wien  gewesen  und  in  der  Eingabe  sein  ordentlicher  Aufenthaltsort  in 
Ungarn  nicht  bezeichnet  wurde,  die  Tatsache  aber,  daß  der  unter  Kuratel  zu 
stellende  Graf  G.  N.  Cs.  im  i^prengel  dieses  Gerichtshofes  Liegenschaften  be^ 
sitzt,  die  Zuständigkeit  dieses  k.  Gerichtshofes  als  persönlichen  Goicbtsstandes 
m  und  fflr  sich  nicht  begründet,  mnBte  die  Terliegenda  Eingabe  von  dieeem 
k.  Gerichtsbofe  zurttckgestellt  nnd  der  Einsehreiter  an  den  snettndigen  k. 
Gerichtshof  verwiesen  werden. 

K.  T;i  f"l  Na-^yvarad  (Entsrlieidnng  vom  m  4.  15)04  Zahl  1126'l!t''4  : 
Die  Eustchiulung  der  ersten  Instanz  wird  abgeändert  und  diu  Zuatändigkcic 
des  k.  Gerichtshofes  festgestellt. 

Gründe. 

Lant  der  Eingabe  -verlangt  der  in  Wien  wohnhafte  Graf  G.  N.  Ca.  seine 

Stellung  unter  Kuratel  wegen  Geisteskrankheit  und  wegen  der  sich  hieraus 
,.rfr*"lM'nil(  ri  Vcr.scliwcndtiTi«^  mit  der  Krklärung,  daß  er  als  KiL'<'nt iiiner  des 
im  Komitate  liihar  geiegeneii  Gutes  N.  Töti  die  Zuslüiidigkeit  des  k.  Uerichts- 
hofes  akzeptiere  und  nach  seinem  Rekurse  habe  er  nur  in  Wien  ständigen 
Wohnnts,  wo  er  sich  als  Beamter  des  k.  ungarischen  MinisterinmB  am  aller- 
htfehsten  Hoflager  aofhalte,  aber  vermöge  des  Ptinsipes  der  Ezterxitoiialitftt 
sei  sein  Wohnsitz  als  eines  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Ungarn  befindlich 
zu  vermuten;  weil  aber  in  Prozessen,  welche  den  persönlichen  Status  des 
Einschreiters  als  ungarischen  Staatsangehörigen  betreffen,  in  Ungarn  voll- 
streckbare Urteile  nur  ein  ungarisches  Geliebt  füllen  kann  und  ihm  gegenüber 
das  Wimer  Gericht  auch  vermöge  des  Prinsipes  der  Ezterritoiialitit  nldit 
snst&ndig  ist»  well  der  Einscbreiter,  nachdem  er  in  Ungarn  überhaupt  kdnen 
Wobntits  hat,  in  dieser  reinra  persönlichen  Status  betreffenden  Angelegenheit 
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die  Zuständigkeit  rtts  k  Herirlitshofes  akzeptiert  hat  und  weil  d;is  Vt  rmSgen 
des  Einschreiters,  welcher  um  die  Stellung  unter  Kuratol  ln'tfot,  im  Sprengel 
des  k.  Gerichtshofes  gelegen  ist:  maßte  mit  Bedachtuaiiiuo  auf  ^  des 
QA.  54  1668  (ungariaclie  ZPO)  die  Entadieidaiig  der  tnten  Instuu  abgetadert 
und  die  ZoatihuUgkdt  festgestellt  werden. 

K.  ung.  Kurie  Entscheidung  vom  IB.  7  04  Zahl  5381/1904):  Der 
Revision.sn  kurs  wird  abgi  wir.st-n,  w»  il  ke  iner  jener  Falle  obwaltet,  in  welchen 
der  Kevisionnrektifä  an  die  dritte  Jnatanz  im  Sinne  des  §  &8  GA  öd  1881 
(Novelle  zur  ZI'O)  zuläääig  wäre. 

Anm.:  Die  Entsdieldiing  der  k.  Tafel  ist  verfehlt.  Die  Kompetens 

des  k.  Gerichtshofes  Nagyvärad  als  Realgerichtes  wäre  nur  dann  begründet, 
wenn  Graf  G.  A'.  C«.  niemals  in  Ungarn  gewohnt  hätte  (ij  28  und  37  Ab- 
sats  2  2<P0).  Nachdem  dies  nicht  der  Fall  war,  so  wäre  zur  Verhängnng 
der  Kuratel  im  Sinne  des  §  23  und  }j  37  Absatz  1  ZPO  und  im  Sinne  des 
§  28  der  JMV  vom  1.  U.  81  Zahl  3263  jener  k.  ungarische  Gerichtshof 
zustündig  gewesen,  in  dessen  Sprengel  (Jraf  G.  N.  Cs.  vor  seiner  Übersiedelung 
nach  Wien  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  gehabt  hat  (vgl.  Ztsch.  ÜKil  S.  179 
bis  180).  Dit;  Zuständigkeit  des  k.  (Jerichtshofes  Nagyv4rad  ist  auch  dadurch 
nicht  begründet,  dai^  (iraf  G.N.dt.  dieselbe  zu  akzeptieren  erklärt  bat.  Der 
Gerirltf.sstand  der  Knratelhestcllnn^  ist  ein  forum  e.rrluftivttni,  dessen 
Existenz  lediglich  durch  objektive  Kriterien  festgestellt,  nütiiin  vom  Willen 
der  Interessenten  unabhinfpg  ist.  Die  k.  Tafel  liat  also  in  einem  Falle,  in 
welchem  eine  Abweichung  von  der  ordentlichen  richterlichen  Z'K';iniii^(k<it 
nicht  zula..ssig  iüt.  ein  unzuständiges  Gericht  für  zuständig  erklart,  weshalb 
die  k.  Kurie  in  die  meritotiscbe  Erledigung  des  Revisionsrekurses  einzugehen 
geradezu  verpflichtet  gewesen  wäre  (S  59  Zahl  4  OA  59  IHKI  )  Sdilit  Clidi  sei 
noch  bemerkt,  dali  die  österreichischen  Gerichte  zur  Verbiingung  der  Kuratel 
in  diesem  Falle  nicht  wegen  des  l*rinzipes  der  Exterritorialität  unzuständig 
waren  (die  Beamt»  n  des  in  Wien  betindlichen  k.  ungar.  Ministeriums  am  aller- 
böcbsten  Hofla^er  Sr.  Majestät  sind  weder  nach  völkerrechtlichen  noch  nach 
positiven  Bestimmungen  des  österreichischen  Rechtes  exterritorial),  sondern 
deshalb,  weil  die  österreichischen  Gerichte  die  Vormundschaft  und  Kuratel 
aber  frienide  StaateangebOrlge  in  der  Kegel  ablehnen  183  des  Kaiserlichen 
Patentes  rom  9.  8.  1864  No.  906  RQBl.).  c-*«--*- 

Im  Sinne  des  ööÖ  der  in  Fiiinie  geltenden  provisorischen 
Zidiprozeßnrdiiuii;/  vom  Jahre  iS')2  ist  die  Vollstreckung 
ausl4'hidis( her  rcchtshrüftiger  Urteile  in  Fiume  zu  beu^illigen, 
wenn  dus  hrtri'jjende  ausländisvlie  Gericht  nach  allgemeinen 
Grumlsüizen  nn  Prozesse  znsfündiff  fjeiresen  ist.  Der  Ort 
des  Vertragsabschlusses^  dient  nach  allgemeinen  Grunds{it::en 
als  Grundlage  zur  Festslrllutifj  fhr  Zuständigkeit  des  Gerichts' 

st((iii/rs  des  Vertrages. 
(Ealscheitiuntj  <ii'i  k.  ung.  Kurie  com  11.  (i.  04  Zahl  !JHL'7<  1!W4  ,Jog- 
tudomänyi  Közlöny"  1904  No.  Hß  Beilage  S  'J4H  No.  r>(;.j.J 

Die  fintsebeidnngen  der  beiden  rntergericbte  werden  abgeändert  und 
auf  Qmnd  des  mit  der  VoUstrecknngsklansel  ▼erseh^ien  Urtelles  des  Zivil- 
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und  Strafgcrichtshofes  in  >'«>fipi  1.  dt  s  Zahlunj^sauffraires  des  (k'richtsvollziehers 
S.  J.  des  k.  G«;rit'htshofe8  Ntaptl  und  der  im  dipbuiatischen  Wege  über- 
mitteltcu  Requisition  des  k.  Oberstaatsanwaltes  in  Neapel  die  Ezekutiun  zur 
Befriedigong  wider  die  Firma  JV.  F.  in  Finme  za  ganBten  des  UandelsniAklers 
C,  A.  in  Neapel  bewilligt 

Gründe. 

Im  Sinne  de?  §  550  der  in  Finm*'  *rf1t('nd«'n  provisortsfhfn  ZPO  vom 
Jahre  1852  ist  die  VolIstreckun{(  ausläiidiscber  rccht.ikiiiftigt  r  Irtnle  m 
Fiuuie  zu  bewilligen,  wenn  das  betreffende  ausländische  Gericht  nach  all- 
gemeinen QmndsMien  im  ProsesM  snständig  geweaen  ist.  Die  Zatikadigkeit 
des  Bezirksgerichtes  in  Neapel  wurde  laut  Inhnltee  des  ttbennittelten  Urteiles 
auf  der  Onindlage  festgestellt,  daß  der  Vertrag,  auf  welchen  Klüger  seine 
Fi»rd('ninir  jr<^(rr findet  hat.  dort  iri  8tii!f>ssen  wurde  und  der  dadurch  erluihr  ne 
Auftrag — V  eruiitu  lunt^  —  dort  zu  erfüllen  war.  Diese  Tatsache  wurtit  nach 
Einvernahme  der  durch  das  Bezirksgericht  und  den  Gerichtshof  ordnungsmäi2ig 
geladenen,  bei  der  Verhandlang  durch  ihm  Bevollm&chfägten  beziehongsweiae 
AdTokatoi  Twtretenen  geklagten  Firma  anl  Grund  der  erfolgte  Beweis^ 
aufnähme  durch  die  erwähnten  Gerichte  festgestellt.  Bei  diesem  Sachverhalte 
ist  dns  Bo'/irkst«Trif-ht  in  Nrapfl  al>  ztistiindig  zu  !>■  triirhtrii.  wt  il  il<  r  Ort 
des  Vertrairsalischlusses  nach  allgemeinen  ürutulsätz«  »  als  liruiidlage  zur  Fesi- 
stellung  der  Zuständigkeit  des  Gcricbtsstandtä  des  Vertrages  dient.  Zu 
erwJUinen  ist  nodi,  dttß  §  89  lit  d)  der  in  Finme  geltenden  Juriediktionsnonn 
vom  Jahre  1663  ausdrnekUch  festsetst  daB  in  «elehen  Pftllen,  in  welchen 
au^jländische  Gerichte  ihre  Zuständigkeit  ilhcr  hierländit;e  Staatsbürger  auf 
Grund  solcher  Rechtsnormen  foststdlm.  w«  le  hr  Iii»  r  nicht  in  G«  liuni:  st.  h.  n. 
auch  der  ausländische  StnatslnirLrci  vor  lius  iiiicli  ilt  ni  (tpsetzc  seiia-r  lleiniat 
inständige  hierländige  Gericht  geladen  weidcu  kami.  Die  Untergerichte 
haben  also  den  §  6d0  der  sitiertw  ZPO  irrig  ausgelegt,  als  sie  aussprachen, 
daß  die  Urteile  der  ansl&ndisclien  Oerichte  in  Finme  nnr  dann  Tollstreckbar 
sind,  wenn  das  ausländische  Gericht  nach  der  in  Fiume  geltenden  Juris- 
diktionsnonn vom  Jahre  1853  zuständig  gewesen  ist.  olist  Imn  nach  dem  richtigpn 
Sinne  des  5ö<)  genügend  ist,  wenn  das  aiisl  uhüm  Im-  (i^  ri-  hr  anch  nur  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  als  zuständig  betrachtet  werden  konnte.  Die  Ge« 
klagte  hat  audi  auf  der  Omndlage  gegen  den  Vollzug  der  Ezdcntion  Ein* 
Wendung  erhoben,  daß  das  Urteil  des  G^ichtshofes  in  Neapel  nicht  rechtskrftftig 
Ist.  Diese  Einwendung  ist  unbegründet,  weil  das  ftbermittelte  Urtdl  in  öner 
dem  i;  öäO  di  r  itaUenischrii  Zl'O  mt sprechenden  vol! streckbaren  Form  aus« 
gefertigt,  der  nach  §  562  if.  ital  /l'O  Efeforderte  Zahliinir'sauftr.i;:  iii  der 
Originalau^ffertigung  den  Akten  beigeschlossen  ist,  die  Oeklagie  aber  gar 
nicht  behauptet,  daß  sie  wider  das  Urtdl  des  Oerichtshofes  beim  Kasaationshof 
ReTlsion  eingelegt  hat.  Schließlich  verstoßt  der  Inhalt  des  Urteiles  weder 
gegen  die  guten  Sitten  noch  anch  gegen  ein  in  Fiume  geltend«  s  Vorbotsgesetz. 
In  Anbetracht  drssen  dalJ  hei  gleichem  Sachvrilialt<  aiirli  die  Urteile  der 
k.  Gerichte  in  Fiume  in  Italien  nach  einem  im  Buche  III,  Titel  Xil  der 
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dortigf'n  ZPO  gi  rt'gelteii  Deiibat ionsverfahren  vollatrorkt  werden  (^Verordnung 

des  k.  uug.  JuHtizminlsteriums  Zahl  313(3i^  18i^2),  obwaltet  kein  gcsctzliclies 

Hindernis  der  Reqniiition  in  entsprecheii,  wesbalb  der  Vollng  der  Bzeloition 

liewilUgt  werden  mafite. 

Anni  ;  Finmr  ist  in  ziviljfrüzcs-snalfr  Hinsicht  rin  liisrmderes  Roclits- 
gebiet  Uugaruä.  Nach  dem  iu  Unguru  gtlttudeti  Reclit«  werden,  übercin- 
Btimmend  mit  §  328  Zahl  1  der  deutschen  ZPO  und  i$  81)  Zahl  1  der  «Ster« 
reirhischrii  Exekiitionsordnnntx,  T'rtrilr  ui isländischer  nrrirhte  nur  dann 
vollstreckt,  wenn  das  requirieieaüt'  ausländische  Gericht  für  die  Entscheidung 
des  Rechtsstreites  nach  den  ungarischen  Gesetzen  zustindig  gewesen  ist 
(  Vgl.  §  3  GA  60  1881  Exekutionsordnung  und  Staatsvortrag  mit  S(  rbir n 
Art.  IX  GA  32  1882).  Im  Rechtshilfeverkehr  mit  usterreich  wird  vo»  ditjsem 
Requisite  abgesehen  (§  4  GA  60  1881,  ebenso  §  8ß  der  österreichischen  Exe- 
kntionsordnung).  Ausgeschlossen  ist  die  Vollstreckung  ausländischer  irrteile 
in  allen  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Zuständigkeit  der  ungarischen  Gerichte 
ftVSBchlleßlich  festgesetzt  ist,  so  z.  ß.  in  Pro/essen  betreffend  die Sftalns- 
fragen  ungarischer  .Staatsangehöriger  (§  5  GA  60  1881),  in  ElMfCOSflflieB 
nngariacher  Staatsangehöriger  (§  114  GÄ  XXXI  1894). 

SchtearfM, 


Vermischte  Mitteilungen. 


A.  Dokumente. 

1.  Die  Vertragsentwürfe  der  vierten  Haager  Konferena  (1904) 
über  internationales  Privatrecht. 

Die  Ztsch.  XV  496,  608  gemeldeten  Vertragsentwürfe  lauten 
in  den  „Documenta  1904"  S.  205 ff.  wie  folgt: 

Los  soassignds,  D6l6gu68  des  rTnTivemptii'>Tits  fit>  r Allemnffne,  de 
/  Autricke  et  de  la  Jlongne,  de  la  Belyiquv,  du  Unncmark,  de  VEspagne, 
de  la  France,  de  Vltalie,  du  Japon,  du  Luxembourg,  de  la  Norvige, 
des  P/ii/s-Ba.s.  du  Pm  tufful,  de  la  NouNinnir.  de  la  Hussit^  la  Suede 
et  de  la  Suitinc,  sf  soiil  n'imis  ä  Z#a  Ilaye,  le  Iii  mai  1904,  sur  rinvitatiun 
da  Qonveriieinont  des  Pays-Bas,  dans  Ic  Imt  d'urlver  4  une  entente  anr 
divers  points  de  droit  international  priv4. 

A  la  suite  des  d^Ub^rations  consign^es  dans  les  proc^s-verbanx  des 
s4^'ance8  et  soas  les  r^serves  qai  y  sont  exprim<^8,  ils  sont  convenus  de 
soomettre  ä  l'apprtei«tion  de  lenrs  GouTenunient«  les  projets  de  (Jonventioiis 
snivants : 

/.  Froj^  d'une  CkmvenUa»  reUUwe  ä  la  procädure  civüe.^) 


D^sirant  apporter  k  la  Con\  cntiim  dm  14  lunrembre  1896  les  am61i<H 
ratioDS  raggör^  p«r  Texp^rience, 

Out  Tteoln  d«  oonclnfe  vne  nouTelle  OooTentioii  k  oet  eiet  et  oat,  «n 
Goni^iMiioe,  wmmi  posr  lenn  pldnipotentiain«,  nToir: 


lesqoela,  apt^s  s'ötre  commaniquö  leors  pleins  pouvoirs,  troav^  en  boiuie 
et  dfle  forme,  sont  eonvenas  des  dispoeltioii«  «niTaatee: 

I.  C 0 mmunicatiou  d  actes  judiciaires  et  extrajudiciaircs. 

Article  1. 

En  matidre  cirile  ou  commerciale,  les  significatiooB  d'actes  k  deetination 
de  penonnes  se  troavant  4  r^tranger  ae  feront,  dans  tes  Btats  conttaetants, 

')  Cc  projet  de  Convention  est  destinö  ä  remplaccr  la  Convention  du 
14  novembre  1896  et  le  Protocole  additiennel  dtt  82  mai  1897. 
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snr  nm  demande  dn  consul  de  TEtat  reqaärant  adrcss^e  h.  l'autorit^  qai 
^t  ra  dtsign^e  par  l'Etat  requis.  La  demandc  contcnant  Tindication  de 
l  aotorit^  de  qni  ^mane  Tacte  transmis,  le  nom  et  la  qaalit^  des  parties, 
radressf  dn  dpstinatairp.  la  nature  de  l'actc  dont  il  s'ngit.  doit  Atro  rt'ilipde 
dans  la  langue  de  l  autorit^  requis«.  ('ettt*  autorit6  enverra  au  consul  la 
pitee  proHTant  la  significatton  oa  indiqnant  le  fait  qui  Ta  emp6chte. 

Toates  les  diffirnlt«:^»  qui  s'öl^veraient  k  roccMion  de  la  demand«  da 
consul  seront  rögMes  par  la  voie  diplomatique. 

Gbaqae  Etat  contractant  peat  d^arar,  par  une  communication  adress^ 
anx  autres  Etats  contractatits,  qu'il  entend  qnr  la  di  inande  de  signiUcation 
ä  faire  stir  son  tcrritoire,  contenant  les  mentions  indiqu^  ä  1  aliuea  1  Itü 
Boit  adresst'e  par  la  voie  diplomatique. 

I^es  disriositioiis  qai  pr6c^;dent  ne  s'oppnspnt  pas  k  ce  qiie  dcux  Etats 
contractantä  s  entendent  pour  admettre  la  commanication  directe  entre  leura 
aatoritte  reapeetiTea. 

Article  2. 

La  signitication  se  fera  par  les  soins  de  l  autorit^  cümp6tente  de  l'Etat 
requis.  Cette  autorit^,  saaf  les  cas  prövus  dans  Tarticle  3,  pourra  se  borner 
&  effectuer  la  signiücatum  par  la  remise  de  l'aete  ao  deatinataiie  qai  Vai^ 
cepte  volontairement. 

Article  3. 

Si  Tacte  k  signifier  est  rödigd,  seit  dans*la  lantjiio  (le  rauturit«'  t^quise, 
soit  dans  la  langue  convenae  entre  les  deux  Etats  inttresses,  od  s'il  est 
aecompagnd  d'une  tradnotion  dans  l'une  de  ces  langues,  rantorit«'  re<iiiise, 
an  ras  oii  le  di'-sir  Ini  en  serait  cxpriin^  dans  la  deinande,  fera  sii/nilier 
l'act«  dans  la  furuie  prescrite  par  hn  l^gislation  intt^rieure  poar  1  ex^cutiun 
de  significations  analogues,  ou  dans  nne  forme  speciale,  pounm  qu^elle  ne 
soit  pas  contraire  a  cette  leifislation.  Si  un  pareil  d6sir  n'est  pas  f-xprirnö, 
Tautorit^  requise  cherchera  d  abord  ä  effectuer  la  remisc  dans  les  termes 
de  rartiele  2. 

Sauf  entente  contraire.  la  tradiietioii  prfvnc  dans  l  alin^a  pr^c^dent 
sera  certifi^  conformc  par  1  agent  diplomatique  ou  consulaire  de  l'Etat  re- 
qn^iaat  oa  par  ns  tradactenr  asaermenM  de  l'Etat  requis. 

Article  4. 

L'ex6cation  de  la  signification  pr<^va<>  par  len  articles  1,  2  et  3  ne 
ponrra  ßtre  refus^.que  si  l'Etat»  eur  le  tcrritoire  duqud  eile  devrait  6tre 
faite,  la  juge  de  natore  k  porter  atteinte  h  aa  BooTerainetö  ou  4  sa  s^curit^ 

Article  6. 

La  preave  de  la  signilicatioii  s*  fera  au  moyen,  soit  d'nn  räc^piss^ 
dat^  et  l^galis^  du  destinataixe,  soit  d  une  attestation  de  l'autorit^  de  TBtat 
requis,  constatant  le  fait,  la  forme  et  la  date  de  la  signification. 

Si  Tacte  ä,  signifier  a  ^t^  transmis  en  double  exemplaire,  le  r6c^pi8s6 
ou  Tattestation  doit  se  trouver  sur  I  nn  des  doabiea  oa  j  ötre  annexö. 

Arti<  le  6. 

Les  diwositions  des  articles  qui  pr^cÄdent  ne  sopposent  pas: 

1^.  k  w  lacnlt<  d'adreiser  direetement  "par  la  roie  de  la  poste  des 
actes  aux  int^ress^s  se  tmnvant  k  T^tranger; 

2^.  k  la  facttlt^  pour  les  int6res8<^  de  faire  faire  des  significations 
direetement  par  les  soins  des  oMoiers  mlnist^rlels  on  des  fonctionnaires 
comp^tents  dn  pays  de  destination; 

3".  k  la  facnlt^  pour  chaque  Etat  de  faire  faire  direetement,  par  les 
Seins  de  ses  agmits  diplomatiqacs  oa  consalaires,  les  slgniftcatiooB  destfn^ 
aox  peraonnes  se  troarant  k  r^tranger. 
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Dans  cbaciu  de  ccä  cas,  la  faoiilK^  prävuc  u'eicüte  que  si  des  Con- 
ventions interTenues  entre  les  Etats  int^iess^  radmettent  on  si,  k  d^faat 
r1>  ( niivontions,  l  Etat  sur  k-  l.  rritoire  duquel  la  sitrnilication  doit  Hre 
faitc  m  sy  oppose  pas.  Cut  Etat  ue  pourra  n'y  opposer  lürs(juo,  dans  le 
cas  de  Talinte  1*',  namöro  3,  Tacte  doit  Ötve  sigtiifi^  saus  contrainte  k 
an  ressortiuant  de  TEtat  requ^rant. 

Article  7. 

Les  signitications  no  pnnrrnnt  linmirr  Heu  an  rembotmetnent  de  taxes 
ou  de  frais  de  quelque  uature  quc  cc  soit. 

Tontefots.  Bant  entente  contnüre,  TBtat  reqais  aura  le  droit  d'exiger 

de  I  Ftrit  rviiHi'T.mt  le  rcmboursement  des  frais  «m  i  asinntn's  p^r  l  iiiT.  r- 
veutiüu  d  un  ofücier  nüniiit^riel  ou  par  l  eiuploi  d  une  forme  speciale  daos 
les  eas  de  raxticle  9. 

U.  Comtuissiüiis  rogatoires. 
Article  8. 

En  matiftre  drile  on  commerciale,  l'antorit^  jndiciaire  d'nn  Etat  oon- 
tractant  pourra,  conformeuient  aux  dispositions  de  sa  l^gislation,  s'adresser 
par  commission  rogatoire  k  l  autorit^  competente  d  un  autre  Etat  con- 
tractant  pour  lui  dcmandcr  de  faire,  dans  son  rcssort,  soit  un  acte  d'in- 
stroction,  soit  d'antres  actes  jadiciaires. 

Article  9. 

Les  conimisslons  rogatoires  seront  tratismist  par  le  consul  de 
l'Etat  requärant  a  l'autorit^  qui  sera  d^sign^e  par  1  £tat  requis.  Cette 
antoriti  envena  an  consnl  la  piftoe  constatant  Teiöcntion  de  la  com- 
miasion  roi^atdire  ou  indiquant  le  fait  qui  en  a  einp^^cl»''  1»  xi'tution. 

Toutes  les  düftcultös  qai  s'^löveraieot  a  i  occasion  de  cette  trans- 
mission  seront  röglfes  par  la  Toie  diplomatique. 

Chaqnc  Etat  contractant  peut  dt^'clarer,  par  une  communication 
adreiis<ie  aux  autres  Etats  contractants,  qu'il  cntend  que  les  commissions 
rogatoires  k  ex<5cuter  sur  son  territoire  lui  soient  transmises  par  la  voie 
diplomatique. 

Les  dispositions  qui  pr6(^df  nt  n(*  s'opposcnt  pas  k  cc  que  deux  Etats 
contractants  s'cntendent  pour  adiaetire  la  transmission  directe  des  com- 
misaions  rogatoires  entre  lenrs  autorit^  respeotiTes.. 

Article  10. 

Sauf  enfrntt'  mritraire,  la  romiiiission  mi^af dirr  «litit  <^tre  r6dig«5e.  soit 
dans  la  langue  de  Tautoritä  requise,  soit  dans  la  langue  convenue  entre 
1«8  denz  Etats  int^ress^B,  on  bien  eile  doit  ^tre  aceonipagn^e  d'nne  tradno- 
tioii  fiiite  dans  une  de  ces  langues  certifi^'e  conforme  par  un  agent  di- 
plomatique Ott  consulaire  de  l'Etat  requörant  on  par  an  traducteur  asser- 
ment^  de  TBtat  reqnis. 

Article  11. 

L'autorit«:'  judiciaire  k  laquelk  l;i  ronimission  rogatoirr  est  adrcsSt'C 
scra  obligee  d';^'  satisfaire  eu  usaut  des  m^mes  u^ojens  de  contrainte  que 
povr  Tex^cntion  d'nne  commission  des  antoritös  de  TEtat  reqnis  on  d'nne 
d.  iri;indi'  fonru'f  cet  effct  p.ir  tino  partie  int^ress6e.  Ces  moyens  de  con- 
trainte uc  sunt  pas  necessairemeut  employ^s  s'il  s'agit  de  la  comparution 
de  parties  en  canse. 

T/antorit«?  requ^rante  sera.  si  eile  le  deniande,  infoniir»'  de  la  date  et 
du  lieu  oii  il  sera  procede  k  la  mesure  soiUcit^,  aün  que  la  partie  iaU- 
ressöe  soit  en  6tat  d*y  assister. 
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L'i'XiH ntion  dt»  la  rommission  rogatoire  ne  pourra  6tte  lefna^e  <pw: 

1".  si  l  auiheiitiLitt';  du  document  n'(!st  pas  t-tablie; 

2**.  gi,  duns  I  EtAt  miuis,  Texi^cutiun  de  la  commission  rog»toire  ne 
rentre  pas  dans  Ics  attributioiis  du  puuvuir  judiciuiro : 

3".  si  l'Etut  sur  le  tcrritoire  duquol  l'exccutiou  dcvrait  avoir  lieu  la 
Jnge  de  Mtare  &  potter  atteinte  k  sa  soaveniDeti  ov  &  sa  aiemitt, 

Article  12. 

En  cas  d'incompt-tence  de  rautoritc  requise,  la  comraission  rogatoire 
sc-ra  transmise  d'office  a  l  aatorit^  jndiciaire  comp<^tonte  da  möine  Etat, 
sttivaut  Ics  rlgles  ätablies  par  la  legislation  de  celoi-ci. 

Article  18. 

Dans  tous  les  cas  oü  la  oommission  rogatoire  n'est  pas  ex^cnt^e  par 
l  antorit^  requise,  celle-ci  en  informera  imm^diateinent  TautoriUS  reqn<^rante, 
en  in(li(|uant,  dans  le  cas  de  Tarticle  11,  les  raüons  pour  lesquelles  rex6- 
cution  de  la  commission  rogatoire  a  €ti6  lefnete  et,  dans  le  cas  de  TarUcle 
12,  raatoritö  k  laqaelle  \^  oommiMioii  est  transmise. 

Article  14. 

L'autorit^  judiriniro  qui  prof«>dc  ä  l'fix^cution  d'une  commission 
rogatoire  appliqucra  luia  de  son  pays.  in  ca  qui  concerne  les  formes 
k  fiuivre. 

Toutefois,  il  sera  [A(;Uri  h  la  demande  de  rautorit6  rcqu^rante,  ten- 
daul  a  ce  qu'il  soll  proc^dö  suivant  unc  forme  speciale,  pourvu  quc  cette 
forme  ne  aolt  pae  contraiie  k  la  l^laUon  de  Tütat  re^nis. 

Article  lö. 

Los  disposilions  des  articles  qui  prt^r^dpnt  nVx-clnent  pas  la  facultö 
pour  cbaque  Etat  de  faire  ex^cuter  direciement  inu-  sog  agents  diploma- 
tiqnes  oa  ronsulaires  les  commlssions  rogatoires,  si  d*  s  Conventions  inter- 
vnnnc'?  PTitvv  les  Etats  int^^ress^-s  l'admettent  ou  si  I  Ktat  snr  le  territoire 
duqucl  la  commission  rogatoire  duit  cire  ex^cat^e  ne  sy  oppose  pas. 

Article  16. 

L*ex^tion  des  commisaionfl  rogatoires  ne  ponrra  donner  Uen  an 

rembonrsf inont  de  taxi's  ou  d<>  fr;ii>s  de  ((iieltiUf  iiatiin'  i\iie  ce  soit. 

Toutefuis,  sauf  entente  cootraire,  l  Etat  requis  aura  le  droit  d'exiger 
de  TBtat  requörant  le  mnbonrsement  des  indemnit^s  pay^  anx  tftnoine 
011  anx  experts,  ainsi  qnr'  dos  fnxis  orcasionnt's  par  I'infvrveTition  d"nn 
ofücier  minist^riel,  renduc  nöccssaire  parce  que  les  t^moins  n  ont  pas  com- 
pani  TOlontahfement,  oa  des  frais  rdsoltant  de  rapplicatien  ^ywtnelle  de 
rarticle  14,  alinfo  2. 

in.  Cantion  jadicatam  boIt!. 
Article  17. 

Aucune  cautlon  ni  depot,  sous  quelque  denomination  que  ce  soit.  ne 
peat  £tre  iiupus^,  ^  raison  soit  de  k-ur  ({ualitö  d  ötrangers,  soit  du  d^faut 
de  domicile  on  de  r<^stdenee  dans  le  pays.  aaz  nationaax  d'nn  des  Etats 
contractants,  ayant  leur  domicile  dans  Tun  de  ces  Etats,  qiii  st  rant  de- 
mandeors  on  intervenants  dcvant  les  tribunaux  d  un  aatre  de  ccs  Etats. 

La  mimt  r^gle  s'appli«iae  an  versement  (|ui  serait  ezig6  des  deman- 
denrs  ou  intervenants  pour  j.Mr;uitir  Iis  frais  judiciaires. 

Les  Conventions  par  lesquclles  des  Etats  contractants  auraicnt  stipul6 
pour  leurs  ressortissaiits  la  dispfmse  de  la  eauti<m /ttdicaium  solvi  on  da 
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versement  des  frais  judiciaireö  sans  condition  de  donucUe  continueruut  ä 

Article  18. 

Les  condamnatlons  aax  frais  et  d^pcns  du  proc^s,  prononc^  dans 
an  des  Etats  contractants  contre  le  demandeur  on  Vintervenant  dispens^ 
de  la  caution,  da  d^pöt  oa  da  versement  en  vertu  soit  de  rarticli'  17. 
alini'as  l  et  2,  soit  de  la  loi  de  l'Etat  oö  I'action  est  intent^e,  seront,  sor 
une  demaiule  faite  par  la  voie  diplomatique,  rendues  gratuitemeut  ex^dl- 
toires  par  TautoritV'  comp^^tente  daiiA  chacan  des  aatras  Btete  eontnctants. 

La  m(^rru'  reirU  ä'appliqae  anx  d<^cisions  judiciaim  pu  kaqnelles  le 
montant  des  frais  du  proc^  est  fixe  ulterieurement. 

Les  dispositioDs  qui  prtoödttit  ne  i'opposent  pas  k  ce  que  deux  Etats 
contractants  s'entendent  ponr  permettre  que  la  denmnde  d'ezequfttur  aoit 
aussi  faite  directemeut  par  la  purtie  int^^rcssöe. 

Article  19. 

Les  d^isions  relatives  anz  frais  et  d^pens  seront  d^claröes  exfcatoires 

sans  entendre  les  parties,  mais  sauf  n  coiirs  ultdrieur  di'  la  partie  con- 
damn6c,  conformömeiit  4  la  lögislatioa  da  pays  od  Tex^tion  est  pour- 

suivie. 

L'aatoritä  compötente  pour  statner  sor  la  demaiule  d*exeqiutiir  m 

bomera  h  examiner: 

1*.  si,  d  apres  la  loi  du  pays  uü  la  condamnation  a  et^  prononc^, 
rexpödition  de  la  dicision  Haait  les  oonditions  nteessaires  k  son  an- 
thenticitä ; 

2".  si.  d  apres  la  mßme  loi.  la  d^cision  est  pass^e  en  force  de  chose 
jng^e ; 

3"  si  le  dispositif  (k-  la  ddcision  est  r6dig6,  soit  dans  la  laninie  de 
l'autorit^  requise,  soit  dans  la  langue  convenue  entre  les  deux  £taUi  int^- 
ressfo,  QU  bien  s'il  est  aocomt»agnö  d'iine  traduction,  faite  dans  ose  de  res 
langues  et,  sauf  entente  contraire,  certifi^c,  conformc  par  un  ajjent  diplo- 
matique oa  consulaire  de  l'Etat  reqa^rant  ou  par  an  traducteur  asscrmentä 
de  TEtat  lequis. 

Pour  satisfaire  anx  conditions  prcscritcs  par  Valinda  2,  num^ros  1  et 
2,  il  suffira  d'une  döclaration  de  1  autorit^  comp6tente  de  l'Etat  reqo^rant 
eonatatant  que  la  dteiiion  est  passde  en  ioroe  de  chose  jugäe.  La  oomp^ 
tence  de  cetto  autorit^  sera.  sauf  entente  contraire,  certifi^c  par  le  plus 
baut  fonctionnaire  pr^posö  k  raduünistration  de  la  justice  dans  l'Etat 
requörant.  La  d^duatfon  et  le  oertificat  dcHit  il  vient  d*etn  parlö  dolTent 
dtre  r^digte  on  tradoits  coaloim^Sm^t  k  la  r^le  contenne  dans  TaUnte  2, 
nam^o  d. 

IV.  Assistance  Judiciaire  Grataite. 
Article  20 

Les  ressortissants  de  chacun  des  Etats  contractants  seront  admis 
dans  toas  les  antres  Etats  contractants  an  bönffice  de  rassistance  jadlciaire 

gratuitc,  comme  les  nationatix  eux-m«'^mes.  en  se  conformant  k  la  l^igislatiea 
de  l'Etat  oü  l'assistance  judiciaire  gratuite  est  r^lamäe. 

Artirk-  21. 

Dans  tons  les  cas,  le  ccrtilicut  ou  \k  d^claration  d'indigence  doitötre 
dÄlivrt  ou  rei  tu-  par  les  autorit^s  de  la  r^sidence  habituelle  de  T^^tranger, 
Oll.  a  dt'faiit  (!•■  cflli  s  ri  pi«-  les  autorit^s  de  sa  n^sifienee  actuelle.  Dans 
le  Clin  Oll  ces  derniere»  auiunt^'S  n'apparticndruient  pas  ä  uu  Etat  contrac- 
tant  et  ne  reoevraient  pas  ou  ne  döUvreaient  pas  des  certificats  oa  des 
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d^cUoations  de  oette  Datme,  il  niAz«  d'nn  oertlfleat  «m  d*iiiM  dtaivation, 
d6UTT6  QU  T(x\u'  par  an  agöit  diplomatique  oa  ooDBiilaire  du  payg  aoqael 

r^tnuiger  appartieot. 

81  le  reqn^rant  ne  iMde  pM  dans  1e  pays  oft  In  demande  est  form^ 

•  le  cortificat  on  la  (li'claration  d'indigi'iict'  si^'ra  lugalist'-  (/ratuitement  par 
US  ageot  diplomatique  ou  consulaire  du  pays  od  le  documeut  doit  £tre 
pfoduit 

Article  22. 

L'antorit^  comp^t^  nte  pour  d^livrer  le  certificat  on  recovoir  la  dt- 
claration  dMndigencc  pourru  prendre  des  renseignements  sur  la  situatiün  de 
fortniic  da  requ6rant  aupres  des  autorit^s  des  autres  Etat«  contractants. 

L'autorit^  chargöe  de  statuer  sur  la  demande  d'assistance  jadiciaire 

eatoite  conserve,  dans  les  limitea  de  sea  attributionü,  le  droit  de  coutrölcr 
I  oertificata,  dödanttioiu  et  raimeigiiMneDts  qui  liii  aont  lomni«.  , 

Article  23. 

Si  le  Wnöfice  l'assistaiKo  jadiciaire  gratuite  a  ^t«^  ac<;ord£  aa 
lessortissant  d'un  des  Etats  contrat  tant^).  les  signiticatioiis  relative.?  au 
nAme  proete  qni  seraient  k  faire  dans  nn  autrc  de  ces  Ktats  ne  poui  i»iit 
donncr  lica  qu'au  rcmbourseinoiit  par  I  Etat  reqa^rant  ä  1  Etat  rpqiiis  ties 
frais  occasionn^s  par  remploi  d  une  forme  spt^ciale  eu  vertu  de  l  articU;  3. 

Dans  le  mftme  cas,  Fex^cution  de  commissions  rogatoires  ue  doniiera 
lieu  qTi'an  rcmbonfsemcnt  par  l'Etat  reqiK^'raiit  :\  l'Etat  iviiuis  des  iiidem- 

payeeä  aux  tc'iuoinü  ou  aux  experts,  aiiit$i  que  deü  irai»  neceüäiteä 
par  rappMcation  6venta^  de  rarticle  14,  alin^a  2. 

V.  Contrainte  par  corps. 

AHiele  84. 

La  contrainte  par  corps,  soit  comme  moyen  d'ex^cution,  soit  comme 
mesure  simplement  conservatoire,  ne  pourra  pas,  cn  matidre  civile  ou 
commerciale,  £tre  appliiju^c  aax  <^trangers  appartenant  h  nn  des  Etats 
Contractants  dans  Ics  cas  oü  v\\r  ne  serait  pas  applicable  aax  ressortissants 
du  pays.  Un  iait  qoi  peat  £tre  invoqaö  par  an  ressorttssant  domicilii  dans 
le  pay.s,  poor  obtenir  la  lerte  de  la  contfainte  par  corps,  doit  pradnire  le 
Um  I  M  eflet  au  profit  du  t  essortlssaiit  d*aa  Etat  contractant,  m£me  si  ce 
iait  s  est  produit  &  Tötranger. 

VI.  Dispositions  finales. 

Artirlc  25. 

La  presente  Cunveutiuu  sera  ratiliee  et  les  ratilicatiuns  eu  seruut 
döpos^  k  La  Haye,  dte  quo  siz  des  Hantse  Parties  Gontraotantss  seront 
en  mesure  de  le  faire. 

II  sera  dressä  de  tout  däpöt  de  ratifications  an  proc^-verbal,  dont  ane 
copie,  certiti^Je  conformei,  sera  remiae  par  la  Yoie  diplomatiqiie  k  chacnn  des 
State  contractants. 

Article  26. 

La  pretiente  Convention  s'appUque  de  pleln  droit  aux  terrltoires  euro- 
pdens  des  Etats  contractants. 

äi  an  Etat  contractant  en  d^siie  la  uiise  en  vigueur  dans  ses  terri- 
toires«  possessions  ou  colonies,  situOs  hors  de  l'Europe,  ou  dans  ses 
circonscriptions  consulaires  judiciain^.  il  notitu  ra  son  intentiun  ä  ret  effet 
par  un  acte,  qui  sera  d6pos<5  dans  ks  aithives  du  Gouvernement  des  Pays- 
Bas  (  elui-ci  en  enverra,  par  la  voie  diplomatique,  une  copie.  certifite 
conforme,  k  cbacun  des  Etats  contractants.   La  Convention  entrera  en 
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vigneur  dans  Irs  laiiports  •  ntr»-  Ich  Ef:its  <.\n\  n^pondront  par  une  cK^claration 
aftimstive  k  cette  uotiiication  et  Ics  tenitoircs,  possessions  ou  colonioj», 
eitnto  hon  de  TBarope,  et  les  circonscriptionB  consnlaireB  jadiciaires.  i'oar 
lesquels  la  ruitification  anra  <'tt'  faifo  La  (li'clHration  affiniuiti\ c  s<ra  li/- 
pos^i  de  ui^iue,  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas,  uui  en 
aiTerrn,  pnr  la  Toie  diplomatique,  une  copie,  oertifi^  eonfome,  &  enacfitt 
des  Etate  contractanta. 

Article  27. 

Les  Etats  repr^sent^  k  la  quatriimc  Conference  de  droit  international 
priv#  sont  admis  k  signcr  la  prösent«  (.'unventioil  juiqn^an  d^pAt  des  ratifi- 
cations  prevu  par  rartirle  25,  alin^a  1". 

Apri's  ce  d^pöt.  il.s  seront  toujours  admis  ä  y  adh^rer  purenient  et 
simplement.  L'Etat  qui  iUmre  udbdrer  notifie  son  intention  par  un  acte  qai 
sera  döpost'  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas  (Vlni  ri  en 
envcrra,  par  la  voie  diplomatique,  une  copie,  certüide  conforuie,  ä  cliucim 
des  State  eontnctonte. 

Article  28. 

La  prt^sente  Convention  remplacera  la  C!onvention  de  droit  ini<'rn;u  ini>al 
priTä  du  14  novembie  1806  et  le  Protocole  Additionnel  du  22  mai  1HH7. 

Elle  entrera  en  vigueur  le  soi.vanti^mc  joiir  a  partir  de  la  date  oü 
tons  les  Etats  signataires  ou  adb^rents  de  la  Convention  du  14  novembre 
1896  anront  d^pos^  lenre  ratifieattons  de  la  pv^nte  GonTNition,  et  an  plus 
tald  le  27  avril  VMl 

Dans  le  cas  de  i'article  2Ü,  alin^a  2,  eile  entrera  cn  viguear  quatre 
mois  aprto  la  date  de  la  dtelaratlon  afflrmatiTe  et,  dans  le  cas  de  rarttele 
27,  alini'a  2.  lo  soixanti^nip  jour  aprt's  la  date  de  la  notification  dos  adlu'sions. 

II  est  entendu  quo  les  notitit  atiuiis  pröTues  par  Tarticle  2ö,  alint^  2, 
ne  pourront  avoir  lieu  qu  apixö  quo  la  pr^smte  GonveDtion  anra  6ti  miae 
en  vigaenr  conformänent  4  Tallnto  2  da  prteent  acticle. 

Articl.'  29. 

La  präsente  Convention  aura  une  dnrto  de  5  ans  ä  partir  de  la  date 
indiqnde  daos  Tartlele  28,  aKn4a  2,  ponr  sa  mise  en  vigueur. 

Ce  terrae  commencera  k  courir  de  cett^  date.  inöme  pour  les  Etats 
q,ni  anront  fait  Ic  d<^pöt  apr^s  cette  date  ou  qui  auront  adher^  posU^rienre- 
ment  et  anssi  en  ce  qui  concerne  les  di^clarations  affirmatives  faites  en 
▼eftu  de  Tarticle  26,  alin^a  2. 

La  Convention  sera  renoavei^  tacitement  de  cioq  ans  en  cinq  ans, 
sauf  d6noQciation. 

La  dtoondation  devra  t'tre  notifi^,  au  moiin  siz  moi.s  avant  1*  xpi- 
ration  du  terme  vis<^  aux  alitK'as  2  vi  :\,  au  Oonvemement  des  Paja-Bas, 
qui  eil  donnera  connaissance  a  tous  les  autres  Etats. 

La  d^nonciation  peut  ne  s'ap]tliquer  qn'auz  tettitoires,  poss^ions  on 
colonies,  sitn^s  hors  de  TEurope,  ou  aussi  anx  circonscriptions  consulaires 
judiciaires,  compris  dans  une  notification  faitc  eii  vertn  de  Tarücle  26, 
alin^  2. 

La  d^nonciatiuii  ne  prodnira  son  effet  qn'k  l'^gard  de  1  Ftat  qni  Tanra 
notifiße.  La  Conveiiiiuri  restera  ext'cutoire  pour  les  autres  EtaU>  coniractaots. 

II,  JPrcjfet  d'une  Convention  sur  les  conflits  de  Ms  en 
maüire  de  SuccessUms  ei  de  Testaments, 


Di^sirant  <^tablir  des  di^ositions  oommunes  conoemant  les  sacoeasioiis 
et  les  testaments, 
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Ont  rt-sulu  de  Cüuclure  une  Convention  ä  cet  effet  et  ont.  eu  con- 
adqnence,  nommö  povr  leitrs  pMnipotentiaires,  sarotr: 


lesquels,  aprt-s  bHyv  coniniuniquö  leurs  pleins  pOQToirs,  tFoUTiSs  en  bonne 
et  düe  forme,  sont  convenus  ihn  dispositions  suivantes: 

Article  1. 

Lea  snccessions,  en  ee  qni  concerne  1a  d^signation  des  snccessil^Ies. 
l  orilre  dans  It-quel  ilö  sont  appeles.  les  paitb  qui  leur  sunt  attribuees.  los 
rapportä,  la  quotit^  diaponible  et  la  r^seive,  sont  souniises  k  la  loi  nationale 
dn  mfiint.  quels  qae  aoient  la  natore  dei  bteni  et  le  pays  oü  Hb  m  trettv(»(. 

r,a  ui^nie  regle  s'appliqoe  &  la  vatidit6  intrinadque  et  aax  eSete  des 
dXsposiUun«  testamcotairea. 

Article  2. 

Lea  biens  li^r^ditairea  ne  aoBt  acqais  h  l'Etat  sur  Ic  territoire  duquel 

ils  Sf  froiiviiit  i|nf  s'il  n"}*  a  anrnn  aynnt-droif  tcstaini-ntairt'  im  u^  '-traction 
faite  de  l  Eui  etrauger,  aucuii  suiccüMble  ab  intvstÄt  d  apre»  lu  lui  nationale 
da  döfant. 

Article  3. 

Los  t«stamcnts  sont  valables,  quant  h  la  forme,  s  ilä  äutisfont  auz 
presoriptions,  Boit  de  la  loi  du  Heu  oii  ils  sont  faits,  soit  delalol  du  pays 
auqnel  appartenait  le  d^funt  au  nioment  oti  il  disposait. 

Ntonmoins.  lorsqne,  pour  le  t^stament  fait  par  unc  personnc  hors  de 
son  pays.  sa  loi  nationah  ixitre  ou  dffend  une  fomie  d6termin^e,  l'inob- 
aerralion  de  cette  rigle  peut  entrtdner  la  naliiUS  du  testament  dans  le  pays 
dont  le  testateor  ^talt  le  sujct,  sani  empecher,  d'aillears,  si  le  testament 
est  ronforme  h  la  loi  du  liea  oü  ü  a  4tö  fait,  qne,  U  et  dans  les  autres 
pays,  il  soit  valabie. 

Sont  Talables,  quant  k  la  forme,  les  testaments  des  Atrangers,  8*its  ont 
^t^  re<,us,  conformöment  h  leur  loi  natiuiialc,  jtar  les  agcnts  iliiiliiinati<ims 
ou  consalaires  autoris^s  par  r£tat  dont  ces  ötrangcrs  ^taicnt  les  resaortiitöauts. 

Article  4. 

Les  r^les  de  rarticle  1*%  alin<a  2»  et  de  Tarticle  3,  ooncemant  uoe 
dispositioTi  tcstamentaire,  sont  Clement  applicables  k  la  r^Tocatiou  d'une 

pareille  disposition. 

Article  5. 

Les  autorit^'s  de  l'Etat  sor  le  territoire  duquel  se  trouvent  des  biens 
appartenant  ä  la  successiou  poorront  prendre  les  mesures  nOcessaires  pour 
en  assnrer  la  conservation,  k  moins  qu'il  n'y  soit  pourvu,  en  vertu  de  Con- 
ventions spec  iali  s,  par  les  agents  diplomatique«  on  oonsnUdres  antoristis  par 
i'Etat  4ont  le  d^funt  ötait  te  reseortissant. 

Article  6. 

H  1.  Est  rCserrte  Tapplication  des  lois  territoriales  qni  ont  exclusive- 

mont  pour  but  irimp^cher  la  division  des  propri<'t<^s  rurali  s,  ainsi  que  l'ap- 
plication  des  lois  relatives  aox  inuneubles  plaoto  sous  ud  regime  foncier 
spMal. 

5;  2.    Est  t'irali  iiK  iif  röservt^e,  dans  cliaque  Etat,  rapplifatioii  d»  >  lois 
de  cct  Etat,  d  une  nature  imperative  ou  probibitive.  conccmant  lea  matieres 
qni  seront  indiqu^es  d'nn  eommiin  accord  par  les  Etats  contractants  dans 
Ti  ]>rotocole  addirionnel,  destin^  k  iin  ratiflö  en  m^uie  temps  que  la  pr6> 

öente  Convention. 

§  3.  Pour  proliter  de  la  rtiserre  prövne  dans  les  paragraplies  pr£c€- 
dente,  chaqae  Gouvemement  doit  communiqner  au  Oonvemement  des  Pays- 
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Bas  r^nntndration  dos  dispositioDs  de  ses  lois  qni,  par  d^rogation  aux  r^gles 
de  ia  pr^nte  Convention,  seront  applicables  k  toutes  les  successionSj 
mtaie  k  Celles  des  ressortissants  des  antres  Etats  contractants.  Cette  €an' 
m^ration  ponrra  toujours,  dans  les  limites  trac^es  aax  paragraphcs  pröc^ 
dents,  ^tre  modiü^e  suivant  les  convenances  de  chaque  Goavernement,  qm 
fera  ägalement  connaltre  sa  dötermination  au  Gouvernement  des  Pays-Bas. 
Ce  Gouvernement  transmettra,  par  la  voie  diplomatique,  aux  Etats  con- 
trartaiits  tcs  Communications  dont  il  s'agit,  en  indiquant  la  date  ä  laqnelle 
il  les  uura  re^ues. 

§  4.  Les  dispositions  röseirto  par  an  Btat  en  vertu  des  r^gles  pr6o6> 
dentes  ne  s'appliqneront  qu'aux  successions  des  ressortissants  des  autres 
£tats  contractants  qui  s  ouvriront  soixante  jours  aprda  la  communicatioQ 
faite  au  Gouvernement  des  Payt-Bas. 

8  ö.  Les  dispositions  des  paraj^rraphos  prt'Ti^dpnts  no  sanraieiit  autoriser 
an  Etat  contractant  h  soustraire  ü  I  application  de  la  loi  nationale  du  d<^- 
fant  les  immeubles  non  compriä  pariui  ceiix  qui  «ant  Tiste  all  paragzapbe  1** 
Ott  k  faire  ^ec  h  TappUcation  de  Tarticle  7. 

Article  7. 

A  Tdgard  des  matiöres  vis^es  dans  Tarticle  1 les  ^trangers,  ressortis- 
sants de  Tun  des  Etats  contractants,  sont  enti^rcment  assimilds  aux  natio- 
nanx.  Seront,  par  cons^quent,  sans  application,  dans  les  rapports  des  Etats 
contractants,  les  dispositions  instituant  au  profit  dos  ressortissants  irnn 
Etat,  üur  Ich  biens  äituea  dans  äuu  territoirc,  des  dtoila  de  pieleveiueut 
dont  reffet  serail  de  modifier  Indireetement  les  i^^ee  postes  dans  la  prä- 
sente Convention 

Les  dits  druits  de  pr^l^vement  stroiit  au  contraire  maintenus,  h  titre 
de  compensation,  si,  par  suite  de  restrictions  apport^cs  au  principe  de 
Tapplicatinn  de  la  loi  nationale  du  ddfunt,  les  sujets  d'un  Etat  sont  prives. 
quant  aux  biens  situ^  dans  le  territoirc  d'on  autro  Etat,  de  tout  ou  partie 
du  b^nt^Hcc  des  dnnto  h^r^taiies  qalls  aaralent  eos  d'aprte  1«  loi  natio- 
nale da  d6fnnt. 

Article  8. 

Aussitöt  que  possible  aprts  la  signature  de  la  präsente  Convention, 
les  Etats  contractants  (^tabliront  d'un  commun  accord  les  r^gles  concemant 
la  comp(^toncc  et  la  prort'dnre  en  matit  re  do  sncrpssions  et  de  tostanirnts. 

La  Convention  coutenaut  ces  rögles  äcra  ratitiee  en  mCme  tempä  quc 
la  prteente  Convention. 

Article  9 

La  pr^nte  Convention  ne  s'appliqne  que  dans  les  cas  oü  le  döhmt, 
an  moment  de  son  6icäs,  appartenait  h  nn  des  Etats  contractants. 

riiaciin  dos  Etats  contractants  constTve  la  facult^  d'avoir  avPC  un 
Etat  non-contractant  une  Convention  speciale  soumettant  4  une  loi  aatre 
qne  la  loi  nationale  les  snccessions  de  ses  resrortlssants. 

Si  la  präsente  Convention  se  trouvc  £tre,  en  tout  ou  en  partie,  incom- 
patible  avec  une  Convention  speciale  de  ce  genre,  celle-ci  s'appliquera  entre 
les  Etats  qui  l'auront  conclue,  sans  qu'ils  aient  b.  tenir  compte  de  la  präsente 
Convention.  De  leur  cöt<^,  les  antres  Etats  contractants  pourront,  dans  ce 
cas.  nr  pas  applirjuer  la  pr<^scntc  Convention  dans  la  mesoie  otl  eile  se 
trouvera  exclue  par  la  Convention  spt-ciale. 

Article  10. 

La  prteente  Convention  sera  nüfü»  et  les  satifieations  en  leront  d^ 
pos^cs  ä  La  TTavi  drs  qae  cinq  des  Hantes  Parties  Contractantes  seront 

en  mesure  de  le  faire. 
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n  sera  dress^  .de  (ont  d^p^t  de  ratifieattuns  nn  procis- verbal,  doDt 
une  copie.  certiH('(>  ronforme,  sera  remiae  par  la  voie  diplomatique  k  chacan 
des  Etats  coütractauts. 

Artide  11. 

La  pn^Hente  Convention  K'appiiqne  de  plein  droit  aax  teryitoires  etiro« 
ptens  des  Etats  cuntractantü. 

Sl  un  Etat  contractant  en  d^sir«'  la  mise  en  viqrneBr  dans  scs  tcrri- 
toires,  possfssions  ou  colonies,  situ^'S  liors  de  KEuropo.  ou  dans  ses  circon- 
»criptions  consulaires  jodiciaires,  il  notifiera  son  iDteDtioQ  &  cet  effet  par 
nn  acte,  qni  aera  d^posö  dans  les  arcbivea  da  OonTemement  des  Pays-Bas. 
C*  lui  ri  en  enrerra.  par  la  vuio  diplomatique,  une  copie.  certific'c  (  (inftirmc. 
k  cbacun  des  Isitats  coDtractants.  La  Convention  ectrera  en  vigueur  daos 
les  rapports  entre  les  Etats  qni  r^ondront  par  ane  d^laration  afflnnatiTe 
k  cettc  notification  et  les  terrifciii  s,  jiossi\s',ii)ii.s  ou  rd'i.nics.  ^.itin's  hors  de 
TEnrope.  et  les  circoDscriptiuus  consalaires  judiciaires,  pour  Icsquels  1» 
Dotifieation  anra  faite.  La  dtelaratlon  affirmative  aera  d^posöe,  de 
rnfme.  dans  les  archives  du  fiouvernenient  des  Pit\>-P>as.  qui  en  envcrra. 
par  la  voie  diplomatique,  une  copie,  certiii6t:  confurme,  ä  cbacon  des  Etats 
Contraotants. 

Article  12. 

Les  Etats  rcpresent^s  a  la  qaatrieme  Conf(^rencc  de  droit  international 
priv6  sont  admis  k  signer  la  präsente  Convention  jusqu'au  d^-pOt  des  rati- 
noations  pr^vu  par  l'article  10.  alim  i  P'. 

Apris  ce  d&pdt,  ils  seront  toujours  admis  ä  y  adli^rr  r  pnrement  et 
simplement.  L'Etat  qui  d^sirc  adh^rer  notifie  son  intentioti  pur  nn  acte 
qui  scra  d^pos^  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas.  Celui-ci 
en  enverra,  par  la  voie  diplomatique,  ane  copie,  certiti^  conforme,  k  ohacun 
des  Etats  contractant«. 

Article  13. 

La  präsente  Convention  entrera  en  viguear  le  soixantieme  jour  k  pariir 
do  d6p6t  thä  ratifications  prevu  par  l'article  10,  alin<^a  1". 

Dans  le  cas  de  l  article  11,  alin^-a  2.  eile  entrera  en  vigueur  quatre 
mois  aprf:s  lu  date  de  la  ilt'chiration  afJiniiativt-  et.  dans  le  ras  Av  l'ar- 
ticle 12,  alinta  2.  le  soixaüticiut;  jour  apre-ö  la  datt*  de  la  notiticaliun  des 
adJiMons. 

n  est  entendu  que  les  notifications  pr6vues  par  l  article  11,  alinea  2, 
ne  pourront  avoir  lieu  qu'apris  que  la  präsente  Convention  aura  Ct4  mise 
en  Tigaenr  conform^ent  4  l'aliiMSa  1"  du  prAaent  artide. 

Article  14. 

La  pr<^sentc  Convention  aura  une  dnrfe  de  6  ans  4  partir  de  la  date 
indiqu<^e  dans  l  article  13,  alinea 

Ce  terme  conimencera  ä  courir  de  r<  ttt-  (latt-,  uieiiie  pour  les  Etat« 
qni  auront  adht^r^  post^rieorement  et  aussi  en  ce  qui  concerne  les  d^ 
claratifins  affirinativos  faites  en  vertu  de  l  article  11   aliiu'a  '2. 

La  Cuuveutiuu  bera  rtuuuvelee  tacitcment  de  cinq  auü  en  cinq  ans, 
lauf  dönonciation. 

La  d('nonciation  devra  f'trc  iiotirK'p.  nn  mnitis  six  mois  avant  l'ex- 
piratioH  du  terme  \isi  aux  alineaö  2  tt  3,  au  Gouvernement  des  Pays-Bas. 
qni  en  donnera  connaissance  k  tous  les  autres  Etats. 

La  d^nonciation  peut  ne  s'appliqner  qu'aux  tcrritoires,  possessions 
ou  colonies,  situes  hors  de  1  Europe,  ou  aussi  aux  circonscriptions  con- 
snlaires  jndiciaires,  compris  daos  «ne  notificaUon  faite  en  vertu  de 
rartide  11,  alinto  2. 
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La  dt'nonciatiiit!  ne  produira  son  elfet  qn  i  1  de  TEtat  qui 

Taura  notifii^e.  La  Cuuvention  rcstera  ex^cutoirc  puur  les  autres  Etats 
oontnctants. 

///.  Frojet  d'une  Conventhn  concernant  les  conpils  de  loi 
rrlafifs  aux  effeis  du  manage  sur  les  droits  et  les 
(h'foirs  des  epoujc  dans  leurs  rapports  persofinela  et 
Sur  les  bieiis  des  epotujc. 


D^sirant  ätablir  des  dispositioiut  communes  conceroant  les  cScts  du 
maria^e  snr  lea  droits  et  tea  devoirs  dee  ^onx  dans  lenn  rapports  p«r> 

tonnfl.s  <'t  mr  1<'S  bifii.s  (l»\s  rpoiix. 

Ont  rdsolu  de  conclore  uiie  Convention  4  cet  eBct  et  ont,  en  cou- 
s^quence,  nonund  ponr  lemrfi  pli-nipotentiaiieB,  nvoir: 


lesqnels,  apr^s  s'ötre  ctunmaiiiqa^  leara  pleinB  poUToirs,  tronvte  en  bonae 
et  dfte  forme»  sont  eonveniis  dee  dispoaitions  sotTMiteB: 

L  Les  droits  et  les  devoirs  des  ^poax  dans  leurs  rapports 

personnels. 

Arttcle  1. 

Los  droits  et  los  rlr-vnirs  des  ^poaz  dans  leara  rapports  personnels 
sont  r^s  par  leiir  loi  nationale. 

Tontefois,  ces  droits  et  cee  devoirs  ne  penvent  6tte  «anctionnte  qoe 
par  1(  <i  moyens  qne  pennet  ^galement  la  loi  da  pajs  oii  la  sancüon  est 

reqoise. 

n.  Les  blens  des  dpoax. 
Artide  2. 

Bn  Tabaoioe  de  oontrat«  les  eSets  du  mariage  snr  les  biens  des  öpoaz, 
tant  imineubles  que  meubles,  sont  r6gis  par  la  loi  nationale  da  mari  an 
moment  de  la  ceUbration  du  mariage. 

Le  cfaangement  de  nationalit^  des  ^poox  ea  de  Tan  d'eox  n'anra  pas 
d'inflaence  sar  le  rtigime  des  blens. 

Article  H. 

La  capacitß  de  chacun  des  futurs  ('spoux  ponr  conclnrp  iin  rontrat  de 
mariage  est  d^itermin^e  par  sa  loi  nationale  au  moment  de  la  c^'lebration 
da  mariage, 

Article  4. 

La  loi  nationale  des  ^poux  decide  süs  peavent,  au  Goars  da  mariage, 
soit  faiie  nn  contrat  de  mariage.  soft  rteilier  on  modifier  leara  Conventions 
niatrimoniales. 

Le  cbangement  qui  serait  fait  au  regime  des  biens  ne  peat  pas  avoir 

d'eSet  rctroactif  au  pri^judice  des  tiers. 

Artirlp  5. 

La  Vtiliiiilt'  inlriiiücque  d  uii  cuiitrut  de  mariage  et  ses  effcts  sont 
par  la  loi  nationale  dn  mari  aa  moment  de  la  c^löbratiun  du  mariage, 

ou,  S  il  a  ^t^  conclu  au  coors  dn  mariage,  per  la  loi  nationale  des  6poax 

au  moment  du  contrat. 
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La  mdme  loi  dMde  ri  et  dmns  quelle  mesare  les  tpuux  ont  1a  libertö 

de  Be  rM^rer  k  unc  antro  loi;  lorsqn'ils  s  \  s<>nt  röf6r^  c'cst eette  domltoB 
loi  (^oi  dötermine  les  eSets  du  contrat  de  loariage. 

Article  6. 

Le  contrat  de  manage  est  valable  quant  &  la  forme,  s  tl  a  vt^  conctu 
8oit  conform^ment  4  la  loi  da  payB  oft  il  a  4M  iait,  soft  conformöment  k 
la  loi  nationale  de  charun  des  futiirs  ^poiix  fin  monicnt  de  la  c<^l^bration 
da  manage,  on  eocore,  s  il  a  616  conclu  aa  cours  du  mariage,  coaform^ment 
A  la  loi  nationale  de  chacaii  de«  ^onx. 

Lorsijuo  Iii  loi  nationale  de  l'iin  des  ftitnrs  (jpoax  oa,  si  1<-  contrat 
est  coQcla  au  cours  du  mariage,  la  loi  nationale  de  Tim  des  <^poux  exige 
comme  conditton  de  TaUditö  qne  le  contrat,  mfime  8*il  est  concro  en  pays 
4tawgUt  ait  nne  fonne  d^termin^  Bes  diqpoBitions  doiveiit  *tre  obeerr^ee. 

Article  7. 

Les  dispositions  dt-  la  präsente  Convention  ne  sont  pas  applical)li>;  anx 
immeables  plac^s  par  la  loi  de  leur  sitaation  sous  uo  regime  funcier  special. 

Article  8. 

Chacun  des  Etats  contractants  sc  r^serve: 

1*^.   d'eziger  des  formalit^s  spteiale«  pour  qae  le  tdgime  des  biens 

pniss"  '■■rr-'  invofjn<^  rontrc  los  tiors: 

2  .  d  applii^ucr  dcH  diüpoäition»  ayaut  puur  but  de  prot^er  les  tiuis 
dans  lenrs  relations  avec  nne  fmme  marite  ezev^ant  nne  {iroleegioii  anr 
le  territnirf'  de  cet  Etat. 

hvi»  Euts  contractants  s  cngagent  ä  se  communiquer  les  dispositions 
legales  applicables  d'aprts  le  präsent  article. 

m.  DUpositions  gönörales. 
Article  9. 

Si  les  6pnnx  ont  arqnis.  an  cours  dn  mariage,  nne  nonvclle  et  m^me 
nationalit^,  c'est  leur  nouvellc  loi  nationale  qui  sera  appliquöe  dans  les  caa 
▼is£8  anx  article«  1,  4  et  5. 

S'il  advient.  au  ronrs  dn  mariagr»,  que  les  öponx  n'aient  pas  la  niTme 
nationalit^,  leur  dcmißre  lögislation  commune  devra,  pour  TappUcation  des 
nrticles  pitelt^s,  Hre  consldärte  comnte  teor  kd  nattonale. 

Article  10. 

La  präsente  Convention  n'aura  pas  d'application  lorsqne,  d'aprts  Iw 
artiolt  s  prcM  t'dents,  la  loi  qoi  deytait  dtre  appUqnte  ne  serut  pas  oelle 
d  an  Etat  contractant. 

lY.  DispositioQS  finales. 

Article  11. 

La  pr<^8ente  Convention  sera  ratifi^«  it  k-g  ratifications  en  seront 
d^pos<^p<;  h  La  Haye.  des  qne  six  des  Haates  Parties  Contractantes  seront 
en  nieäure  de  le  faire. 

II  sen  dressft  de  tont  ^pAt  de  xnlüeations  an  proc^s* verbal,  dont 
nne  copie,  certifide  confonoe,  sera  remise  par  la  Toie  diplomatique  h  chacvn 
des  Etats  contractants. 

Article  12, 

La  prescute  ConviMition  s'appUqnc  de  plein  droit  ans  territoires 
eoropöens  des  Etats  contractants. 

Si  nn  Etat  contractant  en  d^sire  la  mise  en  vigoenr  dans  nt  tori- 
tirires,  possessions  ov  colonies,  ntn^s  liors  de  TEurope,  on  dans  ses  dicon-* 
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BcriptioDs  consaiaires  jadiciaires,  il  notifiera  son  intention  ü  cct  efiet  par 
an  acte,  qni  Bera  d^poed  dane  les  arctiives  du  Oonvernem^t  des  Pays-Itea.' 

Celui-ci  en  enverra.  par  la  voie  diplom:itit|iic,  iini-  ropie,  certifi^e  confoi  nie, 
k  cliacun  des  £tAt8  contractants.  La  Convention  eutrera  en  vigueur  dans 
les  rappurts  entre  les  Etats  qui  r^pondrunt  par  wie  dödaratlon  affirmativ« 
k  cette  notiticatioii  »f  les  territoires.  posfcssioiis  on  colonies.  situt's  hors 
de  l  Europe,  et  les  circonscriptious  consaiaires  judiciaires,  pour  lesquela  1» 
notification  aura  6t£  falte.  La  d^claration  nlnnatiye  sera  ddpos4e.  de 
m^^ine,  dans  Ics  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  en  env«  rr», 
par  la  voie  diplomatiqae,  ose  copie,  Gertiäte  conforme,  k  chacun  des  Etat» 
contractants. 

Articlr 

Les  Etat«  reprt'sent^s  ä  la  quatri^me  Confi'rpnrf  de  droit  international 
priv6  sont  admis  ä  signer  la  präsente  Convention  jusqu  uu  d^pöt  des  r;aifi- 
cations  pr^vn  par  l'article  11.  aliiu-a  l«r. 

Apri's  r>:  d'-pöt.  ÜH  si'iont  totijour»  admis  k  y  adb^rer  pnremeilt  et 
aimplement.  L  Kiai  4111  döäiie  adhörcr  notitie  son  intention  par  an  acte 
qai  eera  d^e£  dans  les  archives  dn  Oonvemement  des  Pays-Bas.  Celni-fi 
en  enverra,  par  la  voie  diplomatlqoe,  ane  copie,  cerüfite  conforme,  k  cbaeon 
des  Etats  contractants. 

Artide  14. 

La  präsente  Convention  entrera  en  vigueur  le  scixantidme  jour  4 
partir  du  d<^pAt  des  ratifications  prövu  par  Tariicle  11,  alin^a  l«*". 

Dans  U-  (  as  de  l'article  12,  alin^a  2,  eile  entrera  en  vigaenr  qnatve 
mois  apr^'s  date  de  la  d^claration  affirmativf  of.  Jans  le  cas  de  l'ar- 
ticle i'6,  alinöa  2,  le  soiikanti^ine  jour  aprös  la  date  de  la  notificatioii  de» 
adMslons. 

II  est  entendo  que  les  notifications  pr^vues  par  Tarticlc  12.  alinea  2, 
sc  pourront  avoir  liea  qa'apr^s  que  la  präsente  Convention  aura  6t«;  luise 
en  yignenr  confomöment  k  ralinte  8  dn  pfAnnt  article. 

Artiele  15. 

La  pit  sente  Convention  aura  une  dorfe  de  6  UI8  k  paitir  de  la  date 
indiqu<>e  dans  Tarticle  14,  alinto  l^. 

Ce  terma  eonunenoera  k  conrir  de  oette  date»  mOme  ponr  Ica  Etat» 

qui  auront  adh^r6  postericiu^nu-nt  ( t  ausäi  en  ce  qui  conoeme  les  dtelaiationa 
affirmatives  laitcs  en  vertu  de  Tarticle  12,  alinea  2. 

Ia  Convention  sera  raionvelte  tacitement  de  cinq  ans  en  cinq  ans, 
BMif  d^Donciation. 

La  dt^nonciation  devra  ^tre  notifi^e,  au  raoins  six  mois  avant  l'expi- 
ratiun  du  terme  vis6  aux  alin^as  2  et  8,  an  Gouvermnient  des  Pays-Bas, 
qni  en  donnera  connaissance  4  tons  les  aotres  Etati^. 

La  d(?nonciati*)ii  pciit  ne  si'appliqner  qn'aiix  territoires,  possessions  on 
colonies,  situ<^s  hors  de  l'Europt*,  uu  auääi  aux  circonscriptions  cont>ulaire» 
judiciaires,  compris  dans  nne  notification  faite  en  yertn  de  l'article  1^, 
alin«'  a  2 

La  denonciation  ne  prodniru  son  eilet  qu'ä  l'^gard  de  l'Etat  qui  Taura 
notifite.  La  GonTention  lestera  ex^toire  ponr  les  antret  Etats  contractants. 

IV.  Projet  (Vioie  Coinention  coticernatit  rinterdictioii  et 
les  niesutes  de  ^rolevthn  analogues. 


DCsirant  ^tablir  des  dispositions  communcs  concernaut  l  interdiciion 
et  les  mesnres  de  protection  aoalogneSi 
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Ont  rtooln  de  conclure  uim  CoDT^tion  ä  cet  effet  et  ont»  en  6oiu6- 
qnence,  nmm6  penr  lenrs  iri^nipetentiitlres,  iOToir: 


Irsqnols.  upn's  sYtre  commaniqu^  lears  pleins  poavoirs,  tfOUTÖB  en  boone 
et  dtlc  forme,  sont  con venös  des  disposition  suivantes: 

Article  1. 

L*interdiction  est  r6gic  par  la  loi  nationale  de  la  personnc  ä  inter- 
dire,  saaf  les  dörogationa  h  cettc  r^gle  contcnaes  d&ns  Ics  articles  soivants. 

Artirlf 

L*int«rdiction  ne  pcnt  6tre  prononcci  que  par  Ics  autorit^  compö- 
tentes  de  TSfeat  anqiiel  la  personne  ü  interdire  appartient  par  sa  natioiMllt6 
«t  la  tutelle  sera  organiBÖe  aelon  la  loi  de  oet  Etat,  sauf  lee  cas  pr6nis 
aux  articles  suivants. 

Aftide  d. 

8i,  dans  an  des  Etats  contractante,  an  ressoitissant  d'un  autrc  de 
cps  Etats  se  tninvc  dans  les  conditions  requises  poar  l'interdiction  d'aprös 
8a  lui  nationale,  lüuteü  les  mesures  provisoires  n^cessaires  pour  la  pro- 
tection de  sa  pexsonne  et  de  le»  biens  pearront  6tre  pttoei  par  les  antocitei 

localis. 

Avis  en  scra  dunuc  au  Uüuveruumt'ut  dt-  THtat  dont  il  ei>t  le  res- 
eortissant. 

Ces  mesures  prcndront  iin  di:s  qne  les  aatorit^^s  locales  recevront  des 
autorit^s  nationales  l'avis  que  des  mesures  provisoires  ont  6Vi  prises  ou 
qne  la  eitoation  de  rindividii  dont  ü  e'agit  a  €bi  rtgUie  par  ttn  jagemeiit. 

Artide  4. 

Les  autoritäs  de  TBitat«  aar  le  territoire  duquel  un  ätxanger  dans  le 
cas  d'Ctre  interdit  aura  sa  r^sidence  habituelle,  infurmeront  de  cctte 
Situation,  d^s  quelle  leur  sera  connue,  les  autorites  de  l'Etat  dout 
r^tranger  est  le  ressortissant,  en  commiUlilinailt  la  demande  en  inter- 
diction  dont  elles  seraient  eaisice  et  les  meswee  provisoires  qni  aaraient 
6U  prises. 

ArÜele  6. 

T  os  Communications  prövues  aux  articles  ^  et  4  sc  feront  par  la  voie 
diplomatique  k  moins  que  la  communication  directe  ne  soit  admise  entre 
les  autorltÖB  respeetiTes. 

Article  6. 

n  sera  eoxsts  &  toutc  mesure  definitive  dans  le  pays  de  la  rösidence 
habituelle  tant  qae  les  autorit^s  nationales  n'auront  pas  röpondu  ä  la  com- 
munication pr6vue  dans  l  artide  4  Si  les  autorit^s  nationales  declarent 
vouloir  s'abitenir  ou  ne  rt^pondent  pas  dans  le  delai  de  slx  uois,  les 
aatorlt^  de  la  r^idence  habituelle  anront  k  statoer  aor  rinterdiefcioii  en 
tenant  compte  des  obstacles  ijtii.  d'apr^^s  la  ri'ponse  des  autoritds  nationales, 
empicberaienl  l  interdiction  dans  le  pajs  d'origine. 

Article  7. 

Dans  le  cas  oü  les  autoritös  de  la  r^sidenre  habituelle  sont  comp6- 
tentes  en  vertu  de  l'article  pröc^dent,  la  detaande  eo  interdiction  peut  Ctre 
formte  par  les  personnes  et  pour  les  causes  admises  k  la  fois  par  la  lei 
nationale  et  par  la  loi  de  la  räsidenoe  de  retranger. 
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Article  8. 

Lorsqae  l'iut«rdictiuii  a  ^t^  prononcöe  par  les  autorit^s  de  la  r^sidence 
bAbitneUe,  radministration  de  la  petsoime  et  des  bleut  de  l'lnterdit  Betm 
organis^e  selon  la  ioi  loeale,  et  lea  effets  de  Viiiteidictioii  aeront  i^^^  ]Mr 
la  möiue  loi. 

Si,  ntenmoins,  1»  loi  natioiMle  de  Tiatefdit  diipoae  qne  ta  Runrdlleaee 

gera  confit'e  (\o  droit  h  une  petsoniie  dftlenniiite,  eette  dispoeition  sen 

req;>ect6e  autant  que  possible. 

Article  9. 

L'interdiction,  prononc^e  par  les  aatoritös  compötentes  confonn^ment 
aux  dispositions  qui  pn'c^dent,  produira,  en  ce  qui  conrrme  la  capaciti  de 
l'interdit  et  sa  tutelle,  ses  effets  dans  toas  les  Etats  contractants  sans  qu'il 
eolt  besoin  d  un  exeqaatnr. 

Totitefois  les  inesures  de  pnWicitt''.  prosTritos  par  la  loi  locale  ponr 
Vinterdiction  prononc<ic  par  les  autoritC-s  da  pays,  poarront  Hre  d^lar^es 
par  eile  Cgalement  applicables  k  l'interdietion  qni  anrait  4M  prononote 
par  une  antoritö  ('■tr;iTiL''''re,  ou  rcmplac^ps  par  dos  mpsnres  analogues.  Les 
Etats  contractants  be  commtmiqueront  r^dproqnement,  par  rinteruediaire 
du  GouTeniaikeiit  n^landaie,  les  disporitions  q&*ils  aniaient  priaee  k 
oet  6gard. 

Article  10. 

L'existence  J  une  tiitelle  ^tablie  conform^ment  ä  rarticle  8  n  euip^che 
pas  de  conatitner  une  nouvell«-  tutcllc  conformC'mcnt  k  la  loi  nationale. 

n  sera,  le  plus  tCA  poHsihlt-.  donne  avia  de  ce  iait  aax  antoiitfis  de 
TEtat  oü  l'interdietion  a  ite  prononc^e. 

La  loi  de  oet  Etat  d^cide  k  qnel  moment  cessc  la  tutcllc  qni  y  avait 
6t6  organi84Je.  A  partir  de  rp  mommt  les  effets  de  l'interdietion  pronone^e 
par  les  autoritäs  (itrang^res  seront  regis  par  la  loi  nationale  de  Tinterdit. 

Article  11. 

L'interdietion,  prononc^e  par  les  aatorit^s  de  la  r^sidence  habituelle, 
poum  Mre  lev^  par  les  aatoritte  nationales  conformtoent  k  lenr  loi. 

Les  autorit<^8  localrs  iiiii  ont  prononr^  rinterdirtion  ponrrcint  C^crale- 
ment  la  lever  poor  tous  les  motifs  prövos  par  la  loi  nationale  ou  par  la 
loi  locale.  La  demande  peat  fitre  formte  par  tone  ceax  qni  j  eont  anto- 
risfe  par  Tane  ou  pur  1  untre  de  ces  lois. 

Les  döcisions  qui  lövent  rinterdiction  auront  de  plein  droit  leurs 
eHeta  dans  tone  les  ^at»  eootraetants  saus  qtt'ü  ec^  betoin  d*iiit  eze- 
qnatnr. 

Artirlp  12 

Les  dispositions  qoi  prC-c^dent  recevront  leur  application  sans  qn'il  y 
ait  k  difltingner  entre  les  menbl«  et  les  Immenbles  de  Tincapable,  sanf 
exception  quant  aux  immeubles  plac^s  par  la  loi  de  levr  aitaatien  aona 

an  regime  foncier  sp^al. 

ArUcle  13. 

Les  röglea  contenues  dans  la  pr<^sente  Convention  sont  conununes  4 

rinterdiction  propreinent  dite.  ä  rinstitution  d"ane  cnratelle,  a  la  nnmination 
d  un  conseil  judiciaire,  ainsi  qu  .'i  tuutes  autres  mcsures  aualugues  en  taut 
qa'elles  entralnent  une  reatriction  de  la  capacittf. 

Article  14. 

La  präsente  Convention  ne  s'applique  qu'ä  rinterdiction  des  ressortis- 
sants  d  un  d<  s  t^tats  contractants  ayant  leur  r^sidence  habituelle  sur  1« 
tcrritoire  d'ua  de  ces  Etats, 
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Toatefois  l  artiole  3  de  la  präsente  Convention  s^ftppUqne  k  tons  tos 
Tessortissants  des  State  oontractAnts. 

Article  16. 

La  pr^nte  Convention  s«ra  ratifi^  et  les  ratificatiooe  ea  seront 
poe<es  k  La  Hayc.  d^s  qae  eix  des  Hantes  Parties  Gontraetantes  seront  en 
mesnrc  de  1o  faire. 

II  sera  dress^  de  tont  d^pOt  de  ratilirations  im  procös-verbal,  dont 
nae  oopie,  cerü&6e  eonforme,  sera  remise  par  1a  voie  diptomatiqtte  k  chaenn 
des  Etats  eontractants. 

.Xrtick-  16. 

La  prC'sente  Convention  s'appliijue  de  plein  droit  au.x  territoires  tuio- 
p6en8  des  Etats  eontractants. 

Si  un  Etat  contractant  en  desire  la  mise  en  vigueur  dan»  ses  terri- 
toires,  possessions  ou  colonies,  situt-s  hors  de  TEurope,  ou  dans  ses  circon- 
scriptions  consulaires  judiciaires,  il  notitiera  son  intention  k  cet  effet  par 
an  acte,  qai  sera  d(-iH>s6  dans  les  arcbives  du  GoUTerneoient  des  Fays-Bas. 
Celol-ei  en  enverra,  par  1a  Yoie  diplomatiqne,  nne  eopie.  certifito  conforme, 
h  chacun  des  Etats  eontractants.  La  Convention  entrera  en  vigneur  dans 
ies  rapports  entre  les  Etats  qui  r^pondront  par  une  dtelaration  affirmative 
k  eette  notiHaitlon  et  les  territoires,  possesslonR  on  colonies,  sitnös  hors  de 
rEuropc.  et  Its  cirroiiscriptiuiis  ciinsiilain  s  juilicinires,  pour  lesquels  la 
notiiicatiun  aura  falte.  La  dt^ciaration  afürmative  sera  d^pos^,  de 
radme,  dans  les  arehives  da  Qonvernement  des  Fays-Bas,  qui  en  enrerra, 
par  la  voie  diplomatique,  one  oopie,  ceitiiiäe  conforme,  k  chacnn  des  Etats 
eontractants. 

Article  17. 

Les  Etats  reprösent^s  k  la  qnatriime  Conference  de  droit  international 

priv^  sont  ulmis  h  si^'nrr  la  pn'sonte  Convention  jnsqn'an  d^pöt  des  rati- 
ficatiuDB  prCvu  par  l  aiticlc  lö,  alin<;a  1". 

Api^  ce  dipftt,  ils  seront  tonjonrs  adnüs  k  y  adMrer  pnrement  et 
simpli  mt  nt  T/Etaf  qni  dOsire  näherer  r<4itie  suti  Intention  par  un  acte 
t{ui  8«'ra  d^posi-  dans  ies  arcbives  du  Uoavcrnemenl  des  Pays-Baü.  C«lui-ci 
en  enverra,  par  la  voie  diplomatiqne.  une  eopie,  certüiee  conforme,  k  ohunn 
des  Etats  eontractants. 

Article  18. 

La  presente  ConveiiH«ii  entrera  en  vigueur  le  soixantieuie  jour  k 
partir  du  dC'pAt  des  ratitirations  pri'vu  par  Tarticle  15,  alin^a  1". 

Dans  le  cas  di  'aiti'  lr  HI.  nüin'a  2.  eile  entrera  en  vigueur  (jnatre 
iuuiä  apr^s  la  dato  de  lu  d«-clarution  athrniative  et,  daus  le  cas  de  1  article 
17.  alin^a  8,  le  soixantiime  jonr  apr^s  la  dato  de  la  notifieation  des 
adhesions. 

11  est  entendu  que  les  notißcations  pji'  vut  b  par  1  article  IH,  alin6a  2, 
ne.  ponrront  uvnn  lieu  qu'apres  que  la  pr('sente  Cunvention  aura  iU  mise 
en  viguenr  couform^ment  ä  1  alinea  2  du  pr^nt  article. 

Article  19. 

La  pr<!'sente  Convention  aura  une  dur^e  de  5  ans  k  partir  de  la  date 
indiqa^'c  dans  Varticle  18.  alin<'a  1". 

Ce  terine  couiniencera  a  eourir  de  cette  date.  nu'nie  pour  les  Etats 
qni  aurout  adh<!'r^-  post«rieurcnient  et  aussi  en  ce  qui  conceme  les  d^cla> 
rations  affirmatives  faites  en  vertu  de  Tarticle  16,  alin^  2. 

La  Conv.  ritinti  sera  fenouvel4e  tacitement  de  cinq  ans  en  cinq  ans, 
sauf  denonciatiuu. 
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La  di^'nonciation  devra  »'trt'  iiotifit'c,  au  moins  six  mois  avaTit  rcvjii- 
ration  du  t^rme  vis^  aux  alint'as  2  et  au  Gouvernement  des  Pays-Bas, 
qai  en  donnera  connaiBSsnce  ü  tous  les  aatres  Btato. 

La  d<5nnnriatir>n  p<^nt  in-  q  pliquer  qu'aux  territoirfs.  possr-ssinns  ou 
colonies.  situ6s  hors  de  1  Euio^it.  ou  aussi  aox  circooscriptions  consulaires 
judiciaires,  oonpris  dum  ime  notifieation  faite  en  vertii  de  Vartlde  16, 
aUn<';i  2 

La  Jcnuuciutiun  ne  prodnira  son  eSet  qu'&  l'^ard  de  1  Etat  qai 
1  aora  notiliCc.  La  GouTention  lestera  esKcntoiie  ponr  les  aotree  Btata 
eontractants. 

V,  Projet  reUxHf  ä  la  famUe,^) 
Artide  1. 

La  (icrIaratioD  de  faillitc  d'un  commer(;ant,  prononctl'c  dans  Tun  des 
Etats  contraotants  par  rautorit«"-  cornpetente  aux  termes  de  l  article  2.  sera 
reoonnue  et  produira  scs  effcta  dans  les  autres  Etats  eontractants  de  la 
manitee  et  dans  U  meenxe  ditenninAes  par  les  artidee  nüTante. 

Aitide  3. 

L'autorit^  seule  compi''trntp  pmir  pmnonrrr  la  d^claration  de  faillit« 
est  Celle  du  pays  dan«s  leqnel  le  dßbiteur  a  son  principal  C'tablisstuu'ni 
comneidal. 

Ponr  iine  8oci6t€.  l'antorit«''  soule  comp^tentc  rst  <  i  lli-  du  pays  oii  eile 
a  son  si^ge  social,  k  la  conditiun  qu'il  ne  soit  ni  fraudulcux  ni  lictif. 

Article  3. 

Lonqae  la  faillite  dödarde  dans  Tvn  des  Ctata  contraetanta  comprend 

une  cuccursale  ou  nn  ('tablissement  dans  un  aiifro,  les  forraalit<'s  dr  publi- 
dtö  exigöes  par  la  l^gislatioa  de  ce  deruier  Etat  sont,  sans  prt^judice  des 
meiares  conaeryatotres  oa  d'administration  priTites  i  rartida  ö,  lempliea 
ii  la  diligence  du  syndic  oa  do  cnratear  an  liea  de  cette  eaccoisale  ou  de 
cet  Etablissement. 

Artide  4. 

La  nomination  et  les  pouvoirs  des  administrateurs  de  la  faillite,  les 
formes  k  saivre  dans  la  proc^dure  de  faillite,  l  admission  des  cr^anciers,  la 
formation  du  concordat  et  la  distribuUoa  de  Tactif  entre  les  crtonctexa, 
flont  räglöa  par  loi  du  lieu  oA  la  faillite  a  #16  d^daite. 

Aftide  5. 

Les  creanciers  ^trangcrs  qui  sunt  ressortissants  d'un  des  Etats 
eontractants  sont  enti^rement  assiniilc:'»  aux  creanciers  nationanx. 

Artido  n. 

Sans  qu  an  cxequator  pr^alable  soit  u^ccssaire,  le  syndic,  citrateur 
oQ  atttre  administratenr  de  la  faillite,  dfiment  nommö  conform^ment  i  la 
loi  de  l'Etat  on  la  faillite  a  öt*'  dri  lan'r,  p.  tit,  dans  chaqnc  Ktat  con- 
tractant,  prendre  tout«s  niesures  conservatoires  ou  d  administration  concer- 
nant  la  foillite.  II  pcnt  «•galement  ^ter  en  joBtic^  nit  comme  deman- 
deur,  soit  comme  döfendeor,  en  qaalit£  de  reprteentant  du  failli  oa  de  la 
masse. 


M  ('e  texte  ne  doit  pas  ^tre  consid^i^  comme  projet  d  une  Convention 
generale,  il  ponrra  seulcment  senrir  de  base  ^  des  Conventions  &  condure 

^ventaellcment  d'Etat  ä  Etat. 
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Mais  il  ne  proc6dera  k  des  actes  d'exöcation  qa'autAnt  que  la  d<^ci- 
Bioa  en  vertu  de  laquelle  il  «igir»  aora  revötue  de  Texeqoatar  confor- 
mSmatt  k  la  loi  de  TEtat  ob  oes  acte«  doircnt  avoir  Uen. 

Artiele  7. 

L'exeqaatur  st  ra  u(cord^.  si  le  reqm^rant  ^tablit: 

que  la  faillite  a  t6t6  döclar^e  par  rantoritä  comptftente  d'aprte 

l  article  2; 

■J".  iiae  la  döcision  est  ex^cutoire  dans  1  Etat  od  eile  a  i'tt'  rriidue; 
3^.  que  1  r.vp^dition  qui  en  est  produite  r^unit,  d'apr^s  la  loi  de  cet 

Etat,  Iva  conditions  n<}cessaire8  k  son  autbenticit^ ; 
4°.  qu  le  däbiferar  a       dftment  appel4,  leprtBenM  on  dtelart  d6- 

faillant. 

Axticle  8. 

La  proe^dnre  d'exeqnatnr  est  rtglec  par  la  loi  de  TEtat  oü  la  demande 

est  forim'p 

L'exequatur  pcut  £tre  demande,  Don  seulemeat  par  radmioistrateur 
de  la  faillite,  mais  encore  par  tout«  persoDne  ayant  qulit^  k  oefc  effet  «1 
Tertn  de  la  loi  du  pays  oü  la  faillite  a  6tö  d^ai^. 

Artiele  9. 

Les  concordat  posteriuur  k  la  d^claration  de  la  faillite  piuduira  de 
plein  droit  ses  effets  dans  tuus  les  Etat«  contractant»,  s'il  a  6t6  accurdö 
par  les  cri'atK'iers  et  homologu«'  par  Tautorit^  comp^tente,  aTCO  les  formaliUSs 
pre8crit«s  par  la  loi  de  TEtat  uii  la  faillite  a  6tZ  ouverte. 

Artiele  10. 

La  pr^^sente  Convention  ne  s'opp<>si-  pas  k  ce  que  lea  Btate  eontcactants 
appliquent  l<  s  meswrcs  t'tlirtöes  par  K  urs  li'n^islations  en  vne  d'assurer  la 
continuation  d  un  servier  public  dont  est  cliarg^e  ane  entreprise  en  faillite. 

Elle  ne  s'appliquc  pas  non  pluR  aux  entreprises  k  propos  desquellea 
des  mcsurcs  IC-gislatives  ou  r^glementaixes  speciales  sont  prises  dans  Tintörftt 
des  cr«*anciers. 

La  Conference  a,  en  oiitre,  ömis  le  vodu  : 

„Que  le  Gouvernement  des  I*at/s-Ba8  veuille  bien,  ausst  töt 
que  possible  apres  la  signature  de  la  ContenHon  aur  les  successions 
et  les  (estamentti,  contoquer  une  nouvelle  Conference,  qui  aurait 
fiour  mandat  de  präparer  le  protocoie  adäitümuel  visä  ä  l'article  6 
§  2  de  la  dite  Comoention  ainat  que  ia  wmmUien  relative  ä  la 
competence  et  ("i  la  prmrilurc  en  miUUre  de  etteeeeeüfH»  et  de 
teetaments  viaee  ä  l'article  H." 
La  Conference, 

D^siraiil   MianifcshT  l'csprit  datis  lc((ui'l  cllf  a  vot6  les  dispositions 
concernant  la  commuDicatiou  d'actcs  judiciaircä  et  cxtraindiciaires,  formant 
la  premlire  partie  dn  projet  d'nne  Convention  relative  i  la  Proe^nre  Oivile. 
A  ^galement  adopt»'  Ic  v<ru  suivant ; 

„//  est  ä  diairer  que,  par  mite  d  une  reforme  de  la  ttigittlation 
ifUSrieure  m  en  vertu  d'nne  sttpulatttm  conventionnelle,  les 
sigft/fic(f!iiin.<!  ä  des  persoimcs  suc  f/otivant  dans  un  iiniie  Etat 
contractant  ne  puisaent  se  faire  que  par  les  nwdett  indiques  dane 
lee  artiele»  1,  2,      ß'  et  6  du  Prüfet  de  Convention. 

II  Kcraif  entendu  toutefoitt  que  les  nindes  jirerus  pm  Ik  legis- 
lution  d  un  Etat  pour  les  significations  ä  faire  auac  personnes  se 
trouvant  sur  le  territeire  de  cet  Etat  pourront  aueei  4tre  euivie 
ä  l'egard  des  peryoitties  qui,  dnris  les  iriemcft  cmfffifionSf  ee  treUVC* 
raient  sur  le  territoire  d  un  autre  Etat  contractant. 
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Enfin  la  regle  generale  cesserait  de  s'appliguer  sf,  dm/s  un 
(lelai  raisununble,  la  signification  conformöment  aucr  articles  1,  2 
et  3  du  Projet  de  Contentim  n^itaitpas  faitepar  tttuturit^  reqnise. 

Ell  (ItTnier  lien.  la  ronfi'ronrp  a  r(''8olu  de  recommander  :\  rattpntion 
da  GuuvcrnemeDt  Ruyal  des  Pays-Bas  les  voeux  exprimC-s  par  la  troisidme 
Gominisiton  en  ce  qui  oonoerae  le  projet  rar  les  effett  dn  divoroe  et  de 
la  Separation  de  curps.  ainsi  (juc  la  proposition  du  Gouvernement 
Imperial  d  AUeniagne  relative  aux  eSets  da  uuuriage  sur  la  l^itimitä 
des  enfante. 

Fait  Ii  La  Havr.  If  stpt  juin  Mil  Nenf  Cent  Quatre  en  un  seul 
exeinplaire  (^ui  rest^^ra  di-pusi^  dans  le«  arcbives  du  Goaveniement  des  Pays- 
Bas,  et  dont  nne  copie  li^galis^e  senk  remise  par  la  voie  diplomatiqne  k 
chacun  dt  .s  ninivotnoiiu  Tits  it  prösentcs  ä  la  Conference. 

Pour  l  Alicmagne:  (s)  ilermanu  Dungs,   (s)  Johannes  Kriege. 

Poar  rAutriche :  (s)  *).   Ponr  la  Honjfrie : 

(s)  Töry.  Pour  la  Belgique:  (s>  Alfred  ran  den  Bulcke.  (s)  de  la 
Vallee  Ponssin.  Pour  le  Danemark ;  (si  \V.  de\  Greven kup-Casten.sk jiAd. 
Pour  l'Espagnc:  {%)  Rafuel  Mitjana.  Pour  la  France:  (s)  Monbel.  <%) 
L.  Eenault.  (s)  Ä.  Laine.  Pourl  ltalie:  (ji^  TugkU,  (s)  A.  Pierantoni. 
(s)  G  C  Iiu::z(tfi.  Pour  1p  Japon :  (s)  Ä'aK'ami/rflf,  Ponr  lo  Lux unlioiiri?: 
isj  Cte  de  Villcrs.  Pour  lu  is'orvf'ge:  (s)  Beichinann.  Tour  les  Pays- 
Bm:  (si  T  1/  C.  Asser.  (si  E.  N.  Rahusen.  (s)  Th.  Heemskerk. 
IS»  J.  Mvi  hussen.  Pour  le  Portugal :  is)  Cotnte  de  Selir.  Pour  la 
Kuuuiunie :  (s)  Pierre  Th.  JIisf<ir.  Pour  la  Kussie :  (s)  A.  Werepkitte. 
Pour  la  Su^de:  is)  ffj.  L.  Hatutnarskjolä.  (s)  Joh.  Hellner.  POHT  la 
Soisae:  (s)  P.  MHli.  (s)  Erneet  Boguin. 

2.  Niederlassungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  den  Niederlanden. 
Unter  dem  29.  11.  05  hat  der  Ixt  icliskanzlcr  dem  Reichstag 
den  folgenden  (1)  deutsch  -  niederländischen  Nieder- 
lassungs vertrag,  zu  welchem  der  Bandesrat  seine  Zostim- 
mung  erklärt  hat.  zur  verfassungsniäßin^m  (ienehmigung  vor- 
gelegt, unter  Beifügung  der  nachfolgenden  (II)  Denkschrift: 

I.  Vertrag. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preußen,  im  NaDHen 
des  Deutschen  Reichs,  und  Ihre  Majestät  die  Königin  der  Niederlande. 

von  dem  Wunsche  heseeU,  die  zwschcn  dem  Deutschen  Reiche  und 
den  Niederlanden  bestehenden  freundschaftliclu  ii  UrziclimiL'en  zu  erhalten 
und  zu  befestigen,  und  von  der  Absicht  geleitet,  die  liediii;:nngen  für  die 
Niedcrla.ssung  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  in  din  ISieJerlanden 
ond  der  Angchih igen  dwMted>  riaiide  im  Deutschen  Reiche,  für  die  wechsel- 
seitig*' f^iitcrstfitzuntr  von  IIilf>In  diirftip'n.  sowie  für  die  zwangsweise 
Ubcriuhnmg  aus/.uweiseutler  l'ersuufu  über  die  beiderseitigen  Laude^rcnzcn 
%VL  regeln, 


1)  M.  le  D<'-legu<'  d'Autritht  upris  avoir  pris  part  aux  ttavaux  de  ia 
Conference,  a  dOclare  n'nvoir  pus  d'objection  k  faire  contre  les  projeta 
^lubor^-s.  niais  il  s'est  vu  oblige  de  parfir  nvant  la  s£anoe  de  cl6tarc  et  a 
duuc  ete  empCchC'  de  »igiier  le  present  protocolc  tiual. 
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sind  übereingekommen,  zu  diesem  Zwecke  einen  Vertrag  abzuschlieöen 
and  haben  zu  Allerhiichstihrem  Bevollmächtigten  ernannt: 
Seine  Maj  <' s  t  ät  di  r  Dpntsfht  Kaiser,  König  von  Prenßpn: 
AllerhöchätihiLii  außerordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Minister  bei  Ihrer  HajeaUt  d«r  Kflni^  der  Niederlande,  ^rm 
Karl  von  Srlilö7rr; 
Ihre  Majestät  die  Königin  dor  Niederlande: 

AllerbOchstihren  Minister  der  ausw&rtigen  A.iigelegenheiten,  Herrn 
Baron  K.  Melvil  von  Lyn  den, 
welche  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger 
Form  befanden«!  Vollmachten  Aber  folgende  Artikel  ttbereingekommen  bIuI: 

Artikel  1. 

Die  Angohöri<rf'n  jrdts  vertragschließenden  Teiles  sollen  horechtiirt 
sein,  Bich  in  dem  (je biete  des  anderen  Teiles  ständig  niederzulassen  oder 
dauernd  oder  zeitweilifif  anfznhalten,  wenn  nnd  m  lange  de  die  dortigen 
Gesetze  nnd  I'  lizeiverordnungen  befolgen. 

Um  dieöeä  Recht  beanspruchen  zu  können,  luti»»«  u  sie  mit  gültigen 
Pässen  oder  anderen  genügenden  Ausweispapier!  n  übt  r  itne  Person  und 
ihre  Staatsangehörigkeit  versehen  sein :  die  beiden  Teile  werden  sich  durch 
Kotenaoätausch  darüber  verständigen,  welche  Ausweispapiere  aulier  den 
Fielen  als  gmflgend  aniniehen  sind. 

Artikel  2. 

Durch  die  Bestinnmingen  des  Art.  1  wird  niclit  berührt  das  Recht 
edes  vertragschließenden  Teiles,  Angehörigen  des  anderen  Teiles  die  Nieder- 
assitng  oder  den  Aitfentlialt  zn  untersagen,  sei  es  infolge  eines  gerfcM- 
lichen  ["rleils.  sei  es  ans  Giiliideii  der  inneren  oder  äußeren  Sicherheit  des 
Staates,  sei  es,  weil  die  Interessen  der  öffentlichen  Gesundheit  oder  Sitt- 
lichkeit ce  erfordern,  oäa  weil  die  Personen  weder  genQgende  Unterhalts* 
mittel  besitMi  noch  dnrdi  ihre  Arbeitskraft  erwerben  können. 

Artikel  3. 

Jeder  vertragschließende  Teil  behält  sich  vor,  den  Angehörigen  des 
anderen  Teiles,  die  ihm  früher  anj^eluirt  nnd  die  Staatsangehörigkeit  vor 
Erfüllung  ihrer  niilitariHchen  iMlirhten  verloren  hal)t u.  die  Niederlassung 
oder  den  Aufenthalt  zu  untersagen.  Jedoch  soll  von  dur  Ausweisung  ab- 
gesehen werden,  wenn  sich  bei  der  Prflfnng  der  Verhftltnisse  ergibt,  daO 
der  Wechsel  der  Staatsantrehöri^keit  in  t:iitem  Glauben  nnd  nicht  inr  Um- 
gebung der  militärischen  i'Üicbten  bcrbeigefttbrt  ist. 

Ebenso  beh&lt  sieh  jeder  Teil  vor.  solchen  Angehörigen  des  anderen 
•  Teiles  die  Niederlüssuiij,'  uder  den  Aufetifhalt  zu  untersagen,  welche  in 
ihrem  Heimatland  ihre  militärischen  Fllichten  verletzt  haben. 

Artikel  4. 

Die  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles,  die  sich  in  dem 
Gebiete  des  anderen  Teiles  niedergelassen  haben  oder  anfbatten.  können  In 

dem  anderen  Lande  wrdrr  7iim  persünlichen  Hionstr  im  Heere,  in  der 
Marine,  im  Landsturm  oder  in  einem  anderen  militärisch  eingerichteten 
Verbände  noch  zu  einer  Ersatzleistung  angehalten  werden. 

Artikel  6. 

Jeder  vertragschließende  Teil  verpflichtet  sich,  dafür  zu  sorgen,  daß  in 
seinem  Gebiete  den  hilfsbedürftigen  Angehörigen  des  anderen  Teiles  die  er- 
foideriic^  Verpflegung  nnd  Kur  naim  dtm  am  AufenÜbaltsorte  Hlr  die 
eignen  Angehörigen  geltenden  Omnds&tsen  auteil  werde,  bis  ihre  Rflck- 
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kehr  in  die  Heimat  ohne  Kaebtell  fQr  flu»  tmd  anderer  Gesnndheit  ge- 

Bchelicti  k:inn. 

Eiu  Ersatz  der  durch  die  YerpÜcgung,  die  Kur  oder  die  Beerdigrung 
soleher  Personen  erwachsenen  Kosten  kann  gegenüber  dem  Teile,  dem  der 
Hilfsbedürftige  angehört,  oder  gegenüber  den  öffentlichen  Verbinden  oder 
Kassen  dieses  Teiles  nicht  beansprucht  werden. 

Für  den  Fall,  dali  der  UilfsbedUrftige  selbst  oder  daß  andere  privat' 
rechtlich  Verpflichtete  zuni  Ersätze  der  Kosten  imstande  sind,  bleiben  die 
Ansprüche  an  diese  vorbehält t  ii.  Aiu  li  sichern  sich  die  beiden  Teilt*  die 
nach  der  Landesgesetzgebuug  zulässige  Hilfe  zur  Cielteudmachung  diej>trr 
ÄDeprttche  za. 

Arrikel  (5, 

Die  Angehörigen  jedes  Tcrtragschließenden  Teiles,  die  sich  in  dem 
Qebiete  des  anderen  Teilro  nieder^laraen  haben  oder  aufhalten  nnd  gemlfi 

Artt.  2,  3  ausgewiesen  werden,  simi  mit  ihrer  Familie  auf  Verlangen  det 
ausweisenden  Teiles  jederzeit  in  ihr  Heinuitluiid  wieder  zu  Ubernehmen. 

Das  Gleiche  gilt  für  frühere  Angehürigc  jedes  Teiles,  solange  sie  nicht 
Angehörige  des  anderen  Teiles  oder  eines  dritten  Staates  geworden  sind. 

In  den  Fällen  der  Abs.  1,  2  entscheidet  der  ausweisende  Teil,  ob  die 
in  Art.  2  und  in  Art.  3  Abs.  1  vorgesehenen  Voraussetzungen  der  Aus« 
Weisung  vorliegen,  dagegen  der  üliernehmende  Teil,  ob  die  In  Alt.  d  Abs.  2 
vorgesdiene  Verletzung  militärischer  Pflichten  vorliegt. 

Artikel  7. 

Die  ÜbfTffihrnng  von  Personen,  die  gemäß  Artt.  2,  3  auss^ewiescii 
werden,  soll  auf  Grund  eines  unmittelbaren  Schriftwechsels  der  für  den 
Übemahmeverkehr  bestimmten  beiderseitigm  GrenzlMihftrden  erfolgen. 

Dies*  r  S(  hriftM'echsel  vollzieht  sich  in  der  Weise,  daß  die  .\usweisnng 

ßlesmal  von  der  Qrenzbehörde  des  ausweisenden  Teiles  der  nächsten  Grenz- 
bürde  des  übernehmenden  Teiles  ansnzeigen  ist,  worauf  diese  nach 
Prüfung  der  Verliiiltniss»!  und  der  Ausweispapiere  ihre  Zustimmunti  zur 
Übernaliine  der  auszuweisenden  Person  zu  erteilen  und  gleichzeitig  den 
Übernahmeort  zu  bezeichnen  hat. 

Artikel  8. 

Ein  vorgängiger  Schriftwechsel  ist  nicht  erforderlich,  wenn  die  auszn- 
weisende  Person  mit  Papieren  versehen  ist,  die  nodi  gültig  oder  doeh  erst 

seit  einem  Jahre  abgelaufen  sind,  oder  wenn  kein  Zweifel  darüber  besteht» 
daß  sie  dem  übernehmenden  Teile  angehört  oder  früher  ansehört  hat,  oder 
wenn  die  erforderlichen  Pestetcllungen  dnrch  die  GrenzbehOrden  dieses 
Teiles  fdme  Zeifverhist  f(otri)fTon  werden  können. 

In  allen  diesen  Fällen  sollen  die  Grenzbehörden  die  ausweisende  Person 
ohne  weitere  Förmlichkeit  Übernehmen.  « 

Die  Bestini  mutigen  der  Xhs  1.  2  finden  keine  Anwendung,  wenn  es 
sich  um  die  Übernahme  einer  wegen  jugendlichen  Alters,  Gebrechlichkeit 
oder  Krankheit  hilflosen  Person  handelt;  in  diesen  Fällen  behttlt  es  bei 
den  Bestimniuigen  des  Art.  7  sdn  Bewenden. 

Artikel  9. 

Eine  diplomatische  Verhandiong  soll  stattfinden  in  den  F&llen.  in 

denen  die  Grenzbohörden  sich  wegen  der  Übernahme  nicht  einigen  k  t ^:^  n. 
oder  wenn  die  Entscheidung  der  Grenzbehörde,  weiche  die  auszuweisende 
Person  ttbemommen  bat,  von  den  hSheren  Behörden  des  Hdmatstaats  nicht 
gebilligt  wird. 
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Artikel  tO. 

}'hpT  die  Gfi  "/i  i  tc  w  n  die  L  b<^inrihmr  rler  aTisznweiscn  li  n  fVrJsonen 
stattzulinden  hat,  »uwic  iiUi  die  für  den  L  beniahraevcrkehr  zu  bestimmenden 
Tage  Würden  sich  die  beiden  vertragschlleCenden  Teile  dnreh  Notenauatenteli 
Terständifren. 

Auch  wtiilcn  die  boiden  Teile  «  itiaiiiitr  die  (»lenzbehönkn  bezeiclmen, 
in  deren  Hand  die  i'bein;)limeverhand!ung«  n  gelegt  werden  Sollen. 

Beiili  T  i!'  vrrptiifliten  sich,  ihn-  Grenzbr-Iiörden  anzuweisen,  alle 
rbernahiiR'umiauu  um  uiüglichäter  Bettchlcunigung  zu  erledigen,  auch  ein- 
ander bei  Feststellang  der  ^taatsangebörigkeit  der  anssaweiBendcn  PeiBOoen 
nach  Möglichkeit  zu  nnterst-tttsen. 

Artikel  n 

Die  Kosten  der  Üetürdcrung  auszu weihender  Personen  bis  zum  Über- 
ttahmeorte  werden  von  dem  ausweisenden  Teile  getragen. 

Artikel  12. 

Jeder  vertragschlieüende  Teil  ist  berechtif^t.  Angehörige  des  andcn  n 
Teiles,  denen  er  gemäß  Artt.  2,  3  die  ^'iederlassung  oder  den  Aufenthalt 
untersagen  kann,  oder  Personen,  die  keinem  der  beiden  Teile  ani^ehOren, 
ohnt  ii;ts  in  den  Artt.  7  bis  11  vorgesehene  Übernahmeverfulut  n  mivt  r- 
züglich  in  das  Oebiet  des  anderen  Teiles  zurückzuschaffen,  wenn  sie  aus 
diesem  Gebiete  mit  der  Eisenbahn  in  sein  Oebiet  gelangt  sind  und  anf  der 
ersten  HaltcsUtlon  unmittelbar  nach  ihrem  Eintrefien  angehalten  werden. 

Artikel  18. 

Jeder  vt'i  ti  ;it:^'<'1in(  Ct-ndt^  Teil  verpflichtet  s^ich.  An^cliöi  isxe  oder  frühere 
Angehörige  cincü  diiltcii  iStaatcs,  ilif  sich  in  dem  Ciebitte  des  anderen  Teiles 
anuritra  und  dort  ausgewiesen  wi  idcn  sollen,  auf  den  im  diplomatisclien 
Wege  zu  stellenden  Antrag  dieses  Teiles,  durch  sein  Gebiet  nach  ihrem 
Heiniatlande  zu  befördern,  wenn  der  Antrag  die  Erklärung  enthält.  daU 
der  andere  Teil  zum  Ersätze  der  duirli  die  Beförderung  entstehenden  Kosten 
und  der  drittv  Staat  zur  Übernahme  der  auszuweisenden  Person  bereit  ist. 

Durch  die  Bestimmungen  des  Abs.  1  werden  die  Bestimmungen  des 
Au.slit'ft'Mini.'svertrags  zwischen  dem  lit  utschen  Reiche  und  den  Niederlanden 
vom  31.  12.  iMo  wegen  der  Durchiieferung  nicht  berührt. 

Artikel  14 

Dieser  Vertrag  hndet  keine  Anwendung  auf  die  Üchutzgebicte  des 
Deutschen  Belchi  sowie  anf  die  Kolonien  und  auswärtigen  BesitsnngeD  der 
Niederlande. 

Artikel  15. 

Dieser  Vertrag  soll  ratiiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen 
sobald  als  möglich  ausgetauscht  werden 

Der  Vertrag  tritt  in  Kraft  drei  Monate  nach  Austausch  der  Ratifi- 
katiMSurkiinden  nnd  gilt  für  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Falls  keiner  der  vertrapsrhlieljfndfn  Teile  ein  .lahr  vor  dem  Ablaufe 
des  dreijährigen  Zeitraums  den  Vertrag  kUndigt,  bleibt  dieser  in  Geltung 
bis  zum  Ablaof  eines  Jahres  Ton  dem  Ta^e  an,  an  dem  er  von  einem  der 
beiden  Teile  {rekflndiiTt  wird. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  sie<;t  in  vt  rsehen. 

Anagefertigt  in  doppelter  L  ri^ibrift  im  Haag,  am  17.  12.  04. 

(I^.  .S.)  K.  V.  Schliizer. 

(L.  S.)    ß.  JJelcil  Clin  Lynden. 
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n.  Denkschrift. 

Seit  dner  R(  ih«-  von  Jahren  sind  im  Übemahmeverkehre  mit  den 
Niederlanden  vielfach  Unzaträglicbkeiten  hervorgetreten,  indem  teils 
HeintmgBvencliiedeiiheiten  filier  den  Umfang  der  ubemahmepflicht  eit- 
standen, tt  ils  von  don  Niederlanden  ausgewiesene  Pi  rsonen,  darunter  auch 
Angehörige  dritter  Länder,  ohne  vorhergehende  Anfrage  über  die  deuUicbe 
Grenze  abgeseboben  worden.  An  diese  fonnloaen  Abschiebmigen,  welcbe 
die  Behörden  in  dm  deutschen  (irctizbrzirken  vor  schwierige  p  dizeiliche 
Aufgaben  steHten  und  erhebliche  Kosten  verursachten,  haben  sich  oft  lang- 
wierige diplomatische  ErOrtemTigen  geknüpft;  dabei  ist  toh  deutscher 
Seite  wiederholt  angeregt  wordm,  d«  ii  Übcmahmeverkdir  auf  vertrags- 
mäßigem Wege  in  geordnete  Bahnen  zu  lenken. 

Andererseits  hat  die  Niederländische  Regierung  seit  längerer  Zeit  den 
Wunsch  zu  erkennen  ^r»  <,'i  l»t  ii,  ihren  Angehörigen  ein  vertragsmäßiges 
Recht  auf  Aufenthalt  und  Niederlassung  in  Deutschland  zu  sii  hem,  um 
sie  auf  diese  Weise  in  höherem  Maße  als  bisher  gegen  AuäweisungsmaÜ- 
regeln  sn  sdltttaai.  Bei  den  gegen  Niederländer  in  Deutscblaiid  eriaasenen 
Ausweisnnfr'^vi  rfflOTin?en  handelt«  es  sich  meist  um  Pmonen,  die  in  ihrer 
Heimat  zu  militanscheu  Leistungen  nicht  herangezogen  wurden,  oder  um 
ehemalige  Deutsche,  die  vor  firfOllniig  ihrer  militärisehen  Pflichton  in 
Deutschland  NirdorUinder  geworden  waren. 

Um  den  beideii^eitigen  WUnscbi^u  tunlichst  Kechuung  zu  tragen, 
haben  zur  Anbahnung  einer  Verständigung  über  die  schwebenden  Fragen 
sowie  zur  Vorbereitung  eines  entsprechenden  Abkommens  im  Jnli  1!H)4  im 
Haag  Beratungen  zwischen  deutschen  und  niederländischen,  mit  den  Ver- 
hiltnissen  vertrauten  Kommissaren  stAttgefonden.  Dabei  hat  sich  eine  so 
erfreulir!i  rhorcinstimmung  der  Auffa!58ungen  ererben,  daß  die  Kom- 
missare tieibsL  zur  Aufstellung  des  Entwurfs  eines  Niederlassungsvertrags 
»wischen  Deatichland  und  den  Niederioaden  acbrdt»  konnten.  Dieser 
Entwurf  ist  am  17.  12.  von  den  BeroUrnichtigten  d«  beidwi  Länder 
im  Haag  unterzeichnet  worden. 

Der  Vertrag  regelt  in  den  Artt.  1  bhi  5  die  Bedingungen  fQr  die 
Niederlassung  der  Angehöriy'eti  des  Deiit.srhen  Keieht-s  in  den  S'iedf-rliinden 
und  der  Augehörigen  der  Niederlande  im  Deutschen  Reiche  sowie  ihre  Be- 
handlung in  Ansehung  der  Militärpffieht  und  der  Armenfarsorg e.  Tn  den 
Artt.  6  bis  13  ordnet  er  den  Übcriiiilmu  verkelir.  indem,  er  die  materiellen 
und  formellen  Voraussetzungen  fär  die  zwangsweise  Überführung  auszu- 
weisender Personen  Ober  die  beiderseitigen  Landesgrenzen  aufstellt.  Die 
in  dem  Vertrag  enthaltenen  Abreden  sind  im  wesentlichen  den  Bestim- 
mungen des  deutsch-schweizerischen  Niederlassungsvertrags  vom  31.  5.  JMJ 
(RGBl  S.  131)  und  des  deutsch-russischen  Übernahmoabkomraens  vom  10. 
2.  94  (ZBl  S.  81)  nachgebildet.  Sie  entsprechen  dtii  modernen  Verkebrs- 
verhJilfni«isen  sowie  den  mannii^facben  Heziehnngen  (h-r  beiden  Nachliar- 
länder  und  erscheinen  für  Deutschland  in  ullea  l'unkteu  aiiuehmbar. 

Das  vertragsmäßige  Recht  auf  Niederlassung  oder  Aufenthalt  der 
Angehörigen  des  einen  Teiles  in  dem  Gebiete  di  .s  anderen  Teiles  ist  im 
Art.  1.  ähnlich  wie  in  den  Artt.  1,  3  des  Vertrags  mit  der  Schweiz,  fest- 
gestellt; dabei  ist  indes  auf  die  im  Art.  2  dieses  Vertrags  vorgesehene 
Verpflichtung  zur  Beibrinj^ung  von  Leumundzeugnissen  im  Interesse  der 
Erleichterung  des  Verkelus  verzichtet  worden.  Die  Niederlassung  oder  der 
Aufenthalt  kann  versagt  werden,  wenn  die  in  den  Artt.  2,  3  bezeichneten 
AusweisungsgrUnde  polizeilicher  odtr  militiiriseher  Art  vorliegen.  Diese 
Ausnahmebestimmungen  sind  zur  Durchführung  der  Grundsätze  der  Ötaats- 
sonverftnit&t  gegenOMr  lästigen  Fremden  sowie  im  Interesse  der  Aufrecht» 


Digitized  by  Google 


Deutsch  -  Niederländischer  Nlederlassuiigs  vertrug. 


95 


erhaltnnt;^  der  allgemeinen  Wehrpflicht  aufgenommen  worden  und  ent- 
sprechen im  aUgemeinea  den  Bestimmnngen  der  Artt.  4,  U  des  deatscb- 
Bcbweizerisehen  ver^«ffa  in  Verbindung  mit  Nr.  5  des  SchlußprotokoHs 
zu  di<  .sriii  Vertiai,'f  Der  Art.  4  befreit,  ebenso  wie  der  Art,  5  des  Ver- 
tr»gß  mit  der  Schweiz,  die  Angehörigen  des  einen  Teiles  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  von  allen  persönlichen  militftrisdien  Dienstleistnitgen, 
und  cit-r  Art,  ö  re^a-lt  iVw  wceh.selscitige  UnttT.st iitzuiii^  von  HiIf^^l•*^(i^f- 
tigen  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  im  Art.  11  des  Vertrags  mit  der  Schweiz 
sowie  in  den  Unterstfltznngs-  nnd  Übemahmeabkommen  mit  Italien  vom 
8  S.  73  (ZBl  8.  281),  mit  Dänemark  vom  11.  12.  73  (ZBl  74  S.  31)  nnd 
mit  Belgien  vom  7.  7.  77  (ZBl  S.  411)  geschehen  ist. 

Was  den  in  den  Artt..  6  bis  lä  behandelten  Übernahmeverkebr  be- 
trifft, so  or.stn  rkt  sich  die  i'bornahnu'pflicht  anf  die  <  iirenen  Angeiiürigen 
(Art.  6  Abs.  l)  und  die  stuatlosea  ehemaligen  Angehiingeu  (Art.  G  Abs.  2), 
sofern  bei  ihnen  die  in  den  Artt.  3,  3  beeeichneten  AosweisnngsgrQnde 
vorliegen,  ferner  auf  die  Anu^hr.ritr.n  \uv\  die  (lienialigen  Angehörigen 
eines  dritten  Staates,  sofern  die  \'uruuääet/.uiigtn  der  Attt.  12,  13  gegeben 
sind.  Die  Verpflichtang  zur  Übernahme  der  eigenen  Angehörigen  entspricht 
den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Villkerrerlits,  die  Übernahme  .stantloser 
eheiiitiliger  Angchürigeu  einer  völkerrechüithen  Übung,  wie  tieiin  eine 
solche  Verpflichtung  im  Art.  8  Abs.  2  des  Vertrags  mit  der  Schwei«,  im 
Art  1  des  Übemahmeabkommens  mit  KufMan»}.  in  dem  Üherriahinealdcnnunen 
mit  Österreich-Ungarn  vom  iJ26.  7.  75  (ZUl  S.  47.')*  snwie  in  den  vor- 
stehend angeführten  Unterstfltsungs-  und  I  I  itialniu  alikommen  mit  Italien, 
Dänenuirk  nnd  l'eliiiiTi  ans(;esprochen  ist  und  auch  ulme  ein  besonderes 
Abkujimicii  im  ÜbenialnueN erkehre  mit  anderen  Staaitii  auf  Grund  der 
Gegenseitigkeit  anerkannt  wird.  Auf  völkerrechtlichen  Cirundsätzen  beruht 
endlicli  ainh  die  Verpflichtunfx  zur  tibernahme  von  Ausländern  in  den 
Fälleu  der  Artt.  12,  18  Die  in  den  Artt.  7  bis  11  enthaltenen  Bestim- 
mungen Ober  das  Verfahren  bei  der  Übernahme  von  eigenen  Angehörigen 
sowie  von  staatlosen  ehemaligen  Angehörigen  sind  im  allgemeinen  dem 
Übemahmeabkomnien  mit  Ruüland  entnommen  worden.  Doch  soll  gemUÜ 
Art.  8  Abs.  1  zur  möglichsten  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des 
Übemabmeverkehrs  der  mündliche  Verkehr  zwischen  den  beiderseitigen 
QrensbehSrden  in  noch  weiterem  Umfange  stattfinden,  als  dies  im  Art.  3 
des  Abkommens  mit  HuUland  vi^rgesehen  ist. 

Zn  den  einzelnen  Artikeln  des  Vertrags  sind  von  der  erwiUinten 
deatacb-nicderUUidisdien  Kommianon  die  nachstehenden  Srlinternngen  fest- 
geatellt  worden. 

Znm  Artikel  1. 

Dies-er  .\rtikel  stellt  den  .^atz  auf.  daß  die  Peufsrhen  in  den  Nieder- 
landen und  die  Niederländer  in  Deutschland  sich  unbehelligt  niederlassen 
oder  aufhalten  können,  weni»  sie  die  gesetslichen  and  polizeUkben  Vor> 
Schriften  des  Landes  befolgen  und  sich  Ober  ihre  Peison  und  ihre  Staats- 
angehörigkeit genügend  ausweisen. 

Unter  Oesetasen  und  PolizeiTerordnnngen  sind  die  allgemeinen  obrig- 
keitlichen Refehle  in  jedem  Lande,  seien  es  Gesetze  oder  Verordnungen 
polizeilichen  oder  sonstigen  Inhalts  zu  verstehen,  die  vom  Staate  oder  einem 
mit  staatUdier  Gewalt  bekleideten  öffentlichen  Verband  erlassen  sind.  Es 
herrscht  darüber  Einverständnis,  daß  nicht  etwa  einzelne  Ühertretuniien 
solcher  Befehle  ohne  weiteres  den  Verlust  des  Rechtes  auf  N  ieiit;rlusaung 
oder  Aufenthalt  zar  Folge  haben  sollen,  sondern  nnr  solche  Handlungen, 
welclie  im  l>e\vuCtsein  di  r  Recbtswidrigkt  ii  Ivegangen  sind  and  sich  als 
Verstöiie  gegen  die  öffentliche  Ordnung  des  Landes  darstellen. 
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Die  AnBweispapiere  sind  im  Vertnge  selbst  nicht  vollstUiidig  aiifire* 

führf  wiirfif'j),  nm  niclit  rarli  dipsfr  Riclitiin«  die  viTtiayschlieLendfii  T.  ile 
ein  für  allemal  zu  bindi  ii  Als  geiuigctid  solkn  jedenfalls  «fü  tige  I'aase 
angesehen  werden,  hn  nbrifjfen  bleibt  eine  Verständiffung.  untl  zwar  auf 
diiii  ciiifuilhn  Wcf^e  det>  S'ntrnanstaijsches  vorbebulten  V<in  rt«'ntsrt5*T 
i?eitt üiiul  ul.s  weitere  Auswi  ihpapinc  di«;  Heiinatsoheine.  von  niederiandisriier 
Seite  die  „liewijzen  van  Nedei  Idiitirttichap'*  in  Ausvi«  ht  jjenonini(!n.  D» 
ans  den  ^Bctcijzen  tau  Xirfci  landcrsc/ia/)"  nur  zu  fnl^'t  iii  ist.  daC  d- r 
Inhaber  zur  Zeit  der  Ausstellung  ein  Niederländer  gewesen  ist,  so  würde 
im  Zweifelgfall  ein  Visa  des  Kommissars  der  KQnigin  sam  Nachweise  des 
Fortbostchens'  drr  Staatsantri  hf.rijfkeit  verlangt  werden  können  Deutscher- 
seits wurde  daher  vurgeschlugeu,  daU  dim  ^cheine  wieder  wie  früher  auf 
eine  bestimmte  Zeit  ausgestellt  werden,  and  zwar  im  allgemeinen  auf  5 
Jahre,  im  Einzelfalle  ifdorli  hnch.stons  auf  rinon  ZciTranm.  iTinerhalb  dr.M^cn 
der  Inhaber  auch  bei  furLgesetzteu  Aufeuthalt  im  Auslande  die:  Staat«- 
angehCrigflceit  nicht  gemäß  Art.  7,  No.  5  des  niederlSodla«heD  Staataanj^e- 
hörigkeitsgesetzes  vom  12.12.92  (St<iatsblud  No. 'JHH)  verlirrt:  weiter 
wurde  deutscherseits  empfohlen,  daß  diese  Ausweise,  soweit  &ie  in  Deutsch- 
land Verwendung  finden  sollen,  von  den  Kommissaren  der  Königin,  nicht 
aber  von  den  unteren  Organen  erteilt  wi  rd»  ii  möchten,  ebenso  wie  in 
Deutschland  die  Ueimatscbeine  von  der  höheren  Vcrwaltungsbeliörde  aus- 
gestellt wflrden. 

Die  Kommission  wa)  l  ii  lber  einig,  daU  die  Ausweispapiere  zweclc- 
mäßig  mit  der  Unterschrift  deu  Inhabers  zu  versehen  seien,  um  ihnen  einen 
größeren  Wert  hinsichtlich  des  Nachweises  seiner  Identität  zu  geben.  Die 
Zulassung  der  sonst  etwa  in  Betracht  kommenden  Ausweispapioe,  insbe" 
sondere  dir  Militärpapiere  oder  des  niederländischen  Inland^asses  wnide 
nicht  für  ungaugig  gehalten. 

Die  Ausnahmen  von  dem  im  Art.  1  v»  rtragsmftBig  festgesetsten IHeder» 
lassiingsrechte  sind  in  den  Artt.  2,  3  enthalten. 

Znm  .\rtikel  2. 

Der  Art.  2  enthält  dii  allgemeine  Ausnahme  von  dem  Art.  1,  daß 
lästige  Angehörige  des  einen  Teiles  in  dem  (iebiete  des  andern  Tdles 
nicht  gedtiidt  t  rxx  werden  braiu  hcn  Von  deutscher  Seite  war  vorgeschlagen 
worden,  in  den  Artikel  u.  a.  den  Ausdruck  „polizeiliche  Gründe,  insi>eson- 
dere  Orttnde  der  Armen-,  Oesnndheits-  oder  Sittenpolisiei'  anfsunehmen. 
Die  deutschen  Begriffe  , Armen-,  Tiosundheits-  nnd  Sittenpoü:-  i"  sind  in 
den  Wendungen  der  niederländischen  Gesetzessprache  zum  Ausdruck  gebracht 
worden.  Von  der  Aufnahme  des  allgemeinen  Begriffs  ^polizeiKehe  Qrflnde* 
wurde  abgcsilir'ii.  iiaclhb-in  nicdirläiuliscbiT.scif s  anerkannt  worden  war, 
dali  die  etwa  noch  in  Betracht  kommenden  Fälle  durch  die  im  Art  2  auf* 
geführten  Orttnde  gedeekt  seien. 

Die  Konnni.ssion  sah  es  als  silbsf verständlich  an,  daß  das  Nieder- 
lassungs-  oder  Aufenthaltsrecht  der  Angehörigen  des  einen  Teiles  nicht 
etwa  der  Tertragsmäßigen  Verpflichtung  des  andsfsn  Teiles,  solche  Psisonai 
an  eüien  dritten  Staat  anssnliefem,  entg^enstehe. 

Zum  Artikel  3. 

Dieser  Artikel  regelt  vom  Gesichtspunkte  der  militärischen  Interessen 
die  Frage,  inwieweit  den  Angehörigen  des  einen  Teiles  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  die  Niederlassung  oder  der  Aufenthalt  untersagt  werden 
darf.  Die  Kommission  ist  darüber  einig,  daß  diese  Regehint»  einr»  er- 
schöpfende ist,  dergestalt,  daß  die  Nichtheranziehung  zu  uiilitänschen 
Piiichten  oder  die  Verletzung  solcher  nicht  etwa  auch  vom  Standpnnkte  des 
Art.  2  zur  Untersagung  des  Aufenthalts  fahren  kann. 
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Deutscherseits  wurde  erklärt,  daß  man  frUhereu  Deutschen,  welche 
ihre  8taat«aiigeh5rig^keit  vor  vollständiger  Erfflllang  ihrer  mnitärischen 

Pflichtf-n  verlnrrn  und  vorher  oder  nachher  die  niederländischf  Sfants- 
angehörigkeit  erworln  n  haben,  ein  vertragsmäßiges  Recht  auf  XiedeilasBUUg 
oder  AnfeDthalt  niclit  /,ut?estehen  könne.  Diese  Personen  mttßten  vielm^ 
nach  yvif  vor  der  Möglichkt  if  ih  r  Aiis\\<  isnng  unterliegen:  aui  Ii  kfmne  es 
dabei  keinen  Unterschied  ruHclieii.  üb  siv  selbst  Schritte  getan  oder  uiiter- 
las^en  haben,  um  licn  Vt  rliisr  der  Staatsangehörigkeit  hcrb^ufUhren.  oder 
ob  dieses  Ergebnis  infolge  t!<  s  Vcrlialtt  ns  ihn  r  Elt/ern  oder  sonstii^er  Ge- 
walthaber eingetreten  ist.  Da  iui  Driitsdn.!!  lU  iclie  die  allgeuitriiie  Wehr- 
piflielit  gesetzlich  bestehe  und  streng  durcligefilhrt  werde,  sei  es  im  allge- 
meinen Staatsintere.sse  nicht  antriinj^ii^,  daß  frühere  Deutsche,  die  infolge 
des  Verlustes  ihrer  Staataaiigchürigkcit  militlLrische  Pflichten  in  ihrem  bis- 
herigen Heimatlande  nicht  oder  nicht  mehr  zu  erfüllen  haben,  später  nach 
Deutschland  zurückkehren  und  dort  auf  Grund  eines  Staatsvertragfj  un- 
behelligt weiter  leben.  Ihre  Anwesenheit  allein  wirke  als  bedenkliLlie» 
Beispiel  nachteilig  auf  die  einheimische  Bevölkerung,  die  ihren  militärischen 
Ptlichten  unter  großen  persönlichen  Opfern  genüge.  Das  (ileiche  treffe  im 
allgemeinen  auch  für  solche  Ausländer  zu,  welche  in  ihrem  Heimatland  ihre 
militärischen  Pflichten  verletzt  haben  oder  dort  >a  milititisdicn  Pflichten 
flberhaupt  nicht  angehalten  werden. 

Demgegenüber  wurde  niederländischcrseits  hervorgehoben,  daß  man 
schwere  Bedenken  habe,  in  einem  Stautsvertragf  f«  st  zustellen,  daß  Nieder- 
ländern, die  früher  Deutsche  gewesen  seien,  der  Aufenthalt  in  Deutschland 
nntersagt  werden  kSnne,  selbst  wenn  sie  den  Wechsel  der  StaatsangehSrig- 
keit  nicht  zur  T'iiit,'ihii)ii^  ihrer  militärischen  Pflichten,  sondern  mit  Piüik- 
sicht  auf  ihre  Familien-  ond  Erwerbsverhältnisse  herbeigeführt  hätten. 
Was  die  NiederlBnder  betreffe,  die  in  den  Niederlanden  mllit&rische  Pflichten 
nicht  zu  crfillloii  lilUten,  so  seien  dnr<  li  das  m  iic  i ländische  Milizgesetz 
Ton  1901  die  Gründe  beseitigt  worden,  welche  die  deutschen  Behörden  ver- 
anlaßt hfttfeen,  eine  ganze  Klasse  von  Niederlftndern  auszuweisen;  die  in- 
folge  dieses  MilizLrtsft/fS  abgeänderte  Praxis  sei  indes  noch  keine  befriedigende, 
da  insbesondere  die  unter  das  alte  Milizgesctz  fallenden,  d.  h.  die  vor  dem 
Jahre  1883  geborenen  Niederländer,  sofern  sie  im  Auslände  lebten,  nach 
wie  vor  nirht  militärpflirlitiif  und  daher  mit  .Ausweisuntrsiiiaßretreln  bedioht 
seien.  Man  habe  seinerzeit  die  Frage  geprüft,  ob  man  dem  Gesetze  rück- 
wirkende Kraft  beilegen  könne,  sei  indes  cn  einem  negaUyen  Bi|;ebnis8e 
gclantrt.  T^hrigens  handele  es  sich  um  oinen  Kreis  von  Personen,  deren 
Zahl  sich  jährlich  verkleinere  und  die  mit  der  Zeit  vulistundig  verschwinden 
Wörden.  Jedenfalls  sei  fflr  die  Niederländische  Regierung  eine  Vertrags- 
bfstimmnTig  nnannehmbar,  M'onach  die  unter  das  alte  Milizg.^setz  fallenden 
Niedtrläuder  keinen  vertragsmäßigen  Anspruch  aui  Niederlassung  und  Auf- 
enthalt in  Deutschland  erhalten  würden. 

Von  deiitsrher  Seite  wurde  betont,  daß  dir-  in  Rede  stehenden  Nieder- 
länder heute  noch  den  t  rh(  Ijlirhsten  Teil  der  in  Deutschland  befindlichen 
niederländischen  Bevölkerung'  ))ilden.  Deshalb  werde  ans  den  angeführten 
Gründen  auf  dir  Möglichk.  ii.  liiese  T,eut*  auszuweisen.  Wert  srtdpi,'t. 

J'chließlieh  hat  sich  die'  K uiinnissinn  auf  die  Fassung  des  Art.  3  ge- 
einigt. Zum  Abs.  1  ist  von  deut^rher  Seitt  ausdrücklich  festgestellt  worden, 
daß  danaeh  auch  solche  Persniitn  iler  Ausweisuntr  nnt<  rlieir'-n,  die  vor  Er- 
reicliung  des  militärpflichtigeu  Alters  mit  ihren  Eltern  uder  sonstigen  Ge  - 
walthabern oder  auf  deren  Veranlassung  absgewandert  sind  und  dahi  i 
regelmäßig  selbst  nicht  die  Absieht  gehabt  haben,  sich  den  militärischen 
Pflichten  in  iiirem  früheren  Hciniatlandc  zu  entziehen.  Grundsätzlich  werde 
daher  allen  Personen,  die  ihre  Staatsangehörigkeit  vor  der  EilCIlIung  ihrer 
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militärischen  Pdichten  verloren  haben,  die  Niederlassung  und  der  Aufenthalt 
vun  den  zuständigen  Behörden  untersagt  werden,  sofern  sich  nicht  bei  der 
Prflfung  des  Einzelfalls  bestimmte  Tatsachen  dafdr  ergeben,  daß  der 
Wechsel  (Kr  Staatsangehörigkeit  in  gutem  Glauben  und  nicht  r.nr  Um- 
gehung der  luiüiarischen  Pflichten  herbeigeführt  ist.  Als  eine  sukhi;  Tat- 
raclie,  die  vor  der  Ausweisung  schützt,  wird  insbesondere  der  Umstand  an- 
zusehen sein,  daß  lior  frühere  »Staatsaiiiri  liorific  bei  Erreichung  des  militär- 
pflichtigen Alters  oder  falls  die  Auswauilerung  später  erfolgte,  zu  diesem 
Zeitpunkte  nach  seiner  körperlichen  oder  gdtügen  Bcachaffenheit  fOr  den 
Kilitärdienst  dauernd  untauglich  war. 

Im  Abs.  2  ist  deutscherseits  zugestanden  worden,  daß  sich  das  Aus- 
weifRingurecht  auf  solche  I^tonen  beschränkt,  welche  in  ihrem  Heimatland 
Ihre  militäräsrlien  Pflichten  verletzt  haben.  Dabei  hat  man  aber  als  selbst- 
verständlich vorausgesetzt,  daß  die  in  ihrer  Ucimat  zu  militärischen  Dienst- 
Iditnngen  nieht  limogezogenen  Penonen,  sofern  «fe  sieh  persönlich  lästig 
machen,  in.sbe.sondere  wenn  sie  sich  etwa  den  Inländern  gegenüber  ihrer 
bevorzugten  Stellung  hinsichtlich  der  militärischen  Pflichten  rühmen  sollten, 
gemMA  Art  S  olme  wdteres  rasgewiesen  werden  können. 

Zum  Artikel  4. 

Jn  Art.  4  wird  die  Befreimig  der  Angehörigen  jedes  vttrtrftgschlieBenden 

Teiles  von  persönlichen  militärischen  Dienst lei.stun^en  in  dem  Gebiete  des 
anderen  Teiles  ausdrücklich  festgestellt.  £ine  Pflicht  zu  Ersatzleistangen 
besteht  zur  Zeit  in  beiden  Staaten  nicht 

Der  Ausdruck  „Landweei "  im  niederländischen  Texte  ist  in  den 
deutschen  Text  nicht  aufgenommen  worden,  da  er  nach  der  deutschen  Ge- 
setzessprache in  dem  Ausdrucke  „Ilecr'  mitenthaltcn  ist.  Niederländischer» 
seits  wurde  ohne  weiteres  zugegeben,  daß  unter  r,eenig  ander,  op  mili- 
tairc  wijze  georgnniscerd  X-nrj)s"  auch  die  jetzt  in  der  Anflösnng  be- 
griffene „schüttet  if  zu  vcrsleheu  Jsci,  und  daß  daher  Deutsche  künftig 
nicht  mehr  zu  diesem  Dienste  herangezogen  werden  dürfen. 

Die  Frage,  ob  und  inwieweit  Personen,  welche  Anjjchöri^e  beider 
vertragschließenden  Teile  sind,  militärischen  Pflichten  unterliegen,  ist  in 
dem  Ertrage  nach  dem  Vorgang  anderer  YenMgß  nicht  berOhrt  worden. 

Zttm  Artikel  6. 

In  Art.  5  Übernimmt  jeder  vertragschließende  Teil  die  Verpflichtung, 
für  die  in  seinem  Gebiete  befindlidien  Hilfsbedürftigen  des  anderen  Teiles 
ebenso  zu  sorgen  wie  für  die  eigenen  ötaatsansehörigen.  im  Deutschen 
Reidie  ist  die  öffentliclie  Fürsorgepflicht  für  Inlftnder  nnd  Aosltnder  gleicb- 
mäßig  dnrch  Gesetz  geregelt.    Na  h  ni>  Jerl.'indischem  Rechte  besteht  ein 

fesetzlicher  Anspruch  auf  Unterstützung  nicht.  Indessen  greift,  wenn  die 
irchliche  oder  private  Wohltätigkeit  nicht  Stritt,  die  Gemeinde  ein,  ohne 
daß  dabei  ein  Friterschied  zwischen  Irländem  und  Ausländem  gemacht 
wird;  ein  Eintreten  für  die  Hilisbedürftigen  ist  somit  in  beiden  Iiändem, 
in  dem  einen  dnrch  Oesetz,  in  dem  anderen  dnreh  die  Verwattnngspraads, 
gesichert. 

Ein  Anspruch  auf  Ersatz  der  für  die  beiderseitigen  Hilfsbedürftigen 
gemachten  Aufwendungen  soTl  nach  dem  Vertrage  nur  gegen  diese  selbst 

oder  d(  ren  untcrhalt«pfliclitige  Angehörige  geltend  geiuat  ht  werden  können. 
Beide  Teile  sichern  sich  hierzu  die  nach  ihrer  Landesgesetzgebung  zulässige 
Hilfe  zu.  Diese  Hilfe  wird,  abgesehen  von  der  gerichtlichen  Hilfe  bei  A!n- 
strengung  der  Klage,  dadurch  geleistet  werden  können,  daß  die  Ver- 
waltungsl)('hr">rden  die  privat recbtJich  Verpflichteten  anm  Ersätze  der  ent- 
standenen Kuäten  auHordern. 


Digitized  by  Google 


Deutaeh-Niederlftiidliolier  NiederhMaangsTertng. 


99 


Zum  Artikel  6. 

Der  Art.  6  regelt  die  Pflicht  Jedes  Tertragacbließeodeii  Teiles,  seine 
Angehörigen  im  Falle  der  ADsweisnng  diinii  den  anderen  Teil  wieder  m 

Übernehmen.  Diese  Pflicht  ist  ebeiisu  wie  in  andcrrn  vom  Dentschmi  Reiche 
abgeschlossenen  Übernahme  Verträgen  auch  auf  die  früheren  AngebSrlgen 
der  beiden  Teile  aasgedehnt  werden.  Dag^en  erstreckt  sie  sich  nidit  auf 
Angehörige  dnes  dritten  Staates,  sofern  picht  die  beeondeiwi  Vonni»< 
Setzungen  der  Artt.  12.  13  vurliogen. 

Die  Übemahmepflicht  beschränkt  sich  sowohl  in  Ansehung  der  An- 
gehfiriigren  wie  der  friiheriMi  Angehririgen  jedes  Teiles  auf  die  Fälle,  in 
denen  diese  Personen  gemäß  Arti.  2,  3  ausgewiesen  werden  können.  Durch 
diese  Bestimmung  wird  indes,  wie  auf  eine  Anfrage  von  niederländischer 
Seite  festgestellt  wurde,  nicht  etwa  ein  Recht  der  früheren  Angehörigen 
des  einen  Teiles  auf  Niederlassang  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  be- 
gründet, da  der  Art.  6  nicht  von  dem  NiederlaasmigRechte,  Mmdem  nnr 
TOn  der  t^bornahmepfliclit  handelt, 

In  den  Artt.  7  bis  11  sind  die  näheren  Bcätiintaungen  Uber  das  Ver- 
fahren bei  der  VolIziehuDg  von  Avsweisnngen  und  Übernahmen  enthalten. 
Als  Grundsatz  gilt,  daÖ  keine  zwangsweise  Überführung  auszuweisender 
Personen  über  die  beiderseitigen  Grenzen,  erfolgen  darf  ohne  ein  vur- 
gängiges  Übemahmeverfahren,  in  dem  die  Übernahmepflicht  von  dem  über- 
nehmenden Teile  ausdrücklich  anerkannt  ist  Für  dieses  Verfahren  sind 
!b  den  Artt.  7  bis  9  drei  Wege  vorgesehen  worden,  nämlich  der  Weg  des 
unmittelbaren  Schriftwechsels  zwischen  den  beiderseitigen  Grenzbehörden 
<Art.  7),  der  Weg  des  mündlichen  Verkehrs  zwischen  diesen  B^öiden 
(Art.  8)  und  der  diplomatieehe  Weg,  (Art.  9).  Der  leitende  Gedanke  der 
einzelnen  ßestimnuingcn  ist  der,  den  Überaahmererkelir  to  eiafndl,  echleonig 
und  billig  wie  möglich  zu  gestalten. 

Zi;i]i  Artikel  7. 

Der  Weg  des  onmittelbaren  Schriftwechsels  zwischen  den  beider- 
seitigen G^xbehürden  ist  als  der  regelmlMge  besMiohnet,  wenngleich  ror> 

aussichtlich  mit  d(  r  Zeit  der  mündliche  Verkehr  zwischen  diesen  Behörden 
die  Kegel  bilden  wird.  Der  schriftliche  Weg  wird  indes  in  allen  den 
Finen  Ddbdialten  werden  mtoen,  in  welchen  weitUnfigere  Brmittelungen 
über  die  Staatsangehörigkeit  der  auszuweisenden  Person  erforderlich  sind. 
Das  Gleiche  gilt  in  den  später  zn  besprechenden  Fällen  des  Art.  ö  Abs.  3. 

Die  Grenzbehörden  des  einen  Teiles  haben  stete  mit  den  nlchet- 
belepenen  Grenzbehörden  des  anderen  Teiles  zu  verhandeln,  weil  so  eine 
Verstandignng  am  leichtesten  ist.  Wird  die  Übernahme  nicht  an  dem 
nftchstbelegenen,  eendem  an  einem  entfernteren  Übemahmeorte  gewflnsdit, 
so  ist  dies  der  ausweisenden  Grenzbchürde  durch  die  itihshsthelegene  Orens- 
bebörde  des  anderen  Teiles  mitzuteilen. 

Zur  Vermeidung  unnötiger  Beförderungskosten  soll  die  Wahl  des 
ÜbernahrrifHirtes  in  jedem  Falle  dem  übern-  hm^nden  Teile  Überlassen  bleiben. 
Dieser  mi  daher  in  der  Lage,  den  KeiiH.'weg  der  auszuweisenden  Personen 
ao  zn  wählen,  dafi  aie  den  Beitinrarangsort  in  Uixem  Heimatland  anf 
kttrseetem  Wege  emichen. 

Zum  .\rtikel  8, 

Der  im  Art.  b  ziu;clas8ene  mündliche  Verkehr  zwischen  den  beider- 
seitigen QfenshehSrden  ut  in  enter  Linie  fflr  die  FUle  bestimmt,  wo  kein 
Zweifel  darüber  besteht,  daß  die  auszuweisende  Person  übernommen  werden 
muß.  Dieses  kurze  Verfahren  soll  indes  auch  dann  eintreten,  wenn  die 
efforderlichen  FeatsteUnngen  durdi  die  ttbeniehaiende  QrenahehSide  ohne 
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Zt'itvi  rlnst  trctroffm  werden  kfinnrn  ;  die  Verpflirhtnny  7nr  V^n^ahme  solcher 
Feststellungen  ist  im  Art.  lU  Abs.  3  ausdiücklicii  auügettprucben  worden. 
Soweit  der  mttndliche  Verkehr  Plats  greift,  bat  die  OrensodbOrde  de«  Mu- 
wiisciulcn  Teiles  die  auszuweisenden  Persoririi  der  iiarlistt  n  Grenzbebörde 
des  Uberuebuienden  Teiles  suzufttbren,  ohne  daß  diesem  die  Befognis  snatehtj 
aladann  einen  anderen  Übemahraeort  tn  bestimmen. 

Nach  Abs.  3  soll  es  bei  dem  schriftlichen  Wege  sein  Bt  wcndt  n  be- 
halten, wenn  es  sidi  um  die  Übernahme  einer  wegen  jagendlichen  Alters, 
Oebtechlicbkeit  ^der  Krankheit  hiinosen  Person  haadät,  da  in  dietm 
Fällen  nach  der  Übernahme  und  wegen  späterer  geeigneter  FOrtorge  BMISt 
besondere  Vorkehningen  getroffen  werden  müssen. 

Zum  Artikel  '.). 

Der  Art.  9  sieht  den  diplomatischen  Weg  für  die  Fälle  vor,  wo  eine 
Einigung  der  Or^abdiOrden  wegen  der  Übernahme  nickt  hat  erzie.t  werden 

können.  Auch  kann  auf  diplomatischem  Wege  eine  nachträgliche  Prüfung 
der  Fälle  eingeleitet  werden,  in  denen  Personen  von  der  Qrenzbehörde 
abemommen  worden  sind,  onne  daß  eine  Übernahmepflicbt  bestand.  In 

derart itfeii  Fällen,  z.  B.  Viei  der  riieiiiiiliiiie  von  Personen,  die  sich  ge- 
fälschter oder  ihnen  nicht  zustehender  Ausweispapiere  bedient  haben,  wird 
die  Frage,  ob  eine  Rflckflberniüuiie  stattsuflnden  bat,  nickt  wohl  to&  den 
Greiizbehrirden.  sdndein  von  den  beiden  Regierungen  zu  entscheiden  und 
daber  zunächst  einer  Prüfung  dorch^die  höheren  Behörden  des  ilbemekmeBden 
Teiles  zu  unterziehen  sein. 

Zum  Artikel  10. 

We^en  der  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Vorst Ändifrun^  Uber  die 
Übernahmeorbe,  die  übemahmeseiteu  und  die  filr  den  ÜbemabmeTerkehr 
in  Betracht  kommenden  Orensbehftrden  glnnbt  die  Kommisston  schon  j^st 
nacbstehende  Vorschläge  als  zweckmälJin;  empfehlen  zu  sollen. 

Der  Übemahmeverkchr*wird  auf  drei  Urenzpunkte  beschränkt,  weil 
doreh  eine  grSflere  Konxentnrtion  des  Oremsverkebrs  eine  bessere  Ans^ 
staltung  der  Überoahniestellen  und  deren  Besetzung  mit  peschultein  P  r n  iI 
ermöglicht  werden  kann.  Als  Übernahmeort  werden  vorzugsweise  Kalden- 
kircben^Venlo,  Emmerich  (Elten)— Zerenaar,  Bunde— Nensehans  in  Ans- 
sicht  genonmien.  An  jeder  Übergangsstelle  werden  wöchentlieh  je  zwei 
Überuabmetage  eingerichtet,  da  diese  für  den  Verkehr  voraussichtlich  aus- 
reichen. Die  Bestimmung  der  beiderseitigen  Grenzbehßrden  bedarf  noch 
weiterer  Erörterungen;  doch  ist  niederländischerseits  bemerkt  worden,  daß 
in  Venlo  ein  Polizeikommissar  und  in  Zevenaar  ein  mit  den  I3efngnisscn 
eines  Kommissars  der  Reichspolizei  ausgestatteter  Beamter  stationiert  ist. 

Zum  Artikel  11. 

Die  Bestimmung  des  Art.,  11,  daß  die  Kosten  der  Beförderung  ans- 

zawei^^ender  Personen  bis  zum  Überuahuu orte  von  dem  ausweisenden  Teile 
getragen  werden,  entspricht  der  im  Übernahmeverkehr  allgemein  iiesteheaden 
Übung. 

Zum  Artikel  12. 

Nach  vnlkrrrerhtlirhen  Grundsätzen  ist  an  sich  jeder  Staat  befngt, 
Personen,  die  ihm  nicht  angehören,  das  Betreten  seines  Gebiets  zu  verwehren, 
also  sie  ohne  weiteres  an  sdfnen  Grensen  abzuweisen.  Diese  OrandriUse 
werden  durch  den  nenen  Xii  ilerlassungsvertr  iix  nur  insofern  durchbrochen, 
als  die  Angehörigen  jedes  Teiles,  denen  ein  Anspruch  auf  Niederlassung 
oder  Anfenthalt  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  znstebt,  in  diesem  Ge- 
biete zugelassen  werden  in>1>s>  II  Die  cinindsüt/e  ^ind  als  selbstTerstttndlich 
in  den  Vertrag  nicht  ausdrücklich  aufgenommen  worden. 
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Dagegen  hat  mit  Rücksicht  auf  dk*  Ixisuuiieruii  \'i  rhältnisse  de»  Kiäen- 
bahnverkohrs  der  Art.  12  Aufnahme  gefunden,  woikkIi  alle  Persuncn,  die 

*  sich  nicht  auf  das  vertragsmäßige  Nioderlassungsrecht  linult  n  IvfuiTion.  auf 
der  ersten  Haltestation  nach  ülierschreitung  der  Grenzt  augthaUüu  und 
ohne  irgend  welche  Körnilichkeit<?n  in  daa  (.lebiet,  aus  dem  sie  gekommen 

•  Bind,  zurückgeschafft  werden  dürfen.  Durch  diese  Bestimmung  wird  die 
Fiktion  aufgestellt,  daß  soldie  Personen  das  Herkunftsland  noch  nicht  ver- 
lassen .haben  und  daher  nicht  unter  das  nach  dem  Vertrage  sonst  erforder- 
liehe  Übernahmeverfabren  fallen.  Voraussetzung  der  ZuruckschaSmig  ist, 
daB  sie  nnrntttelbar  nach  d«m  Eintreffen,  also  in  der  Regel  mit  dem  n&cbsten 
zurückgehenden  Eisenbahnzug  erfolgt.  w<  il  nur  auf  dicoe  Weise  die  in  Bede 
Stehende  Filetion  aufrecht  erhalten  werden  kann. 

Zum  \rtik-rl  r-l. 

Nach  diesem  Artikel  soll  die  Durebbeförderung  von  Angehörigen  oder 
frflheren  Angehörigen  eines  dritten  Staates,  die  ans  dem  Gebiete  eines  der 

vcrfrasisrhlicljenden  Teile  ausgewiesen  werden,  dnrrh  das  Otbirt  des  anderen 
Teiles  erfolgen,  wenn  die  Kostenerstattung  für  die  Durcbbefürderung  sicher- 
gestellt und  der  dritte  Staat  snr  Übernahme  dieser  Personen  bereit  ist. 
Die  weif i'rLrt'lu'ndrn  Wilnsrhc  drr  niodfrländisrhr'n  Kdnnni.sHan',  dalj  .solche 
Personen  auch  ohne  die  vorgängige  Zustimmung  der  dritten  Staaten  nach 
Dentsehland  übernommen  nnd  die  weiteren  Veniandlnngen  auf  Grand  der 
zwischen  dem  Deutschi  n  Reiche  und  dritten  St.^aten  bestehenden  Über- 
nahmeabkommen  geführt  werden  möchten,  haben  deutscherseits  nicht  er- 
fallt  werden  kQnnen.  Denn  diese  Abkommen  beziehen  sich  nur  auf  die 
wo  dir  in  Di  iitHchland  Irin  ndm.  nicht  aber  die  zum  Zwecke  der 
Weit»  rl)t  f  jrderang  dortbin  übernommenen  Ansiander  von  ihrem  Heimats- 
•taate  wieder  aufgenommen  werden  sollen. 

Im  Abs  2       zur  Vermeidung  von  Zweifeln  bcstinimt,  daß  fllr  Dnrch- 
Ueftrungen,  die  auf  (irund  des  deutsch-niederländischen  Auslieferungsvertrags 
-  zo  erfolgen  haben,  die  Bestimmttttgen  des  Ansli^eningBTeitngs,  und  nlefit 
die  des  neuen  Niederlaaaangsrertngs  Attwendimg  finden. 

Zum  Artikel  15. 

Der  Vcrtrair  sr>Il  t  rst  drei  Monate  nach_  Austausch  der  Ratifikations- 
urkunden iu  Kraft  trettn,  diuuit  vorher  die  Übernahiuestationen  ordnungs- 
inlfiig  eingerichtet  worden  können.  Die  .Schließung  des  Vertrags  auf 
minde.stens  drei  Jahre  empfiehlt  sich  deshalb,  weil  dadurch  die  Sicherheit 
geschaffen  wird,  daß  er  sich  einleben  kann,  und  daß  die  durch  die  Nen« 
einrichtungen  bedingten  finanziellen  Anfwendlingfai  Ittr  einen  längeren 
Zeitraam  gemacht  werden. 
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3.  Gerichtsordnimg  für  die  Kolonie  Eritrea. 

Das  nachstehende  Königliche  Dekret  ist  in  der  „Gaeeetta 
Ufficiale  del  Regno  d'Ucdia"  v.  9.  2.  1902,  No.  74,  publiziei-t*): 

Regio  Decreto  portaat«  rordinameato  giudiziario  nella  Colouia  Eritrea. 

9  febbnitD  1908. 
Vittorio  Emannele  III 

per  Grazia  di  Dio  c  per  Volonte  della  nazione  Re  d'Italia. 

Visu  1»  legge  \^  iQgUo  18»0,  n.  7üUä  (serie  3),  con  la  qaale  k  dat» 
facoltÄ  al  OoT«iio  del  Re  di  pnbblicare  1e  leggi  del  regno  neH'Eritrea  e  dl 
ptovvcdere  airamiuinistruzionc  dt  lla  colunia ; 

Yisto  il  regio  decreto  ö  maggio  lt^2,  n.  270; 

Visto  il  regio  decreto  22  maggio  1894,  n.  201; 

Visto  il  ref<io  decreto  2  apriU-  18i»9.  n.  l.'U; 

ViaU  la  legge  24  dicemlire  \tm^  u.  460; 

Viflt»  la  legge  29  dicembre  1900,  n.  442; 

Visto  la  legge  H(l  K''i^'n^'  n.  266; 

Sulla  proposta  del  I^ostro  ministro  aegiet&rio  di  Stato  per  gli  affari 
eiteri,  d*aoeordo  ool  ministro  di  grasia  e  giwoiitt  e  ool  nuniatn»  della  gaerra ; 

Uditu  i!  purere  del  consigUo  di  Stftto;  Soitito  il  OoaaigliD  dd  miniitii; 
Abbiamo  decretato  e  decretiamo: 

Capo  I. 

Del  personale  gindiziario  e  deiramministrazione  della  giastizia. 

Art  1. 

Nelle  cause  in  coi  >uuio  intenmiti  euiopei  od  atwimilati,  la  giutiiia 

ii  amministrata : 

dal  conciliütori' ; 

da  i^iudici  rif^ioimli,  di  cni  il  numero,  la  sede  e  la  giniiadiaione  terri* 
toriale  saninno  dtsiguati  ron  successivi  nostri  decreti; 
d:il  trihuimle  di  appello  sedente  in  Asmara; 
dal  ttibanale  di  appello  fnnsioiMUite  da  cozte  di  asiiae. 

•)  Mitgeteilt  vt  ii  Herrn  Professor  Dr.  Emanuell  G iantur(  o  in 
Keapel,  aul  dessen  im  Jahrb.  d.  Intern,  Vereinigung  f.  vergleichenäe 
EeektMei»84m»ehaft  u.  VblXunifirteckaftstehre  m.  Berlin  TL  n.  YII.  Bd. 

(VM\  S.  ')'21  ö'iO)  iib^'edrui  kteti  Aufsatz  über  die  itaüeiysehft  Kolonialgeseta- 
gebang  in  Eritrea  hier  hingewiesen  sei.  —  Bed. 

Bezüglicb  des  la  der  entrdflchoti  Kolonie  bestdendoi  Bechtet  sei  bemetkt : 

Für  die  Eingeborenen  gelten  folgende  Rechtsqnellen : 

1.  Für  die  Mohammedaner  in  Mas»aua  and  dessen  Umgebaug 
igt  maßgebend  das  snnnitische  islamitische  Recht  (hanefitischer  RitiiB). 

2.  Für  die  flbrigen  Mohammedaner  gilt  das  gemeine  hanefitische 
Recht  erst  in  zweiter  Linie,  snbsidiär  nach  den  in  erster  Linie  geltenden 
lokalen  Rechtsflberliefcrungen  (äthiopischen  and  bilenischeB  Ur- 
sprungs), welche  namentlieli  niedergelegt  sind  in  dem  sogenannten  Mngaresch- 
Recbt,  einem  Rechtsbueh  der  Bogos.  (Vgl.  2Iu  netuf/i' r,  Sitten  und 
Jteeht  der  Bogos.    Wint^rthur  18ö9.) 

3.  Für  die  abessini  sehen  Christen  die  überlieferten  Rerhtsgi'wohr- 
heitcn,  sowie  der  sog.  Fetah-Ncycttt,  ein  auH  Altxandrieu  im  13.  Jaltr- 
bundert  eing<  tuhrtes  Recbtsbuch,  welches  eine  Verbindung  römischer,  kano- 
niflrher  und  orientalischer  '  Ix  ??onder8  kophtischer  und  nestorianischer)  Rechts- 
grundsätze  darijtellt.    iArnold,  Libri  aethiop.  Fetuh-Kege»t,  Halle  1841.) 

Nieme^er. 
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Per  assimilati  agii  enropei  «i  intendono  gli  «gisiaiii,  i  siriani,  gU 

ampricani,  gli  australiani  pd  in  jrenprp  rhinnqno  appartenga  a  stirpi  ori- 
ginarie  di  Europa  o  che  abbiano  cou  gli  eurupci  somiglianza  di  civilt4. 

Art.  2. 

Nel  cÜBtretto  dl  Uuisiia  e  nel  eentro  aUtato  di  AreUeo,  salvo  quanto 

6  dispostf)  dal  succcssivo  art.  Iti,  la  giustizia  v  s(  inpre  amministratA  a 
nonna  del  precedent«  articolo,  anche  m  nella  causa  siano  interessati  foli 
indigvoi. 

Art.  3. 

II  rcT^f-iünt'irf  (•  nominufo  coii  d(cr<'ti)  ilcl  e:ovprnfitoro  fra  i  notabili 
della  colonia  sulla  proposta  del  presidtutc  del  tribunalu  di  apptiUu  e  del 
procaratore  del  Rc. 

Deve  esscre  italiano,  la  gua  carica  ö  gratnita,  data  dae  auni  e  pii6 
essere  cotifermato. 

i  'un  dccreto  dcl  govcmatorc  le  fanzioni  di  conciliatoie  powono  MRene 
aflUate  altresl  ai  commiBaari  regionali  ed  ai  residenti. 

Art.  4. 

Fra  i  notabili  della  colonia.  aTenti  gli  stes«!  requiaiti,  h  pure  nomi- 
nato,  Bdlo  itano  modoi,  nm  tm^b  oonciliatofe  die  nell'aBMna  o  impedimento 
dd  oondliatora  ne  &  le  Ted. 

Art.  6. 

n  conciliatore  b  competent«  a  conosccre  e  gindicare  delle  azionc  per- 
sonal!, civili  e  commerciali  relative  a  bcni  mobili  per  an  valore  non  ecce- 
dente  le  lire  dnecento.  noncbö,  delle  azioni  relative  a  locaiiimi  di  bent 
Stabiii  rurali  e  urbani.  qnanr^'«  il  valore  deiraffltto  o  pigione  non  eoMda 
la  buuima  di  lire  2(X)  per  tuiia  la  durata. 

Art.  6. 

n  conciliatore  paö  anche  comporre  amichevolmente  questioni  civili  e 
commerciali  di  competenza  superiorc  alla  sua,  qualora  tntte  le  parti  lo 
adiscano  spoutaneamente.  II  relativo  verbale  di  conciliazinnc.  r«  datto  dal 
conciliatore,  e  mnnito  della  firma  delle  parti  o  dei  loro  Icgali  rappresentanti 
ha  la  forza  di  atto  pnbblfoo  rioevoto  da  nnpubblioo  niliciale,  neireBerdsio 
delle  jroe  fanzioni. 

Art.  7. 

I  fnnzionari  dell  ordine  giadiziario  leddenti  ndla  colonia  aono: 

il  pn-sid*  nfp  del  tribanale  dl  appelio ; 

i  giudici  regionali ; 

il  procuratorc  del  Re; 

il  cadcelliere  del  tribanale  di  appelio. 

Art.  H. 

Delle  funzioni  di  presidento  dpi  tribnnalc  di  appelio  e  di  proeuratore 
del  Re  vengono  inraricati  magiätraii  dol  Regno  di  grado  nun  inferiore  a 
qaello  di  giadice  e  di  sostituto  prucuratorc  del  Re.  di  qodle  di  giudici  re- 
gionali sono  incaricati  magistrati  di  grado  non  inferiore  a  quello  di  pretore, 
e  delle  funzioni  di  cancelliere  del  trihunale  di  appelio  ^  incaricato  ano  dei 
cancellieri  del  Regno. 

Tale  incarico  dato  con  decreto  reale  salla  proposta  dei  ministri 
degli  affari  esteri  e  di  grazia  e  giustizia. 

II  presidente  gode  deirinamovibilitii  secondo  rordütamento  gindisiario 
del  Regno. 
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Art  d. 

I  niagistrati  e  caneellieri  incarioati  dellc  prc^ette  fnnxtotii  nella  colonia 

COOServaiu)  il  i^t.kIu  rho  avi'vano  nella  piantn  i>r[iaiiifa  rld  Rc'giio. 

Per  i  detti  luuziouaxi,  il  tempo  trascorso  in  servizio  ncün  rolonia, 
pnrclii  non  sia  minore  di  an  anno,  \  compntato  in  ray^one  dcl  doppio  agli 
eSetti  della  proinozionc. 

NuUa  £  iiuiovato  circa  la  promoTibiiitä  dei  fanxionari  attualmente 
residente  nella  colonia. 

Art  10. 

I  fanzionari  giudiziari  della  colonia  oltre  lo  stipeodio  che  avtebbeio 

nel  Regno.  godono  la  indcnnitä  indicata  nell  annessa  tahclla. 

Per  ogni  biennio  di  residenza  con  lo  st<*sso  gra  li  m  Ha  C(dünia  banno 
diritto  atraumento  del  deciino  dello  stipendiu  e  dell'iixK  niiita. 

I  fnnzioTian.  rhp  si  trovano  nella  colonia  alla  pubblica/ionr  del  presente 
decreto,  conservano  gli  asscgni  che  attualuiente  godono  fino  ail  effettivo  loro 
rimpatrio,  salvo  il  benefido  di  cni  aopra. 

Art.  IL 

n  President«  adempie  le  Innsioni  spettanti  ai  presidenti  delle  corti 

d'appello  in  Itaüa.  romc  pure  qiK  Mp  rhr  i^^i  v«  n'4ono  speiialmeBte  conferite 
dal  presente  decreto  o  da  altri  vigenti  nella  colonia. 

A't  12 

Maucaudo  od  essendo  impedito  il  presidente  del  tribunale  d'appello, 
ne  fa  le  reci  11  f^iudice  regionale  pid  amiano. 

P(  1  le  raiise,  da  lui  giä  giudicate  in  prima  i^taiiza,  la  presldensa  h 
devoluta  ad  aitro  giudice  regionale  in  ordine  d'aaziauitä,. 

Art.  13. 

II  procuratore  del  Re  e  capo  dell  nflicio  del  pubblico  ministero  nella 
colonia,  e  presso  i  giudici  regionali  puö  farsi  rappresentarc  dai  suoi  delc-gati. 

Bsercita  pure  le  funzioni  di  giudice  istruttorc  e  puu  delegare  gli 
assp^sori.  i  romniissari  ed  i  resident^  per  atti  di  istrattoria  da  compieral 
fuüli  della  sua  äüdc. 

Nel  casu  che  il  procuratore  del  Re  0  manchi.  o  sia  assente.  o  sia 
impedito.  e  sostituito  dal  fonzionario  che  eaercita  le  attriboaioni  di  aTVOcato 
tiscale  militare. 

Art.  14. 

II  presidente  dcl  tribunale  d  api»  llo,  il  procuratore  del  Re  ed  i  giudici 
regionali  dipendono  dal  ministro  di  grazia  e  giustizia,  e  sono  per  la  dia- 
ciplina  soggetti  al  detto  ministro  in  conformitü  dcirordinamento  glndfziaTio 
vjgente  nel  Regno. 

Prima  di  cntrare  in  fiinzione.  essi  prestano  giuramento  innanzi  al 
guardasigilli  u,  per  dilegazimir.  innanzi  al  govuruatore  della  colonia. 

11  cancelliere  v  sottoposto  per  la  disciplina  al  presidente  del  tribunale 
d'appello  ed  al  procuratore  dd  He  scroiul«      norme  vi^r'^nti  nel  Rccrno. 

Egli  presta  giuramentu  innanzi  al  presidente  del  iribuuale  di  appello. 

Per  le  licenze  cosi  ordinarie  come  straordi&arie  si  applicano  inte- 
gralmontc  1r  disponizinni  delt'ordinamento  organico  per  la  colonia  ifiritrea, 
approvato  col  regio  decreto  II  febbraio  lUüü,  n,  48. 

.\rt.  15. 

II  giudic«  regionale  conusce  in  prima  istanza  di  tutte  le  cause  in 
materia  ciTÜe  e  commerciale,  ecoettnate  qaelle  deferite  al  condliatore. 
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Gindk»  inoltro  in  gndo  d*appello  delle  sontenze  del  oondliatore,  in  qvanto 
Siano  ap]ff  llal)ili  a  norma  del  presente  rcKolamento. 

In  inatiTia  penale  conosce  da  solo  delle  cause  che  in  Italia  sarobbero 
di  oompetenza  del  pretore,  eccettnate*  quelle  deferite  al  coumiissario  di 
'  Massaua,  c  collegialmontc  con  l'intervento  di  dne  BSFiessori  delle  caiue  che 
nel  Regno  sarebbero  die  compctcnza  del  tribuimle  penale. 

In  caso  di  asseiiza  (m1  impedimento.  i:  sostitnito  da  un  funzionario 
coloniale.  preferibilmcnte  laureato  in  leixge.  designato  con  decceto  del 
governaturc  sn  pruposta  del  prestdente  del  tribuimle  d'appello. 

Art.  16. 

II  oommissario  di  Massana  esercita  le  fonsioni  di  giudice  in  rapporto 
a'j;li  indij.'rni  prr  i  dt  lifti  pnntbili  con  pena  restrittiva  della  libertä  per- 
sonale tiuo  a  tre  mcsi  o  con  inulta,  sola  o  cougiunta  alla  detta  pena,  uon 
tuperiore  alle  lire  500,  e  per  le  contraTTemionl  in  matefia  amministratiTa 
e  penale. 

Art.  17. 

n  tribnnale  <1  appollo  k  composto  del  presidente  e  di  dne  fnnzfonarf 
Coloniali,  Imireati  in  IcL^iir.  desi^nati  in  principio  d'ugiii  anno  ron  dcciTto 
reale.  In  caso  d'assenza  od  iuip«dimeuto,  sarauno  sostituiti  da  altro  fun- 
sionario,  pcefexibilmente  laureato  in  legge,  deeignato  oon  decreto  del 
govematore  m  propoeta  del  preeidente. 

Art.  18. 

II  tiibunalf  di  appollo  <rindira  collegialmentc  e  conosce  di  tutte  le 
cause  decise  in  prima  ii>uu/a  dai  giudici  regionali  c  con  le  limitazioui  di 
cni  agU  articoU  49  e  69. 

Art.  19. 

II  numero  degli  assessuri  i  determinatu  anno  per  anno  dal  gover- 
aatere,  il  qnale  Ii  aoeglie  fra  i  notabili  della  colonia  ni  di  iina  lista  proposta 

dal  presidentc  e  dal  prornratnre  del  He.  rnntienente  nn  nitmero  di  nomi 

doppio  di  quello  degli  assci>&uri  da  nuniinarsi. 

Em\  durano  in  carica  tutto  l'anno  giuridico  per  il  qnale  furono 
•  nomiiiati  Tl  povernatore  ha  dirittn  di  riconfermarli,  o  die  revocarli  anche 
prima,  sempre  .su  proposta  del  presidente  del  tribunale.  Non  meno  di  tre 
qnarti  debbono  avere  la  cittadinanza  italiana,  e  tutti  la  sudditanza  italiana. 

(iii  assi'ssori  prestano  giurninento  secondo  la  forma  del  loro  rito 
religiuäu,  iunanzi  al  governatore,  pubaibilmente  prima  della  seduta  inaugurale 
dell'anno  giuridico. 

La  formola  del  ginramento    quclla  osata  per  la  magistratara. 

Art.  20. 

L'aseessorc  indigcno  puu  sudcrc  come  giudice  nel  caso  che  siano  ini- 
potati  Bolo  indigeni,  o  si  tratti  di  causa  che  intereasi  aolo  indigenl. 

L*assessorr'  dr  vp  essere  della  stessa  religionc  degli  intereisati,  e  qualora 
,  costoru  siano  di  diversa  religione,  deve  essere  italiano. 

Sono  acelti  a  preferenxa  fra  gli  araessori  gli  arbitri  liqnidatori,  i 

purat4)ri  di  fallirntnto  di  ereditä  giacente.  i  periti  giudizinri,  ecc,  uia 
Tassessore  non  puO  sedcre  come  giudice  nelle  cause  in  cut  dovcsse  venire 
in  diacdSBione  il  eno  operate. 

Art.  21. 

U  nofti  e  il  cadi  residenii  in  Massaua,  sono  conaoltati  dallautuht^ 
gindiziaria  qnando  ci6  sia  utile,  massime  in  materia  di  atatuto  peraeaale, 

sucocssioni  i*  ilivisioni  fra  iiui>uliii,iiii  affine  di  st.ibiliir  le  iniote;  come 
pore  per  niatrimonio  e  divorzio.   11  loro  vuto  t  sempre  consultivo. 
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Art.  28. 

II  tribanale  di  appello  fmixioiiante  da  Corte  d'asaiae  gindicft  o«B 

Tintervento  di  tre  assessori. 

Cinque  giorni  prima  dcl  dibattimcnto  il  presidente  con  rintenrento 
del  nppresentante  del  pnbblico  ministero,  del  difeiMon  pmoelto  dftirimpnteto 

e  del  cancelliprc.  estrae  a  sorte  il  nome  di  cinque  assessori. 

I  tre  primi  assessori,  di  cui  vicne  cstrattu  il  nuiue,  fuuziuuauu  dä 
MiesBoii  nel  gladiiio  d'aMLw. 

Art.  23. 

n  rapproscntanto  del  puhhlico  ministero  e  l*impiitato  hami  i  liritto  di 
ricusare  ciascuno,  seuza  addune  motivi,  ouo  degli  assessorii  ed  i  tre  nmaoti 
fonsioneraimo  da  asseBSori. 

Sono  inoltre  applicabili  agli  assest^ori  i  motivi  di  rirusa  stabiliti  nel 
codice  penale  per  la  ricusazione  dei  giudici,  e  suila  ricusazione  decide 
inappc]labilmentc  il  presidente.  Qualora,  in  seguito  alla  sicnsazione,  sia 
necessario  scegUere  altro  aaseasoie,  vi  pvoTTede  11  pieiidttite  ool  mefcodo 
deU'eatraaione  a  sorte. 

Art,  24 

H  tribun&le  di  appello  funsionante  da  corte  d'aeuse  conosce  di  tutte 
le  canee  ebe  nel  Regne  eono  di  oompetensa  della  corte  d^aadse,  salro  le 
modificazioni  del  presento  rcgulaniento, 

II  presidente  pa6  avvalersi  dei  poteri  discrezionali  aocordati  dalla 
Ie(^  ai  preddenü  di  corte  d'auiae  in  Italia. 

Art.  25. 

n  cancdUere  del  tfilntnale  dl  appello  ha  tntte  le  attribnsioni  dtf 

cari'N  Ilir  ric  del  Regno.  Fnnziona  pure  da  cancellierc  prcsso  il  triT)nnale 
di  app^Uo  funzionante  da  corte  die  assise,  da  notaio  e  da  consenratore 
delle  ipotedie  con  le  norme  fin  qni  oaierrate. 

Art»  26. 

Le  fanzioni  di  cancelliere  presse  i  gindid  regional!  aono  eeercitate 
da  an  commesso  r«lo!iiaIe,  designato  dal  gOTematore  sa  proposta  dtl 
presidente  del  tribuuale  di  appello. 

Art.  27. 

OH  Interpret!  e  commessi  esercitano  le  attribuzionl  di  ordine  loro 
affidatr  dal  Hspettivo  capo  ufficio,  ed  uno  di  essi  ä  dal  gOTematore  dde- 
gato  in  qualitA  di  segretario  dclla  regia  procura. 

Possono  cssere  chiamati  a  sostituire  provvisoriamente  il  cancelliere 
con  semplid  disposisioni  del  presidente  del  tiibnnale. 

Art.  88. 

GH  uscicri  hanno  le  attrihuzioiii  dcfcrite  agli  uscieri  giudiziari  in 
Italia.  Per  gli  atti  da  eseguirsi  fuori  del  distretto  di  Massaoa,  in  caso 
dMmpedimento,  possono  essere  sostftnlti  da  nn  militl  delFanna  del  reali 
carabinieri,  o,  secondo  i  ca.si,  am  ho  da  altra  persona,  speciahuonte  delegata 
dal  presidenti.  Gli  uscieri  sono  nominati  dal  govematore  su  proposta  del 
presidente  M  tiibonale. 

Art.  29. 

In  tutte  le  zono  o  frazioni  di  torritorio  della  rolonia  non  romprese 
nel  distretto  di  Massaua.  i  cadi,  i  capi  di  paese,  di  tribü  o  prorincia^ 
gindicano  in  primo  grado  dl  tntte  le  controTorsie  tra  tndig^  «d  esü 
Mggetti. 
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Art.  ao. 

I  eominiMHuri  e  resident!  giudicano  in  iHrlma  ittansa  dl  tntte  le  cause 
fra  indigeni  in  matoria  civile,  commcrciale  e  penale,  eccetto  die  qtK^lle  di 
competenza  della  assise,  le  qaali  non  possono  essere  giadicate  dai  detti 
capi  o  perch^  le  parti  siano  di  dlrena  reUgione  o  perchö  appattengano  a 
diversi  paesi.  tribü  o  provincie. 

Qtadicano  inoltre  in  grado  di  appello  dellc  cause  decise  dai  cadi  e 
dal  capi  dl  paesi,  tribü  o  pminoie. 

Art.  81. 

Avveno  le  sentenze  civili  e  penali  pronuniiate  in  rapporto  agli 
indigeni  dal  commiMari  o  reaidentf,  spetta  al  gOTMnatoie  Ü  dicitto  di 

reviüiune. 

Art.  82. 

Nei  giudizi  rignardanti  indigeni  i  commissari  ed  1  fetidenli  MMIO 
aaaiftiti  da  ci^tl  o  notabiU  indigeni  con  voto  conanltiTO. 

Art.  33. 

Ogni  autoritii  che  amministra  niutizia  in  rapporto  agli  indigeni, 
Becondo  il  presente  regolamento,  si  comonna  nelle  nie  decisioni  per  quanto 
^  possibilf.  compatibilmt'nU'  con  lu  spirito  di'lla  k'^isla/.ione  itulianu,  allo 
leggi  tradiiionali,  secondo  il  Conuio  ed  i  commentari  deirislam,  accettati 
ndle  «ingol«  trlbft,  e  secondo  il  Fkta  Neghesti  e  il  Fat«  Hogar^,  che 
ConU^ngono  i  prinripi  di  diritto  c(tnsacrati  dal  tempo  in  parcrrhi  villaggi. 

Terrä,  perciö,  debito  conto  dei  gindisi  che  precedentemente  saranno  stati 
pronvnsiati,  in  qoel  dato  caiw,  in  dasenna  tribb  tla  dai  capi  o  dai  prioii 
dei  conventi  ü  dai  cadi  e  santoni.  o  dalle  rianioai  del  notabfli  anaaDl, 
oTvero,  infine,  dagli  eletti  raccolti  in  Mohaber. 

XI  gtadice  doTTfc,  con  le  xliem  Bucspresse»  fsTmln  senpn  reaerdsio 
deUa  ginstixta  tsadisionale  nei  TÜlaggi  e  nelle  triM. 

Art.  84. 

Neirapplirazionr  delle  pene  il  giudice  pnft  attrncrsi  allo  peno  plfl 
miti  che  sono  in  vigore  nelle  singole  ttihii  e  villaggi,  preferendo  le  multe 
a  faTore  della  parte  o  dello  State,  orvero  la  ptestasiene  di  opere  airam- 
miniatraiione. 

Art.  Afh 

Le  cause  di  cumpet^nza  della  Corte  di  assise  ancbe  rispetto  agli 
indigrai  sono  giudicatc  dal  tribnnale  di  appello  fnnsionante  da  corte 
d'aanae  a  nonna  deU'art.  22. 

Art.  3r>. 

Le  forme  di  procedura,  in  quanto  riguarda  la  polizia  delle  udienxe, 
sono  affidate  al  pradente  arbitrio  di  cM  le  presiede,  il  qnale  ha  poteri  dis- 
crezionali,  c  quanto  prescrivc  dt  ve  esscro  immediatamente  esegnito;  puö 
soependere  dalle  funzioni  U  patrocinante  che  gli  manchi  di  rispetto  e  che 
sl  ostini  a  parlare  qnando  non  ne  ha  pib  il  diritto:  anunoniaoe  e  fa  vsdre 
dalla  sala  cbi  dk  segni  die  approvazione  o  di  dii^approvazione,  od  in  qual- 
siasi  modo  cagiona  disturbo;  e  in  caso  grave  puö  intliggere  al  disobbediente 
on  giomo  di  arresto  seasa  foTmalit4  di  sorta,  e  da  scontarsi  imnie- 
diatarnrntc. 

Nel  tribunale  di  appello,  nel  tempo  in  cui  11  uiagistrato  giudicanto 
abbandona  la  sala  delle  ndienie,  la  poUsia  h  afRdata  al  pobblico  miniatero, 
il  qnale  vnk  gli  stessi  poteri  sopra  aooennatl. 
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Art.  37. 

Non  soDo  ainiucsse  altrc  nullit^  de  forma  fuorcM  quelle  che  lasciano 
umlnta  incertezza  sulla  persona.  suH'oi^getto  dell  istanzu,  8ul  luogo  e  sul 
termine  a  comparire.  ovvcro  che  conrernono  l'cssenza  deiratto,  0  che  in 
materia  penale  oSendono  graveiiieiite  il  diritto  delia  difesa. 

Art.  38. 

L«  disposiziuni  sancite  dal  pres«nte  decreto  si  appUcano  auche  nelle 
relasioni  fra  «uropel  ed  indigeni:  bensl  il  giudice  avrft  sempre  cnra  di 
rcinli  rle  compatiliili  l  uii  la  diversita  (Ici  costuini  <■  di  n  liLrione.  e  non 
ammetterjk  indigcni  a  giurare  contro  europci,  cosl  ia  materia  civile  come 
in  penale,  se  non  nei  casi  piu  gravi,  e  nei  tiaali  non  li  süuno  altri  mndi 
di  proTft. 

CAPO  IL 

Deiramministrazione  della  ginstisia  oiTile  o  eommerciale 
e  dei  rimedi  oontro  le  Bentense  in  materia  ciTiie  e  eommerciale. 

Art.  ao. 

La  parte  rhc  iiiitnJt'  iniziare  un  giadizio  civilr»  dove  promuoverlo 
mediante  citd/.iuuf  da  nutihcare  alla  controparte  per  raezzo  di  usciere. 

8ono  applicabili  le  norme  slaUlite  dal  codioe  di  procedura  civile 
rignardanti  la  citavione. 

Art.  40. 

II  termiuc  per  comparire  davanti  le  autoritä  giudiziarie  della  colouia 
Britrea  per  le  pcrsooe  resident!  in  Italia  d  di  giorni  novanta,  salvo  alle 
autoritA  medesime  la  facoltä  di  abbceviare  qnel  termine  a  norma  deirart  164 
del  codice  di  procedura  civile. 

Art.  41. 

Trattandosi  di  citare  indigeni  non  aventi  dimora  nei  territoria  ove 
trovaai  Tantoritik  presse  la  qnue  deTono  essere  convennti,  la  notifica  si 
eseguisce  facendo  pervenirc  l  aftd  per  mezzo  dei  resident]  o  comandanti  di 
distaocamento,  o  dell  arma  dei  reali  carabinieri,  al  capo  della  tribii  o 
Tiltaggio  cni  anMurtiene  la  persona  da  citare. 

Art  42. 

Goloro  che  intendono  promnorere  nna  cansa  sia  ciTile  sia  eommerciale 

contro  nn  rapo  indigcno,  riconosciuto  dal  {jovcrno.  dcvono.  rontemporane- 
amente  alla  notiticazione  airinteressato,  notiticare  in  copia  gli  atti  di 
dtasione,  i  precetti  ed  i  titoli  esecntivi  al  eommissario  regionale  nella  cni 
giurisdizinnr  quel  capo  risiede. 

Le  autoritÄ  giudiziarie  ed  i  fuDzionari  addetti  non  dovono  dare  cotw 
alla  cansa  o  agtt  atti  eseentiTi  qnando  non  eonsti,  da  relasione  dl  nsciere, 
dciradempimento  di  tale  fonnalit'i  I  nomi  doi  rapi  indigeni,  ricon()8ciuti 
4al  governo,  sono  resi  pubblici  mediante  iscrizione  iu  un  elenoo,  che  6  affisso 
nella  sala  d'ndienxa  di  ogni  officio  gindiziario  e  ehe  dere  easere  tennto  al 
corr<  iitf  di  (»^ni  variazionr  Lv  disposizioni,  di  cui  alla  prima  parte  di 
questu  articolo,  devono  eusere  osserTate  solo  per  coloro  i  cui  nomi  siano 
Gomteiinti  ndlo  eleooo  al  momento  in  aal  Tatte  dl  dtailone  o  di  precctto 
h  spiccato. 

Art.  43. 

Dinanzi  al  tribunalo  di  app.  llo  nd  ai  giudici  regionali  si  segne  la 
procedura  üommaria  stabilita  dal  cudice  per  i  preturi.   Nuudimeno  le  piM^ti 
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devono  sempre  presentare  le  loro  conclusiinii  {mc  i:>riitt«».  prima  dellaaseg- 
naaüone  delie  caase  a  sentansa,  ogni  qaaivolU  la  causa  üa  di  competeuza 
de)  tribmiate.  Qnalora  if  roa^strato  lo  creda  neoeiaario  per  la  giavitA 
delle  cause  o  por  rirrostaiizc  stiMonliiiarie  potr/i  ditpom»  cbe  ti  COlUpiaDQ 
qaelle  maggiori  fonaalitÄ  che  reputcr4  del  casu. 

Ii6  pwti  posaono  comparir«  penondnunite  o  per  meuo  di  procuntore 
ad  lUes,  che  aia  iaciitto  nell'albo  dei  patrodiiaaU  della  oolonia. 

Art.  44. 

ATanti  i  comminari  e  lendenti  ri  BQgne  la  procedura  seeondo  le 
tradisioni  locali. 

Art.  45. 

Davanti  al  concillatore  le  canse  souo  trattate  con  le  Stesse  norme 
SMteite  per  il  ooaeUiatore  ia  Italia, 

Art.  4a 

L'antorit&  gindiziaria  per  atti  conserrativi  riferentisi  ad  apertnra  dt 

successioni  o  u  fulliiiit'Dti.  <ive  concorrano  ragiuni  di  uru.tiizii  u  di  (listansa, 
pvd  delegare  i  commissari,  residenti  o  Tanaa  dei  reali  carabiokri. 

Art.  47. 

L'cippellu  i'"'  fssere  interposto,  sotto  pena  di  decadenza.  enfro 
cinque  giorni  daila  iiutilicazioDe  per  le  sentenze  dei  conciliatori,  ed  entro 
trenta  ^omi  p»  le  aentenze  dei  giadici  regionali. 

Art.  48. 

Le  sentenie  del  coneüiatore  souo  inappellabili,  tranne  clie  8)a  stata 
Sollevata  e  respinta  l'eccezione  di  inrompetenza. 

Id  questo  ca8o  l  appello  ö  proposto  dinanzi  al  giudice  regionale 
oompetente  per  territoiio. 

Art.  49. 

Sonn  iriappplluMli  Ir  sfntrnzr  proniinziitte  dal  giudice  rojrionalc  di 
Massaua  nelle  cause  fra  soli  indigeni,  e  quelle  pronunziate  dal  commissari 
e  dai  reridenti,  salvo  per  qitest«  ultime  il  rimedio  di  cni  alFart.  31  del 
pre.sont^  orditiamento. 

i?oüo  per6  esse  soggette  al  rimedio  della  revocazioue,  quäle  is  regolata 
nel  eapo  lU,  titolo  V,  libro  I  del  codice  di  procedura  dvile. 

Art  50. 

Contro  le  eentenze  pronnnsiate^alle  antorit^  giudlziarie  della  colonia 

competoDO  i  rinu-di  driroppofsizione  cuntumaciale  e  dell'opposizione  di  r«  rzo, 
in  conformitit.  dellc  dispusizioui  vigenti  nel  regno,  nonchö  il  rimedio  cou- 
templato  neU'art.  473  del  ced^ce  di  procedura  civite. 

Art.  51. 

Coutro  le  sentenze  del  tribunalc  di  appellu  e  ammesso  il  ricorso  in 
caesasione  preeso  1«  oorto  di  caaaaiione  di  Roma. 

Art.  52. 

Per  tatto  il  rimanente,  e  per  qtianto  sia  compatiltiio  con  le  presenti 
dispo«!izioni  e  ron  )e  aitre  vi^renti  Deila  colonia,  valgono  le  norme  Bandte 

dal  codice  di  procedura  civilu. 
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OAPO  III. 

Deiraniministrazioiic  de  IIa  ^;iustizia  peiiale  e  dei  rimcdi 
per  impugnarc  le  scntcuze  in  materia  penale. 

Art.  53. 

Ogni  pabUfco  «fflciale  od  agente  della  fona  pobblica,  U  qoale 

neH'esercizio  delle  sue  funzioni  viene  a  conoscm?!  un  roato,  dere 
denunoi&rlo  aUa  competente  aatoritä,  o  direttatueute  o  per  meuo  dei 
propri  snperioffl. 

Nei  CMi  di  ocrozionale  graviU  le  utoflU  fiipMiori  m  KÜeriacoiio 

coQ  oMSSUna  soUecitudinc  al  govemat^rc 

Art.  ö4. 

Nondimeno  Tagente  o  i1  capo  indigeno,  nei  rapporti  con  europei,  non 
assume  mai  la  qiuilita  Ji  piiliblicu  ufficiale,  nf'  puö  procodorc  all'arrestO  di 
an  europeo  se  non  in  concorso  di  un  agente  o  funzion»rio  it&Uano. 

Art.  55. 

I  coiuiuissari  rt*giunuli  ed  i  rcsidenti  nun  possono  essere  chiamaii  a 
lender  conto  deH'esercizio  delle  loro  fnnzioni,  fnorcbi  daUa  anperiore  aut«rit4 
amministrativa,  n^  sottoposti  a  procedimenti  penidi  per  aleim  atto  di  tale 
esercizio,  senza  autorizzazione  del  governatore. 

Art.  .^6. 

I  capi  indigeni,  riconosciuti  dal  guveraatore  non  possono  ossiire  sotto- 
posti a  procedimento  penale  senza  antorizzazione  del  govi  rnatore.  Erai 

'  tuttavia  possono  esscrc  arrestati,  in  caso  di  flagranza  di  reato,  e  contro 

di  essi,  nei  casi  gravi,  puö  csscrc  spiccato  mandato  di  arresto  a  tcrmine 
dftH'arCieolo  74  du  codioe  di  prooedura  poiale. 

Art.  57. 

Quando  il  reato  sia  di  conipetenza  della  corte  d'assi.se,  il  procuratore 
del  Re  päd  aempre  richiedeie  la  citazione  diretta  deirimputato.  Se  invece 
dermial  compiere  attl  dlatrmioiie,  li  yale  della  procedura  Bommaria,  anche 

senza  intervenf«  del   ranrelliere.   salvo  per  riiiterrogatorio  ddl'impiltato, 

formulando  pol  a  proccäsu  ultimato  le  relative  reqoisitorie. 

Art.  58. 

He  il  reato  £  di  competenza  del  tribunale  di  appello  fanzionaute  da 
oorfce  d'aviae,  riitrattoria  ai  srolge  eon  Tintenreiito  dd  CMicelUeie,  e  con 
le  aonne  in  irigora  per  i  gindlei  Utntttori. 

ArU  69. 

Le  citazioni  in  materia  penale  possono  esegnirsi  nitre  che  dapli  ns- 
cieri,  da  an  milite  dell  arma  dei  rcali  carabinicri,  o  da  qualunque  graduato 
di  trappa,  o  da  peraona,  dekgata  rolta  per  rolta,  dai  commiagari  o  reeidentL 

Oeli'eeegiüta  notifica  sarä  data  noticia  aU*aatorit4  proeedente. 

Art.  GÜ. 

II  procuratore  dcl  Re  o  il  giudice  regionale  possonu  11  ^nirc  per 
determinati  atti  di  istruttoria  i  commissari,  e  i  resident!,  o  qtial.sia.'ji  altra 
antoritä  civile  o  militare,  quando  ragioni  di  eronomia  o  di  distanza  lo 
consiglino.  Inoltre  nei  processi  a  rarico  di  indigeni,  trattandosi  di  depo« 
sizioni  testimouiiili,  possono  richiedcre  che  cstte  vengano  raccolte  con  la 
fonnalitli  del  giuramento. 
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f!  in  Inro  facoltA.  sempre  che  lo  ritengMU»  opportuio,  lentlte  in  aede 

istrutturia  il  tcätiitione  con  giuramcnto. 

I  testi  aditi  nei  modi  suindicati  pussono  non  essere  assonti  nel  pubblico 
dibattimento,  nel  quäle  si  puö  sempre  dar  lettura  del  relativo  vt  rbale,  a 
meno  che  Timpatato  aon  faccia  espressa  richiesta  che  i  testiuiuiu  btessi 
■MM  Qditi  all'ndieiiM* 

Art.  61. 

Kei  proces&i  peaali  a  carico  di  indigeni  i  autvnra  cuuipeWute  pn^», 
secondo  le  circostanze,  determinare  la  «ntitfr  delle  lesioDi  e  la  durata  della 
miüattia  t'  dtirineapacittX  nl  lavnro.  senza  ricorrere  allopeta  del  perito. 

All  tiupo  pa6  supplire  la  parte  specifioa  dell  istruttoria. 

L'^'iialmente,  ove  le  rinutanie  della  specific»  forniscano  olementi 
sufiicienti.  (t  consentito  fore  a  Ueno  del  eompletamento  della  generica, 
medianta  perezia. 

Art.  62. 

Sülle  confornii  re<|nisit<>ni'  ili  l  pubblico  ministi-id,  il  uiudicc  regionale 
od  il  presideDte  del  tribuoale  di  app«llo,  a  aecouda  che  trattiai  di  cauae 
dt  competensa  del  trilmiiale  penale  o  ddU  eerte  di  aesise,  poaioiio  emettnw 
ordin  T  i  Ii  non  Itiogo  a  procedimento  per  inesistensa  di  leato,  o  per 
insatlicieaza  di  indizi  di  teitä. 

Art.  68. 

II  presidente  del  tribanale  di  appcllo  fnnzionante  da  Corte  d'assise 
pn6,  prim  che  si  apra  l'udicnza,  sa  confonuc  richiesta  del  pnbbUco  mlnistero, 
ordinäre  il  rinvio  della  causa  ad  un'altra  adienza. 

In  caso  di  divergenza  fra  pubblico  ministero  e  presidente  del  tribunale 
la  causa  e  sempre  portata  all'adienza :  t'd  il  n  lativo  dccrcto  di  ( itazione 
viene  emewo  da  qaest'altimo  e  notificato  per  via  di  usciere  con  le  norme 
ordinarie. 

Alt  64. 

Per  tutto  il  rimanentc.  c  per  quanto  sta  compatibile  coUe  presenti 
disposizionif  vulgunu  ic  norme  sancite  dal  codicc  di  procedura  penale 
del  Regno. 

Art.  66. 

II  procuratori'  del  Re.  o  rhi  ne  fa  lo  xcci.  rappresenta  il  piihblini 
ministero  cüq  le  funziuni  aibdate  al  uubblicu  miniälero  nel  Regno  iu  tutt« 
le  ndienze  penali  del  tribanale  di  appello  e  del  tribanale  di  appeUo  hiniionante 
da  Corte  di  assise. . 

Art.  66. 

Qnando  ret&  deirimpntato  non  possa  essere  determinata  con  sicu- 
rezzä.  il  magistrato  giudicante  la  determina  approssimativamente,  avoido 
rigaardo  allo  erilappo  fisico  ed  intellettuale  del  giadicabile. 

Art.  67. 

Oltre  gU  etfetti  previsti  dal  codice  ptTiulc,  il  gindice  pu6  ordinäre 
che  la  eentenza  di  condanna  a  carico  degli  iiu1i:;eni  produca  la  perdita  o 
la  sespensione  per  un  tempo  determinato  dilh'  pensioni  o  degli  assegni 
governativi,  di  cui  i  condannati  abbiano  il  godimcnto. 

Art.  68. 

L*apelio  delle  flentenise  penali  del  glndiee  regionale  si  propone  medi- 

antc  diohiarazionc  fatta  dalla  parte,  che  vunlc  appcllari'.  airuffiriu  di  ran- 
celleria  del  giudice  stesso  nel  termiue  di  giorni  trc  dalla  pubblicazioue 
den*  sentenata  in  contraddittorio,  o  dalla  aaa  notificaxione  ae  contomadale. 
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Art.  69. 

Sono  Inappellabili  le  senten/e  penali  del  Kivdioe  regionale  di  Matgan* 

!i»'I1p  cansp  n  rarico  di  soli  imliifi'iii.  v  If  Sfiitf'nzt'  dci  rotnmiasari  6  resi» 
ilenti,  salvo  per  ciueate  ultiuie  H  liiutdi»)  di  cui  all  arr.  31. 

Art.  70. 

auimeüso  il  ricorso  in  cussazione  coutre  le  sentenze  del  tribunaie 
di  appello  e  contro  qnelle  del  tribunaie  «teno  fnnzianante  da  oute  di  awiee. 

Art.  71. 

S(  iiz;i  prrgiudizio  drlla  facoltä  flu-  rompetc  al  povoriiitTurc  di  dicliia- 
rare  io  suito  di  assedio  in  tutta  la  colonia  od  in  alcuna  parte  di  essa,  päd 
egli  con  appositi  bandi  o  decreti  ordinäre  cbe  alenni  reati  o  alcime  deter- 
nünatc  catcgorit*  di  reati.  che  dopo  il  bandu  vcnisstro  (oimmssi  tlnirli 
indigeni,  siaoo  in  tutta  la  colonia  od  in  determinatc  zone,  regioui  o  parU 
di  esse,  giudicate  da  tribonali  miUtäri  «econdo  le  foime  ed  qiflieando  le 
pene  stabiUte  dal  oodice  penale  militare  per  II  tenpo  di  guerra. 

Capo  IV. 

Dellecontestazioni  fra  i  privati  e  la  pnbblica 

amministrazioue. 
Art.  72. 

Tutte  le  contestazioni  <1  indole  civile,  nelle  quali  sia  interessata  la 
pnbblica  amministrazione  sia  come  attricc  che  come  omTenilta,  sono  80t- 
tratt«  al  giüdi/.io  i]*  i  tribunali  ordinari  ddla  oolonia  e  TUBgoBo  declae  » 

uorina  dei  seguenti  articoli. 

Art.  73. 

II  direttore  di  finanza  e  contabilit/i  per  le  cause  in  cui  la  pubblica 
amministrazione  ^  attrice,  od  il  privato  nelle  cause  in  cui  la  pubblica 
amministrazione  sia  cliiamata  come  convenuta,  con  istanza  diretta  al  go- 
Verna  to  IV  c  notiticata  alla  contraria  parte,  eepongono  i  motlTi  e  ro^etio 
della  liiri)  ilmnanda. 

11  govtrnatorc  con  suo  decrcto  mutivatu  maiida  l  istanza  e  i  docu- 
menti  per  Tesame  e  la  decisione  della  controTersia  a  uno  dei  gindid  xe- 
gionali  competenti  per  territorio. 

Art.  74. 

Contro  la  decisione  del  giudice  regionale  si*  pu6  appellare  entro  trenta 
giomi  dalla  notifieasione,  con  atto  da  notificarsi  alla  contraria  parte  e  da 
deposit-arsi  entro  il  detto  torminc  alla  cancelleria  del  tribnnale  di  appello» 
la  quäle  ne  dh  comunicazione  al  governatore. 

SuH  appello  dcH'impugnata  decisione  pronunzia  un  collcgio  composto 
del  presidente  del  tribunaie,  del  procnratore  del  Re  e  di  Vü  foilBioiiario 
colonialo  nnniinato  dal  governatore  al  prinripio  di  otrn!  nnno 

La  piesidenza  del  collegio  6  devoluta  al  presideute  dei  tribunaie  di 
appello  ed  il  c&nceüiere  del  tribunaie  di  appello  vi  eserdta  le  fnaiioni  di 
CancelliiTf 

Le  purti  tanto  davanti  il  giudice  regionale  quanto  davanti  ul  cullegio 
di  appello  possono  compariie  personalmente  o  presentaie  ricorsi  o  m^orie 
Bcrltte. 

Art.  76. 

Per  tntto  quanto  non  i  altrimunti  disposto  dal  prcsente  capo  si  segne 
il  prooiedimento  sommario. 
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Art.  76. 

('ontro  la  dccisionc  di  appello  cd  <ntri)  novanto  giorni  dalla  sua 
notiticaxiono,  i>  ammesso  il  ricorso  in  via  straurdiaaria  al  Re,  a  tennine 
deirart.  t2,  n.  4,  M  test«  onico  »nl  eonsigUo  di  Stato,  2  giagno  1889. 

Eiiti-n  i]  (letto  fcriuine  il  ricono  daTi4  esaere  de^ositato  nella  can- 
celleria  dcl  tribuualc  di  appello. 

Art  77. 

La  procedura  stabilita  vei  preoedenti  artiooU  si  sogue  anche  In  tntte 

le  cause  tra  privati  in  cui  la  pubblica  amministrazione  intcrvon^m  (ornc 
attrice  o  oonvenuta.  Öi  fa  ecceaione  per  i  seuuestri  o  pignoramenti  presso 
tenci,  eaeguiti  preaao  ramminlstraxione  pnliblieaf  ftncw  non  wL  cooteiti  la 

dichiarrizione,  nel  qnaln  Tiltirno  caso,  rautoriti  giudiziaria  riaianda  le  paiti 
a  provvedersi  a  nortna  di  qaantu  t;  disposUi  nel  prefieutc  capo. 

Art.  78. 

8ono  d!  cotnpptenza  dcl  gindice  regionale  le  qaestioni  relative  airestuno 
( ataslale  cd  al  riparto  di  quüta  e  tuttc  le  altre  sulle  impOSte  dliettei 
purche  abbia  giä  avuto  laogo  la  pubblicazione  dei  moU. 

In  ofrni  rontroversia  d'  imposte,  gli  atti  di  opposixione  per  enen 

;iiinnissil)ili  in  j^imlizio,  ii>'vono  ;irc<>in|iairn;irs'i  col  certificato  <li  pagamento 
dcUimposta,  cccettu  il  caso  che  si  traiti  di  domanda  di  supplemento. 

Art.  79. 

Sone  escluse  dalla  competenza  deiruutoritiv  gindiziaria  ordinaria  le 
« oiiti  Dversle  vertenti  fra  famigUe  o  aggregati  di  famiglie  indigene,  tribii, 
\  illati'ji  n  provincie,  circa  il  godiiiicnf )»  di  proprietä  collettive  cd  i  rcr  ipi  ori 
diiiiti  di  pascolo,  tributi,  cultiviiziunc  c  siuiili:  sono  escluse  alLresi  le 
controversne  fra  indigeni,  conoementi  diritti  a  titoU  o  giadi,  o  matnrie 
Cflclnsivamente  religio.se. 

Per  tali  controversie  sari  provveduto  in  linea  amininistrativa  con 
apposito  regolamento  da  emanarst  dal  governatore  della  colonia. 

Art  80. 

Per  qualunque  controversia  tra  i  privati  e  la  pubblica.  amministra- 
zione. relativa  a  contratti  u  fatti  verificatisi  anteriurmente  a  questo  urdi- 
naniento.  rimangono  in  vigore  !•  disposisioni  ddPart.  48  deU'ordinaiDMito 
del  22  maggio  1884. 

f  AlM)  V, 
Della  giurisdizionc  volontaria. 
Art.  81. 

II  gindfee  regionale  procede  agli  atti  dl  volontaria  ginritdizione  a 

tcrmini  dellc  Irirgi  rivili  e  conuiiorrinli  Per  tali  atti  egli  6  investito  dclle 
iacolt^  che  süuu  assegnate  ai  pretori,  ai  presidcnti  ed  ai  tribunali  del  Kegno. 

Gli  atti  di  volontaria  ginriBdizlooe,  cbe  nel  Regno  sono  di  competensa 
del  pr(  siiK  nt«  (I(  IIa  corte  d'app(-llo,  e  della  Corte  d^a^ello,  ftono  deferiti 
al  presidente  del  tribunale  di  appello. 

Art.  82. 

Quando  si  tratti  di  tatele  nelle  quali  concorrono  minor!  musulmani  9 
minori  non  mu.sulniani,  si  applicano  le  norme  stahilite  per  glienropei;  ma 
b  chiamato  il  cadi  a  far  parte  del  consiglio  di  famigUa. 

So  sl  tratta  di  atti  di  giiiriadiaiione  volontaria  tra  mnnlmani,  il 
presidente  del  tribonale  i-  obbligato  a  rioevere  per  iicritto  11  parere  del 
cadi,  al  qaale  potrj^  non  attenersi. 
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CAPO  VI. 
Dei  patrocinftütL 

Art.  83. 

k  istituito  presso  il  tribanale  di  apiw^llo  an  rolkgio  di  patrorhianti. 
nell'albo  del  qaale  possono  iscriversi  totti  coloro  che  hanno  i  rcqaisiti  per 
6Mei«  iBeriUi  pteno  i  oollegi  degU  «TToeati  e  procmatori  dd  B^pio. 

Art  84. 

La  domandi  d'isoriprone  nf'll'al1)n  t  diretta  al  prcsidente  del  tri^mnalo 
di  appello  e  deve  essere  accompagnata  al  pag&meuto  di  una  tassa  di  lire 
76  per  1e  penone  indieate  nell'art.  83,  e  di  lire  100  per  qndle  indicate 
Dell'art  85 

In  caso  sia  respinta  la  domand  t  d'  iscrlzione  il  deposito  viene  restitaito. 

Art.  85. 

Possodo  anche  venire  iscritte  altre  persone  prive  dei  snddetti  reqaisiti, 
previa  antorixiMioiie  motivata  dalU  commlMione  ddla  qnale  tratta  Tari  89. 

Art  86. 

L'albo  doi  patrnrinanti  viene  annnatmente  comnnfeato  al  gOTttnatore; 
ana  copia  ne  rimane  afüssa  neila  sala  dclle  odienae. 

Art.  «7. 

HffiUlo  ilTliifiioii  dei  patnNdiuDti  imitti  nell'anw  h  ammwuio  a 
difendere  avanti  le  antotiti  gindisiaxle  della  colotiia. 

Art,  88. 

L'cscrcizio  del  patrocioio  in  IIa  colonia  d  regelato  dalle  nonm  Tigenti 

per  gli  avTocati  e  procuratori  in  Italia. 

Art.  89. 

L«  fitiudeni  def«rite  neila  madre  patria  ai  oonaigU  dell'ordine  e  di 

disfiplina,  hono  in  colonia  affidat«  ad  una  corninissionp  composta  del  presi- 
dente  del  tribanale  d'appello,  del  procuratore  del  Ke  e  di  an  patrocinante 
deiignato  amwalumite  dal  preaideiite. 

n  prrsidcntc  dcl  tribnnale  d'appello  la  presiede. 

Totti  i  patrocinanti,  iscritti  nell'albo,  sono  soggetti  alla  detta 
ocminiHioiie. 

Art.  90. 

Le  deUberasioni  della  «ommiflaioiie  omo  iaappdlabiU. 

CAPO  VII. 
Del  gratuito  patrocinto. 
Art.  91. 

La  oommissione  del  gratnito  patroeinio  riaiede  presso  il  trilniBale  di 

appi'lld  od  t'  cDinpösta  dcl  procuraf oic  de]  Ho.  ehe  la  jirfsii  do  c  ne  ö  rolatoro, 
da  an  fanzionario  culouiale,  designato  anno  per  anno  dal  governatorc,  e  da 
vn  aamAore  destinato  con  decreto  del  preaidente. 

n  Itoneficio  del  gratoito  patrodido  ^  anuneeoo  andie  per  le  canae 
presso  i  conciliatori. 

Le  dedaloiii  della  ceminisstone  tono  inappellaliiti. 

Nclle  cause  in  rni  ^ia  intrrp<;<!ata  la  pnhhlica  aittlllinittnaieiie,  al 
procuratore  del  Re  ii  sostituito  il  giudice  conciliatore. 
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CAPO  vni. 

Del  notariato. 

Art.  92. 

II  cancelUere  del  txibanale^di  appello  adempie  per  tutta  la  coloaia 
le  fmudoni  di  notaio. 

In  caso  d'imppdimento  o  di  assenza.  o  qnando  sia  richipsto  dalle 
eaigenze  del  sen'izio,  il  presidcnte  del  tribaoale  di  appello  puö  aotorizzare 
ad  eserdtare  le  hmsioni  uotarili  altra  persona  avente  I  requisiti  per  esKi» 
notaio  nel  Rp^no,  jjinsta  l'ultimü  capovcrsu  dcirait.  5  della  legge  notarile 
(testo  anico),  appruvau  cun  rt-giu  decrelu  2b  maggio  1879.  II  cancelUere 
non  preeta  cauzione  e  versa  per  intero  ndle  cane  ooloniidi  i  dbittl 
notarili,  ad  ecoesione  di  i^aeUi^di  oopia  ed  acoessi  che  rimangODO  a  ono 
beueticio. 

Art.  93. 

I  rommissari  nfi'luoghi  raolto  distanti  dalla  sede  del  tribanale,  i 
resideuti,  i  commaDdanti  di  diütaccaiueuto  ed  i  comandaoti  dclle  stazioni 
dei  carabinieri  reiJi  aono  autorizzati  a  redigere  !e  procnw  alle  liti  e  ad 
aut«'ntirare  le  firme  apposte  ad  atti  privati,  in  loro  presenza,  da  persone 
a  luro  nute.  Essi  dovranno  per6  rimett«re  questi  atü  al  cancelliere  del 
tribnnale  d'appdlo  per  la  doTUta  tassazione  e  percezione  dei  diritti.  Poeaono 
purp  in  raso  d'ur^ftmza  rirevcre  il  tpstamcnto  di  persona  ammalata  o  fprita 
coli  Ic  norme  fissate  dall'art.  800  dal  codicc  civilf;  questi  t«e>tamenti 
deTono  al  piü  presto  euere  tEagmeesi  al  cancelliere  del  tribnnale  d'appello 
e  diverranno  nalli  Ire  mesi  dopo  il  ritomo  del  tesfcatore  in  on  laogo  ore 
possa  lar  testamento  con  le  norme  ordinarie. 

I  cadi  possono  adcmpicre  le  funzioni  di  notaio  fra  musalmani,  rimet- 
tendo  per6  entro  tre  giorni  dalla  loro  data  gli  atti  da  essi  riceTUti,  di 
cni  non  sia  permessa  la  consegna  originale  alle  parti,  al  cancelliere,  che 
riscnote  cont«mporaneamente,  per  indi  versarli  nella  cassa  coloniale,  i 
relativi  diritti  e  che  aoto  paö  rilasciare  copia  degU  aUi  eteesi  previa 
traduione. 

CAPO  IX. 
Diepoiiiiotti  yarie. 

Art.  94. 

n  tribunalc  d  appello  funziuiiantu  da  atvic  d  aäsisc  puö  riunirei  per 
diepolizimie  del  governatore  anchc  in  localitä  di  versa  dalla  ena  Bede  Oldi- 
naria,  ove  coaeonano  ^eciali  motivi  di  oppottanit4. 

Art.  m. 

I  detuiiuli  giudicabili,  Höcht;  dura  il  procedimentu,  possono  essere 
addetU  col  loro  conscnso  ai  lavori  della  culonia,  nel  qnale  caso  k  loro 
assegnato  nn  quarto  della  mercede  dovuta,  ritenendo  gli  altri  tra  qnarti 
in  compenso  dellc  spese  pel  niantciiimento. 

Art.  96. 

La  sorveglianza  e  dipendcnza  dei  dctcnati  in  attcsa  di  giudizio  spetta 
al  procnratore  del  Ke,  al  gindicc  regionale  o  aU'avvocato  äcale  müitare, 
a  aeoonda  che  sianA  a  disposizione  dell'uno  ovvero  dciraltro. 

Per  (|iiaiitu  lo  pt-niH-ttniKi  i  lorali  delle  carceri,  si  dcve  aver  ciira 
che  i  detenuti  militari  o  borghesi  indigfwi  siano  costoditi  in  locali  eeparati 
dai  detennti  militari  o  borghesi  euiopd  od  assimilati. 

Art.  97. 

0(rn!  qnalYdlta  la  pcna  corporale  inilitta  ad  Mimpt  i  nnn  snprri,  nella 
soa  durata,  un  mo»e  di  tenipo,  puii  casere  sostituita  ad  instunza  dei  pub- 
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blico  ministero  o  deUa  parte  con  altrettanto  tempo  di  preelasioiie  di  laToro 

a  pro'  della  colonia. 

Art.  98. 

SpettÄ  al  govematore  lo  stabilire  il  genere  di  lavoro  che  dcve  prestare 
il  fondannato  awto  rigaardo  alle  ane  attitudini,  stato  lisico  e  condiuone 

sociale. 

Art.  99. 

SoTio  pnro  srontate  con  giornate  di  lavor«.  ntinr  tu]  urcrtdcnt«-  arti- 
colo,  tutte  le  condaime  a  peoe  pecuniarie  irrecuperabili,  intlitte  ad  indigciü 
in  ragione  di  tre  lire  al  giomo  ed  inflitte  ad  enropei  in  ragione  di  lire 
dieci  al  giorno. 

Se  i  condannati  non  soddiafacciano  volontariamente  a  tale  obbligo, 
la  pena  pccaniaria  si  converfee  nella  detenzione  o  neU'arresto. 

Art.  UK). 

Le  spesc  processuali  dovutc  dagli  indigcni  condannati  possono  essere 
licapeiate  con  le  nome  stabilite  nd  precedeoti  articoli. 

■  Art  101. 

Con  successivo  regfo  deereto  saranno  emanatc  le  dispoäi?Joni  rego- 
I&mentari  e  di  procedura,  necestnrie  per  Tattaazione  del  preiiente  ordinamento. 

Art  1(>2. 

La  copniziüiie  dillc  onntroversie  civili  o  rommorriali  c  dolle  caiue 
penali,  non  hsolute  detinitivamcnto  ncl  giuruo  in  cui  va  in  vigorc  il  prcäenle 
decteto,  apetta  ti^ettiTamente  alle  antoritH  designate  nel  deereto  Bteeeo. 

Art.  103. 

Sono  abrogati  i  regi  deereti  6  maggio  1892,  nam.  270;  22  maggio 
1894,  n.  201;  2  aptlli  1M<><>  n.  134;  nonchfr  ogni  akra  disposisione  con- 
traria a  quelle  del  prcsentc  deereto. 

Ordiniamo  cbe  0  presente  deereto,  mnnito  del  sigillo  dello  Stato,  sia 

inserto  nella  raccolta  ufficiale  dclle  leggi  e  dei  dtm  ti  del  Kegno  d'Itolia, 
mandando  a  chiunquo  spctti  di  ()8<;crvarIo  e  di  farlo  osüervare. 

Dato  a  Roma,  addi  U  kbbraio  VJü2. 

VITTÜRIO  EMANUELE. 

Registrato  alla  Corte  dei  conti  addi  3  marzo  1902.  Reg.  1.  Atti  del 
Governo  h.  f.  126.  Pacini.  Luogo  del  Sigillo.  V.  Ii  (iuardasigilli  F.  (.'ot^co-Ortu. 

ü.  Zanardelli.  —  Prinetti.  —  C.  di  San  Martino.  —  F.  Cocco-Ortu. 
(AnnesBO  al  deereto  reale  di  ordinamento  della  colonia  Eritrea.) 

Tabella 

delie  indennitikapettantiai  fnnxionari  gindiiiari  dietaccati 

n  e  1  r  E  r  i  t  r  e  a. 

Presidente  del  tribunal.-  d  appello  L.  4.(XX).  Prornratore  del  Re  L.  l.DOfl. 
Qiudice  regionale  L.  3.0UU,  Caucelliere  del  tribunalc  d  appello  L.  iJiM, 
Caacelliere  qaale  conaenratore  delle  ipoteche  L.  1.000. 

Roma,  addi  9  febbraio  1902. 

Visto:  d'ordine  di  S.  M. : 
Prinetti. 
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B.  Kleine  Berlehte. 

Das  Se«kriegsr6cht  in  den  Vereinigten  Staaten.  —  Anfier- 
kraltaetaiing  des  Naval  War  Code  von  1900. 

Die  in  Ztaeb.  XI  886  ff.  mitgeteilte  amerlkanleclM  KodiiikaUoti  des 
Seekriegarechtee  (Natal  War  Code  1900)  ist  durch  Yerfflgang  des  JVmry 
Department  vom  4.  2.  ')1  i Meneral  Order  No.  150')  anfier  Kraft  geeetat 

worden.  —  Die  Verfügung  lautet: 

Navy  Department.  Washington,  Fehrunry  4,  J904. 

By  direction  of  tke  President:  General  Order  No.  Hol,  dated 
4un0  97,  1900,  Publishing  a  Naval  War  Codv  for  the  nee  of  the 
NttVff  and  for  the  information  of  all  concemed,  is  hereötf  revoked. 

William  H.  Mood^t  Secretary. 
Über  die  Qriindc  dieser  Maßnabme  wird,  zuverlässig  mitgeteilt : 
„Der  Nftval  War  Code  leijto  den  Organen  der  Vereinigten  .StaatLii  für 
den  Seekrieg  i'tUchUu  auf,  wekhe  bisher  kein  anderer  Staat  sich  auterltgt 
hat.  —  Einen-  Haaptsweck  liat  der  Naval  War  Code  erfallt,  nftmlicb  die 
Aufmerksamkeit  der  Staaten  aaf  das  Bedflrbiia  einer  aotchen  Kodifikation 
zu  lenken  und  die  Auffassungen  der  amerikanischen  Regierung  Uber  den 
Gegenstand  darzulegen.  —  Der  Xnval  War  Code  wird  in  diesem  Sinn,  so 
nimmt  man  an,  den  Verhandlungen  der  nüchstcn  Haager  Friedeuskoutercuz 
als  geeignete  Unterlage  dienen  können  \ 

€3»  SprechsaaL 

L  Zur  Revision  der  Bemer  Übereinkiintt,  betreffend  die  Bil- 
dung eines  internationalen  Verbandes  zum  Sdintae  von 
Werken  der  Literatur  nnd  Kunst. 

(Von  Dr.  Pvter  Klein,  Bonn.) 

Nach  einer  offiziösen  Preßnotiz  soll  die  nächste  diplomatische  Konfcrens 
zur  Revision  ih  r  Ikrm  i-  Konvention  im  Jährt'  1!M)(;  in  iH  ilin  stattfinden. 
Zugleich  erging  die  Aufforderung  an  die  Interessenten,  ihre  Keformwilnsche 
an  maßgebender  Stelle  anzubringen. 

Über  die  Beformvwflclilttge  gibt  Prof.  Oeterrieth  in  der  DJZ  X, 
987—990  einen  Überblick.  Er  teilt  die  Vorschule  in  xwei  Gruppen  eint 

I.  in  süldii .  dir*  ihrem  materiellen  Inhalt  nach  sich  auf  den  Sobnta  be- 
stinunter  liitrrpssen  erstrecken,  und 

II.  in  solche,  die  die  allgemeine  Wirksamkeit  der  Konvention  im  Auge 
baben. 

Unter  doi  Vorichlägen  ad.  I  Beien  vor  allem  folgende  avKbnenswert : 
A.  Auf  demOebiete  dee literariBchen  UrheberrecbtB:  Vor» 
scblige  betreffend 

1.  die  Gleichstellung  des  t^bersotznnirsrprhfs  mit  den  übrigen  Urheber- 
rechten (entgegen  Art.  5  der  bisherigen  übereiiikunftj, 
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2.  die  Aufnahme  der  deutschen  Bestimmnngcn  über  den  Schutz  der  Prefi- 
eneagnisse  an  .Stelle  der  veralteten  Vorschriften  der  Berner  Konvention. 

B.  Auf  dem  Gebiete  des  künstlerischen  Urheberrechts: 
Vorschläge,  die 

1.  aattveb«!  SchnuikeB  «wisdien  Mgen.  reinen  Knmt  und  der 
■ogen.  «DgewMidten  Knut  sn  bei«itigeii  ond  sBrntliclMii  Werken  der  Mldenden 
Kunst,  ohne  RfidDridit  Mf  Wert  nad  Bestinimnng,  einen  einheltUdiea  Urh^eP' 

schütz  zu  sichern ; 

2.  Vorsrhläiie  2ur  Verbesserung  des  Schutzes  der  Komponisten  durch 

a.  Aufhebung  der  einschränkenden  Ikstimmung  in  Art.  9  der  Bemer 
Kenvoition,  daß  du  Anlhlhraiigarecht  Yer59entlidit«r  mnaikeliieber 
Werke  ümerhelb  der  Union  davon  nUilngig  gemacht  wird,  dafi  der 
Urheber  auf  dem  Titelblatte  oder  an  der  Spitm  des  Weritoa  ane* 
drücklich  die  öffentliche  Aufführung  untersagt  hat. 

ß.  Aufhehnn^r  des  SchluQprotokoUs  Ziffer  :i  das  die  Wiedergabe  musikaliacber 
Konn)(isitu>nen  durch  merhanisrhe  Miisikiiistruinent<?  freij^ibt. 
Unter  den  Vorucblägeu  ad.  Ii  hebt  Oster rieth  fulgeade  tiervur : 

A.  Alle  leehtebegrandendMi  Fonnatitlten  als  Voraueettungen  des 
Utkeberreekts  werden  ianerkalb  des  KonTentionsgebieta  beseitigt.  (Abiaderaag 
des  Art.  2  der  Konvention.) 

B.  Einheitliche  Schutzfrist  von  50  Jahren  nach  dem  Tode  des  Urhebers. 

Ein  Blick  in  diesen  Wunschzettel  genügt,  um  darzutun,  daß  der  künftigen 
Konferenz  groüe  Aufgaben  zugedacht  sind  Ihre  Arbeit  kann  sehr  segensreich 
wirken,  wenn  es  ihr  gelingt,  den  siurk  und  allseits  empfundenen  Bedürfnissen, 
die  in  den  vorhin  erwähnten  , Vorschlägen"  zum  Ausdruck  gelangt  sind, 
gerecht  an  werden. 

Aber  mir  wUl  scbeinen,  dafi  dw  in  Aassiebt  genommene  Weg,  die  Tor> 
bandene  Konvention  (etwa  in  Form  von  Zusatzakten)  zu  verbessern,  nicht 
der  beste  ist.  Erwägt  man,  daß  auf  der  einen  Seite  die  oben  erwähnten  Ver- 
besserungen lebhaft  verlangt  werden,  daü  anderseits  diese  Vcrbpssertinp^en 
weit  in  die  einzelstaatlichen  Urheberrechte  —  ich  denke  vor  allem  an  das 
englische  Urbeberrecht!  — ,  eingreifen  würden,  so  scheint  gerade  jetat  dir 
Zeitpunkt  gdcommen  an  sein,  in  dem  man  ernstlich  an  die  Beantwwtaog 
der  Frage  herantreten  konnte,  ob  es  sieb  niobt  empfBble,  fttr  das  Gebiet  der 
Konventionsstaaten  einen  einheitlichen  überstaatlichen  Kodex  b«-trefFend  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  I^iterafiir  nnd  der  Tonknnst  zu  schaffen. 

Ernstliche  Bedenken  können  gegen  diesen  Vorsclilag  wohl  kaum  geltend 
gemacht  werden  [vergl.  auch  Cohn,  das  internationale  gleiche  Recht,  JBl, 
1879  Nr.  19—21;  Zitelmann^  die  ltdglichkeit  eines  Weltrechts,  Vortrag, 
gdialten  in  der  YollTersaaunlitng  der  jnrisUseben  Gesellschaft  an  Wien,  am 
80.  3.  88,  ÖstAGZ.  30,  Bd.  Nr.  25-27,  S.  193  fg  ;  Cohn,  die  An- 
fänge eines  Weltverkehrsrechts,  in  ,drei  wissenschaftliche  Vorträge*  (1888). 
Heilt,  die  Internatinnalen  Unionen  iSber  das  Rerht  der  Wcltvorkehrs- 
anstalten  und  des  geiäügcn  £igeutums  (Iböii;;  Nippold,  der  völkerrechtliche 
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Veitng,  S.  2M  f^. ;  den.,  Interaationale  Bechtseiidielt  nf  dem  Gebiete  dee 

Privatrechts,  Ztsch.,  V,  S.  473-492;  Kahn,  übtr  Inhalt,  Natur  und 
Methode  des  Tiiteriiiitionalen  Privatrechts.  5  G :  ders..  die  einheitliche  Kodi- 
fikation des  internationalen  Privatrrrhts  durch  Sfnatsverträge ;  Gareis,  die 
Fortschritte  des  internationalen  Hechts  im  letzten  Mcuschcnalter ;  Uli  mann, 
die  Kodifikation  des  intecofttioiialen  FriTfttrechts,  in  der  ,  Woche*,  7.  Jabig. 
Hr.  37,  S.  1689—1601;  Klein,  InteniatioiialnGhtlidie  FtlTfttnehtieiiilieit, 
Ztsch.  XVI  1—33].  Gehört  doch  das  Urheberrecht  zu  dem  „Verkehrsrecht", 
d.  h.  dem  Teile  des  Rechts,  dessen  intcrnationalrechtllrhe  Vereinheitlichung 
allseits  als  wHnschcnswert  bezeichnet  wird,  weil  einmal  keine  nationalen 
Rücksichten  gegen  die  Vereinheitlichung  sprechen,  anderseits  die  Vorteile, 
die  die  elmelneii  KauYetttioMMtaaten  ftu  einer  nationnlrechilichett  Privat- 
rechüteinheit  auf  diesem  Gebiete  viehen  könnten,  sehr  bedeatcnd  sein  dürften. 
Mit  der  Unifikation  des  Urheberrechts  durch  Kollektivvertrag  zwischen  den 
Konvcntionsstaatcn  würde  ein  Pro7!<»ß  bcschhMinif^t.  der  %*or  allem  seit  Be- 
stehen der  Konvention  sich  bei  den  Konventionsstaaten  angekündigt  hat. 

Hit  Recht  hat  bereits  Oaterrieth  a.  a.  0.  8. 989  daraaf  hingewiesen, 
daB  bei  der  im  Interesse  der  Komponisten  dringend  sn  fordernden  Aufhebung 
des  SehliißprotokoUs  Ziff.  3  die  moderne  blOhende  Großindustrie  in  mechanischen 
Musikinstrumenten  keinen  Sehaden  nehmen  wird,  wofern  es  gelingt  für  das 
jianze  Konvcntionst'ehiet  diese  Regelung  zu  erreichen.  Bedenken  dieser  Art 
könnten  also  das  Zuätandekommen  der  Unifikation  nicht  hemmen. 

Zum  Sddnsse  sei  Irier  nodi  ftrfgendes  erwälml 

Eine  nngebenre  Lfldce  der  KonTention  besteht  darin,  dafi  die  Vernnigten 
Staaten  von  Nordamerika  der  Konvention  bislang  fernstehen.  Daher  ist  es 
möglich,  daß  in  Amerika,  —  der  Verband  deutscher  Journalisten  und  Schrift- 
steller hat  durch  den  Milnchener  Journalisten-  und  Schriftstellerverein  eine 
Enqa(ite  ttbcr  Art  und  Umfang  der  Ausbeutung  deutscher  Geistesarbeit  in 
den  Terdnigten  Staatm  anstellen  lassen,  —  allein  Äe  VerlastiiOer  deotsdien 
Arbeitslolmes  «bsr  10  000  000 .4[  beträgt  Selbstverständlich  wftce  es  «miU^ 
wtlnsphenswcrt,  wenn  es  sich  cireichen  ließe,  daß  die  Vereinigten  Staaten 
den  künftigen  Kongreß  beschitktdi  und  an  der  künftigen  Konvention 
(hoSentUch  Unifikation!)  teilnähmen.  Geschieht  dies  nicht,  so  müßten  die 
KonToitionMtaaten  vidd  dasn  SteUong  nehmen,  welche  Retondonsmittel 
sich  dam  eigne,  nm  der  ameriinnisdhen  Rttckstindlgkeit  anf  diesem  Gebiete 
enefgiseh  in  begegnen* 

2.  Zu  Art  22  B6  z.  BOB.*) 

Im  ^Standesamt'  1902  S.  93  findet  sich  folgende  Fragebeantwortung: 
Frage:   Wdche  Bestimmungen  sind  zu  beachten,  wenn  ein  Belgier, 

Niederländer,  Pranzo5?e.  Italiener  hier  ein  Kind  legitimieren  will? 

Antwort,  ^'aeh  Art.  22  FAi  z.  BGB  bestimmt  sich  die  Legitimation 
eines  unehelichen  Kindes,  sufeni  der  Vater  zur  Zeit  derselben  ein  Deutscher 


*)  Vgl.  Ztsch.  XUl  417  (mit  Ziuten),  XIV  118,  435  fi.,  XV  ötfi  S.  -  Red. 
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ist,  jkftch  den  deatschen  Gesetzen.  Hierin  liegt  one  spezielle  Anwendung  des 

nach  intirnatiuDaleni  Privatrechte  allgemein  geltenden  Satzes,  daß  für  die 
Lctrititnation  da?*  PersonalBtntnt  Aph  Leu:itimie]reiideD  mftügebend  ist.  Hiernach 
Itüuimen  folgende  Bestimmungen  in  Frage; 

a.  Belgien:  Aafier  der  Ehe  geborene  Kindw,  mit  Ansnshme  der  in  Blut- 
schande oder  im  Bbehmch  enevgten,  kttnnen  durch  die  nachfolgende  Khe 
ihrer  Eltern  legitimiert  werden,  wenn  diese  (also  beide)  sie  vor  ihrer 
Heirat  gesetzlicli  arcrkannt  haben,  ndor  sie  in  der 
Hf'irntf^urkunde  selbst  anerkennen  frrxh'  ein/  Art.  381).  Die 
durch  eine  naclifulgcnde  Ehe  legitimierten  Kinder  haben  die  nämlichen 
Rechtei,  als  wenn  sie  ans  dieser  Ehe  geboren  w&ren  (a.  a.  0.  331).  Die 
An^nunng  eines  natArlichen  Kindes  mn6  in  einer  anthentisehen  ür» 
kandc  geschehen,  wenn  sie  nicht  in  dssson  Qcburtsurknnde  enthalten  ist 
''534).  Außer  der  Lreitimntion  durrh  nar?tfolt/end©  Ehe  gibt  es  in 
Belgien  keine  andere  Art  der  Ebelichkeitfierklärung. 

b.  Niederland:  Uneheliche  Kinder,  mit  Ausnalime  der  in  Blutschande 
oder  in  Bbebmch  «nengten,  werden  durch  die  nachfolgende  Ehe  ihrer 
Eltern  legitimiert,  wenn  diese  ror  Eingehung  der  Ehe  dies  gesetzmäßig 
anerkannt  haben  oder  wenn  die  Anerkrnnungserklärung  in  der  Ueirats- 
urknnde  enthalten  ist.  lArt.  A21  des  niederl.  OB*.  Wenn  die 
Eltern  anterlasscn  haben,  vor  und  bei  der  Eheschließung  eine  Au- 
erkennnngserklftning  ahsngeben,  so  kann  diese  0nteriassung  durdi  dn 
Reslcript,  welches  das  Staat8o1)erhaupt  erlSßt,  unschidlieb  icemaeht  werden 
(Art.  829).  Kinder,  die  durch  eine  nachfolgende  Ehe  1  uiü i  iiert  worden 
sind,  haben  dieselben  Reolitc  uls  wrncii  sii'  ans  dusw  Klu  <:(l)orcn  und 
zwar  auch  im  Falle  der  ErlassuQg  eines  Legitimatious-Heskripts  nach 
Art  329  (Art.  332). 

c  Frankreich:  Die  Bestimmungen  sind  die  gleichen  wie  hei  Belgien, 
d.  Italien:  Die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimierten  Kinder  erlangen 
die  Recht«  der  ehdidim  Kinder  vom  Tnjjc  des  Eheabschlusses  hinweg, 
wenn  sie  von  bcidrii  Kitern  in  der  Heiratsurkunde»  odor  vur  «Inn  Eho- 
abschlusse  aaerkauut  worden  sind ;  oder  aber  vom  l'agc  der  Anerkennung 
an,  wenn  diese  erst  nach  der  Heirat  erfolgt  (Art.  197  des  ital.  GB). 
Im  Ehebrach  oder  in  Blatschande  erzeugte  Kinder  können  nicht  an- 
erkannt werden  (Art.  180  a.  a.  0.)- 
Bei  sämtlichen  vorbezeichneton  4  Staaten  hat  die  Anerkennung  mithin 
durch  d«>n  Vater  und  durch  die  Mutter  zu  erfolgen.   Erfolgt  die  Tifi^itimirninur 
bei  der  Eheschließung,  so  ist  dies  bei  Angdiürigen  der  gedachten  iStaaten 
daher  swedcmiLßiger  Weise  dadvrch  stim  Ansdnick  «m  Iningen,  daß  am 
Schlüsse  der  Urkunde  vermerkt  wird:   «Gleichzeitig  erkUürten  die  nun- 
mehrigen Eheleute,  daß  sie  usw.^       !k-i  Italienern  kann  die  An« 
erkf-nrnnir  fiii'^h  von  rineni  italiinisrhen  Kim.sul  beurkundet  werden,  wenn 
V.itir  und  Mutter  die  italieni.sche  Staatsangehüigkeit  besitzen. 
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Die  Verwendung  von  Minen  im  Seekrieg. 

V«i  VnUnoT  Dr.  flelilkekllis  in  ICubing. 

§  1.  Einleitung. 

Es  war  im  Jahre  1848,  als  die  Zeitungen  von  Kopenhagen 
einstimmig  forderten,  die  Stadt  Kiel  als  den  Zentralpunkt  der 
revolutionären  Bewegung  in  Schleswig- Holstein  durch  ein  Boni- 
bard(  ment  zu  strafen.  Der  Schrecken  in  Kiel  war  groß,  denn 
der  Eingang  in  den  Hafen  stand  der  dänischen  Flotte  voll- 
ständig offen.  Werner  von  Stetncus,  dureh  verwandtschaftliche 
Beziehungen  dort  für  das  Schick.sal  KieN  besonders  interessiert, 
kam  auf  den  (bedanken,  den  Hafen  duich  unterseeische  .Alinen 
mit  elektrischer  Zündung  zu  verteidigen.  Damals  noch  aktiver 
preußischer  Offizier,  erbat  und  erhielt  er  zu  diesem  Zwecke 
Urlaub.  Das  Unternehmen  wurde  von  ihm  ausgeführt,  und  ob- 
gleich die.se  ersten  unterseeischen  Minen  nicht  in  Tätigkeit  ge- 
kommen sind,  hatte  diese  Tat  des  deutschen  Erfinders  doch  den 
erfreulichen  militärischen  Erfolg,  daß  trotz  der  danuiligen  noto- 
rischen Schwäche  der  artilleristi.sclien  Verteidigung  des  Kieler 
Hafens  während  beider  Schleswig-Holsteinisclien  Feldzüge  aus 
Furcht  vor  ilen  Minen  kein  dänisches  Schiff  wagte,  in  den 
Kieler  Hafen  einzulaufen.  In  seinen  Lebenserinnerungen  be- 
schwert Siemens  sich  dai'iiber,  daß  die.se  erste,  vor  den  Augen 
der  ganzen  Welt  erfolgte  und  damals  viel  besprochene  Hafen- 
vert(  idi^Miiif^  durch  unterseeische  Minen  später  von  deutschen 
.Militär. scluiltstellern  dem  Professor  Jakobi  in  Petersburg  zu- 
geschrieben sei,  obgleich  dessen  Versuche  bei  Kronstadt  viel 
später  ausgeführt  seien  und  Jakobi  selbst  gar  nicht  daran  ge- 
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dacht  habe,  ihm  die  Erfindung  nnd  die  erste  AusfObroftg  im 
Kriege  streitig  zn  machen.^) 

Diese  ersten  Minen  zu  Zwecken  der  Hafenverteidigung 
waren  nach  der  Beschreibung,  die  uns  Siemens  davon  gibt, 
„abhängige"  Minen,  d.  h.  sie  waren  so  eingerichtet,  daß 
durch  Zttndleitungen  die  läq^losion  vom  Ufer  aus  in  dem  Moment 
bewerkstelligt  ward,  in  dem  das  Schiff  sich  gerade  fiber  der 
Mine  befand.  Indessen  ist  die  spätere  Technik  bei  dieser 
Minenart  nicht  stehen  geblieben,  vielmehr  sind  neben  die  ab- 
hängigen" Minen  die  , unabhängigen"  getreten,  welch  letztere 
sich  ohne  Verbindung  mit  dem  Lande  durcli  bloße  Berülirung 
mit  dem  iSchiffskörper  entluden.  Damit  aber  hat  die  Verwendung 
von  Minen  im  Seekrieg  nicht  nnr  eine  ganz  andere  militärisch- 
technische,  sondern  vor  allen  Dingen  auch  eine  erhöhte  juristische 
Bedeutung  für  das  Völkerrecht  gewonnen.  Denn  diese  un- 
abhängigen Minen  können  nicht  nur  als  sogenannte  „reguläi*e 
Minen"  gleich  den  . abhängigen"  nur  mit  erhöhter  Leichtigkeit 
zur  Verteidigung  vun  Flußmündungen,  Hafcneinfalirteu  usw. 
verwandt  werden,  sondern  indem  die  „unabhängige"  Mine 
als  sogenannte  -Streumine"  zu  ihrer  Verwendung  keines 
territorialen  Stützpunktes  mehr  bedarf,  ist  sie  ein  Kriegsmittel 
geworden,  daß  tatsächlich  im  Seegebiet  selilerhthin  verwandt 
werden  kann,  sei  es  im  Küstenmeer  des  iY-mdes,  auf  neutralen 
Wasserstraßen  oder  auf  hoher  St  e.  Ob  aber  auch  rechtlich V 
Die  militärische  Bedeutnni:  dieser  Streuminen  gehört  zu  den 
interessantesten  Erfahi-un;4cn  des  letzten,  russich-japani sehen, 
Krieges.  (Jleiclizeiti^  aber  haben  diese  Erfahrungen  uns  ge- 
zeigt, welche  Hefahrcn  der  neutralen  Schiffahrt  durch  dieses 
Mittel  der  Kricfiführung  drohen,  und  so  erscheint  es  denn  vom 
Standpunkt  der  Völkerrechtswissenschaft  als  dringend  geboten, 
zu  untersuchen,  welche  in  anerkannter  Geltung  befindliche 
Reclitsnormen  ohne  weiteres  auf  dieses  Kriegsmittel  anzuwenden 
und  welche  besonderen,  seiner  Eigenart  entsprechenden  Rechts- 
grundsätze dafür  auszubilden  sind.    Auch  hier  gilt  es,  eine 


Werner  wm  Siemens  LebeneerinnerungeH,  8.  Aull.,  Berlia  1901, 
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initiiere  Linie  za  finden  zwischen  dem  Interesse  der  Krieg- 
fahrenden  nnd  dem  Interesse  der  Neutralen. 

§  2.  Die  Verwendung  von  Minen  im  eigenen 

Meeresgebiet. 

Während  für  den  Landkrieg  nur  das  Staatsgebiet  der 
beiden  Kriegführenden  als  Kriegssdiauplatz  rechtlich  in  Betracht 
kommt)  mflssen  wir  für  den  Seelcrieg  unterscheiden  zwischen 
den  Territorialgewässem  der  Kriegführenden  und  der  hohen 
freien  See.  Wir  haben  gehört,  wie  die  Seeminen  zuerst  1848 
verwandt  worden  sind  zur  Sperre  des  Kieler  Hafens,  dasselbe 
ist  1870  dort  geschehen.  Vielfach  wird  als  Beispiel  weiterer 
Hafensperren  Bezug  genommen  auf  die  Sperrung  der  franzÖ- 
sieben  Häfen  Rouen,  Dieppe  und  F^carap  durch  die  französische 
Flotte  in  demselben  Krieg. ^)  Indessen  ist  das  I^iUl  dieser  Kr- 
jscliLiiiüüg  doch  ein  anderes.  Hier  handelte  es  sich  um  Hafen, 
die  zwar  dem  französischen  Staats^rebiet  angehörten,  aber  in 
deutscher  Hand  waren.  Und  dei- Zweck  der  Maßrej^id  war  der, 
den  deutschen  Truppen  dort  die  Zufuhr  auf  dem  Seewege  durch 
die  Xeutrahn,  namentlich  Eu^^land,  abzuschneiden.  Freilich 
hatte  auch  die  französische  Bevolixerunpf  der  Küste  so  sehr 
unter  dieser  Sperre  zu  leiden,  daß  ein  Dekret  der  franzüsischeu 
Re«rjerung  vom  9.  1.71  weni^^stens  für  Kohlen  die  freie  Zufuhr 
wiedonim  gestattete.  Da  die  fragliche  Maßregel  nicht  den 
Zw<'rk  hatte,  die  eigenen  Hafen  zu  verteidipfen  gegen  An^aifft- 
von  der  tseeseite  her,  sondern  den  im  Hafen  betindlichen  (Jegner 
.auszuhungern  und  ihn  zu  hindern,  seine  IIi!f^.|ueUen  zu  er- 
neuern, wird  man  ihr  richtiger  den  Charakter  einer  eigejitlichen 
Blockade  zasprecüea.^j    Dasselbe  würde  dann  auch  von  der 

^]  Siehe  dvftber  Dahn  in  dm  Jahibflefaem  fttr  die  deatache  Armee 
nd  Murine,  Y  181. 

^  Anden  JP^rels,  Das  internationale  öffentliche  Seerecht  der 
Gegenteart,  2.  Aufl  B.rliri  1903  S.  221,  im  Anschluß  un  Gl  aß,  Marine 
International  Laie  Innapolis  1885  S.  459.  Im  obiiren  Sinriü  dayjegcn 
Rosse,  £läments  de  droit  maritime  international  Paris  1666,  Fauchille, 
Du  blocus  marMmt  Paris  1882  8. 162,  Bonfilt-Orah,  Lehrbuch  des 
mkerr€dtl8  Berlin  19M  8.810,  BeffUT-Q^ffUen,  Po»  MurapOUehe 
Tölkerrecht  der  Oegemwart  Berlin  1888  9  154  Ann.  3.    Sidie  vuih 
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Abspemmg  zu  gelten  haben,  die  1897  im  griecliiBChrturkiscben 
Krieg  nach  der  Besetnmg  Thessaliens  durch  die  Tfirken  dort 
von  den  Griechen  gegenüber  ihrem  eigenen  Meerbusen  von 
Volo  verhängt  wurde.  Um  den  Yersuch  einer  richtigen  Hafen- 
sperre aber  handelte  es  sich  unzweilelhaft,  als  im  Jahre  189S 
Spanien  im  Kriege  mit  den  Vereinigten  Staaten  vor  seinem 
Baden  San  Juan  auf  Porto-Rieo  alte  Schiffe  versenkte,  die  mit 
Steinen  beladen  waren.  ^)  Jedenfalls  gehört  die  Hafensperre 
als  kriegerische  Yerfceidigungsmaßregel  dem  geltenden  Völker- 
recht an,  mag  man  sie  nun  aus  dem  Rechte  auf  Selbsterfaaltnng 
herleiten  oder  jün<rerer  Doktrin  folgend  aus  dem  Notstand, 
d.  h.  aus  dem  Rechte  des  üferstaats  die  schwerwiegenderen 
Interessen  der  nationalen  Verteidigung  den  Yerkehrsrechten  der 
Neutralen  überzuordnen.^  Was  nun  aber  von  der  möglichen 
Sperre  der  Hftfen  durch  den  üferstaat  gilt,  ist  auch  auf  das 
ganze  Kfistenmeer  desselben  anzuwenden.  Richtiger  Meinung 
nach  liegt  nämlich  auch  hier  eine  Gebietshoheit  de  s  üferstaats 
vor,  mag  dieselbe  sich  gegenüber  den  durchfahrenden  Schiffen 
auch  nicht  so  intensiv  betätigen  können  wie  im  Hafen.  Freilich 
ist  die  von  mir  früher  ausführlich  vertretene  Auffassung  von 
der  Souveränität  des  Uferstaats  im  Küstenmeer  bis  auf  den 
heutigen  Tag  nicht  unbestritten  geblieben.'*)  Aber  abgesehen 

JPiddelidcre,  Pricis  de  droit  international  public  Paris  1894  iL.  löi^ 
§  1087  und  FilUt,  £m  M»  aetuellte  dm  /a  gmvrr^  8  Puis  1901 
§  69,  as,  89. 

Politis,  La  guerre  gr4co-turque  in  der  d*  droit  Inter- 

national et  de  leffiülatian  compnrie  IV  690. 

3)  Vgl.  V.  Liazt,  Völkerrecht,  1.  Aufl.,  S.  195. 

Schücking,  Das  Küstenmeer  im  internationalen  Recht,  gc- 
kzttiite  PkwBBchijlt,  Gfittiageii  1897.  Anderer  Ifeimuig  von  epiteren  DMaent- 
lioh  De  Lapr adelte  in  der  Abbandlang  Le  droit  de  l'itat  sur  la  mer 
territoriale,  erschienen  in  der  R.  G.  189H  S.  204—284  u.  S.  309—347. 
Gegen  De  Lapradellc  siehe  Vignaiix,  Le  droit  de  Vitat  sur  In 
mer  territoriale  Paris  1900  S.  12  f.  und  Fauchille,  Le  domaine  aärien 
FaifB  1901  8.  66.  Fttr  die  SonverlUiittt  det  Ulerstaato  Mteh  BonfiU- 
Qrah  a.  a.  0.  S.  867,  ferner  JVy«,  Le  droU  1$$temaHonal  tl  BrSaiel-Fwi» 
1904  S.  518.  Beachte  aach  das  Kftterlal  „Territorial  Waters"  im  Report 
rier  Af^socititfon  for  the  Beform  and  CodificoMon  of  the  Lato  ef 
üations  von  1893. 
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davon,  daß  nach  Pereis  die  Meinong  rom  Besteben  einer 
SouTeränit&t  überwiegt,-^)  weist  ein  Gegner  dieser  Meinung, 
nämlich  «.  LU»t,  mit  Recht  daran!  bin,*)  daß  die  ganze  Frage 
einen  mehr  oder  weniger  akademischen  Gharaicter  hat,  weil  die 
Anhänger  wie  die  Qegner  dieser  Lehre  bezüglich  der  einzelnen 
Bechte,  die  der  Ufers taat  im  Kfistenmeer  betätigen,  wie  be- 
züglich der  Hechte  Dritter,  namentlich  in  bezug  anf  die  freie 
Dnicbfahrt  übereinstimmen.  Wir  können  deshalb  die  alte 
Streitfrage  hier  völlig  mhen  lassen.  Denn  es  ist  nnbestritten, 
daß  der  kriegführende  Uferstaat  wie  den  Halen  so  sein  ganzes 
KQstenmeer  sperren  kann  für  den  Feind  wie  die  Neutralen. 

In  diesem  Sinne  sagt  Art.  6  der  Resolution  des  Instituts  für 
internationales  Recht  über  das  KQstenmeer  vom  31.  3.  92: 
^Tous  les  navires  sans  disUncUtm  ont  le  droit  de  passage 
inoifensio  par  ta  mer  terrüariale,  sanfle  droit  des  bellißirants 
de  refflemewter  et  dans  un  but  de  defense  de  barrer  le 
paseage  dana  ladite  mer  pom  toutnavk'e  .  . nur  um  damit 
einen  schon  geltenden  Rechtszustand  zu  präzisieren.^)  Auch 
hier  müssen  also  die  Yerkehrsrechte  der  Neutralen  dem  schwerer 
wiegenden  Verteidigungsinteresse  des  Uferstaates  weichen.  Der 
Uferstaat  kann  jede  Maßregel  treffen,  die  ihm  für  seine  Zwecke 
der  Verteidigung  geeignet  erscheint,  also  ebensowohl  die  eigenen 
Anlagen  zur  Sicherung  der  Schiffahrt  an  der  Küste  zerstören, 
wie  andere  Anlagen  herstellen,  die  geeignet  sind,  den  Eintritt 
in  seine  Gewässer  zu  verwehren.*)  Unter  diesem  Gesichts- 
punkt kann  er  also  auch  das  ganze  Küstenmeor  wie  einzelne 
Teile  desselben  durch  Sprengminen  sperren.  So  hat  denn  auch 
liuljland  zu  Beginn  des  letzten  Kriep:es  einen  Teil  der  Buchten 
der  \  nn  ilim  besetzten  Kwantunp-Halbiiisel  mit  ihren  zahlreichen 
Port  Arthur  umgebenden  Forts  durch  Strenminen  abgesperrt. 
Ferner  haben  die  Küssen  10  km  vom  Hafen  Port  Arthur  ent- 
fernt Minen  gelegt,  auf  die  am  15.  ö.  04  die  japanischen  Linien- 

1)  Pereis  a.  a.  0.  S.  18  Amn. 
<)  9.  LisMt  ft.  m.  0.  8. 87. 

3)  Vgl.  Aber  diese  BesolntioD  du  AnmiMtr«  de  V^HM  Xm  125—161 

«Bd  281—331. 

*)  Vgl.  Schückiug  a.  a.  0.  S.  83. 
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schiffe  HaftsuBe  und  Yasbima  anf^lanfen  sind.  Es  fragt  sichf 
ob  wir  bierin  noch  eine  Sperre  des  Tenitorialmeeres  zu  er- 
blicken baben  oder  eine  kriegeriscbe  Maßnabme  auf  offener 
See.  Kein  Geringerer  wie  der  belcannte  Ydlkenecbtslebrer 
T.  E.  Holland  hdX  in  einem  Vortrag  in  der  BrUish  Äcademy 
über  „Neutral  duties  in  a  marüime  war,  as  ülustra  ted  by 
recent  events"  ausgeführt:  „Der  Kriegführende  hat  dagegen 
kein  Recht,  außerhalb  der  Dreiseeraeilengrenze  verborgene  Zer- 
störungsmittel,  wie  Minen,  auszulegen,  dies  ist  lioi  allen  Kr- 
örterun^cn  anerkannt,  welche  sich  mit  der  Frage  besdiäftisrt 
haben,  ob  die  neutralen  Schiffe  während  der  Belagerung  \v>ii 
Port  Arthur  durcli  Minen  beschädigt  sind,  die  aus  dem 
russischen  Küstengewässer  vertrieben  oder  außerhalb  ausgelegt 
waren." \)  Wir  lassen  die  Frage,  ob  dieses  Kriepsmittel  auf 
(»ffener  öee  wirklich  versagt  ist,  einstweilen  zurück^'-est^dlt, 
müssen  aber  in  diesem  Zusammenhange  nachprüfen,  ob  denn 
wirklich  die  Dreiseemeilenzone  die  absolute  Grenze  der  Küstt  u- 
gewässer  bedeutet,  wie  der  Professor  Holland  anzunehmen 
scheint.  In  bezu^^  auf  diese  Annatime  ist  Holland  aber  jranz 
entschieden  im  Irrtum.  Ich  habe  früher  den  Nachweis  geliiht  r.  ) 
daß  die  Dreimeilengreuze,  so  verbreitet  sie  sein  mag,  niemals 
allgemein  an^renommen  ist  und  Tiiemals  die  Kanonenschußweite 
ganz  verdrängt  hat,  daß  deshalf)  auch  heute  noch  der  Uferstaat 
grundsätzlich  seine  Grenze  soweit  in  das  Meer  hinausschieben 
kann,  als  er  es  zu  seiner  vSicherheit  für  erforderlich  erachtet, 
selbstverständlich  aber  nur  bis  zur  Kanonenschußweite  als 
Maximalf2Tcnze.  Xatürlich  kann  sich  der  Staat  aber  auch 
völkerrechtlich  auf  die  Beobachtung  einer  bestimmten  Grenze 
vertragsmäßig  festlegen.  Indessen  ist  dabei  zu  beachten,  daß 
die  vertragsmäßige  Begrenzung  des  Küstenmeeres  für  einen 
bestimmten  Zweck,  wie  sie  z.  B.  in  Form  der  Dreiseemeilen- 
grenze für  die  Nordseelischerei  vorgesehen  ist  (durcb  Vertrag 
vom  6.  5.  82),  die  Vertragscbiießenden  noch  iteineswegs  ver- 

*)  Zitiert  nach  einer  Wiedergabe  in  der  Marine-Mundachau  von  lüO» 

*)  Sehüeking  a.  a.  0.  S.  12.  Vgl.  dani  namentUoh  auch  Ntf»  a.  a.  0. 
S.  511.  Per  et  8  a.  a.  0.  8.  23^  daaellwt  aocb  Anm.  8. 
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pflichtet,  jene  Gieaze  sdilechtbiD  fnr  die  Betatigimg  aller 
Holieitsrechte  eiozabalten,  dehnt  doch  z.  B.  Bng^land,  obgleich 
es  an  jenen  Fischei^ivertrag  beteiligt  ist,  seine  Zoll-  nnd 
GesundheitskontroUe  anf  12  Seemeilen  aus.  Gerade  zu  Zwecken 
der  Verteidigung  wird  nun  aber  der  Ulerstaat  oft  geneigt  sein, 
seine  Grenze  im  Kriegsfalle  möglichst  weit  hinanszuschieben. 
Daß  er  dabei  wirklich  bis  zur  Kasonenscbußweite  der  besten 
Geschütze  seiner  Zeit  gehen  kann,  scheint  mir  die  Meinung 
aller  neuesten  Autoren.  Ich  verweise  vornehmlich  auf  v.Lieet,^) 
Perels^  Bonfils^)*)  Die  Dreiseemeilengrenze  hat  sich  ja 
nur  eingebfirgert,  weil  sie  eine  Zeitlang  der  Kanonenschußweite 
entsprach.  Da  sie  keineswegs  gemeines  Recht  gewonten,  steht 
wie  gesagt  nichts  im  Wege,  daß  der  Uferstaat,  soweit  er  nicht 
vertragsmäßig  gebunden,  den  Fortschritten  der  Geschfitztechnik 
entsprechend  seine  Seegrenze  immer  weiter  hinausschiebt.  Es 
ist  also  m.  K.  eine  rein  tatsächliche  Frage,  ob  die  10  km  von 
Pult  Arthur  belegenen  Minen  nodi  im  russischen  Küstenmeer 
ausgestreut  waren.  Und  diese  l-'iage  ist  zu  bejahen.  Macht 
man  nämlich  die  Frap'  <h'r  K.uiunenschnljweite  abhänfii;;  von 
der  Treü'sicherheit  der  Strundbatterieu,  so  kommt  man  heute 
schon  zu  einer  Ausdehnung  von  ä — 7  Seemeilen."*)*)  Das  wiireii, 
da  die  Seemeile  1852  m  beträgt,  9.260—12,964  km.  Mithin 
erscheint  der  Vorschlag  des  Instituts  für  internationales  Recht 
vom  Jahre  1892.  eine  feste  Grenze  von  sechs  Seemeilen  zu 
schallen,  heute  dt  n  lledürfnissen  des  Uferstaats  kaum  no(  h  ent- 
sprechend. Freilich  hat  das  Veränderlielii'  der  Seegrcnzt- 
manche  Schwieripfkeiten  zur  Fol^-e.  iniaieriiin  aber  ki>nnte  die 
Vereinbarung  einer  festen  Urenze  unter  den  Staaten  das  *MiJi- 

1)  0.  LisMt  a.  ft.0.  S.86. 
*)  Per  eis  a.  ».0.  S.  26. 

3t  Bonfils  a.  a.  0.  S.  257. 

•)  Vl'1.  uhor  auch  Ztsch.  XII  187  —  Rod 

Es  scheint  mir  richtitjer,  die  Entfernung  uut   Po  eis  nach  der 
binreicheuileu  Treffsicherheit  zu  berechnen,  die  ich  wohl  mit  der  Angabe  von 
Li8Mi  fiber  die  Erkenobarkeit  des  Zieles  sasftiniiMCiwerfeit  darf,  als  naeti 
der  absolttten  Tr^fwefte.  Senat  kiiiie  man  sogar  auf  21  Seeineilen,  beinahe 
40  km 

*}  Vgl.  dazu  Ztecb.  XIV  117.  ~-  Red. 
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liehe  heben,  dafi  bei  den  raschen  Fortschritten  der  Geschütz- 
technik  der  fraglichen  Abgrenzung  die  innere  raüo  bald  ver- 
loren ginge.  Bs  erscheint  jedoch  höchst  unzweclonäBig,  Normen 
zu  schaffen,  die  nicht  gehalten  werden  können.  Wenn  z.  B. 
die  oben  erwähnte  Meinung  des  Professor  Holland  durch- 
dringen  sollte,  daß  die  Anwendung  von  Minen  auf  hoher  See 
fOr  die  Kriegführenden  verboten  wire,  so  kann  es  hei  dar  Be- 
deutung der  Minen  für  die  Verteidigung  der  H&fen  und  Kösten 
geradezu  eine  Lebensfrage  für  den  Ufeistaat  sein,  wenigstens 
seine  Seegrenze  möglichst  weit  hinausschieben  zu  können.^) 

Von  untergeordneter  Bedeutung  gegenüber  der  Grenzlinie 
Z¥ri8chen  Küstenmeer  und  hoher  See  ist  die  Frage,  wo  die 
innere  Grenze  zu  ziehen  zwischen  dem  Staatslandgebiet  und 
dem  Küstenraeer.  Immerhin  müssen  wir  auch  sie  erwähnen, 
weil  sie  für  die  Berechnung  der  äußeren  Grenze  präjudiziell 
ist.  Wir  möchten  in  dieser  Bezielmnj^  iin  Anschluß  an  das 
Institut  an  der  Xiedriy:wasser}irenzo  festhalten.-)  In  diesem 
Sinne  spricht  sich  auch  v.  Lus^t,  ßonfils-Grah  uiid  yys 
ans.  Wenn  Pereis  statt  dessen  im  Anschluß  an  die  Theorie 
vom  Küstenmeer  die  innere  Grenze  auf  die  Linie  verlegen  will, 
auf  der  no(  Ii  Strandbatterien  errichtet  werden  können,  die  also 
auch  bei  höchstem  Wasserstand  nicht  durch  die  Flutwelle  ge- 
fährdet werden,  so  heißt  das  m.  E.  das  l'ferd  beim  Schwanz 
aufziitiinen.  Die  Grenze  zwisclien  dem  Staatsland-  und  dem 
Staatswasserj^febiet  kann  nicht  abhängig'  sein  von  der  Theorie 
über  die  Ausdehnung:  des  Küstenmeeres.  Für  die  Abfirenzung 
des  Staatslaiidofebietes  sind  vielmehr  andere  Ti runde  t-ntsclieidend 
und  diese  sprechen  dafür,  zum  Staatslandgebiet  aucli  diejenifren 
Flächen  zu  rechnen,  die  zeitweise  bei  hoher  Flut  unter  Wasser 
gesetzt  sind.^) 


Unter  diesem  Gesichtspunkt  hüben  die  MächU  vielleicht  gut  getan, 
aai  den  189ö  von  ileu  ^tiederiauiltu  geuiachien  Vorschlag  nicht  cinzugcheu, 
naeb  wdohem  dea  BescUflnen  des  Instituts  geinftB  die  Sedumeikiigceiise 
TertngUeli  tetgetegt  worden  sollte. 

^  Vgl.  aber  diese  Stnttfiftge  Sehücking  ».  «.  O.  S.  18,  U. 

^)  leb  habe  einmal  darauf  hiugewit  8<  n,  wie  diese  Frage  im  FsUe  des 
»äeeadler"  praktisch  geworden,  vgl.  DJZ.  van  1900  S.  m 
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Das  Ergebnis  unserer  bisherigen  Untersuchangen  wäre  also 
folgendes:  Der  kriegführende  Uferstaat  kann  sein  Kfistenmeer 
im  Zweifel  bis  zu  Kanonenschnßweite  hin  durch  Minen  ver- 
teidigen, und  auf  diese  Weise  dort  die  Schiffahrt  für  ih  n  Gegner 
wie  die  Neutralen  sperren.    Freilich  wird  die  Sperre  des  Ufer- 
staates wohl  in  der  Regel  nur  eine  relative  sein.    Ich  meine 
damit,  das  eigene  Interesse  des  Uferstaateü  wird  in  vielen  Fällen 
dazu  tuliren,  daß  die  Sperre  nur  gegenüber  den  Schiffen  des 
(üegners  eine  absolute  ist,  dagegen  der  neutralen  Schiffahrt 
unter  Beobaolitun«,^   gewisser  Vorsichtsmaßregeln  der  Zufj^aiig 
offen  gehalten  wird.    Denn  meistens  w  ird  dcv  Kriegftiiirende 
die  Zufahrt  durch  die  Neutralen  nicht  missen  wollen.  In  di(  sem 
Sinne  wurde  die  vollständige  Schlieliunp:  des  Kieler  Hafens 
für  fremde  Schiffe  durch  eine  Verordnung  vom  28.  9.  70  wieder 
aufgehoben.   Bestellen  blieben  nur  gewisse  Einschränkungen  der 
Schiffahrt  niit  iiiK  ksicht  auf  den  Krieg-^zM^taml  einerseits  und 
die  ^linen^^efabr  für  die  Neutralen  andererseits.*)    Bei  solcher 
La^r   der  Din^^e   muß  sich  unzweifelhaft  der  Neutrale  die 
Kegelung  seiner  Einfalirt  und  AnsfaliTt  g-efallen  lassen.  Soll 
die  Sperre  eine  absolute  sein  und    nieh  für  die  Neutralen  die 
Schiffahrt  ganz  unterbinden,  so  wird,  wenn  irgend  möglich,  den 
im   Hafen  des  Uferstaats  vom  Ausbruch   des   Krieges  über- 
raschten neutralen  Fahrzeugen  Gelegenheit  gegeben  werden 
müssen,  noch  vor  Verhängung  der  Sperre  auszulaufen.  Erfordern 
die  Umstände  des  Kriefres  die  sofortige  absolute  Sperre,  so 
wird  diese  Maßregel  den  neutralen  Schiffen  im  Hafen  mitge- 
teilt oder  wenigstens  dort  öffentlich  bekannt  gemacht  werden 
müssen,  damit  sie  nicht  in  Unkenntnis  der  Minengefahr  sich 
der  Gefahr  aussetzen,  beim  Passieren  der  Minen  in  die  Luft 
gesprengt  zu  werden.    Da  die  Neutralen  aber  prima  fcune  das 
Recht  haben,  dan  Küstenmeer  des  Kriegführenden  zu  passieren 
nnd  auch  seine  Häfen  anzulaufen,  wdclies  Recht  nnr  dem 
Starkeren  Recht  des  Uferstaats  sich  durch  eine  Sperre  zu  ver- 
teidigen,  gegebenen  Falles  weichen  mnß,^  so  können  die  Neutralen, 

1)  Berels  a.  ».  0.  S.  220. 

*i  Vgl.  Sehüeking  a.  a.  0.  S.  63,  Perel»  a.  a.  0.  S.  221,  v.  Martens ^ 
La  paix  0t  la  swrr;  Parit  1901  S.  609  9. 
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auch  soweit  sie  sich  beim  Ausbrach  des  Krieges  außerhalb  des 
VerteidignngsKebietes  befinden,  Benachrichtigang  von  der  ver- 
hängten Speming  verlangen. .  Es  erscheint  dringend  notwendig, 
daa  neutrale  Schiff  vor  Schaden  zn  sichern,  daa  nichtsSihneDd 
in  bezug  auf  die  Sperre,  vielleicht  sogar  in  bezug  auf  den 
Ausbrach  des  Krieges  das  Eüstenmeer  des  Kriegführenden 
passieren  oder  seinen  Hafen  anlaufen  wiU.  Man  möchte  ver* 
sucht  sein,  im  Interesse  der  neutralen  Schiffahrt  wie  bei  der 
Blockade  eine  Generalnotifikation  2U  fordern,  damit  die  Schul- 
fahrt den  veränderten  Umstanden  von  vornherein  Rechnung 
tragen  kann.  Jedenfalls  muß  aber,  falls  solche  Qeneralnotifikation 
Überhaupt  nicht  eigangen  ist,  oder  falls  nur  die  entfernteste 
Möglichkeit  vorliegt,  daß  das  herannahende  Schiff  über  die 
Generalnotifikation  nicht  unterrichtet  ist,  noch  eine  Sperial- 
notifikatiott  stattfinden.  Freilich  wird  hier  ein  bezügliches 
Wamungssignal  schon  in  der  Regel  zu  dieser  Spezialnot^kation 
genügen.  Wenn  dann  ein  neutrales  Schiff  sich  der  Sperrmaß- 
regel nicht  fügen  und  trotz  des  mitgeteilten  Yerbotes  auf  seme 
eigene  Gefahr  ein-  oder  ausfahren  will,  so  kann  Gewalt  geübt 
werden.  Denn  der  Uferstaat  hat  ein  berechtigtes  Interesse 
daran,  seine  Speirmaßregeln  aufrecht  zu  erhalten.  Ein  solches 
Schiff  könnte  also  beschlagnahmt,  In  i  aktivem  Widerstand  auch 
vernichtet  werden.  Eine  PriseiigL'richtijbarkeit  ist  indessen  in 
solchen  Fällen  bisher  lacht  üblich  gewesen,  so  daß  ähnlich  wie  bei 
der  Friedensbluckade  das  beschlagnahmte  Schiff  nach  beendig^ti-r 
Sperre  dem  neutralen  Eigentümer  zurückgegeben  werden  müüt*'. 

Würde  aber  der  Kriegführende  seine  W^arnungs]  tl  rht  ver- 
absäumen und  das  neutrale  Schiff  in  Unkenntnis  der  Mim  nsperre 
irgendwie  zu  Schaden  kommen,  so  wüi'de  der  l)etret)"ende  Heimat- 
staat den  Kriegführenden  liaftbar  machen  können.  Übrigens 
hat  Rußland  zu  Beginn  d<'s  letzten  Krieges  die  olienerwähnte 
Minensperre  an  den  Bucliten  der  Kwantung-Halbinsel  durch 
Beknnntmachung  vom  15.  8.  04  mitgeteilt. 

^  6,  Die  Verwendung  von  Minen  im  feindlichen 

Meeresgebiet. 
Entsprechend  der  oft  bewährten  J^ehre,  daß  im  Kriege  der 
Angriff  die  beste  Verteidigung  ist,  wird  der  kriegführende  Staat 
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sich  bei  einigermafien  ansreicheiiden  Eriegemitteln  nicht  auf 
den  Schutz  des  eigenen  Seegebietes  beschränken,  sondern  den 
Feind  in  seinen  Oewfissem  anfrachen.    So  kommt  auch  das 
Seegebiet  des  Gegners  mit  in  erster  Linie  als  Kriegsschauplatz 
in  Betracht.   Die  angreifende  Macht  wird  hier  oft  ein  be- 
sonderes Interesse  daran  haben,  den  Ghigner  zu  yerhindem,  den 
ihm  als  Operationsbasis  dienenden  Hafen  oder  Kfistenstrich  zu 
verlassen.  Denn  damit  ist  die  gegnerische  Flotte  zur  Untätig- 
keit verdammt.  Das  beste  Beispiel  bietet  der  letzte  ostasiatiscbe 
Krieg.  Hier  kam  es  für  die  Japaner  vorzüglich  darauf  an,  die 
nissischen  Schiffe  in  Port  Arthur  und  Wladiwostok  festzuhalten, 
damit  inzwischen  Truppen  und  Vorräte  von  dem  Inselreich  aus 
auf  d'ds  Festland  geworfen  werden  konnten.    Als  bestes  Mittel 
hierzu  hat  sich  die  Minensperre  erwiesen.    Einmal  haben  die 
Japaner  Minen  gelegt  auf  der  Rhede  vor  l'ort  Artluir,  durch 
welche  am  12.  4.  04  das  russische  Flaggschifi"  Petropawluwsk 
zerstört  wurde,  dann  im  ganzen  Blockadegebiet  der  K\\  antnng- 
Halbinsel,  und  nachdem  am  '2fi.  4.  04  ihnen  der  Traiisp(.rt- 
dnmpfer  „Kinshu-Mani"  bei  Gensan  Utirch  das  russische  Kreuzer- 
geschwader vei*senkt  worden,  auch  innerhalb  der  nissischen 
Hoheits{ii:e Wässer  vor  Wladiwostok.     Es  ist  von  keiner  Seite 
bezweifelt   worden,    daß   innerhalb   der   feindlichen  Hoheits- 
gewässer dieses  Kriegsmittel  wie  jedes  andere  vom  (iefjner  an- 
gewandt werden  kann.    Zu  beachten  ist  dabei  nur  die  Rechts- 
stellunp'  der  Neutralen.    Da  die  neutrale  Schiffahrt  zunäch.«:t 
trotz  des  Krir|ff»s  das  Recht  des  Verkehrs  in  den  (JewiisM  i n 
der  Ki'ie^rführenden  beliält,  es  sei  denn  daB  die  Kriej/fidirendeii 
von  ihrem  besonderen  Kriejrsrecht  der  Sperre  (iehraucii  ge- 
macht haben,  so  wird  man  eliensowohl  bei  der  Minensj^erre 
innerhalb  des  fremden  Küstenmeeres  eine  Notifikation  verlanj^en 
müs.sen,  wie  solche  bei  der  Blockade  .schon  längst  rechtens  ist. 
Denn  wenn  auch  die  Blockade  nicht  auf  die  Eroberung  des 
feindlichen  Küstenraeeres  gegründet  werden  kann,^)  so  pflegt 
sie  sich  regelmäßig  doch  auch  innerhalb  der  Küstengewässer 
abzuspielen,  Minensperre  und  Blockade  sind  analoge  Kriegs- 


0  Vgl.  Sehücking  %.  a.  0.  S.  81. 
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mittel,  liier  wie  dort  müssen  die  Verkelirsreclite  der  Xeiitralen 
den  Kriegsreeliten  weichen.  Denn  letztere  sind  die  stärkt-reii, 
weil  sie  das  höhere  Interesse  verkürpeni.  Steht  doch  bei  jedem 
Kriepre  die  «ranze  Existenz  des  Kriegsführenden  auf  dem  Spiel. 
Aber  hier  wie  dort  wird  man  verlangen  müssen,  daß  die  neutrale 
Schiffahrt  wenigstens  rechtzeitij?  Kunde  erhält,  der  Krieir- 
fülirende  mache  von  seinen  Krie<isrechten  (Gebrauch.  Auch  liier 
wird  die  Generalnotitikation  unter  Umständen  entsprechend  dem 
früher  Gesagten  durch  eine  Spezialnotifikation  ergänzt  werdt-n 
müssen.  Was  die  von  Japan  im  i'ussischen  Küstenmeer  der 
Halbinsel  Kwantung  ausgeworfenen  8treuminen  anbelangt,  so 
war  hier  wenigstens  das  fragliche  (ilebiet  als  blockiert  erklärt 
worden.  Es  taucht  jedoch  die  Frage  auf,  ob  die  Hechte  und 
Interessen  der  Neutralen  genügend  gewahrt  sind,  wenn  in  solcher 
Weise  mit  der  Blockade  eine  Minensperre  verbunden  und  nur 
dSvS  erstere  von  beiden  Kriegsmittehi  den  Neutralen  angezeigt 
ist.  Diese  Frage  möchten  wir  verneinen.  Einmal  bedeutet  die 
Blockade  ein  viel  schwächeres  Sperrmittel  wie  sorgfältig  gelegte 
Minen.  „Schiffe,  welche  das  Risiko  übernehmen,  bei  unsichtigem 
Wetter  die  Blockade  zu  brechen,"  sagt  Per  eis, ^)  „werden 
stets  eine  gewisse  Aussicht  des  Gelingens  ihres  Unternehmens 
haben/  Läßt  sich  aber  ein  Schiff  durch  diese  Aussicht  ver- 
führen, in  Nacht  und  Nebel  einen  Blockadebruch  zu  versuchen 
und  geril  nichtsahnend  auf  eine  Spemnine,  so  ist  die  Strafe 
unverhältnismäßig  hart.  Statt  der  bloßen  Konfiskation  von 
Schiff  und  Ladung  Im  Falle  des  mißlungenen  Blockadebmcfas 
wird  hier  das  Schiff  in  der  Regel  mit  seiner  ganzen  Besatzung 
in  die  Lnft  fliegen.  Bs  erscheint  demnach  durchaus  notwendig, 
daß  gegebenenfalls  neben  der  Blockadeverbängnng  auch  die 
Minensperre  kundgegeben  wird.  Wenn  nun  aber  schon  hier  das 
Verhalten  der  Japaner  den  Erfordernissen  des  Völkerrechts 
kaum  genOgte,  so  gilt  das  in  erhöhtem  Maße  von  ihrer  Minen- 
sperre innerhalb  der  russischen  Hoheitsgewässer  vor  Wladi- 
wostok. Denn  hier  haben  sie  weder  die  Anlegung  von  Minen, 
noch  die  Verhängung  einer  Blockade  bekannt  gegeben.  Nur 
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der  geringe  Verkehr  in  jenen  Gegenden,  vielleicht  auch  schlechte 
Beschaffenheit  oder  Yerankenuig  der  Minen  bähen  verhindert, 
daß  ans  dieser  Unterlassung  nicht  unsagbares  Unglttck  für  die 
Neutralen  hervorgegangen. 

^  4.  Die  Verwendung  von  Minen  auf  offener  See. 
Wenn  die  Russen,  wie  frülur  envahnt,  10  km  von  Port 
Arthur  entfernt  zur  Verteidigung  dieses  ilires  Hafens  ^linen 
gelegt  haben,  so  bleibt  es  nach  dem  oben  über  die  Ausdehnung 
des  Küstennieeres  (Jesagten  ininiiT  noch  zweifellmft,  ob  sie  da- 
bei die  Grenze  iiires  Territuriulnieeres  übiTsehritten.  Indessen 
ist  an  anderer  Stelle  unzweifelhaft  außerliall)  der  Küstengewässer 
von  dem  Kriegsmittel  der  Minen  Gebrauch  gi macht  wurden. 
Wir  lassen  dabei  die  Tatsache  unberücksichtifft,  daß  die  Japaner 
die  Tsugaru-Stralic  gesperrt  haben,  weil  wii  uns  mit  den  Meer- 
engen noch  besonders  beschäftigen  müssen,  wir  legen  au  dieser 
Stelle  auch  kein  entscheidendes  Gewicht  darauf,  daß  nach 
russischen  Nachrichten  in  der  Seeschlacht  vom  10.  August 
gegnerische  Torpedobootszerstörer  im  offenen  Meer  vor  dem 
russischen  Geschwader  herlaufend  Minen  geworfen  haben,  es 
genügt  an  dieser  Stelle  vielmehr  festzustellen,  daß  die  Japaner 
am  15.  4.  Oi  eine  zweite  Minensperre  vor  Wladiwostok  und 
zwar  diesmal  auf  offener  See  angelegt  haben,  indem  sie  die 
äußere  Einfahrtslinie  in  die  Bai  Peters  des  Großen  zwischen 
den  Inseln  Askold  und  Eorzakoff,  in  der  Luftlinie  beinahe 
40  Seemeilen  gesperrt  haben.  War  diese  Sperre  rechtlich  m()g- 
lieh  oder  handelt  es  sich  hier  um  einen  Übergriff  gegenüber 
den  Neutralen?  Zwei  Meinungen  stehen  sich  schroff  gegenüber. 
Wir  haben  oben  schon  die  Lehre  von  Professor  Holland 
zitiert,  nach  der  außerhalb  der  von  ihm  nur  auf  3  Seemeilen 
berechneten  Zone  des  Küstenmeeres  Minen  überhaupt  nicht  ver- 
wandt werden  sollen.  Im  Gegensatze  dazu  lehrt  v.  Liszt^)^ 
daß  die  Kriegführenden  auch  auf  hoher  See  von  diesem  Kriegs- 
mittel Gebranch  machen  könnten.  Seiner  Auffassung  ist  m.  £. 
entschieden  beizutreten.  Denn  es  ist  für  dieses  Problem  von 
durchschlsifender  Bedeutung,  daß  auch  die  hohe  See  nun  ein- 


1)  V.  Li»Kt  a.  a.  0.  324. 
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mal  Kriegsschauplatz  ist.  Daraus  folgte  daß  die  Kriegföhrendea 
auch  hier  Angriffs-  und  Yerteidignngshandliingen  voniehmen 
dnrfen,  die  der  nentralen  Schiffahrt  ahtraglich  sind.  lYeilich 
bringt  die  Tatsache,  daß  in  einem  Krieg,  der  vielleicht  zwischen 
zwei  ostasiatischen  Mächten  geführt  wird,  das  ganze  Weltme^ 
Kriegsschauplatz  ist  und  z.  B.  die  Baltische  Flotte  schon  in 
der  Nordsee  mit  einem  tückischen  nächtlichen  Torpedoboots- 
angriff der  Japaner  rechnen  mußte,  oder  z.  B.  im  Boten  Meer 
ein  deutscher  Dampfer  „Prinz  Heinrich"  (noch  dazu  ein  Post- 
dampfer!) von  dem  russischen  Kriegsschiff  «Smolensk^  ange- 
halten und  auf  Kontrebande  untersacht  werden  konnte,  die 
schlimmsten  Mißstände  mit  sich.  Es  sind  ja  auch  gewisse  An- 
zeichen dafür  vorhanden,  als  ob  mit  diesem  Satz,  wonach  das 
guuze  Weltmeer  Kriegsschauplatz,  gebrochen  werden  sollte,  in- 
dem z.  B.  im  Burenkrieg  die  englische  Regierunjr  der  deutschen 
auf  Grund  der  Beschwerde  wegen  Besclikig-naliiuL'  des  „Bundes- 
rat"^ versprochen  liat,  für  diesen  Kin-^  das  Visitationsrecht  erst 
südlich  von  Aden  ansübeu  zu  wollen,  indessen  andererseits  ist 
(las  l*roldein.  für  jeden  Seekrieg  erst  ein  bestimmtes  Kriegstheater 
zu  scliaileu  und  damit  alle  kriegerischen  Handlungen  außerhalb 
desselben  den  Kriegfüiirenden  zu  verbieten,  höchst  scliwierig. 
Mehr  Aussicht  hat  m.  E.  eine  andere  in  allerjüngster  Zeit 
hor\'<»rgetretene  Idee,  nämlich  der  (iedanke,  grundsätzlich  den 
Kriegführenden  das  ganze  offene  Weltmeer  zu  überlassen,  aber 
zum  Besten  der  Neutraleu  Ausnahmen  zu  schaffen,  indem  nach 
Art  des  Suez-Kanals  die  wichtigsten  internationalen  »See.stiaijen 
befriedet  werden.  Unter  Seestraßen  sind  in  diesem  Falle  die- 
jenigen verhältnismäßig  schmalen  Linien  zu  verstehen,  auf  denen, 
Brücken  vergleichbar,  sich  tatsächlich  der  internationale  Verkehr 
von  Kontinent  zu  Kontinent  vollzieht.  Aber  dabei  handelt  es 
sich  um  Kechtsnormen,  die  erst  geschaffen  werden  müssen. 
Unsere  Aufgabe  ist  es  zunächst,  das  geltende  Recht  für  die 
Gegenwart  zu  entwickeln.  Und  da  müssen  wir  mit  v.  Liszt 
sagen,  so  lange  die  hohe  See  Kriegsschauplatz  ist,  wird  man 
grundsätzlich  auch  die  Verwendung  von  Minen  zulassen  müssen. 
Es  kommt  hier  namentlich  in  Betracht,  daJ^  wie  oben  schon 
gesagt  für  das  in  unzweifelhafter  Geltung  befindliche  In&titut 
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der  Scbifisspem  oder  Blockade  nicht  verlangt  wird,  daß  die 
Sperre  innerhalb  des  Küstenmeeres  durchgeführt  wird,  vielmehr 
kann  die     <  k^ulemacht  ihn  S(  hifl'o  auch  außerhalb  des  Küsten^ 
meeres  auf  hoher  See  stationieren.^   Wenn  aber  zwiacben  den 
Inseln  Askold  nnd  Korzakoff  von  den  Japanern  bitte  eine 
Blockade  verhängt  werden  können,  um  die  ganze  Bucht  Peters 
des  Großen  abznsclineiden,  so  liegt  kein  Grand  vor,  dem  An- 
greifer hier  das  Mittel  der  Minensperre .  zu  versagen.  Was 
Holland  dagegen  geltend  macht,  erscheint  nicht  von  durch- 
schlagender Bedeutung.  Er  meint,  ein  Neutraler,  der  sich  in 
das  Kfistenmeer  der  Kriegföhrenden  begebe,  tue  daa  auf  eigene 
Gefahr  und  habe,  falls  er  zu  Schaden  k&me,  keinen  Anspruch 
auf  Schadenersatz,  dagegen  dürfe  der  Kriegführende  auf  hoher 
See  keine  verborgenen  Zerstdrungsmittel  wie  Minen  auslegen. 
Dem  ist  entgegenzuhalten,  daß  der  bloße  Ausbruch  eines  Krieges 
dem  Neutralen,  wie  oben  dargelegt,  noch  nicht  das  Recht 
nimmt,  das  Kfistenmeer  der  Kriegfuhrenden  wie  in  Friedens- 
zeiten zu  durchfahren,  daß  zwar  dem  Kriegführenden  das  Recht 
der  Sperre  zusteht,  daß  er  aber  Anzeige  machen  muß,  wenn 
er  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen  wiU.  £in  Recht,  ohne 
Benachrichtigung  der  Neutralen  eine  verborgene  Minensperre 
zu  verfügen,  hat  der  Kriegführende  in  seinem  Küstenmeer  auch 
nicht.  In  Wahrheit  erscheint  also  die  Situation  für  den  Krieg- 
führenden und  den  Neutralen  auf  bober  See  nicht  anders  wie 
im  Küstenmeer.    Hier  wie  dort  hat  einerseits  der  Nratralo 
nach  wie  vor  Ausbruch  des  Klieves  das  Recht  der  passaye 
inoffensiv,  hier  wie  dort  aber  hat  der  Kriegführende  als  auf 
dem  Kriegstheater  das  Recht,  wie  jedes  andere  Kriegsmittel, 
so  auch   Minen   anzuwenden.     Das   letztere   Recht   ist  das 
stärkere,  ihm  nuiß  das  Heclit  auf  die  friedliche  Durchfahrt  an 
jenen  Stellen  weiclien,  nur  daß  der  Niutrale,  weil  es  sich  um 
ein  mehr  uder  weniger  unsichtbares  Kriegsmittel  handelt.  Be- 
nachrichtigung von  seiner  Verwendung  verlangen  kann.  Als 
verborgenes  Kriegsmittel  in  dem  .Sinne,  daß  der  Neutrale  von 

2)  Vgl.  Schücking  a.  a.  0.  S.81  gegen  Haute f euill e  und  Ortolan 
im  Anschluß  an  die  Melurzahl  der  Autoren  und  das  lostitat  für  internationales 
Bccht. 


Digitized  by  Google 


136 


Scbiloldng, 


seiner  Anwendung-  niclits  ahnt,  dürfen  die  Seeminen  demnach 
weder  auf  lioher  See,  noch  innerhalb  des  Kiistenmeeres  ang:e- 
wandt  werden.  Es  ist  also  sehr  zu  tadeln,  daß  die  Japaner 
auch  von  ihrer  zweiten  großen  Minensperre  auf  offener  See 
zwischen  den  Iiifieln  Askold  und  Korzakoff  keine  Anzeige  ge- 
macht haben. 

Bei  dieser  rechtlichen  Auffassunjr,  nach  der  der  Krieg- 
führende seine  Minensperre  auch  auf  hoher  See  anlegen  darf, 
aber  die  neutrale  Schiffahrt  durch  eine  Kundgebung  irgend- 
welcher Art  vor  dem  Passieren  der  gefährdeten  Stellen  warnen 
muß,  bleibt  aber  noch  die  Frage  offen:  wie  steht  es  mit  der 
Verwendung  von  Minen  in  der  Schlacht? 

Es  ist  oben  gesagt  worden,  daß  nach  russischen  Berichten 
die  Japaner  in  der  Seeschlacht  vom  10. 8.  04  durch  Torpedo- 
bootszerstörer, die  vor  dem  russischen  Geschwader  herliefe, 
in  das  offene  Meer  Treibminen  haben  werfen  lassen,  um  dadurch 
die  Russen  zum  Ausweichen  zu  veranlassen  und  ihren  Kurs 
und  damit  die  ganze  Schlachtordnung  ins  Wanken  zu  bringen. 
Leider  habe  ich  darüber  keine  genaueren  Nachrichten  erlangen 
können.  Während  fast  alle  Strenminen,  die  im  letzten  Kriege 
gebraucht  worden  sind,  zu  Sperrzwecken  dienten  und  verankert 
waren,  klingt  Jene  Nachricht  beinahe  so,  als  ob  diese  in  der 
offenen  Seeschlacht  gebrauchten  Minen  ganz  frei  im  Wasser 
geschwommen  hätten,  so  daß  die  Flut  sie  an  beliebige  Orte 
weitab  vom  Schlachtfeld  hätte  tragen  können,  wodurch  dann 
die  neutrale  Schiffahrt  auf  das  Schlimmste  gefährdet  worden 
wäre.  Nun  wird  man  ja  an  sich  den  Kriegfuhrenden  für  die 
Schlacht  jedes  Mittel  der  Gewalt  im  Zweifel  zugestehen  müssen, 
und  die  Seeschlacht  wird  sich  nicht  so  geräuschlos  und  plötzlich 
vollziehen,  als  daß  nicht  in  der  Begel  die  Neutralen  rechtzeitig 
sich  in  Sicherheit  bringen  könnten,  aber  die  Verwendung  von 
unverankerten  Minen  brächte  für  die  neutrale  Schiffahrt  Ger 
fahren  mit  sich,  für  die  es  gar  keinen  Schutz  gäbe.  Denn 
diese  könnten  von  der  Flut  weit  fortgetrieben  werden  und,  wie 
die  weiter  unten  zu  erwähnenden  Fälle  von  festgelegten  aber 
losgerissenen  Minen  zeigen,  nocli  nacli  Monaten  weit  entfernt 
von  dem  Kriegsschauplatz  das  schliniiuste  Unheil  anrichten. 
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Hier  wird  man  also  im  Interesse  der  Neutralen  den  Krieg- 
führenden Schranken  ziehen  nnd  die  Verwendung  von  unver- 
Ankerten  Minen  in  offener  Schlacht  schlechthin  verbieten  müssen. 
Glaubt  der  Kriegführende  auf  dieses  Mittel  nicht  verzichten 
zu  können,  so  mag  er  die  Minen  so  konstroieren,  daß  sie  auch 
ohne  Berührung  mit  einem  Schiftekörper  nach  wenig  Stunden 
etwa  von  selbst  explodieren  nnd  so  die  Gefahr  für  die  Neu- 
tralen beseitigt  wird.  Wir  wären  also  zu  dem  Resultate 
gekommen,  daß  verankerte  Minen  auch  auf  hoher  See  ausgelegt 
werd>  Ti  (hirffMi^  aber  nur  unter  rechtzeitiger  Warnung  für  die 
neutrale  ^hiöahrt. 

§  o.    Die  Gewässer  der  Neutralen. 

Nach  den  allgemeinen  Regeln  des  Scekriejres  diirfiu  die 
iTpwässer  der  Neutralen  von  den  Krief^Jülin  iKicn  nielit  zum 
iscliauplatz  krie<^erisclier  Unternehmnngron  ;ü:eniaclit  werden, 
während  andererseits  auch  der  Uferstaat  verptliclitet  ist,  die 
Neutralität  in  seinem  Kü.stenmter  anfn  eht  zu  erlialten  Hier 
ist  also  für  beide  Kriegführende,  wenn  ihnen  auch  der  Ufer- 
staat richtiger  Meinung  nach  „fe  passage  in  offensiv^  ge- 
w^ähren  muß,  jeder  Akt  der  Feindseligkeit  und  damit  auch  die 
Verwendung  von  ^eeminen  ausgeschlossen.  I  i  i^iicli  kann  nur 
auch  hier  werden,  wie  weit  räumlich  der  Ki  u  ^führende  ilie 
Ufergewäs.ser  als  neutral  anerkennen  muß.  Die  Frage  wird 
sieh  sehr  einfach  erledigen,  wenn  der  Uferstaat  zu  Begiun  dis 
Krieges  eine  Neutralitätserklärung  veröffentlicht  hat.  Denn 
diese  wird  i-egelmäßig  auch  eine  Angabe  darüber  enthalten, 
wie  weit  der  neutrale  Staat,  um  seine  Uuverletzlichkeit  zu 
wahren,  seine  Grenze  in  das  Meer  Torschieben  wÜl.  Nach  dem 
-oben  Gesagten  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  der  Neutrale, 
auch  wenn  er  sich  im  Frieden  etwa. auf  eine  Zone  von  3  See- 
meilen besdiränken  sollte,  für  den  Kriegsfall  die  Grenzen  seines 
Kfistenmeeres  bis  zu  Kanonenscbußweite  hinausschieben  kann. 
Dieses  Becht  wollte  ihm  die  mehrfach  erwfthnte  Resolution  des 
Instituts  für  internationales  Recht  selbst  für  den  FaU  Tor- 

V)  Vh'-x  das  Kdstenmcer  der  ^Neutralen  im  äeekheg  vgl.  nameotUch 
Schück  hiy  a.  n  0   S  69—80. 
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behalten,  dafi  nach  ihrem  Projekte  von  aUen  Seesteaten  eine 
feste  Orenze  von  6  Seemeilen  anerkannt  wfirde*).  Fkreilieh 
fihemimmt  der  üferstaat  mit  einer  solchen  Ausdehnung  seiner 
Nentralitätszone  auch  entsprechend  weitgehende  Verpflichtungen. 
Deshalb  bleibt  ihm  selbst  die  Prfiftuig  -aberlassen,  wie  weit  er 
imstande  ist,  die  Neutralität  seines  Kfistenmeeres  zu  behaupten 
und  danach  seine  Grenzen  zu  bestimmen.  Eommt  er  bei  dieser 
Mfong  zu  dem  Resultat,  die  Kanonenschnßweite  passe  für  ihn 
als  Grenze  nicht,  so  kann  er  seine  Grenzen  enger  ziehen  und 
wird  es  bei  einiger  fänsicht  auch  tun.  Daxin  verdient  jener 
Art.  lY  der  Resolution  des  Instituts,  der  m.  B.  nur  das  geltende 
Recht  wiederspiegelt,  wie  schon  an  anderer  Stelle  tou  mir 
betont  worden  ^,  ^anz  entschieden  den  Vorzug  vor  dem  Vor- 
schlag, den  die  Regierung  der  Niederlande  im  Dezember  1895 
in  einer  Kollektivnotc  an  die  Miichte  gerichtet  hat,  bei  sonstiger 
Annahme  der  Resolution  des  Instituts  über  das  Küstenmeer  anch 
für  die  zweite  vom  Institut  angeregte  besondere  Zone  der  Neutrali- 
tät eine  obligatorische  feste  Grenze,  und  zwar  von  12  Seemeilen, 
zu  schaffen.  Denn  den  üferstaat  zu  zwingen,  in  Kriegszeiten 
seine  Neutralität  auf  12  Seemeilen,  das  ist  über  22  km  weit, 
auszudehnen,  heißt,  ihm  Lasten  auferlegen,  denen  er  in  zahl- 
reichen Fällen  nicht  gewachsen  sein  wird  und  die  ihn  in 
die  unerquicklichsten  Verwickelungen  mit  den  Khegffibrenden 
bringen  können. 

Die  niederländische  Regierung  hat  bei  diesem  ihrem  Vor- 
schlag allerdingfs  wohl  mehr  an  das  Schutzbedürfnis  des  neu- 
tralen üferstaates  gedacht.  Dieses  Schutzbedürfnis  ist  vielleicht 
bei  der  Kanonenschußweito  als  Grenze  im  Kriegsfalle  nicht 
immer  hinreichend  gewährt.  Diese  Meinung  könnte  auf  drn 
ersten  Blick  befremdlich  erscheinen,  aber  wir  müssen  uns  er- 
innern, daß  nach  der  ganzen  oben  entwickelten  Theorie  vom 
Küstenmeer  die  Kanonenschußweito  als  Grenze  doch  nur  so 

^)  Art  rV  der  Besolatfon  Uatet:  eat  de  guerre,  VJ&tat  riverain 
HtiUre  a  U  droit  de  fUoar  par  ia  dMaratUm  de  mitiraUtd  eu  pmr 
notifieaiüm  epieiaie  ea  tone  neutre  au  delä  de  «to  mittee  fitegu*  * 

''poftSe'des  canorts  da^  ct)tes" 

S)  Tgl  SchUcking  a.  a.  0.  S.  S7. 


^lyui^cd  by  Google 


Die  yerweDdnng  von  Hinen  im  Se^rieg.  X'Sd 


verstanden  weiden  kann,  als  für  den  Kanonenschuß  Tom  üf er 
ans  noch  ^einige  TreflfBicherheit  anzunehmen  ist.  Das  wflrde, 
wie  oben  gesagt  ist,  aber  nur  für  5— 7  Seemeilen  gelten.  Hier 
aber,  wo  das  SchntzbedOr&is  des  üferstaates  gegen  kriegerische 
Aktionen  im  angrenzenden  Wassergebiet  in  Frage  kommt,  ent^ 
scheidet  eigentlich  nicht  die  Treffsicherheit  vom  Ufer  aus, 
sondern  die  absolute  Tragweite  der  Geschütze,  die  sich  auf  den 
grofien  Panzern  befinden.  Es  wäre  an  sich  denkbar,  daß, 
wenn  auch  eine  Seeschlacht  außerhalb  der  vom  Ufer  aus  be- 
rechneten  treßsictieren  Zone  stattfände,  dennoch  das  von  einem 
Panzer  ausgehende  Geschoß,  sein  Ziel  verfehlend,  weit  in  das 
neutrale  Landgebiet  hineinschlüge.  Wie  weit  diese  Gefalir 
heute  praktisch  ist,  vermag  ich  ohne  Kenntnis  des  artilleristi'* 
sehen  Materials  der  modernen  Panzer  nicht  xn  entscheiden. 
Indessen  handelt  es  sich  dabei  vorläufig  auch  nur  nm  eine  rein 
akademische  Frage.  Denn  es  ist  zweifellos,  daß  nach  dem 
heute  geltenden  Völkerrecht  der  Uferstaat  seine  Neutralität  nur 
ausdehnen  kann  bis  zu  der  Kanonenschußweite,  im  oben  ent- 
wickelten Sinne  vom  Ufer  aus  berechnet.  Soweit  ist  dann  den 
Kriegführenden  wie  jede  andere  kriegerische  Aktion  auch  die 
Verwendung  von  Minen  verboten.  — 

Wenn  nun  aber  der  Uferstaat  weder  in  einer  allgemeinen 
Neutralitätserklärung  noch  in  einer  besonderen  Kundgabe  den 
KriegtTilirenden  angezeigt  hat,  welche  Seegrenze  er  respektiert 
wissf'ii  \\iU?  Dann  werden  die  Kriegsmächte  sich  danach 
richten  müssen,  wie  weit  im  Frieden  der  betreffende  üferstaat 
sein  Kiistenmeer  ausdehnt  Spanien  und  Norwegen  beanspruchen 
z.  B.  iKitorisch  einen  iSeegürtcl  von  6  bezw.  4  Seemeilen  als 
ihre  Hoheitsgewäi«:ser.  Da  die^e  Ansprüche  über  das  völker- 
rechtliche Höchstmaß  der  Kanoiieiischnßweite  nicht  hinausgehen, 
werden  sie  auch  im  Kriege  geachtet  werden  müssen.  Liegt  aber 
weder  eine  Erklärung  für  den  Krieg  seitens  dts  Uferstaats, 
noch  eine  notorische  Übung  seinerseits  für  den  Frieden  vor, 
so  wird  die  Dreiseemeiiengrenze  als  das  im  Zweifel  geltende 
Recht  anzusehen  sein.  Ja  man  wird  sagen  kuniieii,  obgleich 
ich  das  bisher  nirgendwo  klar  ausgesprochen  finde,  dieser  Be- 
zirk bildet  das  Minimum  der  neutralen  Zone  in  dem  Sinne, 
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daß  der  neutrale  Staat  wenigstens  hier  seine  Nentralit&t  auf- 
recht erhalten  muß  und  nicht  etwa  ans  Gründen  der  Bequem- 
lichkeit seine  Seegrenze  noch  näher  an  die  Efiste  heranbringen 
darf.  Die  berühmten  Begeln  des  Vertrags  von  Washington 
vom  8.  5.  71,  betreffend  den  Alabama-Fall,  über  die  Pflichten 
des  neutralen  Uferstaates müssen  m.  £.  sinngemäß  dahin  aus^ 
gelegt  werden,  daß  für  gewisse  Gewisser  die  Rechtspflichten 
der  Neutralität  ohne  weiteres  bestehen.  Zum  wenigsten  muß 
also  der  Uferstaat  für  drei  Seemeilen  seine  Neutralität  auch 
auf  dem  Wasser  behaupten,  und  für  dieses  Seegebiet  ist  im 
Zweifel  jede  Im^erlsche  Handlung,  also  auch  die  Verwendung 
von  Minen,  ausgeschlossen. 

§  6.    Die  Verwendung  von  Minen  in  Meerengen. 

Ulli  die  Teile  des  Meeres,  auf  denen  je  «ach  ihrer  ver- 
schiedenen RechtshiLn-  die  Verwendung  von  Minen  erlaubt  oder 
unerlaubt  ist,  siiintlu  Ii  zu  herürksichtijren,  nuissen  wir  uns  noch 
mit  den  Meerengen  ItesrliUftigeu.  Allerdings  ist  die  Frage  nach 
den  I\echtsverliiiltnii>sen  der  Meerengen  nicht  ganz  einfach, 
sclion  weil  manche  dieser  Meeresteile,  wie  Bosporus,  iJarUa- 
nellen,  besonderen  Nonnen  unterworfen  sind.  Indessen  lassen 
sich  immerhin  für  das  im  Zweifel  anzuwendende  Recht  folgende 
Kategorien  von  Meerengen  aufstellen:  -) 

1.  Meerengen,  die  in  ein  geschlu.s&ene.s  Meer  führen  (mer 
ferm^e,  d.  h.  ein  solches,  dessen  Eingang  vom  Ufer  aus  durch 
Kanonen  beberrsclit  werden  kann  und  dessen  sämtliche  Ufer 
demjenigen  Staate  gehören,  der  auch  Herr  des  Eingangs  ist). 
Hierher  gehört  z.  B.  die  Straße  von  Kertsch,  die  in  das  Asow- 
sehe  Meer  fülurt.  Sine  solche  Meerenge  Icann  der  kriegführende 
Üferstaat  u.  E.  zu  seiner  Verteidigung  mit  Minen  sperren, 

1)  Die  Genfer  Session  des  Instituts  von  l'<74  nmnt  sie  „l  application 
de  priticipes  iuridiqucs  reconnus",  vl'I  Schuck  in  </  ;i.  ri  0.  S  79. 

')  Vgl.  zuiu  folgenden  Schückitig  a.  a.  0.  22  ff.  und  dort  Zitierte. 
P9rel$  a. ».  0.  lILßt  eine  eingdiend«  firffrterang  der  ReehtsverlOÜtiiiase  der 
Meerengen  ganz  verniiaseii.  Siehe  dafttr  jetst  nunentlich  Bonfils-Qrah 
a.  a.  0.  .S.  2<i(5  nnd  Nys  u.  a.  0.  8.  451  ff.  Die  an  diesiT  Stelle  oben  ent- 
wirk  ltrn  Kategüri  ii  >iiit!  bisher  HL  W.  nirgendwo  s&mtlich  beräcksichtigt 
und  Toneiuäuder  gcscbiedca. 
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ebenso  sein  Gegner  zu  Zwecken  des  Angriffs.  Ist  der  die  Meer- 
enge beherrschende  Staat  neutral,  so  steht  es  bei  ihm,  ob  er 
die  Meerenge  der  passage  inoffensio  der  Kriegffihrenden  offen 
lassen  will  oder  nicht. 

2.  Meerengen,  die  ebenfalls  auf  beiden  Seiten  von  einem 
Uferstaat  beherrscht  weiden  und  zwar  von  einem  offenen  Meer 
in  das  andere  führen,  aber  regelmäßig  doch  nur  für  die  nationale 
Schiffahrt  in  Betracht  kommen.  Hierher  gehören  z.  B.  der 
Solent  zwischen  dem  britischen  Festland  und  der  Insel  Wight, 
der  Aissund,  der  Fehmarnsund,  der  Kalmarsund  u.  a.  Diese 
Meerengen  werden  in  rechtlicher  Beziehung  den  zu  1  genannten 
gleichgestellt  werden  mOssen.  ^} 

3.  Meerengen,  die  zwei  offene  Meere  miteinander  verbinden 
und  der  internationalen  Schiffahrt  dienen.  Unter  ihnen  müssen 
wir  wiederum  besondere  Gruppen  unterscheiden. 

a)  Meerengen,  die  in  ihrer  ganzen  Längen-Ausdehnung 
so  breit  sind,  daß  sie  abgerechnet  die  Eiistenmeerzonen  der 
üferstaaten  in  ihrer  ]\ritte  noch  einen  Teil  freien  Meeres  dar- 
stellen. Das  gilt  z.  B.  vom  ^Kanal",  der  an  seiner  schmälsten 
Stelle  immer  noch  33  km  breit  ist.  Für  solche  Äleerengen  gilt 
zunächst  das  gemeine  iiecht.  Die  freie  See  zwischen  den  beiden 
Küstenmeeren  der  Uferstnatcn  könnte  Kriegsschauplatz  für  eine 
Seeschhicht  werden.  Die  Kriegführenden  könnten  hier  deshalb 
auch  eine  Minensperre  anlegen  und  die  Schiffahrt  müßte  sich 
einen  Weg  tlurcb  das  neutrale  Küstenmeer  suchen. 

Wäre  dieser  Weg  freilich  nicht  zu  linden,  weil  die  Fahr- 
rinne nur  in  dem  mittleren  freien  Teil  die  nötige  Tiefe  böte, 
so  könnte  die  Sperre  nur  als  relative  durchgeführt  werden 
d.  h  es  müßte  für  die  neutrale  Schiffahrt  ein  Weg  offen  gelassen 
werden,  den  freilich  der  Kriegführende  sich  vorbehalten  dürfte, 
unter  besondei-eii  Vorsichtsmaßregeln  von  Fall  zu  Fall  zu  zeigen. 
Denn  die  Verkelirsfveilieit  mif  dein  Meere  wäre  ein  Truggebilde, 
wenn  die  B(Miutzung  solelier  Meeren^rf^n,  die  zwei  offene  Meere 
miteinander  verbinden  und  der  internatioualeu  Scliiffahrt  dienen, 

Die  fragUcbe  Kwtegorie  fdilt  iow<dil  in  y^DefinitUm  et  rigitne 

de  In  wer  territoriale^'  des  Instituts  Art.  X  wie  bei  BonfUs-'Qrah, 
ebenso  in  der  sonst  sehr  ansfuhrlichen  fiehandlung  dieser  Frage  von  JVy*. 
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den  Nentraleii  ganz  unmöglich  gemacht  werden  kdnnteJ)  Hier 
würde  sich  also  doch  die  Tatsache  bemerkbar  machen,  daß  wir 
ehen  eine  Meerenge  vor  uns  haben.^  Desgleichen  in  folgenden  Be- 
ziehungen: Wollte  man  die  Meerengen  dieser  Gruppe  ganz 
einfach  unter  die  regelmäßigen  Normen  des  Eriegsrechtes  stellen, 
so  käme  man  zu  dem  Resultat,  daß  z.  B.  England  im  Kriege 
gegen  Frankreich  den  Kanal  einfach  für  die  Neutralen  gänzlich 
absperren  könnte.  Denn  prima  fade  kann  der  kriegfBhrende 
Üferstaat,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  eine  Sperre  aufrichten 
im  eigenen  Kflstenmeer,  im  fremdm  Kfistenmeer  und  auf  hoher 
See.  Das  sind  aber  die  drei  Gebiete  aus  denen  sich  die  be- 
treffende Meerenge  zusammensetzt.  Hier  muß  jedoch  der  Grund- 
satz von  der  ünantastbarkeit  der  Meeresfreilieit  aufrecht  erhalten 
werden.  Also  auch  wenn  der  Uferstaat  .selbst  im  Krie'^e  be- 
prifFen  ist,  so  kaiiii  er  deniioeli  keine  absolute  Sperre  in  der 
betreffenden  Meerenge  durchführen,  sorulern  iuiiij  der  neutralen 
Schiffahrt  einen  Weg  offen  lassen,  freilich  darf  er  sie  wie  oben 
angedeutet  seiner  Reglementierung  unterwerfen.^) 

Bei  einzelnen  Meeresstraßen  k  inii  zweifelhaft  sein,  ob 
s)e  unter  diese  Gruppe  fallen  oder  nicht,  je  nach  der  Ausdehnung 
die  die  betreffenden  Uferstaaten  ihrem  Küstenmeer  geben.  So 


*)  Vgl.  Verge  zitiert  bei  BunfiU-Grah  a.  a.  0.  8,  867. 

^  Es  pmpfiolilt  sirli  darnm,  auch  diese  Katefjiorie  von  Meerengen,  die 
in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  einen  Teil  des  freien  Meeres  darstellen,  einer 
be»oud«rcn  Betraclitang  unterwerfen,  was  bisher  durciiweg  uuterlasnen  ist 
Aach  du  Institut  beschäftigt  sich  in  seiner  früher  erwähnten  Besolatkn 
ledi^ch  mit  nIcIini  Meerengen,  die  bloß  TeRitoiialmeer  dmrtelleii. 

*)  Dm  bat  Spanieii  1780  bei  Minet  Belagemng  tob  Cttbnltw  g«tu. 
Hitte  e»  wk  nicht  um  eine  Meerenge  gehandelt,  so  liitte  Spenien  luer  ab 
Herr  von  Genta  das  afrikaniscbe  Kflstenmeer,  die  hohe  See  and  das  Rflsten- 

mecr  von  Gibraltar,  mithin  die  ganze  Breite  (KJ  km)  absperren  können 
Statt  dessen  begnügte  es  sieh  von  den  Neutralen  i\x  verlangen,  daü  du 
Neutralen  unter  Begleitung  spanischer  Kriegsschiffe  an  der  akiliauischeD 
Küste  entlang  segelten,  freilich  bei  Strafe  der  Ergreifong  nnd  KemÜskalaos 
gegen  Zmrideffbanddnde^  leb  kann  datin  nicht  mit  BautefeuitU 
droUa  et  dew  dewfirt  du  natüma  timiru  «f»  ^em^  4*  gutrr»  mariümtt 
Paris  1848  t  I,  S.  66)  eine  Reebttverietmng  sehen.  Vgl.  JVys  a.a.O.  & 464, 
der  liier  Calvo  folgt. 
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z,  B.  beim  «Grofiea  Belt'.^}  Dieser  ist  an  seiner  scbvuüsten 
Stelle  20  km  breit  Würde  mm  D&nemark,  das  an  beiden  Seiten 
den  Uferstaat  bildet,  sich  mit  einer  Zone  Ton  Je  B  Seemeilen 
als  Kfistenmeer  begnfigen,  dann  wfirde  der  «Große  Belf*  in 
«einer  ganzen  Ausdebnong  von  60  km  nocb  einen  Teil  der  freien 
See  darsteDen.  Wollte  aber  Dänemark  seine  Uferzone  von 
beiden  Selten  her  anf  die  wirklicbe  Kanonenschnßweite,  also 
6—7  Seemeilen  ausdebnen,  so  fiele  der  .Grofie  Belt"  in  eine 
zweite  Gruppe  dieser  Kategorie,  nämlich  nnter 

b)  solche  Meerengen,  die  teibi  so  breit  sind,  daß  sie  ab- 
gerechnet die  Kastenmeerzone  der  Uferstaaten  in  ihrer  Mitte 
noch  einen  Teil  des  freien  Meeres  darstellen,  teils  aber  lediglieh 
Kustenmeer  sind.  Wenigstens  in  diese,  wenn  nicht  in  die  erste 
Gmppe  müßte  der  ^Große  Bdt^  schon  deshalb  eingeordnet 
werden,  weil  er  an  seiner  breitesten  Stelle  sich  auf  annähernd 
30  km  ausdehnt    An  dieser  Stelle  würde  also  das  dänische 
Territorialmeer,  von  beiden  Seiten  so  weit  ausgedehnt  wie 
irgend  möglich,  dennoch  nicht  die  YoDe  Breite  der  Meeresstraße 
einnehmen.   Hierher  zählt  femer  der  Sund,  auch  er  ist  teil- 
weise offenes  Meer,  weil  seine  Breite  sich  sogar  auf  36  km  aus- 
detmt,  teilweise  lediglich  Küstenraeer,  weil  an  der  schmälsten 
Stelle  wenig  mehr  wie  4  kin  breit.    Bei  solchen  Meeresstraßen 
wird  man  einfach  räumlich  uüterscheiden  müssen.    Soweit  sie 
offenes  Meer  eiuschließen,  stehen  sie  den  unter  a  ge^uuinten 
rechtlich  gleich.    Hatten  wir  aber  für  die  Gruppe  a  schon  dem 
Kriegführenden  wegen  des  besonderen  Charakters  dieses  See- 
gebiets  gewisse  Besciuänkungen  auferlegen  müssen,  so  gilt  das 
natürlich  erst  recht  für  diejenigen  Teile  der  Meeresstraßen 
unserer  zweiten  Gruppe,  die  lediglich  Küstenraeer  sind.  Hier 
ist  der  Kriegführende,  die  Neutralität  des  Uferstaats  voraus- 
gesetzt, von  allen  kri(!gerischen  Aktionen  ausgeschlossen.  Der 
Uferstaat  selbst  als  Kriegführender  ist  bei  seiner  Verteidigung 
dadurch  beschränkt,  daß  er  keinesfalls  eine  absolute  iSperre 
anlegen  dai*f,  wenn  schon  er  m.  E.  verbmgpn  kann,  daß  die 
l^eutralen  sich  gewissen  beschränkenden  Reglements  lugen,  die 

1)  Vher  die  irOhcren  Rechtsansprüche  Dänemarks  md  die  nordischen 
MeereMtratoi  vergl.  Toxnelimlicsh  Nya  &.  a.  0.  S.  4öö  ff. 
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er  im  Interesse  seiner  Seeyerteidignng  erlassen  hal.^)  Diese 
rechtliche  Lage  würde  also  ffir  die  schmälste  Stelle  dra  Ghmd» 
gelten  nnd  ebenso  ffir  die  schmälste  Breite  des  «Grofien  Beltes'', 
falls  Dänemark  seine  Efistenmeere  in  letzterem  möglichst  weit 
voiscbieben  wollte.  Mit  dem  j^Kleinen  Belt"  kommen  wir 
eigentlich  schon  zu  einer  dritten  Gnippe  dieser  Kategorie.  Da 
er  an  seiner  schmälsten  Stelle  noch  nicht  einen  vollen  Kilo- 
meter  breit,  zählt  er  jedenfalls  nicht  za  der  ersten  Gruppe  jener 
lüCeeresstraßen,  bei  denen  sich  auf  ihrera  ganzen  Laufe  zw isdien 
den  Kfistenmeeren  noch  ein  Streifen  oftriior  See  befand.  Weil 
er  aber  an  seiner  breitesten  Stelle  15  km  erreicht,  würde  er, 
falls  die  beiden  Uferstaaten  Preußen  and  Dänemark  sicli  für 
das  Kästenmrrr  auf  die  Dreimeilengrenze  beschränkten,  unter 
die  Gruppe  b  der  Meerengen  gemischten  Charakters  fallen. 
Nehmen  jedoch  die  Uferstaaten  eine  ausgedehntere  Küstenzone 
in  Anspruch,  wenn  auch  nur  von  wenig  mehr  als  4  Seemeilen, 
so  würde  der  „Kleine  Belt''  in  die  dritte  Gruppe  unserer  Ka- 
tegorie fallen,  nämlich  unter 

c)  solche  Meererip:en,  die  in  ilirer  pmzeii  Ausdehnun^r  ledig- 
lich Territorialnieer  sind.  (ieliörcn  die  Ufer  verschiedenen 
Staaten  und  würde  bei  vidier  Ausdehnunpr  des  Küstennieeres 
jeder  von  beiden  Staaten  mit  seinem  Seegebiet  in  das  Seegehiet 
des  anderen  hinüberreichen,  so  würde  im  Zweifel  mangels  be- 
sonderer Vereinhaninpren  die  Miftcninit"  dpr  Meerenge  die  Grenze 
zwischen  den  beiden  Küstenniecren  liildt  ii.'-i 

Die  Tveehtsverhaltnisse  solcher  .Mccreseni^en  ergeben  sich  aus 
dem  sclion  Gesagten.   Die  Neutralität  der  Uferstaaten  voraus- 

>)  Zatieflend  m.  IL  Ny»  8.  464:  n'«9t  pas  qus  VAutt  fiMTfOrn 
9oit  dvsarmi.    L$  droii  Se  traverter  le  dätroit  qtte  poMädemi  les 

autres  £:taU  m  Hmr&it  amoindrir  le  droit        poaaide  lui-mctiu  de 

teiller  tt  sa  conrersaftotf.  de  prettthc  les  tucsurcs  Ht^cessaifrs  pnur 
empicher  le  navtre  de  guerre  etranyer  duffuiblir  uu  dUiniantir  ies 
traraujp  de  defense,  d'tmer  de  prccatitions  pour  mettre  obsiacle  ü .  la 
cotutniraiüm  «Fune  twadtt  puiaaanie.  —  Klne  UnHche  XoBenuig  too 
Calvo  siebe  bei  Schücking  a.  a.  0.  S.  23. 

-)  In  diesem  Sinne  auch  Art.  10  der  Resolution  des  Instituts.  Nlhere 
Angaben  Uber  die  im  Sunde  beobachtete  Grenze  entMlt  eine  von  Perelg 
a.  a.  0.  S.  3ö  Anm.  1  zitierte  diLui£che  Quelle. 
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gesetzt,  kann  eine  solche  Heeiesenge  niemals  amm  Kriegsschan- 
platz  gemacht  weiden,  weil  die  Neutralität  der  Kfistenmeere 
respektiert  werden  muß.  Jedenfalls  ist  also  für  eine  dritte 
kriegfOhiende  Macht  hier  die  Möglichkeit  einer  Minensperre 
nicht  gegeben.  Ist  dagegen  der  üferstaat  selbst  in  den  Krieg 
TCrwickelt,  so  kann  man  ihm  m.  £.  die  Sperre  seines  Küsten- 
meeres nicht  schlechthin  versagen,  nur  muß  der  besondere 
Charakter  der  internationalen  Meeresstrafie  immer  gewahrt 
bleiben,  also  der  neutralen  Schiffahrt  mnE  iigend  ein  passier- 
barer Weg  offen  bleiben.  Die  Sperre  wird  also  namentlich 
anch  dann  immer  nnr  eine  relative  sein  dürfen,  wenn  der 
sperrende  Staat  an  beiden  Ufern  der  Herr  im  Küstenmeer  ist. 
Denn  es  erscheint  mit  der  Meeresfreiheit  nnvercinbar,  daß  eine 
intemationalp  Seestraße  gänzlich  abgesperrt  wird.  Anderer- 
seits wird  sich  freilich  m.  E.  liier  die  Schiffahrt  diejenigen  be- 
schränkenden ]\[äßregeln  n;efalleii  lassen  müssen,  die  aus  dem 
Yerteidigongsbedürfnis  des  Uferstaats  entspringen.^)  Die  hier 
vorgetragene  rechtliche  Auffassung  ist  maßgebend  für  die  Be- 
urteilung der  Sperre,  die  von  Seiten  Japans  beim  Herannahen 
der  baltischen  FlottQ  über  die  Tsugaru-Straße  verhängt  wurde. 
DMnals  wurde  die  ganze  Tsugaru- Straße  von  den  Japanern  als 
SeeverteidigUBgBgebiet  erklärt.  Da  die  Breite  dieser  Meeres- 
straße, die  zwischen  der  Hauptinsel  Nippon  und  der  Insel  Jeso 
hindurchführt,  etwa  10  Seemeilen  beträ|]ft,  .so  konnten  die  Japaner 
m.  E.  ihr  Küstenmeer  von  beiden  Seiten  aus  zu  Verteidigungs- 
zwerken  in  dieser  !\rperesstraße  soweit  ausdehnen,  daß  tatsäch- 
lich die  ganze  >[eereng:e  japanisches  Territorialmeer  wurde. 
So  liätte  Japan  durch  die  Erklärung,  daß  die  ganze  Tsngani- 
Straße  sein  Seeverteidigungsgebiet  sei,  keinen  vöHicrrrchtlichcu 
Verstoß  begangen,  ol)glficli  diese  Straße  vom  Japanischen  Meer 
in  'Ion  Großen  Üzean  führt  und  von  jelier  als  eine  Straße  des 
internationalen  Verkehrs  angesehen  worden  ist.  Letztere  Tat- 
sache mußte  nur  von  den  Japanern  beachtet  werden.  Das  ist 
aber  auch  geschehen,  indem  die  Straße  nicht  s(  liltM  htliin  ge- 
sperrt, äonderu  die  neutrale  Schiffahrt  nur  einer  Reihe  von  Be- 


^)  Vgl.  die  früheren  YerweisDogen  auf  Nif»  and  Calco. 
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schr&nkluigen  nnterwoifeii  ist,  indem  namentlich  die  Schilfe  nur 
bei  Ta^  und  nur  mit  HfOfe  Japanischer  liOtsen  die  Straße 
passieren  durften.  Wahrscheinlich  sind  aoch  hier  Minensperren 
angelegt  gewesen,  ü.  B.  war  das  fragliche  Verhalten  Japans, 
wie  gesagt,  yölkerrechtlich  zu  rechtfertigen.^) 

Wir  fibergehen  die  Heerengen,  deren  Bechtsverhältnisse 
durch  besonderen  Vertrag  geordnet  sind,  weil  hier  Zweifel 
nicht  auftauchen  können  und  wenden  uns  in  diesem  Paragraphen 
nur  noch  mit  wenig  Worten  zu  den  Kanülen.  Auch  hier  scheidet 
zun&chst  einmal  der  Sueskanal  aus,  weil  er  durch  die  inter- 
nationale Vereinbarung  vom  29. 10.  88  einer  besonderen  Be* 
friedung  unterworfen  ist.  Der  Panamakanal  ist  noch  nicht 
ToUendet,  ^)  es  blieben  mithin  f&r  die  Betrachtung  des  geltenden 
Rechts  nur  noch  der  Kanal  von  Korinth  und  der  Nordostsee- 
kanal zu  erwähnen.  Beide  werden  den  in  der  Kategorie  2 
(S.  141  dieser  Abhandlung)  erwfthnt^  Meerengen  gleichzustellen' 
sein,  die  wir  der  ausschließlichen  Herrschaft  des  Uferstaates 
unterwarfen.  Denn  der  erstere  von  beiden  kommt  für  den 
großen  internationalen  Schiffsverkehr  nicht  in  Betracht  und 
auch  dem  vorwiej^end  aus  strategischen  Gründen  erbauten  Nord- 
ostseekanal felilt  dem  Urilitf  iiach  der  internationale  Charakter. 
Selbstverständlich  küiiiite  diestr  Kanal  aUo  vom  Deutschen 
Reiche  in  beliebiger  Weise  gesperrt  werden,  und  zwar  im  Kriege 
wie  im  Frieden.  Dagegen  würden  die  kriegführenden  Mächte, 
falls  ihnen  die  Durchfahrt  von  dem  neutralen  Ufeistaat  gestaltet 
würde,  den  Kanal  nicht  zum  Schauplatz  einer  Kriegshandlung 
machen  können.  Wäre  das  Reicii  iieilich  selbst  Kriegspartei, 
dann  könnte  auch  unser  Gegner  versuchen,  diesen  Kanal  zu 
sperren. 

^)  Zu  demfleUmi  Besaltate  würde  man  flbrigens  nach  meiner  Auffassang 
anih  dann  kommen,  wenn  man  den  Uferstaat  unter  allen  Tm'^tänden  anf 
die  Dreiseemeilengrenze  beschränken  uod  deshalb  die  Tsugaru-8traüe  unter 
die  Kategorie  der  Meerengen  sub  3  a  bringen  wollte.  Vgl.  das  durt  Gesagte. 

3)  Nach  dem  Hay-Pauncefote-WeTtra^  vom  18.  U.Ol  soll  zwar  der 
FKnamakaiMl  don  Soeakmal  gleidigestellt  werden,  lodeBsen  ist  dM  nur  dne 
Vereinbamng  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten,  ant  der  dritte 
Hichtc  keine  Rechte  ableiten  können,  vgl.  t>.  Liszt  a.  a.  0.  S.  230. 

Siehe  besOgUch  dieser  beidenKan&le  aniBhBoufiU'Grah^%,0.B.26rt, 
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§  7.   Die  Haftung  der  Kriegftthrenden  gegenfiber 

den  Neutralen. 
Ans  dem  grundsfitzlichen  Bechte  der  Kentialen  auf  freie 
Scbüatart  auch  m  Kriegsseiten,  dem  aber,  wie  wir  aeben,  das 
stärkere  Recht  der  Eriegführraiden,  eine  Minensperre  durch- 
zuffihren,  gegenüberstand,  hatten  wir  für  den  Kriegführenden 
die  Pflicht  abgeleitet,  von  der  Ansfibung  dieses  seines  Kriegs- 
rechtes  zur  Sicherang  der  Neutralen  Mitteilung  zu  machen. 
Nun  kann  es  aber  geschehen,  daß  diese  Mitteilung  unterblieben 
ist.  Z.  B.  der  Kriegführende  hat  sich  auf  eine  Generalnotiükation 
beschränkt,  die,  wie  er  bestimmt  glaubt^  zur  Kenntnis  aller 
Fahrzeuge  gelangt  sein  muß.  Es  ist  jedoch  ein  SchÜf  durch 
widrige  ümstfinde  auf  hoher  See  iUMffmftßig  aushalten,  es 
hatte  den  letzten  Hafen  schon  verlassen,  ehe  dort  die  Minen- 
sperre bekannt  gegeben,  deshalb  ahnt  es  nichts  von  der  drohenden 
Gefahr  und  da  es  nicht  rechtzeitig  gewarnt  wird,  fftUt  es  der 
Minensperre  zum  Opfer.  Oder  der  eine  der  Kriegführenden  hat 
unmittelbar  vor  Beginn  einer  Seeschlacht  geglaubt  noch  von 
dem  Knegsmlttel  der  Minen  Qebrauch  machen  zu  mfissen,  eine 
Generalnotifikation  konnte  nicht  mehr  rechtzeitig  erfolgen,  die 
Schlacht  beginnt  und  endet  mit  seiner  Flucht.  Der  Gegner 
verfolgt  ihn,  spftter  passieren  nentrale  Schiffe  die  fraglichen 
Gewässer  und  unge warnt  geraten  sie  mit  einer  Mine  in  Be- 
rührung. In  solchen  Fällen  wird  m.  E.  schon  heute  der  neu- 
trale Heimatstaat  zugunsten  der  Geschädigten,  und  zwar  nicht 
nur  des  Reeders,  der  Eigentümer  des  Frachtgutes,  sondern  auch 
aller  durch  den  Schiffsunfall  betroffenen  Einzelpersonen,  z.  B. 
der  Angehörigen  der  Passagiere  und  der  Schiffsmannschaft,  eine 
Ersatzforderung  gegen  don  betreffenden  Kriei^rführenden  haben 
Denn  der  letztere  war  zur  Notifikation  verpüiclitet,  und  wenn 
der  Kriep:führende  {glaubte  diese  Kundg'abe  unterlassen  zu  können 
oder  s(»g-ar  im  Interesse  seiner  niilitiiriselipn  Maßregeln  unter- 
lassen zu  müssen,  so  entschied  er  sicli  dalur  auf  f^)5T:ene  Gefalii-. 
Wenn  während  des  ostasiatischen  Krienkes  trotz  wiederholt 
unterbliebener  Knndjrabe  in  dieser  Bezieliun^^  kein  Unglück  ge- 
schehen ist,  so  hänji:t  das,  wie  ol)en  geiia^^t  nur  mit  der  Ab- 
gelegenheit  dieses  Kriegsschauplatzes  zusammen. 
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Weiterhin  ist  schon  in  anderem  Zusammenhang  gesagt 
worden,  daß  der  Kriefi^ffitarende  nur  von  verankerten  BCinen 
Gehranch  machen  darf,  weil  sonst  trotz  erfolgter  Kundgabe 
der  Sperre  für  den  Neutralen  keine  Möglichkeit  vorhanden 
wäre,  sich  auch  bei  sorgfältiger  Meidung  des  fraglichen  See- 
territoriums vor  der  Berührung  mit  frei  treibenden  Minen  zo 
schützen.  Es  sind  tatsächlich  auch  im  letzten  Krieg  lediglich 
verankerte  Minen  gebraucht  worden.  ^)  Allerdings  haben  trübe 
Erfahrungen  der  Neutralen  gelelut,  daß  diese  Verankerung 
vielfach  £ränzlicli  unzureicliend  gewesen  ist.  Es  sind  nämlich, 
sei  es  nun,  daß  Strom  und  .Seegang  die  Minen  mit  dem  Anl\er 
losgerissen,  sei  es,  daß  sie  das  Ankertau  abgedreht  haben,  die 
3linen  weithin  verschlagen  worden  und  haben  bösen  Schaden 
getan.  Trotzdem  chinesische  Kriegsschiffe  im  Auftrag  der  Re- 
gierung auf  Gesuch  der  Schanghaier  Handelskammer,  ferner 
deutsche  wie  englische  Kriegs-  und  ivaulfalirteischiffe,  wo  sich 
ihnen  Gelegenheit  bot,  treibende  Minen  zerstört  haben,  indem 
man  sie  durch  Schüsse  zum  Sinken  brachte,  trotzdem  durch 
nielir  als  ein  Jahr  alle  von  Schanghai  nach  Nordchina  ver- 
kehrenden Dampfer  sehr  zum  Schaden  der  Schiffahrt  fast  auf 
jeder  Fahrt  eine  Xat  ht  stillagen,  da  sie  es  nicht  riskieren 
konnten,  bei  Dunkollieit  die  hauptsMclilich  gefährdete  Zone  zu 
passieren,  ist  doch  nacli  Beendigung  des  Krieges  noch  wieder- 
holt das  sclilimmste  Unglück  geschelien. 

Ein  amtlicher  Bericht  aus  J\'king  hat  zunächst  unter  dem 
4.  10.  05  folgendes  gemeidet:  „Außer  einigen  chinesischen 
Dschunken,  die  zum  Teil  infolge  von  Unvorsichtigkeit  ihrer 
Bemannung  in  die  Luft  geflogen  sind,  war  bisher,  soviel  hier 
bekannt  geworden,  nur  ein  fremder  Dampfer  emsthaft  be- 
schädigt worden.  Bezüglich  eines  anderen  bei  Niutschwang 
gesunkenen  Dampfers  steht  nicht  mit  Sicherheit  fest,  was  seinen 
Untergang  veranlaßt  hat.  Nunmehr  aber  ist  einer  der  regel- 
mäßig zwisclien  Schanghai  und  Tientsin  verkehrenden  Dampfer, 
die  „Hsiehho"  von  der  Chiria-Merchants-Steamship  Company, 
am  30.  9.  05  etwa  90  Seemeilen  westlich  ,  von  Schantang  8.  £. 

Nur  in  Bezidrang  an!  die  SeescMacht  vom  10. 8.  04  lassen,  wie  oben 
gesagt»  die  mir  zn  Gebote  stehenden  Nachrichten  in  diesem  Ponkte  Zweifeln  Baum. 
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Promontoiy  auf  eine  Treibmine  gelaufen  nnd  gesunken.  16  Peiv 
sonen,  duninter  sswei  englische  Schiffdingraienre,  werden  ver- 
mtfit.*  —  Weiterhin  haben  die  Zeitungen  unter  dem  31. 1.  06 
gemeldet,  daß  der  Dampfer  „Sylvia^  yon  der  Hamburg-Amerika- 
linie,  mit  einem  grofien  Transi  urt  rassischer  Truppen  von 
Wladiwostok  abgegangen,  auf  eine  schwimmende  Mine  gestoßen 
nnd  in  sinkendem  Zustand  nach  Wladiwostok  zurückgekehrt  sei. 
Dort  habe  man  das  Schiff  auf  den  Strand  gesetzt,  um  seinen 
Untergang  zu  yerhindem.  Der  erste  Koch  habe  bei  dem  Unfall 
sein  Leben  eingebüßt,  im  übrigen  sei  das  Schiff  mit  seinem 
vollen  Wert  gegen  Minengefahr  versichert  gewesen.  Unter  dem 
3.  3. 06  ist  dann  telegraphisch  über  Kew  York  aus  Britisch- 
Eolnmbien  folgende  Nachricht  vermittelt  worden:  ^^Der  deutsche 
Dampfer  „Servia*^  soll  außerhalb  von  Wladiwostok  auf  eine 
schwimmende  Mine  gestoßen  sein.**  Sän  gewaltiges  Leck  sei 
in  den  Schiffsmmpf  gerissen  und  unmittelbar  nach  det  Explosion 
sei  das  Schiff  mit  100  3Iann  untergegangen.  —  Ob  damit  die 
Kette  der  durch  die  Minen  verursachten  Unglücksfälle  erschöpft 
ist,  steht  dahin,  welches  Unglück  aber  aus  einer  so  nachlassigen 
Verwendung  von  Minen  in  einem  europäischen  Seekrieg  er- 
wachsen  könnte,  ist  gar  nicht  zu  übersehen.  Liest  man  dazu, 
daß  die  Kriegführenden  sich  nur  wenig  um  die  von  ihnen  der 
neutralen  Schiffahrt  bereiteten  Gefahren  gekümmert  haben,  so 
tanclit  ilanii  doch  in  erster  Linie  die  Frage  auf,  ob  nicht  auch 
liiri  (ii(  ivri(<<^fübrenden  wenigstens  für  den  angerichteten 
Schaden  haftbar  gemacht  werden  können? 

Eine  solche  Haftung  der  Kricfrführenden  erscheint  um  so 
notwendiger,  als  die  besondere  Versicherung  der  Reeder  gegen 
Beschädigungen  durch  treibende  Minen  und  Geschosse,  wie  sie 
im  letzten  Kriege  vielfach  bctiiti^^t  ist,  doch  immer  nur  Schiff 
und  Ladung  sichern  kann.  Der  größere  Scliudt  ii  wird  aber 
doch  fraglos  in  dem  Untergang  zahlreicher  Mrnsclienleben  be- 
stehen. Nun  wird  man  freilich  vom  Standpunkt  des  heutigen 
Rechts  unter  Umständen  schon  eine  Haftung  statuieren  können.'  ! 
Wenn  nämlich  dem  Kriegführenden  nachzuweisen  ist,  daß  die 

1)  Vgl  den  anonymen  AofsatB  Aber  Fragen  des  Seekriegsrecbts  im 
Nautieua  Ton  1906  S.  234. 
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VerankeroDg  der  betreff^den  Mine  oBweichend  war,  daim  wird 
er  schon  jetzt  ebensowohl  haltbar  geinacht  werden  kdimen,  als 
wenn  er  die  Minen  gar  nicht  verankert  oder  durch  mangelnde 
Kundgabe  das  Unglück  yeroisacht  hfitte.  Indessen  schon  hier 
stoßen  wir  auf  Schwierigkeiten,  die  nach  dem  geltenden  Recht 
die  Haftnng  in  der  Begel  unpraktisch  machen  weiden.  Wie 
soll  der  Heimatstaat  des  explodierten  nentralen  Schiffs  den 
fragUchen  Beweis  führen.  Hit  der  Sxploaion  wird  sicherlich 
zunächst  die  Mine  selbst  an^iedogen  sein,  so  wird  das  wichtigste 
BeweisstQck  fehlen  nnd  kein  Vertreter  des  betreffenden  Neutralen 
ist  bei  der  Minenleguiig  zugegen  gewesen.  Wird  aber  der  be- 
treffende haftbar  gemachte  Staat  den  Beweis  seines  Yerschnldens 
schon  dadurch  genügend  erbracht  sehen,  daß  eine  von  ihm  ge- 
legte Mine  tateBchlidi  an  anderer  Stelle  zur  Kntladung  gekommen? 
'M.  E.  erfordert  die  ganze  Sachlage,  daß  man  zu  diesem  Problem 
folgenden  Standpunkt  einnimmt.  Wenn  das  Völkerrecht  der 
Kriegspartei  gestattet,  von  einem  Kriegsmittel  Gebrauch  zu 
machen,  daß  erfahrungsgemäß  für  die  Neutralen  ganz  besondere 
Gefahren  mit  sich  brin^  und  wenn  dann  tatsaclilich  die  drohende 
Gefahr  zum  Schaden  der  Neutralen  sich  vi  rwirklicht  hat,  so 
darf  man  nicht  dem  geschädigten  Neutralen  den  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  gar  nicht  zu  führenden  strikten  Beweis  auferlegen, 
daß  ein  Verschulden  der  Kriegspartei  bei  der  Handhabung  jenes 
Kriegsmittels  den  fraglichen  Schaden  venirsaclit  hat.  Man  wird 
vielmehr  hier  ein  Verschulden  des  Kntg führenden  voraussetzen 
müssen  und  diesem  nur  den  Gegenbeweis  offen  lassen,  daß  in 
diesem  Falle  der  Schaden  doch  nur  durch  eigenes  Verschulden 
des  Geschädigten  oder  durch  höhere  Gewalt  verursacht  iüt. 
Ich  niörlite  hier  eine  bmvußte  Analogie  geltend  machen,  die 
zwisrhtri  dieser  völkeiTechtlichen  Situation  und  jener  ])nvat'- 
rechtlichen  besteht,  die  §  1  des  deut-schen  Haftpflichtgesetzes 
vom  7.  fi  71  gprpjyelt  hat.  Dort  heißt  es:  ,Wenn  bei  dem 
Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mrnscli  getötet  oder  körperlich 
verletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebsuiitt  rnehmer  für  den  dadurch 
entstandenen  iSchaden,  sofern  er  niciit  beweist,  daß  der  Unfall 
durch  höhere  Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden  des  Ge- 
töteten oder  Verletzten  verursacht  ist''.  —  Als  Hitglied  eines 
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internaüonalen  Schiedsgerichts  wfirde  ich  kein  Bedenken  hegen, 
diesen  Grundsatz  über  die  Minenhaftnng  schon  heute  anzuwenden, 
besser  wire  es  natfibrlich,  er  wQide  dnzch  eine  internationale 
Veireinbaning  festgelegt. 

Dasselbe  m&fite  mit  einer  zweiten  Norm  geschehen,  nämlich 
mit  dem  Grundsatz  der  solidarischen  Haftung.  Wollte  man 
sich  nämlich  in  der  Beweisfrage  auch  ohne  weiteres  auf  den 
iBoden  der  hier  vertretenen  Anschauung  stellen,  so  bliebe  die 
Haftung  doch  vom  Standpunkte  des  geltenden  Rechts  in  vielen 
Fällen  aus  folgendem  Grunde  problematisch.  Im  It  tzten  ost- 
asiatischeu  Kriege  haben  beide  Kriegsparteien  mit  Seerainen 
gearbeitet,  ja,  sie  haben  sojrar  vielfach  beide  in  demselben 
See^rebiet^  der  eine  zum  Angriff,  der  andere  zur  Verteidigung, 
Minen  gelegt.  Niemand  hat  bei  geschehenem  Unglück  fest- 
stellen iiunnen,  ob  dajs  neutrale  Schiff  durch  eine  russische  oder 
japanische  Mine  aufgeflogen.  Ähnlich  wird  es  wahrscheinlich 
in  allen  künftigen  Seekriegen  sein.  Soll  nun  jede  Kriegspartei 
die  Haftung  mit  dem  Hinweis  darauf  ablehnen  kuiinen,  auch 
die  andere  Kriegspartei  habe  Minen  gebraucht  und  der  Beweis 
sei  nicht  erbracht,  daß  p-erade  die  eij-^ene  Mine  das  Unglück 
verursacht  habe.  Das  hieße  die  Haltung  zum  Schaden  der 
Neutralen  ganz  illusorisch  machen.  Man  wird  hier  vielmehr 
im  Zweifel  sich  für  eine  solidarische  Haftung  der  beiden 
Kriegsparteien  aussprechen  müssen  Dir  Rechtslage  würde 
dann  die  sein,  daß  der  in  seinen  T^ni«  i  tanen  geschädigte  Staat 
gegen  jede  der  beiden  Kriegsparteien  die  Haftung  so  lange 
geltend  machen  könnte,  bis  entweder  die  eine  haftbar  gemachte 
Partei  ihn  entschädigt  oder  den  Nachweis  geführt  hat,  daß  der 
Unfall  nur  durch  eigenes  Verschulden  oder  nur  durch  das  Ver- 
schulden der  anderen  Kriegspartei  herbeigeführt  sein  könnte.*) 
Im  letzteren  FaUe  bliebe  dem  betreffenden  neutralen  Staat  dann 
der  Regreß  gegen  die  andere  Kriegspartei.  Den  Kriegsparteien 
'selbst  bliebe  dabei  immer  noch  die  Möglichkeit,  durch  Separat- 

^)  Der  letztere  Nachweis  könnte  vielleicht  durch  den  Hinweis  darauf 
erbneht  wurden,  daß  d«r  Inftbar  gemaelite  Staat  geltend  macht»  er  babe 
nur  am  Orte  x  Minen  gdegt  nnd  von  dort  kdnne  ana  geograplüBdi-pliynkap 
liidwn  Gründen  die  lUne  nicht  nr  UnglflcJcsetene  y  Tertrieben  sein. 
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abkommen  im  Friedensvortrag  die  fragliche  Summe  anderweitig 
zu  verteilen,  indem  entweder  die  Teilung  der  Last  oder  die 
Abwälzung  auf  den  Besiegten  voigeselien  würde.  Ein  solcher 
Vertrag  würde  ireilich  die  Geschädigten  weder  berechtigen 
noch  verpflichten.  — 

Natibrlich  könnten  die  in  obiger  Darlegong  begründeten 
Uaftongsansprüche  als  auf  dem  Völkerrecht  beruhend  nnr  von 
Staat  2U  Staat  geltend  gemacht  werden.  Wollte  ein  Staat  sich 
der  beanspruchten  Haftung  entziehen,  so  müßte  der  Haager 
Schiedshof  angerufen  werden.  Man  könnte  diesen  hier  sehr 
wohl  durch  internationale  Vereinbarung  zur  obligatorischen 
Instanz  machen.  Denn  offenbar  handelt  es  sich  hier  bei  solchen 
rein  Termögensrechtlichen  Ansprüchen  um  Angelegenheiten,  die 
weder  die  Existenz  noch  die  Ehre  der  beteiligten  Staaten  be- 
rühren. — 

§  8.  Schluß. 
Wir  standen  damit  am  Schlüsse  unserer  Erörterung.  £$ 
liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  daß  ihr  Ergebnis  weder  den 
Kriegführenden  noch  den  Neutralen  yoll  befriedigen  wird.  Der 
erstere  wird  vornehmlich  Anstoß  nehmen  an  der  für  ihn  statu- 
ierten Pflicht  der  Kundgabe  und  eventuellen  Haftung,  der 
letztere  an  der  Einräumung  der  offenen  See  für  das  fragliche 
Kriegsmittel.  Indessen  erscheint  es  hier  für  den  Juristen 
schlechthin  ausgeschlossen,  Normen  auszumitteln,  die  beiden 
ganz  genügen.  Noch  viel  weniger  wie  das  Interesse  der  Krieg- 
führenden und  der  Neutralen  kann  gerade  bei  diesem  Kriegs^ 
mittel  das  Interesse  der  Humanität  gewahrt  werden.  Werner 
von  Siemens,  den  wir  als  Erfinder  desselben  kennen  lernten, 
erzählt,  als  er  in  Kiel  die  Konstruktion  seiner  eisten  .abhängigen 
Minen  einem  schönen  und  liebenswürdigen  Mädchen  in  einer 
Gesellschaft  erklärt  habe,  hätte  sie  erregt  gefragt,  ob  es  denn 
Menschen  gäbe,  die  eine  so  entset^che  Tat  verüben  und  mit 
einem  Fingerdmcke  Hunderte  von  Menschenleben  vernichte 
könnten?  Vergeblich  hat  Werner  von  Siemens  demgegenüber 
auf  die  „grausame  Notwendigkeit**  solcher  Kriegsmittel  hinge- 
wiesen. Wie  lange  soll  diese  Notwendigkeit  zur  Schmach  der 
menschlichen  Kultur  noch  fortdauern? 
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Von  Reielttgcfiehtamt  «.  D.  Wtttm«>efc  in  Ldpsig. 

In  Chiiia  r?gt  sich  gegenwärtig  eine  gewaltige  Bewegung 
gegen  die  Behandlung,  welche  den  chinesischen  Einwanderern 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zuteil  wird.  Diese 
Bewegung  hat  zu  einem  Boylcott  nordameiikanischer  Waren  in 
Oiiina  geführt  und  ist  dadurch  den  Nordamerihanem  so  un- 
bequem geworden,  daB  sie  an  ein  £inlen]cen  cu  denjcen  scheinen. 
Es  ist  daher  auch  bei  uns  TieUeicht  von  Interesse,  die  gesetz- 
lichm  Vorschriften  kennen  zu  lernen,  fiber  welche  die  Chinesen 
sich  beschweren. 

Am  16. 6. 68  wurde  ein  Friedens-,  Ereandschafts-  und 
Handelsvertrag  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  China 
geschlosi^en  In  diesem  Vertrage  gestattete  China  den  nord- 
amerücaniscfapn  Staatsan^ehöiigen,  in  beBtimmten  Häfen,  den 
sog.  Vertragshäfen,  sich  aufzohalten  und  niederzulassen,  sowie 
■dort  Handel  und  Gewerbe  zu  betreiben.  Bezuglich  des  Auf- 
enthalts und  der  Niederlassung  chinesischer  Untertanen  auf 
nordameiikanischem  Gebiet  wurde  eine  entsprechende  Ver- 
pflichtung von  den  Vereinigten  Staaten  nicht  übernommen.  Der 
Yertrag  enthalt  hierüber  nichts. 

Dagegen  wurde  in  einem  Zusatzvertrage  vom  28.  7.  68  *) 
für  die  Untertanen  beider  Staaten  das  Recht  anerkannt,  in  das 
Gebiet  des  anderen  Staates  einzuwandern,  sowohl  vorübergehend 
(for  purposes  of  curiosity,  of  trade),  wie  zum  Zwecke  einer 
dauernden  Niederlassung  (as  permanent  residetifs).  Die  Unter- 
tanen beider  Staaten,  weiche  das  Gebiet  des  anderen  Staates 

1)  United  Stai99  Statute  tß  Large  18,  1028. 

^  Sioerkt  Noimau  Heeueü  gMral  de  TraM»  90,  100 fi. 

Z«itMhrift  f.  ÜQtoni.  Privat- v.  Öffmti.  Beeilt  XVL  11 
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besncbten  oder  in  demselben  wobnten,  sollten  darin  sich  der^ 
selben  Privilegien  nnd  Freiheiten  erfreuen  wie  die  des  meist- 
begünstigten anderen  fremden  Staates.  Nor  die  Naturalisation 
wurde  nieht  zugesichert  Femer  sollten  den  Nordamerikanem 
in  China  und  den  Chinesen  in  Nordamerika  bezugUch  der  öffent- 
lichen Erziehungsanstalten  dieselben  Befugnisse  zuteil  werdenf 
welche  den  Untertanen  der  meistbegünstigten  fremden  Nation 
zuständen.  Nordamerikaner  sollten  in  den  chinesischen  Ver- 
tragsh&fen  und  Chinesen  in  Nordamerika  Schulen  errichten  und 
unterhalten  dürfen.  In  dem  Vertrage  warde  beiderseitig  jede 
nicht  rein  freiwillige  Auswandemng  gemißbilligt.  Beide  Staaten 
verpflichteten  sich,  Gresetze  zu  erlassen,  durch  welche  es  für 
strafbar  erklärt  werde,  wenn  ein  Nordamerikaner  oder  ein 
Chinese  chinesische  Untertanen  ohne  ihm  freie  Zustimmung 
nach  Nordamerika  oder  einem  anderen  fremden  Lande,  and 
wenn  ein  Nordamerikaner  oder  oin  Chinese  Nordamerikan^ 
ohne  deren  freie  Zustimmung  nach  China  oder  einem  anderen 
fremden  Lande  hinnehme. 

Der  Vertrag  steht  auf  dem  Standpunkt  einer  Gleich- 
berechtigung beider  Staaten;  er  beobnchtet  insofern  die  inter- 
nationale Höflichkeit,  als  die  Ziisichei  uiii^^en  gegenseitig  «gemacht 
werden,  üelhst  wenn  sie  tatsächlich  nur  einem  Teil  zufrnte 
kommen.  Im  Verlauf  von  V2  Jahren  änderte  sich  aber  die 
Stellung  der  nnrdamerikanischeti  Keg-ierunq-  ^epfenüber  der 
chinesischen  Einwanderung.  Es  entstand,  wie  es  heißt,  wejren 
der  fortwährend  steigenden  chinesischen  Einwanderung  und  der 
damit  verbundenen  Mitiständc  bei  dieser  Ri  g-ierun^  der  Wunsch, 
eine  .Abänderunfi:  der  früheren  Veiträc"e.  'Ii'  nicht  mit  ihrem 
Geist  in  direktem  Widerspruch  stände,  zu  erwirken.  Dieser 
A\  imscü  führte  zu  dem  Vertrage  vom  17.  11.  80^).  China 
willigte  darin  ein,  daß,  wenn  nach  Ansicht  der  nordamerika- 
nischen Regierung  die  Ankunft  oder  der  Aufenthalt  chinesischer 
Arbeiter  in  Nordamerika  die  Interessen  dieses  Staates  beein- 
trächtige oder  zu  beeinträchtigen  droiie,  oder  die  öffentliche 
Ordnung  gefährde,  die  nordamerikanische  Regierujig  die  An- 
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ktmft  oder  den  Aufenthalt  der  Arbeiter  regele,  beschränke  und 
zeitweise,  jedoch  nicht  dauernd  verbiete.  Diese  Beachrfiiikung 
sollte  sich  aber  nur  auf  chinesische  Arbeiter  beziehen  und  sich 
insbesondere  nicht  auf  Lehrer,  Stadierende,  Kauflente,  Ver- 
gnügungsreisende und  Arbeiter,  welche  bereits  in  den  Ver- 
einigten Staaten  wären,  erstrecken. 

In  diesem  Vertrage  ist  von  einer  Reziprozität  der  fiber- 
nommenen  Verpflichtungen  nicht  die  Bede.  Auf  Grund  des 
Yertrsges  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  6.  5.  82 für  einen 
Zeitraum  von  10  Jahren  allen  chinesischen  Arbeitern  verboten, 
nach  den  Vereinigten  Staaten  zu  kommen.  Solche  Chinesen, 
welche  nach  dem  Vertrage  berechtigt  waren,  sich  nach  den 
Yereinigten  Staaten  zu  begeben,  sollten  sich  durch  einen  von 
der  chinesischen  Regierung  in  englischer  Sprache  ausgestellten 
oder  mit  einer  englischen  Übersetzung  versehenen  Paß  legitimieren. 

Im  Jahre  1888  wurde  ein  neuer  Vertrag  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  und  China  vereinbart.  Schon  bevor  der 
Vertrag  ratifiziert  wurde,  erliefi  die  nordamerikanische  Regierung 
auf  Gnmd  desselben  am  13.  9.  88  ein  verschärftes  Gesetz  gegen 
die  chinesische  Einwanderung.  Die  Ratifikation  des  Vertrages 
unterblieb  aber;  das  Gesetz,  welches  mit  dem  Tage  der  Ratifi- 
kation in  Kraft  treten  sollte,  erlangte  also  keine  Göltigkeit. 

Durch  ein  Gesetz  vom  1. 10. 88  ^  wurde  solchen  chine- 
sischen Arbeitern,  welche  sich  bereits  in  den  Vereinigten  Staaten 
aufgehalten,  diese  aber  vorübergehend  verlassen  hatten,  die 
Rückkehr  in  die  Vereinigten  Staaten  allgemein  untersagt.  Nach 
dem  Gesetze  von  1882  war  solchen  Arbeitern  die  Rückkelir 
gestattet,  wenn  sie  sich  den  zur  Feststellung  ihrer  Identität 
angeordneten  Kontrollmaßregeln  unterwarfen  und  vor  ihrer  Ab- 
reise eine  Erlaubnis  zur  Rückkehr  envirkten.  Die  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1882  erteilten  Erlaubnisscheine  wurden  für 
nichtig  erklärt. 

Durch  ein  Gesetz  vom  5.  5.  92  ^)  wurde  bestimmt,  daß  die 
früheren  Gesetze  gegen  die  chinesische  Üiinwandemng  10  Jahre 

1)  Stoerkf  a.  a.  0.  S.  128. 
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in  Gültigkeit  bleiben  sollten.  Ferner  wurde  angeordnet,  da6 
alle  Personen  chinesischer  Abstammung,  welche  sidi  nngesets- 
lieber  Weise  in  den  Vereinigten  Staaten  aofliielten,  nach  China 
oder,  wenn  sie  Untertanen  eines  anderen  Staates  seien,  nach 
diesem  Staat  entfernt  werden  sollten.  Bs  sollte  angenommen 
werden,  daß  jede  Person  chinesischer  Abstammung  in  den  Teiv 
einigten  Staaten  sich  dort  ungesetzlicher  Weise  aufhalte,  wenn 
sie  nicht  das  Gregenteil  nachweise.  Der  ungesetzliche  Auf- 
enthalt eines  Chinesen  wurde  mit  Geföngms  bis  zu  einem  Jahr 
bedroht.  Alle  chinesischen  Arbeiter  in  den  Vereinigten  Staaten 
sollten  sich  innerhalb  eines  Jahres  bei  dem  Steuereinnehmer 
des  Distrilcts  melden  und  sich  eine  Bescheinigung  Aber  ihre 
Berechtigung  zum  Aufenthalt  ausstellen  lassen.  Ein  chinesischer 
Arbeiter,  welcher  nach  Ablauf  eines  Jahres  sich  nicht  im  Be> 
sitze  eines  solchen  Scheines  befönde,  sollte  so  angesehen  werden, 
als  ob  er  sich  ungesetzlicher  Weise  in  den  Vereinigten  Staaten 
aufhalte,  wenn  er  nicht  nachweise,  daß  er  infolge  yon  Krank- 
heit oder  eines  anderen  unabwendbaren  Zufalles  nicht  imstande 
gewesen  sei,  um  die  Besclieinigung  nachzusuchen,  und  nicht 
mindestens  durch  einen  weißen  Zengfon  dartue,  daß  er  zur  Zeit 
des  Erlasses  des  (Jesetzes  seinen  Aufenthalt  in  dt  n  Vereinigten 
Staaten  gehabt  habe.  Durch  ein  Gresetz  vom  3.  U.  93  ^)  wurde 
•i  n  chinesischen  Arbeitern  eine  neue  sechsmonatige  Frist  für 
die  En\'irkung  eine^  Berechtigungsscheines  gewährt. 

Am  17.  3.  94  kam  ein  neuer  Vertrag  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  China  über  die  Einwandening  von  Chinesen 
zustande  -*).  Danach  sollte  es  chinesischen  Arbeitern  auf  die 
Dauer  von  10  Jahren  verboten  sein,  nach  den  Vereinigten 
Staaten  zu  kommen.  Die  Bestimmung  sollte  jedoch  nicht  An- 
wendung findt  n  auf  solche  in  den  Vereinigten  Staaten  in  die 
K<?gistpr  eingetragene  rliinesisrhe  Arbeiter,  welehe  vornber- 
peheiid  die  Vereinigten  Staaten  zu  verlassen  nii(i  -diäter  dorthin 
zurückzukehren  wünschten,  wenn  sif  in  den  Vereinigten  St4iaten 
eine  rerlitmäßige  Ehefrau,  ein  Kirui  oder  einen  Verwandten 
hätten  oder  dort  Eigentum  zum  Werte  von  1000  Dollars  oder 

^)  United  States  Statutes  nt  Large  '2><,  7 
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schwebende  Forderungen  zum  gleichen  Betrage  besäßen.  Die 
Befugnis  ZOT  Rückkehr  wurde  von  einer  Bescheinigung  des 
Zolleinnehmera  des  Distrikts,  von  welchem  der  Chinese  die 
Reise  antreten  wollte,  abhängig  gemacht.  Um  eine  solche  Be- 
scheinigung zu  erlangen,  hat  der  cliinpsische  Arbeiter  eine 
schriftliche  Erklärung  über  die  Verhältnisse,  welche  Ilm  zur 
Rückkehr  berechtigeD,  einzuliefern.  Wird  die  Erklärung  un- 
richtig- befund^  rr  so  ist  das  Recht  zur  Rückkehr  verwirkt.  Das 
Recht  zur  Rückkehr  muß  innerhalb  eines  Jahres  von  dem  Tage 
ab,  an  welchem  der  chinesische  Arbeiter  aus  den  Vereinigten 
Staaten  abreist,  ansppübt  werden.  Wird  der  Chinese  durch 
Krankheit  oder  andere  unabwendbare  l  nistände  an  dei-  recht- 
zeitigen Rückkehr  verhindert,  so  kann  die  Frist  auf  ein  weiteres 
Jahr  verlängert  werden.  Die  Umstände,  welche  zu  der  Ver- 
längenmfr  berechtigen,  sind  dem  nordamerikaiii.schen  Konsul  an 
dem  Abjiangsort  in  China  nachzuweisen  und  von  diesem  dem 
Znlleinnehnier  an  (h-in  Ort,  wo  der  Chinese  in  den  Veroinijrten 
Staaten  zu  landen  beabsiciitigt,  mitzuteilen.  Die  anderen  l*er- 
sonen  als  Arbeitern  nach  dem  seitherigen  Kechte  zustellende 
Befugnis,  nach  den  Vereinif^ten  Staaten  zu  kenmien  und  sich 
diirt  aufzuhalten,  sull  dui'ch  deu  Vertrag  nicht  l)erülirt  werden. 
Solche  Chinesen  haben,  wenn  sie  in  die  Vereinigten  Staaten 
zngelas.sen  werden  wollen,  eine  von  dem  diplomatischen  oder 
konsulnrisrheu  Veitreter  der  Vereinigten  Staaten  beglaubigte 
Legitiniatidu  ilirei'  Regierung  oder  der  Regierung  des  Ortes, 
an  welclieni  sie  sich  zuletzt  aufgehalten  haben,  beizubringen. 
Das  Recht,  durch  die  Vereinigten  Staaten  nach  einem  anderen 
Lande  zu  reisen,  wird  den  cliinesischen  Arbeitern  eingeräumt, 
unter  Vorbehalt  der  Maßnahmen,  welclie  die  \  er(  inigten  Staaten 
zur  Verhütung  von  Mißbrauch  für  erbird»  rli(  h  erachten.  Weiter 
wird  die  in  dem  Vertrage  vom  17.  Ii.  8U  übernommene  Ver- 
pflichtung, daß  alle  chinesischen  Arbeiter  und  andere  Chinesen, 
die  sich  vorübergehend  oder  dauernd  in  den  Vereinigten  Staaten 
aufhalten  würden,  sich  dort  in  bezug  auf  den  Schutz  ihrer 
Person  und  ihres  Eigentums  der  gleichen  Rechte  erfreuen  sollten 
wie  die  Untertanen  des  meistbegünstigten  fremden  Staates,  mit 
der  Ausnahme,  daß  sie  zor  Katuralisation  nicht  zugelassen 
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werden  sollten,  bestätigt.  Die  chinesische  Regierung  willigt 
darein,  daß  nach  den  Gesetzen  vom  5.  5.  92  und  vom  3. 11.  93 
über  die  chinesischen  Arbeiter  in  den  Vereinigten  Staaten 
Register  gefOhrt  werden,  und  andererseits  erldären  sich  die 
Vereinigten  Staaten  damit  einverstanden,  wenn  die  chinesische 
Regierung  eine  ähnliche  Einrichtung  in  bezog  auf  die  in  China 
sich  aufhaltencien  nordamerikanischen  Arbeiter  treffen  sollte. 
Dieser  Vertrag  ist  auf  zehn  Jahre  vom  8.  12,  94  ab,  an  welchem 
Tage  der  Austausch  der  Ratifikationen  stattgefunden  hat,  ge- 
srlilossen.  Er  soll  jedocli  auf  einen  weiteren  Zeitraum  von 
zehn  Jahren  in  Kraft  bleiben,  wenn  nicht  sechs  Monate  vor 
Ablauf  der  Frist  eine  Kündigung  erfolgen  sollte. 

Durch  ein  Gesetz  vom  29.  4.  02^)  wurden  die  seitherigen 
Gesetze  bezüglich  der  Einwanderung  und  des  Aufenthalts  von 
Chinesen  in  den  Vereinigten  Staaten,  soweit  sie  nicht  mit  den 
vertragsmäßigen  Verpflichtungen  in  Widerspruch  stehen,  bis 
auf  weiteres  bestätigt.  Das  <;<'sefz  vom  13  88  hatte  bereits 
gleiche  Vorschriften  wie  der  Virtrag  von  1894  über  die  Be- 
fugnis der  in  den  Vereinigten  Staaten  sich  auflialtenden  chine- 
sischen Arbeiter,  nach  einer  vorübergehenden  Abwesenheit 
dorthin  zurückzukehren,  treffen  wollen.  Diese  Vorschriften 
wurden,  zuprlcirh  mit  den  in  dem  Gesetz  enthaltenen  Straf- 
vi»rs(  liriften,  jetzt  in  Kraft  gesetzt.  Danach  ist,  wenn  ein 
cliinesischer  Arbeiter  das  Gebiet  der  Verpinifrten  Staaten  vor- 
übergehend verlassen  will,  von  dem  Zolleinnehmer  eine  genaue 
Besclireilmng  seiiiei-  Persönlirhkeit  aufzunehmen.  Diese  Be- 
srhreii)uit<j;-  ist  mit  einer  Nummer  zu  versehen.  Der  liereclitigungs- 
sclieiii.  der  dem  Chinesen  aus^tst(llt  wird,  soll  die  Nummer 
enthalten.  Nur  dadurch  kann  das  Ixerht  zur  Rückkehr  nach- 
gewiesen werden.  Wird  der  l{ii(  kkelirscliein  an  einen  andern 
übertragen,  so  ist  das  Beeilt  zur  Rückkehr  verwirkt.  Der 
chiiiesisclie  xVrbeiter  wird  nur  in  dem  Hafen  wieder  zugelassen, 
von  dem  er  abgereist  i.st.  Allen  Chinesen,  mit  Ausnahme  der 
diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  und  deren  Be- 
gleitern, ist  der  Zutritt  zu  den  Vereinigten  .Staaten  nur  in  be- 
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etimmtcn  Häfen  gestattet.  Der  Kapitän  eines  Schiffes,  welcher 
ungesetzlicher  Weise  Chinesen  in  Nordamerika  landet  oder  zu 
landen  versucht  oder  zu  landen  gestattet,  verwirkt  eine  Strafe 
von  500—1000  Dollars  für  jede  Person,  womit  eine  Gefängnis- 
strafe von  1—5  Jahren  verbunden  werden  kann.  Ein  Chinese, 
welcher  sich  ungesetzlicher  Weise  in  dem  (iehiet  der  Ver- 
einigten Staaten  aufhält,  soll  auf  Grund  einer  gerichtlichen 
Entscheidiiiijr  nach  dem  Lande,  von  welchem  er  gekommen  ist, 
entfernt  wenlrii.  Derjeni^ro.  wrlchpr  in  einem  solchen  Fall 
den  Chinesen  narli  den  N'ei  rinigten  lStaa,ten  f^eliracht  oder  dabei 
geholfen  hat,  ist  iiir  die  Kosten  verantwortlich. 

Das  Gesetz  von  1902  dehnt  die  Vorschriften  wider  dio 
cliinesisrhe  Einwanderung  auf  die  Inseln  und  Territorien, 
welclie  sich  unter  der  Herrschaft  der  Vereinijxten  Staaten  l>e- 
finden,  insbesondere  auch  anf  die  PliiiippnuM,  jedoch  mit  Aus- 
nahme von  Hawai,  aus.  Anf  Cliineseu,  \stdelie  nordanierika- 
nische  Staatsangehörige  sind,  biziehen  sich  die  Vorschriften  nicht. 

Durch  ein  Gesetz  vom  18.  x.  1)4  \;  ist  vorgeschrieben,  daß 
darüber,  ob  ein  Fremder  nach  den  Gesetijcn  oder  Verträfren  von 
der  Einwauderunfi  naeh  Nordamerika  ausgeschlossen  ist,  im 
Verw  ill nngswege  entscliieden  wird,  näralicl»  zunächst  von  dem 
Einw  andenmgskommissar  oder  dem  Zolleinnehiuer  des  Aukuntts- 
ortes  und  anf  Berufung  von  dem  Schatzsekretär  «h^r  Vereinigten 
Staaten,  an  dessen  Stelle  später  der  StaaLssekrutär  für  Handel 
und  idTentliche  Arbeiten  getreten  i.st. 

Am  "21.  7.  OH  wurde  von  dem  Staatssekretär  Im  Handel 
und  öfi'eutliche  Arbeiten  auf  Grund  der  ilim  gesetzlich  bei- 
gelegten Befugnis  ein  Regulativ  bezüglich  der  Einwanderung 
von  Chinesen  erlassen.  Es  werden  hierin  12  Häfen  bestimmt, 
in  welchen  allein  die  Landung  von  Chinesen  gestattet  sein  solL 
Sofort  nach  der  Ankunft  eines  Chinesen  in  einem  von  diesen 
Häfen  soll  der  für  die  Zulassung  zuständige  Beamte  Fürsorge 
treffen,  daß  der  Chinese  mit  keiner  andern  P^son  als  mit  dem 
Beamten  in  Verbindung  tritt.  Der  Chinese  darf  also  keinen 
Anwalt  oder  Freund  zu  Rate  ziehen.  Bei  der  Untersuchung, 
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ob  der  Chinese  zugelassen  werden  darf,  ist  die  ÖSentlichkeil 

ausgeschlossen.  Entscheidet  der  Beamte,  daß  der  Chinese  niebt 
zugelassen  werden  darf,  so  kann  der  Chinese  die  Berufung  an 
den  Staatssekretär  nur  miierhalb  der  kurzen  Frist  von  zwei 
Tagen  einlegen.  Der  Anwalt  des  Chinesen  kann  zwar  die 
Akten  einsehen,  eine  Abschrift  darf  ibiu  aber  nicht  gewährt 
werden.  Den  Chinesen,  welciier  Zulassung  begehrt,  trifft  die 
Beweislast  bezüglich  seines  Rechtes  hierauf.  Im  Zweifel  ist 
gegen  die  ZnlasMiti^  zu  entscheiden.  Ausgenommen  von  den 
Bestimmungen  sind  solche  Chinesen,  welche  durch  Uebuil  in 
den  Vereini^rti  n  Staaten  die  dortige  Staatsangehörigkeit  er- 
worben haben.  Der  Besitz  einer  öfFentlicben  Bescheinigung 
darübi^r,  daß  der  Chinese  in  ^]pu  Vereinigten  Staaten  gel»ort^n 
ist,  genügt  nicht  zum  Beweise  dieser  Tatsache,  sondern  tler 
Chinese  muß  seine  Identität  mit  der  Person,  auf  welche  die 
Urkunde  sich  bezieht,  noch  besonders  nachweisen. 

Chinesen,  welche  behaupteten,  nordanirrikanische  Staats- 
bürger zu  sein,  haben  gegen  den  ihre  Zulassung  verweigernden 
Bescheid  der  Verwaltungsbehörden  sich  an  die  (ierichte  um 
Abhilfe  gewandt,  in  dem  einen  Fall  wurde  durch  Urteil  des 
höchsten  Gerichtshofs  der  Vereinigten  Staaten  vom  24.  4.  04  ^) 
die  Klage  zurückgewiesen,  weil  der  Instanzenzug  im  Ver- 
waltungswege noch  nicht  erschö])ft  sei.  Der  Chinese  hatte 
nämlich  gegen  den  Bescheid  des  ZoUeinnebmers  keine  Beschwerde 
an  den  Staatssekretär  eingelegt.  In  einem  andern  Falle  wurde 
durch  Urteil  des  höchsten  Gerichtshofs  der  Vereinigten  Staaten 
vom  8.  5.  05'^)  ausgesprochen,  daß  die  Entscheidung  der  Ver- 
waltungsbehörden darüber,  ob  ein  Cliinese  in  den  Vereinigten 
Staaten  zugelassen  werden  dürfe,  auch  dann  als  endgültig  an- 
msehen  sei,  wenn  der  Chinese  behaupte,  nordamerikanischer 
Staatsangehöriger  zu  sein  nnd  dieses  a]s  unwahr  nogesehen 
worden  sei,  vorausgesetzt,  daB  den  Yerwaltungsbehörden  ein 
Mifibranch  ihrer  Amtsbefognisse  nicht  zur  Last  lalle.  In  beiden 
Fällen  wurde  das  Urteil  nicht  einstimmig  gefäUI.  Von  der 
Minorität  wurde  namentlich  geltend  gemacht,  daß  das  Bfirger^ 
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recht  der  Yeieiiugteii  Staaten  ein  unschätzbares  Gat  sei,  und 
daß  es  mit  der  Verfassung  und  den  dortigen  Bechtsanschaniingen 
unvereinbar  sei,  ohne  gerichtliches  Urteil  einen  nordamerika- 
nischen  Bürger  von  dem  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  zu 
verbannen.  *  Bei  dem  Urteil  ans  dem  Jabre  1904  erkannte  ein 
Mitglied  der  Hinorit&t  die  Unbilligkeit  und  H&rte  der  Chinesen- 
gesetze an  und  äußerte,  daß  man  sich  nicht  wundem  könne, 
wenn  China,  wie  es  in  den  Zeitungen  hieße,  den  Vertrag  von 
1894  nicht  auf  weitere  10  Jahre  verlängern  wolle.  Der  Richter 
bemerkte  insbesondere,  daß  auf  die  Behandlung  der  Chinesen 
in  Nordamerika  das  Wort  der  Schrift  zutreffe:  t^Sie  haben 
Wind  gesät  und  werden  Stum  ernten*. 

Man  scheint  denn  audi  gegenwärtig  in  Nordamerika  au 
der  Überzeugung  gelangt  zu  sein,  daß  dii'  Chinesengesetze  sich 
nicht  aufrecht  erhalten  lassen;  es  wird  über  eine  Milderung 
derselben  verhandelt.  Bei  dem  Widerwillen  der  nordameri> 
kanischen  Arbeiter  gegen  die  chinesische  Konkurrenz  wird  aber 
immer  für  die  Regierung  die  Schwierigkeit  bleiben,  den  Chinesin 
sehen  Arbeitern  für  ihre  Person  einen  ausreichenden  Schutz  zu 
gewähren. 


Reformen  im  internattonalen  RechtsMIfeverkelir, 

Insbesondere  im  Ausiieferungsverfahren. 

Von  Kammergerirhtsrat  Dr  l>elill»»  lu  Berlin. 

Der  rmstand,  daß  sich  unsere  Handels-  u.Verkehrsbeziehungen 
zum  Allslande  von  Jahr  m  Jahr  inni^rer  f>:estalten,  bewirkt  natur- 
gr'!ii;in  daß  auch  unser  internationaler  Keclitsverkehr  an  Umfan«? 
zunimmt.  Allerdin^'"s  pfle^-'t  der  deutsclie  Kaufmann  seinen  Ver- 
tragsbrüchigen oder  mit  der  Zahlung  saiimiG'en  (ieschäftsi'rcund 
im  Auslände  nur  ungern  zu  verklagen.  Kr  fürchtet  nusländische 
Prozesse  und  scliliff't  deshalb  Geschäfte  nur  gegen  Kassa  oder 
vorfiiingige  Sicherstellung  ab,  so  daß  er  schlimmstenfalls  die  an- 
p-i  IM  time  Rolh'  des  BeklnfrtPTi  Iiat,  aber  in  Deut^^chland  vor 
deutschen  üerichten.  Er  koHinit  liier  mit  einem  Rechtsanwalt  aus, 
während  er  z.  B.  in  England  oder  Frankreich  zwei  braucht, 
nämlich  den  barriskr  nt  law  und  den  so//icitor,  oder  in  Frank- 
reich den  advocat  und  den  avon^.  Daß  bei  der  st«M<renden 
Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  der  deutsehe  Kautmaiin  zur 
Kreditbewilligung  übergehen  muß  und  damit  zu  Prozessen  im 
Auslande  gezwungen  werden  wird,  steht  zu  befürchten.  Aber 
auch  jetzt  schon  erreicht  die  Zahl  der  im  Auslande  zu  ver- 
nehmenden Zeugen  und  Sachverständigen,  welch  letztere  besonders 
über  Handelsgebräuche  Auskunft  geben  sollen,  eine  erhebliche 
Zahl.  Bei  der  .starken  Auswandenmg  Deutscher  ist  aucli  der 
Verkehr  lu  Sachen  der  freiwilligen  ( ierichtsbarkeit  mit  dem 
Auslände,  in  Vormundschafts-,  Nachlaßsachen  und  im  Urkimden- 
wesen  nicht  unerheblich  gestiegen.  Endlich  erscheint  es  im  Zeit" 
alter  der  Schnelldampfer,  Automobile,  der  Nord-,  Sfid-  vnd  Orie&t- 
expreßzüge  dem  Verbrecher  besonders  leicht,  sich  ins  Ausland  za 
begeben  und  dort  onerkaiint  oder  weil  er  nicht  ausgeliefert 
werden  darf,  die  FrQchte  seiner  Tat  zu  genießen.  Bei  dieser 
Sachlage  ist  es  vielleidit  nicht  nnzeitgem&ß,  einmal  mit  nnsern 
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leclitlicfaen  Beziehnngen  zu  fremden  Staaten  Bich  bekannt  zn 
machen.  Der  Jurist  haftet  an  der  Scholle,  seine  Wissenschaft 
ist  nicht  international  wie  die  Medizin,  die  Musik,  die  Kunst 
und  die  Erfindungen  der  Technik.  Ja  selbst  innerhalb  des 
Deutschen  Reichs  ist  der  Jurist  an  seinen  Bundesstaat  gefesselt. 
Der  bayrische  Justizminister  würde  ein  erstauntes  Gesicht 
machen,  sicherlich  aber  ablehnen,  wenn  ein  preußischer  Richter 
Oberlandesgerichtsrat  in  München  weiden  wollte.  Die  Anwalts- 
kammer in  Rostock  lehnte  vor  mehreren  Jahren  die  Zulassung 
eines  preußischen  Assessors  zur  Rechtsanwaltschaft  ab,  da  er 
nicht  die  ndtige  Kenntnis  des  mecklenburgischen  Rechts  besitze. 
Es  ist  noch  nicht  lange  her,  als  im  deutschen  Yaterlande  der 
eine  Jurist  das  Ackerbeet  des  gemeinen  Rechts,  der  andere  das 
des  Landrechts  in  beschaulicher  Arbeit  bearbeitete  und  mit  der 
Kenntnis  dieses  Gebiets  auskam.  Die  Neuzeit  stellt  stärkere 
Anforderungen  an  den  Juristen,  besonders  in  den  Hauptstädten 
und  großen  Hafenplätzen  mit  ihrem  internationalen  Verkehr. 
Den  Wünschen  nach  Kenntnis  fremden  Rechts  sind  verschiedene 
Bücher  entgegengekommen,  ich  nenne  nur  die  lobenswerten 
Werke  von  Leske  und  Löwenfeld  und  die  vergleichende 
Darstellung  der  Strafgesetz^obung  von  Liszt  Beide  Werke 
kranken  aber  an  einrm  I'ehler,  nämlich  der  systematischen 
Darstellung.  Der  Jurist  mit  seiner  Gründlichkeit  will  wissen, 
wie  (1er  Gesetzestext  lautet,  er  will  selbst  mitprüfen,  ob  die 
Darstellung  des  Herausgebers  richtig  ist.  Deshalb  war  die 
Kommentarform  (erläuterter  Text)  entschieden  vorzuziehen  der 
jetzigen  Darstellungsweise,  welche  nur  eine  Paraphrase  des 
Textes  bringt. 

Die  vertragliche  Regelung  des  Rechtshilfeverkehrs  auf  dem 
Gebiet  der  streitigen  und  freiwilligen  Gericlit.sl);irkeit  hat  lange 
auf  sich  warten  lassen.  Über  die  Rechtshiite  bestanden  zwar 
schon  bestimmte  völkerrechtlirhc  Usancen,  aber  Staatsverträge 
fehlten,  abgesehen  von  den  Verträgen  Frankreich«?  mit  Raden 
und  Elsaß-Lothringen.  Das  Dentsche  \^<^'vA\  hatte  bereits  im 
Jahre  188.^  einen  Rechtshilfevt'rtrajj:  mit  Osterreich  t"ertig'y"estellt. 
Leider  seheiterte  das  end^ülti^'-e  Zustandekommen  an  den  sog. 
Couponprozessen.  Endlich  brachte  uns  das  Jahr  1899  dos  sog. 
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Haager  Abkommeii,  welches  aUe  europäischen  Länder  mit  Äns- 
Dabme  von  England,  Serbien,  Tttrlcei,  Bulgarien  und  Griechen- 
land umiaßt.  Ein  neues  Abkommen  über  die  gleiche  Materie 
ist  im  Haag  im  Jahr  1904  abgeschlossen,  aber  noch  nicht  rati- 
fiziert. Der  dfirffcige  Inhalt  des  Haager  Abkommens  hat  sehr 
enttäuscht.  IC.  E.  beruht  der  Umstand,  daß  nicht  mehr  erreicht 
ist,  darauf,  daß  eine  zu  große  Anzahl  von  Staaten  an  dem  Ab- 
kommen beteiligt  war.  Man  wollte  viele  E&pfe  unter  einen 
Hut  bringen  und  das  mißlang.  Qtii  trop  embrasse,  mal  Greint 
Selbst  die  europäischen  Staaten  haben  kein  einheitliches  Zivil- 
recht oder  Prozeßrecht.  Überall  tauchen  Verschiedenheiten  auf. 
Sogar  das  Handels-  und  Wechselrecht,  das  doch  am  meisten 
auf  international  abgestimmt  sein  sdlte,  ist  keineswegs  gleich- 
artig. Will  man  nun  den  Rechtsverkehr  regeln,  so  muß  auf 
diese  Veischiedenartigkeit  Rficksicht  genommen  werden.  Da  ist 
es  schwer,  bei  mehreren  Staaten  etwas  Einheitliches  zu  stände  zu 
bringen.  Damit  nur  iberhaupt  etwas  fertig  wird,  mfissmi  wichtige 
Punkte  infolge  der  Differenzen  ausgeschieden  werden.  So  war 
es  im  Haag. 

Daher  erscheint  es  mir  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  ver- 
schiedenartige Reclit  das  Zweckmäßigste,  daß  jeder  Staat  mit 
einem  andern  einen  Vertraf^'"  sthließt.  Uni  Versalverträge,  so 
anerkenni'ii.^\vert  der  Weltpustvertrap,  die  Pariser  Union  zum 
Schutze  des  gewerliliciien  Eigentums,  die  lierner  Konventinn 
zum  Schutze  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst  usw.  auch 
sein  mag,  sind  auf  dem  eigentlichen  (itbiete  des  Rechts  vom 
Übel.  In  den  Separatvertriig^en  kann  auf  alle  Differenzpuukte 
ausreichende  Rücksicht  genommen  werden. 

Das  Haa^er  Abkommen  regelt  u.  A.  die  Zustellung  von 
Urkunden  nml  die  Vernelimung  von  Zeugen  und  Sacliverständigen. 
Zustellung  ist  Ubergabe  eines  Schriftstückes  unter  Annalimezwüüp:. 
Der  Kernpunkt  der  Ivcchtshilfe  im  Zustellungsverkehr  ist,  daß  di  r 
ersuchte  Staat  dem  ersuchenden  seinen  Annahmezwang  leiht.  Trotz 
des  Haager  Alikommens  ist  es  in  Ungarn  bei  dem  bisherigen  Ver- 
fahren geblieben;  darnach  wird  der  Adressat  zur  Abholung  des 
Schriftstückes  zum  (Bericht  bestellt,  aber  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  daß  er  das  Schriftstück  nicht  anzunehmen  brauche. 
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Ja  im  Falle  seines  Nichterscheinens  bei  Gericht  wird  die  Zurück- 
weisung- der  Zustellunfr  prüsumieit.  Mit  Rocht  hat  nach  diesem 
höchst  cigentiiiiilicheii  Vorgehen  des  ungarischen  Justizniin isters 
der  preußische  im  Wege  der  Retorsion  eine  g:leiche  Behandlung 
für  die  Zustellungsersuchen  aus  Ungaru  angeordnet. 

Man  sieht  mit  Staunen,  wie  sich  das  Haager  Abkommen 
in  der  Praxis  gestaltet. 

Die  Zustellung  au!  diplomatischem  Wege  oder  durch  die 
Konsuln,  wie  sie  jetzt  üblich  ist,  ist  nun  höchst  umständlich. 
Wenn  wir  unseren  Zostellnngsverkelir  im  Inltuide  betrachten, 
so  sehen  wir,  dafi  die  Post  die  Haoptarfoeit  vollbringt.  Direkte  * 
Znstellungen  durch  GerichtsroIIzieher  oder  Gerichtsdiener  ge- 
hören zn  den  Ausnahmen.  Was  hier  möglich,  wild  auch  im 
Auslände  erreichbar  sein.  Also  direkter  ZusteUungsverirehr  mit 
den  Ländern  des  Weltpostvereins  mittelst  eingeschriebenen 
Briefes  oder,  was  noch  einzurichten  ist,  mit  Zustellungsurkonde. 
Weshalb  soll  sich  nicht  das  Gericht  der  Vorteile  des  Weltpost- 
vereins bedienen?  In  der  Schweiz  ist  die  unmittelbare  Post- 
zustellung nach  dem  Auslande  bereits  zulässig,  lediglich  weil 
die  deutsche  Gesetzgebung  dieselbe  nnr  für  das  Inland  kennte 
sind  diplomatische  Verhandlungen  nötig  geworden,  die  dann 
schlie6Uch  die  Unznlfissigkeit  der  Postzustellung  nach  Deutsch- 
land von  der  Schweiz  ans  feststellten. 

Selbst  das  englische  höchste  Gericht,  welches  im  Formalismos 
doch  geradezu  erstarrt  ist,  ist  in  einem  Falle  vor  dkr  Benutzung 
des  modernen  Verkehrsmittels  nicht  znrfickgesohreckt.  Als  einmal 
eine  Zustellung  in  Deutschland  nicht  ganz  in  Ordnung  war,  gab 
es  der  Partei  auf,  die  Klage  nochmals  mittelst  eingeschriebenen 
Briefes  dem  Gegner  zuzustellen,  und  erklärte  diese  Zustellung 
für  genügend.  Natürlich  mu0  auch  die  Ersatzzustellung 
im  Auslände  geregelt  und  der  Weltpostvertrag  entsprechend 
modifiziert  werden.  Die  £rsatzzasteUung  mit  ihren  Fiktionen 
für  die  Annalime  reicht  aus.  Auch  bei  der  Zustellung  auf 
dijilomatisehem  We^c  ^^i^d  das  Schriftstück  (Irrn  Adi-  ^^ten 
nicht  zwangsweise  in  die  Haml  l'^  fr  i  1 1  T^ie  Zustellung  ira 
Auslande  geschieht  durch  Vermittelung  de.s  Amtsgerichts,  nicht 
durch  die  Partei  direkt.    Ich  brauche  wohl  kaum  auf  die 
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kolossalen  Vorteile  hinzuweisen,  die  -eine  derartige  Zustellung 
hat  Das  Gericht  oder  die  Partei  befindet  sich  gewlB  schon 
nach  einer  Woche,  wenigstens  bei  einer  Zustellung  in  Europa, 
im  Besitze  der  Zustellungsurkunde,  während  froher  Monate 
darüber  vergingen. 

Bei  der  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  im 
Auslände  wird  grundsätzlich  daran  festzuhalten  sein,  daß  Deutsche 
oder  der  deutschen  Sprache  Mächtige  durch  den  deutschen  Konsul 
vernommen  werden.  Mag  auch  der  deutsche  Konsul  nicht  immer 
so  erfahren  und  gewandt  in  der  Vernehmung  von  Zeugen  sein, 
wie  der  ausländische  Berufsrichter,  die  Aufnahrae  des  Protokolls 
in  deutscher  Sprache  hat  ganz  erhebliche  Vorteile.  Auch  die 
beste  Übersetzung  gibt  die  Aussage  nicht  absolut  genau  wieder. 
Nun  denke  man  sich  aber,  ein  Deutsclier  wird  von  einem  spani- 
schen Richter  veriioiinuen.  Eim  Übersetzung^  ins  Spanische, 
dann  Rückübersetzung  ins  Deutsche.  Welche  Diilerenzen  kömieu 
sich  da  nicht  einschleichen  und  für  den  Prozeß  verhängnisvoll 
werden.  Die  Vernehmung  durch  den  deutschen  Konsul  hat  auch 
den  Vorteil,  daß  der  vernehmende  Beamte  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen bekannt  ist. 

Auf  die  liteiclisangehörigkeit  ist  kein  entscheidendeü  Gewicht 
zu  legen,  auch  Österreicher  und  Scliweizer  i^prechen  deutsch, 
sondern  darauf,  ob  jemand  sicli  in  deutscher  Si)raclie  v(»rständ- 
lich  machen  kann,  so  daß  seine  Aussage  richtig  aufgenommen 
werden  kann. 

Nun  erledigten  manche  Staaten  z.  B.  Frankreich,  Griechen- 
land, Mexiko  die  Reclitshilfeersuchen  kostenfrei,  während  der 
deutsche  Konsul  für  seine  RemühTingen  manchmal  eine  kh  ine 
Apothekerrechnung  präsentiert.  Gleichwolil  steht  keiner  Partei 
das  Recht  zu,  die  billigere  Erledigung  der  Beweisaufnahme  durch 
das  ausländische  Gericht  zu  beanspruchen,  denn  nach  §  36."i  ZPO 
muß  die  Beweisaufnahme  durch  einen  deutschen  Konsul  erfolgen, 
wenn  dies  möglich  ist.  Nun  bestimmt  die  Verfüg^ung  des  .Tustiz- 
ministers,  daß  an  die  niclit  ndt  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten 
Konsuln  —  in  den  Kulturstaaten  gibt  es  nur  solche  —  Ersuchen 
um  Vernehmung  von  Zeugen  oder  um  Abnahme  von  Eiden  nur 
dann  2U  richten  sind,  wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Zeuge  oder 
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Schw  nrpfiichtige  ein  Deutscher  ist,  daii  er  am  Amtssitze  des 
Konsuls  selbst  oder  in  dessen  unmittelbarüi-  Nähe  sich  aufhält 
und  daß  er  voraussichtlich  bereit  ist,  vor  dem  Konsul  zu  er- 
scheinen. Nach  jetzigem  Völkerrecht  ist  dies  Verfahren  durcliaus 
korrekt.  Scliwicrir^kt  it  macht  zwar  die  Fe.ststellung,  ob  ein 
Zeuge  Deutscher  ist  bezw.  oi)  dies  anziinehmun  ist.  Nach  dem 
Namen  allein  zu  urteilen,  ist  immer  iniijlich.  Es  gibt  Namen, 
von  dessen  Träger  man  ohne  weiteres  annehmen  darf,  daß  er 
Deutscher  ist.  Allein  er  kann  im  Auslande  die  deutsche  Reichs- 
angehörigkeit  verloren  haben.  In  der  Praxis  pflegen  die  Gerichte 
bei  den  Rechtsanwälten  sich  nach  der  Staatsangehörigkeit  zu 
erkundigen,  denn  eine  Anfrage  bei  den  Behörden  des  fremden 
Staates  ist  zu  zeitraubend.  Der  Rechtsanwalt  gibt,  da  er  fürchtet, 
daß  sonst  die  Sache  noch  liloger  dauert,  dann  eine  Erklftrung 
ab,  nach  der  der  Zeuge  mutmaßlich  ein  Deutscher  ist,  damit 
ist  dann  die  schwierige  und  wichtige  Frage  nach  der  Staatsr 
angehörigkeit  leicht  und  schmerzlos  entschieden.  Ob  der  Zeuge 
vor  dem  Konsul  erscheinen  wird,  darfiber  weiß  der  Anwalt 
meistens  nichts.  Man  mutet  ihm  mit  einer  diesbezugliclien 
Anfrage  der  Regel  nach  etwas  unmögliches  zu.  Ich  meine,  hier 
muß  die  Reform  einsetzen. 

Wohnt  der  Zeuge  oder  die  schwuipfiichtige  Partei,  einerlei 
ob  Deutscher  oder  nicht,  am  Amtssitze  eines  deutschen  Konsuls 
oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  —  gleichgttltig  ob  der  Konsul 
zur  Yemehmung  von  Zeugen  usw.  allgemein  befugt  ist  öder 
nicht  — ,  so  haben  die  deutschen  Gerichte  das  Rechtsbilfeersuchen 
im  direkten  Verkehr  dem  Konsul  einzureichen  mit  der  Bitte, 
dasselbe  entweder  selbst  zu  erledigen  oder  an  die  fremde 
Behörde  weiterzugeben.  Der  Konsul  steht  den  Yerhältnissen 
näher,  die  in  seinem  Bezirk  wohnenden  Deutschen,  sie  lassen 
sich  ja  in  seine  SCatrikel  eintragen,  kennt  er,  er  weiß  auch 
vielleicht^  ob  der  Zeuge,  wenn  er  anderer  Nationalität  ist,  der 
deutschen  Spradie  michtig  ist,  ob  er  der  Ladung  folgen  wird 
usw.  Kommt  der  Konsul  nach  FrOfung  zu  der  Annahme,  daß 
er  das  Rechtshilfeersuchen  erledigen  kann,  so  Ifidt  er  den  Zeugen 
vor  mit  dem  Ersudu  n,  alsbald  anzuzeigen,  ob  er  erscheinen 
wird.  Bejahendenfalls  werden  die  Anwälte  von  dem  Beweistermin 
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direkt  dardi  den  Koiiml  benadniGlitigt  Will  der  Zeuge  nicht 
Tor  dem  Konsol  mtbeinen  oder  weigert  er  ^e  Aussage  ebne 
Grand  oder  hält  der  Konsul  die  eigene  Eriedigung  der  Beweis- 
ftofnalime  nicht  fflr  angezeigt,  so  gibt  er  das  Ersuchen  sofort 
an  das  ausländische  zuständige  Gericht,  das  ihm  ja  bekannt  ist, 
aib.  Der  Umweg  über  den  Konsul  verursacht  keinnn  nennens- 
werten Zeitverlust.  Im  ungünstigsten  Falle  sind  die  Kosten 
der  Übersendung  vom  Konsul  an  das  fremde  Gericht  unnötig 
entstanden.  Das  Inlandsporto  ist  aber  recht  gering.  VieUeicbt 
überbrin<rt  auch  der  Xonsulatsdiener  das  Schreiben.  Das  aiuh 
ländische  Gericht  benachrichtigt  den  Konsul  vom  Beweistermin, 
der  ihn  der  Partei  mitteilt.  Nach  Erledigung  geht  das  Euchen 
wieder  an  den  Konsul.  Bei  der  Hin-  und  Rücktour  wird  die 
Übersetzung  im  Konsulat  angefertigt.  Für  dout^sche  Reichs- 
angehörige im  Auslande  muB  öbrigens  gesetzlich  der  Zwang 
eingeführt  werden,  vor  dem  deutschen  Konsul  zu  erscheinen 
zwecks  Vernehmung  als  Zeuge  usw.  Natürlich  kann  man  einen 
sich  weigernden  Zeugen  nicht  in  die  Zeugenstrafen  nehinen  da 
die  Möglichkeit  der  Vollstreckung  im  Auslande  fehlt.  Aber  m  in 
wird  ihm  sonstige  Nachteile,  z.  B.  Entziehung  der  Staatsange- 
hörigkeit androhen  können,  aucli  kann  bei  der  etwaigen  Käck- 
kunft  ins  Inland  die  Strafe  vollstreckt  werden. 

Hat  der  Konsul  festgestellt,  daß  er  die  Vernehmung  selbst 
voraehraen  kann,  so  raui^,  falls  er  nicht  allgmiein  zur  Beweis- 
aufnahme ermächtigt  ist,  Spezialermäciit  igung  diireh  den 
Reichskanzler  erteilt  werden.  Dies  haben  jetzt  die  *  lerichie  zu 
veranlassen.  Da  man  bei  meinem  Refornivorschlage  im  voraus 
nicht  weiß,  oii  die  Verneiimung  durch  den  Konsul  überlianpt 
möglich  sein  wird,  so  emphelilt  es  sich,  das  Nachsuchen  der 
Spezialt'i  iiiaehtigung  durch  den  Reichskanzler  dem  Konsnl  zur 
Pflicht  zu  machen.  Das  Reich  hat  ein  Interesse  daran,  daß  der 
Konsnl  die  Beweisaufnahme  vornimmt,  denn  dann  fließen  die 
niaucliraal  nicht  unbeträchtlichen  (iebühren  in  seine  Kasse. 

Die  Hoheitbreehte  des  fremden  Staats  bleiben  unangetastet. 
Uim  kann  es  gleich  sein,  ob  Ausländer  vor  ihrem  eigenen  Konsul 
in  dessen  Amtsgebäude  erscheinen  oder  Inländer  sich  dort  frei- 
willig stellen.    Eine  Aratsannialjung  im  Sinn  des  §  162  StGB 
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•dürfte  darin  nicht  zu  finden  sein.  Art.  15  des  neuen  Haager 
Abkommens  von  1904  gestattet  übrigens  die  Erledigung  der 
Beweisaufnahme  durch  die  Konsuln  ansdrücldich,  sofern  der 
fremde  Staat  damit  einverstanden  ist 

Wohnt  der  Zeuge  oder  die  schwmpflichtige  Partei  nicht 
3m  Amtssitze  eines  deotschen  Konsols  oder  in  dessen  Nähe,  so 
maß  das  ausländische  Gericht  um  Yemehmnng  ersucht  werden, 
em  nicht  eine  Partei  die  Mehrkosten  ttbemimmt,  welche  die 
Yemehmung  durch  den  Konsul  venirsacht.  Die  erheblichen 
Kosten  machen  hier  der  Begel  nach  ein  Verzicht  auf  die  Ver* 
nehmung  durch  einen  Konsul  eiforderiich.  Diesfalls  ist  jetzt 
abgesehen  vom  Verkehr  mit  Österreich  und  der  Schweiz  und 
zum  Teil  mit  Dänemark  und  Rußland  der  diplomatische 
Weg  zu  beschreiten.  Dies  Wort  hat  ffir  den  deutschen  Richter 
einen  unangenehmen  KUmg.  Soll  ein  ausländisches  Gericht  um 
Bechtshille  ersucht  werden,  so  sind  eine  Reihe  von  Formalitäten 
zu  erfüllen.  Hat  das  Ersuchen  glücklich  die  Klippe  des  Land- 
gerichtspräsidenten, der  sein  Visum  darauf  setzen  muß,  passiert, 
Also  die  Scylla,  dann  scheitert  es  ziemlich  walirscheinlich  doch 
an  der  Charybdis  im  Justizministerium.  Da  ist  das  oder  jenes 
noch  nachzuholen.  Reskripte  über  Reskripte.  Ärger  und  Ver- 
-druß  und  last  non  leaat  unendlicher  Zeitverlust,  verlängerte 
Dauer  der  Prozesse.  Manche  Gerichte  warten  deshalb  ab,  bis 
■der  Zeuge  mal  auf  Reisen  nach  Deutschland  kommt  oder  ver^ 
anlassen  denselben,  sich  vor  einem  deutschen  Grenzgericht  zu 
stellen,  das  dann  um  Vernehmung  ersucht  wird. 

Aber  auch  wenn  das  Ersuchen  nicht  anpilialten  wird, 
sondern  glatt  durchgeht,  dauert  der  diplomatische  Weg  recht 
lange.  Man  denke  sich,  welche  Anzahl  von  Amtsstellen  muß 
dasselbe  passieren.  Der  Amtsrichter  sendet  es  an  seinen  Land- 
gericiitspräsidenten,  dieser  an  das  Justizministerium,  hier  hat 
^er  Dezernent  vielleicht  noch  Rücksprache  mit  dem  Untei-staat^»- 
■sekretär  zu  nehmen,  dann  geht  es  weiter  an  das  Auswärtige 
Amt,  dieses  gibt  es  an  den  fremden  Botschafter  bezw.  Gesandten, 
-dieser  übermittelt  es  seinem  Auswärtigen  Amt,  dann  Abgabe 
an  den  Justizminister  und  Beförderung  auf  dem  Instanzenwege 
sa  das  zur  £lrledigung  zuständige  Grericht.   Nach  Erledigung 
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geht  die  Sache  auf  denselben  umständlichen  Wege  wieder  zurück^ 
Es  liegt  anf  der  Hand,  daB  ein  Eirsachen  mindestens  3—4  Monate 
selbst  bei  schneller  Erledigung  beansprucht  Wenn  ein  deutsches 
Grenzgericht  ein  holländisches  Grenzgericht  —  beide  liegen 
wenige  Stunden  voneinander  —  requirieren  will,  so  geht  der 
Verkehr  fUber  Berlin  und  Amsterdam.  Mflssen  Zeugen  in  ver- 
schiedenen Ländern  vernommen  werden  und  zwar  unter  Vor- 
legung einer  Urkunde,  eines  Husters  und  dergl.,  so  dauert  die 
Beweisaufnahme  dieserhalb  oft  ein  Jahr.  Man  kann  sich  nur 
wundem,  daß  noch  nicht  mehr  veischleppungssOchtige  Parteien 
auf  den  Gedanken  gekommen  sind,  irgendwelche  Zeugen  im 
Auslande  auf  gut  Glfick  zu  benennen. 

Hier  glaube  ich,  muß  man  sich  ein  Herz  fassen  und  mit 
mutigem  Griff  einen  alten  Zopf  abschneiden.  Ich  meine,  die 
Welt  ist  in  der  Kultur  soweit  voigeschritten,  daß  wir  flberail 
den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  unseren  und  den 
fremden  Grerichten  einffihren  können.  Nur  wenige.  Tage,  wenigstens 
in  Europa,  und  der  Brief  des  deutschen  G^chts  ist  in  den 
Händen  des  fremden.  Die  Sprachenfrage  macht  keine  Schwierig- 
keiten, da  tiberall  vereidigte  Dolmetscher  zu  haben  sind.  Über- 
setzungen sind  auch  bei  diplomatischem  Verkehr  notwendig. 
Hat  der  aiisländis(  he  Richter  Bedenken,  so  teilt  er  dies  dem 
deutschen  Richter  direkt  mit  und  die  Sache  wird  auf  die  ( in- 
fachste  Weise  erledigt.  Eine  Zentralisation  des  Rechtshilfe- 
verkehrs, wie  sie  der  diplomatische  Weg  mit  sich  bringt,  ist 
in  Angelegenheiten  der  streitigen  oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
nicht  erforderlich.  Politische  Fragen  spielen  hier  nicht  mit^ 
wie  z.  B.  im  Auslieferungswesen.  Auch  steht  wohl  kaum  zu 
befürchten,  daß  die  Erledigung  der  Beweisaufnahme  weniger 
eifrig  betrieben  wird,  wenn  das  Ersuchen  nicht  mehr  vom  Justiz- 
ministerium herunterkommt,  hurtig  mit  Donnergepolter,  wenn  alsa 
der  Druck  von  oben  fetilt.  Wird  der  unmittelbare  Geschäfts- 
verkehr überall  eingeführt,  so  müssen,  damit  nicht  Feliler  ge- 
macht werden,  den  deutschen  Gericliten  die  Vprhältni.'^se  in  den 
fremden  TiJindern  wenigstens  ini  allfrenieirien  bekannt  sein.  Sie 
müssen  wissen,  welche  Gerichtt^  Kechtshilfeersiielieu  «Tledi^-n 
müssen,  welche  Personen  als  Zeugen  überhaupt  bezw.  eidlich 
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Ternommen  werden  dürfen,  ob  Zwan^maßregeln  zulässig  sind, 
welche  Zeugnisverweigerongsgründe  ihnen  znr  Seite  stehen.  Ich 
habe  versncht  in  meinem  „Handbuch  des  BechtshilfeTerfahrens^O 
diesbeztigliche  Mitteilungen  mSglichst  ausgiebig  zu  machen. 
Allein  ein  Privatmann,  wenn  er  auch  zahlreiche  Freunde  im 
Auslande  hat,  kann  nicht  alles  ausfindig  machen,  da  ihm  nicht 
so  reichhaltiges  Material  zur  Verfügung  steht  wie  den  Behörden. 
Eb  muß  deshalb  eine  Verfügung  des  Justizministers  erscheinen, 
welche  über  alle  bei  Brledigong  von  Rechtshilfeersuchen  in  den 
einzelnen  fremden  Landern  wünschenswerten  Angaben  enthält. 
Bas  sog.  blaue  Buch  reicht  nicht  aus,  weil  es  den  diplomatischen 
Weg  zur  Voraussetzung  hat  und  die  Mitwirkung  der  wohl> 
infonnierten  Ministerialinstanz  wegfallen  soll.  Biese  möglichst 
umfassende  Ausfttbrungsverordnung  wird  am  praktischsten  in 
Buchform,  durchschossen  mit  weißem  Papier,  gedruckt  und  an 
alle  Gerichte  verteilt  Sind  NachtrSge  oder  Ergänzungen  er- 
forderlich, so  werden  dieselben  in  Form  von  Deckblättern,  sog. 
Tekturen,  wie  dies  bei  Nachträgen  zum  Exerzierreglement  oder 
zur  Felddienstordnung  üblich  ist,  gednickt,  so  daß  sie  gleich 
eingeklebt  werden  können.  Auf  diese  Weise  ist  jedes  Gericht 
im  Besitz  eines  stets  koiirant<*n  i>iu:lies  und  wird  das  lastige 
Nachschlagen  in  verschiedenen  Bänden  des  Justizministerialblattes 
vermieden.  Der  Justizminister  braucht  dann  auch  nicht  so  oft 
die  (jerichte  an  die  Beachtung  der  oder  jener  Yertügung  zu 
erinnern,  da  ein  Cberselien  bei  nnserm  Verfahren  kaum  möglich 
ist.  Eine  mustergültige  Verfügung  wie  ielr  sie  mir  denke,  ist 
z.  H.  die  Anweisung  des  württruibergisclien  Justizministers  vom 
11.  6.  1901  betr.  den  Auslandsverkebr  in  Sachen  der  freiwilligen 
Gericlitsbarkeit.  Soll  Retorsion  gef^eiuiber  einem  Staate  geübt 
werden,  so  wird  dies  ebenfalls  auf  dem  besciiriebenen  Wege  den 
(ierichten  bekannt  genuicht.  Ergeben  sieh  Zweifel,  ob  Rechts- 
hilfe geleistet  werden  darf,  so  ist  natürlich  an  den  Justizmini^ter 
zu  berichten. 

Soll  unmittelbarer  Geschäftsverkehr  zwischen  deutschen 
und  fremden  Gerichten  elngefülirt  werden,  so  sind  natürlich 
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Staatsverträge  abznscbliefien.  Hier  empfiehlt  sich,  wie  ich 
schon  vorgeschlagen  habe,  Einzelverträge  abzuschließen,  keine 
UniversalvertrSge  ffir  mehrere  Staaten.  Hierbei  ist  natfir- 
lich  nicht  ausgeschlossen,  daß  ein  besonders  gut  gelungener 
Vertrag  bei  einem  anderen  Staate  als  sog.  simüe  benutzt  wird. 
In  Deutschland  kann  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  durch 
einfache  Anordnung  der  Justizminister  eingeführt  werden.  Aber 
auch  in  fremden  Ländern  wird  es  nicht  erforderlich  sein,  die 
Klinke  der  Gesetz^abniig^  in  die  Hand  zu  nehmen,  denn  selbst 
in  Dänemark  und  Scliweden,  wo  dv.v  Kechtshilfeverkehr  infolge 
des  llaui^cr  Abkommens  gesetzlich  neuerdings  festgelegt  ist,  kann 
durch  Königrliche  Yenjidniing  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr 
mit  fremden  J. ändern  eingeführt  werden.  Fürchtet  man  sich 
vielleicht  aus  pulitisclien  Gründen  vor  Einführung  des  unmittel- 
baren Verkehi-s  zwiselien  den  uerichten,  dann  gestatte  man 
wenipfstens  den  Verkelir  durch  Vermittclung  des  Konsuls. 
Diesen  Wep  selireibt  auch  da.s  neue,  nocli  nicht  ratifizierte 
Haager  Alikonnnen  von  1904  im  Art.  9  als  Regel  vor.  iJie 
Gericlite  scliivilien  dann  an  den  Konsul  ihres  Landes,  in  dessen 
Amtsbezirk  das  fremde  Gericht  liegt,  und  dieser  gibt  das  Er- 
suchen weiter.  Das  hat  den  Vorteil,  daß  dei"  mit  den  Verltält- 
nissen  des  Landes  besser  vertiaute  Konsul  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  Erledigung  des  Ersuchens  entgegenstellen,  be- 
seitigen, auch  den  Parteien  auf  Erfordern  Anwälte  im  Auslande, 
die  den  Beweisterminen  beiwohnen  können,  namhaft  machen 
kann.  Der  Konsul,  welchem  das  ausländisrlie  Gericht  den  Be- 
weistermin mitteilt,  benachrichtigt  direkt  die  Parteien.  Auch 
ist  zu  erwägen,  daß  der  Kotimi]  dir  erforderliche  Übersetzung, 
wenn  nicht  selbst,  so, doch  durch  einen  Konsulatsbeamten  vor- 
nehmen lassen  kann  und  zwar  mittelst  Schreibmaschine  gleich 
in  drei  Exemplaren  ffir  das  ncrieht  und  die  Parteien.  Das  hat 
den  Vorzug,  daß  die  manchmal  nicht  unbedeutenden  Übersetzungs- 
gebühren nicht  dem  fremden  Staate  zu  zahlen  sind,  sondern  in 
allen  Fällen  in  die  Beichskasse  (Legationskasse)  fließen.  Im 
Reichsschatzamt  dürfte  mein  Vorschlag  deshalb  besonders  schmack- 
haft erscheinen.  Die  erhöhte  Mitwirkung  der  Reichskonsuln  beim 
Rechtshilfeverkehr  hat  natürlich  zur  Voraussetzung,  daß  zu 
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Konsuln  nnr  reclit  tüchtige  Beamte  gew&blt  werden.  Mit  Staunen 
liaben  wir  erst  vor  einiger  Zeit  gehört,  daß  der  dentsche  Konsul 
in  Dower,  einem  immerhin  nicht  unwichtigen  Seeplatze  in 
England,  der  deutschen  Sprache  nicht  einmal  mächtig  ist  Hit 
einem  solchen  Manne  läßt  sich  natOrlich  unser  Vorschlag  nicht 
dnrchfiihren. 

Ss  fragt  sich  nun,  wenn  eine  Vernehmung  von  Zeugen 
und  Sachverständigen  ersucht  wird,  ob  der  ersuchte  Staat 
dem  Folge  leisten  muß  und  unter  welchen  Voraussetzungen. 
Nehmen  wir  zunächst  ein  Land,  mit  dem  ein  Vertrag  nicht 
besteht.  Geht  das  Ersuchen  direkt  beim  Gericht  ein,  so  ist 
dasselbe  an  den  Justizminister  weiter  zu  geben,  denn  die  oberste 
Jnstizverwaltuiigsbehörde  befindet  über  die  Frage,  ob  Rechts- 
hilfe zu  gewähren  ist.  In  dem  Falle,  wo  unmittelbarer  Ge- 
schäftsverkehr zuläissig  ist,  hat  der  Justizministtr  die.se  seine 
Befugnis  auf  die  Amtsgerichte  ein  für  alleuiul  delegiert.  Der 
Minister  ordnet  die  Erlcdig^uii;:;  des  Ersuchens  an  und  ist  nach 
deutschem  Staatsrecht  befugt,  jeden  Richter,  selbst  einen  Ober- 
landesgerichtsrat, mit  der  Erledigung  zu  beauftragen.  Der 
"Richter  ist  <lienstlic}i  verpflichtet,  den  Zeugen  vorzuladen.  Be- 
schwerden werden  im  Dienstaufsichtswe^re  erledii^t.  Was  ^a\schieht 
nun  aber,  wenn  der  Zeuge  nielit  erscheint  i)der  seine  Aussa;:i^ 
weigert  oder  sie  nicht  besciiworen  will?  Darf  hier  der  inlän- 
di.stlie  Zeu^'^eri/v mir  anfrewendet  werden?  Einzelne  bejalien 
dies,  da  der  Richter  einen  Akt  eigener  Gerichtsbarkf  it  ausübe. 
Andere  sagen,  er  sei  Verwaltungsorgan  der  die  Reclitshilfe  be- 
willigenden 8taatsregienin<i:,  etwa  eine  Art  Sachwalter  für  das 
fremde  flericht.   Aber  poma  sine  lege,  das  gilt  auch  von 

einer  Ordnungsstrafe.  Art.  8  der  preuli.  Verfassung.  Selbst  vor 
inländischen  (jerichten,  nämlich  den  militärischen  Ehrengerichten, 
mußte  die  Erscheinungs-  und  Au.ssagepflicht  durch  besonderes 
Ge^setz,  die  Kabinettsorder  von  1844,  bestimmt  werden.  Die 
deutsche  Zivilprozeßordnung  tindet  nicht  Anwendung,  denn  nach 
§  3  des  E(jl  zu  derselben  l)ezieht  sie  sich  nur  auf  die  inländische 
Gerichtsbarkeit,  dasselbe  gilt  vom  Gerichtsverfassungsgesetz. 
Man  hatte  damals  genug  zu  tun,  die  inländische  Gesetzgebung 
einheitlich  zu  gestalten.  £s  fehlt  deshalb  auch  an  einem  Grunde 
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ZH  der  Annahme,  daß  man  den  Verkehr  mit  dem  Auslände  still- 
schweigend nebenher  niitgeregelt  habe.  Es  bleibt  deshalb  nur 
übrifr,  auf  die  alten  Landesffesetze  zurückzuprelien.  Da  halien 
wir  nun  für  Preußen,  aber  nur  im  Gebiet  dvr  Allgemeinen  Ge- 
rirlitsordnung,  den  §  225  b  derselben,  welcher  die  Anw^endung 
von  Zwang  gegen  ungehorsame  Zeugen,  die  auf  Grund  aus- 
landischer Krsnchen  veniüniinen  werden  sollen,  auüdiiK  küch 
für  zulässig  erklart.  Ich  habe  mich  beniiilit,  gleiche  Rpstimnnin»ren 
in  den  übrigen  Bundesstaaten  auslindig  zu  machen  und  deshalb 
an  die  Jnstizniinister  von  Hävern,  Württemberg,  Sachsen,  Baden 
und  Hessen  geschrieben.  ii})erall  aber  die  Antwort  erhalten,  daß 
einsclilägige  Vorschrilleii  iehlen.  Hier  scheint  eine  Lücke  vor- 
handen zu  sein,  die  am  besten  gleich  durch  Keichsgesetz  aus- 
gefüllt wird.  Im  allgemeinen  machen  die  Zeugen  ja  keine 
8chwicrigkeiton,  es  gibt  aber  auch  Querköpfe.  Auch  in  Khe- 
scheidungssachen  stößt  man  oft  auf  Widerspruch.  Es  ist  miß- 
lich, einem  fremden  Staate  gegenüber  einzugestehen,  daß  die 
eigene  Gesetzgebung  keine  Handhabe  bietet,  die  Aussage  des 
Zeugen  zn  erzwingen. 

Ganz  anders*  liegt  die  Sache,  wenn  die  Rechtshilfe  ver- 
traglich gewährleistet  ist.  Das  Haager  Abkommen  von  1896 
enthält  zwar  bezüglich  des  Zeugenzwanges  keine  ausdrückliche 
Bestimmung,  allein  es  folgt  aus  dem  Umstand,  daß  der  Staat 
sich  verpflichtet  hat,  das  Ersuchen  zu  erledigen,  von  selbst,  daß 
auch  Zwang  gegen  Zeugen  zulässig  ist.  Es  gilt  auch  hier  der 
öffentlich-reclitUche  Grundsatz  des  ALR  Einleitung  §  87.  Wem 
die  Gesetze  ein  Recht  geben,  dem  gewähren  sie  auch  die  Mittel, 
ohne  welche  das  Recht  nicht  ausgeübt  werden  kann.  Das 
Haager  Abkommen  ist  Reichsgesetz,  also  auch  bindend  für  die 
Angehörigen  des  Deutschen  Reiches.  In  dem  neuen,  noch  nicht 
ratifizierten  Haager  Abkommen  von  1904  Art.  11  ist  übrigens 
ausdrücklich  die  Anwendung  von  Zwangsmitteln  vorgeschrieben, 
entsprechend  einem  Antrage  der  deutschen  Regierung.  Natür- 
lich muß  der  Zeugenzwang  nach  der  Gesetzgebung  des  ersuchten 
Staates  zulässig  sein.  Dies  ist  z.  B.  nicht  der  Fall  in  der 
Türkei.  Die  Staaten  haben  sich  nur  verpflichtet,  die  Rechtshilfe 
so  zu  gewähren,  wie  sie  nach  inländischem  Recht  statthaft  ist. 
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Die  Rechtshilfe  ist  in  Anwendung  der  §§  159  ff.  GVG  zu 
weigern,  wenn  die  betr.  Handlang  nach  deutschem  Recht  ver- 
boten ist.  Das  Haager  Abkommen  hat  allerdings  eine  ein- 
schlägige Bestimmung  niclit,  aber  aus  den  Materialien  ist  dieser 

Rechtspinidsatz  zu  entnehmen. 

Nach  dem  Haager  Abkommen  soll  die  Erledigung  des  Er- 
suchens  nach  Maßgabe  der  Ocsptzgrrbung  des  ersuchten  Gerichtes 
erfolgen.  Zustündig  sind  also  in  Deutschland  die  Amtsgerichte. 
Woigert  sich  das  ersuchte  (lOricht,  so  ist  das  ausländische  Ge- 
riclit  berechtigt,  sich  zu  beschweren.  Für  die  Beschwerde  würde 
in  Deutschland  (his.  Oberlandesgericht  und  in  TT.  Instanz  das 
Peiclistrericlit  zuständig:  sein.  Eine  ausdrückliche  Vorschrift 
fehlt  zwar  Xui-  Österreich  hat  eine  solche  in  §  40  der  Juris- 
diktionsnorm von 

Über  die  Zulässigkeit  von  Fragen,  die  Befugnis,  das  Zeug- 
nis zu  verweigern,  entscheidet  das  Recht  des  ersuchenden  Prozeß- 
gerielits.  Da  nun  aber  der  Zeuge  nur  der  inlHndisrlieTi  ricriehts- 
barkeit  unterstellt  ist,  so  wird  er  seine  Zeugnispllicht  abielinen 
und  aucii  die  Antwuit  auf  Fragen  verweigern  dürfen,  wenn  er 
dazu  entweder  nach  eigenem  oder  dem  Recht  des  T*rozeß- 
gerichts  bereclitig:t  ist.  Der  ausländisclie  Richter  wird,  falls 
der  Zeuge  sich  weigert,  vielleiclit  nicht  ohne  weit^'res  zu 
Zwangsmaßregeln  greifen,  sondern  erst  bei  dem  ersuchend(>n 
Gericht  anfragen.  Das  verursacht  Zeitverlust.  Es  empliehlt 
sich  deshalb,  in  dem  Krsucluingsschreiben  zugleich  zu  bitten, 
im  Weigerungsfallu  die  nach  der  dortigen  ( i e.setzgebung  zu- 
lässigen Zwangsmaßregeln  zu  ergreifen.  Der  ausländische  Richter 
hat  dem  ersuchenden  Gericht  gegenübt  r  nicht  die  Stellung  eines 
ersuchten  Ricliters  im  Inlande  gegenüber  dem  Prozeßgericht. 
Er  triüt  vielmehr  die  Zwangsmaßregeln  selbständig.  Nur 
dann,  wenn  der  Zeuge  auf  das  Recht  des  Prozeßgerichts  sich 
beruft,  wird  er  Auskunft  vom  Prozeßgericht,  sofern  ihm  dessen 
Recht  nicht  bekannt  ist,  erfordern,  um  die  Rechtmäßigkeit  der 
T^'eigerung  festzustellen. 

Der  Art.  10  Abs.  2  des  Haager  Abkommens  gestattet 
zwar  bei  Erledigung  des  Ersuchens  die  Anwendung  der  Formen 
des  ausländischen  Rechts  durch  den  ersuchten  Staat,  sofern  die 
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Gesetzgebung  desselben  die  betr.  Maßnalimo  nicht  ausdrücklich 
verbietet,  allein  daraus  folgt  nocli  nicht,  daß  der  Zeupe  nun 
auch  verpflichtet  ist,  sich  dem  ausländischen  Recht  zu  fügen. 
Dazu  liätte  es  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  bedurft. 

Der  deutsche  Richter  wird  also  auf  Ersuchen  österreichischer 
Gerichte  die  Partei  als  Zeu'^n-n  vernehmen  müssen,  obwohl  sein 
Recht  eine  solche  Maßnahme  uicht  kf-init,  der  französische  b»^zw. 
italienische  Richter  wird  Zeugen  vernehmen,  obwohl  nach  seinem 
Recht  Zeugenbeweis  bei  Objekten  ü])er  läO  Franks  bezw.  500  Lire 
nicht  zulässig  ist;  auch  der  Richter  im  Kanton  Zürich  wird 
den  Zeugen  zu  vereidip^en  haben,  obwohl  der  Eid  dort  nicht 
existiert.  Aber  Zwangsmaliregeln  darf  er  nicht  erpreifen,  der 
Zeuge  muß  mit  der  Maßnahme  einverstanden  sein,  wenn  sie 
gültig  vorgeuüHimen  werden  soll.  Immerhin  wird  sich  empfehlen, 
auch  hier  gesetzlich  bezw.  durch  Staatsverträge  den  Zwang  ein- 
zuführen. 

Interessant  gestaltet  sich  die  Eidfrage  in  Baselland  und 
SchafFhausen.  Hier  kann  der  Richter  von  der  Vereidigung  Ab- 
.stand  nehmen,  wenn  er  den  Zeugen  für  glaubhaft  hält.  Das 
auswärtige  Gericht  kann  nun  zwar  nicht  beau.spruchen,  daß  der 
Richter,  obwohl  er  die  Vereidifrunü  für  nicht  erforderlich  erklärt, 
gleichwohl  die  Vereidigung  er/u  m-  t,  wohl  al)er  muß  der  Ricliter 
die  Vereidigung  vornehmen,  w^enn  der  Zeuge  einverstanden  ist. 
Der  schweizerische  Richter  ist  auch  verpflichtet,  auf  Ersuclieii 
eines  deutschen  Gerichts  den  Zeugen  zu  befragen,  ob  er  seine 
Aussage  beschwören  will.  Weigert  der  Zeuge  dieses,  so  ist  die 
Tätigkeit  des  Gerichts  erschöpft.  Die  betr.  schweizerischen 
Gerichte  sind  aber  anderer  Ansicht  und  zwar  tinter  Billigung 
ihrer  Obergerichte.  Übrigens  wird  nach  dem  Recht  der  betr. 
Kantone  die  unbeeidigte  falsche  Aussage  vor  Gericht  bestraft, 
was  in  Deutschland  leider  noch  vergeblich  erstrebt  wird.  Der 
Zeuge  wird  also  auch  wohl  ohne  Eid  die  Wahrheit  sagen.  Nur 
das  religiöse  Moment  beim  Eide  und  der  daraus  folgende  Trieb 
zur  Wahrheit  fehlt.  Für  den  deutschen  Richter  ist  es  wesent- 
lich, wenn  er  eine  beschworene  Aussage  vor  sich  bat.  Es  liegt 
also  ausreichender  Anlafi  vor,  eine  Beeidigung  auf  Grund  des 
Art.  10  des  Haager  Abkommens  herbeizuführen. 
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Ich  komme  zur  YoUstreckiuig  ausländischer  ZiviU 
urteile.  Hier  ist  die  Praxis  der  Staaten  eine  recht  ver- 
schiedene. Manche  voUstrecicen  überhaupt  nicht,  manche  nur 
nnter  gewissen  Bedingungen.  Vertaragliche  Abmachungen  be- 
stehen seitens  des  Beichs  nur  mit  Österreich  einschl.  Bosnien 
nnd  der  Herzegowina,  sodann  zwischen  Frankreich  und  Baden 
bezw.  Elsaß-Lothringen  und  zwischen  dem  schweizerischen 
Kanton  Aargan  und  Baden,  endlich  das  Haager  Abkommen  betr. 
die  Eostenurteile.  Wie  die  Frage  zu  lösen  ist,  bleibt  schwierig. 
Ich  meine  aber,  daß  rechtskrütige  Urteile,  gleichgiOtig,  ob 
kontradiktorische  oder  Yers&umnisnrteile,  nachdem  durch  das 
Gericht,  nicht,  wie  im  Inlandsverkehr  durch  den  Oerichts- 
schreiber  die  YoUstreckbaikeit  derselben  bescheinigt  ist,  auf 
einfaches  Ersuchen  des  Prozeßgerichts  I.  Instanz  durch  Beschluß 
des  aoslindischen  Gerichts  für  vollstreckbar  zu  erklären  sind, 
wenn  nicht  zwingende  Rechtssätze  des  inländischen  Reclits 
entgegenstehen.  Ich  denke  dabei  an  Urteile,  welche  auf  Spiel- 
geschäften, Differenzgeschäften  usw.  beruhen.  Unsere  Yollstreck- 
barkeitserklärung  mit  mündlicher  Verhandlung  ist  viel  zu  um- 
ständlich und  kostspielig.  Die  Kulturstaaten  dürften  rechts- 
kräftige Urteile  ihrer  Gerichte  gegenseitig  anerkennen,  soviel 
Yertraiien  in  die  Richtigkeit  derselben  darf  man  wohl  fordern. 
Ich  möchte  jedoch  meinen  Vorschlag  auf  vermögensrecht- 
liche Ansprüche  beschränken.  Ansprüche  auf  Herausgabe 
eines  Kindes,  ich  erinnere  an  den  Fall  der  früheren  Kron- 
prinzessin von  Sachsen,  sind  ausgeschlossen.  So  war  es  auch 
in  dem  Entwurf  eines  Rechtshilfevertrages  mit  Österreich  be- 
stimmt. Wird  nun  auf  Grund  der  ausländischen  Yollstreckungs- 
klausel  im  Au-slande  vollstrrrkt,  so  hat  der  Schuldner  .sämtliche 
Rf  chtsbchelfe,  welche  ihm  nach  dem  Zivilprozeßrecht  des  Landes, 
in  dem  vollstreckt  wird,  zustehen,  wii-  wenn  ein  inländisches 
Urteil  vorlie^it.  Dadurch  sind  ausreichende  Kuutelen  geschaffen. 

(jrolk'  Schwierigkeit  macht  die  Legalisation  von  Ur- 
kunden, insbesondere  Vollmachten  für  d»*n  Auslaud.sverkehr. 
Rußland  steht  hier  obenan.  Die  Unterschrift  des  Richters  oder 
Notars  hefxlaubijrt  der  Landi^erichtspräsident,  dessen  ('ntprschrift 
beglaubigt  der  Justizminister,  den  beglaubigt  der  Minister  der 
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auswärtigen  Angelegenheiten,  dann  kommt  die  rassische  Bot* 

Schaft  und  nun  endlich  ist  die  Urkunde  fertig  zam  Gebrauch 
in  Rußland.  In  anderen  Ländern  ist  es  nicht  ganz  so  schlimm, 
abnr  drr  Formalitäten  sind  ancli  hier  g-pniifr.  daß  sich  die 
Kreise  der  Industriellen  und  Kaufleute  mit  Recht  über  diesen 
Zopf  beklagen.  Es  wäre  leicht  gewesen,  in  die  Handels- 
verträge, welche  wir  vor  kurzem  abgeschlossen  haben,  einen 
Passus  aufzunehmen,  wonach  es  jirrnngrt.  wpnn  dir  Untf'rsehrift 
des  Amtsrichters  oder  Notars  durch  den  Konsul  des  betr.  Landes, 
welcher  zugleich  die  erforderliche  Übersetzung  anfertigt,  be- 
glaubigt wird. 

Die  Verpflichtung  zur  Rechtshilfe  in  Strafsa die n  ist 
in  den  meisten  AuslieferungsTertragen  vertraglich  festgelegt. 
Die  Rechtshilfe  wird  nicht  gewährt,  wenn  ein  politisches 
Delikt  in  Frage  steht,  es  wird  jedoch  an  diesem  (jrund- 
satze  nicht  fpstcehalten,  wenn  es  sich  um  Entlastungs- 
beweise in  politischen  Prozessen  liandolt.  Die  Rechtshilfe 
kann  abgelehnt  werdon,  wenn  die  llaiidliinjz  nach  der  Oesetz- 
gebung  de.s  ersuchten  Staates  nicht  ^tritbar  ist.  Hieran  wird 
festzuhalten  sein.  Die  Kerlitsliilfc  braueiit  auch  bei  rein  mili- 
tärischen und  rein  fiskalischen  Delikten  nur  fakultativ,  nicht 
obligatorisch  zu  sein. 

Nicht  richtig  frsrheint  es,  die  Rechtshilfe  abzulehnen, 
wenn  es  sich  um  einen  von  der  ersuchenden  Behörde  noch 
nicht  verliafteten  Untertan  des  ersucliten  Staates  handelt.  Es 
fehlt  an  jeih-ni  zureichenden  Grunde,  hier  der  Nationalität  des 
Verbrechers  einen  Einfluß  einzuräumen. 

Alles,  was  ich  oben  von  der  vertra^rlirhen  "Rechtshilfe  in 
Zivih>aciien  gesag't  buhe,  gilt  aueli  für  Strafsaefien.  Ich  i)etoiie 
besonders  die  Zuliissi^'^keit  des  niiniittelbaren  ( ieschaftsverkehrs. 
Wo  die  Verträge  die  Heclit.^hilfeiitlieht  nur  als  fakultative  hin- 
stellen, muß  natürlich,  aneli  wenn  uiiuiittelbarer  (leschäfts- 
verkehr  zulässig  ist,  die  Entsclieidiing  des  Justizmiuistt  rs  ein- 
geholt werden.  Ist  kein  Vertrag  vorhuiuh'n,  so  fehlt  es  auch 
in  Preußen  an  einem  Zwang  gegen  nngeliorsame  Zeugen.  Hier 
muß  ein  neues  Gesetz  die  Lücke  ausfüllen.  Eine  zwangsweise 
Gestellung  ausländischer  Zeugen  vor  ein  inländisches  Gericht 
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ist  anzustreben.  Im  modernen  StratpiozeE  ist  die  persönliche 
Anwesenheit  des  Zeugen  vor  dem  erkennenden  Gericht  von 
wesentlieher  Bedentun^.  Die  kommissarische  Vernehmung  ge- 
nügt nicht.  Nach  jetzigem  Recht  begnügt  sich  der  fremde 
Staat  damit,  seine  Angehörigen  zum  l^heinen  vor  dem  aus- 
ländischen Gericht  aufzufordern,  irgend  welcher  Zwang  wird 
nicht  ausgeübt.  Das  EIrscheinen  der  Zeugen  wird  durch  Geld- 
strafen bezw.  Haft  zu  erzwingen  sein,  welche  auf  Ersuchen  des 
deutschen  Gerichts  das  ausländische  Gericht  festsetzt  und  voll-- 
streckt.  Beamte  mußten  auch  durch  Androhung  von  Disziplinar- 
maßregeln  zum  Eirscheinen  vor  dem  fremden  Gericht  gezwungen 
werden. 

Die  Yollstreckung  fremder  Strafurteile  findet  nicht  statt. 
Das  geht  sogar  so  weit^  daB  man  die  Zustellung  einer  Rech- 
nung Aber  Urteilskosten,  mit  der  Aufforderung,  sie  zu  bezahlen, 
für  unzulässig  erklärt  hat.  So  zimperlich  ist  man  in  Österreich. 
Die  Kichtvollstreckung  fremder  Urteile  ist  ein  großer  Nachteil. 
Wie  viel  Kosten  und  Arbeit  würden  geirrt,  wenn  ein  flfichtiger 
verurteilter  Verbrecher  von  der  ausländischen  Behörde  einfach 
ins  Gefängnis  gesteckt  würde.  Die  Strafe  wird  gemäß  §  488 
StPO  von  dem  deutschen  Gericht  in  die  entsprechende  des 
fremden  Staates  umgewandelt.  Unsere  Gefän^^nisstrafe  ist  z.  B. 
gleich  dem  Kerker  ersten  Grades  in  Österreich.  Das  italienische 
ergastolo  entspricht  unserem  Zuchthaus,  die  detenzione  unserem 
Gefängnis.  Die  Vollstreckungskosten  trägt  natürlich  der  er- 
suchende Staat.  Daß  eine  Reform  in  dem  von  mir  vorgeschlagenem 
Maße  möglich  i.st,  zeigt  der  Umstand,  daß  schon  jetzt  Straf- 
urteile der  Rheinschiffahrts-  und  der  Elbzollgerichte  in  den 
betreffenden  Veitragsstaaten  vollstreckt  werden.  Auch  im  Ver- 
kehr zwischen  Sachsrn  niul  Osterreich  ist  mehrfach  Abbüßung 
der  Strafe  im  frenulcii  Lande  vorgekommen.  Natürlich  muß 
die  Handlung  nach  dem  Hechte  des  fremden  Staates  überhaupt 
straft)»!'  sein  and  kein  politisches  oder  rein  militärisches  Delikt 
vorliegen. 

Eine  schwieriize  Materie  ist  das  Auslirfrruims w escMi.-) 
Wenn  man  in  die  Verträge  und  in  die  völkerrechtliclien  Usancen 

^  Vgl.  mein  AnsUefenuigarecht.  Hannover  1899. 


Digitized  by  Google 


180 


DeliuK, 


einen  Blick  wirft,  dann  fühlt  man  sich  om  mehrere  Jahr* 
hunderte  zurückversetzt.  Der  Hauch  alter  Zeiten  macht  sich 
bemerkbar.  Man  sieht  noch  die  alten  zOnftigen  Diplomaten 
bei  der  Arbeit  mit  ihren  Allongeperücken  und  dem  kratzenden 
Gänsekiel  als  Schreibfeder. 

Nach  dem  LegaUtfttsprinzip  des  §  152  StFO  muß  die 
Staatsanwaltschaft  jeden  Verbrecher,  sofern  ihr  dies  möglich, 
der  Strafe  entgegenlühren*  Ist  die  Auslieferong  zu  erreichen, 
so  muß  dies  geschehen,  selbst  wenn  es  Geld  kostet.  Nun 
wird  es  zwar  keinem  Vernünftigen  einfallen,  wegen  einer 
geringfügigen  Straftat  tausende  von  Mark  an  Kosten  anzu- 
wenden. Die  Staatsanwaltschaft  yeifolgt  denn  auch  jetzt  schon 
das  Opportunitätsprinzip  und  zwar  mit  Recht  Wie  Ist  es  nun 
aber,  wenn  der  Untersuchungsrichter  oder  das  Gericht  die 
Auslieferung  haben  will  olrne  jede  Rücksicht  auf  den  Finanz- 
ministt  r?  Darf  deren  Bitte  abgelehnt  werden?  Nach  jetzigem 
Recht  kaum.  Der  von  den  Abwesenden  handelnde  §  318 
StPO  ist  nicht  anwendbar.  Ks  muß  deshalb  eine  entsprechende 
Vorschrift  in  die  Strafprozeßordnung  aufgenommen  werden, 
welche  das  Opportunitätsprinzip  in  diesem  Falle  gesetzlich 
einführt.  Die  Kulturstaaten  müs.sen  die  Auslieferung  möglichst 
begünstigen,  damit  die  Flucht  ins  An.shmd  dem  Verbrecher 
niclit  mehr  verlockend  erscheint.  Der  Anreiz  hört  auf,  sobald 
jeder  weiß,  die  Flucht  ins  Ausland  nützt  dir  nichts,  auch  dort 
wirst  du  von  dem  rächenden  Arm  der  (Jerechtigkeit  erfaßt  und 
der  viMMÜcriten  Strafe  im  Inlande  entgegengeführt.  Es  fragt 
sich  nun,  ob  sich  Deutschland  nach  dem  Vorbilde  von  Beli^ien, 
England  oder  der  Schweiz  ein  sogenanntes  Auslieferung s- 
gesetz  geben  soll.  Irli  hnjahe  die  Frnjrp  Tn  einem  solchen 
Gesftzf*  kann  eine  TlvWa-  von  Fragen  gesetzlich  festgilcirt 
werden.  Die  fremden  Staatfii  sehen,  daß  in  Drntsrhland  nicht 
nach  der  augenl)lickliclii  ii  I.aunc  der  lu  i^icrnag,  sundern  nach 
festen  Rechtsgrundsätzen  über  die  Ausiieterung  entiichieden 
wird.  Der  deutsrlir  Keiclista«:  hat  sich  zwcimnl  mit  dieser 
Frage  beseliäftifrt.  Im  .lahiv  ls<<2  am  ö.  Februar  stellte  p.  Bar 
den  AntI•a^^  ein  Aiislii  teriHig.sge.setz  zu  erla.ssen,  nach  weh  heni 
die  Abschließung  von  Ausiiet'erungsveiträgeu  und  die  Bewilligung 
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einer  Auslieferung  dem  Beicli  ansschliefilicli  zustehe,  ferner  die 
Gerichte  bei  der  Ausliefening  entscheidend  mitwirken  sollten. 
Der  Antrag  wurde  abgelehnt.  Am  16.  1.  05  beschlofi  der 
Reichstag  eine  Besolution  auf  Antrag  des  Abgeordneten  Mülier- 
Meiningen  dahin,  der  Beichskanzler  möge  ein  Gesetz  einbringen, 
nach  welchem  alle  Auslieferungsverträge  vom  Reiche  abgeschlossen 
und  zwar  nach  Art.  11  der  Reichsverfassnng  unter  Mitwirkung 
der  Reichstags,  und  femer  die  Auslief erungsvertrige  der  einzelnen 
Bundesstaaten  gekündigt  werden  sollten.  Die  Anträge  t).  Bar 
und  jHföffer-Meiningen  bezweckten  beide  Beseitigung  der  Aus- 
lieferungsvertrage Rußlands  mit  Preußen  und  Bayern  vom 
Jahre  1885,  nach  welchen  die  Auslieferung  politischer  Ver- 
brecher im  Gegensatz  zur  sonstigen  Präzis  und  Lehre  statthaft 
ist.  Das  war  des  Pudels  Kern.  Die  Regierung  merkte  die 
Absicht  und  sie  ward  verstimmt 

Vor  ca.  16  Jahren  habe  ich  im  Ardiiv  für  öffenU.  Reckt 
von  Lahand  YI 404  den  vollständigen  Entwurf  eines  deutschen 
Auslief emngsgesetzes  nebst  Begründung  in  29  Artikeln  ver- 
öffentlicht M.  E.  ist  die  Entscheidung  Über  die  Auslieferung 
dem  Reiche  anzuvertrauen.  Es  geht  nicht  an,  daß  Reuß  ä.  L. 
oder  Bückeburg  Auslieferungen  nehmen  und  bewilligen.  Nur 
Auslieferungsverträge  seitens  des  Deutschen  Reiches.  Dadurch 
würde  allerdings  der  Vertrag  Preußens  mit  Bußland  beseitigt 
werden.  Ich  sehe  darin  aber  nichts  sclilinimes,  denn  das  Asyl 
politischer  Verbrecher  muß  ganz  erheblich  eingescliränkt  werden. 
Nur  unter  diosor  Bedingung  ist  die  erstrebte  Reform  durcii- 
fülirbar.  Auch  die  Gerichte  sind  zu  einer  entscheidenden  Mit- 
^vi^klmp:  bei  der  Auslieferung  zu  berufen.  Dies  Ziel  ist  jedoch 
Nvohl  schwer  erreichbar.  Man  will  heutzutage  den  ordentlichen 
Gerichten  nicht  wohl.  Sind  sie  zu  srbwprfiillig  oder  was  fehlt 
ilinenV  Überall  ist  man  auf  Trockenlegung  der  ordentlichen 
Gerichte  bedacht,  wie  u.  a.  die  Sondergerichte,  Gewerbe-  und 
Kaufmannsgörichte,  beweisen.  Wenn  nun  aber  auch  fortan 
ausschließlich  Verwaltungsbehörden  über  die  Auslieferung  ent- 
scheiden, so  wird  man  doch  für  die  Prüfung  der  Frage,  ob  ein 
politisches  Delikt  vorliegt,  einen  unabhängigen  Gericht<?hof  be- 
stellen müssen,  vielleicht  einen  Strafsenat  des  Reichsgerichts, 
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dessen  Ausspnicli  für  die  YerwaUmig  bindend  ist.  Ich  meine 
auch,  es  muß  der  Begienmg  angenehm  sein,  wenn  sie  sich  bei 
einer  Verweigerong  der  Auslieferung  wegen  politischen  Delikts 
anf  den  Sprach  eines  Gerichtshofes  stützen  liann.  Unsere  Ans- 
lieferangsvertrage  zählen  eine  Reihe  von  Auslieferangsdelikten 
auf.  Wird  wegen  derselben  ausgeliefert,  so  trägt  der  ausUefemde 
Staat  die  Kosten  bis  zu  seiner  Grenze,  von  da  ab  geht  der 
Transport  auf  Kosten  des  ersuchendep  Staates.  Ich  halte  nun 
eine  Bestimmung  dahin  für  äußerst  pralltisch,  daß  ein  Staat 
von  einem  andern  Staate  die  Auslieferung  wegen  aller  Hand- 
lungen erlangen  kann,  Weimer  sämtliche  Kosten  trägt.  Aus* 
genommen  sind  allein  die  politischen  und  rein  militärisclien 
Deliltte  z.  B.  Desertion  und  diejenigen  Handlungen,  welche  nach 
dem  Recht  des  ersuchten  Staates  übcrliaupt  nicht  strafbar  sind. 
£s  ist  kriminalpolitisch  von  besonderem  Wert,  wenn  man 
einen  Verbrecher  auch  wegen  geringfügiger  Straftaten  fassen 
kann,  dieser  sich  also  nirgends  sicher  fühlt. 

Die  Auslieferungsdelikte  in  den  Verträgen  des  Deutschen 
Reichs  sind  wohl  ausreichend.  In  den  Verträgen  mit  Nord- 
amerika aber  muß  die  Zahl  der  Auslieferungsdelikte  vernielirt 
werden,  denn  daß  wegen  .Meineids  nicht  ausgeliefert  wird,  iat 
eines  Knlttir-  und  Rechtsstaates  unwürdig*. 

Ich  kitniinc  Jetzt  zn  dorn  schwicrifrstcn  Problem  des  Aus- 
lief eningsrechts,  zu  der  Auslieferung  wegen  politischer 
Delikte. 

Die  hensi  liendc  Lehre  unteischeidet  absolut-  und  relativ- 
politische  Delikte,  Die  ah.^üiut-politischen  sind  solche,  durch 
welche  keine  andi  rn  als  politische  Rechte  der  Staats^^ewalt  oder 
der  Staatsbürger  an<iefrriffen  werden.  Unter  den  relativ-politi- 
schen versteht  mau  dieieni<ren,  welche  t  iiie  Äiideruii«?  der  poli- 
tischen Verhältnisse  durch  iiandluugen  anstreben,  die  auch,  ab- 
gesehen von  ihrem  Zweck,  ihrer  sonsti<ren  Beschaftenheit  nach 
strafbar  sind,  welche  al.su  neben  den  Merkuialeu  eine.s  politischen 
Delikts,  au(  h  die  eines  gemeinen  Delikts,  z.  B,  Mord,  Brand- 
stiftung und  dergl.,  an  sich  tragen. 

Es  ist  ein  festgewurzelter  Grundsatz  des  Völkerrechte,  daii 
wegen  politischer  Straftaten,  z.  B.  wegen  Hoch-  und  Landes- 
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Verrats,  Majestätsbeleidigung,  nicht  ausgeliefert  wird.  Um  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  war  der  politische  Flttchtling 
eine  Fig^nr,  die  sich  gewisser  Sympathien  erfreute.  Diese  Auf- 
lassung änderte  sich,  als  die  Sache  nicht  mehr  beim  Halten 
aufrührerischer  Reden  blieb,  sondern  man  zur  Tat  schritt  und 
Staatsoberhäupter  ermordete  oder  wenigstens  zu  ermorden  ver- 
suchte. Die  wiederholten  Attentate  führten  zu  einer  Einschrän- 
kung des  Asyls  politischer  Verbrecher  und  zur  SinfUbmng  der 
sogenannten  belgischen  Attentatsitlausel.  Sie  lautet:  „Der  Angriff 
gegen  das  Oberhaupt  einer  fremden  Regierung  oder  Mitglieder 
seiner  Familie  soll  weder  als  politisches  Verbrechen  oder  Ver^ 
gehen,  noch  als  mit  einer  solchen  im  Zusammenhange  stehend 
angesehen  werden,  wenn  dieser  Angriff  den  Tatbestand  des 
Mordes  oder  des  Totschlags  bildet.** 

Diese  Klausel  gilt  jetzt  fast  in  allen  Kulturstaaten,  nur 
England,  Italien  und  die  Schweiz  haben  sie  nicht  adoptiert. 
Die  Klausel  ist  indes  nicht  ausreichend,  sie  schützt  zwar  die 
Staatsoberhäupter  und  deren  Familien,  aber  nicht  die  Unter-  • 
tauen,  welche  bei  Ausführung  eines  politischen  Delilcts  lieben 
oder  bei  Bramlstiftung  ihr  Eigentum  einbüßten.  Das  Institut 
für  internationales  Recht  hat  deshalb  folgende  Klausel  vorge- 
schlagen :  1.  Handlungen,  welche  alle  Eigenschaften  unrecbtlicber 
Verbrechen  an  sich  tragen  (Mord,  Brandstiftung  und  Raub),  be- 
gründen wegen  der  bloßen  politischen  Absicht  ihrer  Urheber 
Iceine  Ausnahnio  von  der  Auslieferung.  2.  Für  die  Prüfung  der 
Handlungen,  welche  während  einer  politischen  Rebellion,  eines 
Anfstandes  oder  eines  Bürgerkrieges  began^rn  sind,  kommt  es 
darauf  an,  ob  dieselben  durch  die  Gebräuche  des  Krieges  ent- 
schuldigt werden  oder  nicht. 

Ob  die  Klausel  des  Instituts  die  zutreffende  ist,  kann  hier 
nicht  näher  untersucht  werden.  Mir  scheint  es,  als  ob  das 
scliweizerische  Auslieferungsgesetz  eine  richtigere  Unterscheidung 
trifft.  Nach  derselben  wird  die  Auslieferung  bewilligt,  obschon 
der  Täter  einen  politischen  Heweggrund  oder  Zweck  vorschützt, 
wenn  die  Handlung  vorwief^end  den  Charakter  eines  geraeinen 
Verbrechens  oder  Verp-eliens  hut.  Kinen  für  alle  Fälle  passenden 
Lehrsatz  wird  man  nicht  aufstellen  können,  es  muß  jeder  i^'all 
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einzeln  geprüft  nnd  entschieden  werden.  Die  Frage,  ob  das 
politische  Moment  liberwiegt,  ist  aoBerordentlich  schwer  za 

entscheiden.  In  der  Schweiz  haf^^man  die  Entscheidung,  ob  ein 
politisches  Delikt  vorliegt,  in  die  Hände  eines  unabhängigen, 
politischen  Strömungen  unzugänglichen  Gerichtshofes,  des  Bundes- 
gericlits  in  Lausanne,  gelegt,  welcher  nach  freiem  Ermessen  urteilt. 

Für  die  Auslieferung  ist  von  wesentlichem  Vorteil  wenn 
man  dem  Flüchtling  auf  den  Fersen  bleibt.  Ich  schlage  deshalb 
vor,  die  Nacheile,  die  Verfolgung  über  die  Landesgrenze, 
welche  bisher  nur  innerhalb  des  Deutlichen  Kelches  und  im  V'er- 
kelir  desselben  mit  Österreich  praktisch  gehandhabt  w  ini.  auf  die 
übrigen  Grenzstaaten  Holland,  Luxemburg,  Belgien,  Frankreich, 
Schweiz,  Rußland  und  Danemark  auszudehnen.  Man  denke  sich, 
deutsclie  Beamte  verfolgen  flüchtige  ]\lörder  oder  Brandstiftt-T, 
sie  sind  ihnen  unmittelbar  auf  den  Fersen,  noch  einige  Kilo- 
meter, und  die  Flüchtigen  sind  eingeholt.  Plötzlich  tauchen  die 
Grenzpfähle  auf,  fremdes  (iV!)iet  erscheint  Während  die  Be- 
amten über  die  Grenze  nicht  hinaus  dürfen,  tiüchten  die  V(  r- 
brecher  weiter  und  verschwinden,  vielleicht  auf  Nimmerwieder- 
sehen. In  solchen  Fällen  müssen  deutsche  und  umgekelirt  fremde 
Beamte  berechtigt  sein,  über  die  Grenze  hinaus  zu  verfolgen, 
bis  sie  des  Verbrechers  habhaft  werden.  Natürlich  darf  die 
Verfolgung  nicht  bis  in  infinitum  ausgedehnt  werden,  da  es  zu 
Unannehmlichkeiten  führen  könnte,  wenn  mitten  im  Lande  fremde 
Polizeibeamte  auftauchen.  Aber  bis  zu  20  Kilometer  ins  fremde 
Land  hinein  muß  die  Verfolgong  zulässig  sein.  Wird  der  Ver- 
brecher innerhalb  dieses  Grenzgürtels  ergriffen,  so  darf  er  nicht 
mit  ins  eigene  Land  zurückgenommen  werden,  sondern  ist  der 
nächsten  zuständigen  fremden  Behörde  vorzufiUiren,  welche  ihn 
in  Gewahrsam  nimmt.  Demnächst  ist  das  Anslleferongsveifahren 
einzuleiten.  Die  Nacheile  ersetzt  also  nicht  die  Ausliefennig, 
sondern  hat  nur  den  Zweck,  die  denm&chstige  Auslieferung  zn 
sichern  und  Torzubereiten.  Die  Hoheitsrechte  des  fremden  Staates 
werden  überall  respektiert,  trotz  der  Ergreifung  durch  deutsebe 
Beamte  wird  es  zulässig  sein,  die  Auslieferung  zu  yerweigera, 
weil  sich  herausstellt,  da0  der  Flüchtling  als  politischer  Ve^ 
brecher  anzusehen  ist. 
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Die  Nacheile  darf  nicht  mit  dem  völkemcbtUchen  drtfit 
de  poursuite  verwechselt  werden.  Anf  Grand'  des  letzteren 
kann  der  Uferstaat  fremde  Schiffe,  die  auf  dem  unter  seiner 
Gebietshoheit  stehenden  Gebiet  sich  einer  Straftat  schuldig  ge- 
macht haben,  in  die  hohe  See  verfolgen.  Dies  Recht  erlischt 
aber,  sobald  das  verfolgte  Schiff  in  andere  Küstengewässer  ge- 
langt ist.  Der  wesentliche  Unterschied  dieses  seerecbtlichen 
Rechtsinstituts  von  der  Nacheile  auf  dem  Lande  besteht  also 
darin,  daß  in  letzterem  Falle  die  Verfolgung  in  dem  Hoheits- 
bereich eines  fremden  Staates  zulässig  ist. 

Dann  müssen  auf  unmittelbares  telcgraphisches  ICrsnchen 
eines  deutschen  Gerichtes  die  Behörden  des  fremden  Staates  einen 
Verbrecher  vorläufig  festnehmen.  Man  hat  vorgeschlagen,  auch 
den  deutschen  Polizeibehörden  oder  wenigstens  denjenigen  in 
den  großen  Städten  die  Befugnis  zu  geben,  ebenfalls  die  Fest- 
nahme zu  erwirken.  Das  kann  ich  nicht  befürworten.  Die 
vorläufige  Festnahme  auf  Grund  einer  ausländischen  Requisition 
bedingt  das  Vorhandensein  eines  gerichtlichen  Haftbefehls  im 
Interesse  der  internationalen  Rechtssicherheit.  Die  Polizei  kann 
einen  Haftbefehl  niclit  erlassen.  Übrigens  vermag  die  Polizei 
oder  die  Staatsanwaltschaft  bei  dem  zuständigen  Amtsgericht 
einen  Haftbefehl  leiclit  zu  erwirken.  Ein  nennenswerter  Zeit- 
verlust, innerhalb  dessen  der  Verbrecher  sicli  in  bessere  Sicher-  • 
heit  bringen  könnte,  ist  damit  nicht  verbunden.  Die  Stellung 
des  ei<rentlic1ien  Ausliefeninprsantrages  muß  jedoch  durch  die 
Zentrali"  liiinle  (Regierung)  {„'••'schclicii.  Werfen  der  oft  vor- 
kommenden pcditischen  Fragen  empticliit  sicli  insoweit  ein  nn- 
mittelljarer  Verkelir  nicht.  Mit  Österreich- Ungarn  besteht  er 
alierdinp:s. 

Weiter  f^ehe  ich  auf  das  Verfahren  nicht  ein,  sondern 
komme  gleich  auf  die  wichtigste  Frage,  die  Stellun},'^  der  Aus- 
gelieferten vor  den  deutschen  Gerichten.  Welche  Einrede  kann 
der  Angeklagte  machen?  Eine  Kritik  des  Verfahrens  der 
fremden  Regierungen  und  Ikdiürdcn  einschließlich  der  Gerichte 
ist  ihm  versagt.  Der  deutsclie  Richter  hat  nur  zu  prüfen,  ol) 
inländische  (iesetze,  insbesondere  das  in  den  Auslieferungs- 
verträgen enthaltene  inländische  Recht  verletzt  ist.    Die  Aus- 
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lieferangsverträge  des  Dentsclieii  Beiches  uod  Preaßens,  mit 
Aosnalmie  des  nmscheii,  welclier  nicht  in  der  Gesetnammliiiig 
verdifentlicbt  Ist,  haben  n&mlich  Gresetzesknift. 

HieiTon  abgesehen  ist  vom  dentscben  Sprnchrichter  au! 
erhobenen  Einwand  zn  iirOfen,  ob  die  sostfindig«  Beh$rde  des 
fremden  Staates  die  Äosliefemng  angeordnet  hat.  Wenn  ein 
Grenzkommissar  den  Flncbtling  eigreift,  ihn  auf  die  Gienz- 
brOcIce  f&brt  nnd  nun  mit  einem  kräftigen  Foßtritt  wieder  auf 
deataches  Gebiet  befördert,  so  liegt  natürlich  keine  Aoslieferong 
vor.  Diesfalls  wird  die  nachtrSgliehe  Zustimmung  des  fremden 
Staates  znr  Abnrteilnng  eingeholt  werden  müssen. 

Ist  die  AosUefernng  nicht  zulässig,  z.  B.  weil  ein  politisches 
Delilct  Torliegt  oder  ohne  Vertrag  nicht  ausgeliefert  werden 
darf,  80  ist  es  Tdlkerrechtllch  nicht  statthaft,  unter  der  Haske 
der  Ausweisung  tats&chlich  anszuliefem,  indem  der  Flfichtling 
fiber  die  Grenze  desjenigen  Staates  abgeschoben  wird,  ans  dem 
er  geflohen  ist  So  wies  Griechenland,  welches  gesetzlich  ohne 
Vertrag  nicht  ausliefern  durfte,  seiner  Zeit  den  Freiherrn 
van  Hammerstein  auf  einem  nach  Italien  fahrenden  Schifie 
aus.  Dort  wurde  er  von  der  italienischen  Behörde  in  Empfang 
genommen  und  nun  nach  Deutschland  ausgeliefert.') 

Der  auf  Grund  *  iiirr  unzulässigen  Ausweisung  wieder  ins 
Inland  gekommene  Flüchtling  kann  dies  jedoch  wenigstens  vor 
Gericht  nicht  rüpren  Er  kann  auch  nichts  dagegen  einwenden, 
wenn  er  infolge  iSchiffbruches  oder  als  Krieg^efangener  wieder 
deutschen  Boden  betreten  hat.  Das  ist  eben  sein  Pech.  Das 
Reich.sgericht  hat  es  sogar  für  zulässig  erklärt,  einen  Flürlit- 
ling,  welcher  durch  Deutschland  infolge  der  Auslirfi  lung 
zwisrlipii  zwei  anderen  Staaten  durchtransportiert  wurde, 
zw  ergreifen  und  wegen  der  in  Dt  utsrhlaiKl  früher  verübten 
Straftaten  zu  venirteilen.  sofern  di  i-  Uurchtransport  nicht  etwa 
auf  (4 rund  vertraglicher  Abmachungen  erfolgte,  welche  Deutsch- 
land rt  sju-ktirron  muß. 

Im  mudernen  Völkern  tlit  jrilt  das  sog-.  S]<c  z  in  litäts- 
prinzip.    Es  darf  Bestrafung  nur  erfolgen  wcgeü  der  Tat, 

V  Vgl.  meine  AbliurnllunLr  aber  die  Attsliefemng  des  Frbro. «.  Amtiner- 
stein  iJt  der  DJZ.  lbU6  S.  104. 
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wegen  welcher  Ansliefernng  erfolgt  ist.    Ist  vertraglich  die 

Spezialitätsklausel  nicht  eingeführt,  wie  z.  B.  im  Vertrage  mit 
Nordamerika,  so  kommt  es  nach  Ansicht  des  Reichsgerichts 
^l'rteil  vom  2.  10.  02)  auf  den  Wortlaut  der  Auslieferimgs- 
bew  illigung  an,  ob  auch  we^in  unileicr  Straftaten,  welche  dem 
Aiisgelieferteu  zur  Last  gelegt  werden.  Bestraf iinfr  erfol<ren 
kann.  Vielfach  wird  jedorli  es  für  selbstverständlich  erachtet, 
ilaij  die  Spczialitätsklausel  aiuli  dann  zu  beachten  ist,  wenn 
ausdrückliche  Bestimmung  fehlt. 

Hat  nun  ein  Staat,  mit  dem  kein  Vertrag  besteht  oder 
dessen  Vertrag  keine  einschlägige  Bestimmung  enthält,  einen 
Verbrecher  mit  der  Bedingung  ausgeliefert,  daß  er  nur  wegen 
des  einen  Delikts  bestraft  werden  kann,  ist  dann  das  Gericht 
hieran  gebunden  ?  Natürlich  die  Staatsanwaltschaft  wird  keine 
Anklage  erheben,  aber  mnß,  wenn  die  Sache  schon  zur  Er- 
öffnung des  Hauptverfahrens  gediehen  ist,  das  Gericht  den  Vor- 
behalt beachten  und  von  der  gesetzlich  gebot»  nen  Verurteilung 
Abstand  nehmen?  Die  Sache  ist  sehr  zweifelhaft.  Würde  sich 
das  Gericht  an  den  Vor))ehalt  nicht  kehren,  so  würde  damit 
allerdings  der  Bechtshilleverhehr  mit  den  fremden  Staaten  anf- 
gehoben  werden.  Der  ausländische  Staat  würde  weitere  Aus- 
Uefemngen  nicht  bewilligen,  wenn  seine  Abmachung,  die  er  mit 
dem  einen  Organ  des  Staates,  der  Regierung,  getroffen  hat,  von 
einem  andern  Oigan,  dem  Gericht,  nicht  respektiert  wird.  Allein 
andererseits  gilt,  wie  der  Rechtssatz  ftuUa  poena  aine  lege, 
ancb  der  Satz:  nuUa  exceptio  sine  lege.  Ein  Gesetz  ist  aber 
der  Vorbehalt  der  fremden  Regierung  nicht.  Bayern  hat  es  im 
Jahre  1868  für  notig  erachtet,  durch  ein  besonderes  Gesetz  die 
Abmachungen  der  beiderseitigen  Regierungen  auch  für  die  Ge- 
richte für  verbindlich  zu  erklären,  üm  alle  Zweifel  zu  be- 
seitigen, empfiehlt  sich  deshalb  eine  reichsgesetzliche  ent- 
sprechende Vorschrift. 

In  den  meisten  Ansliefeningsverträgen  des  Deutschen 
Keiches  befindet  sieh  die  Bestiiinuung,  dal]  der  Ausgelieferte 
wegen  eines  von  ilim  vor  der  Auslieferung  bezwungenen  poli- 
tischen oder  wegen  eines  in  dem  betreffenden  Vertrage  nicht 
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vorgesehenen  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  nicht  zur 
Untersuchung  gezogen  oder  bestraft  Verden  darf. 

Biese  Vorschrift  gibt  zu  zahlreichen  Übelstanden  Ankß. 
Wird  nach  der  Ansliefemng  wegen  eines  bestimmten  Delikts 
bekannt,  daß  der  Verbrecher  noch  andere  Straftaten  begangen 
hat,  so  kann  er  wegen  derselben  nnr  bestraft  werden,  wenn 
diese  Delikte  im  Ansliefemngsvertrage  Toigesehen  sind,  also 
kons  gesagt^  ebenfalls  Aaslieferungsdelikte  sind.  Das  Reichs- 
gericht (£ntsch.  31,  234)  hat  sich  hier  glücklicherweise  auf 
einen  freieren  Standpunkt  gestellt  und  eine  Anfrage  bei  der 
fremden  Regierung  für  nicht  erforderlich  erklärt,  ol)\v(>!)l  dies 
nicht  unbedenklich  ist.  weil  dann  über  den  Auslieferungs- 
charakter der  neuen  Straftat^  z.  B.  ob  etwa  ein  politisches 
Delikt  vorliegt,  allein  der  ersuchende,  nicht  auch  der  aus- 
liefernde Staat  entscheidet.  Xiir  in  den  Verträgen  mit  England, 
den  Niederlanden  und  dem  Kongostaat  ist  das  Spezialitats- 
prbmp  streng  durchgefiUurt  Hier  muß  also  die  Zustimmung 
der  aosliefernden  Regierung  eingeholt  werden. 

Ist  die  neue  Straftat  dagegen  kein  Auslieferungsdelikt, 
dann  liilft  es  nicht,  wenn  auch  der  ausliefernde  Staat  mit  der 
Aburteilung  einverstanden  ist,  denn  eine  Gesetzeskraft  habende 
Bestimmnnp  der  Auslieferunfrsverträge  steht  entjrepen.  Die 
Regieriin<reii  haben  sich  selbst  die  Hände  «rt'hiinden.  Das 
ist  ein  großer  Übelstaiul.  Ganz  unerträglich  wird  aber  die 
Sache,  wenn  das  zur  Auslieferung  führende  Delikt  in  der 
iiaiiptverliandlung  sich  als  Nichtauslieferungsdelikt  herausstellt, 
der  Totsiiila^r  ist  nur  einfache  Körperverletzung,  Meineid  nur 
fahrlässiger  Falscheid.  Gegenüber  Italien  ist  Betrug,  Diebstahl, 
Cnterschlagiing  nur  dann  Auslieferuug^dclikt,  wenn  der  Weit 
lOoü  Frank  beträgt.  Stellt  nun  der  erkeinuiidi'  Riclitfr  lest, 
daß  der  Schaden  niclit  1001,  wie  man  bisher  angenuinnien, 
sondern  nui'  99U  Frank  beträgt,  so  nml.i  er  seine  Tätigkeit 
einstellen  und  den  Angeklagten  laufen  lassen. 

Es  fragt  sich  nun,  welches  Delikt  ist  im  Ausliefe- 
rungsvertrage vorgesehen?  Nun  die  dort  aufgezählten. 
Bei  einzelnen  Delikten  ist  jedoch  vermerkt,  daß  sie  nnr  dann 
Auslief eimgsdelikte  hind,  wenn  sie  nach  der  Gesetzgebung 
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beider  Länder  strafbar  sind.  Das  Reichsgericht  (Urteil  v. 
20.  7.  03,  Enisch.  l  Straf8,  XXXVI 345)  meint  nun,  daß  an  sich 
nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  als  herrschendes  Prinzip 
anzuerkennen  sei,  daß  das  Anslieferungsdelikt  nach  der  Gesetz- 
gebung beider  Länder  strafbar  sein  müsse,  meint  aber,  daß 
man  ans  dem  Umstände,  daß  bei  einzelnen  Delikten  ausdrück- 
lich Strafbarkeit  erfordert  werde,  geschlossen  werden  dürfe, 
daß  bei  den  übrigen  Delikten  die  vertragschließenden  Teile  die 
Übereinstimmung  der  Strafgesetze  in  allen  Einzelheiten 
nicht  fOr  ndtig  erachteten,  vielmehr  sich  damit  genügen  ließen, 
daß  in  den  Hauptpunkten,  im  großen  und  ganzen  eine  solche 
Übereinstimmung  der  beiderseitigen  Gesetzgebung  vorliege,  die 
die  Auslieferung  als  im  beiderseitigen  Interesse  liegend  er- 
scheinen lasse.  In  diesem  Falle  ist  nach  Ansicht  des  Reiclis- 
gericbts  lun  zu  prüfen,  ol)  die  konkrete  Straftat  ihrem  Wesen 
nacli  unter  die  im  Vertrage  aufgeführte  allgemeine  Kategorie 
l)i»'listahl  usw.  falle.  Die  Aushgung  des  Reichsgerichts  ist 
III- Itt  zu  billij,^en.  in  Belgien,  dem  klassischen  ürsprungslande 
(Ii  .-^  iiiudernen  Ausliefeningrsrcchts,  ist  man  frerade  mit  Hücksicht 
aui'  den  deutüch-belgischen  Auslieferungsvertrag^  dci-  Ansicht, 
daß  das  Erfordernis  der  Strafbarkeit  nacli  Iteidei"  Straf  recht 
auch  hei  den  übrigen  Delikten  gelt«\  man  habe  es  bei  der 
vermuteten  Übereinstimmung  der  (iesetze  beider  Staaten  nur 
nicht  für  notwendig  erachtet,  dasselbe  ausdrücklich  auszusprechen. 
Für  die  diesseitige  Ansicht  spricht  auch,  daß  man  nach  aus- 
drücklicher Vertragsbestininiung  die  Auslieferung  dann  für  aus- 
gr.«?clilossen  erachtet,  wenn  die  Straftat  nach  den  (iesetzen  des 
ersuchten  Staates  verjährt,  also  nicht  mehr  strafbar  ist. 

Das  Prinzip  der  identischen  Norm  beherrscht  nun  einmal 
unser  modernes  Völkerrecht.  Ein  souveräner  Staat  kann  doch 
nur  dann  zur  Auslieferung  wegen  solcher  Handlungen,  welche 
er  selbst  nicht  oder  noch  nicht  (mangelnder  Strafantiagi  oder 
nicht  mehr  (Yeijäbrong)  für  strafbar  hält,  verpflichtet  sein, 
wenn  dies  ganz  klar  ans  dem  Vertrage  erhellt.  Auch  in 
Dt  utsrhland  läßt  man  das  mildeste  Gesetz  entscheiden.  Ist  die 
Tat  im  Zufluchtslande  straflos,  dann  mag  der  i^^lüchtling  diesen 
Umstand  profitieren. 
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Darf  nun  der  Ausgelieferte  rügen,  daß  die  Straftat  nach 
ausländischem  Recht  nicht  strafbar  ist?  Ich  bejahe  die  Frage, 
wpnn  es  sirh  nm  eine  AusliefeniDg  «.Iis  einem  Lande  mit  jener 

Vertragsklausel  handelt. 

Viele  meinen,  dadurcli.  daß  Auslieferung-  bewilligt  ist, 
habe  der  ausliefernde  Staat  anerkannt,  daß  nach  seinem  Reclite 
Strafbarkeit  vorhanden  sei ;  hiermit  müsse  sich  auch  der  er- 
suchende Staat  zufrieden  p:el)en.  Gewiß  richtig,  sofern  der 
Vertra^'^  keine  einst  hliig-ige  Hestimraung  enthält.  Aber  in  den 
Verträgen  des  Deutschen  Reiches  heißt  es  ausdrücklich:  Der 
Ausgelieferte  darf  wegen  eines  im  Vertrage  nicht  vorgesehenen 
Delikts  nicht  bestraft  werden.  Das  ist  inländisches  Recht,  also 
vuni  deutsclien  Kicliter  zu  hpachten  Krpribt  sich  aus  dem 
Vertrage,  daß  die  Tat  nach  dem  Rechte  l)  ei  der  Staaten  straf- 
bar sein  muß,  so  ist  der  deutsche  Richter  verptlichtet,  dies 
festzustellen. 

J)'Aa  in  den  Verträgen  des  Reiches  ausges]»r(ichene  Verbot, 
den  Flüchtling  wegen  eines  im  Vertrage  nicht  vorgesehenen 
Delikte  zur  Untersuchung  zu  ziehen,  uird  vom  Reiclis- 
gericht  sehr  streng  ausgelegt.  Ist  jemand  wegen  botrügeri.schen 
Bankrotts  ausgeliefert,  so  darf  eine  Hilfsfrage  auf  einfachen 
Bankrott  den  Geschworenen  nicht  vorgelegt  werden,  weil  darin 
ein  ,,Ziehen  zur  Untersuchung*  liegt.  Eine  peinliche 
Situation  für  die  (icschworenen.  Entweder  Verurteilung  wegen 
betrügerischen  Bankrotts  oder  Freisprechung,  obwohl  man 
wegen  einfachen  Bankrotts  sicher  verurteilt  hätte.  Wird  die 
Frage  nach  einfachem  Bankrott  doch  beantwortet,  so  darf  das 
Gericht  nicht  etwa  verurteilen  unter  Vorbehalt,  daß  die  Strafe 
erst  vollstreckbar  wird,  wenn  der  Verbrecher  binnen.  3  Monate 
Dentschland  nicht  verläßt  oder  freiwillig  dorthin  zurückkehrt, 
es  muß  vielmehr  nach  Ansicht  des  Reichsgerichts  Freisprechung 
erfolgen.  Allerdings  hat  das  Reichsgericht  ein  ^Zur  Untersuchung 
ziehen"  in  der  Frage  des  Vorsitzenden  an  den  Angeklagten,  ob  er 
einen  verscliwenderischen  Haushalt  geführt  habe,  also  eine  Frage, 
die  sich  auf  einfachen  Bankrott  erstreckte,  nicht  gefunden. 

Durch  die  Freisprechung  ist  das  Strafverfolgungsrecht 
des  ersuchenden  Staates  zwar  nicht  konsuniert,  der  Angeklagte 
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kann,  falls  er  yon  neuem  ins  Land  kommt,  dieserhalb  wieder 
yemrteilt  werden.  Das  erfordert  aber  eine  neue  kostspielige 
GerichtsTerhandlnng,  während  andernfalls  dasNicbtanslieferungs- 
delikt  einfach  mit  zur  Aburteilung  kommen  konnte,  ohne  daß 
nennenswerte  Mehrarbeit  oder  gar  eine  Bel&stigung  des  Ange- 
klagten verursacht  wurde. 

Die  mitgeteilte  Klausel  (Nichtbestrafung  wegen  Nichtaus- 
lieferungsdelikte)  hat  den  ferneren  Nachteil,  daß  die  sog. 
Gegenseitigkeitserklärungen  eine  unangenehme  Einschränkung 
erfahren.  Es  ist  Brauch  geworden,  daß  die  Regierungen  unter 
sich  —  ohne  die  Volksvertretung  zu  beiragen  —  die  Aus- 
lieferungspflicht  auf  verschiedene  Delikte  ausdehnen.  Soweit 
dieselben  nur  eine  authentische  Interpretation  der  Vertrags^ 
bestimmung  enthalten,  z.  R.  dafür,  daß  iintt  r  Notzucht  auch  der 
Mißbrauch  von  Kindern  unter  11  Jahn  ji  zu  verstehen  sei,  ist 
hiergegen  nichts  einzuwenden.  Es  werden  hier  in  dankenswerter 
Weise  Unklarheiten  aus  der  Welt  geschafft.  Die  Gc^renseitig- 
keit^erklärungen  sind  alur  rechtsungültig,  soweit  sie  die  Aus- 
lieferungspflicht auf  Delikte  erstrecken,  welche  im  Vertrag?  nicht 
vorgesehen  sind.  Dies  ist  z.  B.  der  Schweiz  gegenüber  ge- 
schehen. Hier  steltt  die  mehrerwähnte  Formel  wegen  Nicht- 
anslieferung  von  Nifht!iuslieferunc"s(h'likren  cntjic^t'n.  Tin  die 
an  sich  sehr  wünscht  iisweitr  A  n  lichnung  der  zur  Auslielerung 
verptiieiitenden  Delikte,  gerade  der  Schweiz  gegenüber,  vor- 
nebmen  zu  kr>nnen,  li-ittc  es  der  Zustininuiug  des  Reichstages 
bedurft.  Alle  Auslieferungsvertrüfre  des  Deutschen  Heiehes  sind 
dem  Reichstage  zur  (Jenehnngung  vorgelegt,  der  Bundesrat  hat 
damit  anerkannt,  daß  die  Mitwirkung  des  Reichstages  erforder- 
lich ist.  Gleichwohl  ist  die  Frage  bestritten.  Die  (legenseitig- 
keitserklärungen  zwischen  der  preußischen  und  französischen 
Regierung  sind  dagegen  rechtsgültig,  einmal  enthält  der  Vertrag 
keine  den  Keiclisveiträgen  entsprechende  Klausel,  ferner  aber 
bedarf  in  Preußen  der  Ausliefenin^rsvf  rtrag  nicht  der  Zustim* 
mung  des  Landtages.  Um  die  Ausdehnung  der  Auslieferungs- 
deliktc  zu  erleichti  rn,  ohne  daß  ein  neuer  Vertragsabschluß  er- 
forderlicli  i.st,  empfiehlt  es  sich  nach  dem  Vorgange  des  nieder- 
ländischen Vertrages  die  Meistbegunstlgungsklausel  in  alle 
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Auslieferungsverträgen  tnifuufzunelimen.  Oder  man  bestironie 
gleich  im  Vcrtrapre,  daß  durch  Gogensfiticrkeitserkläningen  der  Re- 
gierungen die  Zahl  der  Auslieferungsdelikte  vermehrt  wo i  Jen  kann. 

Nun  ist  allerdings  die  Ansicht  vertreten,  daß  die  deutschen 
Bundesstaaten,  auch  wenn  das  Reich  einen  Auslieferungsvertrag 
freschlüssi  ii  liat,  gleichwohl  auch  wegen  der  Nichtauslieferangs- 
deliktf  Auslieferung  gewäliron  dürften,  weil  die  Verträge  nur 
die  Pflicht,  nicht  aber  das  Ki  clit  auszuliefern  regelten.  Dann 
würden  auch  die  Gegenseitigkeitserklärungen  rechtsgültig  sein. 
Allein  ich  meine,  eine  solche  Auslegung  der  Auslieferungs- 
verträge ist  nicht  angängig.  Man  muß  annehmen,  daß  durch 
den  Auslieferungsvertrag  Recht  und  Pflicht  der  deutschen 
Rrprierungen  erschöpfend  geregelt  sind.  Es  wäre  erstaunlich, 
wenn  die  Regierung  eines  Bundesstaates  trotz  des  Reichs- 
vf-rtrafTPs  nun  eine  Anslipfornng  vornehmen  dürfte.  Es  wäre 
dann  sog'ar  möglich,  da  eine  «rcsctzliche  Beschränkung  nicht 
vorliegt,  wep^en  eines  p(ditisclieii  Delikts  auszuliefern. 

Ich  ulaube  nun  aber,  daß  die  Spezialitiitskiausel  überhjinpt 
erbeblich  eingeschränkt  werden  muß.  Man  braucht  niclit  Finanz- 
minister  zu  sein,  um  einzusehen,  daß  die  Auslieb  runu^  we^^t  n 
irgend  eines  geringfügigen  Delikts  die  großen  Kosten  nida 
lohnt.  Ist  aber  der  Verbrecher  einmal  ausgeliefert,  dann  muß 
er  auch  wegen  aller  Straftaten  bestraft  werden  können,  welche 
ilim  zur  Last  fallen.  Wegen  Übertretungen  ist  das  IStrairecht 
ja  aucli  jetzt  sclion  nicht  bescliränkt.  Es  ist  in  den  Verträgen 
stets  nur  von  Verbrechen  und  Verj>eben  die  Rede.  Eine  Au.s- 
nahme  ist  natürlich  wegen  der  politischen  und  rein  militärischen 
Delikte  nnd  wegen  derjenigen  Strattaten  zu  machen,  welche 
nach  dem  Recht  des  ersuchten  Staates  nicht  stratltar  sind.  Man 
kann  einem  souveränen  Staate  nicht  zumuten,  (bili  er  wegen 
einer  Handlung  l^estrafung  zuläßt,  welche  er  selb.st  niclit  für 
strafbar  liiilt.  Das  Prinzip  der  identischen  Norm  muß  aufrecht 
erhalten  werden.  Da;i  erfordert  nun  eine  genaue  Kenntnis  der 
beiderseitigen  Strafrechte.  Ich  habe  vor  mehreren  .Jahren  die 
Unterschiede  des  holländischen  und  des  italienischen  Strafrechts 
\  on  dem  deutschen  im  Archiv  f.  öffeutl.  Recht  zu.sammengestellt 
und  empfehle  Andereu  die  Fortsetzung  für  andere  Staaten. 
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Es  kommt  nicht  selten  tot,  daß  ein  Angeklagter,  welcher 
im  Auslände  gefaßt  ist,  nnn  auch  wegen  idler  ihm  zur  Last 
gelegten  Straftaten  aflgenrteilt  zu  werden  wünscht,  um  reine 
Bahn  zu  machen.  Man  sollte  meinen,  dem  stiinde  nichts  im 
Wege.  Volunti  non  fit  injuria.  Großer  Irrtnra!  Das  Reichs- 
gerirlit  'Entsch.  i.  Sfrafs.  XXXIV  191  u.  XXXVHI  118)  hält 
die  Einwilligrung  des  Fliiclitlingrs  für  bedeutungslos  und  erklärt 
den  Einwurf,  die  ausgrelicJt  rte  Person  könne  auf  die  Rechte 
verzichten,  welche  der  Aiislieferangsrertrag  ihr  gewähre,  für 
nnbeachtlicli,  weil  der  Ausliefemngfsvertrag  eine  gegenseitige 
Regelung  der  Ausübung  von  Souveränitätsrecbten  bezweckt'  und 
diese  der  Verfügung  von  Privatpersonen  entzogen  sind.  Mir 
ist  das  unTerständlicl).  Der  Zweck  der  dem  Strafverfolgnngs- 
rc(  ht  des  ersuchenden  Staates  auferlegten  Beschränkungen  ist 
do(  h  (it  r,  die  ausgelieferte  Person  vor  etwa  nach  Ansicht  des 
auslielernden  Staates  ungerechten  Verfolgungen  und  Bestrafungen 
zu  schützen.  Diesen  Schutz  aber  dem  zu  Schützenden,  welcher 
selbst  am  besten  beurteilen  kann,  was  zu  seinem  Nachteile  oder 
Vorteile  gereicht,  wider  seinen  Willen  aufzudrängen,  kann  nicht 
beabsichtigt  sein.  Dies  ht  so  selb.-^tvrrständlich,  daß  man  daher 
von  der  ausdrücklichen  Kr\v;Uiiiiin<r  jener  Ausnahme  im  Ver- 
tiape  Abstand  genommen  haben  wird.  Die  Aush  giing,  die  das 
Reichsgericht  den  Verträgen  zuteil  werden  läßt,  zwin^-t  trotz 
des  Einverständnisses  des  Ausgelieferten  zu  zwei  getrennten 
Gerichtsverhandlungen,  die  eine  wegen  der  Ausliefeningsdelikte. 
die  andern  wegen  der  übrigen  Straftaten.  Die  letztere  kann 
erst  statttinden,  wenn  nach  Verbüßung  dei-  Strafe  wegen  des 
Auslieferungsdelikts  oder  nach  erfolgter  Freisprechung  der  Aus- 
gelieferte eine  bestimmte  Zeit  im  Inlande  geblieben  ist  oder, 
wenn  er  Deut^schland  verläßt,  freiwillig  dorthin  zuiiick kehrt. 
Dem  Ausgelieferten  wird  also  die  Reise  an  die  Grenze  nicht 
erspart,  vy  muß  die  Grenze  mit  beiden  Füßen  iihtrsclireiten 
und  dann  zurückkelm  n.  Xuiiniehr  ist  erst  der  böse  Ausliefe- 
rungszauber von  ihm  gewichen. 

Das  Auslieferungsverfahren  dauert  wegen  der  vielen  For- 
malien, wegen  der  Feststellung  der  Nationalität  usw.  oft 
längere  Zeit.   Die  Untersueiiungsliaft  im  Auslande  darf  nach 
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einem  Urteil  deb  Kammergericlits  auffälli^'erweise  auf  die  deiii- 
iiHchstige  Strafe  nicht  angerechnet  werden.  Es  verzichten 
deshalb  manche  Verbrecher  auf  ein  förmliches  Verfahren  und 
beaiitnigen  sofortige  Überführung ]  in  den  ersnchenden  Staat. 
Dann  fallen  selbstverstiindlich  die  Besrliränkunpren  des  Straf- 
verfolrruugsrechts  weg.  Mau  iiuint  dies  Verfaliren  nach  seinem 
Ursprungslande  FYankreirh  die  cjotradition  volontaire.  Das 
Reichsgericht  hat  dieses  Kechtsin.stitut  anerkannt,  aber  nur  im 
Verhältni.s  zwischen  Krankreicli  und  Anhalt  und  iedijrlieh  des- 
halb, weil  diese  beiden  .Staaten  einen  Ausliefernnt;:sver[ia;:  iiieht 
haben.  Ob  bezüglich  Preußens  ebenso  erkannt  worden  wäre, 
bleibt  nach  der  sonstigen  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
zweifelhaft. 

Darf  nun  der  Ausgelieferte,  wenn  er  wegen  der  Spezialitäts- 
klansel  nicht  bestraft  werden  darf,  ruhig  in  Deutschland  ver- 
bleiben? Manche  Verträge  bestimmen  ansdxQcklich,  höchst 
aberflÜBSig,  weil  selbstverstiiiidlich,  daß  die  BeschrSakungen  der 
Strafbefu8:ni8  wegfallen,  wenn  der  Ausgelieferte  länger  als  drei 
Monate  in  Deutschland  verbleibt,  oder  wenn  er,  nachdem  er 
Deutschland  verlassen  hat,  dort  wieder  hin  zurückkehrt.  Aus 
dem  Schweigen  einzelner  Verträge  in  dieser  Hinsicht  hat  man 
geschlossen,  daß  der  Ausgelieferte  dann  überhaupt  nicht  ver- 
folgt werden  könne  (vgl.  Bntsch,  d.  RG  i.  Strafs.  XXXn  425). 
Das  ist  naturlich  irrig.  Es  wäre  ein  schöner  Hohn  auf  die 
StraQustiz,  wenn  die  deutschen  Behörden  überhaupt  niemals 
ihre  Stralbefngnis  wiedererlangten  und  den  Verbrecher  im  Inlande 
dulden  müßten.  Ausländer  könnte  man  ja  ausweisen;  bei  In- 
ländern geht  das  aber  nicht.  Ich  meine  deshalb,  daß  in  den 
Fällen,  wo  eine  ausdrückliche  Vertragsbestimmung  fehlt,  die 
Suspension  des  Strafverfolgungsrechts  wegfällt,  wenn  der  Aus- 
gelieferte Gelegenheit  gehabt  hat,  sich  wieder  ins  Ausland  zu 
begeben.  Wie  lang  die  Frist  zu  bemessen  ist^  liängt  von  den 
konkreten  Umständen  ab.  Ein  modicum  tempus.  Man  wird 
dem  Verbrecher  nicht  zumuten  dürfen,  sofort  nachdem  er  seine 
Strafe  wegen  des  Ausliefenmgsdeliktes  verbüßt  hat  oder  frei* 
gesprochen  ist,  einen  Expreßzug  zu  besteigen  und  Deutschland 
zu  verlassen.  Eine  Frist  von  1  Monat  wird  aber  ausreichen. 
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Die  dreimonatliche  Frist  der  Yeitrilge  ist  viel  zu  kng.  Das 
erkennende  Gericht  bestimmt  zweckmäßig  gleich  die  Friste  dann 
weifi  der  Verbrecher  Bescheid.  Sollte  er  durch  Krankheit  usw. 
länger  im  Inlande  festgehalten  werden,  so  ist  nachtriglich  die 
Frist  zu  verlängern. 

Bei  einem  aas  England  Ausgelieferten  hat  das  Reichsgericht 
{EfUacih.  i.  Strafs.  XXXII  425)  angenommen,  daB  ein  solcher 
auch  nach  seiner  Freilassung  die  rechtliche  Stellnng  eines  Ans- 
geHeferten  nicht  verliere,  wenn  er  Gelegenheit  zum  Verlassen 
Deutschlands  gehabt  habe,  jedoch  die  Suspension  des  deutschen 
Strafverfolgiingsrechfcs  wegfalle,  wenn  er  die  ausdrückliche  Er- 
klärung: ali'.n'be,  im  lulandc  zu  verbleiben.  Wer  also  hübsch 
still  ist  und  keine  Erklärung  abgibt,  ist  in  Deutschland  sankro- 
saiikt.    Ein  wenig  befriedigender  Rechtszustand.*) 

Die  in  dem  oben  mitgeteilten  Urteile  ausgesprot  henen 
Reclit^grundsätze  hat  das  Reichsgericht  in  seiner  Enisrlieidung 
vom  8.  B.  O'i  (Entsch.  i.  Strafs.  XXXVIIl  llöj  etwas  modihziert 
und  angeiKunnien,  daß  es  nicht  Zweck  und  Absicht  der  vertra«rs- 
schließendtn  Refjierungen  gewesen  sei,  den  Ausgelieferten  für 
alle  Zeiten  Straflosigkeit  zu  garantieren.  Die  Verfolgung 
Süll  nur  s(  l;ni^('  uusgesfhlossen  sein,  als  der  Aufenthalt  im  In- 
lande  als  die  u  ii  m  ittel  bar  c  Folge  der  Auslieferung  zu 
betrachten  ist.  Die  Frist,  welche  in  den  Verträgen  festtirsetzt 
ist,  beginnt  erst  dann,  wenn  über  die  Handlung,  wegen  der 
Auslieferung  erfolgt  ist,  endgültig  gerichtlich  entschieden  ist. 
Schwebt  das  Verfahren  noch  bezw.  hat  der  Ausgelieferte  keine 
Gewißheit,  daß  das  Verfahren  beendet  ist,  so  ist  die  Unter- 
stellung nicht  gerechtfertigt,  daß  der  Ausgelieferte  im  Inlande 
verweile  in  fr^er  Selbstbestimmung  seines  Aufenthalts 
{Entsch.  d.  RG  i.  Strafs.  XXXVIIl  117). 

Kommt  der  Ausgelieferte,  nachdem  er  Deutschland  verlassen 
hat,  dorthin  wieder  zurück,  so  kann  er  wegen  aller  Straftaten 
bestraft  werden.  Ist  die  Rückkunft  keine  freiwillige  z.  H.  in- 
folge Schiffbruches  oder  Kriegsgefangenschaft,  so  bleibt  die 
Suspension  bestehen,  wenn  er  sich  alsbald  wieder  entfernt. 


Vgl.  meine  Abhandlnog  in  Ztach.  XII  22. 
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Alle  diese  Umständlichkeiten  kann  man  sich  ersparen,  wenn 
man  den  Yerzicht  des  Angeliefert t  n  nur  Beschränkungen  der 
Verträge,  die  zn  seinen  Gunsten  lediglich  gemacht  sind,  für 
rechtswirlcsam  erklärt.  Will  man  vorsichtig  sein,  so  verlange 
man,  wie  dies  in  der  Schweiz  vorgeschrieben  ist,  noch  die  Zu- 
stimmung des  Verteidigers,  damit  der  Klient  über  die  rechtliche 
Tragweite  seiner  Erklärung  aufgeklärt  wird. 

Der  gegenwärti;iP  Rechtszustand  im  Auslieferungsro(  ht  ist 
höchst  unbefriedigend.  Es  liegt  dies  zum  Teil  an  der  unge- 
sc'liicktcn,  Mißvorständnisse  gprarlozu  Ii erausf ordernden  Fassung 
der  Verträ^'^e.  Alicr  auch  die  engherzige  Auslegung  des  Reichs- 
gerichts trägt  die  Schuld  mif 

Also  neue  RechtshilfevtTträge  und  Aiisliefernngsvprträi:»^ 
und  ein  deutsches  Grundgesetz  über  Leistung  der  Kechtshilfe 
und  Gewährung  von  Ausliefeningen. 

Ob  alle  von  mir  vorgeschlagoiicn  Reformen  auf  AniialiiiH- 
hoffen  dürfen,  bleibt  zweifelhaft.  Jedenfalls  ist  ein  bestimmter 
Weg  gezeigt.   Nuu  möge  sich  auch  der  Wille  einstellen. 


Die  Carmenfrage,  ein  Beitrag  zum  internationalen 

Urheberrecht 

Von  Bechtsanwalt  Dr.  Fnld  in  Mains. 

Xachdt'iu  über  die  Fragt',  ol»  die  Fiiieberm  litp  an  .Carmen" 
seit  1.  Januar  1906,  sei  es  bezUglicii  Uer  Musik,  sei  es  bezüg- 
lich des  Librettos,  noch  fortbestehen  oder  in  Fortfall  irekonimen 
sind,  verschiedene  zum  Teil  auseinander  gehende  Ansichten, 
insbesondere  in  Frankreich  und  Österreich  laut  geworden  sind, 
erscheint  es  geboten,  den  nach  mehreren  Richtungen  hin  inter- 
essanten und  nicht  franz  zwcifclfrcicn  Fall  uach  der  tatsach- 
lichen und  rechtlichen  Seite  klar  zu  steilen. 

In  tatsächlicher  Hinsicht  ist  von  Folgendem  auszugehen: 
Die  Musik  zn  „Carmen*"  ist  von  Bi^et  ausschließlich  komponiert 
worden;  Bi^et  ist  im  Jahre  1875  in  Paris  gestorben.  Der  Text 
bezw.  das  Libretto  ist  von  deo  beiden  französischen  Schriftstellern 
Halevy  und  Meilhac  gemeinschaftlich  verfaßt  worden.  Den  Stoff 
haben  dieselben  einer  Erzählung  von  Prosper  Merimäe  entlehnt, 
welch'  letztere  auch  dem  Komponisten  wohl  belcannt  war.  Da 
die  Dramatisienmg  der  Erzählung  zweifellos  gestattet  war  so 
kommt  dieser  Pnnkt  bei  der  gegenwärtigen  Frage  nicht  weiter 
in  Betracht.  Es  steht  in  tatsächlicher  Hinsicht  weiter  fest^ 
daß  von  den  beiden  franztoischen  Textdichtem  der  eine,  nämlich 
BtUevfft  noch  lebt.  Weiter  kommt  in  Betracht,  daß  bei  den 
Aoffübnuigmi  in  Deutschland,  wie  selbstverständlich,  nicht  das 
französische  Libretto,  sondern  die  deutsche  Übersetzung  benutzt 
wird.  Die  von  den  Theatern  benutzte  deutsche  Übersetzung  ist 
die  von  D.  L(m$8,  welche  bereits  im  Jahre  1875  erschienen  jst. 
Der  Name  Louis  ist  ein  Pseudonym,  der  richtige  Name  des 
Übersetzers  war  JuHu8  Hopp.  Muts  Hopp  war  (österreichischer 
Staatsangehdriger  und  starb  im  Jahre  1886.    Es  steht  nun 
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weiter  fest,  daß  die  gemäß  §  31  Abs.  2  des  Uifaeberrechts- 
gesetses  von  1901  vorgesehene  Eintragung  des  wabren  Namens 
des  Urhebers  in  die  Urheberrechtsrolle  in  Leipzig  im  Jahre 
1902  erfolgt  ist.  Mit  Rücksicht  daranf,  daß  seitens  der  in 
Paris  befindlichen  Verlagsfirma  Oumdens  der  Ansprach  er- 
hoben worden  ist,  daß  auch  noch  nach  dem  1.  1.  1906  die 
Aufführung  bezw.  die  Befugnis  zur  Herausgabe  der  Partitur 
von  der  Genehmigung  der  Rechtsnachfolger  des  Komponisten 
abhängig  sei,  muß  die  Frage,  wie  es  sich  hiermit  ab  1.  L 
1906  in  Deutschland  verhält,  getrennt  für  die  Aufführung  und 
demnächst  für  den  Nachdruck  der  Partitur,  sei  es  mit,  sei  es 
ohne  Text,  beantwortet  werden. 

Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  in  Deutschland  die  Fragen 
nach  dem  Gesetze  von  1901  beurteilt  werden;  es  ergibt  sich  dies 
aus  §  61  des  Gesetzes  in  zweifelfreier  Weise.  Hiernach  ist  aber 
zunächst  festzustellen,  daß  die  Oper  „Carmen''  nicht  ein  einheit- 
liches Werk  ist,  an  dem  bezüglich  Musik  und  Text  das  Urheber- 
recht gemeinschaftlich  mehreren  im  Sinne  des  §  30  des  Gesetzes 
zusteht,  soodern,  daß  das  Crhebeirecht  an  dem  musikalischen 
Teil  verschieden  ist  von  dem  Urheberrecht  an  dem  Texte.  Ein 
gemeinschaftliches  Werk  im  Sinne  des  §  30  würde  nur  dann 
vorhandrn  irt,  wenn  nachweisbar  entweder  der  Komponist 
auch  bei  dem  Tf\tv  oder  die  Textdichter  auch  bei  der  Kom- 
position dor  Musik  mitgew  irkt  liiltten.  Dies  ist  aber  nicht  der 
Fall  Drr  Komponist  Bizet  hat  sich  lediglicli  auf  die  Schaffung 
der  Musik  beschränkt,  während  die  Textdichter  nur  das  Libretto 
gescha&'en  haben.  Es  besteht  aber  kr  in  Zweifel  darüber,  daß, 
wenn,  wie  dies  die  Regel  ist,  bei  der  Schaffung  einer  Oper  der 
Grundsatz  der  Arbeitsteilung  in  der  Weise  befolgt  wird,  daß 
der  Komponist  sich  nur  auf  den  musikalischen  Teil,  die  Text- 
dichter nur  auf  das  Libretto  beschränken,  für  Text  und  Musik 
ein  verschiedenes  Urheberrecht  existiert.  Es  ergibt  sich  dies 
insbesondere  aus  §  ö  des  Gesetzes  und  wird  auch  von  den 
Mo.tiven  des  Gesetzes  anerkannt.  Der  Umstand,  daß  aus  der 
Verscfiiedenheit  des  Urheberrechts  an  Musik  nnd  Text  sich  eine 
verschiedene  Dauer  des  einen  und  des  andern  erg:eben  kann 
und,  wie  im  Falle  „Carmen ~  eräicbtlich  ist,  auch  ergibt,  ist  von 


Digitized  by  G( 


Die  Camenfrage,  ein  Beitrag  zum  internationalea  Urheberrecht.  199 


der  Gesetzgebung  seinerzeit  wolil  b<'riicksirliti<3rt  worden,  iiuh^ssen 
hat  man  sicli  nidit  veranlaßt  fresehen,  uiü  seinetwillen  eine  Ab- 
weiciiun«^  von  den  ( irnndsätzen  zu  sanktionieren,  die  sich  aus 
dem  Wesen  des  rrheberreehts  er<^eben  und  welcbe  nicht  nur 
in   Deutest  hlaiid,  sondern  aucli  im  Au.slaiide  anerkannt  sind. 
Das  Gegenteil  kann  auch  nicht  aus  der  Bestimmniifr  des  §  28 
des  Urlieberreclits^resetzes  gefolgert  werden.    Denn,  wenn  Ab- 
satz 2  desselben  bestiunnt.  daß  bei  einer  f)per  oder  einem  sonstigen 
>\'erke  der  J  s  iikiiiist,  zu  welchem  ein  Text  'jebört,  der  Veranstalter 
der  Aufführung  nur  der  Einwilligung  dtsjenigcTi  licdarf,  welchem 
(ins  Urheberrecht  an  dem  musikalischen  Teil  zusteht,  so  ist 
diese  Ausnahme  von  der  Regel  des  ^  28  Abs.  1  nur  mit  Kück- 
sicht   auf  die   praktischen  Soliwierigkeiten  gebilligt  worden, 
welrhr  sich  aus  der  Durchfidiruntr  der  soeben  genannten  Be- 
stimmung ergeben  haben  würden    Für  die  Frage  der  Dauer  des 
Urheberrechts  an  dem  Texte  der  Oper  ergibt  sich  daraus  selbst- 
Tei-ständlich  nichts.    Liegt  nun  ein  gemeinschaftliches  Werte 
im  Sinne  des  §  30  des  Gesetzes  nicht  vor,  so  ergibt  sich  ohne 
weiteres,  daß   vom  1.  1.  06  die  Musik  zu  J'arnHu"  frei 
geworden  ist;  es  kann  dieselbe  also  sowohl  in  Konzerten 
aufgeführt  werden,  aJs  auch  ist  es  zulä^ig,  Ausgaben  dei- 
Musik  zu  veranstalten.   Der  Umstand,  daß  in  Frankreich  die 
Musik  noch  20  Jahre  geschützt  ist,  kann  hiergegen  nicht 
in  Betracht  kommen,  da  es  das  Prinzip  sowohl  der  Bemer 
Konvention,  als  auch  des  französisch -deutschen  Staatsvertrags 
von  1883  ist,  daß  die  Schutzdauer  nicht  tther  die  Frist  hin- 
ausgeht, welche  den  inländischen  Urhebern  gewährt  ist  Der 
Anspruch  der  franzosischen  Verlagsfinna  Cfumdena,  daß  Musik 
und  Text  noch  weiterhin  in  Deutschland  geschützt  seien,  ist 
also  bezüglich  des  Musikmaterials  haltlos,  vielmehr  ist  dasselbe 
seit  1.  Januar  nach  Jeder  Richtung  hin  zur  Benutzung  frei  ge- 
worden. Ausgaben  der  Musik  zu  „Carmen'',  sowohl  vollständige, 
wie  Auszüge,  können  also  auch  in  Deutschland  nachgedruckt 
werden,  jedoch  nur,  falls  sie  nicht  mitText  versehen  sind. 

Wesentlich  anders,  wie  in  Bezug  auf  die  Musik  gestaltet  sich 
die  Bechtslage  in  Bezug  auf  den  Schutz  des  Textes.  Daß  der  fran- 
zösische Text  als  solcher,  d.  h.  das  Original  in  Deutschland  noch 
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fernerhin  geschützt  ist,  ergibt  sich  ans  der  Tatsache,  daß  einer 
dt  1  Autoren  des  Textes  noch  am  Leben  ist.  Aber  auch  gegen  die 
Übersetzung  ist  das  französische  Original  in  Deutschland  noch 
-geschützt.  Der  Schutz  gegen  Übersetzung  ist  im  Verhältnis 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland  durch  die  Bestimmungen 
des  deutsch-französischen  Vertrags  vom  19. 4. 1883  bezw.  durch 
den  Notenaustausch  zwischen  der  französischen  und  der  deutschen 
Regierung  vom  2./13.  6.  1903  geregelt.  Die  Bestiinmimgen 
des  tiranzösisch-deutschen  Vertrags  von  1883  kommen  in  Be- 
tracht, weil  sie  über  die  Bestimmungen  der  Berner  Konvention 
hinausgehen  und  als  besseres  Recht  gegenüber  dem  Mindestrecht 
dieser  aufrechterhalten  sind.  Nachdem  nun  infolge  des  ge- 
nannten Notenaustausches  zwischen  den  beiden  Regienm^pii 
festgestellt  ist,  daß  die  Bestimmungen  des  ^12  Ziffer  1  des 
Urheberrechtsgesetzes  von  1901  über  den  Schutz  gegen  Über- 
setzungen auch  den  französischen  Staatsangehörigen  ohne 
weiteres  zukommen  und  inhaltlich  der  gedachten  Vorsciirift  der 
Sdiiitz  gegen  Übersetzung  sich  sowohl  auf  die  Dauer  des  Lebens 
des  Autors,  als  anf  die  Zeit  von  30  Jahren  nach  dessen  Ab- 
leben erstreckt,  ist  das  französische  Libretto  zu  „Carmen*  in 
Deutschland  gegen  deutsche  Übersetzung  für  die  Dauer  des 
Lebens  des  Textdichters  Halevy  und  für  weitere  30  Jahre  nach 
dessen  Ableben  geschützt.  Es  ist  also  nnmöpflicli,  in  Deutsch- 
land eine  deutsclie  Übersetzung  mit  Kechtsw  irksaiiikeit  her- 
zustellen. Wie  bereits  bemerkt,  wnrd  in  Deutschlniui  wie  auch 
in  Österreich  seitens  der  Bühnen  die  ÜbereeLzung  von  Louis 
benutzt,  welche  seinerzeit  seitens  der  Textdichter  autorisiert 
worden  war.  Diese  Übersetzung  ist  in  Deutschland  noch 
bis  zum  31.  12.  1916  gescliützt.  Die  Übersetzung  ist  in 
Deutsclihmd  im  Jahre  1875  eracbn  ri-  n  Es  t^teht  lest,  daii  die 
Eintragung  des  ric  htigen  Namens  Hopp  im  Jahre  l'J02  in 
L(  i])zig  eriulgte.  Nach  Maßgabe  des  §  31  Urheberrechtsgesetzes 
war  die  Übersetzung  bis  zum  Jahre  1905  geschützt,  in  Geniäß- 
heit  des  Absatzes  2  trat  aber  eine  Verlängerung  ein  bis  zum 
Ablauf  von  30  Jahren  nach  dem  Tode  des  Verfassers.  Da 
Hopp  im  Jahre  lö86  gestorben  ist,  so  erstreckt  sich  der  Schutz 
dieser  Übersetzung  bis  zum  Jahre  1915.   Da  nun  aber,  wie 
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floeben  herroigehoben,  auch  nach  dem  Jahre  1916  das  fraozö- 
Buche  Libretto  gegen  eine  Obersetzung  geschfitzt  ist,  so  kann 
auch  nach  dem  Jahre  1916  die  Bofp'sßhB  Übersetzung  in 
Deutschland  nicht  verbreitet  bezw.  nicht  verrielfältigt  werden, 
denn  die>  Vervielfältigung  bezw.  Verbreitung  wflrde  eine  Ver- 
letzung der  ausschließlichen  Übersetzungsbefugnis  der  Verfasser 
4es  Originaltextes  enthalten.  Es  ist  nun  versucht  worden,  aus 
dem  Umstände,  daß  Jffofp  österreichischer  Staatsangehöriger 
war,  einen  Einwand  gegen  diese  Rechtsanffassung  abzuleiten. 
In  Betracht  kommt  hierbei  das  Obereinkommen  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  Österreich -Ungarn  vom  80.  12.  1899. 
Art.  1  Abs.  2  sagt  allerdings,  daß  der  vertragsmäßige  Schutz 
nicht  gewährt  wird,  wenn  das  Werk  dort,  wo  es  einheimisch 
ist,  überhaupt  keinen  gesetzlichen  Schutz  genießt.  Da  man  nun 
behauptet,  daß  in  Österreich  die  Hopp  ^vh-  T'lifrsetzung  frei 
sei,  so  wird  gefolgert,  daß  dieselbe  auch  in  Deutsclilaiid  nicht 
mehr  geschfitzt  sei  Diese  Behauptung  beruht  auf  einen  Trug- 
schluß; man  übersielit  nämlich,  daß  es  sich  im  gegebenen  Fiillf 
um  den  Schutz  eines  Werkes  handelt,  welches  in  Deutschland 
als  einheimisch  im  Sinne  des  angeführten  Übereinkommens  zu 
gelten  hat.  Es  bestimmt  nämlich  Art.  2  des  Übereinkommens, 
daß  als  einheimisch  ein  Werk  gelte,  wenn  auf  dasselbe  vermöge 
seines  Erscheinungsorts  oder  vermöge  der  Staatsangehörigkeit 
oder  des  Wohnsitzes  seines  Urhebers  die  betreffende  inländische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  Die  Hopp'sdw  Übersetzung 
ist  in  Deutschland  erschienen,  muß  also  nach  Maßgabe  dieser 
Vorschrift  hier  als  einheimisch  gelten  und  es  findet  auf  sie  also 
auch  §  55  Urhehprrechts'xesetzt's  Aiiwendnnp:.  Praktisrlicn  Wert 
hat  al'fr  fliesp  Frajj^r  nicht,  da  w  ie  f^csaj^l,  der  fortdauernde  Schutz 
des  Ürig'inals  p.'«:!'!!  die  l Übersetzung''  der  Mö^'liciikeit  einer  Ver- 
breitun^r  jedf  r  Übersetzniif,^  im  Wefre  steht.  Das  Ergebnis 
dieser  Ei\vaguü{4'  i^t  also  dahin  zusannnenzufassen,  daß  für 
Deutschland  zwar  die  Musik  zu  .Carmen"  seit  1.  1.  1906  frei 
ifit,  daß  dagegen  der  Text  narli  wie  vor  unter  Schutz  steht. 

Nicht  so  klar  wie  bezüglich  Deutsclilands  ist  die  Iveclits- 
lage  in  Ansehung  Österreichs,  was  in  erster  Linie  darauf  zu- 
rückzuführen ist,  daß  Osten  eich-TInn^arn  der  Berner  Konvention 
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noch  nicht  beigetreten  ist.  Was  zunächst  die  Frage  betrifft» 
ob  die  Musik  zu  „Carmen"  in  ()sterreich  gegen  öffentliche  Allf- 
führong  geschützt  ist,  so  kommt  Folgendes  in  Betracht: 

Nach  dem  österreichischen  Patent  vom  10.  10.  1846  er- 
streckte sich  der  Schutz  gepen  öffentliche  Auftührungen  uor 
auf  die  Dauer  von  10  Jaliren  nach  dem  Tode  des  Verfa.ssers. 
Da  Biaet  im  Juni  1875  verstorben  ist,  so  endiprte  die  Schutz- 
frist gegen  (»ffentUciie  AnfFülirunfjr  der  Mnsik  in  ( >sterr«icli  aiü 
31.  12.  8.").  Das  Gesetz  von  1890,  welches  die  Srhntzfrist 
auf  30  Jalire  nach  dem  Ableben  erstreckt,  konnte  hierauf 
keine  Anwendung^  linden,  weil  nach  §  67  desselben  die  An- 
wendung^ bezüglicii  derjenigen  Werke  ausgeschlossen  ist,  weiche 
vor  seinem  Inkrafttreten  reelit niä ßip:  frei  zur  Auffülining 
gebracht  wurden.  Da,  wie  iieinerkt,  das  Schutzrecht  mit  dem 
Jahre  1886  erloschen  war,  so  kann  die  Verlänprerunjj:  der 
►Scliutzfrist  durch  das  neue  besetz  hierauf  keine  Anwendinifj: 
linden.  Nun  steht  allerdin^'s  itst,  daß  die  üsterreichischen 
Theaterdirektoren  mit  EinsclihiÜ  der  Wiener  Holoper  auch  nach 
dem  Jahre  1886  für  die  Benntzunpr  der  Musik  fortgesetzt 
Tantiemen  zahlten,  vermutlich,  weil  sie  über  die  Rechtsla|j:e 
nicht  im  klaieii  waren.  Allein  daraus  kann  nicht  geschlossen 
werden,  daß  die  Musik  vor  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes 
von  1895  gegen  öffentliche  Auffühnmgen  seit  1886  noch  ge- 
schützt gewesen  sei;  denn  nicht  die  Tatsache  entscheidet, 
sondern  das  Recht  und  ()7  kann  nur  dahin  verstanden  werden, 
dalj  die  Entscheidung  davon  abhängt,  ob  eine  Aufführung  recht- 
lich frei  erfolgen  konnte,  gleichviel,  ob  sie  erfolgt  ist  oder 
nicht.  Gegen  Übersetzung  ist  das  französische  Libretto  ia 
Österreich  nicht  mehr  geschützt,  weil  das  Gesetz  von  1846  ia 
§  5  für  den  Schutz  gegen  Übezsetzung  nur  eine  einjährige 
Schutzfrist  Tonah  und  somit  das  übietto  schon  vor  dem 
1.  1.  1896,  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  neuen  Gesetzes, 
in  Östeareich  übersetzt  werden  konnte.  Zwischen  Österreich 
und  Frankreich  besteht  der  Staatsvertrag  von  1866  über  dsa 
Schutz  der  gegenseitigen  Urheberrechte;  es  ist  darin  ans- 
d]!Ücklich  betont,  daß  den  ausländischen  Urhebern  keine  längen» 
Schutzfrist  gewährt  werden  k&nne,  wie  den  inttndiscben.  S<k 
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mit  kr.nnte  in  Österreich  sowohl  die  Mnsik  zu  „Carmen",  als 
auch  die  Musik  mit  dem  dbersetzten  Texte  öffentlich  au^efübrt 
werden. 

Was  nun  die  Aufführung  mit  dem  Hopp'nQhQn  Texte  an- 
langt, so  kommt  in  Betracht,  daß  nach  2*ni  des  (Jesetzes  von 
1846  anonyme  Werke  'jef^^en  öffentliche  AuftühningeJi  nur  für 
die  Dauer  von  10  Jahren  s('-^<"hiitzt  waren.  Das  Gesetz  von 
1>t4n  kannte  nicht  die  Mögiiclikeit,  eine  Verl:uiyeniTi!r  des 
Schutzes  anonymer  Werke  v:i'V'cn  öffentliche  Auftühruniren  da- 
durch herbeizuführen,  daß  inuerhalh  der  Schutzfrist  von  10  Jahren 
der  richtTg"c  Name  des  Autors  in  (h'i-  l'rlielierrechtsrolle  ein- 
getragen wird.  Hiernach  war  der  Hopp  seht  Text  ^eii  offent- 
lich(  Aufifübrong  in  Österreich  nur  bis  zum  Jahre  I88b  ge- 
schützt. 

Verschieden  lHerv(tn  ist  die  Rechtslage  bezüglich  der 
Herausgabe  des  31  us  i  k  m a  tcrials  mit  Text  oder 
ohne  Text.  Nach  §  13  des  Gesetzes  von  lh4(>  belicf  sich  die 
Schutzfrist  für  Schriftwerke  auf  die  Dauer  von  30  Jaiiren  nach 
dem  Tode  des  Verlassers.  Hiernach  war  die  Bi^et'schc  Musik 
gegen  Nachdruck  auch  in  Österit  ich  zweifellos  bis  zum  1.  1.  11lO<> 
geschützt,  ist  aber  seit  diesem  Tage  frei.  Für  anonyme 
oder  Pseudonym  erschienene  Schriftwerke  bi  tru^r  der  Schutz 
nach  dem  früheren  Gesetze  30  Jahre,  vgl.  ^  14  des  Gesetzes 
von  1846.  Bei  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  von  1895  war 
diese  Schutzfrist  noch  nicht  erloschen:  zufolge  des  §  65  des 
neuen  Gesetzes  ünden  auf  noch  nicht  frei  gewordene  Werke  die 
Vorschritten  des  neuen  Gesetzes  Anwendung  und  demgemäß 
auch  §  44  Abs.  2,  welcher  die  Verlängerung  der  Schutzfrist 
bis  zu  der  Dauer  von  30  Jahren  nach  dem  Tode  bei  anonymen 
Werken  durch  die  Eintra^ng  des  wahren  Namens  in  das  üiv 
heberrechtsregister  vorsieht.  Da  dies  nicht  geschehen  so  ist  die 
Schutzfrist  auch  bezilglich  des  Textes  in  Österreich  mit  dem 
1. 1.  06  erloschen.  Auch  wenn  die  Frage  im  Sinne  der  ersten 
Alternative  zu  beantworten  wäre  so  konnte  gleichwohl  niemand 
geliindert  werden,  eine  andere  Übersetzung  des  französischen 
Librettos  herzustellen,  weil  eben  dieses  gegen  Übersetzung  nicht 
raelir  geschätzt  ist.  Theoretisch  würde  die  Möglichkeit  bestehen, 
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daß  diese  neue  Obersetzong  nicht  mit  der  Hopp'schen  Über- 
setzung kollidierte,  aber  auch  nur  theoretisch,  in  praktischer 
Hinsicht  würde  es  kaum  zu  vermeiden  sein,  daß  der  Übersetzer 
in  das  freilich  erloschene  Urheberrecht  an  der  Hopp'schen  Über- 
setzung eingriffe.  Hiemach  resümiert  sich  also  das  Ergebnis 
der  Erwägung  über  die  Rechtslage  in  Österreich  dahin:  Die 
Musik  kann  sowohl  nachgedruckt  als  auch  zur  öffentlichen  Auf- 
fülirung  benutzt  werden.  Das  französische  Libretto  darf  weder 
nachgedruckt  noch  zur  ööentlirhcn  AufFühninpr  bonntzt  worden. 
Ein  Schutz  des  französischen  Librettos  gcg-cn  L  bersctzung  be- 
steht nicht.  Die  //o/?/?'sche  Übersetzung:  darf  zu  öffentlichen 
Aufführunjxen  benutzt  und  auch  nachgedruckt  werden ;  natürlich 
ist  aber  die  Verbreitimc^  (üeser  Nachdrucke  in  Deutschland  un- 
statthaft und  unterliegt  der  Beschlagnahme.^) 

^)  Dliereinstioimend  mit  Voitteliendem,  Osterrieih,  OewerUicker 

Rechtsschutz  19(>5  S.  377  ff.,  teilweise  abweichend,  Alt  schul  in  „Juristi- 
sche Blälte,  "  Jir.  :u  Xo  .-j.'J  s.  629fl,  (Wien  190Ö)  and  Schmidt,  el»endn 
Jg.  35  No.  2  S.  15  S.  (Wien  1906). 
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Zur  Anführung  das  Art  27  EG  z.  BGB  in  Art  28  daselbst 

Von  Befcf«nd»r  Oscar  ÜttNir»  Bnilan. 

Der  Art.  28  EG  z.  BGB  scUießt  für  bestimmte  FSlle  einige 
Artt.  des  EG  von  der  Anwendung  in  gewissem  Umfange  aus 
und  fuhrt  unter  ihnen  aach  den  Art.  27  anf.  Die  I^rage,  was 
die  Nennung  dieses  letzteren  in  Art.  28  zu  bedeuten  habe,  gibt 
bei  n&herer  Überlegung  zu  manchen  Zweifeln  und  Bedenlsen 
Anlaß  und  wird  auch  in  der  Literatur  durchaus  nicht  einheitlich 
beantwortet.  Es  sei  daher  gestattet,  auf  einen,  soviel  ersicht- 
lich, bisher  noch  von  Iceiner  Seite  berührten  Gesichtspunkt  ffir 
die  Beurteilung  dieser  Frage  hinzuweisen.  Dabei  soll  der 
Einfachheit  halber  im  folgenden  ein  in  England  belegenes 
Grundstüclf  (ein  solches  gehört  zweifellos  zu  den  von  Art.  28 
betroffenen  Gegenständen;  vgl.  Niemeyer,  IntemoHontUea 
Priv<Urecht  des  BGB,  1901  S.  89;  vgl.  auch  Prot  s.  1.  Lesung 
des  BGB,  S.  11577),  dessen  Eigentflmer  in  Deutschland  wohne, 
dur(  li^^angig  als  Beispiel  angenommen  werden. 

Zunä<:hst  ist  folgendes  festzustellen: 

Der  Art.  27  bestimmt,  daß  die  Artt.  1\  13S  15^  17^  und 
25  nicht  zur  Anwendung  kommen  sollen,  wenn  das  von  ihnen 
für  maßgebend  erklärte  fremde  Recht  seinerseits  ;iuf  das 
deutsche  Recht  zurückverweist.  Wenn  nun  in  den  Fullen  des 
Art.  28  der  Art.  27  selbst  für  unanwriulbar  erklärt  ist,  so 
wird  damit  jene  auf  dem  Art.  27  beruhende  Auiierkraftsetzung 
der  obengenannten  5  Artt.  wieder  aufgehoben  und  ihnen  in 
Ansehung  der  von  Art.  28  betroffenen  Gegenstände  ihre  nr- 
.sprüngliche  Geltung  an  sich  zurück  verliehen.  Natürlich  kann 
<lies  aber  eben  nur  denjt  nifren  Artt.  zugute  kommen,  die  ohne 
den  Art.  27  in  der  Tnt  zur  (Geltung  gelangt  sein  würden,  und 
kann  offenbar  nicht  zugunsten  solcher  Vorscliriitüii  wirken,  be- 
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zügflicb  deren  ohnehin  eine  Anwendung  auf  die  dem  Art.  28 
unterliegenden  Gegenstände  von  vornherein  nicht  in  Betracht 
Iconimt.  Das  letztere  trifft  auf  die  Artt.  1\  W  und  IV  zu. 
Diese  Vorschriften  beschäftigen  sich  —  abgesehen  von  den 
nach  Art.  17  sich  regelnden  vermögensrechtlichen  Ehescheidungs- 
strafen —  mit  den  Rechtssubjekten  und  deren  rechtlichen 
Eigenschaften  und  sonstigen  Beziehungen  persönlicher  Natur» 
nicht  dagegen  mit  den  Eechtsobjeicten  und  den  an  diese  ge- 
IcnQpften  Rechtsverhältnissen.  Es  Icann  daher  von  vornherein 
schon  von  einer  unmittelbaren  , Anwendung  auf*  irgendwelche 
Gegenstände,  wie  es  im  Wortlaut  des  Art.  28  heißt,  bei  den 
Artt.  7'  und  13^  überhaupt  nicht  und  schlechthin  auch  bei  dem 
Art.  17^  nicht  die  Rede  sein.  Es  ergibt  sich  aber  auch  im 
übrigen  aus  dem  Inhalt  des  Art.  28,  daß  er  mit  den  persön- 
liche Verhältnisse  betreffenden  Normen,  wie  es  die  Artt.  7^ 
18^  und  in  der  Hauptsache  auch  17^  sind,  gar  nichts  zu  tun 
hat.  Denn  soweit  das  EG  bei  denjenigen  Materien,  auf  welche 
Art.  28  zur  Anwendung  Icommt,  nämlich  dem  Ehe-,  dem  Batern- 
und  dem  Erbrecht,  einerseits  für  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Beteiligten,  andrerseits  für  die  in  Betracht  Jcomroeoden 
vermögensrechtlichen  Beziehungen  besondere  Vorschriften 
aufstellt,  wendet  sich  Art.  28  nur  an  die  letzteren,  läßt  die 
Vorschriften  persönlichen  Charakters  dagegen  unberührt  und 
ist  ohne  jeden  P^influß  auf  die  Entscheidung  der  nach  diesen 
zu  beurteilenden  Fragen,  selbst  wenn  sie  mittelbar  aucb  vr  r- 
mögensrechtl iche  Bedeutung^  liabon  (z.  B.  Gültigkeit  einer 
Elleschließung  als  Voraussetzung  für  den  Eintritt  eines  bestimmten 
Güterstandes,  Art.  18,  Fähigkeit  zur  Errichtung  eines  Vermächt- 
nisses über  einen  dem  Art.  28  unterliegenden  Gegenstand,  Art.  24 
Abs.  3  Satz  1,  ferner  Todesvennutung  bezüglich  einer  zu  be- 
erbenden Person  Art  insbesondere  Abs.  8  u.  a.).  Danach  ist 
die  Frage,  ob  die  Außerkraftsetzung  des  Art.  27  für  die  MUe  des 
Art.  28  sich  auf  die  Artt.  7\  18^  und  17*  irgendwie  mitbeziehe, 
durchaus  zu  verneinen;  eine  Modifiziening  des  Geltungsbereichs 
dieser  Vorschriften  würde  ja  auch  nur  dann  einen  Sinn  haben, 
wenn  an  Stelle  des  von  ihnen  für  maßgebend  erklärten  Rechts 
anf  die  betreffenden  Gegenstände  die  /eo?  rei  sitae  selbst 
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ZOT  Anwendung  gebracht  würde,  ein  bloßer  Anssehluß  gerade 
der  Rflckverweisiing  auf  das  deutsche  Recht  aber  wäre  unver- 
siftndlich. 

Es  kann  somit  die  Außerkraftsetzung  des  Art.  27  in  An- 
sehung der  dem  Art.  28  unterliegenden  Gegenstände  nur  mit 
den  Ai-tt.  15^  und  25  zusainiiieiihängen.  (Jehört  das  als  Hei- 
spirl  aii^i'Huiiiniene  englische  Grundstück  alsu  zu  eiueui  Elifgut 
oder  zu  einem  Naclilali,  so  soll  bezüglich  desselben  einer  Rück- 
verweisung  nicht  stattgegeben  wcnlcn.  An  eint-  laick Verweisung 
seitens  der  lex  rei  fc/fae  (hier  (los  englischen  Rechts)  selbst, 
die  etwa  ausgeschlossi  ii  weiden  sollte,  ist  dabei  natürlich  über- 
haupt nicht  zu  denken;  denn,  abgesehen  von  allem  anderen, 
will  der  Art.  28  seiner  ganzen  Tendenz  nach  die  l^j'  rei  ftitne 
nicht  bekihnpfen,  sondern  gei'ade  ihren  Bestininnm^ren  zu  er- 
weiterter Geltung  verlielfen  und  IiIoIj  an d e r e  RechtM»rdfinngen 
beschränken.  Es  liegt  nun  recht  nahe,  folirenderniaßen  zu 
schließen:  Die  Artt.  15  und  25  seien  für  die  Fälle  des  Art.  28 
in  Art.  28  selbst  ausdrücklich,  durch  konkrete  Bezeichnung, 
von  der  Anwendung  ausgesclilossen;  da  aber  die  Anwendbarkeit 
der  Artt.  15  (Abs.  2j  und  25  eine  positive  Voraussetzung  tür 
ein  Eingreifen  des  Art.  27  bilde,  so  könne  in  Ermangelung 
dieser  Voraussetzung  Art.  27  hier  eben  überhaupt  nicht  erst  bei 
4er  Frage  nach  dem  maßgeblichen  Recht  in  Betracht  gezogen 
werden,  und  es  könne  sich  somit  der  Ausschluß  seiner  Anwend- 
barkeit in  Art.  28  auch  nicht  auf  die  Fälle  der  Artt.  16  und  2ö 
beziehen.  Wenn  also  z.  B.  der  Eigentümer  des  englischen 
Onindstücks  ein  in  Deutschland  wohnender  Däne  sei,  so  komme 
ffir  das  Grundstück  ja  schon  nach  Art.  28  der  Art.  25  und  das 
nach  ihm  grondsfttzUch  mafigebliche  dänische  Erbrecht  gar  nicht 
erst  in  Frage,  es  liege  also  anch  ein  Fall  des  Art.  27  und  eine 
Yon  den  deutschen  Gerichten  nach  Art.  27  zu  beachtende  Rück* 
Verweisung  seitens  des  dänischen  Rechts  (s.  Niemeyer  S.  88) 
in  Wirklichkeit  überhaupt  nicht  vor. 

Bei  näherem  Zusehen  dürfte  sich  indes  diese  Auffassung 
als  willktirlich  und  irrig  erweisen;  denn  sie  setzt  voraus,  daß 
bei  der  Erwägung,  in  welchen  Fällen  die  Ausnahraevorschrift 
des  Art.  27  gegenfiber  den  einzelnen  Bestimmungen  des  EG 
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eingreife,  der  gleichfalls,  jedoch  in  anderer  Richtung,  als  Aus- 
nahme von  diesen  Bestimmungen  wirkende  Art  28  bereits  be- 
rficksichtigt  sei,  und  daß  von  vornherein  nur  die  nicht  schon 
von  Art.  28  erfaßten  Fälle  für  eine  Anwendung  des  Art.  27 
übei'haupt  in  Betracht  kämen,  daß  also  Art.  28  vor  Art.  27  im 
einzelnen  Fall  zu  beachten  und  auf  seine  Anwendbarkeit  zu 
prüfen  sei.  Mit  gleichem,  m.  E.  mit  viel  größerem  Recht  könnte 
man  jedoch  das  Gegenteil  behaupten.  Es  ist  zwar  beiden  Artt. 
gemeinsam,  daß  sie  Ausnahmen  von  den  in  den  Artt.  7— 2.i  EG 
für  die  einzelnen  Materien  aufgestellten  Gnmdregeln  darstellen; 
aber  die  in  Art.  27  enthaltene  Ausnaliinevorselirift  ist  die  viel 
allgenieineie  und  umfai>sendere:  Art.  27  setzt  im  Falle  seines 
Eingreifens  dit-  Hegeln  des  E(i  in  vollem  rnifauge  aaüer 
Kraft,  während  Art.  28  sie  an  sich  in  Geltung  läßt  und  nur 
zugunsten  einzelner,  vom  Gesetzgeber  nicht  näher  bezeichneter 
und  auch  allgemein  gar  nicht  näher  zu  bezeichnender  Gegen- 
stände durchbricht. 

Dieser  verschiedene  Charakter  der  beiden  Artt.  gelangt 
deutlich  zur  Geltung,  wenn  sie  itiitemander  in  Konkurrenz 
treten,  d.  h,  wenn  die  Vorau.ssLtzungeii  für  beide  gegeben  sind. 
Ein  solcher  Fall  liegt  z.  B.  vor,  wenn  unser  englisches  Gnuid- 
fetuck  einem  in  Deutschland  wohnenden  Dänen  gehört  hat  und  es 
sich  darum  handelt,  nach  dem  Erbreclit  welches  Staates;  die  Rechts- 
verhältnisse an  dem  (Jrundstück  zu  beurteilen  seien.  Grundsätzlich 
müßte  hier  Art.  25  uud  ihm  zufolge  da*»  dänische  Recht  maßgebind 
sein.  Allein  der  Art.  25  ist  einmal  nach  Art.  27  für  den  gesamten 
Nachlaß  und  damit  auch  füi-  das  englische  dnindstück  nicht 
maßgebend,  weil  das  dänische  Recht  hier  in  vollem  Umfange 
auf  das  deutsche  zurückverweist  iü.  ü.),  und  weiter  käme  auch 
ohne  Art.  27  die  Vorschrift  des  Art.  25  auf  das  Grundstück 
nach  Art.  28  —  welcher  im  übrigen  die  Nuchlußmasse  als 
solche  und  die  grundsätzliche  Geltung  des  Art.  25  für  sie  nicht 
berührt  —  nicht  zur  Anwendung,  weil  Immobilien  nach  den 
englischen  Gesetzen  „besonderen  Vorschriften  unterliegen". 
Art.  25  ist  hier  also  ausgeschlossen:  in  einem  Falle,  weil  er 
überhaupt  für  die  ganze  Vermögensmasse,  zu  der  das  Grund* 
stück  geh&rtf  nicht  gilt;  im  andern  Falle,  weil  er  zwar  im 
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allgememen  in  seiner  gronds&tzlichdn  Geltung  für  diese  Yer- 
mögensmasse  nicht  berührt  wird,  innerhalb  der -letzteren  aber 
das  Gnmdstftck  eine  Sonderstellung  einnimmt. 

£rwagt  man  diese  verschiedene  Art,  in  welcher  die  beiden 
Artt.  wirken,  so  kann  kein  Zweifel  daran  sein,  wie  man  im 
einzelnen  Falle  bei  der  Prüfung  vonnigehen  hat,  ob  eine 
Gmndregel  des  BG  (oben  Art.  25)  hinsichtlich  eines  bestimmten 
Gegenstandes  zor  Anwendung  gelange  oder  ob  sie  etwa  durch 
Art.  37  oder  28  außer  Kraft  gesetzt  sei.  Denn  die  Fragen 
nach  der  Anwendbarkeit  dieser  beiden  Artt.  sind  nach  obigem 
etwa  so  zu  formulieren:  1.  Ist  die  betreffende  Grundnorm  über- 
haupt und  in  vollem  ümfanpro  außer  Kraft  gesetzt?  (Art.  27); 
oder  2.  Wird  sie  in  ihrer  prinzipiellen  Geltung  an  sieb  nicht 
berührt  und  ist  nur  speziell  für  den  in  Frage  stehenden  Gegen- 
stand —  wegen  einer  besonderen  rechtlichen  Stellung  desselben 
—  ausgeschlossen?  (Art.  28).  Hier  ist  es  nun  nicht  nur  das 
natürliche  und  wohl  auch  einfachere,  zuerst  zu  prüfen,  ob 
das  ganze  Vermögen  und  damit  kraft  seiner  Zugehörigkeit  zu 
demselben  auch  der  fragliche  Gegenstand  der  Geltung  jener 
«Grundregel  des  EG  (durch  Art.  27)  entzogen  sei  —  und  dies 
entspricht  auch  der  Stellung  der  im  Art.  27  enthaltenen  Vor- 
schrift vor  der  des  Art.  28  (abweichend  vom  Gebhardschen 
Entwurf :  Art.  27  EG  =  §  81  Gebßiard'schen  Entwurfs,  Art.  28 
EG  =  §  30  des  Entwurfs)  — :  es  ist  sogar  notwendig,  diese 
Untersuchung:  zuvor  anzustellen;  denn  die  prinzipielle  Anwend- 
barkeit der  betreffenden  Grundnorm  auf  die  übrige  Vermögens- 
niasse  abgesehen  von  jenem  einzelnen  (Jpfrenstand  bildet  nicht 
nur,  wie  nbi<3re  Fragestellung:  zei^rt.  ein  eharakteristisrhes  Merk- 
mal der  Falle  deü  Art.  28,  sondern,  wie  dif  dfin  Art.  2S  «re- 
gebene Fassung  („.  .  .  finden  keine  Anwendun*,^  auf  (iegen- 
stäiide  die  .  .  gegenziifolprern  zwingt,  geradezu  eine  logi^iche 
Vorau.ssetzung  für  seine  Anwendbarkeit. 

Gehen  wir  hiervon  aus  und  nehmen  wir  nun  einmal  an, 
Art.  27  wäre  in  Art.  28  überhaupt  nieht  genannt:  dann  würde  der 
Ausschluß  der  Anwendbarkeit  des  Art.  2;')  in  Art  28  zwar  be- 
wirken, daß  das  enprlisrhe  (Jrundstück,  wenn  sein  Ki*renttimer  ein 
in  Deutschland  woliidiafter  Italiener  gewesen  wäre,  von  deutschen 
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Gerichten  nicht  nach  italienischem  Efbrecht  behandelt  werden 
Icönnte,  welches  aof  Grand  des  Art.  26  und  in  Ermangelung  einer 
Rückverweisnng  seitens  des  italienischen  Rechts  (s.  Frftliminar- 
art.  8  des  italienischen  ZGB)  eigentlich  maßgebend  sein  mttßte. 
Wie  stflnde  es  aber  in  dem  oben  bezeichneten  Fblle,  daß  es 
sich,  statt  um  einen  Italiener,  nm  einen  Dänen  handelte?  Von 
einer  Anwendung  des  Art.  25  und  des  von  ihm  fflr  maßgebend 
erklarten  dänischen  Rechts  ist  hier,  wie  oben  daigelegt,  ja 
auch  ohne  Beracksichtignng  des  Art.  28  schon  deshalb  keine 
Rede,  weil  Art.  25  bereits  infolge  der  Rflckyerweisnng 
des  dänischen  Rechts  auf  das  deutsche  gemäß  Art.  27,  der  nach 
obigem  vor  Art.  28  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  ausgeschlossen 
ist;  eine  Anwendung  des  Art.  25  kommt  hier  also  auch,  wenn 
man  von  Art.  28  ganz  absieht,  überhaupt  nicht  in  Betracht 
Recht  eigentlich  kann  aber  doch  nun  auf  einen  Fall,  in  dem 
die  Anwendung  einer  Vorschrift  sowieso  gar  nicht  in  Frage 
kommt,  sich  ein  Ausschluß  der  Anwendung  dieser  Vor- 
schrift nicht  beziehen;  denn  ein  solcher  Ausschluß  hat  natnr^ 
gemäß  nur  dann  einen  Sinn,  wenn  ohne  ihn  eben  die  aus* 
gresclilo.ssene  Vorschrift  Platz  greifen  würde.  Dies  ist  aber  in 
obigem  Beispiel  für  Art.  2ö  nnd  das  dänische  Ktclit  zufnl^'^c  des 
in  erster  Reihe  maßgebliehen  Art.  27  gar  nicbt  der  Fall:  auch 
ohne  die  Bestimnnmg  des  Art.  28  wäre  nicht  dänisches  (sondern 
dentsrhes)  Etecht  hinsichtlich  des  Grundstücks  zur  Anwendung 
gelangt  ;  der  vom  Art.  28  ausgesprochene  Ausschluß  der  Geltung 
des  Art.  25  für  da«  GrundstQck  kann  also  im  vorliegenden  Falle 
nicht  die  Bedeutung  nnd  den  Erfolg  haben,  das  — 
sowieso  nicht  maflgefoliche  —  dänische  Recht  von 
der  Anwendung  auszuschließen. 

(tanz  ebenso  wie  in  diesem  Heispiel  müßte  es  sich  —  die 
Nichtanführung  des  Art.  27  in  Art.  28  angenommen  — ,  wie 
ohne  weiteres  klar  ist,  in  allen  Fällen  verhalten,  in  denen  auf 
ein  Ehegut  oder  einen  Nachlaß  zufolge  einer  Rückverweisnng 
seitens  des  an  sich  maßgeblichen  R»  rhts  gemäß  Art.  27  grund- 
sätzlich die  deutschen  fle.setze  zur  Geltung  kommen  sollen, 
einige  Gegenstände  drr  lu  treffonden  Vermögensmasse  sich  jedoch 
in  einem  dritten  Staate  befinden  und  «nach  dessen  Gesetzen 
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besonderen  Vurscluiiten  nntfrlieg'en**.  Ks  wäre  nhvr  alsdann 
mit  der  Ansicht  zu  rei  lim n  pewiscii,  daß  diese  Füll*^  von 
Art.  28  gar  nicht  betroften  seien,  und  mit  der  Kol^nriin^ 
hieraus,  daß  es  in  ihnen  beider  uneiii^^esehränkten  <  Hlrmicr 
des  Art.  27  und  damit  drs  (UmiTs(  lien  Ki  chts  für  alle  Be>taiiil- 
teile  des  l»etreffenden  Ehegute.s  (»der  Xaclilasscs  ohne  Ausnaliuu* 
(also  auch  beziijrlieli  d*»s  eng^lis(  licii  Grundstücks  in  unserem 
Beispiele)  sein  Px  wi  nden  habe.  Ks  kann  daljer  immerhin  .sein, 
daß  die  Rücksicht  auf  die  Mögliclikeit  dieser  Auffa.ssung  den 
Bundesrat  veranlaßt  hat,  den  Art.  27  unter  die  für  die  Falle 
des  Art.  28  ausgeschlossenen  Vorschriften  mit  aufzunehmen, 
um  den  Art.  28  ausdrücklich  auch  auf  die  obengenannten  Fälle 
zur  Anwendung  zu  bringen  und  zu  verhüten,  daß  etwa  Art.  27 
und  das  deutsche  Recht  uneingeschränkt  auch  für  die  in  Art.  28 
bezeichneten  Gegenstände  zur  Geltung  kämen.  Dieser  Erfolg 
wird  in  der  Tat  durch  die  N'ennunp:  des  Art.  27  in  Art.  28  er- 
zielt: denn  kommt  Art.  27  auf  diese  Gegenstände  nielit  zur 
Anwendung,  so  werden  sie  durch  ihn  eben  auch  nicht  der  Kin- 
wirkung  des  Art.  28  von  vornherein  entzogen,  sie  werden  viel- 
mehr  durch  die  Außerkraftsetzung  des  Art.  27  der  ursprüng- 
lichen Geltung  der  Artt.  15  und  25  —  allerdings  nur  nominell  — 
wieder  nnterstellt  und  damit  die  Voraussetzung  für  die  Anwend- 
barkeit des  Art.  28  geschaffen. 

Es  sei  noch  kurz  bemerkt,  daß  man  allerdings  gegen  die 
oben  dargelegte  Auffassung  ohne  weiteres  geltend  machen 
könnte:  das  deutsche  Gesetz  habe  für  die  Fälle  des  Art.  28  ja 
sogar  auf  die  in  Artt.  15,  19  und  24^  von  ihm  selbst  ah 
Grundsatz  ausgesprochene  Maßgeblichkeit  des  eigenen  Rechts 
verzichtet,  es  könne  doch  also  wolil  nicht  etwas  anderes  gelten, 
wenn  das  deutsche  Recht  erst  auf  Grund  der  Rückverweisung 
seitens  eines  fremden  Rechts  in  Betracht  komme.  Aber 
immerhin  ist,  zumal  bei  der  in  die  Augen  fallenden  Bevor- 
zngung,  welche  das  EG  in  Art.  27  dem  deutschen  Recht  zuteil 
werden  laßt,  eine  Beseitigung  von  Zweifeln,  wie  sie  durch  die 
Anführung  des  Art,  27  iu  Art.  28  erfolgt  ist,  dankbar  zu  be- 
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Die  ChrMania-Konferenz  der  International  Law 

Association  1905. 

Von  Dr.  jnr.  Onsitav  l^liii*niielNt«r  in  Berlin 

Di*'  22.  Konferenz  der  InteDiafioiial  Law  Association 
fuiiil  im  Septemher  1905  in  Cliristiaaia  statt  ^j.  im  lMTiklrtnj,^e 
mit  dem  BestiTben  (Ut  {rroßpn  T -onflonor  Vereinigung'  für  mtcr- 
nationiil*'s  Recht,  auf  iiiren  Tagiui^i  n  stets  solche  Frafr^m  zur 
Verliandlung  zu  stellen,  welche  we^en  ilirer  aktuellen  Bedeutung 
ein  allgemeineres  Interesse  beanspruchen,  nahmen  die  Lehren, 
welche  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  internationalen 
Hechts  der  jungst  beendete  russisch-jaj)anische  Krieg  gezeitigt 
hat,  einen  breiten  Raum  der  Erörterungen  ein.  Kriegskonter- 
bande (contraband  of  icar),  Neutralität  (neutral ity)  und  Prisen- 
gerichte (prize  courts)  bildeten  die  Themata  zahlreicher  Vor- 
träge    und  gaben  zu  umfangreichen  Diskussionen  Veranlassung, 

^)  Sine  knne  Übeiüdit  Uber  die  Zwecke  und  SQde,  sowie  Aber  die  liia- 

berige  Tätigkeit  der  International  Lato  Association  habe  ich  in  Ztsch. 
XIV  162  R.  gegeben  V^I.  annh  meine  Ausfilhniiigeil  in  Qoldachmidff 
Zisch,  f.  d.  fies.  Handelsrecht  LIV  ö3üS. 

^  Wactrtdimde  Yortiige  bdmnddten  in  oben  beseichnete  Bechta^biet: 

a)  Neutral  Trade  in  CfontraUmd  of  War:  A$te4ent  IMtertiee  and 
Modem  Wrungs.  Vortragender:  Barrister-at-Law  Douglas 
Owen,  Secretary  of  the  All iance  Marine  and  Get$eral  AtsU' 
rancp  Co.,  Limited.  Lf»iil(in 

b)  Contraband  of  War  and  Frize  Courts.  Vortragender:  Thor- 
wald  Boife^  Secretary  in  the  Jkpartment  of  Justice, 
Christiania. 

c)  Le  Charbon:  Peuf-il  etre  considir^  comme  une  eontrebande 
de  tfunrre'r  Vortragender:  Dr.  Georges  Jfarafff,  Avocat  ä 
la  Court  de  Paris,  Secretaire  ycneral  Adjirint  de  l' Association 
fraufaise  de  Droit  Maritime. 

d)  Questiena  de  Droit  International  eouleeäe»  par  la  guerre 
ruaeo-japonaiee.  Vortragender:  Gaaton  de  Lecal.  Avocat 
pri'.s  la  Cour  dWppel  de  Bi  k. reifes,  Conaeil  de  la  Ligation 
de  Sa  Majestc  Btitannique  en  Beigigue. 
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go  daß  die  auf  das  Programm  der  Tagung  gesetzten  fibrigen 
Materien,  insbesondere  des  priVaten  internationalen  Recbts, 
ziemlich  in  den  Hintergrund  gedrängt  worden. 

Die  Pariser  Seerechtedelclaration  vom  16.4.56  bestimmt 
zwar  einerseits,  daß  die  neutrale  Flagge  feindliches  Privat- 
eigentum mit  Ausnahme  von  Eriegskonterbande  decken  solle, 
und  andererseits,  daß  neutrales  Eigentum  anf  feindlichen  Schiffen 
mit  Ausnahme  von  Kriegskonterbande  der  Beschlagnahme  ent* 
zogen  sei  sieht  aber  davon  ab,  eine  Begriffsbestimmung  für 
Kriegskonterbande  aufzustellen.  Die  Frage,  welche  Güter  unter 
diese  Bezeichnung  fallen  und  welche  nicht,  bildet  nach  wie  vor 
ein  ungelöstes  Problem  %  Jeder  Staat  befolgt  hier  nicht  nur 

e)  Recrudescenre  nf  Heliiijet  cnt  Pretensinnfn.  Vortragender;  Dr. 
Thomat*  liaty,  Barrister-at-Law  in  LmhüajM. 

f)  Priae  Courts  and  an  IntenuMtmat  Frias  Court  of  Appeal. 
Voftrageiito:  2>r.  «T.  PawUp  SatOf  Header  of  Intematiotial 
Law  in  the  Inns  of  Court,  London. 

Die  Artikel  2  und     »l»  r  ppnannten  Deklaration  lauten: 

Art.  2:  „Le  pavillun  neutre  couvre  la  marchandise  ennetnie  ä 
Vexceptkm  de  la  contreöande  de  guerre." 

Art.  d:  „La  marchandiae  neutre,  ä  Feaeeeptüm  de  la  eontr^ande 
de  guerre,  n'eet  pae  saisieable  eoue  pavülon  ennemi." 

^)  Das  Institut'  de  Droit  IntemaUondl  bat  im  Jahre  1886  folgende 
Sätze  angcnoinmpn: 

^  1 :  „Sont  articles  de  contreöande  de  guerre; 

1.  lee  armes  de  taute  nature; 

2.  lee  muniUoHS  de  guerre  et  lee  ea^pheife; 

3.  le  matMel  mÜUaire  (ehjete  d^iguipement,  affüte,  unf- 
fnrmef!.  etc.}; 

4.  ies  miinHeaux  equipes  pour  la  guerre; 

6.  Ies  Instruments  spccialement  faits  pour  la  fabrication 
immidiate  de  munitione  de  guerre; 
lorsque  ces  divers  ohjets  Koni  traneportie  par  mer  pour  le  campte  ou 
A  destination  dun  belligörant. 

La  destinaftnn  pnur  Vennnmi  a^t  pr^mtm^e  lorsqtte  le  transpnrt 
va  «  l  un  de  ses  ports  ou  bien  ä  un  port  neutre  qui  d'api  es  des  preuves 
Hftdentee  et  de  fait  ineonteetable,  n'eet  qWune  itape  pour  Vennemi, 
wueme  hut  final  de  la  mAn«  opiration  eomme^eiale.'' 

§  2:  „Saus  la  d^mtmination  de  munitions  de  guerre  doivent  Stre 
compris  /es  nbjets  qui.  pour  serrir  immediatetnent  it  la  guerre,  n'exi- 
getU  qu'une  simple  rdunion  ou  Juxtapoeitivn." 
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seine  eigenen  Graadsatze,  sondern  ändert  dieselben  auch  nach 
freiem  (rutdänken  von  Zeit  zu  Zeit,  je  nachdem  er  sich  in  der 
Rolle  cinor  kriojrführpnden  Partei  oder  in  der  Rolle  einer  neu- 
tralen Macht  befindet.  Ein  klawischefi  Beispiel  hierfür  bietet 
das  Verhalten  der  niasischen  Regienmg.  Auf  der  westafrika- 
nischen  Konferenz,  welche  im  Jahre  1884  in  Berlin  stattfand, 
gab  Rußland  die  Erklärung  ab,  daß  es  niemals  irgendeinem 
Abkommen  zustimmen  würde,  welches  Kohle  als  Kriegskonter- 
bande bezeichnete.  Am  14.  2.  1904  erließ  derselbe  Staat  eine 
Proklamation,  deren  Artikel  6,  unter  ZilYer  s,  ausdrücklich 
Kohle  unter  den  als  absolute  Kriegskonterhande  zu  betrach- 
tenden Gegenständen  aufführte.  Dies  veranl  tßrt»  die  englische 
Regierung  in  einer  Note  an  den  rnssisrlien  Minister  für  aus- 
wärtige AnL'-elegenheiten  folgendes  zu  bemerken:  „The  ircatment 
of  coal  an  unconditionally  contrahatui  is  (lmtmtri<  allif  oppo- 
sed  to  the  declaratiori  made  at  tlo-  H  Vv/*  Afriran  Conference^ 
fieki  in  Berlin.  1SS4.  bif  the  /iHssiin;  />li mjjoteHtiarii,  who 
stated  that  hus  instrucdons  n-ere  pfirtHjitf.'r^.  (uid  (hat  his 
Government  refu.sed  categaricall /<  fo  consf)/!  to  fnni  treaty, 
Convention,  or  declaration  of  any  icind  ivinvli  uoiUd  imply 
the  recorjnition  of  coal  as  contrahand  of  war.**  Hierauf  be- 
eilte sich  der  russische  Mini.ster  zu  antworten,  „daß  es  der 
russischen  Regierung  freistände,  Ihre  Ansichten  von  1884  zu 

§  3:  »{T»  objat  ne  saurait  ätre  gßtaiifiä  de  eotUreboMde  ä  raUon 

de  In  seule  intentiou  de  l'employer  a  aider  ou  favon'ser  im  enn^mi, 
ni  par  cela  seul  quil  pourrait  etre,  dans  UH  but  militaire,  utiUf  ä  UH 
etiuemi  ou  ulilise  par  lui,  ou  qu  il  ent  dealin^  ä  sou  usage." 

%  4:  „SotU  9i  «U$H«urent  «boUet  U9  priUmktm  eontrAande»  di- 
HgtUe»  »oua  Igt  noms,  mü  d»  contrebctnde  relative,  amcemant  de» 
articlee  f;/>;/s  (on  ijntis)  susceptibles  d'etre  utilisis  jmht  mm  helligthant 
daufi  un  hut  militaire,  tnais  dont  l'usage  est  es'sentiellenient  pacifique, 
soit  de  cuut rcbande  accidentielle ,  quand  les  dits  tn  ticles  ne  t>ei  vcnt 
spectalnusni  aujc  buta  milituii  es  que  dam  utte  circonstance  pariiculivre.' 

§  5:  „N(ianmaim,  U  belUgirant  a,  ä  eon  ehoüf  et  ä  dtarge  dum 
4^itaUe  imdemnit^,  te  droit  deedqtteetre  oh  de  priempiien  gtumt  taut 
objets  qui,  en  chemin  vers  un  port  de  nun  adver saire,  peuvent  igalemeiU 
eervir  u  Vuaage  de  la  guerre  et  ä  des  usages  pacifiques.^ 

VgL  hierzu  das  AuMuaire  de  i  Itmiitui  de  JDroii  InternalioHai, 

1896,  s.  m 
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ändern;  seit  jener  Zeit  wibren  Umstünde  eingetreten,  welche 
die  Regierung  veranlaßt  hätten,  ihre  frühere  Meinung  zu  modl- 
fzieren.  Bei  Ausbruch  eines  Krieges  hätte  bisher  Jede  krieg- 
führende Partei  das  Recht  ausgeübt,  bekannt  zu  geben,  welche 
Gegenstände  ak  Kriegskonterbande  betrachtet  werden  würden, 
und  die  Liste  dieser  Gegenstände  hätte  notwendigerweise  sich 
je  nach  den  Hillsmittebi  des  Gegners  geändert/  ^)     Sin  der- 

'  Cf  die  amtlich  heraasgegebcuc  Correspondence  respecfittg  ctmtra- 
band  uf  war  in  connection  tcUh  the  hostilütes  bettoen  Uusaui  und 
Japan,  1905,  S.  1.  —  Den  gleichen  Vorwarf  der  Unbeständigkeit,  wie  ihn 
Uer  die  engliKhe  Begientng  gegen  Bafiland  erbebt,  richtet  Dr.  0€org«8 
Marais  in  seinem  auf  der  Christiania  Confcienc*  gehaltenen  Vortrage 
(s  oben  Anui  2)  gcffcn  England  mit  folgenden  Worten:  „Si  VAngleterre 
ne  pi  end  pas  part  ä  In  guerre,  eile  ne  conniddre  pa^i  le  charhnn.  romme 
contrebande  de  guerre  d  une  fa^on  aösolue;  stm  interet  de  paya  vu-- 
portatmr  de  houiOe  VineUe  ä  mainUtUr  et  ä  difendre  autant  qua 
poeeible  la  UberÜ  de  eette  braneke  de  commerce,  —  Si^  au  eontrairet 
FAnglete/  re  esi  au  nombie  dee  pa^  MHgdrants,  elU  a  utie  mHom 

ttttp  churc  de  la  necessitd  pour  se.s  ndrernnh  es  d'ass-utt^r  leurs  appro- 
vUivHnententa  de  charbon;  aussi  n  liesite-t-tslle  pm  ä  prociauier  le 
ckatbon  contrebande  de  guerre.  Manual  of  Nacal  Prize  Lato' 

pttblii  par  VAmiroMH  Brüannique  en  1888,  ditHare  qu'il  f'ait  partte 
dee  prirogatites  de  la  Couronne  pendant  la  guerre  «PStendre  ou  de 
restreindi  c  les  tistes  des  articles  devant  ch  e  fous  covsidi  rvs  comme 
contrebande  abs-ahw  ou  Cffttdtfionelle."  —  In  bezug  auf  -I  is  liii  r  irwiihnte, 
von  der  engliäclicu  Regierung  heraasgegebene  „HoMdbuck  des  äeekrtegs- 
prieenreehW  (Manual  of  Naieal  Priwe  Law)  mVdtte  ieh  bemerken,  daß 
ein  aiglisebee  Frieengeridit  durchans  nicbt  unbedingt  an  die  in  diesem  Hand- 
bache enthaltenen  Instraktionen  gebunden  ist.  All*  Regierungs-  oder  König- 
lichten  Vrrordnnn^en  über  Kriegskonterbande  haben  für  enntisrhe  Prisen- 
girichi«  nur  dann  Beilentung,  wenn  nach  Ansicht  des  engübrlu  ii  Richters 
diese  Verordoongen  im  Einklänge  mit  dem  zurzeit  geltenden  iDieniationalcn 
Beehte  atebe».  Iit  letsteiee  nidit  der  Fkll,  m  würde  es,  wie  der  britische 
Bichter  Sir  James  Mackintoeh  einst  «rkllirt  httt,  »te  (he  dutg-  of 
a  judge  to  disregard  the  instructiuna  and  tu  consult  unly  that  universal 
law  to  which  all  civilised  Pt  intes  and  Stafes  a^knotcledge  thernselces 
to  be  subject."  In  seinem  Vortrage  über  JPhsengericbte  (s.  oben  Anm.  2) 
sagt  der  Reader  of  IntemtUienal  Laie  in  (he  Inm  of  Court,  John 
Fawley  Baie:  „,  .  .  alikough  a  BriHeh  Priae  Court  migkt  be  com" 
peUed  in  exceptiunal  cases  to  apply  to  sovereign  inetructions  the 
cnsuiHtrij  uf  Lord  St  tue  eil  ijet  in  (jeiieial  it  auuhl  not  hc.sitiiti'  to 
lest  the  correctueas  of  governmental  conduct  in  the  light  of  the  Court  s 
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artiger  Zustand  erzeugt  natuigemäß  eine  große  Rechtgonsicher- 
heit  und  führt  in  Kriegszeiten  zu  erheblichen  Schädigungen  des 
neutralen  Handels.  Unzweifelhaft  würde  ein  internationales 
Abkommen  der  seebandeUreilx  iulen  Staaten  über  die  Ausdehnung 
und  Grenzen  des  B^iffes  „ Kriegskonterbande "  von  hohem 
praktischen  Werte  sein  und  bewirken,  daß  die  in  den  Artikeln 
2  und  3  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  enthaltenen  Bestim- 
mungen etwas  mehr  als  tote  Buchstaben  darstellen.  Auf  der 
Christfania  Conference  wurde  daher  von  verschiedenen  Rednern 
dem  Wunsche  Ausdruck  gt  f^('l»en,  daß  die  von  dem  Präsidenten 
Rooaevett  angeregte  zweite  Haager  K  onferenz  zustande  kommen 
und  eine  für  die  Praxis  branchbare  allseitig  anerkannte  Begriffs- 
bestimmung für  Kriegskonterbandc  aufstellen  möge. 

Im  Rahmen  der  vorliegenden  Skizze  über  den  Verlauf  der 
ChriMiania  Conference  ist  es  nicht  möglich,  auf  alle  vorjre- 
brachten  Ansicliten  und  Vorschläg:e  der  einzelnen  Referenten 
bezü'i'lich  der  Krfalirnn^en,  zu  denen  der  russisch-japanische 
Krieg  auf  dem  (ieliiete  des  öffontlirlieii  internationalen  Rechts 
Anlaß  preg-eben  hat,  näher  eiiizu<i'elien.  kli  verlasse  dalier  tii-  sL-n 
Teil  der  zu  ( "liristiania  stattfrehahtt  ii  Verhandlungen,  uni  noch 
kurz  über  ein  anderes  zur  lieratun^^  gestelltes  Thema  zu  be- 
richten, an  welchem  ich  einen  btsclieidenen  Anteil  genommen 
habe,  und  welches  dem  privaten  internationalen  Recht  ange- 
hört, —  ;\uf  ihrer  21.  Konfeienz  zu  Antwerpen  iui  Jahre 
hatte  die  Internal ional  Latv  Association  zum  ersten  Male  ilen 
Versucli  uf'wagt.  in  den  Kreis  ihrer  Beratungen  auch  das  Recht 
der  Ak  t  ienfresellseliaften  zu  ziehen  und  auf  eine  inter- 
nationale Reform  dieses  iieciitsgebietes  hinzuwirken.   Der  all- 

ästimate  of  Iniemaiionai  Law.  ß  itoutd  not^  far  »xample,  t^tath 
anjf  preponderating  tceight  to  the  Manual  of  Naval  Prize  Laie 

r'Msued  hij  the  British  Admiralty.  This  attihtde.  whtiterpr  limitatinnft 
may  have  to  be  imposed  in  defining  it,  is  du^  to  the  faci  that  a  British 
Pruu  Court  regards  itself  a$  a  Tri^nal,  and  as  a  Tribunal  admi- 
niäierinff  IntemaHomai  Laut."  —  Der  in  dieaoi  Bate'adbim  Amfllhnaogeii 

enrftbnte  Lord  State  eil  ist  der  berfllnte  eni^ilobe  Richter,  welcher,  bevor 

ihm  eine  Pairswürde  verliehen  wnrdf*  dm  Nampn  Sir  W illia  ni  Scott 
führte  nnd  Sehiipfer  derjeiiii:en  Ueelit.sjxriiinlsat/e  war,  oach  denen  bis  zmn 
heutigen  Tage  ein  eiigHbclieü  Priäeugericbt  %u  entscheiden  hat. 
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seitige  Beifall«  welchen  dieser  Schritt  nicht  nur  bei  den  Teil- 
nehmern an  der  genannten  Tagung,  sondern  auch  bei  sonstigen 
Fachmännern  der  verschiedensten  Nationen  gefunden  hat,  gab 
Veranlassung,  gegen  Ende  des  Jahres  1903  einen  standigen 
aktienrechtlichen  Ausschuß,  das  sogenannte  Companjf  Law 
CommUteef  zu  dem  Zwecke  einzusetzen,  die  Erscheinungen  auf 
dem  Gebiete  des  AIctienrechts  in  den  verschiedenen  Handels* 
Staaten  zu  verfolgen  und  gegebenenfalls  Reformvorschlage  im 
Interesse  des  internationalen  Handelsvericehrs  zu  machen.^)  Die 
erste  Aufgabe,  welche  an  das  Company  Law  Committee  heran- 
trat, war,  einen  Entwurf  von  internationalen  Gntndsfitzen  betr. 
die  Anerlcennung  ausländischer  Aktiengesellschaften  auszu- 
arbeiten. Zu  diesem  Zwecke  wurden  seitens  der  Mitglieder  des 
Ausschusses  die  Bestimmungen,   welche  über  die  genannte 
Materie  in  den  Gesetzgebungen  der  heutigen  Kulturländer  ent- 
halten sind,  einer  Prüfung  und  Rechtsvergleichung  unterzogen. 
l'hvr   einzelne  streitige  Punkte    wurden  Gutachten  hervor- 
ragunder  Autoritütcii  Kuropas  und  Aiiicrikas  eingefordert.  Auf 
Grund  dieser  Yurarbeiten  verfaßte  dann  Kiny's  coumel  Dr. 
\V.  F.  Hamilton  zu  London  einen  Entwurf,  welcher  unter 
der  Bezeichnung  ^Draft  International  Code  providing  for 
the  HecognitwH  of  Foreign  Companies"  der  Christkoiia  Con- 
jt'j  tnce  zur  Kenntuisualiiiu'  und  Bespif  f  tiiiii*r  unterbreitet  \vui"de.-) 
Auf  die  Wortfassung      i   9  Artikel  dieses  Draft  Code  haben 
die  New  Zealand  Compunies  Art  von   1903  und  ein  dem 
norwegischen  Parlanipntf  im  .laiire  lüOö  zugegangener  Gesetzes- 
vorschlag einen  gewissen  i^intiuii  ausgeübt.    Mit  Absicht  ist 
keine  Bestimmung  über  den  Erwerb  von  Grundstücken  durcli 
ausländische  Aktiengesellschaften  in  den  Pjitwurf  aufgenommen. 
In  den  einleitenden  Worten  zu  dem  Draft  Code  äußert  sich 
Dr.  Hamilton  hieiniber  folgendermaßen:  „Mit  Rücksicht  auf 
die  Tatsache  ,  daß  die  Bechtsgrundsätze  über  den  Besitz  von 

^)  Auf  Gnud  meiner  Arbeiten  aal  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  wurde 
kh  in  dicM8  Ompami^  Leu»  CommUt»e  bernieii. 

>)  Im  Zmammeiiluuige  mit  d«r  Torlage  des  oben  genaimtcii  Entwurfes 
stand  der  Vortrag :  „Recognition  of  Foreign  CtmpaniäB  im  G&mumif" 
Rsfeient:  Dr.  Ouatav  Schirrmeitter. 


Zaiteduifl  f.  ^t«ni.  FilTat-  «t.  öffentt.  Bettht  XTI. 
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SeUfmdaler, 


QmndBtficken  seitens  Korporationen  in  den  verschiedenen 
Staaten  so  weit  voneinander  abweichen,  ist  es  nicht  für  rat- 
sam ( r;i(  litet  worden,  irgend  eine  Vorschrift  Über  den  Erwerb 
nnd  Besitz  von  Grundstücken  nnd  sonstigen  unbeweglichen  Ver- 
mögensgegenständen  seitens  ausländischer  Korporationen  in 
diesen  Entwarf  aufzunehmen. ^)  —  Nachstehend  gebe  ich  den 
vollen  englischen  Wortlaut  des  ffamilton'schen  Draft  Intern 
national  Code  provüHng  för  tke  BeoognUkm  of  Foreign 
Companies: 

Article  t:  Anij  fnreign  cnmpatnj  (tuty  imorporated  skull  he  re- 
coffnixed  in  [Name  des  äUatesj  in  tke  same  manner  as  if  U  had  bteii 
duly  ineorporated  im  [Nuae  des  SUatwJ. 

ArHeU  2:  A  fcr€^  eomptmy  »hüU  be  dieuteä  to  h»  domMM  in 
the  country  in  »kiCk  ii  ica^  incorporot^d,  anä  tke  liability  or  uw 
Uability  of  any  member  of  such  cnmpany  in  rcf^pert  of  iUi  acts  »r 
contracts  shall  öe  dctcrniiited  inj  the  law  nf  its  dn  tut  eile. 

Article  3:  A  fureigu  traäing  cutapany  upon  cumplyiug  icith  tke 
provMo$u  hermf  ma§f  eommmiee  and  carrp  o»  ii»  tuHmet»  hg  im»an» 
of  any  braneh  eataiUähtd  in  [Nime  de§  StMles]  im  Ole  »am«  mamter 
and  utider  and  subject  to  tke  same  cunditiona  and  restrictiovs  as  if 
it  teere  a  compnnff  duiff  incorporaied  in  accordance  Ufith  the  lau:  of 
[Name  des  Staates]. 

Articl»  4:  A  foreign  trading  comipany  may  so  carry  tm  it» 
hnaiiu»»  in  [Name  des  Stutei]  only  by  it»  attomey  ar  a§»nt  duly 
appoiHt«d  hy  a  notarial  Instrument  so  as  to  bind  tke  conipamj.  Amj 
person  m  appoifited  must  be  resident  in  IName  des  Staates],  and  hc 
skali  onh/  fx'  aide  to  er  er  eise  suck  power  s  a^:  ure  f^pfrifitnlly  conferied 
upon  kirn  by  tke  instrument  appointing  kirn.  Wkere  tnore  tkau  one 
per»on  i»  appointed  th»  appoi$Um»ni  may  b«  Joint  or  Joi$U  and  »e^eral, 
and  tke  power»  and  autkorifie»  eonferred  npon  »uek  p»r»on»  may  b» 
in  respeci  of  the  same  or  separate  mattere,  Every  act  or  contract 
done  or  tnade,  aiul  erery  deed  or  instrumenf  e.reruted  or  sirfncd  by 
any  such  attomey  tcithtn  tke  limits  of  kis  autkority,  skall  be  btnding 
upon  his  principal. 

Artiele  6:  Before  any  foreiyn  trading  Company  oomimeace» 
business  ns  afor>>s,iid  in  [Name  des  Staates],  the  Company  skall  cause 
to  he  ri'filstci  cd  in  tke  place  or  2dnres  where  the  Statuten  of  n  natice 
Company  must  be  regiatered  —  (IJ  a  notarial  certificate  eerifying  ite 

'  l  „Höring  regnrd  to  tke  faet  tkttt  tk»  laws  of  different  states  a» 

to  the  hojdhiri  of  hmd  hij  vorporntionft  rartj  so  icidely.  it  has  not  hcen 
thought  destt  able  to  make  any  prot  tsion  in  this  Code  for  Ihe  acquiring 
or  holdiny  of  land  or  immoccablcs  by  foreign  curporations." 
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imeorporoHom;  (2)  noimriaUy  e^rttfitd  tapi§»  «/  ita  ttoMu  attd  of  tke 
Said  power  of  attorney  ;  and  (3)  the  addreu  €f  it9  pra^aed  office  or 

place  nf  business  in  [Name  des  Staates],  ff  the  Company  after  having 
connftcured  bxisiuess  as  afoieHaid  shall  alter  its  stafufrs,  nr  remke  in 
uthole  or  in  pari  the  naid  power  of  attorney,  or  grutU  any  ot her  power 
0f  aiUtmey,  it  wkati  cause  such  alteratian,  imtrumani  of  revocation, 
or  jMHoer  of  aitormp  to  be  aiao  ragiaUrod  witkin  ....  4ay»  aftar 
mmeh  aUarmiUm  or  ratoeoHom  or  ikt'ffruniiHg  of  amck  powar. 

Article  6:  At  mch  ragiaUrad  offiica  or  ptaca  of  buainess  legal 
procefü  nf  any  kind  maif  he  serred  upmi  and  nntice.t  nf  auij  l  ind  niay 
be  (iildreaaed  or  delivertd  to  the  fi>rrffnt  tradiv<]  Company,  and  mch 
set  ctce  and  notices  ahall  be  valid  for  all  purpose«. 

Arüeia  7:  Soary  power  of  aik^rney  granted  by  any  foreign 
tradimg  eompamg  aa  karainbafora  mattHonad  akail,  m  baifooen  tka 
Company  and  ita  aaaigna  on  tha  ona  hand^  and  third  paraona  daaiing 
tcith  the  Company,  and  all  persons  claiming  through  or  under  such 
persone,  on  the  ofher  hnud.  continue  in  force,  notwithstandhff)  that 
such  potrer  ka.s  bcett  reroked,  until  notice  of  such  revocfttmn  Ims  bccn 
reyistet  ed  att  uforetiaid,  or  the  peraon  dealiny  wiih  such  Company 
hoB  had  motica  of  auch  raooeoHon, 

Artiele  8:  A  cartificate  gitan  hg  a  notatg  public  domicilad  and 
praetiaing  in  the  eountrg  in  whieh  a  foraign  eompang  haa  baan  in- 
corporated,  stating  that  it  ia  duly  incorporated  in  accordance  wUk 
ihe  laics  ;f  surh  rrmntry,  shall  ba  conciuaica  aoidenoa  that  auch  oampaiag 
hus  been  äu(y  incorporated. 

Article  y:  In  the  p/eceding  Articlee  "foreign  Company"  rneans 
any  asaociation,  eomjuiny,  or  corporatUm  imofporatad  outaida  [Nftme 
de«  Staates];  "foraign  trading  compangT  meana  ang  foraign  eompamg 
fornied  for  tka  purpoaa  of  carrying  on  ang  bnaineas  that  has  for  ita 
object  the  acquisition  of  gain  btf  the  Company;  and  "atatutea"  include 
anij  mcmttrandum  and  articlea  of  assuciation,  special  act  of  the  legia- 
lutUH'.  Charter,  nr  idher  instrument  Oy  which  a  Company  ia  incorpo- 
rated, and  Ihc  .stulutea,  regulationa,  and  bye-latca  of  such  Company. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes,  welches  ich  in  meinen 
obigen  Ausführungen  über  die  Tätigkeit  der  von  der  Inter- 
national fMtv  Association  iin  Herbst  190.5  zu  Christiania  ver- 
anstalteten Tagung  kurz  skizziert  habe,  zähle  ich  nachstetiriid 
diejenigen  Vertiaudlungsgegenstände  und  gcliitltt-uen  Vorträge 
auf.  \v<  k  he  bisher  von  mir  noch  nicht  erwähnt  worden  sind: 
1.  Internationale  Schiedsgerichte. 

a.  The  persi.s/ent  firogre^s  of  hücniattoual  Arhitrati<m. 
Referent:  Th\  Evans  Darby,  Secretarif  of  tiie  teace 
Sodettfi  London. 


oiy  ii^uo  uy  Google 


220  Sdiinrneister,  Die  Cliri6tiMiia>Koaferais. 

b.  L'Oetivre  de  V&tat  Norvegien  pour  VArbUrage  et  la 
Neutralite.  Referent:  Jlalvdan  Koht,  maUre  de  Con- 
ferences ä  l'Universite  de  Christiania,  consulteur  pour 
rhistoire  polUique  ü  l  lnstitut  Nobel  Narv^fie», 

2.  Das  ]  f  rner  Internationale  Abkommen  Ober  den 
Eisenbahn- Frachtverkehr. 

a.  International  BaiJivay  Transport,  fieferent:  Barrister^ 
at-Law  George  G.  P/iillimore,  Honorary  General 
Secretary  of  the  International  Law  Association,  London. 

b.  Sur  raccess^ion  de  nouveatur  ^tats,  particulierement  de 
la  Grande  Bretagne,  ä  la  Convention  Internationale 
sur  le  Transport  de  Mnrrhandises  par  Chemin  de  Fer. 
Ref<'rpnt:  Ih'.  WinJxlcr,  l>(  rn 

c.  Ttie  Berne  Rai  Ina  ij  Transport  Convention^  1890^  Referent: 
A.  Seil  rode r ,  Zürich. 

d.  On  thc  Berne  Railway  Transport  of  Goods  Conveutioii 
and  the  Qnestion  of  Nnrwny  eventually  joining  tlic 
sante.  Ki  tVrmt:  Chr.  P^afou.  Chief  Secretary  in  tlie 
Ofßce  of  IidUway  AdniiuiatratwH,  Christiauia. 

3.  Charteparties  und  Konnossemente. 

a.  The  Position  of  Haiders  of  liilts  of  Lading  for  Ship- 
ments  in  Chartered  Ships  Referent:  Barrister-at-Law 
Dr.  Charles  Stubbs,  London. 

b.  The  legal  relutions  öetweeti  Churlerers  and  Shipowners. 
Referent:  Dr.  Oscar  Platou,  Professor  für  internatio- 
nales Recht  an  der  Universität  Christiania. 

c.  Uniformity  of  expression  in  Charterparties  and  Bills 
of  Lading.    Referent:  F.  Fredericksen,  Christiania. 

4.  Groß IIa v c rei. 

Bericht  des  Ausschusses  für  Fragen  auf  dem  Gebiete  der 
großen  Havarei  (general  aicraycj. 

5.  Vollstreckung  ausländischer  Urteile. 

Foreign  Judgments.  Referent :  G,  Fl  if  let,  Departements- 
chef im  Jnstizministerium,  Chri&tiania. 
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X.  Versammlung  der  Internationalen  Kriminalistischen 

Vereinigung. 

Von  Dr.  II.  Th.  I^eliiuann  in  Hamburg. 

Die  zehnt«'  Versaiuiiiiunp:  der  Internationalen  Krinünalisti- 
schcti  Ven'iiiijriiiipT  tappte  vom  11.  — 15.  Septernlier  in  Hanihurjr, 
zinu  er.«<ten  Male  seit  ihrem  Bestehen  in  Deiitsc  Ii  land.  Das 
K»MrhsJu.stizamt  und  das  Keiciisinarineamt,  die  Regierungen  von 
Prt'uljt'n,  Bayern,  Sacli.sen.  Hessen,  Braunseliweifr.  Mecklenhurtr- 
Schwerin,  Elsaß -Lotlirin<,n'n,  Lübeck.  Bremen  und  Luxemburg:, 
die  Polizeibehörden  von  Paris,  Berlin,  Budapest  und  Bergen 
hatten  Vertreter  entsandt;  Teilnehmer  waren  erschienen  aus 
Belgien,  Bulgarien,  Dünemark,  Frankreidi,  Holland,  Italien, 
Kroatien,  Luxemburg,  Nordamerika,  Norwegen,  Österreich- 
Ungarn,  Rußland,  Schweden,  der  Schweiz  und  Spanien. 

Professor  Dr.  P/'///.v- Brüssel  hielt  zunächst  einen  Vortrag 
über  , Die  Schwierigkeiten  des  Strafproblems  in  der 
Gegenwart". 

Während  frühtT,  so  führte  der  Redner  aus,  jedermann  die 
Strafe  für  das  einzige;  Heilmittel  und  den  einzig  möglichen 
Ausgleich  der  Strafe  gehalten  habe,  begnüge  man  sich  Jetzt 
nicht  mehr,  die  Tat  zu  beurteilen,  sondern  beschäftige  sich  mit 
dem  Täter  nnd  suche  nach  dem  Grund  des  Yeibiechens.  Die 
Erörterungen  älterer  Strafrechtslehrer  glichen  der  Polemik  von 
Chirurgen,  die  am  Bette  des  Kranken  über  die  Art  der  Operation 
diskutierten  und  dabei  des  Kranken  vergäßen ;  die  neue  Wissen- 
schaft beschäftige  sich  mit  dem  Kranken.  Die  Verbrecher  hätten 
sich  seit  vielen  Jahrtausenden  nicht  viel  gebessert,  wohl  aber 
die  Strafrechtslehrer.  Während  die  alte  Welt  nie  Bedenken 
getragen  habe,  den  Schuldigen  zu  strafen,  habe  sich  neuerdings 
eine  Unsicherheit  über  die  Berechtigung  nnd  Nützlichkeit  unserer 
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Art  za  strafen  verbreitet.  Die  einen  erblickten  im  Verbrechen 
eine  Bedrohnng  der  vollkommneren  Menschenut  durch  inferiore 
Elemente;  sie  verlangten,  daß  man  die  gesunden  Teile  des 
GesellschaftskOrpers  vor  der  Anstecknng  durch  die  Erttnken 
schütze.  Das  Ziel  des  Lebens  sei,  so  sage  Niettsdie,  Kraft^ 
Prende  und  Schönheit;  die  Strafe  mfisse  sich  gegen  alle  diesem 
Ziel  entgegenwirkende  Handlungen  richten^  Nachsicht  und  Milde 
seien  unangebracht,  Mitleid  sei  als  eine  Verfallserscheinung  zu 
betrachten.  Die  anderen,  deren  bekanntester  Vertreter  Tolstoi 
sei,  hielten  das  Verbrechen  nur  für  eine  Form  des  allgemeinen 
Leidens  der  Welt.  Da  uns  aber  die  Ursachen  von  Glttck  und 
Unglück  verborgen  seien,  mfifiten  wir  Mitleid  üben;  Mitleiden 
mthsse  die  Welt  beherrschen.  Die  „klassische'^  Auffassung,  daß 
der  Verbrecher  ein  freies,  seiner  Handlung  vollbewnfites  Wesen 
sei,  werde  heute  von  niemandem  mehr  geteilt;  man  könne  das 
Verbrechen  nicht  als  ein  juridisches  Phänomen  betrachten,  es 
lasse  sich  keine  seharfe  (Frenze  zwischen  einem  Verbrecher  und 
einem  ehiliclien  Menschen  ziehen.    Die  Welt  sei  ein  Produkt 
aus  physischen,  chemischen.  p:eistig:en  und  niui  alischen  Elementen^ 
in  der  sich  Elend,  Laster  und  Krankheit  mit  Gesundheit,  Schön- 
heit und  Arbeit  in  unendliclien  Variationen  verbänden.  Mit 
Recht  sage  v.  Lisist,  die  Kriminalität  sei  in  ihrem  (7 runde  nur 
eine  Form  des  sozialen  TiCbens.    Jetzt,  wo  man  wisse,  daß 
unser  geistifrer  und  seelischer  Organismus  ein  äußerst  kompli- 
ziertes Gebilde  ist,  von  den  mannigffachsten  Faktoren  beeintlubt, 
könne  das  Strafrecht  nicht  mehr  auf  der  Verantwortlichkeit  des 
Individuums  aufgebaut  werden.    An  die  Stelle  der  Verantwort- 
lichkeit müsse  das  Kriterium  der  sozialen  Verteidigfung  treten, 
so  zwar,  daß  das  individuelle  "Moment  mit  dem  sozialen  Moment 
möglichst  vereinigt  würde.    Diejenifre  Strafe  sei  die  beste,  die 
das  Maximum  sozialer  Sicherheit  mit  einem  Minimum  individu- 
ellen Leidens  verbände.    Eine  methodische  Klassifikation  der 
Verbrecher,  ihrer  Natur  entsprechende  Maßregeln  seien  anzu- 
streben :  allerdings  sei  hierzu  nicht  Gesetzeskenntnis,  sondern 
Menschenkenntnis  erforderlich.    Von  den  vor  Gericht  erschei- 
nenden Typen  müßt<>n  die  „Antisozialen"  bewacht,  die  äefectHei4X 
(geistig  minderwertigen)  bebandelt  and  die  Unglücklichen  be- 
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schützt  werden.  Die  Gesellschaft  habe  die  Pflicht,  dem  Yei^ 
brechen  vonabengen,  hieraus  ergebe  sich  in  erster  Linie  die 
Pflicht,  für  yerwahrloste  Kinder  za  sorgen;  die  neuere  Straf- 
rechtswisaenschaft  mflase  daher  einsetzen  bei  dem  intellektuellen, 
physiulugischen  und  moralischen  Mend  des  verlassenen  Kindes. 

Der  Nachmittag  des  ersten  Ta^es  war  der  Erörterung  der 
Frage:  „Das  internationale  Verbrechertum  und  seine 
Bekämpfung**  gewidmet,  zu  der  Begiernngsassessor  Dr. 
LindenaU'BerUn  das  Referat,  Rat.  Dr.  Hop  ff -Brnnhurg, 
Vorstand  der  Kriminalpolizei,  das  Korreferat  übernommen  hatten. 

Dr.  Linden  au  leitete  seinen  Vortrag  mit  dem  Hinweis 
ein,  daß  sowohl  der  wesentliciu'  Inhalt  unserer  Literatur  auf 
dem  Gebiete  des  internationalen  Strafrechts  als  auch  die  Aus- 
bi klang  dieses  Rechtsgel)iets  sich  lediglich  auf  die  Frage  der 
Auslieferung,  und  hier  wiederunj  auf  die  Fra^^e  des  Asylrechts 
der  politischen  Verbrecher,  erstrecke.  Die  Folge  hiervon  sei, 
daü  man  den  gesamten  internationalen  Rechtsverkehr,  nicht  nnr 
die  Auslieferung,  sondern  auch  unbedenklicliere  AkU-  der  inter- 
nationalen Rechtshilfe,  wie  Anfragen  und  \'ernehniuügsersuchen, 
mit  den  schwersten  (iarantieen  ricliterlicher  Prüfung  nnd  diplo- 
matischer Vermittlung  ausgestattet  halH\  Aber  selbst  auf  dem 
engen  (jebiete  der  Auslieferung  l)iete  das  Reiht  nur  stumpfe 
Waffen,  da  jeder  unnjittclbare  Verkehr  zwischen  den  Strafvir- 
folgungsbehörden  der  verscliiedenen  Länder  grundsätzlich  -  mit 
wenigen  Ausnalimen  für  den  Schriftwechsel  in  einigen  Grenz- 
bezirken —  ausgescldossen  sei.  Hier  müsse  eine  Änderung 
eintreten.  Als  erste  Forderung  der  internationalen  Kriminal- 
Politik  gelte  die  £inrichtung  von  Dienststellen,  die  mit  dem 
großen  Apparat  moderner  Verfolgungstecbnik  auszustatten  seien 
nnd  denen  das  Recht  gegeben  werden  müßte,  unmittelbar  mit 
einander  Xachricliten  auszutauschen.  Diesen  Zentralstellen  müßte 
auch  die  Berechtigung  zugesprochen  werden,  die  vorläufige  An- 
haltung  flüchtiger  Verbrecher  zu  bewirken,  während  die  Anträge 
und  Entscheidungen  Ober  Verhaftung  und  Auslieferung  den  bis- 
herigen Instanzen  gelassen  werden  könnten. 

Redner  gebt  dann  zur  Definition  des  Begriffs :  „Internationales 
Verbrechen''  über ;  er  versteht  hierunter  Jedes  Verbrechen,  dessen 
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Tatbestand  bei  ätiologischer  Wfirdigimg^  internationale  Elemente 
aufweist,  d.  h.  das  nnter  dem  kausalen  Einfloß  internationaler 
Bezieliung  zustande  kommt,  sei  es,  daß  diese  Beziehungen  sub- 
jektiv (in  der  indlTiduellen  Eigenart  des  Verbrechers)  oder 
objektiv  (in  den  umgebenden  äußeren  Yerbältnissen)  wirksam 
werden.  Dr.  Lindenau  teilt  die  internationalen  Verbrecher 
in  4  Typen: 

1.  die  ansässigen  Landfremden, 

2.  die  internationalen  Vjiganten, 

3.  die  reisriidrii  Berui'svi'rbrccfjor. 

4.  das  inttTiiational  organisierte  Vcilin'chfrtiiiii. 
Nachdem  Dr.  Lindenau  diese  Verbrecliertypeii  einer  ein- 

Ci  lieiiden  Schilderung"  unterworfen  hat,  geht  <  r  zu  dm  gegen 
dieses  Verbrecliertum  zu  ergreifenden  Maßregeln  über.  Seine 
Vorselil;ij^e  gipfeln  in  der  Kn  ie  litung  von  Polizeizentralstellen 
in  allen  Ländern,  ilie  mit  dem  Recht  des  unmittelbaren  Xach- 
richtenaustfiusches  nnd  tler  Handhabung  der  Fremdenpniizei 
ausgestaltet  weiilen  niüliten  und  dadurch  sowohl  der  Ergreifung 
des  Yerbrechers  wie  der  Sammlung  von  Beweismaterial  dienen 
würden. 

Anders  als  Dr.  Lindenau  definiert  der  Korreferent  Rat 
Dr.  Hop  ff  den  Begriff  des  internationalen  Verbrechens.  Unter 
einem  internationalen  Verbrecher  versteht  er  diejenigen  Ver- 
•brecher,  die  gewerbsmäßig  und  in  einer  ^lehrheit  von  Landern 
dem  Verbrechen  nachgehen,  üm  jemand  als  internationalen 
Verbrecher  charakterisieren  zu  können,  seien  die  beiden  Er- 
fordernisse notwendig,  daß  er  ein  gewerbsmäßiger  Verbrecher 
sei  und  daß  er  zum  Felde  seiner  Tätigkeit  eine  Mehrheit  von 
Ländern  mache.  Gewerbsmäßiger  Verbrecher  sei,  wie  er  mit 
V.  Liszt  annehme,  deijenige,  der  die  Begehung  strafbarer 
Handlungen  zu  seiner  ausschließlichen  oder  doch  überwiegenden 
Erwerbsquelle  mache.  Ein  Matrose,  der  heute  in  Antwerpen, 
14  Tage  später  in  Neapel  und  nach  weiteren  drei  Wochen  in 
Ceylon  mit  der  Polizei  wegen  irgendwelcher  in  trunkenem  Zu- 
stand begangener  Gewalttätigkeiten  in  Konflikt  gerate,  sei  kein 
internationaler  Verbrecher,  da  er  das  Verbrechen  nicht  zu  seiner 
Erwerbsquelle  mache.  Ausscheiden  müßten  ferner  die  ansässigen 
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Landfremden,  da  sie  der  Umstand,  daß  sie  in  dem  Lande,  in 
dem  sie  ein  Verbrechen  begehen,  znfftUig  nicht  die  Staatsange- 
hörigkeit besitzen,  noch  nicht  zu  internationalen  Verbrechern 

stemple ;  man  könne  diese  Kategorie  um  so  eher  aasscheiden,  als 
ihnen  eine  erhöhte  Gefährlichkeit  nicht  innewohne.  Zu  unter- 
scheiden vom  mteniatiünak'ii  Verbrecher  sei  der  ins  Ausland 
fliehende  Verbrecher,  Ausgenommen  wissen  wolle  er  schließlich 
auch  alle  Gelegenheit^ verbrechen,  also  alle  Verbrechen,  die  nicht 
{rewt  rbsmäßig,  sondern  geleprentlich,  vorwiegend  durch  eiue 
äuljere  Veranlassung  und  erst  in  zweitrr  Linie  diircli  den  Cha- 
rakter des  Täters  bedingt  seit  u.  Hierzu  rechne  er  allf  Gewalt 
gegen  die  Person  in  sich  sciilit  tjeiide  Verbrechen,  alle  Sittlich- 
keitsdelikte und  solche  Delikte,  die  einen  Vertranensbruch  in 
sich  schlössen,  wie  Unterschlagung,  Untr  i«  \  i  rbrechen  im 
Amte  und  Konkursverbreciien.  Der  Mädchenhaiulel  «rehöre  aller- 
dings zweifellos  zu  den  internationalen  Delikten .  mau  könne 
dieses  Delikt  aber  niciit  als  ein  Sittliclikeitsdclikt  bezeichnen, 
da  das  Motiv  nicht  die  Sinneninst,  sondern  die  (iewiimsucht 
sei.  Als  Hauptformen  des  internationalen  Verbrechens  kiinit  n 
daher  Diebstahl  und  Betrug,  in  allen  Abstufungen,  vom  Bank- 
räuber ]>is  zum  Taschendieb,  vom  Hocbstaider  bis  zum  Tarchener 
in  P>etracbt;  hinzozorechnen  seien  die  Münzfälscher  und  die 
Mädchenhändler. 

Der  Redner  geht  nun  zur  Schilderung  der  heutigen  Gestal- 
tung des  internationalen  Verbrechertums  Über  und  entwirft,  unter 
Heranziehung  eines  reichen  Materials  interessanter  Fälle  aus 
der  Praxis  der  letzten  Jahrzehnte  ein  genaues  Bild  vom  modernen 
internationalen  Gaunertum. 

Die  Frage,  ob  diesem  Verbrechertum  gegenüber  die  unseren 
strafverfolgenden  Behörden  zur  Verfügung  stehenden  Abwehr- 
mittel genügten,  sei  zu  verneinen.  Unsere  Stralgesetzgebung 
stamme  aus  einer  Zeit,  wo  es  ein  internationales  Verbrechertum 
noch  nicht  gegeben  habe.  Veraltet  sei  die  Bestimmung,  daß 
nur  wegen  gleichen  Delikts  erlittene  Vorstrafen  bei  der  Frage 
des  Bückfalls  in  Betracht  kämen;  unzeitgemäß  sei  die  Bestim- 
mung, daß  eine  von  einem  Ausländer  im  Auslande  begangene 
strafbare  Handlung  im  Inlande  —  von  einer  Ausnahme  abge- 
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sehen  —  nicht  bestraft  werde.  Das  AnsUefeningsvei&lira  wd 
so  schweifäUig  und  nmstSodlich,  dafi  die  stnifretfolgenden  Be- 
hörden hente,  wenn  ixgend  angängig,  vom  Begehren  der  Ans* 
liefemng  Abstand  nahmen. 

Als  Mateahmen,  um  diesem  Obelstand  abznhelfen,  schlage 

er  mn&cbst  vor,  für  den  gewerbsmäßigen  Verbrecher  verschirfte 
Strafen  anzudrohen,  ferner  bei  der  Aasmessung  der  Strafe  die 
in  allen  Ländern  erlittenen  Vorstrafen  zu  berücksichtigen.  Es 
müsse  sodann  die  Möglichkeit  vorhanden  sein,  auch  von  Aus- 
ländem im  Auslande  begaiigcue  Straftaten  zur  Aburteilung  zu 
bringen,  vielleicht  mit  der  Einsciuaiikuiig,  daß  diese  Aburteilung 
nur  dann  zulassig  sei,  wenn  der  Staat,  in  dessen  Gebiet  die 
Straftat  begangen,  erkläre,  nicht  selbst  die  Bestrafung  über- 
neliitien  zu  wollen.  An  Stelle  dti  zahlreichen  lückenhaften  und 
in  ilirer  Auslegung  zwi  itelliaften  Auslief eningsverträge  sei  der 
Abschluß  eines  Weltauslieierungsvertrags  anzustreben.  Unbedin^^ 
erforderlich  sei  die  Freigabe  des  direkten  Verkt  lirs  d(»r  straf- 
verfülgeudeu  Behörden  dei*  verschiedenen  Länder  untereinander; 
der  seit  vielen  Jahren  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  bestehende  Verkehr  habe  sich  als  eine  Wohltat  für  beide 
Länder  erwiesen.  Ein  erfolgreicher  Kampf  gegen  die  inter- 
nationalen Verbrecher  sei  aber  nur  dann  möglich,  wenn  in  jedem 
Lande  Polizeizentralstellen  errichtet  würden;  praktisch  würden 
auch  gelegentliche  Zusammenkünfte  der  Leiter  dieser  Anstalten 
und  ein  zeitweiliger  Austausch  von  Beamten  sein.  Schlie^ch 
empfehle  er  die  Schaffung  eines  Zentralpolizeiblatts,  in  dem  alle 
wichtigeren  Verbrechen  mit  den  sie  begleitenden  Uraständea 
geschildert  würden. 

Nach  kurzer  Debatte  gelangten  folgende  Leitsatze,  auf  die 
sich  die  Berichterstatter  geeinigt  hatten,  zur  Annahme: 

1.  Als  Folgeerscheinung  der  Verbrecherentwicklung  Ist  ein 
internationales  Verbrechen  entstanden,  dessen  Erforschung  und 

Bekämpfung  internationale  MalSnahraen  erfordert. 

2.  In  sämtlichen  Staatt  u  sind  Zentralstellen  zur  Bekämpfung 
des  internationalen  Verbrechertums  einzurichteil,  die 

a)  den  hauptstädtischen  Polizeibehörden  angegliedert  werden, 
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b)  alk  Nachrichten  Über  intematioiiiles  VerbrechertuiD  sani- 
melii  «Bd  stSndig  mm  Zwecke  voilwagender  HaAnahmen 
wie  im  Interesse  der  8traf?efffo]ffiing  anstanschen, 

c)  berechtigt  sind,  unmittelbar  miteinander  in  V^kehr  zn 
traten.  Die  gleidie  Befugnis  ist  für  alle  grSßeren  Straf- 
▼erfcignngBfoehdrden  erwflnscht 

3.  Fortlaufende  wissenschaftliche  Anfarbeitong  des  bei  den 
Zentralstellen  gewonnenen  Materials  muß  die  Grundlage  schaffen 
zn  weiterer  Ausgestaltung  des  Kampfes  gegen  das  internationale 
Yerttrecheftum. 

Auch  ein  Zusatzantrag  von  Professor  Pr»f>«-Brfissel 

„Eine  internationale  Tagung  mOge  sich  vereinen,  um 

die  Orondlage  für  ein  Übereinkommen  zur  Unterdrückung 

der  internationalen  Verbrechen  m  schaffen* 
wurde  angenommen. 

Am  zweiten  Tage  des  Kongresses  referierte  i'r^iis- Brüssel 
Uber  die  Frage:  „Wie  kann  für  bestimmte  Kategorien  von 
BfickHUigen  der  Begriff  der  Gemeingeföhrlichkeit  des  Täters 
an  die  Stelle  des  heute  zn  ausschließlich  angewandten  Begriffs 
der  Terbrecherischen  Tat  gesetzt  werden?''  Die  Diskussion 
führte  zu  keinem  positiven  Evgebnis;  es  wurde  beschlossen, 
diese  Frage  in  etwas  anderer  Fassung,  indem  n&mlich  an  Stelle 
des  BegriffB  „Rückfillige''  der  Begriff  „Übeltiter''  gesetzt  wird, 
auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Kongresses  zu  bringen. 

Am  dritten  Tage  nahm  Professor  o.  Xt«#^- Berlin  das  Wort 
zu  einem  Vortrage  über  „Die  Behandlung  der  vermindert  Zu- 
rechnungsfähigen. " 

Der  Versammlung  lagen  vier  Thesen  des  Redners  vor.  Die 
erste  verlangt,  daß  für  die  geistig  minderwertigen  Personen,  die 
für  sicli  selbst,  für  ihre  Umgebung  oder  fUr  die  Gesellschaft 
gefährlich  sind,  die  Gesetzgebung  Schutzmaßregeln  (spezielle 
Überwachung,  Anstalten  usw.)  schaffen  soll.  —  Die  zweite  These 
fordert  für  die  geistig  minderwertigen  Verbrecher,  ob  sie  nun 
gf  f:ilirlitli  sind  oder  nicht,  ein  vermindertes  Strafmaß.  —  Die 
dritte  These  will  dem  Strafricbter  lediylirli  ilie  Befugnis  geben, 
Vorläufe  Maßregeln  gegen  verbrecherische  Älinderwertige  zu 
treffen,  w&hrend  dem  Zivilrichter  (£ntmündigungsrichter)  die 
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endgültige  Entscheidung  zustehen  solle.  —  Ebenso  soll  nach 
der  vierten  These  der  Zivilrichter  über  die  provisorische  oder 
endgültige  Freilassung  eines  vermindert  zttrechnungsffthigen 
Verbrechers  entscheiden. 

Unter  vermindert  Zurechnungsfähigen  verstehe  mm  —  so 
fährte  i;.  Lisist  etwa  aus  —  Personen,  die  weder  unter  §  51 
StGB  fielen,  noch  auch  für  vollkommen  zurechnungsföhi^  ange- 
sehen werden  könnten.  £in  solcher  Zustand  könne  im  Einzel- 
fall durch  Verwahrlosung,  schlechte  G^Uschaft,  durch  vielfache 
Strafen  oder  andere  Ursachen  entstanden  sein.    Man  könne 
fünf  Gruppen  unterscheiden.  Zu  der  ersten  rechne  er  diejenigen, 
die  man  als  „Schwachsinnige**  oder  „moralisch  Irrsinnige"  be- 
zeichne. Zu  der  zweiten  gehörten  diejenigen,  die  an  Neurose 
litten,  also  Epileptiker,  Hysterische,  Kleptomanen  usw. ;  zu  einer 
dritten  solche  mit  chronischer  Intoxikation  durch  Alkohol,  Kokain, 
Äther,  Morphium  usw.    Die  vierte  Gruppe  umfasse  Menschen 
mit  frühzeitig  einsetzenden  S(  nilitätserscheinungeu,  die  fünfte 
sexuelle  I'crversionen.    \n  allen  Killleu  bestehe  eine  verminderte 
Zurechnungsfiiliipfkeit  iiitolge  eines  aii^elioreneii  oder  erworbenen 
psycho -pathoht^ischen   Znstands.     Solclie   Menschen  könnten 
hariLilos  sein.    Sobald  sie  aber  {icfiilirlicli  würden,  interessierten 
sie  die  Gesellschaft;  es  würden  Sicherunfrsinaliregeln  erforderlich, 
wie  die  erste  These  verlan<re.    Welcher  Art  diese  Maßnalmien 
sein  müßten,  habe  er  in  der  These  absiclitlieh  j^anz  alljremein 
ausgedrückt;  er  denke  sich  eine  ^ranze  Stufenleiter  von  Maß- 
rejr^ln.  von  der  Behandlung  durch  die  Kaniilie  oder  der  ünter- 
iu-in^aiiig  auf  dem  Lande  anfangend  bis  zur  Interniernn<r  in 
Heilanstalten.    Die  zweite  These  behandele  die  verbreeherischeu 
Minderwertigen.   Wenn  er  für  diese  Kategorie  eine  verminderte 
Strafe  verlange,  so  verkenne  er  nicht,  daß  diesem  Vorselilag 
gewichtige  Bedenken  entgegenständen.    Man  könne  sagen,  es 
sei  unlogisch,  einen  Anormalen  für  seino  Handlungsweise  haftbar 
zu  machen  und  die  Strafe  sei  zwecklos.   Er  müsse  aber  an- 
nehmen, daß  auch  ein  Minderwertiger  sich  einer  früheren  Strafe 
erinnern  werde,  sonst  sei  er  eben  unzurechnungsfähig.  Von 
französischer  Seite  sei  mit  gewisser  Berechtigung  gegen  seinen 
Vorschlag  geltend  gemacht  worden,  daß  er  den  Menschen  in 
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zwei  Teile,  einen  zurechnungsfähigen  und  einen  unznrechnnngs- 
fähigen  halbiere.  Er  wolle  gern  zogeben,  daß  sein  Yorsclilag 
die  Schwächen  eines  Kompromisses  in  sich  trage.  Er  bitte 
aber  doch,  und  zwar  aus  praktischen  Gründen,  seinen  Vorschlag 
anzunehmen :  man  könne  die  gesetzgebenden  Faktoren  nicht  zu 
einer  plötzlichen  völligen  Abänderung  ilires  Standpunktes  be- 
wegen, sundern  nnr  durch  ein  allmähliches,  vorsirhtiires  Vor- 
gehen etwas  errcichLii.  Für  dii'  geeignete  Instanz  zni  Htrbi'i- 
ffihrung  der  nötigen  Entsclifidungen  halte  er  den  Entmündigungs- 
richter,  nicht,  wie  der  deutiiche  Juristentag  angenommen  habe, 
den  Strafrichter.  Im  Strafgericht  sei  die  Möglichkeit  einer 
durchaus  objektiven  Behandlung  niclit  gesichert. 

In  der  Debatte  wurden  gegen  die  erste  These  keine  Be- 
denken geltend  {Tomacht;  dagegen  wurde  der  zweiten  von  vielen 
Seiten  Widersprüchen. 

Professor  Dr.  T^orjo-Kopenhagi  n  wies  darauf  hin,  daß  man 
in  I)jinein;n  k  eine  solche  Gesetzbestiinraung.  wie  sie  die  These  TT 
verlange,  bereits  habe,  jedoch  die  Aufheluin^r  derselben  sehnlichst 
begehre.  Die  Statistik  lehrf.  daß  die  weitaus  ^nißere  Zahl 
aller  verbrecherischen  Minderwertigen  rückfällig  werde,  also 
einer  Bessenmg  durch  die  Strafe  nicht  zugängig  sei.  Bei  den- 
jenigen Minderwertigen  aber,  auf  die  eine  Strafe  einwirke,  sei 
nicht  eine  milde  Strafe,  sondern  eine  besonders  scharfe  am  Platz. 
Die  These  II  erscheine  ihm  als  ein  Kompromiß  mit  den  An- 
hängern der  Vergeltungstheorie;  sie  sei  unlogisch  und  verstoße 
gegen  die  Grundj)rinzipien  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung.  Professor  Prins-BTUssel  schließt  sich  diesen 
Ausführungen  an.  Auch  Professor  Aschaffenburg-Köln  er- 
klärt, daß  nach  seinen  Erfahrungen  eine  Gefängnisstrafe  für 
Minderwertige  in  der  fiberwiegenden  Mehrzahl  von  Fällen  eine 
lacherliche  Komödie  sei*  Sine  Behandlung  derselben  sei  geboten, 
wo  diese  aber  eintrete,  sei  eine  lange  Behandlung  erforderlich. 
Fn>fes8or  tan  iSTaiii«;- Amsterdam  fflhrt  in  humorvoller  Weise 
ans,  dafi  die  Konsequenz  dieser  Ansicht  dahin  führe,  die  Minder- 
wertigen fiberhanpt  dem  Juristen  zu  entziehen  und  den  Arzt 
an  die  Stelle  des  Juristen  zu  setzen.  Er  gibt  zu  bedenken,  daß 
mit  dem  Begriff  der  Zweckstrafe  die  Teigeltnng  nicht  yöllig 
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onvereinbar  sei.  Oberamtsrieliter  Dr.  Levis-FUazheim  ver- 
teidigt die  These,  ebenso  Medizinalrat  Dr.  XeppmaifM -Berlin, 

der  hervorhebt,  daß  man  auf  die  Volksauffassung,  welche  die 
Vergeltungstheorie  beherrsche,  Rücksicht  nehmen  müsse.  Scharf 

ange^rriffen  wird  die  These  durch  Ur.  Ger  lach- Jena.;  Kom- 
promisse seien  iiieht  Antrabe  einer  wissenschaftlichen  Vereini- 
gung. Gegen  ihn  wendet  sich  Professor  Dr.  Liepman  ?i -Kiel. 
Jede  Strafe  sei  ein  Kompromiß;  sie  wolle  abschrecken  und  die 
Ursachen  des  Verbreclitiis  berücksichtigen.  Man  müsse  Minder- 
wertige bestrafen,  wenn  man  auf  sie  noch  einwirken  könne; 
milder  seien  sie  zu  bestrafen,  weil  sie  in  geringerem  Maße 
verantwortlich  freniacht  werden  konnten  und  doch  schließlich 
strenger  bestrait  scif  ii  Auch  Professor  i'Va wÄ-Tübingeii  tritt 
für  die  Annahme  der  Tliese  ein.  Die  These  sei  gar  keia  Kom- 
pruniiß.  An  Steile  des  sclieinbaren  Gegensatzes:  Zweckstrafe 
oder  Vergeltungsstrafe  solle  man  lieber  die  Frage  setzen: 
Individualbehrnirl1?iiii:  iMlrr  Berücksichtigung  der  Außenwelt V 
Im  Schluß  der  Debatte  wird  betont,  daß  nach  allem  neue  eigen- 
artige Maßnahmen  gegen  die  Minderwertigen  geboten  scliieneii 
Im  allgemeinen  Einverständnis  wird  die  Ttiese  II  in  folgender 
Form  zur  AbstimmuDg  gebracht: 

„Für  die  minderwertigen  Verbrecher  —  mögen  sie  gefähr- 
lich sein  oder  nicht  —  ist  eine  besondere  Strafe  oder  eine 
besondere  Behandlung  (une  peine  speciale  m  m  traÜemeiU 
special)  anzuwenden.'' 

In  dieser  Form  wird  die  These  mit  großer  Majorität  an- 
genommen; These  ITT  und  IV  gelangen  niclit  zur  Abstinimniig^. 

Am  Nachmittage  spracli  Dr.  /><'/r//////5- Berlin  über  Re- 
habilitation. Er  gab  einen  gescbiclitlichen  Überblick  über  das 
gegenseitige  Verliiiltnis  der  Begriffe  i'ihrenstrafe,  Begnadigimg 
und  Rehabilitation  und  beschäftigte  sich  insbesondere  mit  "Vni 
System  der  Rehabilitation  in  Frankreich,  das  als  Vorbild  iui 
die  Zuiranft  angesehen  werden  könne,  in  seinen  Entwicklimgs- 
stadien  vom  Institut  der  r^abUitation  gracieuse  zur  reJuihiU- 
tation  judiciaire  und  scWießlich  zur  rehabiUtation  de  droit. 
Unter  Rehabilitation  versteht  der  Redner  die  durch  Staatsaici 
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oder  bloßen  Zeitablauf,  nacli  verbüßter  Strafe  auf  Grund  vou 
"Wohlverhalten  erfolf?ende  Aufliebung  des  strafweisen  Entzugs 
der  politischen  und  bürgerlichen  Rechte,  des  strafweise  ausge- 
sprochenen Verbots,  ein  Amt  zu  bekleiden,  einen  Dienst  zu 
verrichten  oder  ein  Gewerbe  auszuüben,  bezw.  Löschung  der 
Verurteilung  selbst,  oder  mit  anderen  Worten:  Die  nach  dem 
Vollzug  der  Strafe  auf  Grund  von  Wohlverhalten  erfolgende 
Aufliebung  des  in  der  Verurteilung  liegenden  Makels.  Die 
deutsche  Strafgesetzgebung  kenne  die  Rebabilitation  überhaupt 
nicht;  es  bedürfe  keines  Wortes,  daß  dies  ein  bedauerlicher 
Mißstand  sei.  Yon  den  Abändernngsrorschlägen  des  Redners 
werden  folgende  angenommen: 

I.  Die  Vereinigung  empliehlt  die  Aufnalime  das  Prinzips 
der  Rehal)ilatiüü  in  die  Gesetzgebung  jener  Länder,  denen  dies 
Institut  noch  unbekannt  ist,  weist  aber  gleichzeitig  auf  dir 
Notwendigkeit  hin,  das  Anwendiing.sgebiet  der  Maßregel  nach 
den  örtliilien  Verliältnissen  zu  bestimmen  und  dabei  auf  das 
Gefühl  uiul  den  Kulturzustand  jedes  Volks  Kücksicht  zu  nehmen. 

II.  Sie  tM]iptielilt  in  erster  Linie  die  Wiedereinsetzung  dui'ch 
gerichtliche  iiinLscheidung. 

Die  übrigen  Vorschläfre  des  Redners,  die  sich  unter  anderem 
mit  den  Folg'en  der  Rehabilitation,  dem  Frag^erecht  des  Richters 
nach  den  Vorstrafen  von  Angeklagten  und  Zvu^vn.  dpr  Dauer  der 
Bcsidenzpfiicht  beschäftigten,  gelangten  nicht  zur  Abstimmung. 

Die  Reihe  der  Vorträge  schloß  Professor  van  Hameln 
Amsterdam  mit  einem  Referat  über  die  Konzentration  der  ver- 
gleichenden internationalen  Kriminalistik.  Die  heutige  Statistik 
sei  sehr  mangelhaft;  sie  sei  nicht  konzentriert  und  ermögliche 
keinen  Vergleich.  £r  schlage  vor,  die  Kriminalstatistik  zunächst 
auf  ein  Vei^jehen  zu  beschränken,  das  eins  der  wichtigsten 
liilemente  der  Kriminalität  bilde  und  dessen  Begriffsbestimmung 
fiberall  ziemlich  die  gleiche  sei :  den  Diebstaiil,  wobei  zu  untere 
scheiden  sei  zwiscben  Diebstahl  ohne  Gewalt  gegen  die  Person. 
Diebstahl  mit  Gewalt  und  Ilandendieb.stalil.  Van  Hamel 
macht  detaillierte  Vorschläge  über  die  Art  der  Statistik,  die 
den  Beifall  der  Versammlung  finden. 
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In  einem  Schlußwort  warf  Unteistaatssekretär  Professor 
V.  ^a^r- München  einen  Rückblick  über  die  Yerhandlmigen 
und  gab  der  HoWnung  Ausdnick,  daß  die  mannigfachen  An- 
regungen des  Kongresses  zu  legislativen  £rw9gungen  Anlaß 
geben  möchten. 
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Wie  muB  ein  Witwer  in  Deutschland  nach  1900  schichten, 
wenn  die  Ehegatten  vor  1900  zuerst  dänisches  Domizil 
und  dänische  Staatsangehörigkeit,  dann  deutsches  Domizil 
und  deutsche  Staatsangehörigkeit  hatten? 

Von  Tlieodor  Xlemej'er* 

Ein  DSnd  hatte  1876  in  Dänemark  eine  Dänin  geheiratet 
und  in  Dänemark  erstes  eheliches  Domizil  genommen.  Im  Jahre 
1884  yeizog  er  nach  Deutschland,  erwarb  nebst  seiner  Frau 
die  dentsctae  Staatsangehörigkeit  und  nahm  Domizil  in  Deutsch- 
land,  lUimlich  in  der  Stadt  Kiel  (wo  IQbisches  Recht  galt).  Dort 
starb  die  Fran  189d.  Der  Witwer  nahm  mit  den  Kindern  keine 
Anseinandeisetznng  vor,  bis  er  1906  behnfs  Wiederverheiratong 
vor  die  Notwendigkeit  der  Schichtung  gestellt  war.  Es  wurde 
fraglich)  ob  dänisches  oder  deutsches  (lübisches)  Recht  für  die 
Schichtung  maßgebend  sei.  Die  Antwort  mußte  m.  S,  dabin 
erfolgen: 

1.  Für  die  Feststellung  des  Bestandes  des  Nachlasses  der 
verstorbenen  Ehegattin  ist  das  dänische  Recht  als  das  Recht 
des  ersten  Ehedomizils  mafigebend. 

2.  Fihr  die  Eibfolge  in  diesem  Nachlaß  ist  das  läbiscbe 
Recht  als  das  Recht  des  letzten  Domizils  der  Erblasserin  maß* 
gebend.  — 

Hierfür  sind  folgende  Erwägungen  entscheidend: 
1.  Die  nächste  Frage  ist  die,  ob  der  deutsche  Richter  die 
aufgeworfene  internationalprivatrechtliche  Fiage  nach  dem  seit 
dem  1. 1. 00  in  Deutschland  geltenden  internationalen  Privat- 
recht  oder  nach  den  früheren  Kolliaionsnormen  zu  entscheiden 
hat.  Im  letzteren  Fall  wurde  weiterhin  an  und  ffir  sich  die 
Frage  offen  bleiben,  die  Kollisionsnonnen  welches  Ortes  und 

Zaltodutft  f.  nitan.  PriTafe«  u.  öffmti.  BMiht.  XVI.  16 
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welches  Zeitpunktes  maßgebend  sein  w&rden.  Praktisch  aber 
kommen  im  gegebenen  Fall  als  älteres  Recht  hier  nnr  die 
Kollisionsnormen  in  Betracht,  welche  in  dem  Augenblicke  galten, 
als  diejenige  Lage  entstand,  deren  Lösung  die  jetzt  in  Frage 
stehende  Schichtungspflicbt  bezweckt  und  zwar  an  dem  One, 
an  welchem  die  Jetzt  mit  der  jSntscheidung  befaBte  Behörde 
ihren  Sitz  hat,  also  die  1895  beim  Tode  der  Ehefrau  in  Kiel 
in  Geltung  gewesenen  Kollisionsnormen. 

Die  aufgeworfene  Vorfrage  ist  in  der  neuesten  Literatur 
und  Judikatur  vielfach  unter  dem  Stichwort  ^Zeitliches  Ver- 
hältnis der  Kollisionsnorraen",  sowie  auch  in  der  Form  erörtert 
worden:  „Gtlieii  die  Normen  des  1.  Abschnittes  des  EG  z.  BGB 
oder  diejenigen  (Us  IV.  Absclmittes  a.  a.  (  ).  vor?"  Literatiir- 
nach Weisungen  über  die  Frage  ünden  sich  in  llieritiga  Jahi- 
bilchern  XXXXllI  299  ff.  und  in  Ztsch.  XV  347.  — 

ai  Die  Kontroverse  wmi  von  der  weit  Ubei  wie<^endeii  Zahl 
der  Scliriftsteller  und  der  bekannt  gewordenen  (Terielitsentscliei- 
düngen  dahin  gelöst,  dali  für  die  Rechts  Wirkungen  der  vor  1900 
vollzogenen  Tatbestände  die  Kollisionsnormen  des  alten  Rechtes 
maßgel)end  sind,  und  zwar  die  alten  KoUisionsnormen  der  lejc 
fori,  d  Ii  des  jetzt  zur  Entscheidung  berufeneu  Gerichts.  Diesen 
btaudpunkt  vertreten  von  den  Schriftstellern  insbesondere: 

Habicht,  Einwirkung  des  BGB  auf  zuvor  entstandene 
Redl  Ls  Verhältnisse  2.  Aufl.  ö.  37,  sowie  in  »Bas  Eecht"  1900 
S.  40Ö. 

Der ii bürg.  Bürgerliches  Recht  I  95. 
Zitelmann,  Iherings  Jahrbüclier  XXXXII  289 ff. 
Niemeyer,  Das  intentationale  Fricatrecht  des  BGB 
(1901)  179. 

Ans  der  Judikatur  sind  her\'orzulieben  die  Urteile  dos  RG 
vom  16.  11.  00,  13.  11.  Ol,  24.  10.  02,  25.  9.  03,  8.  7.  04,  Ztsch. 
XI  440,  454,  His,  XIII  587,  XV  28,  des  OLG  Dresden  vom 
13.  7.  03  (Ztsch.  XIV  02). 

Anch  das  OLG  Kiel  hat  sich  am  10.  7.  00  in  derselben 
Weise  entschieden  (Ztsch.  XI  440). 

Nach  dieser  Auffassung  hat  das  heute  zur  Entscheidung 
berufene  deutsche  Gericht  den  gegebenen  Fall  ebenso  zu  be- 
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handeln,  wie  wenn  die  Eutücheiduug  vor  10  Jahren  getroffen 
worden  wäre. 

b)  Das  Gegenteil  dieser  wie  in  der  Theorie  so  in  der  Praxis 
zur  Herrschaft  gelangten  Anschauung  wird  durch  Nied )i er  in 
seinem  Kommentar  e.  BGB  3.  Aufl.  S.  395  vertreten,  ist  aucli 
in  einer  Entscheidung  des  LG  Meiningen  angenommen,  {„Das 
Becht"  1900  S.  373.) 

c)  Eine  Mittelmeinung  vertritt  Kahn  {Dierings  Jahrbücher 
XXXXni  363),  indem  er  ausführt,  die  übliche  Fragestellung 
sei  falsch;  für  die  internationalprivatrechtlichen  Fragen  seien 
besondere  durch  Interpretation  zu  findende  Übergangsregeln 
maßgebend.  Kahn  hat  von  diesem  Standpunkt  ans  die  einzelnen 
Materien  durchgeprüft  nnd  kommt  insbesondere  iOr  den  der 
gegenwärtigen  Erörterung  zngnmde  liegenden  F^ll  des  ehelichen 
Gfiterrechts  {Iherings  Jahrbikker  XXXXUI  363,  —  Worte: 
«Das  Nämlidie  gilt  ete.*^  — )  zu  dem  Eigebnis,  dafi  hier  das 
Dene  Recht  maßgebend  sei,  so  lange  man  nicht  sagen  kfinne, 
das  alte  inlandische  Recht  sei  für  das  Rechtsverhältnis 
bereits  vor  1900  maßgebend  geworden.  Dies  letztere  sei  z.  B. 
der  Fall,  wenn  ansl&ndisehe  läegatten  vor  1900  ihr  »!8tes  Ehe- 
domizü  in  einem  Grebiete  Deutschlands  genommen  h&tten  nnd 
flach  der  lex  fori  für  den  Gttteistand  das  erste  Ehedomizil 
nicht  nnwandelbar  als  maßgebend,  vielmehr  der  Orondsatz  der 
Wandelbarkeit  gegolten  habe.  In  diesem  Falle  sollen  —  nach 
Kahn  —  die  alten  Kollisionsnormen  maßgebend  bleiben.  Da- 
gegen sollen  die  Kollisionsnormen  des  z.  BGB  maßgebend 
sein,  wenn  das  erste  Fhedomizü  einer  vor  1900  geschlossenen 
Ehe  ein  ausländisches  gewesen  und  dessen  Recht  nach  dem  bis- 
herigen internationalen  Privatrecht  der  lex  fori  für  das  eheliche 
Gflterrecht  maßgebend  geworden  nnd  geblieben  sei.  — 

n.  Alle  drei  im  Vorstehenden  berichteten  Ansichten  führen 
im  gegebenen  F^U  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  dänische  ehe- 
liehe  Gfiterrecht  den  Gflterstand  bestimmt 

a)  Dieses  Ergebnis  beruht  nach  der  herrschenden  und  meines 
Erachtens  auch  innerlich  begründeten  unter  la)  dargelegten 
Auffassung  darauf,  daß  in  Kiel  vor  1900  die  Kollisionsnorm 
galt,  daß  das  erste  Ehedomizil  den  Güterstand  unwandelbar 
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bestimme.  Daß  diese  KoUisionsnorm  vor  1900  in  Kiel  geltendes 
Recht  war,  wurde  trot^  der  abweichenden  älteren  Praxis  der 
holsteinischen  Gerichte  nicht  mehr  bezweifelt,  nachdem  mehrere 
obeistrichterliche  Entscheidungen  im  Sinn  des  Unwandelbarkeits- 
Prinzips  ergangen  waren,  nämlich  die  Erkenntnisse  des  preußi- 
-scheu  Obertribunals  vom  17.  12.  75  {Seufferts  Archiv  Bd.  32 
No.  103,  Schleswig- Holsteinische  Aneeiße  1876  S.  297)  nnd 
des  RG  vom  18.  4.  82  {Entscheidungen  des  RG  VI  223,  wozu 
auch  Entscheidung  VI  393  zu  vergleichen  ist). 

b)  Nach  den  unter  Ib)  und  c)  berichteten  Ansichten  von 
Niedner  und  Kahn  ergibt  sich  die  Maßgeblichkeit  des  däni- 
schen Güterrechte»  aus  Art.  15  EG  z.  B(iB,  da  der  Ehemann 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  die  dänische  Staatsangehörigkeit 
hatte.  Nach  Kahns  Darlegungen  wäre  diese  Maßgeblich keit 
der  früheren  dänischen  Staatsangehörigkeit  der  Ehegatten  durch 
den  Umstand  bedingt,  daß  in  Kiel  vor  1900  der  Grandsatz  der 
ünwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterreclits  galt. 

III.  Zweifel  an  der  Richtigkeit  des  unter  II  festgestellten 
Ergebnisses  könnte  vielleicht  die  anläßlich  des  vorliegenden 
Falles  von  einem  dänischen  Juristen  gemachte  Mitteilung  her- 
vorrufen, daß  nach  dänischem  Recht  sich  das  eheliche  Güterrecht 
durch  den  jeweiligen  Wohnsitz  der  Eheleute  bestimme.  Die 
Riclitigkeit  dieser  Mitteilung  nniß  in  Abrede  gestellt  werden. 
Eine  in  Ztsch.  I  228  von  dem  dänischen  Justiz  minister  Dr. 
Nelle nia  n  n  f^emaclite  Mitteilung  besagt  das  Gegenteil.  Es 
heißt  dort;  -Ob  ipso  jure^  also  ohne  Elievertrag,  nachdem 
ausländischen  Rechte  geltende  Regime,  soweit  es  von  der  voU- 
stilndigen  Gütergemeinschaft  unseres  R<''Mite8  abweicht,  nach 
dem  Umzüge  hierher  ins  Land  in  Geltung  bleibe,  ist  durcii 
keinerlei  Prajudikjit  entschieden.  Formell  wird  hier  die 
Schwierigkeit  eintreten,  daß  kein  Dokument  zum  Vorlesen  am 
Ding  vorliegt"*  ('  -  wie  es  für  die  im  Auslande  ireschlossenen 
Eheverträge  zuziehender  Ausländer  die  Vürbedingunfr  der  Wir- 
kung gegen  Dritte  ist  — )  „weil  das  Regime  lediglich  auf  dein 
Gesetz  beruht.  Aber  ganz  unbestritten  ist,  daß  solche  ein- 
wandernde Eheleute  sofort,  nachdem  sie  hier  ihren  Wohnsitz 
genommen  haben,  einen  Ehevertrag  abschließen  können,  durch 
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welofit'ii  (las  bestehende  Vrrmögensvcrliältnis  fixiert  wird,  und 
dieser  kaini  l>estäti0t  und  am  Ding  verlesen  werden". 

Hiermit  stimmt  iibcrpin.  was  Teichmann  „Über  die 
Wandelbarkeit  oder  Unwainlclbarkeit  des  gesetzlichen  ehelichen 
Güterrechts  bei  Wulmsitz  Wechsel''  (Baiiel  187Ü)  S.  34  über  das 
dänische  Recht  berichtet.  Teich  mann  beruft  sich  auf  eine 
Auskunft  des  Professors  Aagesen,  wonach  auf  Grund  der 
Darle*?ungen  des  Justizministers  A.  W.  Scheel  (f  1879)  in 
desspn  Ruch:  Privatrctfois  alniindelige  (186ö)  S.  424- 2fi 
das  i  i  iiizi])  der  Unwandelbarkeit  in  Dänemark  zur  Geltung 
gekommen  ist. 

Diese  Informationen  müssen  als  maßgeblich  gelten,  so  lange 
nicht  jüngere  gesetzliche  Bestimmunjren  oder  oberstrichterliche 
Entscheidungen  vorliegen,  welche  ein  abweichendes  Ergebnis 
begründen.  Die  in  dieser  Richtung  von  mir  angestellten  Nach- 
forschungen haben  die  Annahme  bestätigt,  daß  der  Rechtszustand 
in  Dänemark  auch  heute  der  iVe//ema«« 'sehen  Mitteilung  aus 
1891  entspricht.  Auch  das  dänische  Gesetz  über  das  eheliche 
Ofiterrecht  vom  7.  4.  99  ^)  entspricht  in  Art.  33  durchaus  der 
von  Dr,  Nellemann  mitgeteilten  Rechtspraxis,  welche  darauf 
hinausläuft,  daß  das  dänische  R«cht  dem  Prinzip  der  Unwandel- 
tarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  folgt,  mit  der  Maßgabe,  daß 
Britten  gegenüb^  der  durch  auslündisches '  n!8te8  BlhedomizU 
begründete  Güterstand  nur  nach  richterUcher  Pnblikatioii  in 
DSnemaxk  wirksam  ist.  —  Übrigens  würde  selbst  dann,  wenn 
das  danische  Recht  dem  Prinzip  der  Wandelbariieit  des  ehelichen 
Güterrechts  folgte,  dies  doch  in  dMo  nichts  weiteres  besagen, 
als  daß  die  nach  D&nemark  zuziehenden  Ehegatten  dem  dfini- 
sehen  Oüterstand  unterworfen  werden.  Denn  in  der  ganzen 
Kontroverse  über  Wandelbarkeit  und  Unwandelbarkeit  des  ehe- 
lichen Güterrechts  handelt  es  sich  stets  um  die  Frage,  ob  das 
Becht  des  neuen*  Wohnsitzes  den  in  einem  früheren  Wohnsitz 
begründeten  Gttterstand  anerkennt.  Es  ist  bisher  von  keiner 
Bechtsordnung  bestimmt  worden,  daß  der  in  seinem  Becbtsgebiet 
begründete  Gflterstand  durch  Verlegung  des  ehelichen  Wohn- 

^)  In  französischer  l'bersetzung  miigeteilt  in  Annuah  e  de  leyiiflation 
iirangire  1900  (29.  Jahrg  )  8.  545;  vgl  Ztaoli.  XII  160. 
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Sitzes  in  ein  anderes  Bechtsgebiet  aushoben  werde;  yielnuto 
ist  man  darttber  TöHig  einig»  dafi  lediglich  daa  Becbt  des  neuen 
Wohnsitzes  darftber  entscheide,  ob  der  bisherige  GttteistaiMl 
lortgelten  solle  oder  nicht. 

Selbst  dann  aber,  wenn  das  dänische  Recht  das  Prinzip 
der  Wandelbarkeit  i^anz  allgemein  aufstellen  sollte,  wäre  dieser 
StaiKli)Uiikt  unwirksam  gegenüber  dem  in  Deutsehland  pemein- 
reclulieh  zur  Geltung  gelangten  Grundsatz  der  Un\s  antlelbarkeit. 
In  dem  vor  11)00  in  Deutschland  geltenden  internationalen  Privat- 
recht,  insbesondere  im  internationalen  Privatrecht  des  gerne ineo 
Rechtes  hat  der  in  Art.  27  EG  z.  BGB  in  gewissem  Maße  vor- 
^esehriebene  Grundsatz  der  Rückverweisung  keine  Geltung 
gehabt.  Vgl.  Kahn  in  Iiier inns  Jahrbüchern  XXX  21  ff.. 
Nie  me  ifer .  Vorschlüge  ifnd  Materialien  mir  Kodifikation 
des  inti  rndlioiialen  Privuln  rhfs  (Leipzig  1895)  S.  80fi.  und 
namentlich  die  Erkenntnis.se  des  KG  II  13,  VIT  21,  XXIV  a26. 
Da»s  Prinzip  der  Unwandelbarkeit  wurde  nicht  in  Abhäriiri^- 
keit  davon  pfpsetzt,  ob  das  Keclit  des  ersten  Ehedomizils  ebea- 
falls  dieses  Prinzip  anerkenne,  sondern  es  wurde  als  eine  Xorra 
behandelt,  weiche  die  Kollisionsfrage  vorbehaltlos  und  endgültig 
entschied.  Es  ist  ja  überdies  nicht  zu  bezweifeln,  daß  in  jedem 
Fall  die  vertiefte  Interpretation  des  dänischen  Rechtes  zu  dem 
Ergebnis  führt,  daß  sinngemäß  die  besondere  Frage,  ob  das 
d&nische  Güterrecht  unwandelbar  angewendet  werden  wolle» 
wenn  und  soweit  das  Becht  des  neuen  Domizils  dies  zulasse, 
zu  bejahen  ist. 

IV-  Im  Vorstehenden  ist  nur  von  dem  ehelichen  Güterrecht 
gesprochen.  Von  der  ehegüterrechtUcben  Frage  ist  international* 
privatrechtlicb  die  erbrecbüicbe  Frage  zn  sondern.  Vgl.  Sa- 
üigny,  System  VIII 336,  d.  Bar,  Theorie  des  ifaemaHomUm 
Privat-  und  StrafrecMa  (2.  Anfl.  1884)  1 529,  Silberschmidt, 
„Eheliches  Güterrecht  und  Erbrecht"  in  Ztsch.  III  132ff.  (be- 
sonders 8. 145  ff.),  und  „Die  Kollision  zwischen  ehelichem  Gfit^ 
recht  und  Erbrecht  nach  dem  deutschen  BGB"  in  Ztsch.  Vni96i 
Bei  intemationalprivatrechtlichen  Tatbeständen  der  Torliegeft- 
den  Art,  bei  welchen  ehegfiterrechtliche  und  erbrechtliche  Ftagen 
kombiniert  erscheinen^  muß  folgendermaBen  verfahren  werden: 
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ZnnScbst  ist  festzustellen,  was  von  dem  YermÖgeii  deF  Ehe- 
gatten nach  dem  ehelichen  Gfiterrecht  als  solchem  dem  über> 
lebenden  Ehegatten  znfftllt  und  was  hiernach  als  Nachlaß  des 
Erstventoibenen  ttbrig  bleibt.  Die  Vererbung  dieses  Nachlssses 
ist  intemationalprivatrechtlich  nach  Grundsätzen  zn  behandeln, 
welche  besonders  zu  prüfen  sind.  Für  den  vorliegenden  Fall 
ergeben  sicli  folfrende  Erwägungen : 

a;  Was  die  Alttriiutive:  „Altes  oder  neues  internationales 
Privatrecht betrifft,  so  kann  im  allgemeinen  auf  die  Darlegung 
unter  I  Bezug  genommen  werden.  Nach  der  herrscheiulen  An- 
sicht sind  demgemäß  lUi  die  erbreclitliclie  Frage  die  IS*);')  in 
Kiel  in  Geltung  gewesenen  Külli.^ionsnormen  maßgebend.  Das 
Intestaterbrecht  wurde  geiueinrechtlieh  nach  feststehender  Praxis 
durch  das  am  letzten  Wohnsitz  ties  Erblassers  geltende  Hecht, 
im  gejrebenen  Fall  also  dureh  das  lübische  Erbreelit  Itestimmt. 
S.  JViemei/er,  Po^ttae^  Jn/eniationales  Privatrecht  (1894) 
^  182,  Windacheid,  Pandekten,  8.  Aufl.*,  I  125  und  dortige 
Literatur,  insbesondere  Gier  he,  Deutsches  Frivatrecht  1  243, 
Regelsher 0 er ,  Pandekten  1  182.  — 

h)  Was  die  Ansicht  X/ed i/ers  (siehe  oben  Ihi  an<:elit. 
nach  welcher  für  die  erbrechtlichen  Fragen  des  vorliegenden 
Tatbestandes  Artt.  24,  25  EG  z.  BGB  maßgebend  sein  würden, 
so  führt  sie  im  gegebenen  Fall  zu  dem  gleichen  Ergebnis  wie 
die  herrschende  Ansicht,  da  die  Erblasserin  zur  Zeit  ihres 
Todes  Deutsche  war  Bei  Örtlicher  Verschiedenheit  der  Rechte 
innerhalb  des  Heimatstaates,  wie  sie  hier  vorliegt,  muß  auch 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Rechtes  die  /ej?  domicilii  zur 
Zeit  des  Todes  des  Erblassers,  liier  also  das  lübische  Recht, 
entscheiden.  So  hat  das  RG,  EtUsch.  XXV  345,  in  einer  Frage 
älteren  Rechtes  prinzipiell  entschieden.  Fttr  das  nene  Recht 
wird  der  gleiche  Grundsatz  vertreten  von  Zitelmann,  Inier' 
natknuües  PrvxUrecki  1 405,  Nieduer,  Kimmeniar  zum  EG 
9,  BGB,  3.  Aufl.  8.  84,  Niemeyer,  Das  internationale  Priwü- 
recht  des  BGB  (1901)  8.  68,  Baraeetti,  Das  internationale 
Pritjotrecht  im  BGB  (1897)  8.  23.  —  Widersprach  gegen 
diese  Auffassung  ist  nicht  bekannt  geworden. 

c)  Kahns  Standpunkt  (s.  oben  Ic)  führt  im  gegebenen 
Fall  zu  der  Maßgeblichkeit  der  Kollisionsnormen  der  letzten 
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lex  domicilü  der  Srblasserm,  da  infolge  der  inländischen  Lage 
des  Domizils  das.  Erbverh&ltnis  inlandische  ^PrfigDsgr*'  nach 
Mafigabe  des  vor  1900  geltenden  internationalen  Friyatrechts  der 
hat  fori  erhalten  hat.  Bas  Sigebnis  wurde  danach  vollkommen 
dasselbe  sein,  wie  nach  der  herrschenden  Ansicht. 

y.  Ffir  den  vorliegenden  Fall  ergibt  sich  ans  dem  Gesagten : 

a)  Das  gütergemeinschaftliche  YermOgen  ist  gem&B  dem 
dänischen  Becht  (Kong  Christian  V,  Ltm,  Bach  5,  Kap.  2, 
Art.  19;  V.  21.  5.  1845,  Ges.  29.  12.  1857)  in  zwei  Hälften  zu 
zerlegen,  von  denen  die  eine  Hälfte  dem  Witwer  als  Anteil  an 
dem  jiüt ergemeinschaftlichen  Verinöfrt'ii  verbleibt,  die  andere  den 
Nachlaß  der  verstürbeiieii  Ehefrau  bililet. 

b)  Dieser  Nachlaß  ist  ^eniäß  den  erbrechtlichen  Vorschriften 
des  lüliisclien  Rechtes  su  wie  sie  iu  der  Stadt  Kiel  bis  1900 
verstandt  11  und  grehandhabt  wurden,  zu  verteilen. 

c)  iki  dieser  Verteilung  hat  insbesondere  die  Vorschrift 
des  dänisclien  Rechte  außer  Anwendung  zu  bleiben,  daß  der 
Erbteil  des  Witwers  (der  regeluiäßig  ^een  Broderb)d".  d.h.  iiier 
ein  Kupfteil,  beträgt),  höchstens  ein  Viertel  von  der  Hälfte  des 
gütergemeinschaftlichen  Vennogens  betragen  darf.  Kben.so 
bleibt  auch  außer  Anwendung  die  dänische  Recht^^norin,  daß 
der  überlebt  Hill'  Kbeg;Ute  seinen  Erbanteil  im  Fall  der  Wieder- 
verheiratung  an  die  ivinder  erster  Ehe  verliert  ')  (siohe  Neu- 
bauer, Das  in  Deutscliland  (fclteinle  eheliche  Giiterrerhf. 
Berlin  IHHt),  S.  32,  unter  Berufung  auf  A.  W.  Scheel,  Person 
og  Familie  Rat,  frenstület  after  den  danske  Ijovgivlng). 

Bar,  Theorie  und  JPraans,  l  530,  sagt  darüber  speziell: 
„Die  Folgen  der  Wiederverheiratung  sind  ....  soweit  sie  den 
Kindern  erster  Ehe  dasjenige  wiedergeben  oder  sichern  soUcd. 
was  der  überlebende  Ehegatte  von  dem  erstverstorbenen  er- 
erbte, nnch  denjenigen  Gesetzen  zu  beurteilen,  unter  welchen 
die  betreffende  Zuwendung^  erfolgte;  so  entscheidet  sich  die 
Frage,  ob  das  vom  ersten  Ehegatten  auf  den  parena  binubus 

•)  Art.  IL»  dtä  U«j>t;t?.buclK'ä  Christian  V.:  „Dag  arver  den  Eflet 
leccndis  af  de  cflcilatte  Midier  fornden  sin  cyen  Hovedlod  een  Br^ 
derlod.  Men  hvis  enten  af  dem  gifter  sig  igien,  da  9kal  den  BroderM, 
«PIN  de»  Sfertevendie  saahdis  öekom,  igien  komme  Ol  Bomene,' 
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vererbte  Vermögen  diesem  wieder  entzogen  werde,  nach  dem 
letzten  I  ersonalstatut  des  paretis  praedefunctus" .  ^)  Das  er- 
scheint unanfechtbar. 

Es  haiuk'lt  sich  um  i'inc  Modalität  des  Kii)rechtes  im  Ver- 
hiiltnis  des  miterbenden  l^htgatttn  zu  den  Kindern,  welche  nur 
in  äußerer  Anknüpfung,  aber  nicht  in  innerer  Zugehörigkeit 
zu  dem  Güterverhältnis  .der  durch  Tod  gelösten  Ehe  steht. 

1)  Ein  Erkenntnis  des  preaßiaeheil  Obertribunals  vom  3.  5.  53  (Entsck. 
XXV  373  ff.)  Uefi  das  Recht  des  Ortes  der  sweiten  Elieachliefiang  eotacheiden. 
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Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

MaßgeäHckkeit  des  Ortsrechtea  der  ESteackUeßung  für  deren 
pereönlicke  Vorauaseirnngen  (^capacUsf"), 

JiMe  ülamdt  E»  parit  Ckae«  (Harvard  Lmo  J^MiMO  XVI2T226f  68, 

Atlantic  Sttporitr  S.  978.) 

In  MassachaseU  hatte  ein  nnter  Vormundschaft  stehender  „Rhode 
Islandman"  eine  „Rhode  Islnndfmmnn"  ohne  den  nach  dem  Rechte 
Bhode  Islands  erforderlichen,  nach  dem  Rechte  von  Massarhnsets  nicht  er- 
forderlichen Konsens  des  Vormundes  geheiratet.  Beide  Ehegatten  hatten  ihr 
Domizil  in  Rhode  Island.  Dm  Oerieht  in  Bhode  Island  erkiftrte  die  Ehe  für 
gültig  nach  dem  GmndBate:  ^ikai  a  marriag«  valiä  vthere  ceUbratMl, 
is  raliff  everywhere.  eren  if  it  tronld  AoM  bet»  ÜnoUä  if  p^ormtd 
in  the  fl'imicile  <>/'  the  partie.s.'* 

Anm.:  Die  Entscheidung  steht  im  Einklang  mit  der  konstanten  Praxis 
des  ametikanischMi  Conmion  Law  und  mit  in  manchen  einzelnen  Staaten 
ergangenen  Statutes.  Storif    rr.nfUct  of  latcs.  §§  81  ff.,  103,  J.  H. 

Bcale,  „Capacittf  in  internatiimal  mat  riages" ,  Harvard  Latc  Revieio 
XV  (]!H)2;  :J82ff.  Minor,  Conflirt  „f  law»,  Boston  1901,  §  73,  BtaU, 
CoMflict  of  kuot,  Cambiidge  19U2,  Iii  523.  Niemeffer. 

Lex  rei  sif^f  für  die  Wirksamkeit  einer  letztivUligm  Ver- 
[(igitHU  aber  itntHdstiicke  maßgebend. 

New  York  Court  of  apjpccils.  Jan.  Ii) od  (Mount/Tuttle;  Harvard  Law 

Jicvieir,  XIX  464.) 

Vuu  einem  lu  New  York  domizilierten  Testator  war  in  einem  dort  er-> 

richteten  Testament  bestimmt  worden,  daß  in  Utah  briegsne  NacUaBgrnnd- 

stddn  an  kiidilichen  Zwecken  verwendet  werden  sollten.  Nach  dem  Becht 

von  New  York  ist  eine  derartige  Verfügung  gültig,  nach  dem  Bellte  von 

Utah  nicht:  wegen  Unbestimmtheit  („indefiniteness")  der  Di^KWltion.  Dtf 

Gerichtshof  erklärte  das  Recht  von  Utah  für  maßpohenfl. 

Anm.:  Dii-  Entscheidung  entspricht  dir  kunstantin  Judikatur.  Für 
das  ]tfobiliar  Vir  mögen  gilt  nach  amerikanischer  Praxis  das  Recht  des 
letzten  Domizils  des  Erblassers  als  maßgebend.  S  Ztscli  XII  \T2.  Vgl. 
Story.  Cottflict  of  latcs,  8.  ed.  (1883),  g  474,  Wharion,  Con/iict  of 
in  WS,  ed.  von  Parmele  (1905).  §§  687,  d97,  Mittor,  OmfiM  «//«not, 
Boston  mi,  ä.  33.  Niemeg^r, 
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Belgien. 

Gegen  mtsicäriige  Staaten  ist  in  Belgien  der  Recht stveg  zu- 

lässig  zur  Geltendmachung  zivürechtlicher  Verpflichtungen. 

Kassationshof  Brüssel  11.  ß.  03  fP^sicrish'  befgc  fhl  T  294;  Dalloz  03 
I  401;  ZeiUchr.  f.  deutsches  biirgerl.  Recht  u,  frawtöa,  Zivilrecktt 

XXXV  79.) 

Die  LüUich-Luxetnbutyiiiche  Eisenbahngeaellachaft  klagte  gcgeadien 
ulederlindiaelien  StMt  «mf  Rttc)tzabliiiig  toü  34000  Golden.  Der  AppelUiof 
BrOssel  Iwtte  den  Beehtiweg  ffir  munlinig  erkliit  Der  K«aMtioniliof 
erklärte  den  Rechtsweg  fflr  mllssig. 

Aus  den  Gründen 

„Auf  die  L'inzi^e  Beschwerde,  hergeleitet  aus  einer  Verletzung  der 
Art.  52.  53  und  54  des  Ges.  vom  25.  8.  76,  des  Art.  14  des  C.  C.  und  des 
Art.  92  der  Verfassung,  und  einer  falschen  Anwendung  der  QmndsÄtze  des 
YSIkeneehtB,  wenn  dtw  angegriffene  Urteil  annehme,  daB  ein  hemder  Staat, 
auch  wenn  er  ale  PriTatpoion  gehandelt  habe,  mit  RQcireicbt  auf  die  ihm 
Innewohnende  Sonveiinitftt  nidit  Yor  belgiflchen  Gerichten  ahgeorteilt  werden  ' 
kdonc: 

in  Erw..  daß  der  8atz  des  Völkerrechts,  der  die  Unabhiin^ijij^k-eit  der 
NatioTieu  pruklamiert,  aus  dem  Grundsatze  ihrer  öuuvtiräuität  hergeleitet 
wird,  und  folglich  außer  Anwendung  bleiben  muß,  wenn  die  Souver&nitKt 
nidit  in  Frage  steht; 

in  Erw.,  daß  die  SooTer&nitit  nur  hei  Staatsakten,  die  das  polltische 
Leben  betreffen,  sich  äußert,  daß  Ii  s  nach  Innen  dnrch  das  Verfassungs- 
recht beherrscht  und  ikicIi  dem  (tnindsatz  der  Trennung  der  Oewulten  den 
Gerirhten  entzopen  sind.  daU  aber  ihre  Wirknn^rcn  iiitrh  Außen,  d.  h. 
antierhalb  des  eigenen  Staatsgebietes,  sich  nach  den  (jrunaäätzen  des  Völker- 
rechts bestimmen,  und  deshalb  sowohl  im  eigenen  wie  im  fremden  Lande 
der  Frfifnng  der  Gerichte  nicht  onterttegen; 

in  Erw.  aber,  daB  der  Staat  sich  nicht  auf  Bet&tignng  dieser  politischen 
Rolle  beschränkt,  sondern  in  Berllcksichtigung  der  Bedürfnisse  der  AUgemdn* 
beit.  sowohl  Eippntnm  erwerben  nnd  besit/tn  als  anrh  Verträije  srhließen, 
Glänbi^er  und  Schuldner  werden,  ja,  daß  er  sellist  Handel  treiben  nnd  Mono- 
pole oder  die  Leitung  von  Betrieben,  die  dem  öffentlichen  Nutzen  dienen, 
sich  Torbehalten  kann;  dafl  der  Staat  in  diesem  Bereiche  seiner  Tätigkeit 
nidit  in  seiner  Bigensdtaft  als  0ltoitllche  Gewalt  wirksam  wird,  sondern  nnr 
das  Gleiche  tut,  was  aach  ein  Privatmann  ton  kBnnte,  sonach  hierh«  nnr 
als  bürgerliche  oder  Privatperson  handelt;  daß.  wenn  der  Staat  in  dieser 
Eigenschaft  in  eine  Differenz  mit  Jemand  irerät  init  dem  er  von  Ob  ich  zn 
fileieh  einen  Vertrag  schlolJ,  oder  für  ein  die  öffentliche  Ordnung  nicht  be- 
rührendes Verschulden  eines  Dritten  haftbar  gemacht  wird,  der  Streit  ein 
bflrgerliches  Recht  snm  Gegenstand  hat  nnd  nadi  Art.  92  der  Verfassung 
ansschlle6Uch  snr  Znstindigkeit  der  Gerichte  gehQrt; 


244 


BecbtapreelraaK. 


in  Bnv.,  daß  auch  ausländische  Staaten,  soweit  sie  als  Privatpersonen 
bf-lansrt  M'prti-ii.  t  li-  nso  wie  jeder  andere  Ausliindi  r.  tli-r  fJcrichtsj^'ow  .ilt  di  r 
belgischen  IJcrirlir«'  untprliecreTi :  daß  es  sich  für  diese  St.iiittn  [rtiaile  wie 
auch  für  den  belgisciien  8tuat,  insoweit  nicht  am  ihre  Souveränität  handelt, 
w«mi  iie  nicht  aIs  Olleiitlldie  Gewalt,  »oadera  anaachlieSlich  in  Auifihiiiig 
oder  Verteidigong  tines  Privatnehta  tütig  lind; 

in  Erw.,  daß  man  hierbei  nicht,  wie  das  angegriffene  Urteil  es  tut, 
untrrsrhcitlin  muÜ  zwischen  einpm  Streit,  der,  wie  untergebens  der  Fall,  die 
ErliUliiiiiir  cinc^  von  dem  fremden  Staat  geschlossenen  ohlitratorifwhen  Vertrags 
zum  üügeustand  hat,  und  einem  Streit,  der  sich  auf  ein  na  loland  belegenes 
Orandstflcfc  bezieht^  daft  auch  nichts  datanl  »niroinmt»  oh  der  fremde  Staat 
ftlhtt  alt  KUger  die  inlSndiaehen  Gerichte  angemfen  hat  nnd  nnn  im  Wege 
der  Widerklage  belangt  wird,  oder  ob  er  als  Beklagter  die  Unzust^lndigkeita- 
einredt'  iiifht  erhoben  hat.  oder  ub  er  sich  der  Gerichtsbarkeit  für  die  ans 
dem  Vertragsverhaltnis  etwa  entfittlieuden  Streitigkeiten  vertraulich  unter- 
worfen hat,  daß  tatsächlich  nicht  einzusehen  ist,  inwiefern  t;in  St^t  auf 
seine  Souverftnit&t  Tenichten  tollte,  wenn  er  sich  der  Gerichttbarkeit  ans- 
l&Ddischer  Gerichte  hei  Froaeeten  Qher  Verträge,  die  er  nach  freiem  Ermeiaen 
geschlossen  hat.  unterwirft,  dagegen  diese  Souveränlt&t  intakt  <  rhir  Ite,  wenn 
er  sich  aus  den  oben  an^ep^cbenen  Gründen  der  fremden  RtchUsprechung 
unterwirft,  Gründe,  die  iu  Theorie  und  Praxis»  allgemein  nlä  die  Zuständigkeit 
der  ausländischen  Gerichte  begründend  anerkannt  sind;  daß  ferner  wie  in 
diesen  Hillen,  ao  auch  dann,  wenn  dn  answirtiger  Staat  einen  Vertrag 
tchließt,  angenommen  werden  niflUBte,  er  habe  dah«  mindeetent  stillschweigend 
auf  seine  Immunität  verzichtet,  wenn  Uberhaupt  von  einem  solchen  Verzicht 
auf  unveräiiiicrliehe  Staatshoheitsrechte  die  Rede  sein  könnte;  daß  aber  in 
\\  irklicbkeit  iu  allen  erwähnten  Fällen  die  Gerichtszuständigkeit  sich  nicht 
herleitet  aus  dem  Einverständnis  des  fremden  Staates,  sondern  aus  der  NaUir 
der  Ton  ihm  Torgenommenen  Reehtthandlvng  nnd  der  Eigenschaft,  in  weldier 
er  handelte;  daß  also  ein  fremder  Staat  in  gleicher  Weise,  wie  er  die  in- 
ländischen Gerichte  ^nr  Verfolgung  seiner  Schuldner  anmfen  Icann,  anch 
seinen  Gläubigern  vor  denselben  sich  stellen  muß; 

in  Erw.,  daß  das  angegriffene  Urteil  für  seiue  abweichende  Ansicht  sich 
ohne  Brfo^  anf  die  Vorarbeiten  aom  C.  C.  beruft;  daß  die  den  Bottehaften 
allgmein  nnerkannte  Inunttnitftt  von  der  inlinditchen  Gerichttbarkeit  in 
ihrem,  die  Person  ihres  Sonveränes  repräsentierenden  Charakter  und  einer 
Fiktion  von  Exterritorialität  ihren  Grund  hat,  welche  Fiktion  sinnlos  wäre, 
wenn  ihre  Tmmunitiit.  wie  die  des  Staates,  ans  dem  (Grundsätze  der  Souve- 
ränität sich  ableiten  würde,  daß  die  diesbezügliche  Bemerkung  von  Fort  alt* 
nnr  die  Anfnahme  eines,  dem  Vttlkmechte  angdii^rttiden  Orandsataet  in  den 
nur  den  Innwen  Bechtsmkehr  regelnden  C.  G.  verhindern  tollte,  daß  l*or- 
ta/is  aber  keineswegs  die  Frage  der  diplomatischen  Immnnit&t  mit  SNner 
Bemerkuni:  dLfmitiv  lösen  wollte  und  die  Frage  der  Nichtunterwerfnnir  aus- 
ländischer Staaten  unter  die  inländische  Gerichtsbarkeit,  die  gar  nicht  sor 
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DUkossion  stand,  auch  nicht  einmal  gestreift  bat,  daß  aus  der  Stceiehaiig 
des  Art.  11  des  Entwurfs  des  C.  C.  kein  Rückschlnü  auf  die  Aoslegniig  des 
Art.  U  des  C.  C  oder  des  Oes.  vom  Jahre  1876,  welches  Art.  II  ersetst  bat» 
gezogen  werden  kann; 

in  Enr.,  dafi  man  unter  «Fremden"  im  Sinne  der  Art.  52,  53  und  54 
des  letsterwtlintai  Gesettes  nicht  nur  physische  Personen,  sondern  anoh  nns- 
ländischc  juristische  Personen  verstehen  inuU.  und  daU  zu  letzteren  außer  den 
Aktiengesellschaften  anch  Körperschaften,  wie  die  ficnu  inden  und  öffentlichen 
Anstalten,  und  insbeboiuior*'  die  befli  nt<ntlste  aller  Korpi  rschaften,  der  Staat, 
zu  zählen  sind,  indem  das  Gesetz  auch  dem  fremden  anerkannten  Staate  den 
Oennft  der  bttrgerlidiea  Bechte  einr&tunt,  da  es  Ihm  erlaubt,  sn  besitzen  nnd 
VertrSge  sn  schließen  und  ihm  «eine  Gerichte,  wie  Privatperson«!,  selbst 
gegen  die  eigenen  Sta*tsang(li>'>rigin  zur  Verfügung  stellt; 

in  Erw.,  daß  das  angegriffene  Urtoil  aiub  tu  di  auf  die  SchwkriKkeit, 
wenn  nicht  Unmöglichkeit,  hiinvcihf,  v\n  inl m  ii-  hos  rrteil  gegen  einen 
fremden  Ötaat  zu  vollstrecken,  daü  dieser  Eiuwuud  indeß  nicht  entscheidend 
ist,  da  sdbst  wenn  man  zugibt,  daß  In  dieser  Hinsidit  ein  foemder  Staat 
besser  gestellt  ist,  als  eine  anslKndiscbe  Privatpsreon,  daians  doch  nldit  die 
Unzuständigkeit  der  belgischen  Gerichte  folgt,  die  ja  auch  gegen  doi  bei- 
gischen  Staat  Urteile  erlassen,  iibwnhl  dessen  Vermftjyensstücke  der  Zwangs- 
vollstreckung nicht  unterlie<(en ;  daU  aber  weiter  die  Wirksamkeit  einer 
üericbtsentscheidnng  übcriiaapi  nicht  von  etwaigen  Schwierigkeiten,  die  ihre 
Vollstiecknttg  Temisaehen  kann,  abhiogig  ist; 

in  Erw.  femer,  daß  diese  filnwMidnng  tibersieht,  daß  eine  von  an' 

abhängigen  Richtern  erlassene  Entscheidung  in  unseren  modernen  Staaten 

immerhin  eine  moralisclie  Autorität  genießt,  daß  ein  Urteil,  welches  auf  den 

ewigen  und  überall  gkiichen  Gnindsätzen  der  Gerechtigkeit  iiasiert.  ii»  sich 

selbst  und  vermittels  des  öffentlichen  Gewissens  eine  viel  größere  Krall  cnt* 

falten  Icann  als  selbst  die  energischsten  Zwangsmittel.' 

Anm. :  Vgl.  über  die  ttbereinstimmende  Praxis  in  England  J.  I  36.  in 
Italien  J.  XVI  'X\ö,  über  die  abweichende  Praxis  in  Deutschland  Ztaolu  XlIX 
3Ü7,  m  Frankreich  Dalloz  Feriod.  1885  I  341.  —  Red. 

Das  Shereckt  des  KönigHckm  Sauses  in  Bedien. 

Cour  tTagpel  Brü9»el  20,  2,  04  (JPtmdeeUs  franfoiw»  1906  S,  U; 
ZUeh.  f.  atteh.  bürgert.  Recht  u,  franu,  Zivilrecht  1905  S.  606J 

S.  Majestät  König  Leopold  II.  der  Belgier,  damals  noch  Herzog  von 
Brabaut.  hatte  sich  im  Jahre  mit  der  Erzherzogin  Marie  Henriette 

Anna  von  Österreich  verheiratet,  nachdem  zuvor  am  8.  8.  1853  in  einer  zu 
Wien  vollzogenen  Urkunde  die  vermögensrechtlichen  Wirlningen  der  Ehe 
bestimmt  weiden  waren.  Diese  entsprechend  den  diplomatischen  Gebräuchen 
in  Form  eines  StaatsrertragB  abgefaßte  Urkunde  setzte  zwischen  dem  fürst- 
lichen Ehepaare  Gütertrennung  fest.  Nadi  dein  Ti>de  der  Kiinigin  Henriette 
im  Jahre  ldÜ3  machten  die  Gläubiger  einer  Tochter  des  Königspaares,  der 
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PtiBsessfii  Luise  geltend,  d«r  BbemtMg  Tom  8.  B.  1668  mugeb  Be- 
obachtung df  r  für  Eheverträge  vorgeschriebenen  Form  nichtig  sei,  so  daß  hn 
Festst<'llung  di.s  Nnrhlassps  der  Köni^rin  davon  auszugehen  sei.  es  hal>e 
zwischen  dem  Küuigspaare  Gatergemeiu»chaft  bestanden:  ihnen  schloü  sich 
die  zweite  Tochter,  die  Gräfin  Lonyay  an.  Ihre  dahingehende  Klage  gegen 
8.  KRjeatlt  wurde  indenen  in  allen  Instenxen  aligewieeen,  ▼em  Appellhofe  m 
BrOnd  ans  folgenden 

Gründen. 

In  Krw  .  daß  unbestreitbar  ist.  daß  in  fast  allen  Staaten  Europa«  seit 
den  entferntesten  Epochen  der  Geschichte  die  Heiraten  zwischen  Fürstlich- 
Iceüen,  wddie  vendhiedenen  soaverinen  Häusern  angehören,  anter  allen 
BegiernngefoniMt  ids  dnreli  dat  Staatewolii  vwaakJt  angesehen  weiden  und 
infolge  hiervon  weeentUeh  politische  Ereignisse  darstellen ;  daß  ihnen  dieser 
Charakter,  den  ihnen  vor  allem  der  Vorteil  und  di(>  Würde  der  Xationrn 
aufzwingen,  fortdauernd  erhalt-en  {jpbüeben  ist  auch  in  d*  ii  k'nnstitutit.nollrn 
Monarchien  und  sich  ganz  besonders,  und  mit  Recht,  bemerkbar  macht  m 
Staaten,  in  toien  wie  In  Belgien  das  Königtum  ezU^  iefc  nnd  folglich  die 
Oeeehieke  dee  Landes  mit  dem  Lose  der  Dyna^  eng  ▼erknttpft  sind;  in 
Erw.,  daß  nicht  minder  nnbestrdltbar  ist,  daß  die  Übereinkünfte,  welche  die 
btirfjerli(  lit  n  Eedinsrtintjpn  solcher  fürstlichen  Ehen  rrcrcln  naturgemäß  und 
direkt  den  Charakter  der  Ebebündnisse  teilen  müssen;  daß  sie  kraft  Gesetzes 
das  notwendige  Zubehör,  die  unentbehrliche  Ergänzung  der  Eheschließung 
bilden,  ohne  weldie  sie  bedeatnngsioe  sind,  mit  der  sie  aber  nuaamiai  ein 
nnteilbazes  Ganse  bilden,  indem  sie  mit  ihr  beginnen  nnd  endigen;  daß  sie 
aber  hauptsächlich  w^en  der  Verzichtleistungen  nnd  Einränmnng  von  Vor^ 
tfilfn.  welche  gewöhnlich  wecbselseitip  in  ihnen  ausgesprochen  werden,  zum 
(iiuuittelharen  Gegenstand  haben,  den  Kheabsrhluß  zu  erleichtern,  wenn  nicht 
gar  zu  ermöglichen  und  zu  sichern  im  liinblick  sowohl  auf  die  Völker,  die 
politisch  an  der  Bhe  intMWsdert  sind,  wie  anf  die  mkOnftigen  Ehegatten 
selbst;  in  Erw.,  da6  nnter  dem  ElnUnfl  soldier  Betrachtungen  sich  bei  den 
zivilisierten  Nationen  nach  und  nach  der  Qebcavch  gebildet  hat,  den  zwischen 
den  Mitgliedern  ihrer  fürstlichen  Ilänser  zn  schließenden  Eheverträgen  die 
Form  eines  ^^taatsvertrags  zn  geben:  daß  dieser  Brauch,  der  für  die  Ehever- 
träge eine  Biiigächalt  für  die  Beuclituug  ilires  Inlialts  bildet,  sich  bis  in 
nnsere  Tage  In  einer  aichraen,  fortgeaetsten  nnd  allgemeineo  Weise  erhalten 
hat,  so  awar,  daß  er  einen  Teil  des  Völkerrechts  bildet  nnd  eine  Begd 
darstellt,  deren  Existenz  bisher  noch  niemals  verkannt  worden  ist:  daß  ein 
solcher  Ehevertrag,  vermöge  seirii  r  hesondrrrn  Natur,  ganz  verschn  den  ist 
von  den  Verträgen,  von  welchen  Art.  der  belgischen  Verfassung  spricht, 
da  er  ein  besonderes  Rechtsgebllde  des  Völkerrechts  darstellt,  im  Völkerrecht 
seine  yetbindliche  Kraft  hat  nnd  da,  ebenso  wie  bei  den  anderen  Instituten 
dieses  unveränderlichen  Rechte,  die  Kraft  des  Völkerrechts  diejenige  des 
inneren  Rechtes  der  Völker  ebenso  Überragt  wie  die  Haasgesetze,  welche 
mitunter  fOi  die  souveränen  Häuser  gesetzliche  Geltung  haben;  daft,  da  ein 
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•oleher  Vertng  nieht  gaaddoosen  wird  zwiaeheo  den  kflnttlgen  Bbegatten, 

oder  ihren  gesetzlichen  Vertretern,  falls  sie  mindeijftbrig  sind  oder  aus 
anderen  Gründen  einer  Vertretung  bedürfen,  sondern  zwischen  den  Staats- 
oberhäuptern selbst  and  obTi«    uulere  Fürmalitäten  als  die.  welche  die  Feier- 
lichkeit diplomatischer  rrknnden  verlangt,  er  auch  Allen  gegenüber  binUvüd 
wixdt  SQWolU  den  gegenwärtigen  wie  den  zukünftigen  Generationen  gegenüber, 
ftndcRifalls  die  gutai  Beiielniiigeii  unter  den  Nationen  getrabt  würden;  in 
Erw.,  daS  die  Appellanten  mit  Unrecht  aaf  der  Bdianptiing  iMitehen  bleibeUt 
der  oben  erwähnte  allgemeine  Braach  bestehe  nicht,  wenigstrai  in  dein 
Sinne,  daß  StaiitsvertrSij/e,  die  ihrer  Natur  nach  mit  PrivaHnfcressen  niclits 
zu  tun  hätten,  niemals  gültiij;e  Instrumente  für  Eheverträge  zwischen  Mit- 
gliedern üuuveräner  Uäuser  sein  ktinnten;  in  Erw.  nämlich,  daii  nach  den 
eingezogenen  Brlmndigangen,  deren  urkundliche  Zuverlässigkeit  nicht  in 
Zweifel  gezogen  werden  kann  and  die  anf  diesem  Gebiete  volle  Autorität 
erwägen,  nablrrfohe,  dem  Eheahechlnfi  Tinangegangene  Ternnbaiongen,  welche 
■idi  nur  mit  den  yermögenszechtlichen  Interessen  befassen,  zu  allen  Zeiten 
in  Staat sverträwn  geschlossen  worden  sind,  sowohl  in  Frankreich  wie  in 
Italien,  Dentst  hland.  Iluliland,  Österreich.  Dänemark,  Portogal  and  selbst  in 
Brasilien;  daü  insbesondere  so  verfahren  wurden  i^t:  am  10.  10.  1458  in 
Turin  bei  der  Heintt  zwischen  Ludwig  von  Savoyen  und  Prinzessin  Charlotte, 
Toehter  des  Könlp  Tim  Qjpeni;  am  U.  1.  1570  in  Madrid  hei  deijenigen 
iwisehtti  KOnig  Karl  IL  Ton  Franloeieh  mit  Elisabeth  Ton  Ungarn;  am 
26.  4.  IßOO  zu  Florenz  im  Palast  Pitti  bei  der  Heirat  Ton  Heinrich  IV.  mit 
Marie  von  Medici.  Nichte  des  OroßhetTiojrs  von  Toskana;  am  17.  2.  1806  bei 
der  Heirat  von  Stephanie  von  Bcauharnif<    Adoptivtocher  Napoleons  I.  mit 
dm  (iroßherzog  Karl  Ludwig  Friedrich  von  Bo-den;  im  März  1810  in  Wien 
bei  der  Heirat  Napoleons  I.  selbst  mit  der  Srshen«^  Maria  Lnise  von 
Östeneidi;  am  15. 4. 1816  an  Heapel»  bei  der  Hoehxett  iwisehen  dem  Hersog 
Ton  Berry,  Sohn  des  OraSen  Ton  Aitols  nnd  der  Pilnaessln  Karoline,  Toditer 
von  Franz  I..  K8nig  beider  Siailien;  am  4.  4.  1887  in  Perleberg  bei  der 
Vermählung  des  Herzogs  von  Orleans.   Snhn«»s  nnd  vermntlirhen  Nachfolgers 
des  K5nigB  Louis  Philipp,  mit  der  Prinzessin  Helene  von  Mecklenburg- 
Schwerin;  am  7.  10.  des  gleichen  Jt^es  in  Paris  bei  der  Hochzeit  der 
Pltnaesain  Maiie  Ton  Orteans  mit  Frina  Friedlich  Wilhefan  Alesander, 
Hcffsog  SB  Württemberg;  am  24.  4.  1840  hi  Paris  bei  der  Verheiratang  des 
Hersogs  Ton  Kemoais  mit  Ptfnsessin  Vflctoria  Ton  Sachsen-Kobarg-Qotha; 
am  22.  1.  1B43  in  Rio  de  Janeirr«  bei  der  Heirat  zwischen  dem  Prinzen  Ton 
Joinville  und  einor  französischen  Prinzessin,  Karoline,  Schwester  des  Kaisers 
Pedro  I.  von  Bra.siiien :  am  25.  2.  des  gleichen  Jahres  7M  Wien  bei  der  Hoch- 
zeit der  Prinzessin  Klementine  von  Orleans  mit  dem  Prinzen  August  von 
8adisen-Kolmq(-6otha;  am  98. 9. 1844  in  Neapel  bei  dm  Heirat  des  Herzogs 
von  Anmale  mit  Frinaessin  Karoline  Ton  Bonrhon,  Tochtor  Ton  Leopold, 
PMna  Ton  fialemo,  Ton  beiden  Sizilien;  am  22.  9.  1846  in  Madrid  bei  der 
Hiiiat  des  Henogs  Toa  Montpensler  mit  der  Jnfantln  Marie  Lnise  Ferdinande, 
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Schwester  der  Königin  Isabella  II.  von  Spanien;  am  25.  1.  1859  in  Tun 
bei  der  Hochzeit  zwischen  dem  Prinzen  Napoleon,  Sohn  des  Exkruii^s  Jeromc 
von  Westfalen  und  Vetter  Napoleons  III.,  Kaisers  der   Franzosen,  uni 
Prinzessin  Klotilde  von  Savoyen,  Tochter  von  Viktor  Emanuel,  damab  Rouig 
von  Sudinien;  am  16.  L  1863  bei  der  Heirat  S.  K.  H.  dee  Fkiiocii 
Wales,  intttmafiliclieii  Brben  der  engUechen  Krone,  mit  ftüweeain  iJezandia, 
Tochter  des  damaligen  Prinzen,  späteren  Königs  Christian  toh.  DiaeBMik; 
am  22.  1.  1874  in  St.  Petersburg  bei  der  Vermählung  des  Herzogs  vun 
Edinbiirp.  zweiten  S^luvs  I.  M.  der  Königin  von  EntrlHnd  mit  der  Groß- 
fürstin Marie  Alexaudrowna.  Tochter  des  Kaisers  Alexander  iL  vou  liuiilaud; 
am  24.  8.  1878  in  Potsdam  bei  der  Heirat  des  Prinzen  Wilhelm  Friolncli 
Heinrich,  Bruders  des  Königs  Wilhelm  III.  der  Niederlande,  mit  PriUMin 
Marie  EUsahetli  Lnise  Fiiedericke  von  FTeniten,  Tochter  des  Plinsen  Friediiek 
K*rl  und  Nachnicbtc  von  Wilhelm  I.,  dentschem  Kaiser;  am  86.  2.  1879  in 
Berlin  bei  der  Verehelichung  des  Herzogs  von  Connaught,  dritten  Sohnes  der 
Königin  von  England,  mit  Prinzessin  Luise  Margarete  von  Preuß«n,  picich- 
falis  Tochter  von  Prinz  Friedridi  Karl;  um   II.  10.  189ß  zu  Rom  bei  dt-r 
Heirat  des  Priu^ieu  von  Neapel.  Jetzigen  Küuigs  vun  Italien,  mit  Priuz^:»ui 
Helene  von  Montenegro;  am  20.  4.  1882  in  London  hei  der  Heirat  nriadKn 
dem  Herzog  von  Albany,  viertem  Sohn  der  Königin  von  England,  mit  einer 
Frinseesin  von  Waldeck  und  Pyrmont;  in  Erw.  daß  es  angezeigt  ist,  darssf 
hinzuweisen,  daß  die  bei  diesen  verschiedenen  Ehel)ündnis8en  eingegangenen 
Verträge,  die  die  bezeichnende  Benennung  tragen:  entweder  „Vertrag"  (traite) 
schlechthin,  oder  .Ehe vertrag".     Vertrag  für  die  Ehe  oder  gelegentlich  der 
Eheschließung '  oder  ,Eheberedung'   (c(/nceHlion  de  mariuge,  Convention 
mtUrimtmiaXe)  oder  endlich  ,Bhekontrakt*  (comirai  «U  mariage),  sftmtM 
keinen  Zweifel  Uber  Iluwn  Iiibalt  anfkonunoi  lassen,  ond  dafi  alle,  (oft  in 
Znsammenhang  mit  Brldtrangen,  die  znm  ifTenknndigen  Zwesk  haben,  das 
nationale  Interesse  auszusprechen  und  noch  lilarer  zu  legen,  welches  die 
Vertragschließenden  damit  verbunden  habeni,  hauptsächlich  Bestimmangen 
enthalten  über  .Gütergemeinschaft,  Gütertrennung,  Schuldentrennong,  Mitgift 
und  Gegenmitgift  mit  oder  ohne  Bestellung  als  Dotalgut,  Nutznießung,  Ein* 
kflnfte,  Pensionen,  Rttek&Ureehte,  B^prttndung  von  oder  Verdchte  nnf  Bedtt^ 
Schenkungen  bestimmt  nur  Lieferung  von  Anastener  und  andere  Akmaehnngai, 
die  sich  auf  die  Privatinteressen  der  zukünftige  Bkegatten  bezichen ;  daß  in 
Anwendung  der  oben  erwähnten  Regel  diese  Verträge  alle  im  Namen  der 
vertragschließenden  Sonvcräne  durch  Bevollmächtigte :   Botschafu-r.  Kanzler, 
Minister,  Staatssekretäre  und  andere  Würdenträger  abgeschlosaen  wurden, 
welche  handelten  in  Abwesoalieit  ihrer  hoben  Auftraggeber,  der  inkünftigea 
Ehegatten  und  selbst  gewisser  intervenierenden  FflrstUdiktiten,  die  msnchiasi 
zugunsten  da  Brantlente  gewisse  Oddiuwendnngen  machtMi,  die  {^eicbwobl 
in  derselben  Urkunde  zugesagt  wurden:  und  das  Alles  In  der  feierlichen 
Form  internationaler  Verträge,  ohne  daß  die  Mitwirkung  eines  Geridits- 
scbreibers  odei:  einer  anderen  Uikundsperson,  oder  gar  eines  Ifotars  zur 
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Qältigkeit  des  Aktes  verlangt  wurde,  da  dieser  seine  Yerbindlicbkeit  erhielt 
dnrch  die  toü  Vtam  Sonvertnen  latlflstarte  Untenchiift  der  Bevollmlchtigten; 
in  Brw.,  ~  was  im  vorliegenden  Falle  lieeonden  sn  betonen  ist  and  mit 

Ausschloß  jeden  Zweifels  die  Überlegenheit  des  Völkerrechts  über  das  innere 
Recht  eines  Volkes  auf  die  klarste  Weise  dartut  —  daß  in  Belgien  nach  dem 
Erlasse  seiner  Verfassung,  zu  einer  Zeit,  zu  welcher  die  Geister  noch  ganz 
erfallt  WMCfD  von  den  großen  Qrundsätzen  der  Freiheit  and  Unabhängigkeit, 
die  in  Uir  nJedo^Iegt  waren,  und  m  weleher  die  Qrensen  der  öffentlidieD 
(lewalten  soeben  klar  gezogen  waren,  drr  erste  König  des  Ltndes,  wdehen 
ilie  Appellanten  seihst  mit  vollem  Rechte  als  den  alh-/i.'it  treuen  nn<\  üngst- 
iichcn  Hüter  dieser  Verfassunir  hiiizustelleii  beliebten,  sich  gebengt  hat  vor 
der  hier  festgestellten  Hegel,  daß  er  nämlich  selbst  die  Bedingungen  seiner 
Ehe  mit  I.  K.  H.  der  Prinseesin  Lniae  Ton  Orleans  bestimmen  lieft  dnicli 
einen  m  ftois  «m  28.  7.  188S  iwisolieii  ihm  nnd  S.  M.  dem  KSnige  der 
Fnaiosen  mbgeschleesenen  politischen  Vertrag,  geschlossen  in  der  gleichen 
Form  wie  die  oben  erwähnten  VertrS^e,  und  sieh  dahei  vertreten  ließ  durch 
einen  Bevollmächtigten,  niimlich  ein  altes  Mitglied  der  IVationjilversammlung, 
welches  ebensowenig  wie  die  anderen  Mitglieder  dieser  Versammiung,  unter 
deren  Augen  der  Yotrag  volbtogen  wiode,  daran  dashte,  mir  den  geringsten 
Yorbebalt  bei  den  den  YerteagsabsehlnB  vorbereitenden  Schritten  hfnsichtlioli 
der  etwaigen  Gesetzlichkeit  eines  seldien  Vcrtracrs  zu  machen ;  in  Erw.,  daß 
diese  seitdem  im  öffentlichen  Rechte  von  Belgien  festgelialtene  Regel  hier 
nnnnterbrocheu  beohachtet  worden  ist :  dali  es  in  der  Tat  offenkundig;  ist. 
daß  S.  M.  der  König  Leopold  i.  sich  nach  ihr  richtete  am  8.  8.  18ö8  bei  der 
Hmrat  8.  H.  des  Henogs  Ton  Brabant  mit  Prinsessin  Marie  Henriette  Ann» 
▼on  Öslerrekli,  and  am  1.  6.  1867  bei  der  Hodmeit  L  K.  H.  der  Prinsessin 
Charlotte  von  Belgien  mit  S.  K.  und  K.  H.  dem  Erzherzog  Ferdinand 
MnxiTnilian  von  Hst^rreirh :  daß  auch  unter  der  jetzigen  Regierung  S.  M. 
Leopold  III.  sie  beobachtete,  im  Jahre  1H67  bei  der  Heirat  S.  K.  H.  des 
Grafen  von  Flandern  mit  der  Prinzessin  Marie  von  Hohenzollern-Sigmaringen, 
in  Jahre  1881  bei  der  Heirat  der  Appellantin,  der  Prinsessin  Stefanie  von 
Belgien,  mit  8.  K.  und  K.  H.  dem  Bnberxog  Bndolf,  Kronprins  von  Öster^ 
rdcb-Ungam.  im  Jahre  1894  bei  der  Hochzeit  T.  K.  H.  der  Prinzessin  Joseiine 
von  Belgien  mit  S.  K.  H.  dem  Prinzen  Karl  von  Hohenzollert)  und  endlich 
im  Jahre  lyiX)  bei  der  Eheechließung  S  K.  H.  des  Prin/en  Albert  von 
Belgien  mit  I.  K.  H.  der  Prinzessin  Elisabtth  vuo  Bayern .  in  Erw.,  daß  der 
Umstand  Erwibnang  verdient,  daß  gelegentlieb  der  Heiraten  I.  K.  H.  I.  E.  H. 
der  Prinaessinnen  (Flotte  nnd  Stehnie  von  Belgien,  den  belgisdien  Kammern 
besondere  Gesetzentwürfe  von  der  Regitning  unterbreitet  wurden,  worin 
letztere  die  Bewilligung  der  7:nr  Auszahlung  ihrer  Mitgift  erforderlichen 
Gelder  nachsuchte,  und  daß  bei  dieser  Gelegenheit  die  hervorragendsten  Mit- 
glieder der  Legislatur  jener  Zeit,  in  Übereinstimmung  mit  den  Urhebern  der 
Vttflassnng  von  1880  gleichfiills  den  besonderm  Charakter  und  die  Oeseta* 
llebkeit  der  Staatsvertrlge  anerlrannt  haben,  welche  die  Bhcberedungen  ent- 
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Uelteii  und  welche  aie  nidht  anstanden  nt  lM»eieluieB  ab  „trams"  oder 
„tratU»  äipUmaUquMf  conformes  aux  rigUa  du  droit  pubtie" ;  da6  in 

diesem  Zasammenhan^  auch  noch  darauf  hingewiesen  werden  soll,  daß  die  im 
Jahre  1867  gelegentlich  der  Verheiratung  des  Grafen  von  Flandem  dem 
Baron  von  Notbomb  vom  König  unter  Üegenzeicbnang  von  (Jbarleii  Kogier 
ausgehündigte  YoUinachtearkonde  aanpracb,  sie  solle  dienen  „ä  Veffet  de 
eommir  det  arHel$»  deHinia  ä  fonmr  le  eamirai  de  mariage",  nnd 
dies  obwohl  diese  Würdenträger  beide  alte  Mitglieder  des  Nationalkongresses 
waren;  in  Erw.  ferner,  daC  die  hervorragendsten  Schriftsteller  sowohl  in 
Belgien  wie  im  Auslande,  die  sich  mit  inttrnatiunaleni  iJechtt  befallt  und 
mit  dazu  beigetragen  haben,  es  za  luieren,  einmütig  anerkennen,  daß  za 
all»  Zdten  und  ««•  den  oboi  aogefflhrteii  OrOnden,  HelratSTerträge  da  In 
Rede  stehenden  Art  wegen  des  bd  ihnen  Torliegenden  nationalen  Inttt«8ses 
in  gesetzlicher  Weise  in  Form  von  Staatsvertragen  abgeschlossen  wer  !  r 
konnten:  daß  diese  Ansicht  auch  im  franz'>''i5f'hfn  Parlament  znni  Ausdruck 
gekommen  ist  und  zwar  in  den  beiden  einzigt-u  Fällen,  in  Avelchen  dieses  sich 
gelegentlich  mit  der  Frage  zu  belassen  hatte,  nämlich  zuerst  unter  der  Juli- 
vonarchie  im  Jahre  1837  bei  Betatung  eines  OeselBenttrarta  hetidb  Be- 
willigung der  der  Königin  der  fielgier  durch  Vertrag  vom  28.  7.  1832 
zugesicherten  Mitgift,  und  dann  im  Jahre  1856  unter  dem  zweiten  Kaiser- 
reich im  AnschluÜ  an  t  inen  Gesetzentwurf,  welcher  vorschlug,  gewisse  Erhen 
des  Königs  Louis  Philippe  schadlos  zu  halten  für  die  ihnen  durch  ein  Dekret 
der  zweiten  Republik  vom  22.  1.  18ö2  zugefügte  Schädigung;  daß  es 
interessant  ist,  hier  die  für  die  Staatsraison  so  beweiskritfügen  Worte  wieder- 
sogehen»  weldie  sowohl  rem  Berichterstatter  ftbw  den  erstefen  Gesetaentwnrf 
wie  von  dem  ihn  vertretenden  Regierungskommissar  ausgesprochen  wurden: 
„Dieser  Brauch,  in  solchen  Fällen  Staatsverträge  abzuschließen",  sagte  der 
crwühnt^  Berichterstatter,  „ist  zu  allen  Zeiten  zwischen  königlichen  Familien 
befolgt  wurden  und  eine  Huldigung  vor  dem  Prinzip,  daß  diese  Familien  sich 
nicht  selbst  angehttren,  sondern  da6  selbst  bd  Alrten  ihres  gewöhnlichen 
Lelwns  die  erste  Erwignng  fflr  sie  immer  das  Intererae  der  Nationen  sein 
muß,  deren  Geschicke  ihnen  anvertraut  sind",  und  der  Ministerpräsident 
fügte  hinzu:  „Diese  Art  des  Vorgehens  stimmt  zugleich  überein  mit  der 
nationalen  Würde  nnd  unseren  konstitutionellen  Grundsätzen' ;  und  doch 
waren  nach  der  Verfassung  von  183Ü  damals  alle  Franzosen  TOr  dem  Gesetze 
gleich,  gerade  wie  es  alle  Belgler  heute  sind;  in  Erw.  dafi,  wem  sndi  wie 
sngegeben  ist,  dieser  Braach  nicht  stets  beobachtet  worde,  wenigstens  in 
bestimmten  Stauten,  diese  seltenen  Ausnahmen,  auf  welche  man  stößt,  nicht 
hinreichen,  um  die  Allgemeinheit  und  Kontinuität  diese?  Brauches,  auf 
welchen  dessen  Gesetzeskraft  beruht,  zu  zerstören;  daß  üiicidies,  da  das 
Völkerrecht  seinen  Bechtshoden  in  der  ÜbeKinstinunnng  der  NatioDen  hat» 
es  yerstttndlich  ist,  daS  diese  Übereinstimunng  In  dmtelnen  FKUen  «nsnahms- 
weise  eine  Abweichung  von  dem  allgemeinen  Brauch  gestatten  konnte,  ohne 
daA  die  rechtsverbindUche  Kraft  des  letsteren  dadorcb  irgendwie  erschttttert 
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■vrarde ;  in  Erw.,  daß  aas  der  Geeamtlieit  dieser  Erwägungen  und  PViiedens- 
f&lle  folgt,  daß  der  Ebevertrag  vom  8.  8.  1853  allen  Erfordernissen  des 
Völkerrechts,  in  dessen  Bereich  er  fallt,  entspricht;  daß  er,  des  Bestreiten» 
der  Appellanten  ungeachtet»  dem  Wanscbe  der  Vertragschließenden  ent- 
qucedmid,  In  die  Form  eines  Staatmrtrags  geklddet  wurde,  daß  »ein 
•Charakter  als  solcher  sich  nicht  nur,  Ihnlich  wie  bd  einigen  der  oben  er- 
wähnten Fälle,  aus  dem  Wortlaute  des  Vertra^^s  ergibt,  sondern  auch  aus 
dem  nachfolgenden  Inh-iltc  fitr  Erklärunjj:.  dun  h  welche  S.  M.  König  Leopold  I. 
unter  Oefyenzeichnung  des  verantwortlichen  Minist+rs  seinen  Bevollmächtigten 
bestellt ;  gdaß  die  >Süuveräne  den  Vertrag  scliUcßeu  im  iuteresst*  ihrer  Staaten 
.und  xnr  wedisdseitigen  WohUJirfe  denelbtti' ;  daft  er  weiter  noch  folgt  ans 
den  Klanaeltt,  welche  TenlchÜeistttngen  und  Vorbehalte  too  Bediten  be> 
jbandeln,  welche  von  der  größten  politischen  Wichtigkeit  sind  für  die  beiden 
Nationen,  die  sie  bewilligen  nnd  au.sheding^en ;  in  Erw.  außerdem,  daß  die 
ehelicbü  Gemeinschaft,  ao  wie  sie  in  dem  streitigen  Vertrage  hin.sichtlich  des 
•Güterrechts  f^tgesetzt  wurde,  zu  denjenigen  Güterrechtssyst^imen  gehört^ 
welche  doroh  das  belgische  Gesete  sngdassen  und  geregelt  sind,  nnd  daß  die 
Parteien  sieb  insoweit  auf  letateces  besogen  haben;  in  Erw.  dafi  die 
Appellanten  mit  Unrecht  sich  darauf  berufen,  Ihre  K.  H.,  K.  H.  der  Herzog 
und  die  Herzogin  von  i^rabant  hSttcn  selbst  die  ftir  sie  bestehende  Not- 
wendigkeit, für  den  Ehevertrag  die  durch  die  belgische  Gesetzgebung  vor- 
geschriebenen Formen  zu  beobachten,  anerkannt,  als  sie  beim  Abschluß  ihrer 
Bihe  erklSrtCD,  die  ihre  Bhehuediiagen  enthaltende  ürlraDde  sei  anljBenommen 
worden  von  Baron  von  Menflingen»  der  in  Wien  als  kaiserlicher  Notar 
funktioniere;  daß.  wie  schon  gesagt,  die  Mitwirkung  eines  Notars  bei  der- 
artigen Beurkundungen  keineswegs  dazn  diente,  ihnen  f!r?i  Charakter  öffent- 
licher Urkunden  zu  geben,  vielmeiir  ihre  Ursache  in  Wuklichkeit  in  rein 
jnaterieUen  Brwägungen  hatte ;  dafi  illierdies  ei  im  Jahre  1858  in  Wien  gar 
kdne  Notare  im  Sinne  der  durch  das  Geaeta  vom  26^  Ventttse  XI  geregdten 
Einriditnng  gab,  daß  man  deshalb  in  der  Erklärung  der  forstlichen  Braut- 
leut^i  vom  22.  8.  18.53  nichts  anderes  erblicken  darf,  als  die  ganz  natürliche 
Antwort  auf  eine  Frage,  die  dem  Standesbeamten  gesetzlich  vorgeschrieben 
wiir  und  deshalb  stilistisch  sich  in  Belgien  seit  dem  Gesetze  vom  16.  12.  1851 
eingebürgert  hatt^  weshalb  die  Erklinmg  lüniticbtUch  dw  Guttigheit  der  anf 
Veranlassung  der  Braatlente  abgesdiloBsaieii  Eheberednng  nidit  die  Be^ 
deutung  beanq>mohcn  kann,  welche  die  Appellanten  ihr  beilegen;  was  die 
r.ehauptnng  angeht,  der  Vertrag  sei  wohl  ungültig,  weil  er  nicht  zuvor  der 
Kammer  zur  Kenntnis  oder  zur  Zustimmung  unterbreitet  worden  sei.  während 
die  Erfüllung  dieser  Förmlichkeiten  untergebens  obligatonsch  sei ;  ebenäu  wa» 
die  bemängelte  Unterlassung  der  BattfiJcatlon  nnd  des  Anstansdies  der  Ra- 
tifikationen  In  der  Totgesdienen  Frist  oder  jedenfalls  vor  dem  Eheabsehlafi 
nnd  die  Aufstellung  angeht,  diese  Formalitäten  seien  keine  rein  diplo- 
matischen Vorschriften,  sondern  7tir  Gültigkeit  des  Vertrags  erforderlich; 
^endlich  was  die  Behauptung  betrifft,  der  streitige  Vertrag  stehe  im  Wider- 
IT* 
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sprach  mit  dem  konstitutimK^llm  Orundsatzf  .daß  alle  Bfircrer  vor  dem 
Gesetze  gleich  sind",  in  Erw..  daß  alle  diese  Anfstellnngen  vom  Krstrichter 
bereitü  schlagend  widerlegt  sind,  daß  die  Uubegründetheit  des  äunstigen  Vor- 
biingent  der  AppeUanteii  sich  kUur  ans  di«mr  EntschsMoag  ergibt,  d.  O. 
und  dwen  des  Bntrieliten,  danea  Torbdialtlos  beigqtüohtet  wird,  wild  die 
Benihing  sorflcitgewiesen  etc. 

Deutschland. 

§§  722,  723,  328  ZPO.      VcUatreckungsurteU  nach  einem  im 
Kanton  Zäriah  ergangenen  strafgerick&ieken  Urteil,  welches 
dem  Kläffer  Entsdiädigung  „für  Umirieäe''  suerken$i$* 

LG  München  17.  6.  06  (Ber.  Reg.  Nr.  41/16  F  VII). 

Tatbestand. 

Am  84.  11.  03  hat  das  Besirksgeriflht  Zttridi  in  Saehen  d*  Berirk»* 

anwaltschaft  Zürich  als  Anklägerin  und  des  S.  in  Zfliich,  als  Damnifikateo 
trojren  W.  S.,  Ehefrau  des  .S".  und  vun  diesem  p^ctrcnnt  lebend,  und  B.  von 
Klbin^'  in  i'reuüen,  Angeklagte,  wegen  Ehebruchs  in  Abwesenheit  der  Ange- 
klagten zu  Hecht  erkannt: 

1.  Die  beiden  Ai^klagten  sind  des  Iwtgesetitoi  Bbebfoebs  schnidig. 

2.  Sie  werdoi  venutdlt  «t  Je  10  Tagen  Oefingnis. 

8.-4  Die  Kosten  werden  den  Angeklagten  an  glddiM  Teilen  md  je 
unter  .Solidarhaft  für  das  Ganze  auferlegt. 

5.  Sie  haben  den  Danmifikaten  im  gleichen  Verhältnis  für  Umtriebe 
mit  fcs.  50  zu  entschädigen. 

6.  Die  wdteren  Bntsebidigungäbegehxen  des  DanmUUcaten  wwden  «af 
den  Zivilweg  vetwiesen. 

Auf  eingelegte  Berufung  hat  die  III.  Appellationskammer  des  Ober- 
prerichts  d«  H  K  tntons  Zttricb  am  8.  1.  Ol  glekhfolls  in  Abwesenheit  dn- 

Angeklagtc'ii  beöihlobsen  : 

1.  Der  Pruzeü  wird  als  durch  Kückzug  der  Appellation  erledigt  abge- 
scbiieben  und  das  erstinstanzielle  Urteil  als  in  Rechtskraft  erwachsen  erUlit, 

2—8.  Die  sweitinstaiudellen  Kosten  werden  den  Yemrtmltai  m  ^ddien 

Teilen  nnd  unter  gegenseitiger  Solidarhaft  aufgelegt 

4  Im  nämlichen  Verhältnis  haben  sie  den  Damnifikaten  fflr  Umtriebe 
in  zweiter  Instanz  mit  fcs.  30  zu  entschädigen. 

lüt  Klage  Tom  8.  7.  04  stellte  5  an  das  Kgl.  AG  Httnchen  I,  Abt  A 
f.  ZS.  den  Anteag,  die  beseiduieten  Urteile  in  Ansefanng  der  ihm  fBt  Umtriebe 
zugebilligten  Entschädigung  von  insgesamt  80  fcs.  in  der  Riditnng  gegen  S, 
fUr  im  Inland  vollstreckbar  zu  erklären,  die  Kosten  dem  Genannten  aufsner^ 
legen  und  das  ergehende  Urteil  für  vorläufig  vollstreckbar  zn  erklären. 

Das  Kgl.  AG  München  I,  Abt.  A  f.  ZS.  hat  mit  Urteil  vom  16.  12.  04 
^  Klage  kestenttllig  abgewiewD. 
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Das  Gericht  hielt  dafür,  daß  itrafgerichtlicfaeii  Urteilen  des  AualandSi 
«ndi  soweit  sie  Uber  slTilrechtllclie  Aasprllcbe  entscheid«!,  nach  §  328  ZPO 

die  Anerkennung,'  zu  versagen  sei. 

Das   üiteil  vom  16.  12  ()4  wurde    dem   klägerischen  Prozeübevoll- 

mächtiffton  RA  Dr.  G  am  "50.  12.  04.  äle  BiTufungserklärung  »Ips  Kläsrors 
den  Pt  <)Z(  bbevollmächtigteu  des  Beklagten  HA  Dr.  D.  und  Dr.  A'.  am  lü.  1.  05 
aogeütcllt. 

Der  Berufungsfilhrer  machte  geltoid,  es  sei  nicht  ahsuselien,  wanun 
efaisig  und  altnn  ans  dem  Gmnde,  da0  in  einem  Strafnrtdl  ans  Zweck* 

mäßifilv-eitbriicksichten  Uber  einen  liritreehtlichen  Anspruch  entschieden  werde, 
die  ^^llI.>^tl^  ckiKirkfit  im  Inhiiidf  ausgeschlossen  sein  solle.  Die  überwiegende 
Anzahl  der  Schriftsteller  vertrete  darum  auch  den  der  Klage  entsprechenden 
Standpunkt. 

In  der  mündlichen  Verhandlung  »teilte  er  dt-n  Antrag: 

1.  Das  Urtea  des  KgL  AO  Hflnoben  I.  Abt  A  f.  Z8,  jom  16.  Id.  04 
wird  aufgehoben. 

2.  Die  Zwaii^risvollstreclcong  ans  dem  Urt«il  des  Bezirksgeridits  Zürich 

vom  24.  11.  OH  und  aus  dem  Vricü  der  III.  .\i)pellatiunskammer  des  Ober- 
gerichts des  Kantons  Zürich  vom  H.  1.  04  wird  in  der  Kichtunjj  treiben  den 
£.  in  München  auf  den  Betrag  von  i>4  Mk.  im  Deutschen  Reiche  für  zulässig 
«rkUrt. 

3.  Der  B»Magte  bat  die  Kosten  erster  und  sweiter  Instant  au  tragen, 
betw.  zü  erstatten. 

4.  Das  Urteil  wird  für  vorläuhg  vollstreckbar  erklärt. 

Der  Vertreter  Beklaj^teii  beantragte,  dtP  B»>rufiin^  kostenfSllie  zu 
verwerfen  Er  nahm  auf  die  Gründe  des  erstrichterlichen  Urteils  bezug  und 
bestritt,  daü  die  dem  Kläger  für  Umtriebe  zugebilligte  Entschädigung  zivil» 
rst^yieber  Art  sei.  Er  behauptete,  daß  auch  die  weiteren  Erfordernisse  des 
1 328  ZPO  feblten.  Beklagter  habe  sich  aal  den  FroieB  nicht  eingelassen, 
es  sei  ihm  auch  eine  den  FroseB  einleitende  Ladung  w«ier  irn  JCaatsn  ZUricib 
in  Person,  noch  durch  Gewährung  deutscher  Rechtshilfe  migestellt  worden. 
Die  fiPirenseiti^^keit  sei  nicht  verhtlrpt.  Die  Anerkennnns?  des  ansl&ndischen 
Rechte  verst(»Ue  gegen  die  guten  .Sitten,  weil  nach  unseren  Begriffen  das 
Verlangen  einer  üeldhulk;  als  Öühne  für  einen  Ehebruch  unmoralisch  sei. 
O^n  den  Zweck  des  dentseboi  Oeaeties  vevstoBe  das  Begehrai  einer  Bnfie^ 
weil  sie  verlangt  und  ntigeaprochen  wurde  xa  einer  Zeit>  sn  der  die  Ehe  nocb 
nicht  geschieden  war.  Die  Urteile  seien  auch  dem  Zweck  der  dentseben 
Gesetze  zuwider,  weil  sie  Versftnmnisnrteile  in  einer  Strafsache  darstellten. 

Die  Parteivfrtreter  stimmten  darüber  ein.  daß  der  Beklagte  deutscher 
ReichsariLrehririger  ist  und  auch  zurzeit  der  Ladung  zur  Ilauptvcrhandlong 
vor  die  Züricher  Gerichte  deutscher  Reichsangehöriger  war. 

»Bs  wurden  die  Akten  des  Bemrksgnriohts  und  des  Obergcricbts  in 
ZOrieh  erholt. 

Gründe. 

Die  Berufung  entspricht  den  Voraussetzungen  der      öilS.  ZPO. 
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D«r  Beklagte  IM  mSaaen  WobmltB  is  MAimsIkii.  Für  die  Klage  auf 
BrUueong  dea  VoUetieckiiiigBDrteilei  M  danun  die  Zattlndigkdt  dee  Sgl 
AO  MOnclieii  I,  Abt  A  1  ZS  ala  Ckriehtt  eitfcev  Listam  gegeben,  §  78S 
Abs.  2.  12,  13  ZPO 

Nach  §  723  Abs.  2  ZPO  ist  das  Vollstreckangsarteil  erst  zu  erlassen, 
wenn  das  Urttil  des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  ftir  dieses  (üricht 
gellenden  Rechte  die  Rechtskraft  erlangt  hat.  Dieser  Voraassetzuog  i^tt  m 
AmefanDg  der  beiden  Uitefle  genügt 

Daa  YoUatnckmigeniteil  ist,  wie  §  788  letater  Sats  beatinunt^  nfdit 
an  erlassen,  wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  naeb  §  d28  ZPO  anageacbleeM» 
ist.  Das  Vorliegen  der  ErfordeiniaM  dieeer  Oeaetaesvoreohiift  ist  Ton  Amti- 
wegen  zn  prüfen. 

1.  §  328  betrifft  lediglich  zivürechtliche  Ansprüche.  Ob  ein  ziril- 
rechtUcher  Anbpruch  vurliegt,  ist  nach  aosländischem  Recht  zu  bemessen 
(Tgl.  Franeke,  Z^ttachrift  für  4tuUdkm  ZMlproatä  Vm  U). 

Die  Bntach&digung  fOr  ümtriebe  ist  dne  BntacbSdignng  fUr  Wß»- 
waltnng  des  Damnifikaten  im  Prozeß,  ähnlich  dem  Kostenerstattongsansprodi 
des  Nebenklägers  im  deutschen  Strafprozeß.  Seiner  Natur  nach  ist  dieser 
Anspruch  zivilrechtiicher  Art.  Da.«i  bezirksgerichtliche  r'rtei!  bringt  dies 
deutlich  zum  Ausdruck,  wenn  es  ausiuhri:  .die  EntschädiguuLTH msprürhe  de» 
Damnitikaten  sind,  soweit  sie  sich  nicht  auf  Prozeßentschüdigaug  bezieben, 
weU  nicht  liquid,  auf  den  S^Tilweg  an  Towäsai'. 

8.  Bestritten  ist^  ob  $  388  Anwendung  findet  ant  ürteile  aniliadisdier 
Strafgeridite,  die  im  Adlniatonsrerfobren  Uber  aivilrecbtliefae  Ansprfldie  ei^ 
lassen  sind. 

Das  Berufungsgericht  ist  der  Anschauung,  daß,  soweit  von  einem  aus- 
ländischen Gericht  über  einen  zivilrechtlichen  Anspruch  erkannt  ist.  es  nach 
dem  geltenden  deutschen  Zivilprozeßrecht  für  die  Yollstreckbarkeitserklärang 
uowesentUcb  ist,  ob  dieser  Anspmdi  von  einm  Zivilgnicbt  oder  ebiaa 
Stralgeriebt  sngebilligt  winL  §  888  Tcrlangt  kdi^ioh  daa  Urteil  ein«s 
ausländischen  Gerichtes,  d.  h.,  -me  Planck  in  w^bussBl  Lehrbuch  des  Zivil- 
prozeßrechts II  6iJ0  zutreffend  ausf-lbrt  riner  vom  ausländischen  .'^taat  znr 
prozessualischen  Entscheidung  von  Zivilansprüchen  eingesetzten  Behörde 
einerlei  wes  Namens  und  welches  sonstigen  Geächäftsumfanges.  VV'o  Adhäsioos- 
prozeß  gUt,  hat  das  Strafgericht  insoweit  ZivlIJarisdiktion  (vgl.  Planck 
A.  84).  Ea  ist  nicbt  efnansehen,  dafi  der  deatsche  Oesetageber  einem  ZivÜ- 
anqunich  die  YoUstreckbarkdt  Tcrsagen  woUte,  wenn  das  ansltodlaehe  Recht 
aus  ZwcckmäßigkeitsgTflnden  die  Gerichtsbarkeit  dem  Strafgericht  flbertrageo 
hat.  §  3  des  EG  zur  ZPO.  der  bestimmt,  daß  die  ZPn  «nf  alle  bürgerlichen 
Reehtsstreitigkeiten  Anwendung  findet,  die  vor  die  ordentlichen  Gerichte 
gehören,  steht  dieser  Auffassung  nicht  entgegen,  auch  nicht  fttr  den  F&ll 
daß  die  Geltendmachung  der  ProsefientM^i&digung  im  StrafproseS  nadi  dMt* 
scbem  Sedit  nicbt  ala  bttrgerliobe  Reolitsstreitigkdt  eraditet  wird.  Denn  9  3 
gibt  nnr  eine  Vorschrift  innerbalb  des  deutschen  Proießrecbts.  Auf  die 
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GerichtsverfussiiTif;  nnd  das  Virfiihn-n  dos  Auslands  findet  diese  Vorschrift 
so  wenig  Anwcndunit;.  wie  eine  andere  Vorschrift  des  deutschen  Zivilproaseß- 
rcchts.  §  328  aber  üutzt  eine  bürgcrlichü  Rechtsstreitiglitil  voraus,  die  nach 
den  Gesetzen  des  Aasl&ndes  als  solche  za  gelten  hat.  Daß  dies  nach  Züricher 
Redit  KatrilH,  wurde  oben  dargelegt. 

Die  liier  vertietoie  Annsliattiisg  wird  gebilligt  Ton: 

Bar,  Lehrb,  dt»  internationalen  Privat-  nnd  Straf  rechts  1892 
S.  Leske-Loetcenf eld .  Die  Reclttscerfnlgufttf  im  internationaleti 

Verkehr  1895  I  797  A.  8,  Petersen,  Komm.  4.  Aufl.  A.  2  zu  %  722 
ZPO,  Neumiller,  ZPO  1908  zq  §  626, 

Dieselbe  Anfiassiing  wird  auch  in  der  neueren  Theorie  des  Auslandt 
festgehalten  (Tgl.  beeonden  PeiroHt  eff^  de»  Jugemenia  ripr»»»if»  »n 
droit  inUrtmHonol  1885  8. 18011.  nnd  snletxt  La  Loggia^  ta  »»»eUMUm» 
deUe  »emtenze  straniere.   Torino  1902  S.  228  ff.). 

ElM»n8o  hat  das  AppcUgericht  in  Kopenhagen  am  8.  (5.  91  erkannt, 
datl  die  von  einem  ansländischen  Strafgericht  ^'Ptrnffeno  Enfscheidnntr  über 
Schadenseraatz  oder  Frozeßtcosten  zor  VoUstreclcung  in  der  tiämlicheu  Weise 
sngdMaen  werdoi  kann,  wie  wenn  es  sidi  nm  ein  von  einem  ansländischen 
Zivilgericht  erlassenes  UrteU  handehi  wOrde  (J.  1898  8.  229). 

Insbesondere  hat  die  hier  niedergelegte  Anachannng  Ansdmck  gefunden 
in  §  42  des  Gesetzes  Uber  die  Rechtshilfe  im  norddeutschen  Bande  Tom 
21.  6.  fi9:  .Ist  von  dem  Strafrichtrr  auf  Zivilentschädiirimg  erkannt,  so 
bestimmt  sich  die  Gewährnn?  der  Rechtshilfe  für  die  Vollstreckung:  des  Er- 
lEenntnisses  nach  den  Vorschriften  über  die  YoIIstreckuiig  der  iu  bürgerlichen 
ItochtBStreitigkelten  erlassenen  Erkenntnisee"  (vgl.  Endemann,  Erldnie- 
rungen  de»  Bundeegewtee»  tobh  21.  6.  69). 

Der  hier  niedergelegten  Ansicht  treten  entgegen 

Wach,  Deutsches  Zivilproxeßrecht  l  2(}S  No.  27,  Gaupp- S te in. 
Komm.  6.  n.  7  Anfl.  A  II  zn  §  328,  beide  ohne  Angab«*  von  Gründen, 
St'uffcrt.  Komm.  H.  Antl.  A  2h..  zn  §  H28,  entgegen  früheren  Auflagen, 
anbcbeinend  unter  Bezugnahme  auf  ^  3  E(t  z.  ZPO. 

du  Die  Znstindighelt  der  Zflricher  Qexichte  ist  nach  dentsehem  Bochte 
gegeben  §  82  ZPO. 

4.  Die  den  Ftozcß  einleitende  Ladung  ist  die  Ladnng  der  Angeklagten 
vor  das  Bezirksf^prirht  Zürich  zur  Hauptverhandlung  vom  24.  11.  0:^. 

Diese  Ladunt;  ist.  wie  die  Prozeßakten  erj^Rben,  dem  Beklae;t<Ti  nm 
12.  11.  03  in  München  mittels  Rückscheines  durch  die  Post,  demnach  weder 
im  Staate  des  Prozeßgerichts  in  Person,  noch  durch  Gewährung  deutscher 
ReebtdiiUe  angestellt  worden.  Da  der  Beklagte  Deatscher  ist^  wtre  die 
Klage  nach  9  828  Z.  2  ZPO  absnweisen,  aofem  er  lieh  anf  den  ProseB  nicht 
eingelassen  hat. 

Einlassen  heißt  nach  der  herrschenden  Meintin^,'  nicht  .einlassen  mt 
HiiUptsache''.  sondern  .einlassen  auf  den  Prozeß^,  überhaupt  verhandeln,  im 
Proxesse  tätig  werden  i,vgl.  Wach,  Handbuch  I  233  A.  42). 
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Ebenso  das  OLfJ  Köln  am  21.  i  9H: 

,Ailerding8  würde  es  keiuer  sachlichen  Einlassung  auf  die  Klage  t- 
dftrfen»  ▼falmdur  ak  Einlanang  im  äinne  des  g  661  Z.  4  ZPO  jede  aal  i  > 
webr  der  Klage  gerichtete  Proießhandliiiig  tot  dem  Mulindisdieii  Gerii  it 

genflgen''  (Zeitschrift  f.  Internat  Pi  ic  -  u.  StrafrecktYl&i)  und  Gaui  p 
Komm.  A.  IV  3  zu  328  mit  (it-r  MuI  l  iI  i  daU  ohne  Bdiintr  ist.  oh  i  i(- 
Prozoßhandlung  in  milndlicbem  oder  schriftlichem  Vrrfabit  n  \ ornrnomnien  wi  1 

Der  Beklagte  hat  am  20.  12.  03  ordaangsgemäi^  Herufong  gegen  ö  u 
Urteil  4f»  Beiirkugeriehte  Zttrich  vom  24.  11.  03  eingelegt. 

Er  hat  dadurch  eine  anf  Ahwdur  der  Kb^  gneichtete  wirksame  Proze  V 
handlang  vor  dem  aodlildiscbrti  (1«  rieht  vurgenurameii  \  Urteil  des  Östeir. 
Obersten  Gerichtshofes  vom  IH  7  ;t4  in  dor  Zeitschrift  für  infr/  nut.  Prii  - 
Recht  IV  5(H):  in  betreff  des  auf  die  Bestimmung  des  g  t>t>l  No  1  d  r 
deutschen  ZPO  gestützten  Bcschwerdepunktes  i^t  zu  bemerken,  daß  dir 
Rekamnt  —  dnrdi  die  Brgreifang  des  Bcchtemitlels  der  Bemfang  gegi« 
das  UrteU  des  anslindiBcten  Qerichts  sieh  ohne  Frage  in  den  Streit  v«r  dem 
ansländischcn  Gerieht  eingelassen  hat). 

§  32H  Z.  2  ZI*(  )  setzt  den  Kall  ilor  totaltti  und  von  .\nbeprinn  im  Prozci] 
eintretenden  Ver&äamnis  voraus.  Hat  sicli  d«r  Bekla^rte  auf  den  i^rozeli 
eingelaüsen  und  wird  später  kontumaziert,  so  findet  die  bezeichnete  Vorschrift 
keine  Anwendung  (vgl.  Wach  Bandbuch  S.  233  mit  A.  42,  Böhm 
ntMhÜfmtrfahren  ra  §  661  Z.  4  der  alten  ZPO). 

Die  Einlassung  mufi  erfolgen,  nachdem  die  den  Prozeß  einleitende  Ladung 
Tinppstellt  ist,  und  ehe  das  Trteil  rcfhtskräftify  wird.  Innerhalb  dieses  Zeit- 
raumes gilt  jede  ProzeOhandlung.  die  nach  dem  ausländischen  Recht  bernck- 
sichtigt  werden  muß,  als  Einiassiing.  Und  zwar  gilt  sie  als  Einlassang  für 
den  gesamten  Prozeß,  nicht  etwa  hlos  fttr  den  nacfaielgenden  ProieBabschnitt. 
hier  also  auch  für  das  Verfahren  der  1.  IttStanii  suma]  das  bczirksgerichtlichr 
Urteil  eben  durch  die  Berufung  suspendiert  wt^rdtn  ist  und  Rechtskraft  erst 
durch  das  der  Berufung  nachfolgende  oboruerirhtlichc  l'rteil  erlangt  hat 

5.  Nach  §  32»  Z.  4  ZPU  ist  —  in  Übereinstimmang  mit  Art  EG 
2.  BQB  —  die  Anerkennong  des  Urtdk  eines  aoslIndisdwB  Qerichts  aas» 
gesdhlossen,  wenn  die  Anerkennung  gegen  die  gnten  Sitten  oder  gegen  den 
Zweck  cineä  deiitaclien  Gcsetses  Terstffftt. 

Di(^  Anerkenniinir  vorstößt  gejrcn  dir  irnten  .Sitten,  wenn  die  im  Urteil 
ausgesprorhene  Her htsfoiixe  in  sich  unsittlirU  ist,  oder  wenn  die  an  sich 
erlaubte  Kechtsfolge  einem  unsittlichen  Grunde  entstammt  (Gaupp  A.  VI 
na  §  328  ZPO,  lOr  den  BegriH  der  guten  Sitten  Planck  BOB  A.  1  zu  §  i38> 

Die  Anerkennung  venlfißt  gegen  den  Zweok  etods  deutschen  Gesetaes 
nicht  etwa  schon  dann,  wenn  das  Urteil  auf  Kechtssätsen  hemhti*'  die  mit 
drn  inländischen  nicht  flhi  rt  inftimmen,  sondern  mir  dann,  wenn  rs  einem 
leitenden  fJrtindsatz  der  deut.Hchen  (iesetzgobung  widei-spricht,  dessen  Kest- 
haltuag  nu  öffentlichen  Interesse  geboten  ist  (vgl.  Seuffert  A.  6c)  zu 
§  328,  Prot.  X.  BGB  VI  83>.  Bei  der  Abwägung,  ob  dieses  Erfoidemis  des 
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§  988  g^ben  lat,  «miifialilt  es  lieh  niekt  iii  ingstUoh  n  lein,  da  der  inter- 
nationale Rechteverkehr  sonst  Schaden  leiden  kttmite,  ebne  daB  sdmtswttrdige 

inländisrhe  Interessen  in  Frage  stehen. 

80  betrachtet,  sind  die  sämtlichen  Einwendungen  des  Beklagten  nicht 
zu  beachten. 

Bs  widenprieht  weder  den  deutschen  Anwshaaansen  Aber  dae  sittlich 
Oehotene  nnd  Bilaabte,  noch  einem  deutschen  gmndlegenden  Bechtasati, 

a)  wenn  das  Züricher  Recht  dem  im  Prozeß  beteiligten  S.  eine  Prozcß- 
entschädignng  zubilligt,  auch  wenn  das  deuteche  Recht  eine  solche  Ent- 
schädigung im  Strafverfahren  wegen  Ehebruchs  nicht  kennt  ivgl.  den  ver- 
wandten Kostranstattnngsanspruch  des  Nebenklägers  in  g  437  Abs.  1, 
m  RStFO), 

b)  wenn  im  Versäumnisverfahren  auf  eine  zehntägige  Gefängnisstrafe 
und  anschließend  au!  Eiits(  lüLdigung  des  Daranifikatcn  erkannt  ist,  da  auch 
das  deutsche  Rcilit  eine  Aburteilung  des  abwesenden  Angeklagten.  wc<ren 
Verfehlungen,  die  voraossichtlich  eine  Freiheitsstrafe  von  nicht  mctir  als 
6  Wodien  nacii  lidi  liehen,  kennt,  ■ofem  der  Angeklagte  nur,  was  hier 
satriSt»  riehterlieh  ttber  die  Anklage  vernommen  ist  <§  232  RStPO), 

c)  wenn  auf  Strafe  wegen  Bhebmchs  —  die  Voraussetzung'  der  Znbilli- 
gong  einer  Prozeßentschädigun^  —  erkannt  ist,  ohne  daß.  wie  dies  nach 
deatschem  Recht  gefordert  wird,  die  Ehe  getrennt  war,  da  nach  Züricher 

Straf  recht  (Si  117,  118  StGB  vom  ^191)  Anhangigmadrang  der  Schei- 
dungsklage seitens  des  Verletsten  Bedingung  dto  Strahmlolgnng  ist  und  die 

Strafbarkeit  entfällt,  wenn  der  Verletzte  die  Ehe  fortsetzen  will,  das  ZOndier 
Recht  demnach  bei  Bestrafung  des  Ehebruchs  von  &hnliohen  Voransseticungen 
ausgeht,  wie  das  deutsehe. 

6)  Die  Gegenseitigkeit  zwischen  dem  Deutschen  Reich,  bez.  dem  König- 
reich Bajrem  und  dem  Kanton  ZOiicb  ist  als  tnrbflrgt  >n  eraehten*). 

Es  bestimmt  swar  das  Züricher  Qesets  betr.  die  Reehtqrflege  vom 

2.  12.  74  . 

in  5?  752: 


13..  6.  80 

„Urteilen  aus  Staaten,  mit  welrben  keine  Staatsverträge  bestehen,  kann 
der  Richter  nach  heier  Würdigung  aller  Verhältnisse  Vollziehung  gewählen". 
Staatsmtclge,  wdche  die  Ctegenssitiglceit  der  Yollatreckung  Twbttrgen, 
liestdien  nrisehen  dem  DentsehiNi  Bmche  oder  Bsyem  und  dem  Schweiser  Bund 

oder  dem  Kanton  Zürich  nicht.  Der  Züricher  Richter  ist  demnach  nicht 
verpflichtet,  die  VoHstrcckunL'  di-utsrher  T'rteile  znznlassen,  ps  ist  dies  in 
sein  Ermessen  gestellt,  er  kann  die  materielle  Richtigkeit  des  fremden  Urteils 
nachprüfen. 

Die  Bttndige  Übung  der  Gerichte  des  Kantons  Zttridi  aber  gdit  dahin, 
die- Vollstreckung  der  deutschen  Urteil»  zusulassen,  ohne  eine  Naehprttfnng 


*)  Vgl.  Ztsch.  Xm        5»5.  —  Red. 
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Ihrer  materielleii  Richtigkeit  vorzanehmen.  Durch  ein  Gatachten  des  Züricher 
Oberg«^rirhts  vom  26.  2.  02,  das  dem  OLG  Karlsruhe  vori^elegen  ist.  die 
hier  angifühitc  Judikatur  und  das  beigefügte  Randschreiben  an  die  Bezirks- 
gerichte vom  2ö.  ö.  i)l  ist  eine  solche  feste  Übung  der  Züricher  Gerichte 
nachgewiewn,  und  9»  tiaA  Brlmmtoin»  Zflrielier  Qetichte  nicht  bakumt 
gewordoi,  die  Ton  dieier  Ftexia  «bweioiieii,  lo  d«B  die  G«fl(eiiMitlf  kdt  Ut- 
sllchlich  verbürK't  ist  Gaupp  A.  VII  B  a.  D  7  za  §  328,  Peicrfeti 

N.  17  d  zu  §  328,  Zeitschrift  für  deu/scrien  7Avilprozcß  X  4«k).  (}U\ 
Karlsmhe  22  12  02  nnd  OLG  Hamburg  ö.  7.  Ü3  in  der  ZeUschr.  f.  inUr- 
Hat.  Frio.'Recht  Xlli  412  u.  öi^ö). 

Da  die  YorMSsetBiuigcii  der  §§  722,  723,  828  ZFO  eoniit  vorliegen, 
war  den  kligeriacbeii  Antng  unter  Anfbebnng  det  enrtiiehterlldMn  Undla^ 
wie  geKbehen,  itotfc  sn  fg^bea. 

In  welcher  Art  ist  eine  ausländische  Beteillgwng  an  einer 

dettUchen  Heederei  eulässig? 

HO  10,  e.  06  (1 33/06;  DJZ  1906  S.  816), 

Der  im  Inland  wohnende  Beklagte  W.  verhandelte  im  Jahre  1891  mit 
einer  Anzahl  amerikanischer  Staatsangphf5rigpr  und  Dputsrhor  über  cb  n  Bau 
und  Betrieb  eines  neaen  eisernen  SegekchiSeä,  dm  unter  deutscher  Fltigge 
fahren  sollte.  Die  Amerikaner  abernahmen  ^Vioo,  W.  und  die  Übrigen  Deutschen 
aaeb  ^m.  Die  Amerikaner  haben  wie  die  Deatseben  demgemift  ihre  Antdle 
an  den  Baniroaten  beiablt.  Der  Bau  wurde  von  W.  allein  einer  deatscben 
Werft  öbcrtragen,  die  ihm  nach  Fertigstellung  des  Schilfes  ein  Attest  pab, 
wonach  er  alJcin  Eit^entümer  geworden  sein  soll  W  überreichte  Aie^  Xui-st 
in  Übereinstimmung  mit  den  Amerikanern  und  Dcutsciiun  dem  Schiffsregister 
seines  Wohnorts  mit  der  Erklärung,  daß  er  'Wioo  Parte  selbst,  <Vioo  Parte 
andere  Denteche  beeUen,  gab  aber  dann  nach  der  Eintragung^  des  Schilhs 
and  der  Eigentumsverhältnisse  den  Amerikanern  Scheine,  lant  deren  an  ^/i«> 
Pnrtcn.  .obsthun  tliest-Iben  für  mich  im  Srhiffbre^^Mst^-r  einfretragen  stehen', 
ihm  kein  Ei^'entumsrccht  zustehe,  daß  vielmehr  ,.im  Verhältnis  zu  mir"  laut 
spezieller  Vereinbarung  den  (einzeln  genannten)  Amerikanern  ,alle  Rechte 
nnd  Pflichten  eines  dcntidien  Beeden  matehen*.  Im  Jnhm  1903  haben  die 
Amerilcaner  ihre  Parten  an  einen  Dentachen,  den  Kllger,  verlcanft  and  ihm 
alle  Rechte  abgetreten.  Kläger  klagt  nnnmehr  gegen  den  Verklagten  in 
erster  Linie  auf  l^e-stätelhin^.  daß  er  wejrcn  der -^^  i  »)  Piirten  Miteigentümer 
nnd  Mitreeder  des  Schifles  sei,  itul(>m  er  fordert,  daü  Verklagter  das  Zertifikat 
zur  Umschreibung  der  Parten  an  die  Registerbehörde  einreiche;  in  zweiter 
Linie  «rentnell,  daB  Verklagter  ihm  das  Miteigentum  wegen  dieser  Parten 
versdmife  und  ftbertrage.  Kliger  sttttst  sieh  darauf,  daA  Vericlagter  nur,  im 
dem  Schiff  die  deuteohe  Flagge  tu  versrhaffen,  an  Stelle  der  Amerikane.*  in 
das  ReLtister  einpetragen  worden  sei.  Letztere  seien  in  Wahrheit  die  Eiften- 
tümer  gewesen.  I^ach  Übertragung  ihres  Eigentums  an  einen  Deutschen  8<^e 
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aadi  d«r  Eintvagiuig  dieees  BigwotimiB  in  das  dcfatselie  Regitter  nidit«  «t* 

gegen.  Verklagter  entgegnet:  da  nach  dem  Flaggeniechtsges.  v.  25.  10.67 
dio  (leut-jf  hn  Flagj?e  nur  geführt  werden  dttrfe,  wenn  alle  Mitreeder  Deutsche 
seien,  su  würde  ein  Vertrag,  wonach  die  .inslHndcr  wahre  Miteigentümer  sein 
sollten,  nichtig  sein.  Ein  solcher  Vertrag  sei  auch  nicht  geschlossen.  Den 
Aniliodera  eeien  nor  ohligatoiiMhe  Beebte  anf  Tcflnelune  «n  Oewinn  und 
Yerlott  dnfttftnini.  Die  Yovlnstaas  TenurteiHe  nedi  dem  pvinsipalen  Antrag 
mit  der  Bcgrllndnng,  daß  nach  den  Abredt  n  vor  und  während  des  Baue«  die 
Amerik  tner  wie  die  Deutschen  Mitreeder  und  Miteigentümer  sein  sollten  und 
auch  uewordt-ii  seien.  Allerdings  sei  nnter  diesen  ümständen  die  Eintraprung 
des  Schiffes  in  das  duut&chu  Hegiüter  unzulässig  gewe^ien  und  strafbar.  Aber 
die  privatreditUoiie  Ungültigkeit  der  analindiidien  Hitelgetiftllmerreebte  eel 
daians  nidit  an  fo^|era.  BO  hellt  auf  nnd  weist  die  priniipale  Klage  ab. 
Eine  solche  Vereinbarang,  wie  sie  die  Vorinstanz  annehme,  sei,  weil  sie  gegen 
zwingende  (öffentlich- rochtlichi'  Vorschriften  unseres  Gesetres  verstoße,  auf 
etwas  Unerlaubtes  gerichtet  und  mithin  nach  allgemeinen  Kechtsgrundsätzen 
unbeachtlich.  Die  Vereinbarang  sei  einheitlich,  es  lasse  sich  der  privatrecht- 
liehe  Teil  denellien  Ton  dem  dllentlioh->nebtlieben  nicht  trennen.  Xliger  sei 
daher  dorob  die  AUieiemng  des  Schilfes  an  ihn  seitMis  der  W«rft  Bigenttimer 
der  streitigen  Parten  geworden ;  daß  er  für  die  Amerikaner  erwarb  (durch 
constitutum  possessorium)  sei  ausgeschlossen,  da  der  0  rund  vertrag,  worauf 
sich  dieses  stützen  solle,  nichtig  sei.  Durch  die  späteren  Reverse  habe  er, 
ohne  Zostimmung  der  dentschen  Mitreeder,  diese  Parten  nicht  an  die  Amerikaner 
veriuOem  kOnnm  (Art  470a  DHGB).  Be  Mnne  sieh  also  nur  noeb  bagen, 
ob  und  welche  oliligatoflachen  Wirkungen  diesen  Rereraen  beizulegen  seien 
und  ob  er  danach  verpflichtet  sei.  auf  Verlangen  der  Amerikaner  diese  Parten 
an  einen  Deutschen  zu  übertragen  gegen  Erstattung  seiner  Vorschüsse.  Zur 
Prttlong  dieser  Frage  wurde  die  Sache  an  die  Vorinstanz  zurückverwiesen. 

JUkktrÜtarecht  des  Versicherungsnehmers  bei  VersdmeUsung 
(Fusion)  der  Versicherungsgesellschaft  mit  einer  anderen. 

BQ  28. 1,  Od  (VII  554/04;  EnUeh.  d,  SG  LX  56), 

Eine  engtische  Veisicbemiigsgesellschaft  ('ITIe  L>  Comp.}  hatte  Our  Ver- 
mögen anf  eine  andere  englische  YmidwrangsgeeellsGbaft  {TJie  Y,  Cow^,) 
durch  «Pomonsvertrag"  übertragen.  —  Die  L.  Comp,  klagte  gegen  dentsche 

Versicherungsnehmer  (Schm  n  Gen.)  anf  Prämienzahlung.  L<>t7tcre  ver- 
weigerten die  Zahlung,  indem  sie  wegen  der  gt  schehenen  Fusion  das  Recht 
des  Rücktrittes  vom  Versicbenmgsvertrage  geltend  machten.  Nachdem  die 
Vednstansen  zugunsten  der  klagenden  Oeselisehaft  erkannt  hatten,  gab  das 
BG  der  Bevislon  der  Yeisiofberten  statt. 

Ans  den  Gründen.  I 

Der  ßerufungsricbter  fuhrt  aas^  daß  das  deutsclu  und  das  englische  i 
Becht  die  Fasion  im  Interesse  der  Erhaltung  virtBohaftUober  Werte  begdn« 
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stigtfn.  und  daß  dcsluilb  die  Fusion  als  solclk"  ein  Auflösonga-  oder  Rück- 
trittsncht  nicht  begründen  könne,  auch  dann  nicht,  wenn  die  OlRnbisrerschntz- 
vorscbriften  des  englischen  RccbU  für  minderwerUg  gegenüber  denen  des 
deotaehsn  fiMhto  eiaditet  wflnian,  weil  die  Venldifirteti  «Jdi  gesagt  b&tttn 
oder  doch  hitten  aagoi  mibaen,  daß  eine  etwaig»  Liqnldationafbaioii  —  die 
zudem  im  GeaeUiolaftiatBtlit  ansdrücklich  als  sculllssig  brzt  icluiet  sei  —  nach 
den  Bestimmnn^pn  des  maßgfbendrn  »  ni'lisrht  n  ]'>  rlit?  vor  sich  gehen  werde. 
Hieran  ist  richtiii,  duli  das  deutsche  Hecht  unv  die  Hechte  der  (i  1  ii  u  b  i  i;er 
nicht  gefährdende  Fuhiun  zweier  AktiengesellHcliaften  mit  und  uhiie 
Liquidation  snlifit  ($§B04— 306  HGB).  Uniiefatig  iat  aber,  dafi  der  dettteebe 
Veraieherte  aich  oime  watena  rina  Fkiaioii  gefalitn  an  laaaan  brandie,  die, 
wenn  schon  unter  dem  Schutze  des  englischen  Rechts  vollzogen,  seine  Interessen 
nicht  ^rnfl^end  berücksichtigt.  Daü  die  Fusion  .statut^nmilßifr  vorffosrhrn  i*rt, 
erscheint  su  lange  gleichgültig,  als  nicht  der  Inhalt  der  Statuten  einen  Ik>- 
standteil  der  VersicherungsbediDgungeQ  bildet.  Dies  trifft  nach  den  Policen 
niobt  sa.  Ba  ItBt  afob  daher  avcb  nidit  sagen,  daft  die  Veraicberten  aieb  den 
Statuten  nnterworfen  und  TertragamUig  die  Fneum  nach  engliacbem  Beebte 
gebilligt  hätten.  Anders  lag  die  Sache  in  dem  einen  deutschen  Gegenseitig- 
keitsverein betreffenden  Falle  der  Abtretung  des  ganzen  Portefeuilles,  der 
durch  das  Urteil  des  erkennenden  Senats  vom  29.  12.  Ü3  erledigt  wurde  (vgl. 
EnUch.  d.  EG  in  Zivils.  LVI  292).  Ebensowenig  ist  festgestellt,  da6  die 
YerakAtfrten  aveh  nor  daa^eii|;ltacbe  RedM  gekannt  halten.  Die  Anlorderang 
aber,  daß  sie  es  hätten  kenn^  mÜBScn,  daß  also  ihre  Unkenntnis  anf  Fahr- 
liissifikcit  beruhe  und  darum  nicht  zu  beachten  sei,  ist  nicht  zu  billii^en.  Die 
uns'reitiij  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  (;e  sch  1  o  s  se  nen 
und  dort  von  beiden  Teilen  zu  erfüllenden  Verträge  (vgl. 
Artt.  17,  28 dtf  VecaUmnngabedingnngen)  nnteratehan  demdnntaeben 
Recht.  Ihm  bat  aieb  die  englische  Geaellacbaft  nnterworfen, 
und  es  kann  davon  Ireine  Rede  sein,  daS  die  Versicherten  aich  mit  der  eng- 
lischen Rechtsordnnnjf  bekannt  zu  machen  gehabt  hätten.  Lediglich  nach 
deutschem  Recht  ist  zu  beurteilen,  ob  eine  zum  Rücktritte  berechtigende 
Veränderung  iu  den  Umständen  des  Versicherten  eingetreten  ist.  gleichviel 
ob  aidi  die  QUnbiger  nach  englischem  Rechte  diese  Yerindemng  gefallen 
laaaen  mflsaen.  Die  abweichende  Anffasanng  des  Bemfongariditers  würde 
dem  Kredit  der  ausländischen  Versicherangsgesellachaften  eher  nachteilig  ab 
förderlich  sein  Ks  kann  demnach  dabinsjestellt  bleiben,  ob  die  Fnsions- 
liquidation  in  der  Art,  wie  sie  geschehen  ist,  nach  enpriischem  Rechte  statthaft 
war.  Vom  Standpunkte  des  deutschen  Rechtes  aus  ist  mit  ihrer  Vullziebung 
den  Yeraieherteir  dn  «nd«rer  Sdmtdner  wider  ihren  Wülen  aufgedrängt,  swar 
nictit  der  Fofm,  wohl  liber  der  Sache  nach.  Rechtlich  mag  es  zntteien,  dafl 
die  L.  Comp,  als  Liqnidationsgesellschaft  bis  zur  Löschung  im  Handelsregister 
fortbesteht  und  nach  wie  vor  ihren  nUlubigern  haftet.  Aber  es  ist  dies  eine 
Haftung  ohne  Inhalt.  Die  bisherige  Schuldnerin  ist  dtirch  die  von  ihr 
beschlossene  und  im  Werk  gesetzte  Liquidation  in  der  Hauptsache  von  eigenen, 
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greifbaren  MitU^hi  cntblöBt.  Es  ist  zn  bosor^t  ri  und  kcincsfullH  ansKcschlosscn, 
daU  der  Liquidator  mit  der  Übereignung  des  Vermögens  der  L.  an  die  aul- 
ndunende  OcieUicliaffc  fortfiUirt^  und  dftfi  die  Iflr  die  Ol&ubigcr  in  Fmge 
kommende  T^mOgeiianclitliclie  Gmndlige  dee  VenidieranginntwnebnieBs, 
einer  joiistiscben,  nur  fftr  den  Liqnidationszweck  ihr  Dasein  noch  fristenden 
Person,  auf  die  Garantie  zusammenschruropft,  welche  die  aufnehmende  Gesell- 
schaft durch  das  Versprecben  bietet,  den  Versicherten  der  L,  ihrerseits  ge- 
recht zu  werden. 

Das  BemfnngsnrMl  moBte  sonach  anfgdieben  tmden.  Die  Entsclieidnng 
anr  Haaptsadw  eigilit  sich  Ton  seihst;  die  Klagen  and  Widttklagen  der 

Gesellschaft  L.  erscheinen  unbegründet,  während  der  Feststellungsanspruch 
der  VersichtTtcn  prreclif fertiL't  ist.  Da  der  Art.  1184  Code  civil  außer 
Anwendung  bleibt,  war  aucli  iiir  die  vor  dem  1.  1.  <)<)  geschlossenen  Vertrage 
das  Rücktrittsrecht  der  Versicherten  [estzustellen.  Auf  die  Frage  der  Aktiv- 
l^timation  der  L,  Camp,  in  Ansehung  der  Eiasiehnng  der  Frtmien  tomchte 
unter  diesen  UmsOnden  nioht  eingegangen  an  werden. 

Inwieweit  erstreckt  sich  die  deutsche  Unfallversicherung  auf 

das  Ausland? 

Jiß  10,  IL  04  (DJZ  1906  S.  604). 

Ein  deutscher  Maschinenhaaer  erlitt  in  Haidas  Pascha  bei  Konstantinopel 
einen  Unfall,  als  er  bei  der  von  der  Zweigniederlassung  der  deutschen  Firma 
S.  «C  H.  in  Wien  übernommenen  Hersk'lluiig  einer  elektrischen  Beleuchtungs- 
anlaure  beschäftigt  war.  Für  die  Folgen  dieses  Unfalls  hält  er  die  bekl. 
Berufsgeuossenschaft  für  entschädigungspflichtig,  wtil  der  Wiener  Betrieb  der 
Firma  einen  Teil  des  yon  dieser  in  iDen|seh1and  nnterhaltenen,  bei  der  Be- 
klagten versicherten  rnternehmens  bilde  Der  Entschädigungsanspruch  ist 
abgewiesen.  Zwar  ist  die  Versicherung  eines  inlän  Ii  li-  n  Betriebes  räumlich 
nicht  unter  allen  rmstiinden  auf  da.s  Inland  beschränkt;  es  werden  vielmehr 
von  der  VersicberungspÜicht  vielfach  auch  solche  Betriebstätigkeiten  mit  er- 
laßt, dl»  ddi  In  <)rtlieter  Lodfltnng  ven  in  Inland  hefladlidien  Betriebs- 
anlege  im  Auslände  voUaiehen.  Dies  gilt  aber  nnr  insowdt,  als  die  im 
Anslande  vorzunehmenden  Arbeiten  nicht  von  solchem  Umfange  oder  solcher 
Daner  sind,  daß  sie  nicht  mehr  eine  unselbständige  Ausstrahlung  eines  in- 
ländischen Betriebes,  sondern  für  sich  einen  selbständigen  Betrieb  bilden.  Um 
eine  solche  unselbständige  Ausstrahlung  eines  inländischen  Betriebes  handelt 
es  skib  aber  hier  nicht.  Ist  es  schon  swdfelliafft,  ob  die  von  der  Firma 
hl  der  TOrkd  ansgelflhrten  Arbeiten,  welche  die  fierstdlnng  einer  elektrischen 
Licht-  und  Kraltanlage  für  die  Hafenbelenchtung  bezweckten,  mit  Rücksicht 
auf  ihren  Umfang  und  ihre  Dauer  als  eine  bloße  Ausstrahlung  des  Wiener 
Betriebes  gelten  koniu  n.  so  ist  es  jedenfalls  nicht  angängig,  diesen  Wiener 
Betrieb  lediglich  als  einen  unselbständigen  Teil  des  inläudibcheu  Betriebes 
der  Fixma  ansosehen;  denn  es  handelt  sich  bei  dem  Betriebe  in  Wien  vm 


Digitized  by  Google 


262 


Beehtapfeehmig:  DeBtachlaiid. 


eine  besondere  Zweigniederlassung,  die  als  aolcbe  der  österreicbiscben 

Staatsaufsicht  untersteht.  iHsondeie  TJilan^en  zieht,  selbständiir  Beamte 
und  Arbeiter  einstellt  and  ein  besonderes  r&amlicbes  Oescbäftsgebiet  be- 
arbeitet. 

S  4  StGB.      JErfordemia  der  StrafharkeU  nadt  lex  fori 
und  lex  loci  delicti  commissi. 

BO  9, 2.  05  (394St04;  Zuritt,  Wockeiuckrift  1905  S.  349). 

Unter  Handlung  im  Sinne  des  GeBeUtes  iit  dne  jewtilige  geachiehflidie 
Kreignis,  das  tatsächliche  Vorkommnis  zu  versteben,  nicbt  etwa  nur  der 
strafrechtliche  Charakter  ders»  n>en.  nnd  es  ist  für  die  Verfolgbarkeit  einer 
solchen  Handlang  im  Inland«.-  nur  erforderlicli,  dnß  die  Handlnnc  sowohl  nach 
der  einen  wie  nach  der  anderen  Richtung  die  Voraussetzungen  des  §  4  ötüB 
erfüllt  in  der  Weise,  dafi  die  nach  inl&ndiscbem  und  nach  ausländischem  Becirte 
ticb  ergebenden  stialreehUiclien  TatbeeUndein  dem  VerldUtnis  sndnander  st^en, 
wie  nach  inlitulisrln-iit  Rechte  solche,  die  gemftß  §  73  StGB  snsammcnt reffen 
(vgl  RO.Nt  XIII  232,  XV  224).  Daß  die  für  die  Strafbarkeit  der 
Handlung  maßgebenden  Merkmale  nach  den  beiden  Rechton 
ySilig  übereinstimmen  müßten,  wird  nach  g  4  StGB  nicbt 
erfordert  Eine  in  Österreich  begangene  Handlang,  durch  welche  der  Tat' 
bestand  des  §  83  des  ttsterr.  StOB  erlttllt  wird,  kann  deshalb  im  Inbinde 
ans  §  123  StGB  bestraft  werden,  obsehon  die  beiden  Tatbestände  nur  teil- 
weise sich  decken.  Aus  dein  Gesagten  crgfht  .sich  auch,  daß  bei  einer  Ver- 
nrteilung  nach  §  4  StGB  die  Tathtstandsmcrkmak  nicht  nur  des  inländischeu, 
sondern  auch  des  ausländischen  Rechtes  im  Urteile  featgest^Ui  werden  müssen. 

Erterritoi  tahidt  at^filüitdi^cher  Sfaafett.  Kompetemkonflikt. 

preußischer  Gerichtsliof  zur   Entscheidung  der  Kompetentk4mfiik4e 

14.  1.  82.  *J 

Auf  den  von  dem  lierru  Minister  der  auswärtigen  A.ngelegenbciten 
erhobeoMt  Kompetenskonllikt  in  der  bei  dem  KAnigUcben  Amtsgerichte  sn  K 
«nlüUigigeii  Froaeflsacfae  des  ZiviUngeniears  Z,  sa  B.  wider  die  Königliche 

Rumänische  Regierung,  betreffend  Anlegung  eines  Arrestes,  bat  der  Königliche 
Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  in  seiner  Sitanng  vom 
14.  1.  b2  f Iii-  Recht  erkannt : 

daü  der  Rechtsweg  iu  dieser  Sache  für  unzulab^ig  und  der  erhobene 
KompetenskoniUkt  daher  lOr  begrOndet  «i  erachten. 

Von     Beehts  wegen. 

*)  Dieses  Urteil  ist  iu  der  No.  28  des  preußischen  JALBl  vom  14.  7.  05 
dnrch  Abdruck  in  Brinnemng  gebracht.  —  In  demselben  Sinne  ist  ein  Urteil 
des  Kompetenzgerichtshofes  nm  14  f)2  er:iangen.  Vgl.  Ztsch.  XIII  397. 
Dort,  und  Ztsch.  XI  454  auch  Literaturangaben  über  die  Frage.  —  Red. 
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Gründe. 

Der  Ingenieur  W,  Z.  in  B.  bat  am  8./9.  3.  81  bei  dem  K(inig- 
lidMO  Amtsgetidite  sn  B.  ein  Amsti^esacb  gegen  die  Fürstliche  (jetzt 
Ki^nlgUclie)  B^enuig  toh  RtunliiieD  eingereidit.  hk  diesem  Qeradi»  hat  er 

behauptet,  daß  er  125  Stück  der  auf  den  Inhaber  lanteiulen  und  /n  ß  Prozent 
verzinslichen  Rumänischen  Staat s-Obligationen  k  'AX)  Franken  besitze,  welche 
von  der  Rumänischen  Regierung  zu  Bulcarest  am  1.  ö.  8U  auf  Grund  eines 
Gesetzes  vom  26.  1./3.  2.  8U  und  eines  zwischen  dem  Rumänischen  Staate 
und  der  SumOmiaekeH  Mteemiahn-Akiien-GeBelhekaft  «in  £S.  3. 80  »bge- 
acUoeeeD«!  Vertrags  im  Betrags  Ton  ISOOQOOOOUurk  kreiert,  fn  HAhe  von 
107  85B  (XX)  Mark  emittiert  und  durch  eine  Hypothek  auf  die  der  genannten 
Aktien-rioselLsrhalt  f?ebörenden  Eisenbahnen  gesichert  seien.  Ferner  hat  er 
behauptet,  dali  die  Inhabfr  der  Runianisf  hf  n  Staats-Obligationen,  da  ihnen 
nach  einem  in  der  Zivilprozeßsachc  des  Bankiers  L.  v.  K.  wider  die  Rumänische 
JSi»eHbakn-AkU§i&-Qes»ll9eMaft  Toa  ten  Beielisgericlite  n  Leipng  am 
6719.  8.  81  erlaaseom  Brkenntnisae,  durah  wdehes  die  in  der  General- 
versammlung dieser  Aktien-Qeaellschaft  vcm  3.  3.  80  in  Beziehung  auf  jenen 
Vertrag  gefaßten  Beschlüsse  fQr  ungültig  trl'l  irt  seien,  die  stipulierte  Sicher- 
heit nicht  gewährt  werde,  nnnmehr  anderwf  it  ige  Sicherheitsstellung  zu  fordern 
berechtigt  seien.  Mit  Kückaicbt  daraui,  dai>  dieser  Anspruch  in  eine  Geld- 
iordening  flbeigdmi  -kSime  nnd  das  Urteil  im  Auslände  ToUrtreekt  werden 
nflfite»  kat  der  Airesteocher  unt«^  Besngnabme  ant  die  796,  797  der 
ZPO  beantragt,  daß  die  Guthaben  der  Rumänischen  Regierung  bei  dem  Bank- 
banse S.  B.  in  B.  und  1)ei  der  Direktion  der  D.-Gesellflcbaft  dasdbst  in  Höhe 
von  je  2;')  (MM)  Mark  mit  Beschlag  belegt  werden. 

Das  Königliche  Amtsgertcht  zu  B.  bat  durch  Beschluß  vom  SJ9.  3.  Hl. 
den  beanU'agten  Arrest  angeordnet,  uacbdem  der  Antragsteller  die  er- 
foiderte  Sicherkeit  dnrdh  Hinterlegung  von  6000  Mark  geleistet  hatte.  Der 
BescUnB  des  Amtsgerichts  lantet  dahin, 

daS  wegen  des  dem  Z.  ans  erworbaien  BttmUnlsehen  Staats- 
Obligationen  angeblich  zustehenden  Anspruchs  von  50000  Mark  der 
dingliche  Arrest  in  die  Guthaben  der  v«  rklagten  Regierung  bei  dem 
Bankhause  S.  B.  und  der  Direktion  der  D.-Uebcllschaft  zu  B.  im  Be- 
trage von  je  2Ö000  Mark  angeordnet  und  die  bezeichnete  Forderung 
im  angegebenen  Betrage  gepftndet  werde, 

dafi  durch  Hinterlegung  von  50  000  Hark  die  Yollslebnng  dieses 
Arrestes  gdiemmt  nnd  die  Scholdnerin  an  dem  Antrag  an!  Anfhebnng 

des  vollzogenen  Arrestes  berechtigt  sei, 

daß  das  Bankhaus  S.  B.  und  die  Direktion  di  r  D. -Gesellschaft 
die  gepfändeten  Forderungsbeträge  an  die  Schuldnerin  nicht  mehr 

zahlen  diirh-  und 

daß  die  Schuldnerin  sich  jeder  Verfügung  über  die  Forderung, 
ittSbesond«»  dw  Binaiebnng  derselben  au  enthalten  habe. 
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Diesen  Arrcstbefebl  bat  dasiellM  Amtsgericht  darch  Bcschhilj  vom 
21.  3.  Hl  wieder  aufgehoben,  ninl  zwar  nach  Eingan;?  eines  (Jesuchs  des 
S.  B,  und  der  Direktion  der  D.-Gesellsrhaft.  in  welchem  auf  die  Unzulässig- 
keit der  Auurdnung  eines  Arretiteb  gegen  eine  fremde  Staatsregierang  bin- 
gewiewn  wu.-  UmIi  einer  in  dtti  Akten  befindUcIiMi  Änfiernng  des  Amte* 
fiflfaten  M  der  BeadilnB  vom  81. 8.  Ton  Amtowegen  erfolgt»  weil  der  AvU- 
richter,  nachdem  er  inzwischen  von  dem  bdialte  des  eiwälinton  reichsicrericht- 
lichen  Erkenntnisses  Kenntnis  c  rlialt(  n,  nnnmehr  annahm,  daö  durch  dasselbe 
die  Forderung  des  Klagers  an  die  Rumänische  Regierung  nicht  glaubhaft 
gemacht  und  das  Arrestgesuch  deshalb  unzulässig  sei. 

Infolge  dner  Beoehwode  des  Kllgers  hat'  aber  das  Kttoigliclie  Lend* 
geridit  an  B.  durch  Beschluß  vom  29.  (besw.  31.)  8.  81,  unter  Avfliebmig 
des  amtsgerichtlichen  Beschlusses  vom  21.  (kssolbeii  Monats,  den  Arrest- 
befehl vom  8  3  wiederhergestellt.  Das  Land^fericht  liat  —  unter  Bezug- 
nahme auf  Heffter,  Europäisches  Völkerrecht  37  und  42;  Foelix, 
droit  international  §  212;  o.  HoUutndorff,  Jahrbuch  für  Gesetg' 
geäuHff  U9w.t  I  179  ff.  —  ansgef Ohrt, 

die  Unzulässigkeit  des  an  t^ich  gerechtfertigten  Arrestes  sei  aus  dar 
völkerrechtlichen  Stellung  der  Rumänischen  Regierung  nicht  zu  folgern : 
allerdings  habe  die  vttlkcrreclitlirhe  Theorie  ans  der  Rcchtarepel :  par 
in  parem  non  habet  impenum  den  Satz  ausgebildet,  daß  keinem 
Staate  eine  Oeridrtsbark«it  ttber  doi  fremden  Staa^  mstebe,  auch 
nidit  wegen  Yeridlicbtnngett  gegen  die  dicsseit^iai  Untertanen,  und 
es  sei  von  französischen  und  belgischen  Gerillten  mehrfach  dieser 
theoretische  Satz  ihren  praktischen  Entscheidungen  znpninde  fjth  jrt: 
dieser  Satz  sei  it?  ^  s  nicht  unbestritten,  er  sei  auch  prinzipiell  nicht 
notwendig,  wie  ja  auch  sonst  der  unbestrittene  Satz,  daü  das  forum 
rei  9ita€  andi  die  bemden  Gesandten  Terbinde,  eine  nnwMirMdie 
Anomalie  bliebe;  im  Gegenteil  bsgelie  sidi  der  bemde  Staat,  wenn  er 
in  das  diesseitige  Gebiet  eingreife,  insoweit  wUmot  Sonveränitat  und 
nur  au8nahmswei?3r  bewahre  er  dieselbe,  wenn  er,  wie  bei  der  Ent- 
sendung von  Gesandten,  in  besonderem  Einverständnisse  mit  der  be- 
teiligten Regierung  handle,  jedenfall»  müsse  aber  der  Satz  iur  Dcut^h- 
land  ans  sweibcbem  Gmnde  beschrinkt  werdoi;  snnftdist  Ten  dem 
Standpunkte  der  dentschen  Aoffassnng  ans,  datt  bei  dem  gewdhnliehen 
fiskaUsclien  Finansdgentnin  die  besondere  Stelhmg  des  Eigentämera 
als  rein  znfüllifi  außer  Betracht  bleibe;  für  den  gegenwärtigen  Rechts- 
streit stehe  es  dahin,  welcher  Art  von  Staatseigentum  die  gepfändeten 
Guthaben  angehören,  und  es  sei  daher  dem  Widerspruche  der  Be- 
teiligten sn  ftborlaesen,  in  dieser  Binsleht  eine  Rflge  xn  erbeben; 
außerdem  stehe  aber  Mcb,  abgesehen  von  dem  nirgends  dentlidi  mf- 
gehobencn  Anhangsparagraphen  202  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung;, 
die  neueste  deutsche  Gesetzgebung  dem  völkerrechtlichen  Satze  ent- 
gegen and  dieser  müsse  selbstverständlich  für  die  Gerichte  insoweit 
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«ifier  Anwtt  bldban,  demi  der  §  84  d«  ZPO,  naeli  weldMm  jede 
Fenon,  die  im  Dentscben  Beiche  kdnen  Wohniits  lube,  tot  dem 

Gerichte  beUulgt  werden  könne,  in  dessen  Bezirk  ein  Schuldner  jener 
Person  wohne,  jjcltc  auch  für  juristische  Personen  nnd  einen  atis- 
ländischen  Fiskus,  er  habe  auch  nicht  bloß  aaf  Privatpersonen  Bezug, 
da  äicb  unzweifelhaft  aus  §  340  Abs.  2,  §  441  Abs.  2  der  ZI'O,  18  S. 
des  OerichtarerfuBu  ngsgesetzes,  §  ö  des  BialOhningsgesetscs  sn  letaterem 
ergebe,  dtfi  die  ProseSgeeetie  &ttcb  fflr  fioQYer&ne  nnd  ihre  völker- 
rechtlichen Vertreter  gelten  wollen,  auch  ans  der  Analogie  der  vom 
Qesiitz  anerkannten  Ansnahmon  lasse  sich  nichts  folgern,  denn  ein 
deutscher  Souverän  unterliege  an  Bich  der  Gericht8l)arkeit  j^es 
anderen  deutschen  Staates,  außer  der  seines  eigenen  Landes,  während 
wegen  der  nichtdeatsoheB  Fflrsten  auf  Änbangsparagraph  202 
AGG  verwiesen  werde;  das  HotiT  für  die  Exemtion  der  Gesandt- 
schaften sei  der  l)esondere  Akt  des  Vertrauens,  kraft  dessen  sie  als 
Vertreter  einer  souveränen  Macht  in  einem  fremden  äonveränitäts- 
gebiet  Aafnatime  erwarten,  die  besondere  Unabhängigkeit  nnd  Unver- 
letsUchkeit,  die  sie  deshalb  beanspruchen,  diese  Grttnde  paßten  nicht 
aof  gewöhnliches  fiakalisches  Eigentum,  welohe«  eine  Begiening  im 
Geschäftsverkehr  in  ein  fremdes  Gebiet  bringe,  da  diese  Regierung 
hierbei  nicht  als  Souverän,  sondern  als  (Häubiger  handle  und  nur  das 
gleiche  Vertrauen  erweise,  die  gleiclie  iSicherlieit  erlange,  wie  jeder 
andere  Gl&abiger. 

IMe  Bas^fiiw  des  Amtagsiiehtn  Tvm  %J9. 3.  und  81. 8. 81  iliid  mb  83. 
desselben  Heoats,  der  BesdilnB  de«  Lnndgeriehts  Tom  89.  (betw.  31.)  3.  mh 

1.  4.  81  dem  Bankhause  S.  B,  in  B.  und  der  Direktion  der  D.-Gesellschaft 
daselbst  /ngpstellt  Auch  ist  das  Auswärtige  Amt  des  Deutschen  Reiches 
mittels  Schreibens  des  Amtsgerichts  vom  5.  4.  81  ersucht  worden,  die  Zu- 
stellung des  erwähnten  Beschlusses  des  Landgericht«  an  die  Königliche 
Bnmftnische  SogieEiuig  ra  Temittela;  die  Znstelluag  ist  aber,  soweit  mos 
den  Prosefinkten  eniehtlieh,  nicht  crfolgL 

Nachdem  mehrere  fernere  Anträge  und  Beschwerden  der  Drittsdnildner, 
nämlich  des  Bankhauses  S.  Ii.  und  der  Direktion  der  D  -Gesellschaft,  durch 
Gerichtsbeschlüsse,  welche  das  prozessnalisrhe  Verfahren  betrafen,  insbesondere 
durch  die  ikschlUsse  des  Königlichen  Kammergericht^i  vuui  16.  4.  und  10.  5. 
ihre  Erledigung  gefnndm  hatten,  eihoben  die  DritUdraldneft  indem  sie  der 
Arrestbeklagten  als  Nebenintervenienten  beitraten,  bei  dem  Laadgaiidite  zu 
B.  gegen  dessen  Beschluß  vom  29.  (31.)  3.  Widerspruch  nach  Maßgabe  des 
^  di  r  ZPO.  Bevor  aber  über  diesen  Widerspruch  verhandelt  und  ent- 
Bchietien  wurde,  hat  der  Herr  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheit4.>n  in 
einer  an  das  Amtsgericht  zu  B.  gerichteten  Erldärung  vom  5.  ü.  81  auf 
CxmA  dm  Yerordnuiig  tmh  1. 8. 79  den  Kompetmikonflikt  etlioben.  Er  er- 
•ditet  den  Beehteweg  in  der  vwliegendea  Anestmohe  wider  die  Rumänische 
Bsginwig  US  folgMiden  GrOnden  fOr  wuBolSasig:  Nach  den  Gnuidsfttaen 
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de»  Yfllkeneclits  geliOre  die  GeltendmadiiiDg  wlober  TennOgeiureeliÜidic» 
Ampriolie  an  eine  fremde  Begiemng,  wie  aie  in  dieser  Sache  im  geriditr 
lieben  Arrestverfahren  verfoljrt  werden,  nicht  tut  Znstänfliirkeit  der  in- 
ländischen Oerichte,  vielmehr  könne  die  Vrrfoljruntc  dir;irtit(or  Ansprüihf-  — 
soweit  dafür  die  inländische  btaat&gewalt  angerafcn  werde  —  nur  daicb 
den  ]dini8ter  der  auswärtigen  Angelegenheiten  im  diplom^tifoben  W«g» 
geadidmi. 

Zur  Begrflndong  dieser  Behauptung  werde  sowohl  auf  völkerrechtliclie 
Praxis  (verii;!.  die  Rechtsprechuni;  (h-r  i  nglisc  hen,  franzüsisclim  und  belgischen 
Gerichte:  Fhillimore,  Covnncnf  upmi  internutiontil  Imv  TI  13511; 
Calto,  La  droit  international,  3.  Aull.  Bd.  I  §  532  ff. ;  Laurent, 
Drm  cMl  ütUmaiümal  in  44  Iiis  103;  Clunet,  Journal  du  dfint, 
iHiertuMomta  prM  1874  8.  32ff.,  1876  8.  38911.;  von  BoltBondorff, 
Jahrbuch  für  Gesetzgebufn/  usir.  1R77  S.  ITöff.)  als  auch  auf  die  völkei^ 
rechtliche  Theorie  (verj?!  Heffter,  7.  Ausg.  §  II,  §42,  §82:  Kl  über, 
2.  Aufl.  §  49:  Ütuntschli.  :1  Aufl.  §  i:^ff. ;  Phillimore.  Bd.  II, 
8  lü8fl.,  Störy,  7.  AuÜ.  1?  512a  Wheaton  [1818],  §  lülb;  Foclix, 
§        Calvo,  §  538 ff.)  Beeng  gcnonunen. 

Wie  ans  den  absdnifllich  beigefttgten  Sduifkstfleken  ans  den  J«lim 
1819,  1832  und  1834/35  ht  rvorjri  hc.  sei  insbesondere  auch  in  FreoBen  in 
einer  Rtihe  analoger  Fälle  dif  Unzuliissigkcit:  d<'s  RtMhtssvojrs  rnn  den 
höchsten  Behörden  als  feste  Staatepraxis  wiederholt  anerkannt  und  tatsilcb- 
lieh  durchgeführt  worden. 

Die  verbindlidie  Krftft  der  Iwtrdlenden  ▼fllkeneditliQiien  Bettimmongeii 
Ittbe  durch  die  Vorschriften  der  deutschen  Jnstizgesetm,  namentlich  der 
dentschen  ZPO,  eine  Veränderung  nicht  erfahren  können. 

Neben  dieser  rechtlichen  Begründung  glanbe  der  Minister  anf  die 
politischen  Motire  Gewicht  legen  zu  müssen,  welche  die  voraussieht liiliv 
Rfldnrirkung  onseres  eventttellen  Yerhaltens  anf  das  anderer  Staaten  an  die 
Hand  gebe.  Wenn  in  dem  vorliegenden  Falle  der  Orandsatn  aar  Fest- 
stellung gelange,  dafi  jede  PriTntklage  lam  Arrestsclilau  auf  das  Eigentam 
fremder  Regieninpen  AnlafJ  j^eben  könne,  sn  sei  mit  Wahrsctioinliolikeit  vor- 
auszusehen, dai^  ytgcn  alle  oder  viele  fremde  Regierungen  von  einzelner» 
Privatklägem  vor  den  dazu  geeigneten  Gerichten  ähnliche  Ansprüche  würden 
«stritten  weiden.  Wenn  dann  deren  in  Denladdand  tnunitierendes  oder 
sonst  verabeigeboid  falirbucs  Bigsntnm  bei  nns  mit  Aneet  bel^  werde, 
so  würden  die  Repressalien  der  dadurch  betroffenen  Mächte  g«^en  dentsdieft 
Eigentum  nicht  ausbleiben  und  die.selben  würden  sich,  einem  im  Vfdkerrechre 
nicht  herkömmlichen  Verfahren  der  deutsehen  JkhHrden  peEeimber,  nieht  auf 
deutsches  Staatseigentom  beschränken,  sondern  deutsches  Eigentam  im  all- 
gemeinen snm  Gegenstände  nehmna.  Es  liege  ani  der  ffimd.  daß  eine  sich 
steigernde  Beihe  von  Refiressalien  swisofaen  groflen  Uiditen  in  kuier  Zeit 
zur  Gefährdung  des  Friedens  zwischen  ihnen  ffihren  würde,  nnd  der  Minister 
halte  es  als'  auswärtiger  Minister  des  Landes  oud  des  Reiehs  fttr  die  Sicber- 
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beit  tmserer  friedlichen  Beziehungen  zu  andern  Mächten  für  gefährlich,  wenn 
die  PrivRtrechtspflege  in  die  Lage  i^braclit  werde,  bemde  Begicningeii  durch 
Drteilflsprftche  und  Zwangmiftfiregelii  herannafordem,  deren  Kompetenz  und 
rechtliche  BegrOndiing  den  fremden  R^emngen  and  Bechtsknndigen  nicht 

einleuchte. 

Über  drn  erhobpuon  Koiniii  tmzknnflikt  sind  schi  iftlii  lie  Erklärungen 
ron  dem  Antstkläger  sowie  von  den  Drittscbuldnern  eingeretcbt. 

Der  Arrestkläger  hält  den  Kompetenzkonflikt  Ittr  anbegründet;  denn 
der  Staate-  nnd  ▼ftUcerrechtliche  Qmndsatx,  Ton  welchem  dabd  ausgegangen 
Mi,  exiflüere  woiigetens  für  das  Gebiet  des  dentsdien  nnd  spesiell  prenfiischen 
Rechtes  in  Wirklichkeit  nicht,  wie  in  dem  Beaehlnssc  des  Landgerichts  Tom 
2t).  3.  81  ansgeführt  sei :  positiv  sei  weder  eine  gesetzliche  noch  auch  nnr 
eine  administrative  Verordnung  vorbanden,  durch  welche  ein  Ansprach  dtr 
hier  vorliegenden  Art,  der,  wenn  auch  immerhin  gegen  einen  aui>wärtigea 
iStaat  gerichtet,  doch  rein  priTatreehtlidier  Natnr  sei,  der  Kognition  der 
inUndiichen  ordontUchen  Ctarkhte  entsogen  wäre ;  die  Besorgnis  diplomatisdiGr 
Verwicklnngen,  wdebe  ans  einw  Vemeinnng  jenes  Termeintlich  vSlkerredit- 
lldien  Ornndsatzes  entspringen  könnten,  m<^ge  geeignet  sein,  zu  einem  all" 
trfmeinen  gesptzerp^'fri  sehen  Akte  oder  zur  Eingehung  spezieller  Staatsver- 
träge, welche  die  Zuiiissigkeit  dps  Recht.swcgs  ansschlicßon.  AnlaÖ  zu  geben ; 
auf  dem  Boden  des  zur  Zeit  bestehenden  Hechtes  sei  aber  der  vermeintliche 
Qmndsata  als  bereits  geltend  jedenMls  nicht  anzuerkennen;  anBerdem  sei 
das  Kompetenskonfliktsrerfahren  fftr  einen  Fall  der  hier  vofliegenden  Art 
überhaupt  nicht  gegeben,  dassdbe  findet  sowohl  nach  jetxigem  als  nach 
früherem  Rechte  nur  statt,  wo  es  sich  tun  die  Frage  handle,  ob  ein  Anspruch 
Vit  i  den  ordentlichen  Gerichten  oder  b<  i  den  Verwaltnnijsbehörden  znm  Aus- 
trage zu  bringen  sei.  al.'jo  wesentlich  nur  für  Fragen  d(.s  innem  .Staatsrechts; 
es  ziele  dagegen  nicht  darauf  ab,  die  sich  für  beeinträchtigt  haltende  Partei 
allseitig  recht-  nnd  schntslos  in  machen;  keine  inlKndiscIie  Verwaltungs- 
behörde sei  aber  bemfoi  oder  befähigt,  fOr  einen  Anspruch,  nm  d«i  es  sich 
hier  handle,  dem  Kläger  zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen;  endlich  sei  die  Er- 
hebung des  Kompetenzkonflikts  verfrftht,  da  nur  die  An!o[rung  eines  Arrestes 
beantraj(t  und  beschlossen,  ein  Recht »«itrcir  durch  Kiliel)ung  der  Klaffe  aber 
noch  nicht  anhängig  geworden  sei  '2:V).  2Hö  ZI'O)  und  nur  unter  der 
letzteren  Voraussetzung  nach  der  Verordnung  vom  1.  8.  79  6  und  H> 
ein  Kompdennkonflikt  «rhoben  werdoi  kOnne. 

DieDrittschnldner  und  Nebenintervenienten  halten  dagegen  denKompetenz* 
konflikt  fttr  b^^rttndet.  Der  Staats-  und  völkerrechtliche  Rechtssats:  pat 
in  parem  non  habet  imperium  habe  bei  allen  zivilisierten  Staatsregierungen 
Anerkennung  gefunden :  eine  weitere  Folge  dieses  Rechtssat zcs  sei  der  volker- 
rechtliche Satz,  daB,  abgesehen  von  dem  ausschließlich  dinglichen  oder  durch 
Kompromiß  vereinbarten  Qericbtätand,  ein  prozessualisches  Verfahren  gegen 
die  Yertreter  nnd  das  YermOgen  eines  fremden  Staates  vor  den  inländtsdien 
Qeriditen  nnsnlässlg  sei  nnd  daB  deshalb  eine  BescUagnahme  fremden  Staats^ 
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vennfigem  nur  durch  einen  Akt  der  Begierung  kIb  RepresMlie,  nicht  »bcf 
dnich  die  Octichte  oder  wenigsten»  nicht  ohne  Znetinunnng  dir  Begierang 
angeordnet  werden  könne;  lioicU  Sätze  würden  nicht  nur  von  Heffttr, 
>nf  t  .schti  und  Holt  ze  ii  <Iii  i  ff  liezciiprt.  süiult-rn  seien  auch  von  Jen  fran- 
zösisclit  ii  und  belgischen  Gerichten  in  all«  ii  Prozessen,  die  in  Frankreich 
und  ik'l{^en  gegen  fremde  Staaten  oder  Souveräne  angeätreogt  wortleo. 
praktisch  zur  Anwendung  gebracht;  der  IntereaeenAchutz  der  Untertooea 
einea  Staate«  einem  fremden  Staate  gegenttber  aei  nicht  Anfgabe  der  an* 
heimiichen  Gerichte,  sondern  der  Hissionen  nnseres  Iftaates,  insofun  der 
Verletzte  es  nicht  vorziehe,  den  Schutz  der'  Gerichte  des  fremden  Staates 
nach  Maßgabe  der  Gesotzf  dcsscllifn  anzurufen :  di*  Grundsätze  des  Völker- 
rechts könnten   allerdings  durch   positive  Gesetzt-  des  Landes  abgeändert 
werden,  indes  seien  die  im  vorstehenden  entwickelten  völkerrechtlichen 
Gnndjitn  nicht,  wie  das  Landgeridit  m  B.  anfenommsn  halle,  durch  die 
neaeve  dentsdie  Prosefigesetsgehong  beseitigt;  Insbesondere  sd  der  §  24  der 
ZPO  nicht  auf  die  SouTerltne  und  den  Fiskus  außerdentscher  Staaten  an- 
wendbar: auch  handle  es  sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  um  gewöhnliches 
fiskalisches  EiL^  ntHrn  des  Rumünischen  Staates,  sondern  um  diejenigen  Fonds, 
welche  auf  Grund  eines  Rumänischen  Gest  tzes  und  des  Rumänischen  Budirets 
den  Nebenintervenienten  behufs  der  in  B.  zu  bewirkenden  2^ahlung  der 
Zinsen  der  Bnminischen  Staatasdnild  snr  Vwfagnng  gestellt  seien, .  nutUn 
nm  Fonds,  welche  recht  eigentlich  eine  poUtiache  Bedeutung  haben;  sei  aber 
eine  Klage  gegen  die  Kumänische  Begierung  bei  hiesigen  Gerichten  nicht 
zulässig,  so  könne  auch  kein  Arrest  gegen  dieselbe  ausgebracht  M'erden :  di'> 
Kichtbefolgung  dieser  allffoniein  anerkannten  Grundsätze  des  Völkerrechte 
würde  7,n  den  absurdesten  Konseiiuenzen  und  Verwicklungen  führen. 

Das  Königliche  Auittigericht  in  B.  und  das  Königliche  Kaiiauergericbt 
haben  sich  In  Ihren  nadi  MaBgabe  des  §  10  der  Verordnung  vom  1. 8. 79 
erstatteten  Berichten  gutachtlich  dahin  aosgeeprochen,  dafi  der  erhobene 
KompetenskonlUkt  begründet  und  der  Rechtsweg  für  unsnlissig  sn  er* 
achten  sei. 

Nach  seiner  eii;enen  Erkläruntr  würde  das  Amtsgericht,  wenn  es  der 
staatsrechtlichen  Tra^^weite  des  Arrest«j;esuchs  selbst  hätt<?  sogleich  nälier 
treten  küunen,  dasselbe  zurückgewiesen  haben.  Das  Amtsgericht  bemerkt 
femer,  gegen  Vennltgen  eines  fremden  Staates,  welches  sich  bei  uns  vorfinde 
kftnne  eine  prozessualische  Hafiregel  fiberhanpt  nicht  ergriffen  werdm;  dieser 
allgemein  anerkannte,  auch  durch  die  staatsrechtlidie  Praxis  in  Preußen  seit 
1819  in  wiederholten  Fällen  den  Gerichten  gegenüber  zur  Geltung  gebracht« 
völkerrechtliche  Satz  sei  durch  die  neueste  Prozeßgesctzj^ebung  Dentschlands 
keineswegs  abgeändert  wurden,  auch  sei  die  deutsche  Kecbtsauffassung  luit- 
sichtUch  des  Staatsfiskus  anderen  Staaten  gegenüber  nicht  maßgebend;  ee 
erscheine  vielmehr  nnsweifelhaft,  daß  nach  vdlkeneditlldiem  Grandsat«  die 
Gericht  einen  Arrestschlag  gegra  eine  auswärtige  souTWine  Rsginung,  ssch 
wenn  derselbe  nur  deren  fiskalisches  Vermögen,  das  sich  im  preufiiMkB 
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Staate  vorfinde,  betreffe,  nicht  anliiüigen  dflrfe,  solches  vielmehr  lediglich  im 
diplomatischen  We^'(  Inrrh  den  Minister  der  answärtigen  Angelegenheiten 
u'«^s/'hehen  k^^nne :  die  Auffassung  des  Arrestklägers,  daß  die  Erhebung  des 
KoinpetenzkoDdikts  verfrUht  sei  und  nicht  aus  staatsrechtlichen  Gründen, 
alM  such  nidit  tob  dem  genannten  Minister  erfolgen  k5nne,  sei  unrichtig; 
anoli  wttde  dnrefa  die  Erhebung  des  Kompetenzkonflikts  seitens  des  lOnistort 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  die  betreffende  Partei  nicht  allscitisr  rrrht- 
und  8<"hntzlo8  hingestellt,  dieser  vfrlanire  virlmelir.  flfitS  crfradc  durch  ihn  im 
diplomatischen  Wege  bei  der  rumänischen  Regitrung  der  Partei  zu  ihrem 
Ansprüche,  wenn  solcher  begründet  erscheine,  verbolfen  werden  wUe,  allere 
dinge  nnter  AnnchlnS  der  Einwirkung  der  hieelgm  Oeriebte. 

Das  KSniglichc  Kanunergericht  hat  sich  dieeen  Ausführungen  des  Amte- 
trrrirht«?  im  wescntliiTien  angeschlossen  mid  namentlich  folgendes  crkliirt: 
(his  auf  Antrag  des  Arrest kUlgfrs  erfolgtf  Kinsrhreiten  Hnes  inliindisrhon 
Gerichts  durch  Arrestverhänguiig  gegen  eine  ansiändische  Ötaatsregiening  sei 
ein  Akt  der  Jntiadiktion  gewesen,  welcher  auch  ohne  Erhebung  einer  wirk- 
lichen Klage  die  Anliftngigkeit  der  Sache  bei  Gericht  im  Sinne  dei  $  6  der 
V(  rorJnitng  vom  1. 8.  79  bewirkt  und  damit  auch  die  Erhebung  des  Kompetona- 
kontiikts  trorcchtferti^t  lu\be;  der  Völkern chtliche  nrnrulsatT!,  daß  keinem 
Staat»'  <'iii<'  dirfktc*  (tcrichtsbarkeit  über  fremde  souveräne  Staaten  zustehe, 
auch  nicht  wegen  deren  Verpflichtung  gegen  diesseitige  Untertanen,  und  daß 
jedes  Staataeigentnm  einer  fremden  aonverftnen  R^emng,  weichet  eieb  aus 
irgend  einem  Qrunde  im  dleneitigen  Gebiete  befinde,  unter  dem  Völkerrechte 
stehe,  habe  in  den  der  Konfliktserklärung  beigefügten  Yoigängen  und  im 
202  des  Anhanges  zu  §  90  I  29  AHO  seine  Anerkcnnunsr  gofnnden  und 
sei  durch  ilie  neuen  deutschen  Justizgesetze  nicht  abgeändert  oder  ein- 
geschränkt worden;  namentlich  gebe  §24  der  ZPO  keinen  Anhalt,  unter  der 
darin  gebrauchten  Beseichnnng  .PerBon*  in  Beziebong  auf  Ausländer  etwas 
anderes  m  veratehcn  als  ausllndisdie  Untertanen  (eimchliefilich  Jntiitiieher 
Personen),  insbesondere  sei  der  §  24  nicht  anf  fremde  Souveräne  und  Staaten 
zu  beziehen,  für  welche  dir  Yoranssetzung  eines  Wohnsitze«  fibprhan])t  wp£r- 
falle  und  die  deutschrechtiiche  Auffassung  der  statitmes  /isci  und  deren 
Unterordnung  unter  die  ordentlichen  Gerichte  nicht  existiere  oder  doch  uu- 
▼erbindiich  sei,  im  Gegentdl  erscheine  gerade  die  Bestimmung  der  §§  18 
und  19  des  GerichtsTerfaesungsgesetses  als  ein  Ausfloß  und  eine  gesetzliche 
Anerkennung  jenes  Grundsatzes,  da  offenbar  nicht  die  Chefs  und  Mitglieder 
der  bei  dem  Dotitschcn  Reichf*  hec^lanhicrtpn  Missionen  der  inländischen 
Gerichtsbarkeil  entzogen  sein  würden,  wenn  letztere  Uber  die  völkerrecht- 
lichen Grenaen  hinaus  auf  der«»  SeuTerftne  und  Staaten  selbst  hätte  ans» 
gedehnt  werden  sollen,  jener  Grundsats  aber  fahre  unzweifelhaft  dahin,  daß 
die  Verfolgung  eines  rein  privat-  nnd  veimSgensrechtlichon  Anspruchs  an 
eine  fremde  I^eiricruntr,  wir-  die  hier  vorliegende  es  si  i.  in  Preußen  nicht  zur 
Zuständigkeit  der  (nTirlitr  irehftre;  es  «wd  iinn  n^tch  zu  jirfifen.  oli  nicht  diese 
Zuständigkeit  von  den  (iericliteu  selbst  anszusprechen  sei  und  nur  von  diesen 
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aasgcsprorhpn  werden  dürfe;  der  i?  17  des  Gericbtsverfassangsgesetzes  stelle 
allerdings  deu  (irundsatz  auf,  daU  die  Gerichte  selbst  aber  die  Zaläsaigkeit 
des  Rechtsweg«  zu  enteebeiden  baben,  und  die  denmAchst  sngekMene  Ja»- 
nalime,  daB  die  Botscbeidaiig  tob  Steeitigiceiten  Kwiiehen  den  Qerieliten  and 

den  Vent'altangsbchörden  oder  Veni^altungsgeridiUii  Uber  die  Ztiliissigkeit 
de^  Rt  (htswff^s  titsonderfn  Behörden  übertiajren  wertk-n  koinu-,  s.  i  wohl 
nicht  in  dem  Siuno  zu  deuten,  daß  jedr  zur  Krhebun^'  dos  Koiitlikt.s  libfr- 
Imupt  befugte  Verwaltungsbehörde  berechtigt  sein  üulle,  die  Entscheidung 
der  GNsiclite  aassnaclilieBen,  wenn  aie  die  Unxnl&ssigkeit  des  Rcchtowcg« 
tbeoKÜBeb  zit  begründen  vemdge,  sondern  nur  in  dem  Sinn^  da£  die  Eni» 
Scheidung  den  Gerichten  zu  entziehen  sei,  wenn  die  Verwalttingsbehürdc 
Gntnd  habe,  in  der  gerichtlichen  Entschr-iduni;  einen  Eintrriff  in  die  ihr  nach 
GeJieLü  und  Verfassung  zustehenden  Htfiitcnis^e  zu  tiiulLii,  wenn  sich 
also  um  einen  Kouipeteiizkoutlikt  xwiächtn  den  Gerichten  und  dt:u  Ver- 
wftltongsbebttrden  bandle ;  im  vorUegenden  Falle  sei  anch  die  Kognition  der 
Qericbte  ttber  den  klSgerisehen  Ansprach  an  sich  nnbedenklich  und  nur 
streitig,  ob  derselbe  vor  den  diesseitigen  oder  vor  den  Königlich  Rumänischen 
Gerichten  zu  vt  rfdl^'on  sei :  das  Ministerium  der  answärtifren  Angelegen- 
heiten selbst  ätelic  eine  andere  Ansicht  nicht  auf,  es  mache  nur  geltend,  dad 
die  Verfolgung  des  Anspruchs,  soweit  dafUr  die  inländische  StaAtsgewalt  an- 
gemfen  werde,  nnr  im  diplomatischen  Wege  geschehen  künne,  es  bescbrinlce 
also  selbst  seine  Befugnisse  fUr  den  Fall  der  hier  nicht  eingetretenen  Ab- 
rnfung  auf  die  bloüe  diplomatische  Vermittelung  zur  Erreichung  der  ihm 
seihst  nicht  /u'^tj-hcnden  Entscheidung:  demnach  könnte  es  scheinen.  daC  ein 
Eingriff  in  äeine  ik'fugnisse  nicht  gegeben  sei,  und  dati  die  Entscheidung  der 
vorliegenden  Frage  trotz  ihrer  immensen  völkerrechtlichen  Bedeutung  den 
dentseben  Oerichten  In  gleicher  Weise  zustehe,  wie  sie  den  engUecben,  fran- 
zösischen und  belgischen  Gerichten  überlMSm  worden  sei ;  allein  diesen  Ik- 
denkcn  stehe  entscheidend  die  Erwägung  gegenüber,  daß  das  Ministerium 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  von  der  berechtigten  Annahme  aus.  daß 
der  klägerische  Anspruch  in  Prcuikn  nur  im  diplomatischen  Wege  vcrtolgbar 
sei,  schon  in  d^  WoAen  Binsciirntett  des  Gerichts  einen  Bingtlff  in  sdne 
Kompetenz  zu  erblicken  berechtigt  sei,  und  dafl  die  Entscheidung  über  die 
Frage,  ob  und  inwieweit  die  Veriolgbarkeit  seitens  der  inländischen  Staats- 
gewalt einzutret«n  hi'.hv.  7.U  i5einpm  Ressort  f^ehnre :  hiernach  sei  die  genannte 
Zt'ntralbehr>rde  zur  Erhebung  d»  s  Komjietenzkonlükts  berufen  und  der  letztere 
selbst  wegen  Unzuständigkeit  der  Gerichte  begründet. 

In  dem  Termine  nur  ftffentlioben  Verhandlung  sind  die  Vertreter  des 
Arrestkligets  und  der  Diittsdinldner  sowie  der  von  dem  Herrn  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  abgeordnete  Beamte  gehört  worden. 

Der  Gerichtshof  erachtet  den  Kompetenzkonflikt  aus  folgenden  Qrfluden 
für  gerechtfertigt 

Der  Kompetenzkonriikt  ist  in  einem  Arrestverfahren  erhoben,  welches 
bei  dem  Amtsgericht  in  B.  anr  Sicherung  der  Zwangsvollstreckung  wegen 
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«iner  dem  Arrestsucber  angeblich  zustehenden  Forderang,  bcvur  wegen  iler 
letateren  eine  getichtlicbe  Klage  angestellt  worden,  «nbaogig  gemacht  ist 
imd  KU  Zdt  der  Konpetemkonflikteerbebmig  Im  dem  geDumten  Gerichte 
bezw.  dem  Landgericht  anhängig  war.  Das  zur  Sicherang  der  Zwangsvoll* 
Vollstreckung  dienende  Arrestverfahren  ist  ein  summarisches  Prozeßverfahren, 
welches  wahrend  des  Prozesses  über  die  Forderung,  deren  Geltendiiiachuug 
durch  den  Arrest  gesichert  werden  suU  uder  vor  Beginn  dieses  Prozesses 
stattfinden  kann.  Dasselbe  ist  in  dem  von  der  ZwangsvoUstreeknng 
handelnden  achten  Bnclie  der  ZPO  (§§  79611.}  geregelt  und  gehört  zn  den 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  für  welche  die  Vorschriften  der  ZPO  maß- 
gebend sind.  Die  von  dem  ArrestkUit<er  auff^catellte  Behauptung,  daß  der 
Kumpetenzkonflikt  in  dem  Arrestverfahren  nicht  habe  erhoben  werden  können, 
ireÜ  der  Streit  in  der  Hauptsache  noch  nicht  durch  Erhebung  der  Klage 
lechtah&ngig  geworden  sei  $g  2S0,  235  ZPO)  ersdidnt  nicht  hegrOndot. 
Denn  die  Verordnung  vom  1.  8.  79  (§§  4,  6)  gestattet  die  Erhebung  des 
Kompetenzkontlikts  in  allen  1><  i  den  Gerichten  anhängigen  biirgerlirhen 
Rechtsstreitiykeiten  und  zu  diesen  pjehört  auch  ein  vor  Erhebung'  der  Klage 
in  der  Hauptsache  anhängig  gewordenes  Arrestverfahren  zur  Sicherung  der 
2wangsvollstceokttng. 

In  d«r  Vorliegraden  Sadis  ist  der  Uinlster  der  answirt^^  Angelegen- 
heiten als  Zentralverwaltnngsbebörde  zur  Erfaebong  des  Kompetenakonflikts 
bL-fuiit  (i;  5  der  Verordnung  vom  1.  8  79),  da  nach  den  Bestimmungen  der 
Verordnung  vom  27.  10.  10  (Ges. -Samml.  S.  21j  zu  seinem  Wirkungskreis 
alle  Gegenstände  gehören,  welche  die  Verhältnisse  mit  fremden  Mächten  und 
die  Verbandlnngen  mit  aaswirtigen  Regierungen  betreffen,  sein  Ressort  mit- 
bin dnrdi  das  g^n  die  Regierang  eines  fremden  Staates  elngdeitete  geridit- 
liche  Verfahren  berührt  wird.  Seine  Legitimation  zur  Erhebung  des  Kompe> 
tenzkonflikts  unterliegt  auch  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Vorschriften 
über  die  völkerrechtliche  V(rtretung  des  Deatflchen  Reichs  dem  Auslande 
gegenüber  keinem  Ikdeukeu. 

Der  Kompetenskonflikt  ist  daranf  gesttttzt,  daa  die  Geltendmacbnng 
solcber  TermdgensreditUobmi  Anaprttche  an  dne  iremde  Regiemng,  wie  sie 
in  dieser  Sache  im  gerichtlichen  Arrestverfahren  verfolgt  werden,  in  Preußen 
nicht  zm  Zuständigkeit  der  Gerichte  gehöre,  vielmehr  die  Verfolgung  der 
artiger  Autiprüche  —  soweit  dafür  die  inländische  Öiaatägewalt  angerufen 
werde  —  nur  durch  den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  im 
diplomatiachen  Wege  erfolgen  könne.  Die  Voranssetaong,  da£  die  inttndische 
Btaatsgewalt  angerufen  worden,  liegt  vor;  denn  der  Arrestkläger  hat 
preußische  Gerichte,  welche  mit  Ausübung  der  staatlichen  .Turisdiktion  betraut, 
Also  Organe  der  Staatsgewalt  sind,  um  Erlaß  von  AnnrdnunLr;en  ersucht,  die 
dem  Gebiete  der  Zwangsvollstreckung  angehören.  Auch  ist  von  den  an- 
gerufenen preußischen  Gerichten  ein  Arrestbefehl  gegen  die  Regierung  eines 
fremden  Staates  erlassen.  Der  Hinister  der  answftrtigen  Angelegenheiten 
bestreitet  nnn  die  Znstindigkeit  der  preofiisdien  Gerichte  an  diesem  Vor^ 
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geben :  er  behauptet,  daß  bpi  Anrufuni^  der  ioländischen  Staatsift^walt  die 
Verfolgung  dea  m  irrage  stehenden  Anspruchs  gegen  die  frcm  li  Kegierung 
nur  mittels  der  m  aelnem  untUdieii  Wlrknngskrelee  gelifeeiiden  diplomatiechcn 
Vttmlttelotig  geBChehen  kdmie,  der  tod  dem  Gerieht  eria— ene  AmttliefeU 

mitbin  einen  Eingriff  in  die  ihm  ressortmäßig  znstebenden  Befugnisse  enthalte. 
Es  haiitlt'lt  sich  daher  um  eine  Streitigkeit  zwischen  Gerichten  und  Yer- 
waltungsbehörden  über  die  Znlässigkeit  des  Rechtswegs  im  Sinne  des  Art.  i^tJ 
der  prenßischen  Verfassnti^rkunde.  des  §  17  Abs.  2  des  deutschen  EG 
zum  Ger.-Veri.-Ges.  sowie  der  preuliistiieu  Verordnung  vom  1.  8.  79. 

Das  Vorfaaadeiisda  einer  lokhen  Streitigkeit  —  eines  Kompetenn* 
Jtonflikfes  —  Ist  nicht  dadnroh  bedingt,  da6  der  Yerwaltnngsbebörde,  wddie 
den  Kompetenzkonflikt  erhebt,  das  Recht  der  Entscheidung  über  den  von  der 
Prozeßpartei  geltend  gemachten  Anspruch  zusteht.    Die  Unrichtigkeit  der 
in  dieser  Hinsicht  von  dem  Arrestkläger  ausjresprochent'n  Ansicht  ertn'bt  sich 
sehon  daraus,  daß  die  Verwaltungsbehörden  den  Kompetenzkontlikt   in  den 
bei  den  urdentUcben  Gerichten  anbängigcu  Angelegenheiten  erheben  können, 
wenn  die  Entsdieidiing  in  diesen  Sadien  den  Verwidtungsgeriditra  noateltt 
(§  5  Ahe.  2  der-  Verordnung  Tom  1. 8. 79;  $  68  Abs.  1  des  Oesetses  Tom 
vom  2. 8.  80,  Ges.-Samml.  S  316)  oder  wenn  ein  vom  Staatsoberbaapt  in 
Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  vorgenommener  Akt  in  Widerspruch  mit  den 
Bestimmunet  n  der  Kabiiu  ttsorder  vom  4.  12.  31  (Ges.-Samml  S  2ö5  i  zum 
Gegenstände  des  Rechtsbtrtit.s  gemacht  z.  B.  Ansprache  ans  den  \(nn  Staats- 
ubcrliaupte  mit  fremden  iStaaten  abgeschlosseueu  Verträgen  oder  6cbadens- 
enatian^rflcben  «is  den  ZnfiUUai  des  Kri^es  im  Reditswege  Terfolgt 
werden.    Sin  Kompetenskonflilct  liegt  yielmehr  stets  dann  vor,  wenn  ein 
Stvdt  darüber  besteht,  ob  eine  bei  Gericht  anhängig  gewordene  Rechte- 
angelcgenheit  der  richterlichen  Kognition  unterliegt  oder  bei  Administnttiv- 
behörden  zur  Erledijapang  zu  brinpen  ist.    Es  liegt  daher  kein  Grund  vor. 
den  Konipetenzkonflikt  für  sulrln-  Fülle  auszuschließen,  in  denen  vtm  einer 
rrivatpersou  die  Gewährung  staatlicher  Hilfe  zum  Zwecke  der  Geltend- 
macbung  Ton  Ansprach«!  gegen  eine  fremde  Regiemng  verlangt  wird  nnd 
es  streitig  Ist^  ob  die  GewSbmng  dieser  Hilfe  der  riehterUchen  oder 
administrativen  Tätigkeit  anheimfällt.    In  der  vorU^penden  Saebe  erscheint 
daher  die  Erhebung  des  Kompetenzkonflikts  an  sich  statthaft.    Infolge  (ier 
Kompetenzkonfliktserhebung  ist  die  Entschcidunfr  über  die  Znlässisrkeit  des 
Rechtswegs  in  dieser  Sache  den  (iericbt<»n  eiitzuirrn  und  dem  (urichtshufe 
zur  Entscheidung  der  Kompetcnzkunttikte   überwiesen        17  Abs.  2  des 
Eü  znm  Ger.-Verf.'-Qes.,  §§  1  if.  der  prenfi.  Verordnung  vom  1. 8. 79). 

Der  snr  Bnticheidnng  stehende  Streit  betrifft  die  Fnge,  ob  für  die 
Verfolgung  des  Anspruch^  des  ArrestklSgers  g^en  die  Regiemng  eines  zum 
Deutsclien  Reiche  nicht  gehörenden  Staates,  insoweit  bei  dieser  Verfolpunf? 
die  Mitwirkung  preußischer  Staatsbehörden  angerufen  wird,  die  ordentlichen 
Gdiihtc  ztir  Anordnung  eines  Arrestes  behufs  Sichenmg  der  Zwangsvoll- 
streckung iu  das  bewegliche  Vermögen  jener  Regierung  zuständig  sind,  oder, 
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unter  Ausschiaß  der  gerichtlirlicn  Zuständiprkoit.  nur  eine  administrative  Mit- 
wirkung, nämlich  die  Vermitteinng  des  ^linisten  der  ausw&rtigeD  Angel^^* 
beiten  im  diplomatischen  Wege  zulässig  ist. 

Nach  einem  feststehenden  völkerrechtlichen  Grandsatze  triid  G«ricSitB- 
burkeit  von  einem  Steato  Aber  einen  Mid«ien  Staat  nicht  anafetthfc.  Dieser 
aus  dem  Prinzipe  der  gegenseitigen  Unabhängigkeit  der  Staaten  abgeleitete 
und  durch  Rücksichten  des  iiUf  rn  itiun.ilen  Verkehrs  geljoteiie  Grundsatz  ist 
im  Rechtsk'boii  der  qr^ßwcn  KulturstaaU-n  im  Lank'  der  neueren  Zeit  zur 
allgemeinen  Anerkennung  gelangt.  Beschränkungen  dieses  ürundsatzes  treten 
zwar  ein  fltar  FIDe  der  freiwilligen  ünterwerfang  des  fremden  Staates  unter 
die  inUndieehe  Oeiieilitsbarkdt»  namentlidi  besflgUcb  des  Immobiliazeigen- 
ttiins.  sowie  für  den  Fall  der  Anstellung  einer  Klage  seitMU  der  fremden 
Rt-ijierunji  bei  einem  inländiselien  Gerichte.  Abgesehen  vtm  diesen  Be- 
»(hrankungeii  ist  über  eine  gerichtliche  Zwangsvollstreckung  im  Inlande 
gegen  das  Vermögen  eines  fremden  Staates,  insbesondere  Arrest  und  Pfändung, 
flberbBapt  nnsnlUnig}  weil  der  Yemieb,  einen  tolcben  Zwang  noemAben, 
eine  TOlkemehtewidrige  Vvletanng  der  SonTerlliiitit  nnd  ünabblagiigkeit 
dce  fremden  Staates  enthalten  wUrde. 

Die  Geltung  dieses  völkerrechtlichen  Grundsatzes  ist  in  der  Theorie 
sowie  in  der  Rechtsprechung  der  Gerichte  von  England,  Belgien  und  Öster- 
reich mit  großer  Übereinstimmung  anerkannt.  Zum  Beweis  ist  auf  die  in  dem 
Kompetenskonfliktsbesoblnfi  erwUmte  Lttrantar  und  ferner  Besag  m  nebmen 
anf:  Ciunet,  Journal  du  dtidt  intemat.  1876  8. 26fr.,  1876  8. 12&ff., 
4Sllf.,  435  ff.,  1878  S.  H6ff.,  46  ff.,  165,  1879  S.  17.3  :  Jievu4;  du  droit 
intemat.  1872  8  ]:ry  1874  8.  617  If.,  1870  8.  714,  1876  8.  481,  1878  8. 
386.  olo.  .o4M.  JiUff. 

Auch  in  I^reulieu  hat  der  völkerrechtliche  Grundsatz  der  Uuätatthaftig- 
kdt  eines  ilrreslBs  gegen  fremde  Staaten  rechtücbe  Anerkennm^p  gefunden. 
Bereite  in  den  Anhangspangnq»hen  801  nnd  208  mm  $  90  Tit  29  Tdl  I 
der  Allgemeinen  Geridltaordnung  von  1793  ist  bestimmt,  daß  wider  re-jinrende 
deutsche  Fflrstrn  usw.  kein  Arrest  stattfind"'  drifj  dacrppen  and» f  Fürsten 
usw.  zwar  dem  Arrest  uuu^rwurfen  sind,  jedoch  vur  der  V'eriUgung  desselben 
an  den  Justizminister  berichtet  werden  mUsse,  welcher  über  die  gemciu- 
scbaftlieh  nv  erteilende  Vorbesebddnng  mit  dem  Miniaterio  der  answärtigen 
Angelegenbdten  Rllckspracbe  u  ndimen  habe.  Die  Preußische  Staats- 
regierung hat  nun  in  konstanter  Pra.xis  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  daß 
ein  gerichtliches  Arrestverfahren  in  Preußen  «regen  die  Rcgiernng  eine» 
fremden  Staates  unzulässig  sei  und  die  betreffenden  Ansprüche  der  in- 
ländischen Gläubiger  nnr  im  Wege  diplomatischer  Vermittlung  verfolgt 
werden  kftnnen.  Die  preaßiscbe  Staatsregierang  bat  die  Geltung  jenes  vttlker- 
rechtlirhen  Grundsatzes  wiederholt  anerkannt,  nämlicb: 

im  Jahre  1819  in  der  bei  dem  Kreisgorichte  zu  S.  anhängigen  Arrest- 
sache des  Kaiiftnnnns  F.  daseihst  '_'"<»tfen  die  Nassani^^rhc  K<^iriemng 
(Lot  t HC rs  Sammlung  der  Gefetze  ustc.  der  Rhciupruvhtz  1 6l3j, 
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im  Jahre  1832  in  der  U  i  dt  in  <  ilidlandesgerichte  zu  M.  aiihän^gen 
Arrestsnrhp  des  Kaufmanns  /'.  zu  J.  wid(  r  den  Kaiserlich  Russischen 
hiskua  [  Jiönnes  Et  yami4itgcft  usic.zut  AGOb.  Ausg.  Iii  490. 491  . 
im  Jahre  1834  in  der  bei  dem  Obcrlandesgerichte  zu  P.  anhängigen 
Arrestsache  des  Regixmiiigs^Yisivrllsidenten  wm  Ii.  in  A.  gegen 
den  KurfttrstUch  Hemiechen  Fiekns. 

Nach  der  in  diesen  Ynririlngcu  von  den  hfichsten  Staatsbeh9idco 
Picußt  iis  geübten  Praxis,  wt  ldu  ;iiif  Ubereinstimmenden  Erklärung:»  n.  bezw. 
Anordnungen  der  Ministerien  der  auswärtigen  Angelctr<'nhintf}n  und  der 
Justiz  beruht  und  in  der  zuletzt  erwähnten  Sache  vom  Könige  selbst 
sanktioniert  worden  ist,  sowie  nach  der  in  dem  Kompetenzkonfliktsbeschloß  ent» 
halteoen  Bezeugung  des  Ministers  der  answärt^n  Angelegenheiteii  maft 
unbedenklich  angwommen  wwden,  daß  der  in  den  tbrigra  gro0ai  Knltor- 
Staaten  Europas  geltende  völkerrechtliche  Grundsatz  der  Unzalftssigk^  des 
gerichtlichen  Arrests  gegen  die  Reuierungen  fremder  Staaten  auch  in 
Preulien  rechtliphe  Oeltiinji  liut,  wenn  dieser  Grundsat/.  auch  in  einer 
positiven  Vorschrift  der  prcußiächeu  Landesgesetzgebung  oder  ia  Staata- 
rertrigen  nicht  Ausdruck  gefunden  hat. 

Besflglicb  d«r  Geltung  dieses  TOlkerrecbtlichen  GmndMitMS  in  Freoflen 
ist  dnrch  die  Vorschriften  der  dentsohen  Jnstisgeselse  gegenttber  den  mm 
Deutschen  Reiche  nicht  gehörenden  Staaten  eine  Veränderung  nicht  ein* 
getreten.  Der  24  der  ZPO  bestimmt  zwar,  daß  für  Klagen  wehren  ver- 
rn«")Kensre('htIirher  Ansprüche  tzegen  eine  Person,  welche  im  Deut^ch'-n  Reirhe 
keinen  Wuhusitz  hat,  das  Gericht  zustündig  sein  boll,  in  dessen  Bezirke  äicb 
Vermögen  derselben  befindet,  und  daß  bei  Forderungen  als  der  Ort,  wo  das 
Vermögen  sidi  befindet,  der  Wobnsits  des  Schuldners  gilt  usw.  Diese  Be* 
Stimmung  ist  abw  —  gl«ch  der  entsprechenden  Vorschrift  des  §  34  Anhangs 
SU  §  114  Tit.  2  Teil  1  der  Preuß.  Allgemeinen  Gerichtsordnung  —  nicht  auf 
Klagen  gegen  die  He^iierungen  außerdeutscher  8t:>^tf"?i  r^nzuwenden.  Denn 
die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reich.s  hat  l>ei  i<:rluü  des  S  24  der  ZPO 
nicht  beabsichtigt  und  konnte  nicht  beabsichtigen,  in  anerkannter  Wirksam» 
keit  stehende  Grands&tse  des  Völkerrechts  dem  Auslände  gegenüber  aabii- 
heben.  Wenn  die  Gesetsgebung  des  Deulsdien  Reiehs  VermnlsMung  gefnndes 
hat,  itt  den  §g  18  ff.  des  GeriditSTerlassungsgesetses  Vorschriften  darüber  ss 
treffen,  ob  und  inwieweit  die  inländische  Gerichtsbarkeit  sich  auf  die  Ex- 
territorialen (die  Chefs  und  Mitglieder  der  liei  dem  Deutschen  Reiche  oder 
einem  Deutschen  Bundesstaate  beKl'iiil)igten  Missium  n  usw.)  erstreckt  so 
folgt  hieraus  keineswegs,  daß  die  Keichsgesetzgebung  die  ausländiscbea 
Staaten  und  deren  Regierungen  der  inUndlschen  Gerichtsbarkeit  unterworfen 
habe.  Die  Reichsgesetzgebung  hat  vielmehr  diese  Frage  vOUig  nnbertUM 
gelassen.  Jene  besonderm,  auf  dem  Völkerrechte  bemhoiden  Bestimmnagw 
der  §§  18  ff.  sind  nur  deshalb  erlassen,  um  gegenüber  dem  OrUB^tze,  hS 
die  Ocrichtsharkeit  der  dentsohen  Gerichte  sich  auf  alle  Personen  erstreckt, 
welche  sich  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  aufhalten,  die  durch  das  Veiker- 
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recht  und  die  Reichsverfassnng  gebotenen  Ausnahmen  festzustellen.  Dagegen 
bedurfte  es  nicht  eines  ausdrihklicht  n  Ausspruchs  der  Reich^stresf-tzgebung, 
daß  die  allgemeinen  völkcrrecbtiiciien  Orundsätzo  über  die  (  icrichtsbark«  if 
der  inländischen  Gerichte  g^enliber  auswärtigen  Staaten  aufrecht  erhalten 
werden.  Diese  Onmdtfttse  weiden  dveli  reicbsgeseUliehe  Toncbriften  in 
k^er  Weise  berahrt  und  ibre  Anfreditarhaltang  war  BelbatTentlbidlich.  Es 
ist  daher  auch  gegenwärtig  in  PreuBen  der  völkerrechtliche  Grundsata  der 
rnzuliissipkeit  eines  gerichtlichen  Arrcstps  gei^rn  die  Roy  ii- in  hl'  fines  sam 
Deutschen  Reicht-  nicht  gehörenden  Staates  in  unveränderter  Geltung. 

Ferner  kann  aus  der  Zulässigkeit  gerichtlicher  Klagen  gegen  dtu 
Fiskas  des  Preofiiiclien  Staates  nnd  anderer  dentsdien  Staaten  nicht  gefolgert 
werden,  dafi  aech  gfgen  den  Fiskns  aoBerdentsoher  Staaten  gerichtliche 
Klagen  und  insbesondere  gerichtliche  Arreste  statthaft  seien.  Denn  die  Vor- 
schriften des  für  den  Fiskns  der  deutschen  Staaten  geltenden  Rechtes  sind 
auf  an6wdcutsche  Staaten  nicht  anwendbar  und  ihre  Anwendung  ist  uameut- 
lieb  dauu  ausgcacblosscn,  wenn  durch  dieselbe  eine  Kollision  mit  feststehenden 
Omndi&tien  des  Y61k«rechts  herbeigeführt  werden  wOrde. 

Ans  diesen  OrOndeo  moB  es  fOr  nnsnlllssig  erachtet  werdm,  dafi  ein 
fffenßisches  Gericht  —  wie  in  der  vorliegenden  Prozeßsache  geschehen  ~ 
gesren  die  Regierung  von  Rumänien  einen  Arrest  anordn»t  ztu  Sicherung 
der  Zwangsvollstrerkuuff  in  deren  bewcijliches  Vermii^'tn.  welclus  sich  in 
Preuben  beündet.  Diu  bi^ti'eüende  Pruzelipartei  hat,  weuu  sie  ihre  vermeint- 
lichen Ansprache  gegen  die  Rnmftnisdie  Regiening  nnter  Mitwirknng 
prenfiischer  Staatsbehörden  Terfolgm  will^  snu  Zwecke  der  Qeltendmachnng 
dieser  Ansprüche  nicht  ein  prenßisches  Gericht  um  Anordnung  eines  Arrestes 
gegen  die  Ramänische  Reperunfr.  sondern  lediglich  den  preußischen  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  um  diplomatische  Vermittlung  zu  ersuchen. 
Nor  anl  diesem  Wege  kann  eine  Mitwirkung  der  preuiUschen  Staatsgewalt 
in  being  anf  die  Verfolgong  der  Ansprüche  des  AirestfclXgars  gegen  die 
Regierang  Ton  Rnmlnien  stattfinden. 

Der  erhobene  Kompetenzkonflikt  ist  daher  begrflndet  und  der  Rechts- 
weg in  dieser  Sache  unzuiftasig. 

Grundeigentum  In  Marokko.  —  Madrider  Ko/fvention  von 
1880.  —  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  7.  4.  1900. 

RQ  IQ.  11.  Oö;  Bottenäurg,  Tanger.  Braumchvig  dt  Co.p  Tauger; 

Jtep.  V  530  Oö. 

Tatbestand. 

Kl&gerin,  eine  französische  Firma  in  Tanger,  will  dnrdi  Vertrag  vom 
6. 11. 08  Tom  Sultan  von  Marokko  ein  bestimmtes  Gelände  in  Tanger  gekanft 

nnd  zu  Eigentum  übertragen  «halten  haben,  auf  dem  sich  ein  Wohnhaus  mit 
Garten  bt  tindet.  das  seit  .faliren  von  dem  Beklagten,  einem  deutschen  Ht  irhs- 
angeborigeu,  bewohnt  wird,   bie  behauptete,  der  Beklagte  wohne  nur  zur 
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Miete  für  monatlich  300  Peseta»  ond  der  Mietvertrag  laufe  noch  bis  zum 
1,  \2  (y2:  sie  schrieb  dem  Beklagten  am  17.  11.  ()".?  daß  sie  als  nnnmehnge 
Eigentümerin  vom  1.  12.  an  den  Mietzins  aui  4iK)  Peiietas  monatlich 
erhöhe  and  evcnt.  an!  den  31.  12.  kOudige.  Als  der  B«klagte 
ablehneod  Terhielt  und  IlberluMipt  kdne  Miete  sahlte,  wiedeibolte  sie  tm 
20.  5.  03  brieflich  ihre  erhlthte  Mietforderung  nod  kündigte  anb  neue  tarn 
80.  fi. :  der  Beklagte  erklärte  aber  durch  Briof  vom  26.  6.,  daß  er  si  h 
:inf  keine  woitoren  Vi'rhandlungcn  einlasse.  Darauf  reichte  die  Kliigorin  Unm 
deutschen  Kontiulargtricht  in  Tanger  die  vorliegende  Klage  vom  15.  ü.  U3  ein, 
mit  der  lie  beantragt«,  den  Belclagteii  mt  Zahlung  des  hbt  mn  81.  &  06 
berechneten  Mietainset,  mt  Bärnmuig  am  90.  Juni  und  lu  Sebadeneraats  fir 
den  Fkll  der  Nichträumung  zu  Yerorteilen. 

Im  ersten  Verhandlungstermin  am  29.  H  0'^  beantrajfte  der  Ik-kkitrie  die 
Abweisung  der  Klage,  indem  er  sich  als  Eigentümer  des  (irundstüik.s  l>e- 
zeicbnetc  und  die  Gültigkeit  des  von  der  Kliigerin  beigebrachten  Kaufvertmgs 
beetritt.  Das  Gerieft  beacUoB,  dl«  Verbandlniig  awHnnetseii  bi»  eine  FeMc 
stellottg  des  sastftadigwi  raarokkanisdieii  Geriebts  Uber  das  Bigentnm  an  den 
streitigen  Grundstück  erfolgt  sei.  Es  begründete  diesen  Beschluß,  unter  Be- 
rufung anf  ^  14.S  ZPO  in  Verbindung  mit  §  IH  flVG,  mit  dor  Au.sfiihrang, 
dal^  na<  Ii  Art.  11  d<  r  Madrider  Konvention  über  die  Anstlbung  des  tichuti- 
rechts  in  Marokko  vom  8.  7.  80  i^KüBi  1881  103;  für  die  Entscheidung  von 
Stnitfrageo-  über  das  Recht  an  Qrondatttcken  die  marokkanlseheii  Qeridrte 
anaicbUelHich  snstKndig  sden.  Der  Axt  11  der  Madrider  KoBTentieii  laatet: 

..Das  Recht,  Grundeigentum  zu  erwerben,  steht  allen  Fremden  zu. 

Der  Ankauf  von  Grundeigentum  ?arf  nnr  mit  vorausgehender  Genehmi- 
gung der  Regierung  erfolc^en  nnd  sind  hinsichtlich  der  Enverbsurknnien  die 
durch  die  L»ande8gcsetze  vurgeiM-hriebcnen  Fünalichkeiten  zu  beubachufn. 

Jede  Aber  dieses  Bedit  entstehende  Streitfrage  soll  nach  den  beieichn^ 
Geeetzen  unter  Gestattnag  der  in  den  Vertrigen  feetgesetsten  Berafung  an 
den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  entschieden  werden." 

Die  Stroitsarho  ist  dann  an  das  marokkanisclic  Schr;«-n»  richt  tretfangen, 
diesem  aber  wegen  gesetzwidrigen  Vorgehens,  wie  im  angefochtenen  Urteil 
bemerkt  ist,  wieder  entzogen  worden. 

Aal  Antrag  der  Kligerin  werde  nun  das  Verfahren  Ter  dem  Kon8nku^ 
gericht  wieder  aufgenommen.  Dort  beantragte  in  dem  aar  Fortsetsoag  der 
Verhandlunis'  auf  den  8.  5.  05  anberaumten  Terrain  die  Klägerin,  auf  Grund 
ihres  K:uifvi  rtrawes  und  Fin:<  ntum8  dem  Bt>klagten  d(  n  Resitz  zu  entziehen, 
wahrend  der  Beklagte  wittler  behauptete,  daß  er  und  zwar  durch  Schenkung 
ond  Besitsergreifeng  das  Eigentum  erworlien  habe,  und  um  Abweisung  der 
Klage«  vorerst  alier  um  eine  BnteGbddai<g  fiber  die  Zostlndigkeit  des  Ken* 
sulargeriehts  bat,  die  er  wegen  aniscbließlicber  ZnstSndfgkeit  des  8daa> 
(i.  ridits  bestritt.  Durch  Urteil  vom  17.  fi.  ().*)  hat  das  Konsulargericht  die 
t  nzustiindij?keitseinrede  unter  Venirteilnnir  des  Beklagten  in  die  durch  die 
Verhandlung  über  diese  Einrede  entstandenen  Kosten  verworfen.    In  dem 
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Urteile  wird,  abweichend  Ton  dem  Beacblosse  vom  29.  6.  U3,  aasgelührt,  dali, 
wenn  nach  Vorediiilt  des  dentachea  Konenlargeriditageeetaes  in  den  Konralar- 

gerichtabezirken  die  deatschen  Reichsgesetze  anzuwenden  seien,  dies  andl  fttr 
die  safhiiche  Zuständigkeit  dtr  Konsulargerichte  gelten  müsse  und  daran 
durch  die  Madrider  Konvention,  die  nicht  Reichsrecbt  geworden  sei,  nichts 
geändert  werden  könne. 

Der  Bekkgte  luit  »ditseitlg  Bernfmtg  eingelegt;  «f  beitragt,  das 
ürtefl  anferalieben  .and  die  Klage  abntwdsen,  wXlirend  die  Kligorln  um  Zu- 
rflckweisnnu  der  Berufung  bittet. 

Die  Rciafung  regt  zunächst  das  prozessuale  Bedenken  an.  ob  das  Kon- 
sulargericht ohne  die  nicht  erfolgte  Aufhebung  seines  die  Sache  vor  das 
Schra-Gericht  verweisenden  Beschlusses  vom  29.  6.  03  in  der  Sache  habe  weiter 
Terhaadeln  lasaen  dtfrfen.  Zur  fiaebe  selbst  wird  geltend  gemacbt»  da6  die 
Madrider  Konvention  sieh  als  ein  der  Oenebniigang  des  deatsoben  Bdcbst^^ 
nicht  bedürftiger  Staatsvertrag  darstelle,  der  nach  §  1  KonsGG  für  die  Statt- 
haftigkeit einer  Konsulargerichtsbarkeit  neben  einem  etwaig'en  Herkommen 
maßgebend  sfi  und  daLi  der  Art.  11  dieser  Konvention  anrh  nicht  etwa  eine 
Einschränkung  der  Kuusulargerichtttbarkeil  cuihuile,  indem  diese  Bich  aictuals 
in  Marokko  aal  Streitigkeiten  Aber  Gmndeigentam  erstreckt  babe,  fOr  das 
Dentscbe  Reick  flbrigms  dort  aooh  allererst  im  Jahre  1887  int  Leben  getreten 
sei.  Jedenfalls,  so  wird  unter  Berufung  auf  amtliche  Auskunft  des  deutschen 
Auswärtigen  Amtes  behauptet,  habe  sich  seit  Ahschlnß  der  Madrider  Kon- 
Tentinn  ein  ihren  Be8timmun<^en  entsprechendes  Herkooimen  gebildet. 

Die  Klägerin  hat  diesen  An-  und  Ausführungen  widersprochen  und  im- 
besondere  aoainlllhien  gesncbt,  daß  jedenlalki  der  BeMagt^  als  deutscber 
ReiebsangebViiger,  dcb  der  Qericbtsbarkeit  seines  beimiacben  Konsnlargeriebts^ 
wenn  diesea  von  s^em  Gegner  angerufen  werde,  nicht  entlieben  dOirle. 

EntscheidungsgrUnde. 

Da»  prozessuale  Verfahren  des  Konsulargerichts  läl^t  sich  nicht  bean- 
standen. Das  Gericht  war  nicht  gehindert,  seinen  Anssetzongsbeschluß  vom 
89,  6^  08  anf  Antrag  wieder  anbiibebM,  and  dies  ist  in  deatlieber  Weise 
dadarcb  geacihdien,  daß  es  auf  Antrag  der  Klägerin  neuen  Verhandlungstermin 
anberaumte.  Die  getroffene  Entscbeidong  konnte  jedoch  nicht  aalrecbter^ 
halten  werden. 

Im  §  1  KonsGG  vom  7.  4.  üü  —  das  entgegen  einer  offenbar  nur  ver- 
sehentUtta  abwiklModen  Bemoricnag  im  ai^oebtenen  Urleil  Ittr  dm  vor- 
liegenden Fall  maflgebend  ist  —  ist  der  Sats  an  die  Spitse  gestellt,  daB  die 

Konsnlargenchtsharkeit  in  den  Ländern  ausgeflbt  werde,  in  denen  ihre  Ana- 
tibnnp  durch  Herkommen  oder  Staatsvcrträgc  trcstattet  sei.  Dieser  Satz 
enthält  etwas  SelbstverstiindlieliLS  insofern,  alä  ohne  eine  derartige  Gestattung 
die  deutsche  Gesetzgebung  nicht  in  die  Justizhoheit  fremder  Staaten  eitigreifen 
dflrhe.  Damit  ist  aook  von  sdbst  eine  Einscfaränkang  dieser  Oerichtsbarkett 
anf  den  Umfang  gegeben«  den  Herkommen  oder  Staatavertrige  gestatten. 
Fttr  den  Torlisgenden  Fall  ist  der  Umbng  dntch  den  im  Tatbestand  mit- 
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geteilten  g  11  der  «og.  Madrider  Konvention  beschrftnkt  worden,  indem  dieeer 
Staaterertrag  klar  und  dentUch  die  Entscbeidang  von  Streitfragen  fiber 

Gmndeigentnm  in  Marokko  den  dortigen  LandeegMetien  nnterwirft,  damit 
also  anrh  vor  die  dortigen  Behörden  verweist,  was  auch  daraus  folert.  daü 
der  iustanzenzug  an  den  luaiokkanischen  Minister  der  auswärtigen  Angelr^'i :: 
heiten  gehen  soll.   Das  Nulicre  ergibt  sich  aus  den  der  Konvention  vorau- 
gegangenen  Verhandlungen  (vgl.  das  Yom  Twtietar  dea  Beklagten  eingereidtee 
besttgliche  fransösiaehe  Oelbbnch  S.  225/6  und  das  Werk  von  Souard  49 
Card,  Les  traitis  entre  La  France  et  Le  Maroc  S.  162 ff.),  WODacIl  der 
marokkanische  Bevollmächtigte  den  französischen  Vorschlag,  ein  Reglement 
für  die  EntscheidnTü'  derartiijcr  Prozesse  zu  vereinbaren,  mit  i^proßer  Ent- 
schiedenheit abgelehnt  und  betont  hat,  daß  Streitfragen  ül>er  (irandei(r<  ntum 
seit  jeher  von  den  Gesetzen  des  Landes  beherrscht  würden,  dem  Chra.  der 
ans  dem  Koran  ausgezogen  aei  und  oidit  dnnib  ein  Beglement  irgendwel^ 
Art  abgeindert  werden  dflrfe.  Wenn  dem  gegenflber  das  angefochtene  Urteil 
ben'orhebt,  daß  nadi  den  KonsGQ  das  deutsche  Reichsrecht  in  den  KonBala^ 
gericht«bezirken  angewandt  werden  solle  (§  19)  und  Beschränkungen  eine 
Kaisorliche  Verordnung  und  Zustimmung  des  Bundesrats  voranssetztfn  'S;  I 
Abs.  2),  die  Madriiici-  Konvontion  aber  nicht  Reichsrecht  ercworden  und  tiiit 
einschränkende  Kait»erliche  Verurduung  nicht  ergangen  sei,  so  wird  daki 
Uberedien,  daß  dae  deutache  Reoht  ttbwlianpt  nur  toweit  in  Anwiaidmig  komme» 
kann,  wie  JB^konunen  oder,  was  hier  allein  in  Frage  kommot  kann,  da  eia 
abweichendes  Herkommen  nicht  behauptet  wird,  Staateverträge  es  gestatten 
und  daß  folglich,  wenn  die  Madrider  Konvention  ausschiede,  gar  nichts  für 
die  Zuständigkeit  der  deutschen  .Inrisdiktion  vorliegen  würde,  einschrUnkenik 
Kaiserliehe  Verordnnngcn  aber  voraussetzen.  daH  die  Konsulargerichtsbarkeit 
an  sich  einen  grüüereu  Umfang  haben  würde.    Vgl.  auch  die  Motive  zum  §  1 
des  Entwnrfa,  nnd  beeondera  inm  §  21,  wo  hervorgehoben  ist,  daß  die  Recht«' 
TerUlltnisse  an  dem  In  den  Ronsnlargeriohtabesirken  liegenden  dentechea 
Gmndbeiits  an  sich  nach  inländischem  Recht  XU  bearteUen  seien,  sofern 
sie  nicht,  wie  in  der  Türkei,  der  Tiandesgerichtsttarkeit 
nnters fänden.   Wie  in  der  Türkei,  so  ist  es  aber  auch  m  Marokko:  dif« 
ergibt  sich  aus     11  dt  r  Madrider  Konvention,  die  auch  ohne  Genehiaigußg 
durch  den  Reichstag,  deren  Erfurdeiiichkeit  daiuiu  auf  sich  beruhen  bleiben 
'  kann,  klar  anm  Ausdmdc  bringt,  daß  Harokko  die  Aoedebnung  der  Konrahu«' 
gerichtsbarkeit  dc^  beteUigten  fremden  UAehte  nicht  anlftßt. 

Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  einen  Streit  über  Grundeige»- 
tum  in  Marokko,  niimlicli  um  eine  Vindikation  des  vom  Beklagten  bewobnttn 
( Irundhcsitzt  s ;  die  Ansprüche  auf  Miete  und  Schadenersatz  sind  in  dem  Vfi- 
liandlungstermiii  vom  8.  ö.  U5  nicht  wiederholt  worden,  über  sie  kann  aueli 
erst  entschieden  werden,  wenn  zuvor  die  Eigentumsfrogc  gelöst  ist  Zar 
Entscheidung  dieser  Frage  aber  war  dem  Ausgefflhrten  zufolge  daa  XoMllla^ 
geriebt  nicht  sustftndig  nnd  ea  konnte  auch  dadurch  nicht  mstlndig  werden, 
daß  der  Beklagte  dn  deutscher  Reichsangdißriger  ist,  denn  Immer  betrifft  der 
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Stxdt  murokkuiisclieo  Gnmdbeüts.  Der  Einrede  der  Unsustandigkeit  war 
daher  stattingeben  vnd  die  Klage  atNcnweieen,  woraus  nach  §  91  ZPO  die 
Kostenpfliehtigkelt  der  unterliegenden  klagenden  Partei  folgt 

Exterritorialität  der  Botachaftsgebäude?  Zulässigkeit  eines 
Wechselprotestes  gegen  dort  wohnende  Personen? 
(BG  6. 2,  Oü;  Saehs/CohH;  Rep.  III  272m,) 

Der  Beklagte  war  In  seiner  Eigeoaehaft  als  Notar  Tom  Kläger  beatt^ 

tragt,  einen  vn  Rudolf  Cu9tadis  anf  Carl  ffolm  in  Ncustrelitz  gezogenen, 
am  2  .1  Di  zalilharon  und  bei  Hans  Baumgartner  in  Inilin,  Kronprinzen- 
nkr  I  i,  duiuizilierten,  von  dif^scm  auf  den  Kllltr*r  indossierten  Wechsel  über 
lüOU  «AC  beim  Domiziliaten  zu  protestieren  Nach  Inluilt  der  Protesturkunde 
führte  er  diesen  Auftrag  um  4.  3.  02  aus,  iiidein  er  sich  in  das  Haus  Kron- 
prinzennfer  14  begab  nnd  daselbst  feststellte,  daß  dieses  Hans  Eigentum  des 
8aterrei4Aiacb*nngaris6ben  Staates  sowie  Sita  der  Botschaft  dieses  Staates, 
der  Domiziliat  Baumgartner  aber  Küchenchef  des  Botscliafterß  sei  nnd 
deshalb  von  der  Vorl»  uiinu  d»  s  Woclisf^ls  Abstand  genommen  werdi .  Nach 
fernerem  Inhalt  der  erwähnten  i  rkunde  hielt  der  Beklagte  sodann  bei  dem 
Einwohnemteideamt  in  Berlin  nach  einer  anderweiten  W  ubnuug  oder  einem 
Oesch&ftslokal  des  Domiziliaten  Nachfrage  und  erhob  auf  die  verneinende 
Auskunft  Protest  wegen  nicht  erfolgter  Zahlung  des  erwfthntoi  Wechsels. 
Als  hierauf  der  KlAger  als  Wechselinhaber  gegen  Custodia  und  Holm  heim 
Landgericht  Berlin  auf  Zahlung  der  1000  JL  die  Wechselklage  erhob,  wurde 
er  wegen  Ungültigkeit  des  anijpführten  Protestes  in  erster  und  zw»  iter  Instanz 
abgewiesen,  während  oine  Revision  we(?en  Manuels  der  Revisiunssumme  nirlit 
eingelegt  werden  konnte.  Er  erhob  nunmehr  gegen  den  jttzigeu  Beklagten 
eine  Schadensersatzklage  in  Höhe  von  lUOO  «4!,  weil  von  demselben  unter 
fahrlbsiger  Yaletaung  seiner  Amtqiflicht  als  Notar  dn  ungültiger  Wechsel* 
Protest  aufgenommen  worden  und  infolgedessen  dem  Kläger  der  Wechsel- 
snqprach  ^(  n  den  Akteptanten  ffolm,  den  Aussteller  Custodia  sowie  auch 
gogen  den  Indossanten  Baumrinrtner  nadi  Art.  43  der  WecbsL'lurdnnn«; 
verloren  gegangen  sei.  In  erster  Instanz  ist  der  Beklagte  verurteilt  und 
diese  Verurteilung  in  zweiter  lubtanz  mit  der  Maßgabe,  daß  auf  die  Anschluß- 
bemfnng  des  Klägers  die  demselben  zugesprochene  Summe  lediglich  an  eine 
Anaahl  tou  Pflndungspfandglftnbigeni  sowie  an  einen  Zessionar  desselben  an 
sahlen  sei,  hestitigt  worden. 

Das  Bemlnngsgeridit  Ist  dabei  im  wesentlichen  von  folgenden  Er-' 
wägnnijen  ansjjegangen :  der  am  4,  M.  f>2  von  dem  B(  kia^ttn  aufgenommene 
F*rolt'Si  sei  ungültig;,  weil  die  l^rkundt-  iiiclit  b(Ha^,'i'.  daß  die  I'räsentatiiin 
des  Wechsels  und  die  Aufforderung  2ur  Zahlung  an  den  Domiziliaten  Baum- 
gartn§r  in  dessen  Wohnung  Kronprinzenofer  14  versucht,  der  Protest  viel* 
nehr  auf  Grund  einer  Nachfrage  bei  der  Polizei  nach  Art.  91  der  Wechsel« 
Ordnung  als  sogenannter  ,Windprotest*  aufgenommen  worden  sd,  obwohl 
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weder  die  rechtliche,  noch  die  tataldiUdie  UmuSgliehlceit,  in  der  angegebeMi 
Wohnuikg  sa  prSeentieren,  dnrch  .die  Urinrade  feotgesteUt  worden  eeL  Den 

das  Bot8chaft8gc!)äuc1(  sei  nicht  als  Aiuluid  und  nicht  als  ußeriialb  des 
Amtsbezirks  des  Berliner  Notars  gele^TPn  anzusehen,  vielmehr  von  dem  Notar 
zu  betrrtfn  (wie  auch  geschehen)  und  daselbst  die  Vorlegung  des  Wfchsds 
nebst  Zahlungsaufforderung,  eventuell  nach  Einholung  der  Zusrimuiuug  des 
Botschafters,  zu  versuchen  gewesen.  Der  Beklagte  habe  aber  auch  nicht  an- 
nehmen dttrfoi,  dafi  die  AubiahiDe  eines  Protestes  dovch  einen  Notar  Uber- 
hanpt  die  Ansttbnng  eines  staatlielien  Hobeitsrechts  darstelle,  also  deshalb 
dem  Exterritorialen  gegenüber  unzulässig  sei.  Derselbe  habe  daher  seine 
Amtspflicht,  seinem  Anftratjgeber  einon  tut  Erhaltunj:  des  Wechselrecht« 
ausreichenden  Protest  zu  btschaffeu,  fahrlässig  verletzt,  indem  er  sich  namfui- 
lich  von  dem  unentschuldbaren  Rechtsirrtum,  daß  das  Gebäude  des  Botschafters 
Ausland  und  daher  die  Vornahme  der  Amtshandlung  eines  preußischen  Notsn 
in  demselben  nnsnl&SBig  sei,  habe  beeinflassen  lassen. 

Die  Bevision  hat  hiergegen  ansgefOhrt:  in  erster  Unle  sei  nach  den 
hier  mafigebenden  TOIkerrechtlichen  Grundsätzen  Uber  die  ExterritoriaütAi 
dor  aiifgenommpnp  Protost  nicht  als  uiijjiiltif^  anzusehen.  Nicht  darauf,  ob 
das  Hots(haftsh<)tel  zum  Inland  oder  zum  Ausland  gehiiro.  komme  e*?  an. 
(»undt'rn  darauf,  ob  von  einem  inländischen  Beamten  eine  Amtshaudlung  darin 
vorgenommen  werden  könne.  Als  exterritoriales  Grundstück  aber  sei  das* 
selbe  von  dem  BeUagten,  als  Notar,  also  als  Beamten»  sur  Vornahme  ctsei 
Wediselprotestes,  einer  Amtshandlnng  auf  dem  Gebiete  der  heiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit, nicht  ZU  betreten  und  auch  die  Erlaubnis  des  Botschafters  am- 
so>veiuirer  einzuholen  gewesen,  als  derselbe,  wie  unter  Beweis  gestellt«  jede 
derartig    Kilanbnis  prinzipiell  verweigere. 

Miiititsteiis  al>er  treffe  den  Beklagten  nicht  der  Vorwurf  einer  Vemacb« 
lässiguQg  der  gebotenen  Sorgfalt.  Die  Zuläesigkeit  der  Aufnahme  eines  notir 
rlellen  Wechselprotestes  in  einem  exteiritortalen  Qebtede  sei  eine  flbensj 
iweifelhafta,  in  den  TOlkefreehtlidhen  Normen  nnd  Ldoblldieni  nmwndenti^ 
und  abersengend  nirgends  beantwortete  Frage.  Bine  Yerpfliohtnng  aber, 
mit  dem  Domiziliaten  eine  \'ereinbanin?r  wesren  Aufnahme  des  Proti^'^tes 
außerhalb  des  Botschaft-shotols  zu  treffi  n.  wie  das  Berufoogsgericht  erfordere, 
hal>e  dem  ikklagten  keinenfalls  obgelegen. 

Schon  der  erste  Kevisionsgrund  (keine  Ungültigkeit  des  Protestes)  gibt 
SU  Bedenken  gegen  die  obenerwihnten  AnsfSfarungen  der  Vorinstans  AnM; 
jedenfalls  aber  mnß  dw  sweite  (Hangel  eines  Vmdnildens)  als  durdiselils0H>' 
anerkannt  werden. 

Wie  die  Revision  zutreffend  bemerkt,  kommt  es  hier  wesentlich  dara!if 
an,  ob  von  dem  Beklagten,  einem  Notar,  und  somit  preußischen  Beauit«D, 
in  dem  exterritorialen  Gebäude  der  österreichisch-ungarischen  Botacbaft  ein 
Wechselprotest,  also  eine  Amtshandlung,  in  der  dnndi  Axt  88  der  Wednel' 
Ordnung  vorgeschriebenen  Wdse»  insbesondere  mit  Frtsentation  des  Wednels 
und  Zablnngsanfforderang  gegenttber  einem  Bediensteten  des  Botsdufki* 
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Tnrgcnommcn  worden  konnte.  Diese  Fragt*  ist  nicht  so  einfach  und  zweifellos, 
wie  (las  Berufungsgericht  annimmt.  Der  aua  dem  Wesen  drr  Exterritorialität 
sich  ergebende  vülkerrcchtUche  Grundsatz,  wonach  g^euüber  den  auswärtigen 
0«andten,  sowie  gegenüber  deieii  Familie,  PenonAl  nncl  ausländischer  Dienet- 
Schaft  im  Inlande  kein  Akt  der  staatlichen  Hoheit  und  Zwangagewalt,  tos* 
hesondere  keine  Handlang  der  gerichtlichen  und  polizeilichen  Gewalt  aaigefilbt 
werden  soll  Porsonal-Exterritorialit  it  nnd  wonach  femer  der  Rcgf  l  nach 
kein  inländischer  Beamter  die  Wohuun^  des  Gesandten  znr  Vfirnalinie  einer 
derartigen  Amtshandlung  betreten  darf  ^Real-Exterritorialitätj  —  vgl.  H. 
&roiiu9  de  ßtr.  HU.  ac  pac.  e.  18, 9:  „eoacHo  atesaa  dM0#  a  leguiu' , 
«.  LiaMt,  Vütherreekt,  4.  Anfi.  8.  IM;  Mivier,  Völkerreehtf  2.  Aufl.  S.  864; 
S0ffter-&effken,  Völkerrecht,  8.  Aufl.  S.  102,  103;  Levisoni,  Die 
Gp.fftndf&nrechfe,  S.  47;  ITeilborn ,  Völkerrecht  in  der  Ensylzhrpädie  von 
f.  Hol t zeudur ff  und  Kohler,  II  1031;  Leske- Löwenf eld ,  Rechts- 
verfolgung  im  inier  nationalen  Verkehr,  1  737  —  ist,  was  die  Ausübung  der 
Stzafgurichtsharkdt  nnd  der  stidtigra  Ctodchtsharkeit  anlangt,  in  g§  18,  19 
des  deittsdien  Q«iebt8vevfas8iing8*Ge8etses  ansdrfleklleh  anerkannt  FOr  das 
Köiiit(reich  Preußen  ist  dann  im  Anschluß  an  diese  letzterwähnten  Vurschriften 
durch  die  auch  in  dem  Berufungsurteil  erwähnt«  Verfügung  des  Jostiz- 
ministers  vom  2<t.  1.  it:'.  JMBl  S.  37  weiter  bestimmt  worden: 

a)  daß  Zustelluugea  in  gericbtlicheu  Angelegenhuitc*u  au  Personen, 
Wehe  nach  §§  18,  19  des  GMiehtsrerfasstuigseesetaEes  von  der  inltodisdieii 
Oeriohtsbaritclt  befreit  lind,  nur  im  diplomatisdiai  Wege  erfolgra  dttrfen, 

b)  dafi  Handlungen,  welche  eine  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  enthalten, 
in  den  Wohnungen  dieser  Personen,  auch  wenn  sie  im  übripen  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  unterworfen  sind,  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  vorgenommen 
werden  dttrfen, 

c)  daB  die  Einholung  dieser  Znstimmnng  nnter  Yeimitteliuig  der  an- 
sMndigen  Ministerien  zu  erfolgen  hat. 

d)  daß  der  Gerichtsvollzieher  die  Wohnung  einer  der  erwähnten  Personen 

zum  Zweck  der  Zustellung  nur  dann  betreten  \\\v\  eine  Zustellung  in  deren 
Wohnung  durch  Aufgabe  zur  i^ost  nur  dann  bewirken  darf,  wenn  ihm  die 
Zostimmung  des  Inhabers  der  Wohnung  schriftlich  vorgelegt  wird. 

Bs  nnterllegt  keinem  Bedenken,  diese  Qrunds&tae  auch  auf  Handinngen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  wenigstens  auf  solche,  welche  eine  Austtbung 
der  Staatsgewalt,  des  -itaa fliehen  Zwanges,  entlialten.  wie  z.  B.  Siegelungen, 
Inventaraufnahmen.  Vormundsbestellungen,  zur  entsprechenden  Anwendung 
zu  bringen.  Konnte  hiernach  die  Protestaufnahme,  wenn  man  dieselbe  als 
dne  Bold»  Amtahaadlnng  der  beiwilligen  Qericbftsharkdt  ausist,  einem  der 
inUndischen  Qeriehtsbarkdt  unterworfenen  Dienra  des  Ssterrdchisdi- 
nngarischen  Botschafters  gegenüber  mit  Zustimmung  des  letzteren  in  dessen 
Qebäude  erfolgen,  so  blieb  doeh  im  vorliegenden  Falle  der  sehr  erhebliche 
Zweifel  bestehen,  ub  der  Domi/iliat  Baumgartner  überhaupt  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  unterworfen  und  ob  namentlich  der  liotar  zur  Einholung 
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dct  Znstimiiniiig  des  Botschafters  zur  Protestanfnahme  im  Botschaftsbotel 
verpflichtet  war.  —  Nicht  zweifelsfrei  ist  auch  die  fernere  Annahme  des 
Berufungsgerichts,  daß  die  Aufnahme  des  Protestes  durch  den  "Sotzr  eb*»r- 
banpt  nicht  die  Ausübung  eines  staatlichen  Koheitsrechtes  darstelle.  In  Art. 
87  der  Wechselordnung  ist  der  Notar  in  bezug  auf  die  Befugnis  zur  Prutcät- 
MfaÜmb  denn  OericlitslieBSnteii  (OetieUisdixwIber,  Oeriditsrolhielier)  gldck- 
gMtdft  und  wenn  er  andi  bei  der  Anfiulime  einet  Wedudpfoteetes  Mineni 
Auftraggeber  gegentlher  als  Beanftragtet  in  Betncbt  kommt,  ihm  ins- 
besondere dann  nach  ()75  des  BGR  nnmittelhar  verantwortHch  wird.  Staub. 
Kommentar  zur  Wechf^clordnung,  4.  KnW..  Art.  87       12,  IH,  so  i.st  dor!i 

—  ähnlich  wie  beim  Gerichtsvollzieher,  Entscheidiinffen  des  RG  XA'I  4*»!J 

—  eine  andere  AoSassnng  möglich,  insoweit  es  »ich  um  die  Stellung  und 
T&ti|ikdt  des  Ketan  naefa  anfiea  bin,  insbeeondere  dem  Protestaten 
gegenftber,  handelt 

Nach  vorstehendem  ergeben  sich  schon  gegen  die  Annahme  der  Vor- 
instanz, daß  der  fragliche  Wechselprotest  kein  ordnnnflfsmäßiger  sei.  crhohKrhe 
Bedenken  und  Zn-eifel.    Es  bedarf  indess(!n  für  den  vorli'  ^'  Tirkn  Fall  keiner 
ausdrücklichen  Entscheidung  hierüber,  da  zweifellos  die  weitere,  von  der  Vor- 
instanz bejahte  Frage,  ob  dem  Beklagten  in  hezug  auf  die  mehrerw&hnte 
Protestaainahme  eine  fahrlässige  Verletzung  seiner  AmtapHicbt  nur  Laat  fall^ 
an  Yeroeinen  ist  Wie  olmi  amgettbzt  l8t>  bandelte  es  sich  bei  jener  Antt- 
bandlnng  am  zweifelhafte,  in  Gesetzen  und  Vererdnnugen  nicht  ansdrückUdi 
gcr' ^rflti.'  Fragen  des  Völkerrecht.s.  das  gerade  auf  dem  Oehiete  der  Exterri- 
torialität von  Streitfragen  durchsetzt  ist.    Vgl.  Hübler,  Die  Magist raturtu 
des  Völkerrechts,  S.  31  §  9  Anm.    Es  kann  deshalb  dem  Beklagten  nicht 
zum  Verschulden  angerechnet  werden,  wenn  er,  zumal  bei  der  verhältnis- 
mJLfiigm  Kflne  der  ilim  an  Gebote  stehenden  Zeit  unter  BerfidcBieiitigimg 
der  aas  der  angeführten  Verfttgong  des  Jostianinlsters  an  entnehmendes 
Grundsätze  das  Botschaftshotel  als  für  ihn  nnzugänglich  nnd  eine  direkte 
Verhandlung  mit  dem  Protestaten  ah  nn/ulüssig  erachtete,  demgemäß  ahfr 
in  entsprechender  Anwendnnc:  des  Art,  ül  der  Wechselordnung  den  Protest 
so,  wie  geschehen,  bewirkte  und  beurkundete.    Die  Protesturkunde  ergibt 
auch,  daß  er  an  seine  Aufgabe  nicht  leichthin  herantrat,  sondern  den  a1de^ 
gewöhnlichen  TTmstftnden  des  Falles  Bedurang  sn  tn^rm  sachte.  Besonders 
MaftnahnMai  aber  an  dem  Zwecke,  neben  der  Ton  ihm  fOr  richtig  gebaltenen 
und  beobachteten  Form  seinem  Auftrae^reher  noch  eine  absolut  vollcüUige 
Prntfsturkundc  zn  liefern,  namfiitlirh  al.so  die  Yereiiibartrntr  niit  dem  Pro- 
te.staten  betreffs  Aufnahme  des  Protestes  an  einem  Orte  auferSKilh  A'-^  Bnt- 
scbuftähutels,  wie  sie  das  Berufungsgericht  vom  Beklagten  criurdert,  uanu 
von  ihm  keinenfalls  zu  verlangen. 

Hangels  eines  Yersohnldens  des  Beklagten,  worüber  andi  dem  Bevlaoss- 
gerlcht  die  Entscbeidung  zusteht,  Iconnte  daher  der  Tom  Kllger  geltend  ge- 
machte Schadensersatzanqimch  weder  nach  §  839  noch  nach  §  675  des  BOB 
anfrecht  erhalten  werden.  Es  war  vielmehr  unter  Aafliebang  des  Bemfang»- 
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Mrtail«  Uli  unter  ZarttckweUang  der  AnaoblnftlMnifitiig  dM  KUlg«qi  die 
fcwtaapflichtige  Abweisung  der  Klage  anszosprechen. 

Anm. :  Die  hier  erörterten  Fragen  haben  das  KG  fXlII.  Zivilsenat) 
^K^oQ  früher  beschäftigt.    IS.  Zti»ch.  Xll  4G4  uud  die  dortigen  Anmerkungen. 

Red. 

fArt.  30  EG  z.  BGB  steht  der  Anerkennung  eines  von  öster^ 
reichisdien  Gerickte»  auf  Gritnd  §§  103 ff.  des  österreiMsche» 
a,  b,  GB  erUtssenm  JBMrennunge-Beackluaees  entgegen, 

(OLG  SttUigart  31,  3,  06;  JUektspr.  der  Obwland&tgäfiektB  190S 

IT,  Salbi,  S,  287.) 

Die  Parteien,  damals  katholisch  und  österreichische  Staatsangehörige, 
liaben  18%  In  Wien  die  Ehe  fiesclilossen,  1902  hat  ihnen  das  Landtjerirht 
Wien  „Uber  ihren  einverstiindlich  gestellten  Antrau  »ü*'  f^cheidung  von  Tisch 
und  Bett  bewilligt".  Der  Kläger  hat  hierauf  die  deutsche  Staatsangehörig- 
erworben,  ist  zur  evangelischen  Kirche  übtirgetretcn,  hat  seinen  Wohnsitz 
in  Detttsehland  genommoi  und  Terlangt  jetzt  die  Hentelloiig  der  httveUchen 
O^mduBehaftb 

Gründe. 

Der  Klager  hat  nach  der  Natnralisationsurkunde  die  wiirtt  Staats- 
angehörigkeit und  damit  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  erwürben.  Durch 
gedruckten  Inhalt  der  Urkunde  ist  bestimmt:  Jedoch  nur  für  die  darin  aus- 
drOckUch  genaimteB  Penonen*  und  genannt  ist  nur  der  Kläger,  der  als  .ge» 
aehied^*  bexeichnet  ist.  Die  Verleibmig  der  Staataangehfirigkeit  entreekt 
aidi  zwar  nach  §  11  Ges.  Tom  1.  6.  70,  der  insoweit  durch  BG  Art  40*- 
wiederholt  wird,  insofern  nicht  dabei  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  sogldch 
auf  die  Frau,  und  die  Frau  ist  wenigstens  ausdrUcklii  Ii  nidit  ausgenommen, 
vielmehr  als  nicht  vorhanden  angenommen  durch  die  Ikzeichuung  geschieden*. 
Aber  eine  mit  ausdrücklicher  Bezeichnung  der  Person  gemachte  Ausnahme 
Teitangt  §  11  nicht,  nnd  es  ist  nadi  der  HatnrafisatlonaurkaDde  (Jedoch 
aar*)  und  nach  dem  Werte  ageschieden",  sowie  nach  dm  ümstftDden  anzn- 
nehmen,  daß  gemäß  dem  übereinsUmmenden  Willen  der  Behörde  und  des 
Klägers  die  Frau  nicht  in  die  wttrtt  Staatsangehörigkeit  aufgenommen  sein 
sollte,  und  es  ist  femer  anzunehmen,  daß  dies  in  der  Urkunde  genügend 
ausgedrückt  ist.  Die  beklagte  Frau  ist  hit  rna*  h  Österreicherin  gehlieben. 
Somit  sind  hier  persönliche  Kecbtäbeziehungen  des  EU  Art.  14^ 
{SnUch.  ä,  JgQ-  XXXXVI 964  eben)  Ten  Ehegatten  mit  r er schl edener 
Staatsangehörigkeit  in  Frage,  wie  im  Art  14'  fOr  einen  anders  ge- 
stalteten Fall  vorgesdien.  Eine  ausdrückliche  Vorschrift  darüber,  welches 
Recht  im  Torliegenden  Fall  anzuwenden  ist,  enthält  das  KG  nicht.  Nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  wäre  (wie  Planck  zu  Art  II  nnd  Niemeyer, 
Intern.  Privntrecht  S.  37,  38  ausführt)  davon  aui^zuL'f  h<  n.  daß  für  jeden 
Ehegatten  das  Recht  seines  Staates  gelten  würde  und  also  die  Frau  gemäft 
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der  ihr  nach  österreicbiscbem  Recht  ohne  Zweifel  auf  Orand  des  Beschlusses 
Ton  1902  zustehenden  Befugnis  die  HorstellunK  der  ».'lielidun  nrnuiiisrhaft 
verweigern  könnte  (so  im  Eri^pbni.s  Planck  zu  Art.  14;  Niednei  zu 
Art.  14  S.  39,  während  Nienteyer  bei  den  persönlichen  Beziehungen  des 
Alt.  14  für  ataatsbOrgerlich  gemischte  Ehen  das  Bedit  dee  Mumee  ab  maB- 
gebend  aniieht,  S.  142,  bes.  8.  144).  Allein  diese  Yerschiedeiilieit  der  Be- 
handlung muB  nach  dem  in  Art.  17  znin  Ausdruck  gelangten  Willen  des 
Gpsetxps  anfhöfpn.  sohalil  das  Hecht  der  Scheidung  in  Frafje  kommt.  Fftr 
die  Scheidung  sind  die  Geuetze  des  .Staates  maßjrebend.  dem  d(  r  Xann  zur 
Zeit  der  Erhebung  der  (Scheidungs-)  Klage  angehürtc.  Der  enge  Zusammen- 
hang, der  swisohen  dem  Bedht  der  Sdieldnng  ans  §  1567  Mo.  1  und  der 
Herstellnngsklage  des  §  1363  bestellt,  erfordert  mm,  dafi  ancli  fUr  §  1853 
derselbe  Grundsatz  gilt,  mindestens  soweit  es  sich  um  das  toti  §  15fi7  ver- 
langte Feststellungserfordemis  handelt.    Dem  Matin,  dem  als  Deutschen  d.is 
Recht  der  Scheidung  nach  §  1567  No.  1  gegeben  ist,  muß  auch  das  Ikcht 
gewährt  werden,  die  nach  §  1567  etforderliebe  Voraussetzung,  das  Fest- 
steUottgsverfabren  nach  §  1353  isemifi  dem  deutschen  Rechte  btf  TorbaadeD- 
sein  der  tatsächUcben  Grundlagen,  die  dieses  Recht  aufstellt,  durchzufOhien. 
Wenn  dem  Mann  der  Scluidnn^sgrund  d-s  ß  löfi?  zuganglich  sein  soll,  so 
muti  ihm  zuvor  die  Möglichkeit  gewährt  werden,  die  gerichtliche  Feststpllnng 
über  die  unbegründet«  Weigerung  der  Frau  durch  Erwirkung  eines  Her- 
stdlungsurteils  naeb  dentwbeni  Recbt  berbeiinfllbien.  Biwsn  kommt,  daß 
das  deutsche  Recbt  keine  danemde  Aalbebnng  der  dbdicben  Gemeinscbaft» 
die  nicht  gemäß  §  1576  jederzeit  in  Scheidung  verwandelt  werden  könnte, 
und  keine  ohne  Rücksieht  auf  das  weitere  Verhalten  der  Ehegatten  dem  duen 
verliehene  dauernde  Herechtiprung  kennt,  die  ehelielie  Gemeinschaft  zu  ver- 
weigern; vielmehr  umU  als  Zweck  der  deutschen  Gesetze  bezeichnet  werden, 
den  Ebegattoi  nur  bei  besondoeen  auf  die  jeweilige  Yerfaitttnisse  des  Binsel* 
falls  gesttttsten  GrOnden  dne  Torflbeigebende  Verweigening  der  Bmtdhmg» 
im  Übrigen  aber  die  Möglichkeit  zn  gewähr  n    entweder  Herstellung  der 
Gemeinschaft  oder  Scheidung  zu  erlangen,    laaufern  widerspricht  ein 
Recht  und  Gesetz,  das  dauernd  und  unveränderlich,  wie  das  österr.  Reibt 
in  dietier  Beziehung,  suwuhl  die  lierstelluug  der  Gemeinschaft 
als  ancb  eine  eigentlicbe  Scheidnng  versagt,  dem  Zwecke 
dentseber  Oesetse  nnd  die  Anwendung  ist  naeb  SO  Art.  30  ausge« 
seblossen. 

Was  die  Bedeutung  des  Beschlusses  von  1902  betrifft,  so  ist  darin  seihst 
auf  §  lOü  des  österr.  a.  b.  Gß  Bezug  genommen;  §  103  daselbst  bestimmt: 
«Die  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  muß  den  Ehegatten,  wenn  sich  btide 
dasn  verstdmi  und  Aber  die  Bedingongen  einig  sind,  unter  der  nachfolgenden 
Vorsicht  gestattet  werden."  Es  folgen:  %  104,  als  Erfordernis,  Yozstellniigen 
durch  den  Pfarrer,  §  105  Vorweisung  eines  Zeugnisses  darüber,  Vorrufen  hei 
Gericht,  nnd  auf  dies  hin  erfolgt  ,ohne  weitere  Erforschung"  Bewillignog 
der  Scheidung  durch  das  Gericht  §§  107  ff.  behandeln  sodann  die  Scheidung 
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ohne  Einverständnis  ans  wichtigen  Gründen  des  ^  109  (Ebebrucli  «tc.),  ("ine 
8ch<  i(lunir  auf  Grund  Erkenntnisses,  aber  gleichfalls  eine  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  bei  Fortbestand  der  Ehe  dem  Bande  nach.  Eine  .jrHnzliche  Trennung'' 
dem  Bande  nach  (§  III)  erfolgt  zwischen  kath.  Personen  und,  wenn  auch  nur 
ein  Teil  inr  Zeit  der  Stweehließnng  katboUsch  w»r,  nur  dnxeh  Tod  oder  bei 
Todeaerkiiniiig,  bei  niebtkatboliicbeD  Christen  iet  sie  mAgUeh,  §  116,  und 
es  ist  bei  aolcban  möglich,  die  Scheidung  von  Tiacb  und  Bett  in  eine  gänzliche 
Trennung  überzuführen.  Ffir  Klüsrcr  hliebe  dies  jedorh  auch  nach  srinom 
IJ  bertritt  gemäß  'dem  üäterreichischen  Hechte  uuinöglich.)  Ihrem  sachlichen 
Bestände  nach  ist  die  vorliegende  , Scheidung"  der  Parteien  »von  Tisch 
und  Bett*  also  ein  Vertrag  der  Ehegatten,  denen  Gültigkeit  an  das 
Formerfordemis  der  pfarramtlioben  Terwamong,  des  Vorbringens  bei  Qericbt 
und  eines  Gerichtsbeschlusses  geknüpft  ist,  wobei  aber  der  bewilligende  Ge- 
richtsbeschluß ledipürh  das  Vorhandensein  der  übrigen  Fnrmerfordemisse  zn 
prüfen  und  selbst  ein  solches  abzugeben  hat,  ohne  eine  sachliche  Beurteilung 
sn  enthalten.  Es  handelt  sieb  am  gerichtliche  Formalbestätigung  eines  Ver- 
trages nach  Art  des  froheren  gemeindrKtlicben  Erkenntnisses  des  württ 
Bechtcs  bei  LiegensdiaftBkanf vertragen.  Eigcntlicb  aber  liegt  eine  Vertrags» 
mäßige  S(  lieidung  und  zwar  eine  dauernde  Trennung  im  Sinne  des  deutschen 
Rechtes  vor;  auch  zeitliche  ist  nach  Hsterr.  Recht  inrilflich.  aber  immerwährend 
die  llegel  und  liegt  hier  vor  {Kirchstetter,  a.  b.  ÜB  S.  89).  Solche  Ver- 
träge erkttuit  das  deatsebe  Becht  als  dem  Wesen  der  Ehe  nach  seiner  Aiif- 
fassuDg  anwiderlantend  nicht  an  nnd  hier  tr^en  wiedernm  die  Ostenr.  Ge< 
setze,  die  einen  solchen  Vertrag  zulassen  nnd  ihm  Geltung  verschaffen,  in 
Widerspruch  mit  den  deutschen  Gesetzen  und  ihren  Zwecken.  Die  deutschen 
Gesetze  bezwecken  eben  die  Verhinderung;  einer  vertragsuiäßigen  eigentlichen 
Scheidung,  aber  auch  des  Gebundenseins  an  ein  dauerndes  Getrenntleben  ohne 
Sehddnng. 

Dieser  Oegensata  hat  aber  auch  Einllnfl  auf  die  Bedeutung  des  Be- 
schlusses von  1902  selbst,  wie  sie  auch  bei  Anwendung  des  deutschen  Rechtes 
in  Frage  kommt.  Ein  solcher  Vorijang  zumal  d^r  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
der  nach  fremdem,  aber  damals  maLi^'ebendein  Keclit  gUltii?  für  die  Parteien 
zustande  gekommen  ist,  behält  im  allgeuieiuen  seine  sachliche  Bedeutung  für 
die  Parteien  naeh  Art  einer  mattticUett  Rechtskraft»  wie  die  EheediUeßung 
da  Parteioi  selbst,  die  in  Östecreidi  erfolgt  ist,  nnd  wie  auch  eine  nach 
ausländischem  Recht  gültig  zustande  gekommene  Ehescheidung  der  streitigen 
Gerichtsbarkeit  im  Sinne  .pänzlicher  Trennung*  Bedeutung  behalten  müßte 
(übrigens  nach  Maßgabe  des  No.  ;i,  vgl.  §  723  ZPO,  zunächst  für  die 

formelle  Bedeutung;.  Vorliegend  handelt  es  sich  aber  um  die  sachliche 
Geltung  eines  Vertrags,  dessen  bindende  Kraft  das  deutsche 
Recht  als  nicht  vereinbar  mit  dem  Wesen  der  Ehe  ansieht. 
Die  Geltung  eines  solchen  Vertrags  können  die  deutschen  Gesetze  nicht  an- 
erkennen, ebensowenig  als  sie  nach  dem  früher  .\nstrefUhrten  die  Anwendung 
der  Gesetze  zulassen  können,  die  einem  solchen  Vertrag  Grundlage  und 
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jetzt  im  Verhältnis  zu  Österreich  noch  keine  Gültigkeit  (RGBl  1904  S  2i9). 
da  auch  inzwisrhpn  eine  BpitrittscrkläriiTiir  MstprrcichB  nicht  vcrfiffentlicbt 
ist.  Aber  wenn  eine  solche  auch  wirksam  geworden  wäre,  so  würde  die  An- 
wendung des  Osten*.  Rechts  oder  die  maßgebende  Bedeutung  der  hier  Tor- 
liegenden  Seheidiing  dadnrdi  niebt  gegehen  sein,  da  Art  7  TennSge  feiner 
Bezagnahme  auf  Art.  6  eine  Kl  ige  auf  Scheidung  oder  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  fletztere  die  ?!stcrr.  „Scheidung  von  Tisch  nnd  Bett*')  und 
eine  darülior  ergangene  Entscheidong  Toianeaetzt  und  nicht  di^  vertragv- 
mäßige  Scheidung  betrifit, 

Art.  30,  EG  z.  BGB.  —  Türkische  Willkür  Scheidung. 
(JlayrUehes  Oberstes  Landesgerickt  29, 9.  Oö;  Reg.  1  No,  124/06J. 

Urteil. 

1.  Das  L'rteil  des  K^l.  OLG  München  vom  24.  3.  05^)  wird  aufgehoben. 

2.  Die  Sache  wird  zur  anderweitigen  Verhandlung  und  Entscheidung  an 
das  Bemhittgigerldit  nirflc^gewieaen. 

Tatbestand  und  Qrflnde. 

1.  Am  22.  7. 63  ist  der  damals  staatsangehörigkeitslose  F.  A.  mit  T.ff., 

die  dem  Kütii^'reiche  Sachsen  anf^ehrirte,  in  Ilelf^oland  mit  Erlatibnis  des 
damaligen  englischen  Gouverneurs  durch  den  Pastor  Z.  in  Gegenwart  zweier 
Zeugen  kirchlich  getraut  worden.  Die  Gültigkeit  dieser  Eheschließung  ist 
außer  Zweifd. 

Die  Eheleute  lieflen  lieh  in  Deutschland  nieder  und  wohnten  nach 
mehrmaligem  Wechsel  des  Wohnortes  im  Jahre  1886  in  Berlin.  Von  dort 
begab  sich  der  Mann  nach  K  <i  stantinopel,  während  die  Flau  mit  den  ans 

der  Ehe  hervorgegangenen  Kuuiern  in  Berlin  zorückblieb. 

Der  Manu  ist  in  Koustantiuopel  zum  Islam  übergetreten,  hat  dort  auch 
die  ottcmanisdie  Staatsangdiörigkeit  erworben  und  Mhrt  seitdem  den 
Namen  0.  a.  J?.  Seif,  Er  bdianptet,  er  habe  von  Konstantlnopd  ans  seiner 

Frau  .  i!:(  n  Scheidtingsbricf  vom  26.  11.  86  durch  die  Post  nach  Berlin 
geschickt,  nachdem  er  anf  seine  Ajifrage  einen  die  Scheidnng  für  zulässig 
erklärenden  Spruch  ^Fetwa)  des  Scheich  ul  Islam,  des  höchsten  geistlichen 
und  weltlichen  Richters  in  Ehesachen,  erhalten  habe,  und  im  Jahre  1887 
in  KonstanUnopel  eine  nene  islamisclie  Ehe  mit  der,  ebenfalls  sum  Islam 
übergetretenen,  früheren  dentschen  ReichsangehOrigen  JS.  B.  geschlossen.  Hit 
dieser  ist  er  im  Jahre  1887  in  das  Deutsche  Reich  zurückgekehrt  und  Itlit 
er  jetzt  in  München  zusammen,  während  T.  A.,  die  durch  Aufnahraenrkunde 
vom  15.  8.  02  als  ,säcli»ische  Staatsangehörige''  die  Aufnahme  in  die 
preußische  Staatsangehörigkeit  erlangt  hatte,  nunmehr  in  Kiel  wohnt.  T.A. 
hat  im  Jahre  1900  gegen  ihn  auf  Herstellnng  des  ehdiohen  Lebens  geklsgt» 
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im  Laafe  des  Kcchtsstreitcs  ZwiscbeDfeststellangsklage  auf  Feststellang  des 

Fortbestandes  ihrer  £he  erhoben  und,  nachdem  die  Zwi sehen feststellangsklage 
recbtskräftit,'  als  unzulässig  zu rftrl-f^ewiesen  worden  ist,  mit  besonderer  Klatro 
die  Festsuiiinng  beantragt,  dali  die  am  22.  7.  63  geschlossene  Ehe  noch  zu. 
Recht  befteht 

Der  Beklagte  bat  elBgewendct)  daß  die  Elie  doieh  die  lo  OemftBheit  des 
islamitischen  Rechtes  Tollsegrae  Scheidoiig  «ifgeNIst  wordm  und  die  Kllgwin 
damit  einverstanden  gewesen  sei. 

Das  LG  München  I  bat  mit  Urteil  vum  20.  10.04»)  festgestellt,  daß  die 
um  22.  7.  ü3  zwischen  den  btreitsteileu  geschlosseue  Ehe  uuch  fortbesteht, 
und  dem  Beklagten  die  Kosten  des  Bechtsstreites  auferlegt 

Der  BeUagto  legte  Berahug  ein  and  lieft  in  der  mflndUdmi  Ter> 
handlang  Tor  dem  fiwnfungsgericht  Beweis  dafür  anbieten,  daß  die  Klftgerin 
seine  Neigung  zu  Jf.  B.  gefördert  habe  and  mit  seiner  Verheiratuncr  mit 
ff.  B.  einverstanden  gewesen  sei,  daß  sie  von  den  Schritten,  die  er  in  Kon- 
stantinopt;!  zur  Lösung  seiner  Ehe  mit  ihr  unternommen  habe,  Kenntnis 
gdMbt  nnd  darflber  mit  ihm  in  Brtehrecbsel  gestanden,  daft  sie  den 
KfrhwdTffffsfrrtef  erhalten  habe  und  fdeiekwoU  im  besten  mTtywTfliypff  mit 
ihm  geblieben  sei. 

Das  OLG  München  hat.  ohne  den  angebotenen  Beweis  aalzuuebment 
die  Berufung  als  unbegründet  zurückgewiesen. 

In  den  Entscheidnngsgrttnden  ist  ausgeführt,  die  Anwendung  des  §  3^ 
ZPO  komme  nicht  in  Frage,  weil  das  Fetwa  nieht  ein  Urteil,  sondern  mr 
ein  Recht^utachten  sei.  Die  das  internationale  Privatrecht  betreffenden 
Vorschriften  des  EG  z.  BGB  seien  nur  für  Rechtsverhältnisse  maßg(bend, 
die  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Hechtes  stehen,  der  Art.  3iJ  enthalte  aber 
zwingendes  B«cht,  das  zur  Anwendung  kommen  müsse,  soweit  nicht  den 
Vorschriften  des  irflhoren  Bechtes  gleiche  Orundsätae  an  entneibmen  seien. 
In  dieser  Be«ifrhnng  sei  dem  L0  darin  beicnstimmMi,  daft  sdinn  naek  den 
Vorschriften,  die  in  seinem  Bezirke  an  der  Zeit  in  Qeltnng  waren,  an  weldier 
der  Scheidunf?sbrief  der  Klägerin  zugeschickt  worden  sein  soll,  den  Vor- 
schriften des  bayrischen  Landrechteg  'T.  1  Kap.  2  §  17)  und  des  Gemeinen 
Bechtes,  die  Wahrung  der  (iruudregebi  des  einheimischen  öSentlicben  Rechtos 
nnd  der  SittUebkett  die  Anwenduin;  anillDdiseben  Beebtes  ansgoscblossen 
habe,  soweit  dieses  unbedingt  gebietenden  oder  rerbietenden  Sitsen  des  ein- 
lieimiKhen  Beebtes  widerspricht. 

Wi  TiTi  ?ian  nach  den  älteren  Vorschriften  eine  behauptete  Scheidung 
nach  dem  Kechtf  dis  Ortes  zu  beurteilen  gewesen  sei.  an  dem  dir  Ehenuuiii 
zur  Zeit  der  Voruahiue  de»  behaupteten  Öcheiduugsaktes  seineu  V\  ohnt^iu 
hatte,  so  mfisse  doch  im  vorliegenden  Falle  der  bdiaupteten  Scheidung,  die 
dmch  einen  PriTatakt  erfolgt  sein  soll,  nach  den  inlindiscben  Bechts«  nnd 
Sittlicbkdtsgcnndsfttien  die  Anerkennung  Tersagt  werden.  Die  Scbeidnng 
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dnroh  Sclitidunt^sbru  f  sii,  gleichviel  ob  der  andere  Teil  damit  citivc-rstaTiflen 
sei,  oder  nicht,  ciiu;  Privatvcrfüfninür  und  könne  .we?en  der  in  ihr<  r  F<«rm 
hervortretenden  W'illkHr'^  vermöge  der  dcntschcii  Anschaiinns:  von  dem 
sittlichen  Wesen  der  Ehe  nicht  zugelassen  werden.  Dali  früher  nach 
eiaselneii  dentscheii  Rechten  Schddimg  anf  Omnd  beideneitiger  Einwilligung 
uflglich  gewesen  itt,  könne  nicht  aU  G^engrond  anj^^etthrt  werden,  weil 
die  Scheidung  an  solche  Voraussetzungen  geknfipit  gev  i    )aB  bei 

deren  Erfüllung  in  der  Regel  habe  angenommen  werden  dürfen,  die  F.he  sei 
innerlich  gebrochen.  Die  Eherechtf,  welche  früher  iüi  R'zirke  des  Prozeß- 
gerichtes  in  Geltung  waren,  das  hayer.  Landrecht,  das  gemeine  prüt^iätautische 
Eherecht  und  das  jüdische  Eherecht,  wie  es  von  den  staatlichen  Qericbten  in 
Dentaddand  aaerlouint  wotde,  hfttten  eine  Privatscheidiuig  nicht  gekannt 
Dasn  komme,  daß  es  sich  naeh  der  Dantelinng  des  Bdrlagten  um  eine  reine 
und  noch  dazu  grundlose  Willlcürscheidung  handle.  ausländischen 
Rerhtssatze,  der  die  Auflösung  der  Ehe  an  den  Tatbestand  der  einseitigen 
Willkiirscheidung  knüpft,  könne  im  AiisiaTide  nicht  ohne  Verletzung  fest- 
stehender sittlicher  Grundbegriffe  W  ukbumkeit  zugestanden  werden.  Die 
Wirksamkeit  im  Inlande  stehe  aber  in  Frage,  weil  die  von  der  behauptetes 
Scbeldttngserkl&ning  betroffene  Bbefoan  sn  der  Zeit^  an  wdeher  die  Scheidvng 
wirksam  geworden  sein  soll,  sich  im  Qebiet  des  Deutschen  Beiches  befanden 
hat  und  die  Scheidtingshandlung  sich  teilweise  auf  deutschem  Gebiet  voll- 
zogen haben  soll,  da  der  Scheidungsbrief  nach  der  Behauptung  des  Beklagtes 
der  Klägerin  durch  die  Pust  in  Berlin  zugegangen  sei. 

Der  Versuch  des  Beklagten,  darzulegen,  daß  die  Ausi>chließung  der 
Anwendung  des  islamitischen  Scheidungsrechtes  wegen  seiner  zweiten  Vcr- 
ehelidiang  m  einem  gegen  den  inlSndisdien  Sittlichkeitsbqprtil  noch  mehr 
TerstoBenden  Ergebnisse  führe  als  die  Anerkennung  der  Scheidung,  Indem  sie 
ihm  ein  polygamisches  Verhältnis  aufdränge,  sei  nicht  zutreffend.  Die  fBr 
den  Beklagten  nnter  TTmständ»  n  r nt^ti  hcnden  Schwierigkeiten  verniörhten  die 
Zulas.sung  der  den  einheimischen  Siitlichkeitsbegriff  widerstreitenden  Willkür- 
scheiduug  nicht  zu  rechtfertigen.  Auch  der  Umstand,  daß  das  der  i>cheidaog 
die  Wirksamkeit  versagende  Urteil  nur  für  das  Gebiet  des  Deutschen  Bnches 
Geltung  habe,  kflnne  nldit  dsau  fOhrra,  auf  die  Wahrung  der  deutsehen 
biteressen  an  Teisiphten,  die  dnidi  die  Ausschließung  der  Anwendnag  de» 
Islamitischen  Rechtes  geschützt  werden  so1t«i. 

Gegen  dieses  l'rteil,  das  auf  Betreiben  des  Anwaltes  der  Klägerin  für 
die  Berufungsinstanz  dem  Prozeßbevollmächtigten  des  Beklagten  am  13  5  W 
zugestellt  wurde,  hat  der  Beklagte  am  6.  6.  (»5  durch  Rechtsanwalt  Justizrai 
Dr.  Ii.  die  Revision  einlegen  lassen,  für  die  das  oberste  LG  sich  mit  Be* 
schluB  vom  17.  6.  05  zustUndig  erklärt  hat. 

In  dem  auf  den  89.  9.  05  bestimmten  Termine  zur  mttndlichen  Ter^ 
handlung  ist  für  den  lievisionskläger  dessen  Prozeübevollmächtigter  Rechts- 
anwalt Justizrat  Dr.  ß.  und  in  Vertretung  des  ProzefibevoUrnilchtigten  der 
Bevisionsbeklagten  Rechtsanwalt  von  Z.  erschienen. 

I 
I 
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Der  Anwalt  des  ReriiioinMIg««  verlas  den  Antrag,  das  angeioehtene 

Urteil  aufzuheben  nnd  den  Rechtsstreit  zur  anderweitigen  Verhandhing  und 
Entschtndnng  an  das  Beiufun^rftjrerirht  znrlkkzTivcrwftscn.  Der  Vertreter  der 
Kevisionsb^klagieu  beantragte  Zurückweisung  der  Kevisiun. 

Justizrat  Dr.  B.  trug  das  angefochtene  Urteil  mit  den  Entscheidung»- 
grttndeo  sowie  dm  oben  angdfllirtea  Beweisantrag  vor  oud  begründete 
sodann  die  Revision,  indem  er  die  vor  dem  1.  1.  00  in  Geltung  gewesenen 
Grundsätze  des  internationalen  Privatrechtes,  den  Art.  30  des  EG  z.  BGB, 
sowie  den  §  286  ZH)  als  rerletat  beseidmete,  im  wesentlichen  mit  folgenden 
Ausführungen : 

Aal  die  Wirksamkeit  der  nach  der  Behauptung  des  Beklagten  im 
Jahre  1886  erfolgten  Sdieidnng,  fflr  die,  wie  das  Bemhtngsgerloht  nidit 

verkenne,  an  sich  das  türkische  Recht  maßgebend  sei.  könne  nicht  der  Art.  SO 
EG  z.  B(iB  ani£c\vendi't  werden,  sie  .sei  vielmehr  nach  den  (irundsätzcn  des 
internatiuruilen  Privatrechts  zu  beurteilen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des 
BGB  in  Geltung  waren.  Der  Beklagte  habe  behauptet  und  sich  zum  Be- 
weise dafttr  erbotai,  daß  die  Sdietdang  anf  Gnnd  BmvoatlüidniMei  der 
beiden  Ehegatten  vorgenommen  wmden  sei.  Bine  solche  Sdnldmig  habe  im 
Jahre  1886  auch  im  Gebiet«  des  Deutschen  Reiches  nicht  als  unsittlich  ge> 
gölten.  Sie  sei  in  verschiedenen  Partikularrechten,  insbesondere  im  preußischen 
Landrecht  und  im  rbeinisch-franzüsischcn  Hechte  anerkannt  gewesen  und  in 
anderen  Rechtsgebieten,  insbesondere  auch  in  Bayern,  seien  israelitische  Ehen 
ant  Gmnd  beidseitigen  ZoitimmuDg  geschieden  worden.  ITodh  bei  Atts- 
arbeitoi^  des  Bntwnrfs  des  BOB  habe  dob  das  nicht  imbetrlditliebe 
IDnderheit  der  Kommission  für  die  Znlassong  dieser  Art  der  Scheidung  aus> 
gesprochen.  Das  Berufiin(;sgericht  habe  nicht  nur  den  Beweisantrag  des 
Beklagten  mit  L  nrecht  abgelehnt,  äouderu  auch  ohne  zureichende  Begründung 
angenommen,  dati  die  Ehe  der  Parteien  nicht  zerrüttet  gewesen  sei,  während 
die  Zeimttnng  dodi  aas  dtt  Znsmdang  des  SehddnngsbiieliBi  ond  der 
Wiederverbeiratang  da  B^agten  ohne  weiteres  hervorgehe.  Kit  ünredit 
nehme  das  Berufunü;si;(  rieht  an  der  im  türkischen  Recht  bestiminti  Form 
der  Scheidung  Anstoß  Das  deutsche  Sittlichkeitsempfinden  werde  dadurch 
nicht  verletzt,  daß  Ausländer  die  Scheidung  ihrer  Ehe  in  der  von  ilirera 
Rechte  bestimmten  Furm  vuUziehen.  Wenn  die  einseitige  Willkürscbeidung 
die  cdnsige  Sehddnngsform  des  ansUbidisdien  Boohts  sei,  so  kSnne  man  einer 
nach  dem  ansliadfaehcn  Rechte  erfolgten  Scheidong  doch  nicht  deswegen 
allein  die  Wirksamkeit  versagen,  Weil  sie  in  dieser  Form  vorgenommen 
worden  ii^t.  D^r  Beklairte  sei  nicht  in  der  J.nse  »rewosen.  die  Scheidunp  in 
anderer  Weise  herbeiisufübren.  insbesondere  habe  es  für  eine  ^icbeidungsklage 
nach  dem  g  Ö68  ä.  F.  der  ZPO  im  Deutschen  Reiche  an  einem  Gerichtsstand  ge> 
fehlt.  Die  Bntscheidnng  des  Bemiongsgetichts  die  der  Schtidnng  die  Wirk* 
samkeit  für  das  Gebiet  des  Dentsohen  Reiches  abspreche,  bringe  die  den 
Gegenstand  des  Rechtsstreites  bildende  Frage  für  den  dem  Deutschen  Reiche 
nicht  angehörenden  Beklagten  nicht  zum  endgültigen  Anstrag,  er  erscheine 
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von  dem  Bande  der  mit  der  Klägerin  ggucMowettcn  Vki  frol»  toMd  «r  dii 

Gebiet  des  Deutschen  Reiches  verlasse. 

Der  Anwalt  der  Klägerin  hob  gegenüber  diesen  Äualülixungen  insbeeondere 
hervor,  dai>  es  sich  um  eine  Ehe  handle,  die  unter  der  Herrw^hait  deradben 
sittlichen  Anscliauuugtiu  geschlossen  worden  »ei,  die  in  Deatachland  maßgebend 
sind  und  dafi  diese  Ehe  gegen  etne  tooi  tttrUsoben  Bschte  ingdMsene  Will' 
kOiscbeidiuig  gesdifltst  werden  mflsse. 

8.  Die  Revision  ist  in  formeller  Beiiebnni^  nldii  ra  betuuUnden  uri 
es  iat  ihr  auch  der  Erfolg  nicht  zu  versagen. 

Das  Benifnngsgericht  hat  die  EntHfhcidung  des  Rechtsstreites  mit  Recht 
von  der  Beantwortung  der  Frage  abhangig  gemacht,  ub  die  Scheidung,  die 
der  Beklagte  nach  seinen  Behauptongen  im  Jahre  1886  in  G^emäßbeit  der  ffir 
ilm  ffliUgebendeB  Yotsehiilten  des  islamitisehen  Bedrtet  YoUsogen  hat^  dadnck 
im  Inland«  wirksam  werden  konnte,  dafi  der  Soheidnngslirisf,  wie  der  Bekbd^ 
behaaptet,  der  KlSgaein  in  Berlin  angegangen  ist.  Aber  mit  Unrecht  bat  ea 
der  Bcantwortting  dieser  Frage  die  im  Bezirk  fi(s  Prozeßgerichtes  erster 
Instanz  bis  zum  1.  1.  (Jü  in  Geltung  gewesenen  \  orschnften  des  bayrischea 
Landrechtes  und  des  gemeinen  Rechtes  und  den  Art.  30  £0  z.  BGB  ta 
Grunde  gelegt.   Die  Scheidung  soll  sich  durch  Zugehen  des  Scheidnngsbikte 
in  Berlin  rollsogen  haben,  dort  hat  damals  nicht  das  bayrische  Landredt 
und  das  gemeine  Beoht,  sondern  das  pnnfiische  Landreoht  gegolten.  M  die 
Scheidung  im  Oebiete  des  ptenBischen  Landrechtes  in  solcher  Weise  erfolgt, 
daß  sie  nach  dessen  Vorschriften  rechtlich  wirksam  war.  so  bestand  nach  den 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes,  die  bis  zum  1.  1.  00  im  Gebiet« 
des  bayerischen  Laiidrecbtes  und  des  gemeinen  Rechtes  galten,  ebensowenig 
Grund,  ihr  in  diesem  Gebiete  die  Anerkennung  zu  versagen,  wie  die  VoiwArilt 
des  Art  ao  EG  s.  BGB  dann  fahren  kann,  eine  nnter  der  Herrschaft  te 
frahexen  Beehtes  in  Überetnstimmnng  mit  dessen  Vorschriften  aufgelöste  Eh« 
wieder  aufleben  m  lassen  (Zitelmann,  Intern.  PH»atreckt  I  3ö9).  £s 
kommt  also  darauf  an,  ob  der  behaupteten  Scheidnng  vom  Standpunkte  de« 
preußischen  Landreuhtes  aus  die  Wirksamkeit  in  dessen  frpbiptf'  zu  verssfen 
war.  Die  Anwendung  des  islamitischen  Scheidungsrechtis  im  weiteren  UmJang 
auszuschließen,  als  die  Grundsätze  des  preußischen  Landrechtes  ftber  die  Klie> 
scheldnng  es  mit  sich  bringen,  lUt  sieh  nicht  duoh  die  Erwlgong  leeU^ 
fertigen,  daB  die  She  nnter  der  Herrschaft  derselben  sittlichen  Ansehauongeii 
geschlossen  worden  ist,  die  auch  in  Deutschland  mai^ebend  waren.  8o 
die  abendländische  und   die  islamitische  Auffassung  der  Ehe  voneinander 
abweichen,  erfordert  die  Walurung  des  im  Inlande  herrschenden  tiitlücJikeits- 
begriffes  doch  nicht  die  Ausschließung  jeder  Einwirkung  des  islamitiscbeo 
Rechtes  auf  eine  ursprünglich  abendländische  Ehe,  sondern  es  genfigt,  dis 
Vorschriften  des  islamitisehen  Rechtes  die  Anwendbarheit  an  vemfMi 
soweit  deren  Anwendung  mit  dem  im  Inlande  herrsehenden  SittUchheiti* 
hegrif!  iinverträgUdi  ist.    Etw  as  anderes  ist  auch  aus  der  Beme^nn? 
Planck,  Komm,  «.  BQB  VI  117  Note  2  d.  a.  £.  nicht  cn  cntoeluD«»- 
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Soweit  die  Anwendbarkeit  des  islamitischen  Rechtes  zu  einem  Ergebnis 
führt,  das  nicht  gegen  den  dem  inl&ndischen  Hechte  7i]|irrunde  hegenden 
Sittlicbkeitsbegriff  Tcrstößt,  ist  die  durch  sie  bewirkte  Änderung  des 
Scbddiuagnrachte«  nicht  aaden  sa  beurteilen,  alt  die  Ändening,  die  nach 
Art  17  K6  g.  BOB  i*  «liwr  Kita,  die  oiitMr  der  Hemebift  der  OeietM  eiM 
die  Scbeidnng  überhaupt  nicht  znlassenden  Staates  gceoUoMen  worden  ist> 
tintritt,  wenn  der  Mann  tVw  deutsche  Staatsangehörigkeit  erwirbt  oder  die 
Ändening  die  unter  der  Herrschaft  des  konfessionellen  Eherechtes  infolge 
Konfeasionswechsels  dee  einen  £hegatten  eintreten  konnte. 

Die  WtrkMiilfatt  te  irail  Beldagtoi  bdtaopteleii  8dMldung  niii8 
niclit  Beben  deewegen  Tcnteiiit  weideii,  wetl  das  ffenlüselie  Landfedit  eliie 
akU  te  anderer  Weise  als  dudl  geridttUoHe  Bntsohelddiig  voIhielMnde  ßdiel- 
dniig  nkht  kannte. 

Das  Erfordernis  der  gericlitlichen  Entscheidung  ist  nicht  ein  unerl&liiiches 
Gebot  der  äittliohkeit,  sondern  eine  Maßr^el  der  Zweckmäßigkeit,  die  eine 
Qew&hr  dafb  bietet,  dafi  «in  geietaUolier  Schcidnngagnind  ▼etUegt.  Bine 
Soheidttng,  die  aadi  ansündisebem  Redite  ans  «iaem  «neb  ven  dem  inlladf  sehen 
Rechte  anerkannten  Scheidnngsgnmd  erfolgt,  wird  nicht  dadurch  zu  einer 
nach  der  einheimischen  Anschauung  unsittlichen  Handlung,  daß  das  ausländi- 
sche Recht  für  die  Form  einer  Privatwillenserklärung  bestimmt,  die  auch 
einer  nach  der  einheimischen  Anschauung  unsittlichen  Scheidung  dienen  kann, 
ei  genügt,  daB  dl«  fiebeldaiig,  die  in  der  IVnni  dee  aasliadisdien  Becbtes  im 
Ldand  Terwirklicht  werden  soll,  threm  Gmnde  naob  eine  «noh  nach  der  ein« 
heimischen  Anschauung  eu  billigende  Scheidung  ist  fZt/tf/mAilli  1 860, 9ßl). 
Df<«=i  pn  nßische  Landrecht  hat  eine  ,WiIlkürs i  hfidTuig"  nicht  gnindsfttzlich 
ausgestliiossen.  Nach  Teil  II  Tit.  1  §  816  kunnt^m  ganz  kinderlose  Ehen 
auf  den  Grund  gegenseitiger  Einwilligung  getrennt  werden,  subald  weder 
LidelitBlofli  aoeh  Überellnng,  nooli  hdmUeber  Zwang  von  einer  oder  andern 
Seite  tt  besorgen  war«  Hierbei  kam  der  g^eaeeiCigea  ffinwül^nng  „der 
Charakter  einer  Tatsache  zu,  auf  Grund  deren  der  Richter  die  kinderlose  Ehe 
zu  scheiden  hat  (Erk.  des  RQ  vom  11.  12.  W),  Jnr.  Wnrhcnschrift  1891 
S.  91  No.  11),  sofern  er  sich  nur  über  die  Emstlicbkeit  und  Freiheit  dee 
Willens  der  Parteien  Vergewissert  hat.* 

Die  Seheidong  anf  Qnind  beiderseitigen  Binverstindnisses  war  niebt 
nnr  statthaft,  wran  die  Ehe  überhaupt  ItindMios  geblieben  war,  sondern  ancb 
dann,  wenn  die  aus  der  Ehe  hervorgegangenen  Kinder  gestorben  waren 
(Fürster-Eccius,  Preuß.  Privifrtrht,  7.  Aufl.  IV  !0ß.  Dcrnburfi, 
Preuß.  Privatrecht,  4.  Aufl.  III  tj4  iNote  43).  Dies  deutet  darauf,  daü  die 
Einschränkung  ihren  Qmnd  nicht  in  der  Auffassung  des  Gesetzgebers  von 
dem  sittlliAen  Wesen  der  Bbe,  sondwn  in  anderen  BrwKgnngen,  insbesondere 
in  der  Rücksicht  auf  die  gemeinschaftlichen  Kinder  hat.  In  anderen  deutschen 
Rechtsgcbleten,  in  denen  gleichfalls  Scbeidnng  auf  Grund  beiderseitiger  Ein- 
willigung zuffclassen  war,  hestand  diese  Einschrünkung  nicht,  sie  palt  ins- 
besondere weder  in  dem  rheiniscb-französiscben  und  badischen  Rechte  {Code 
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Civil  Art.  233,  275  ss)  noch  da,  wo  konfessionelles  Recht  maßgebend  war, 
wie  /  B  in  Bayern  für  das  jadlscbe  Eherecbt  (Fasset,  Das  mosaisch- 
rabbiuitniic  Zioilrecht  I  59  §  102,  S.  62  §  107,  Erlntitpriin)?,  nnd  S  <;5 
§  III,  Erläuterung;  Frankel,  Grundlinie  des  niosaiach-lalmudischen 
Sk0redtfe8,  im  JahreilNnieht  des  jfldisch-tbeologfielien  Seminwi  FrtokvlMsher 
Stiftung  18Bt),  S.  XVIV2;  JSl  f.  Ii.  A,hII  101 B,]  FränM,  ÜaB  JOditek» 
Eherecht  S.  79  und  S.  87  ff  ). 

Auch  dip  hei  der  Beratung;  des  Entwurfs  dts  B(^B  in  (If-r  II  Kommisgion 
gestellten  Anträge  auf  Zulassung  der  ächeidung  aui  (iruud  des  beiderseitigen 
BiaTCEitindiüsses  haben  von  dem  Erfordernisse  der  Kinderloaigkeit  abgesehen. 
(PreiMU  40e,  410,  480.) 

Es  läßt  sich  daher  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  der  Unterschied  swiacbm 
den  Yiir.scliiiften  des  preuü.  Landrechtes  und  der  von  dem  Beklagten  be- 
haupteten Scht  idinig  auf  Grund  beiderseitiger  Eiuwillifruntr  ein  so  wesentlicher 
ist,  daß  dieser  im  Qebiete  des  preuß.  Landrechtes  die  Wirksamkeit  versagt 
werden  mnfile. 

Eine  Zerrttttong  der  Bbe,  die  mdi  pieaB.  Lendieeht  Teil  II  Ttt  I  §§  716 

bie  718  b  Grund  zu  einer  Scheidung  wegen  nnOberwindlicher  Abneigung  bfetee 
konnte,  hat  der  Beklagte  in  den  Vorinstanzen  nicht  behauptet ;  das  Berufungs- 
gericht war  deshalb  nicht  verpflichtet,  seine  Annahme,  daß  eine  Zerrüttung 
des  ebeUcben  Liebcns  nicht  bestanden  habe,  eingebender  zu  begründen.  Der 
Yerancb,  die  Behauptung  in  der  Beridentinituui  nadmholeii,  muß  nach  den 
§§  648,  661  ZPO  nnhewshtet  bleihen. 

Wäre  vom  Standpunkte  dei  prenB*  Landrechtes  aus  der  behaupteten 
SeheidunK  die  Wirksamkeit  zu  versagen,  so  würde  damit  dem  Beklagten  nicht 
ein  pulygamischea  Verhältnis  aufgeilrängt  v/crjcn.  Denn  i\m  demselben 
Grunde,  der  dazu  führte,  die  Scheidung  für  unwirksam  zu  eriiiareu,  müüte 
audi  einer  Veipilichtmg  dca  Beklagten  ra  ehettdieia  ^Mumenleben  mit 
aeiMT  swdten  Flran  die  Anerlcennang  verweigert  weiden  (Zit9lmann  I 

aes,  363). 

Wie  fremde  Staaten  die  behauptt  tc  Scheidung  beurteilen,  ist  für  die 
Anwendung  des  inländischen  Rechtes  belanglos.  Die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
reicht  nicht  Uber  das  Reichsgebiet  hinaus,  innerhalb  des  Keichsgebieu>b  obliegt 
ihr  aber  die  Webrnng  der  dem  einheimierJwn  Bedite  sngmBde  liegend«!  liCtr 
lichfln  Ansohaanngen. 

Da  das  angefochtene  Urteil  auf  unrichtiger  Anwendung  von  Vorsrhrifti  n 
des  bayer.  Landrechtes  und  des  gemeinen  fiechtee  sowie  des  Axt.  30  EG  s. 
BGB  beruht,  muß  es  aufgehoben  werden. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  weder  die  behauptete  Scheidung  selbst  noch 
das  EinrentSadnie  der  Klllgerin  mit  ihr  feitgcatellt  iet  tind  da0  das  der 
Entscheidung  zugrunde  zu  legende  prenß.  Landrecfat,  das  in  keinem  Teile  des 
Bezirks  dt  s  OLG  München  in  Geltung  gewesen  ist,  im  vorliegenden  Falle 
niw-'h  .Vli)  ZI'O  nicht  zu  den  Gesetzen  gehört,  auf  deren  Verletzung  die 
Revision  gestützt  werden  kann  (Neue  Sammlung  von  Entsch.  der  OLG 
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m  8),  wild  fSr  angcmenen  enohtet,  in  Gemaflheit  des  §  666  Abs.  3  ZPO 
die  Entscheidang  im  vollen  Umfange  dem  Bsrnfiiiigsgcrichte  siuniweiseB,  dM 
«dnsnsit  aiioh  Aber  die  Kosten  der  Revision  sn  sntsQheiden  lisben  wird. 

Ehescheidung  ron  SchirHzcrn.  —  §  606  ZPO.  —  Mauyer  Eht- 
sdieiduHgs-Konvention  12.  6.  02. 
OL(r  Dresden  2H.  11  or,:  .Vih  HerfMürner,  9.  <S.  J<itJ/Oö*J 
Die  Beruf ong  der  Klägerin  gegen  das  am  28.  6.  05  verkündete  Urteil 
der  elften  fflTilkuimer  des  L6  in  Drssden  wird  snrQckgewiesen. 

Die  Kosten  des  BeratongSTerfahrens  bUen  der  KlMgerin  nur  Last. 

Tatbestand. 

Die  Klägerin  bat  b(«ii]i  LH  Drpsdpn  trogen  ihren  Mann,  den  Beklagten, 
der  —  wie  sie  selbst  im  Einklänge  mit  der  Heiratsurkande  Bl.  1/2  der  Akten 
angegeben  hat  —  von  Geburt  Schweizer  (Untertan  dea  Kantons  Bern) 
ist)  Klage  auf  Scbddvng  ibier  am  3. 8. 79  mit  ibm  Tor  dem  Standesamte  in 
Gonradsdorf  eingsgangenen  Bbe  eiboben,  weil  er  sie  bSsBcb  verlassen  babe, 
indem  er  bereits  im  Juni  1896  ans  Dallwitz  bei  Großenhain,  wo  sie  zuletzt 
mit  ihm  gewohnt  habe,  weggegangen  sei  und  seitdem  nidits  wieder  von  sieb 
und  seinem  An f enthalte  habe  hören  lassen. 

Das  LG  hat  die  Klage  nach  schweizerischem  Eherechte  beurteilt,  danach 
ffir  sacblidi  unbegründet  erUSrt  nnd  an!  Kestw  der  Kligenn  abgewiesen. 

Gegen  dieses  Urteil  bat  die  KlSgerin  Bernfnng  eingelegt,  mit  dem 
Antrage,  nacb  der  Klagbitte  in  erkennen,  den  Baklagtoi  ancb  für  den 
achuldit'cn  Teil  7.n  erklSren. 

Iii  (Ilt  Bt'i  ufungsvt  rhiiiullung  ist  das  angefochtene  Urteil  nebst  den 
durin  angezogenen  Aktenstellen  und  Urkunden  vorgetragen  worden.  Zur 
BegrOndnng  ibres  Becbtsmittels  nimmt  die  Klfigerin  anf  Ihr  tntaächlicbes 
Vorbringen  im  ersten  Recbt^^ge  Bezug  und  fOlurt  daxn  anf  Chmnd  von 
Art.  17  nnd  27  EG  z.  BGB  ans,  dafi  der  Becbtastreit  naob  dentscbem  Bbe- 
rechte  zu  entscheiden  sei. 

Dem  Beklagten  ist  wegen  unbekannten  Aufenthaltes  sowohl  die 
Klage,  als  die  Berufung  öffentlich  zugestellt  worden.  Er  ist  in  beiden  In- 
stansm  nnTertreten  geblieben,  ancb  in  keinem  dar  anbemnmten  Termine 
persSnlicb  erscbienen. 

Orfln  d  p. 

Das  LG  hat  im  Hinblicke  auf  die  unzweifelhaft  vorliegende  schweizerische 
Staatsangehörigkeit  des  Beklagten  nach  Vorschrift  des  Art.  17  EG  z.  BGB 
dra  ton  der  KlBgerin  als  Scbeidnngsgmnd  gdtend  gemachten  Sacbverbalt 

an  der  Hand  des  Art.  46  des  s  c  h  w  i  /.  <  r  i  s  c  h  e  n  Bundesgesetzes,  betreffend 
die  Foststf  Uung  und  Beurkundung'  cb  s  Zivilstandes  und  ilie  Ehe  vom  24.  12  71 
rechtlich  gL'\vUrdiß:t.  indt  sseii  als  un;&uläaglidi  befunden  und  deshalb  die  Klage 

aus  mutericlleu  Gründen  abgewitscn. 

*)  Mitgeteilt  von  Herrn  Oberlandesgefichtscat  Schmer l  in  Dresden. 
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Di«  Yodiisteiii  bKtte  j«dMli  tterhanpt  nldit  Im  der  Baofce  «tlbtt 

«rkenoen  dürfen,  Uttte  vielmehr  mit  RQcluicbt  auf  §  606  Abs.  4  ZPO  mi 
aus  der  Erwägnup.  daß  das  schweizerische  Recht,  insonderheit  das  oln  n 
erwähnte  schweizerische  Zivil^tandesgesetz  keinen  —  wie  doch  in  i»» 
Abs.  4  ZPO  Tor&osge6«tst  wird  —  positiven  Zusuudigkeitögrund  iur  das 
Torlkgeodeiifftlls  angeralNM  deutsclte  Gedcht  «olMdlt  (vgl.  dM  in  den 
AmuOe»  de»  BtrufUngagtriehts  XXIV  649  8.  abg«4mckte  ürtcU  des 
V.  Senats  vom  18.  9.  08),  die  Klage  wegen  Unnutftndlgkeft  des  «ngernloMn 
Gerichts  abweisen  müssen. 

Allerdings  ist  gegenwärtig  der  Rechtsstreit  nu  t  i  melir  von  der  gesetr- 
lichen  Grundlage  aas  zu  beorteilen,  die  zur  Zeit  der  Jvlagerliebang  (2.  5. 05) 
nnd  was  Zeit  der  Fillmig  des  angefoditaien  ITiteils  mdigebend  war. 

Lant  Bekenatmadnuig  des  Reidiekanslere  tou  9.  8.  06  (RGBl  19Qa 
S.  716)  bat  die  Schweiz  das  außer  von  anderen  Staaten  noeh  Ton  ihr  und 
dem  Deutschen  Reiche  mit  abgeschlossene  Haager  „Abkommen  zur  Regelung: 
des  Gelt«npsl)erci(lies  der  Gesetze  und  der  Oerichtfibarkpit  auf  dem  Gebiete 
der  Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett'  vum  12.  6.  02 
(RGBl  1904  S.  831  ff.)  ratUblert  nnd  die  Ratifilcationsarknnde  am  17.7.06 
tm  Hang  liinterlegt.  Gemlfi  Belaem  Art  12  ist  demnaeh  diem  AblnnuMB 
am  15.  9.  05  als  Staaterertrag  fOr  das  Dentache  Reicli  nnd  die  Sdiweis  in 
Kcaft  getreten. 

Daß  es  aber  Lrleicliw  ohl  auf  den  vorliegenden,  damals  bereits  anbängigea, 
Rechtsstreit  Anwendung  leidet,  ergibt  sich  aus  folgenden  Erwägungen: 

Das  Al»k<nnm«i  stellt  eine  Kodifikation  des  internationalen  VSb»- 
Bcbeidongs-  nnd  Blieprosefireckts  dar  nnd  enfhilt  demgemlB  teils  mateiidks 
Eherecht  (Art.  1—4  und  8).  teils  prozeiwuale  Bestimmungen  (Art.  5—7)  — 
vgl.  Kahn.  Die  Haaprer  Soheidnnirsknnvention  in  Ztsrh,  XV  t25ff.,  insbe» 
hundere  S.  23ti  fi.  —  Sukhe  Koditikatiouen,  die  die  ortliche  Kollision  der 
Statuten  regeln,  lassen  sich  nun  zunächst  auffassen  als  Anweisungen  an 
die  Gerichte  an  der  Frage,  welches  Bechtesystem  sie  im  gegebenen  Falle  efaMT 
Entscheidung  sagninde  an  legen  haben.  Darans  folgt  sdion,  daS  sie  genau 
wie  neue  Pruzeßgesetze  —  vgl.  Wach,  Handbuch  des  Zivilproxeß- 
rechtes  I  211  und  214,  Dcrnhurg,  Das  biirrjerhrhe  Recht  I  §32  unter 
VII  S.  85  —  bei  jedem  unter  ihrer  Herrschaft  anhängigen  Rechtsstreite  ge- 
b&ndhaht  werden  müssen  —  vgl.  auch  das  Urteil  der  Appellationskammer 
des  Obeigericbtes  Zttrich  vom  11.  4. 94  in  Zteeh.  IV  697 

Zn  dem  gleichen  Ergebnisse  gelangt,  wer  die  Anwendbarkeit  A^s 
Abkommens  nicht  sowohl  nach  seinem  äußeren  Anlaß  und  Zweck,  der  Regelung 
von  Statwtenkollisionen.  sondern  vielmehr  nach  seinem  inneren  Charakter, 
nach  dem  6inn  und  Wesen  der  in  ihm  enthaltenen  Rechtssätze  bestimmt. 
Den  prozessualen  Nonnen  des  Abkommens  nn^  dieser  ihrv  Eigenschaft  wiBen 
den  Vorxng  sofortiger  Anwendliarkeit  Tor  den  übrigen  raateridlreeiitlieben 
Bestimmungen  darin  7.uzuj.^est«hai,  ist  zwar  nicht  ang&ngig.  Vielmehr  mnß 
die  Ajiweiidl»ariceH;  des  Abkommens,  sollen  nicht  liedenldidie  Cnaidiefheiten 
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tmä  üi»atiIgHo1iMt0ii  dte  Fiil($e  aeiB,  elnheitlieh  iMb  seiacn  Ownmfr- 

dttrakter  und  mit  Rldlnidlt  aiicb  auf  seine  materiellen  Rechtssätze 

entschipf^pD  'n-prden.  Indesspn  trägt  gerade  das  mat^^riclle  Ehm-cht  ein  ilffeiit- 
lichrerht liebes  Gepräge  und  heischt  aas  diesetu  Grunde  ebenso  wie  das  ProzeÜ- 
recbt  alsbaldige  Anwendung  auf  alle  bei  seinem  Inkrafttreten  anhängigen 

Diese  Sgentttinlfdlikelt  des  Ehereobta  «telU  i.  B.  AffolUr,  Da» 
interiemporale  Recht  1.  Bd.  2.  Teil:  System  des  deutschen  bUrgerlidhen 

fThercrangsreoTites  S.  47  unten,  S  4h  ol>en  und  Anm.  2,  vgl.  auch  6.  61,  ganz 
ntf'in  fär  die  Eljefrp-^frTigebuüg  des  19.  .Tahrhnnderts  fest.  sow<»it  sich 
letztere  auf  Nichtigkeit,  Anfechtbarkeit  und  Scheidung  der  Ehe  bezieht. 

In  der  Tat  beraht  aneb  der  Art.  901  SO  s.  B6B  enf  djem  Ormd- 
fedMdcea  —  Tgl.  MoHw  wum  erHen  Enitmrf»  des  JS&  S.  288  il  289. 

So  ist  es  denn  eine  durchaus  statthafte,  ja  jebotene  Schlußfoleerung 
ans  der  pnUisdatischen  ?fatur  des  Haafrer  Abkommens  und  sctnes  suateriellen 
BJhescheidungrsreclites.  daß  die  bei  seinem  Inkrafttreten  bereits  rechtshängigen 
Ehesachen  von  diesem  Tage  ab  seiner  Herrschaft  unterworfen  werden. 

Das  Bentfungsgeifdit  bat  nadb  alledem  dieeee  Abkemmen  seiner  Bnt^ 
sdMidnng  zugmnde  in  legen  nnd  im  prttlen,  ob  ancb  nach  diesem  Geaetne 
das  mit  der  Berufung  wiederholte  Xlagbegehrcn  schon  an  der  ünsnstltaid^- 
kelt  des  angerufenen  deutseben  Gerichts  scheitern  mttsse. 

In  dieser  Hinsicht  ist  folgendes  auszuführen : 

Art.  5  des  Abkommens  geht  davon  ans,  daß  die  Geriobtsbarkeit  fttr 
Sebeidqngeklagen  in  erstevliinie  dem  Heimatitaate  der  Ehegatten, 

d.i.  im  vorliegenden  Falle:  derSobweiz,  da  beide  Ehegatten  —  die  Rlftgeiin 
dnrch  ihre  "Verheiratung  mit  einem  Schweizer  —  schweizerisrhe  Staatsan- 
gehörige sind  —  vgl.  §  13  Ziff.  5  des  Oes.  über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Beichs-  and  Staatsangehörigkeit  vom  1.  6.  70  und  Art.  25  Abs.  4 
des  schweiserisoben  Bm^esgeeelses,  betr.  Peststellong  jmA  ImAandung  des 
ZlyilstsaideB  nnd  die  Ehe,  vom  84. 12. 74,  sowie  Art.  S  des  Sebweiaer  Bmides* 
gesetnss  betr.  die  Erteihing  des  SchweizerbUrtreireehts  nnd  den  Versieht  aiif 
dasselbe  vom  3.  Heumonat  1896,  abgedruckt  im  „Bechtsbuch" ,  heran sgejr(*ben 
von  Dr.  P.  Wolf  im  Auftrage  des  Bundesrates,  ingleirbcn  Art.  ö4  der 
Bundeaverfassong  —  zusteht,  und  dati  nur  insoweit,  als  dessen  Gesetz  eine 
ansseblieftUche  -Geriobtsbarkeit  nicht  in  Anspruch  nisunt,  die  =Klage  audi  bei 
dem  Bhegeriohte  des  Wobnsitaes  der  Ehegatten  oder  —  nadi  Befinden  — 
des  Beklagten  Ofhoben  werden  kann  —  vgl.  die  in  Ztach.  XIV  507  u.  524  ff. 
abgedmcktp.  vom  Reirlislcanzler  dem  Reichstage  seiner  Zeit  unterbreitete 
Denkschrift  zu  dem  Abkommen  6.  hdSfS..  insbes  S.  586  zu  Art.  5.  — 

Die  Zuständigkeit  deutscher  Gerichte,  die  Ehescheidung  über  schweize> 
tinche  Ehegatten  anssnspreeben,  hingt  also  gegenwSrttg  nicht  wie 
froher  —  vgl.  -hlertber  die  AnsfQbmngen  in  dem  oben  angesogenen  Urteile 
des  5.  Senates  des  Berufungsgerichtes  Bl.  549  —  von  ihrer  ausdrücklichen 
ZnstftndigkeitserkULrang  durch  eine  positive  Zuständigkeitsnonn  der  schwwse- 
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rischen  Gesetzgebung,  sondern  lediglich  davon  ali,  ob  die  Schweiz  für  die 
Scheidungsprozesse  ihrer  StAatsan^fliüri^an  schlechtw«'t/  «mI'-v  etwa  uur  für 
gewisse  Personenkreisc  solcher)  eine  ausschlitülicbe  Utncijrsbarlxüit  in  Ansprach 
nimmt  oder  nicht.  Däfern  und  insoweit  eine  solche  ausschließliche  Geiicbis- 
bark^t  det  Schweis  nMh  den  sdiweiserfechen  Ocaetsen  hceteht»  gehricte  es 
den  dentacben  Gerichten  nich  Art.  6  (Torletster  Sftts)  dea  HMger  Ehe» 
scheidungsabkummens  an  der  Znstftndigkeit  für  die  ScheldtingBlrlagen  stilKkai 
acbwcizf fischen  Eheleuten. 

Kun  herrscht  allerdings  über  das  Bestehen  eiii'T  solchen  ausschließlifh*r 
(die  ausländischen  Gerichte  ausschließenden)  Gerichthuarkeit  der  Sciiweu  uiter 
ihre  Untertanen  bei  den  dortigen  Gerichten  Streit  —  vgl.  das  mehrervähBte 
oberlaadeagerlGhtliohe  Urteil  — . 

Dies«  dr^t  ridi  banptelchlieh  um  die  Aual^ptng  des  Art  43  ibi 
schweizerischen  Bundesgesetzes,  het  reffend  Feststellung  und  Beurkundong  des 
Zivilstandcs  nnd  die  Ehe  vom  24.  12.  74,  welche  Gesetzesstelle  folgendermaßen 
luutet:  .Ehescheidungsklagen  und  Klagen  auf  rngilltij^keit  einer  Ehe  sind 
bei  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  anzubringen'  und  im  Abs.  2: 
,Beim  Abgänge  eines  Wohnsitses  in  der  Schweix  kann  die  Klage  am  Heimat- 
(Bttiger-)  Orte  oder  am  leisten  schweiseriichen  Wohnorte  dee  BbmMum 
angebndit  werden*.   Nach  der  Antlegong,  wdche  dicae  OeaetseavMiehnft 
yon  dem  Schweiser  Bandesrat  und  Bundesgericht  ständig  —  vgl.  u.  a.  auch 
die  tnehrfach  angezogene  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  und  Strafrecht 
I  5)3  —  gefunden  hat  und  an  der  der  Jiumlebrat  auch  noch  in  neuester  Z^it 
festhält  —  vgl.  dessen  Beschluß  vom  17.  11.  u3  XIV  III  der  eben  bejteickneien 
Zeitschrift  — ,  ist  unter  dem  in  Art  43  erwähnten  Wohnsitz  aosschUeßlieh 
derjenige  in  der  Sdiwtts  so  Teialehen,  weahalb  nach  der  AnKaasang  der 
genannten  Behörden,  die  ala  die  in  der  Schweis  Torher  rächen  de  heaeidnet 
werden  darf,  für  die  in  Art.  43  aufführten  KlfgWi  die  Znat&ndigkeit  aus- 
ländischer flerichte  schlechthin  ausgeschlossen  ist  und  den  Urteilen 
dit  ser  (lerichte    S'^  r  solche  bei  ihnen  angebrachte  Klagen  in  der  Schweiz 
keinerlei  Wirksamkeit  zukommt.*)    £&  sprechen  denn  auch  überwietjende 
Qrttnde  für  die  Richtigkeit  dieser  Anffaanuig.  Wie  schon  der  erlceanonde 
Senat  sor  Eheaache  Kappeler  9  S  26/M  in  aeinem  Urteile  rom  2L6l01 
anagefohrt  hat,  atimmt  mit  der  Annahme  dner  aolchen  anaschUeUidben  Ge- 
richtsbarkeit namentlich  der  Umstand  überein,  daß  in  dem  gnunnten  Zivil- 
Stands-  nnd  Ehegeset?'-  der  S'-hweiz  sonst  keinerlei  Bestimmungen  darfib^r, 
wie  es  mit  der  Anerkennung  ausländischer  Urteile  in  Ehesachen  gt;iialt«ö 
werden  solle,  getroffen  worden  sind.    Und  der  Mangel  solcher  Vorschriften 
wäre  doch  gewiß  anffftUig,  wenn  die  Zuständigkeit  anallndiaeher  Gerichte 
nicht  htttte  verneint  werden  aollen.  Denn  dafi  aoalSodiache  Urteile  in  Ehe- 
lachen  achwelseriacher  Staataangehdriger  acUeohthin  ohne  jede  Gewflir  fOr 
die  Beobachtnng  der  in  Art  45  bis  47  dea  genannten  Bnndeagoaetaw  ▼o^ 

*)  Anm.  des  Einsenders:  Dieb  be^täligt  auch  Dr.  Meili  in  der 
SchtoeiMeriechen  Juristen-Ztg.  I.  Jg.  S.  220. 
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geflebenm  materieUreohUlcheii  BeBtunmongen  —  vgl  ZtMh.  X  492  —  bitten 
aBerkMBU  mtim  wlbii,  iat  niolit  aiunuielnwB.  Wie  dann  in  Art.  85  Abs.  3 
und  Art  54  des  genannten  Bnndesgesetzes  die  Anerkennung  von  im  Auslände 

geschlossenen  Elien  rorgcsehen  ist  und  Art.  56  daselbst  wegen  Rcheidunfrs- 
ond  ^Nichtigkeitsklagen  gegen  auslilndische  Ehegatten  Näheres  anurduet,  so 
wflrdc  auch  eine  aosdrückUcbe  Bestimmung  Uber  Anerkennung  ausländischer 
ScheidnngRuteile  ketnesfalls  unterblieben  sein,  wenn  nleht  schon  ans  Art.  43 
sn  folgern  sein  sollte,  daB  diesen  Urteilen  im  Inlande  die  Anerkemntng  Ter- 
sagt  sei.  Ans  Art.  66  geht  selbstverständlich  nicht  hervor,  daß,  wie  nnter 
Umständen  in  der  Schweiz  gegen  ausländische  Ehe^ratt^n  f'o  umgekehrt  im 
Auslande  gegen  schweizerische  Ehegatten  Klagen  auf  bcbcidung  der  £he  an- 
gebracht werdoi  konnten.  Bei  der  Tom  Gesetze  angestrebten  einbntlidien 
Begelnng  des  materiellen  und  wichtiger  Fragen  des  formellen  Bhcsdwtdnngs- 
rechts  kann  schlieBlich  auch  nicht  dafflr  gehalten  werden,  da0  es  die  Frage 
der  Ancrkennnng  nnd  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urteile  gegen  schweize- 
zische  Ehegatten  der  kantunuk-n  (Gesetzgebung  zur  Kegelung  überlassen  hätte. 

Auf  diese  Ebescheidungs-Gerichtsbarkeit  bat  auch  das  spätere  Bundes- 
gc^u,  betr.  die  slTllrsebtUchen  Yerhlltnisse  der  medtttgelaasenen  md  Anfsnt- 
liUter  vom  26. 6. 91  kdbien  iademden  Einfluß  geftbt  Art  28  dieses  Gesekies 
besagt  allerdings:  „Soweit  nicht  Staatsrettllge  besondere  Bestimmungen 
enthalten,  gelten  für  die  personen-.  familien-  und  erbrechtlichen  Verhältnisse 
der  Schweizer,  welche  im  Auslände  ihren  Wohnsitz  haben,  folgende  Regeln: 
 ZiS.  2 :  Sind  diese  Schweizer  nach  Maßgabe  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung dem  inlSndlsdiMi  Redite  nicht  nntenrorfan,  so  nnterttebea  sie  dem 
Becbte  und  dem  Qerlebtsstande  des  Hefanatkantons.*  Mag  bierin  immerhin 
—  wie  Planck,  EG  z.  BGB  3.  Aufl.  zu  Art.  27,  Anm.  3c  S.  106  darlegt  — 
hinsichtlich  der  im  Schwei /erischen  Auslande  wohnenden  Schweizer  eine  Ver- 
weisunf:f  auf  das  auslandische  Persimen-.  Familien-  und  Erbrecht  ihres  Wohn- 
sitzes liegen,  zufolge  deren  Hecht  und  Gerichti^titaiid  der  Schweiz  nur  au»- 
bilfsweise,  erst  in  «weiter  Linie,  falls  das  anslftndisobe  Wohndtnecbt  nicht 
Anwendbar  sein  will,  cor  Geltung  kommen.  Jedenlalls  llUtt  sich  der  allge- 
mein gehaltenen  Fassung  dieses  Art.  28  i  Jainilienrechtliche  Verhältnisse") 
kein  ausreichender  .\)ihalt  dafür  entnehmen,  d&ä  er  gerade  die  ausschließliche 
tiericbtsbarkeit  der  Schweiz  in  Ebescheidungs-  und  Nichtigkeitsprozessen 
ihrer  Staatsangehörigen  habe  durchbrechen  und  das  eigens  von  diesem  Oegen- 
ftands  handelnde  ZiTÜstands-  nnd  Kbegesets  vom  24. 12. 74  (die  lern  ^peeiali») 
habe  insoweit  anlter  Kraft  setaen  wollen. 

Daher  hat  man  davon  auszugehen,  daß  die  Schweizer  Gesetzgebung 
einen  ausländischen  Gerichtsstand  bei  den  im  Art.  43  des  erwähnten  Gesetzes 
bezeichneten  Ehestreitigkeiten  ausgeschlossen  hat.  Infolgedessen  war  die 
Berufung  der  Klägerin  als  unbegründet  zurückzuweisen,  weil  sie  bei  einen 
sar  Sdieidung  ihrer  Ehe  nidit  snstindigen  Gerichte  ihre  Klage  erhohen  hat 
(Art.  5  des  Haager  Abkommens  vom  12.  6.  02)  und  dennoch  sich  durch  das, 
4iese  abweisende,  angefochtene  Urteil  mit  Recht  nicht  beschwert  finden  kann. 
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übrigens  wttffd«  die  Bemfmig,  sneli  wenn  idmi  in  der  SmIw  seltat  bitte 
erkennen  dlirfen,  erfolglee  gewesen  eein.  Denn  nmeb  Art  1  and  2  den  eben 
erwähnten  Abkonunena  wlve  die  begehrt«  Scheidung  unter  allen  Umst&ndcm 
nur  dann  auszusprechen,  wenn  sie  nach  schweizerischem  Eherechte  be- 
gründet wäre,  ohne  frcfrcn  iicntsches  Ehorrrht  7ti  v  rstoßcn.  Daß  aln-r  im 
vorliegenden  Fallt-  di«'  Bodintrnnsxtn.  die  das  schweizerische  Ehereoht  für  die- 
Scbeldong  wegeu  böslicher  Verlastiung  aufbtvUt,  nicht  erfüllt  äiud,  üaxi  viel- 
mebr  die  Klägerin  vor  der  KlAgerbebnng  eine  rickterliehe  Anfforderwig  an 
den  Beklagten,  binnen  6  Monaten  rarflcksukehren,  liitte  ergeben  lassen  nnd 
deren  Brfolg  abwarten  soUen,  dies  alle«  bat  bereits  das  LO  sotidhnd 
dargelegt. 

Zusatz  des  Einsenders:  Daß  die  Schweiz  auch  noch  nachdem  sie 
das  Haager  Scheidungsabkommen  ratifiziert  hat,  an  ihrem  früheren,  im  üben 
mit ^'ot eilten  Urteil  des  OLG  Dresden  besprurhenen,  exklusiven  Standpunkt 
festzuhalten  gedenkt,  darauf  weist  ;ui(  h  di  r  I'mstaiid  hin.  daß  in  der  Bot- 
schaft des  Schweizer  Bundesrates  zur  iliiager  Konvention  (Bbl.  1904  V  8J^) 
ausgeführt  wird:  ^Da  Art.  43  des  Zivilstandsgesetzes,  wenigstens  nach  der 
herrschenden  Auffassung,  einen  ansscldiclilithen  Oerichtsstand  am  Ic?*"! 
Wohnort  oder  Heimatsort  aufstellt,  so  können  Schweizer  im  Ausland  nur  lu 
der  Schweiz  eine  Scheiduu^»klage  aiiliringen." 

Allerdinixs  hat  derselbe  Bundesrat,  worauf  Kerlifsanwalt  Dr  in 
Zürich  in  der  ÜchtceiM.  Jur.-Zig.  11.  Jahrg.  Bl.  Ü6  unter  Hinweis  aul 
Meilia  Intmft.  ZMiprweßrecht  n  28811.  anfuMaimun  madrt^  nodi  ia 
neuerer  Zeit  .jedenfalls  aber  vor  dem  am  15.9.05  erfolgten  Inkrafttreten 
der  üaager  ächeidungskonvention  für  die  Schweiz)  die  Zuständigkeit  aus- 
ländischer Konsolargericbte  zor  Sclieidung  schweizerischer  Eben  anerkannt 

Di  iii^re^'enüber  erklärt  es  Dr.  Ott  in  seinem  erwähnten  Aufsatz  imn- 
mehr  für  die  Pflicht  der  soatändlgen  Otgane  der  Schweiz  gegebenen  Falles 
klipp  nnd  klar  anasuspiechMi,  ob  an  der  frllheren,  noeb  in  der  erwihnten 
bundesrütlichen  Botschaft  vertretenen  Auffassung  festgehalten  wtrde  Daß 
hierüber  Klarheit  geschaffen  werde,  yerlange  Art.  ö  ZiS.  2  des  internationalen 
Scheidungsabkommens. 

Dem  ist  beisatreten.  Insbe!$ondere  durfte  eine  dttartige  baldige  Kkr- 
stellung  auch  im  Interesse  der  ni«  ht  in  der  Schweiz,  sondern  in  einem  der 
übrigen  Vertragsstaaten  wohnende a  und  Kecht  iu  Ehestreitigkeiten  buchenden 
Schweizer  liegen,  wie  nam^tllcb  das  oben  mitgeteilte  Urteil  des  0\A 
Dresden  xeigt. 

/)  Art.  14  E(t  z.  BGB  ist  auf  die  Unttrhaltspf licht  uus- 
lü}idischer  (portugiesiackerj  Elwyattcn  analog  anzuwenden.'- 
2)  Das  Rückvericeisungsprimip  des  Art.  27  EG  z.  BGB 
Ut  auch  im  Falle  der  atmiogcii  Amt  cndung  der  ei//sedigen 

Koiii6ion6Hormen  des  EG  z.  BGB  anbauenden.  ^) 
(SO  16,  2.  06;  Nobt  elNobre;  Bep.  IV  392105.) 
Tatbestand. 

Die  Ftoteien  baben  am  23. 6. 99  die  Bbe  miteinander  gescblosien.  Be- 
Idsgter  ist  pertugiesiscber  Staatsangdi6riger  nnd  katholischen  BekenntnisNi» 

Mitgeteilt  von  Herrn  Senatspräsidenten  Dr.  Martin  in  Bamhiirg* 
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Klägerin  die  Tochter  deotsdier  Eltern  und  jadischen  Glftiibeiu,  gewolnt 
haben  lie  leit  Qnrer  EhMdUIeBniig  in  Hwnimrg,  wohin  der  Beklagte  im  Jahre 
18iK)  gekommen  ist  und  wo  sich  der  Wohnsits  der  Parteien  anch  jetzt  noch 
befindet.  Bald  nach  der  rhließuni;  kam  es  zwischtn  den  Gatten  zu 
Streitigkeiten,  die  dazu  fiihi  tr  n,  daß  RliiiitTin  auf  iSchoidiing  klagte.  Durch 
rechtskräftig  gewordenes  l  rtcU  lies  i^G  Hambarg  vom  14.  11.  <)2  wurde  sie 
mit  Auer  King«  abgvwieMii  und  auf  Widerklage  des  Beklagten  snr  Ber- 
stelhing  der  Unalieben  Gemelnidiaft  Texvrteilt.  KUgerin  war  darauf  bereit, 
diesem  Urteile  Folge  zu  leisten,  Beklagter  verweigerte  ihr  jedoch  jetzt  die 
Aufnahme.  Klägerin  erhob  dcslial]»  von  neuem  Klage  und  erwirkte  ein  eben- 
falls rechtskräftit?  pewnrdenrs  J'rteil  des  LH  Hambnrp;  vom  i:^,  7  (Xi.  darch 
das  Beklagter  schuldig  erkauui  wurde,  die  häusliche  Genieiuscbaft  herzustellen. 
Hlain  hat  dwielbe  lieh  indes  seither  nicht  ?entehen  wollen. 

WShrend  dea  Scheidongsprozenea  woide  dem  Beklagten  dtirch  einst« 
weilige  Verfflgong  des  LO  vom  82. 1. 02  anfgegehen,  der  KlBgerin  für  d«reii 

Unterhalt  vom  SO.  1. 08  ab  bis  zur  Beendigung  des  Rechtsstreits,  längstens 
aber  auf  die  Daner  7 Weier  Jahre  monatlich  15(1  M  zn  zahlen.  Anf  Ihren 
Antrag  wurde  daneben  norh  nnfer  dem  22.  S>.  02  der  dini;liehe  Arrest  auf 
Höbe  von  20000  JC  zur  Sicherung  ihre»  Anspruchs  auf  Ersatz  des  von  ihr 
eingehraditen  Hanarata  fttr  den  Fnll  der  Scheidung  angeordnet.  Beklagter 
erhöh  Ue^egan  Widersprach  und  es  kam  tot  dem  IiQ  am  7. 10. 02  an  einm 
Vei|^Sich,  Inhalts  dessen  Beklasrter  der  Klägerin  die  eingebrachten  Sachen 
•zum  größten  Teil'  /.urrirki^ab,  ihr  die  bisherige,  anf  den  1.  April  L'-  kiindipte 
Wohnung  überlieti  und  ^\ch  zur  Zahhinu'  der  noch  zu  eiitrichlLndin  Miete 
verpflichtete,  wogegen  Klägerin  für  die  Zeit  von  6  Monaten  vom  20.  11.  02 
ab  ihren  Ansprach  anf  die  Unterhaltsrente  anf  100  im  Monat  ermäßigte. 
Gleichseitig  erklärte  sie,  dafi  sie,  iklls  ihr  dmn  Vergleich  entsprechend  die 
eingebrachten  Sachen  ausgehändigt  und  die  TJntcrhaltsbetrilge  wie  bisher 
pünktlich  gezahlt  würden,  rücksiehtHrh  dieser  Ansprüche  irgend  welche  Zwangs- 
maßregeln  gegen  den  Beklagten  nieht  pinleiten  werde. 

Klägerin  ließ  später  einen  gruilen  Teil  des  Hausrats  versteigeni  und 
Terbranchte  den  Erlös.  Alsdann  erhob  sie  die  gegenwärtig  vorliegende  Klage 
nnd  beantragte,  indem  sie  gdtead  machte^  daß  Beklagter  d«n  gegen  ihn  er- 
gangenen Urteil  zur  Hersteilnng  der  h&aslichen  Gemeinschaft  nicht  Folge 

lei.ste.  sie  mithin  den  standesgemäßen  Unterhalt  außerhalb  der  ehelichen 
Wohnung;  fordern  kimne  und  seinem  inzwischen  gestiegenen  Einkommen  eine 
Zahlung  von  8*M)0  JC  im  Jahre  entspreche,  Verurteilung  des  Beklagten,  ihr 
an  Stelle  der  bisher  gezahlten  Unterbaltsgelder  von  150  in  Zukunft  260  <4t> 
monatlich  zn  zahlen. 

Dnroh  Urteil  der  0.  Zivilkammer  des  LG  Hamburg  rma  3. 3. 06  wnrde 

nach  dem  Klageantrag  erkannt  nnd  zwar  dabin,  daß  Beklagter  den  Betrag 
von  250  JC  vom  Tage  d»  r  /.ll^^tellung  der  Klage  ab  zu  zahlen  habe.  Auf 
Bemlung  des  Beklagten  wurde  dies  Urteil  durch  Urteil  des  IV.  ZiTihwnata 
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des  Haiiwfttiiicben  OLG  sn  HMubnig  vom  9. 6. 06  nvt  dahin  geindut,  dftft 
der  Betrag  der  Unterbaltsrente  auf  200  JC  im  Monat  herabgesetzt  ward. 

"N'nrnii'  hr  Bekiaiitor  Revision  einf,'i'leprt  und  bcantra^'t.  unter  Auf- 
hebung lies  un^'elochteneii  Urteils  seiner  Berufung'  voHem  l'mfange  statt- 
zugeben und  die  Klage  abzuweisen,  während  Klagcrm  die  Zurückweu^img 
dtt  BeriMon  beutegt 

Der  Saehrerlialt  Jat  in  Übereinttinimiuig  mit  den  crgMigeiien 
vofgstnigen  woiden. 

Entscheidun^Rpründr. 

Beide  Instanz^'erichte  sind  der  Ansicht,  daü  der  Vergleich  vom  7.  10.02 
dem  Anspruch  der  Klägerin  nicht  entgegensteht  und  überhaupt  nicht  in  Be* 
tnehl  m  iidie&  ist  Dae  Beralungsgeridit  iit  dieeer  Anakiit,  weil  der  Yer> 
gldch  nnr  den  doidi  die  einrtweiUge  Verfttgnng  des  LO  ran  22. 1. 08  ge> 
regelt«  n  rnterhalt  der  Klägerin  zum  Gegenstand  gehabt,  also  nur  die  Frage 
betroffen  hübe,  wieviel  der  Beklagt{-  der  Klägerin  während  der  Dauer  des 
damals  schwebenden  Scheidungsprozeb^es  zahlen  müsse.  Diese  Auslegung  ist 
nicbt  zu  beanstanden,  insbesondere  kann  nicht  anerkannt  werden,  daß  das 
Bemfoogagerieht  den  Sadiverlialt  nidil  osdiSpiend  gewflidigt  habe. 

Bei  der  demnach  TSlUg  freien  Benrtettong  des  Elaganspruchs  kommt 
in  Betracht,  daß  die  Parteien  beide  portugiesische  Staatsangehörige  .«sind,  da 
Klägerin  durch  ihre  Heirat  die  hambnrfjische  Stnatsangehurigkeit  verloren 
und  die  ihres  Gatten  erwoibcu  hat.  Es  folgt  das  aus  §  13  Nr.  5  des  Ge- 
aeties  Aber  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundei»  und  Staateangehörig- 
keit  Tom  1.  6.  70  {BundwgeutabUUt  S.  366)  und  Art  18  Nr.  6  des  por- 
tugiesischen BGB  (Codigo  Civil  Portugut»)  vom  1. 7. 67.  Ifierron  amd 
auch  das  LG  wie  das  Berufungsgprtrht  ausgegangen,  obschon  letzteres  sich 
hierüber  nicht  ausgesprochtu  hat.  Gleichwohl  haben  beide  Instanzgerichte 
das  deatache  Hecht  für  maßgebend  erachtet,  jedoch  ans  verschiedenen  Gründen. 
Das  LO  hat  aafenoBunen,  daß  fttr  die  personlichen  Beditsbeiiefaungen  der 
Oattoi  sndnander  und  deshalb  auch  fitr  die  Unterhaltspflicht  das  Becht 
ihres  Heimatsstaates  beatinunend  sei,  im  Torliegenden  Fall  also  portugiesisches 
Recht :  es  hat  aher  ferner  angenommen,  daß  nach  i)ortugie8ischem  Rechte  in 
Ansehung  der  I  ntt  rhaltspflicht  das  Recht  des  Wohnsitzes  zur  Anwendung 
gelange  und  datl  deshalb  der  Rechtsstreit  nach  deutschem  Rechte  zu  ent- 
sebeiden  sei.  Das  Bemfiingagericht  ist  dagegen  der  Ansicht^  dafi  das  deniadM 
Becht  Ton  Tomherein  maßgebend  sei,  weil  in  dem  einbeimisehen  Becbta  efaie 
ansdrflcklicbe  Bestimmung  feh!  aber  nicht  nur  der  Natur  der  Sache, 
sondern  auch  dem  nffentlii heu  Interesse  entspreche,  daß  für  ausländische 
Gatten,  wenn  sie  in  Deutachlaiid  g»  tri  Miit  h  lien,  die  Frage  des  Unterhalts 
ebenso  geregelt  werde  wie  für  deutsche  im  iuluude  voneinander  getrennt 
lebende  Gatten. 

Die  Erwftgang  dei  Bemfnngsgerichta  steht  im  Einklänge  mit  eiDem 

Urteile  des  Hanseatischen  OLG  vom  28.  10.  04  (Hanseatische  Gerichts- 
geitung  liHM  Beiblatt  Kr.  184,  aach  mitgeteilt  in  der  Mtchttprechwg 
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d»  OLQ  VL  445)  >),  kaim  Jedoeh  nicht  gebilligt  weiden.  Riditig  iit  et, 
dafi  gw^idii^  Tonchilften  Uber  öm  in  Fftiton  der  Torliegendm  Art  m»B- 
f^ebende  Bedit  fehlen,  namentUch  im  EG  z.  BGB  nicht  enthalten  sind. 
Während  der  yoxnr1)eiten  r.wm  BGB  wurde  von  der  1.  Kommission  das  inter- 
natiunale  Recht  in  ihre  Entwürfe  nicht  aufgenommen,  wohl  ab^r  ein  voll- 
ständiger Entwurf  ausgearbeitet.  Die  2.  Kommission  beschloß  seine  Auf- 
naliue  in  dn«  BOB  tta  6.  Badi  nnd  nntetzog  sich  der  Dardtberatung,  der 
Bmdeemt  dagegen  liefi  daa  6.  Bnch.  lallen  nnd  nahm  in  die  Reicbstagsrorlage, 
und  fwar  in  daa  BQ,  nnr  dnige  Bestimmungen  aal,  die,  neben  einigen  weiter- 
gehenden Ansnahmen,  sirh  anf  die  Abgrenzung  des  deutschen  Rechts  be- 
schränken. Die  Vonchlftge  des  Bundesrats  sind  im  weeentliclien  Qeaetz 
geworden. 

in  dem  Entwürfe  di  r  1.  Kommission  (veröficntUdit  in  den  FrotokoUeu 
der  2.  Kommission  VI  8—12)  lautete  §  9: 

Die  persönlichen  Rechtsbeziebangcn  der  Ehegatten  zueinander 
werden  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  welchem  der  Ehe- 
mann angehört 

Diese  Bestimmnng  wurde  Ton  der  Kommission  anbeanstandet  an- 
genommen {FnOokoUä  YI  dl)  nnd  ging  in  -den  sog.  n.  Entwarf  ahi  §  2246, 

in  den  sog.  revidierten  II.  Entwarf  (die  Vorlage  an  den  Bundesrat)  ab 
§  2871  (ks  n.  Buchs  wörtlich  fast  unverändert  Uber.  Der  Bondesrat  dagegMl 
stellte  in  das  EG  der  Regierungsvorlage  ein  als  Art.  13: 

Die  persönlichen  Rechtsbezieliunt(en  deutscher  Ehegatten  anein- 
ander werden  narh  den  di  rjt sehen  Gesetzen  benrttiilt,  auch  wenn 
die  Ehegatten  ihren  \\  .jliii^,i;v,  an  Auslande  halwn. 

Die  deutschen  Gesetze  tinden  auch  Anwendung,  wenn  der  Manu 
die  BeiAnagehOrigIcdt  Yerioien,  ffle  Yttn  sie  aber  behaltet  hat 

Damit  stimmt  Art.  14  des  BO  a.  BOB  wftrtUch  ttberein. 

Aas  dieser  Entstehongsgeschichte  darf  selbstTerst&ndlich  nicht  gefolgert 
werden,  daß  Art.  14  des  EG  z.  BGB  in  dem  Sinne  gelte,  den  die  beiden 
Kommissionen  mit  ihren  Vorschlägen  verbanden,  denn  diese  Vorschläge  sind 
gefallen.  Der  Grund  ist  nicht  verfiffentlicht,  aber  wohl  in  politischen  Be- 
denken zu  suchen  und  in  der  Erwägung,  daü  die  Entwicklung  des  int^^r- 
nationalen  Priratredit«  sieb  im  Floß  befindet  Allein  wenn  aocb  die  Boweg- 
grOnde  andere  gewesen  sein  sollten,  dürfte  aas  der  Tatsaehe,  daS  die  Korn* 
missionsvorschläge  verworfen  worden,  nicht  ^tnommen  werden,  daß  deslialb 
das  Gegenteil  gelte,  denn  hiervon  enthält  das  Gesetz  nichts.  Es  ist  vielmehr 
dasjenige  R<  <  hr  iinznwenden,  das  den  (irundsätzen  des  internationalen  Rechts 
«entspricht  nmi  zwar  den  iiafh  deutschem  Rechte  geltenden  /vjtI.  Entschei- 
dungen des  Heichsgerichta  in  Zivilsachen  I..V  '^A*d).  Bei  der  Ermittelung, 
was  nach  dentschem  Beohtc  gilt,  ist  aber  aof  die  allgemeine  Eeditsllbmeugung 

>)  Abgedrncltt  Ztsch.  XV  321.  —  Red. 
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Rücksicht  zu  Jiehmen;  denn  allgemein  anerkannte  Rcchtssiitze  f?ind.  wenn 
nicht  besondere  Gründe  entgegenstehen,  auch  in  Deutscliland  zu  befolgen. 

Im  iutemalioiialiin  PtiTatxwlite  wurde  das  Personalstatat  frflber  Tiel- 
fnoh  und  wird  noch  Jetzt  in  weiten  Gebieten  nacli  dem  Wohnaitie  bestimmt: 
n.  a.  gewlwli  du  tob  dem  gemeinen  Rechte  (EntsehHtkinffm  de»  Meid»- 
ge rieht 8  in  Zivilsachen  VIII  146),  zu  dessen  Bereiche  der  Wohnsit»  der 
Parteien  gehört  hat.    Gegenwärtig  herrseht  jedoch  in  der  Lehre  fast  Ein- 
stimmigkeit, dati  die  Bestimmung  des  Fersonalstatnts  nach  der  Staats- 
angehörigkeit die  richtigere  sei  (vgl.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  inter- 
nationalen Mwitreekie  l  271,  Gierke,  DetUeehee  Pripatrechi,  Bd.  I 
§  26  S.  221»  Niemeyer,  VorecUdge  und  MäteriaUen  eur  KodifikaHon 
dee  imermUUmaitm  Pttvaireehie,  S.        £nneeeerue,  Lehrhtteh  de$ 
Bürgerlichen  Hechts,  Bd.  I  3.  Aufl.  §  73  S.  181),  und  es  ist  diese  Ansieht 
auch  in  den  drei  im  Haag  am  12.  6.  02  geschlossenen  Abkommen  über  das 
internationale  Privat  recht  (Jieichsgcsetzhiatt  1904  S.  221)  zur  Anerkennung 
gelangt.   Vor  allem  aber  wird  day  £0  z.  BOB  dnichaus  von  dem  Grund- 
Batse  beherrscht,  dafi  das  Personalstatat  sich  nach  der  StaateangebSrigkeit 
riditet  and  namentlidi  güt  das  von  den  porsOnliclien  Becbtabeii^ongen  der 
Ehegatten  aneinander  (Art  14).  Im  HinbÜek  bieran!  kann  nidit  in  dem 
Art.  14  eine  Sonderbestimmung  gehinden  werden,  die  zwar  für  deutsche, 
nicht  aber  für  ausliituÜsche  Ehegatten  zu  gelten  hätte,  zumal  bedeutsame 
Äußerungen  vorliegen,  daü  Hechte  und  Pflichten  der  Gatten  gegeneinander 
sich  grundsätzlich  nach  den  Gesetzen  ihres  Heimatstaates  richten  müßten 
(vgl  die  Beschlüsse  dee  InetOuie  für  itUemaHonales  Recht  bei  Bar 
a.  a.  0.  S.  271,  Anm.  90,  nnd  bei  Jettel,  ffand^nek  dee  iniemaiianalen 
Prieat'  und  Straf  rechte,  8.  24,  Anm.  4,  eowie  der  Haager  Konfoens  too 
1804  bei  Niemeyer  .i  a.  0.  Materialien  S.  74  Nr.  815).   Es  muß  vielnulir 
für  ztillissig  und  geboten  erachtet  werden,  dif  in  Art.  14  für  Deutsche 
gegebene  Bestimmung  jedenfalls  dann  entspreeheud  auch  auf  ausländische 
Ehegatten  anzuwenden,  wenn,  wie  hier,  beide  Gatten  dem  nämlichen  Staate 
angehören. 

Zn  dieaen  pereOnUeben  Recbtsbesiebnngen  der  Gatten  ineinander,  Mr 
die  nach  dem  vorstehenden  das  Becht  Ihres  Eeimatetaates  als  maflgebead 

anzusehen  ist.  gehört  die  Unterhattapfliobt.  Hiergegen  kann  nicht,  wie  es 
von  dem  Berafungsgericht  geschieht,  eingewendet  werden,  es  habe  die  All- 
gemeinheit ein  Interesse  daran,  daß  in  Ansehung  des  Unterhaita  die  auf  dem 
allgemeinen  Kechtsbewaßtsein  und  der  deutschen  Auflassung  vom  Wesen  der 
Ehe  bembenden  BesUnunungen  in  Deuteebland  allgemein,  für  alle  hier  lebendea 
Chatten  gleiehmißig,  aar  Anwendong  gebradit  werden.  Ee  mag  zagegebea 
Min,  dafi  für  Notfllle  sanäfdkst  dnrdi  einatwdiige  y«rfl^(ang  anter  Anweadnag 
des  deutschen  Rechte  gesorgt  werden  darf  (vgl.  Bar,  Lehrbuch  des  inter- 
nationalen Pritat-  und  Straf  rechts,  §  21  Nr.  2.  Rarazctti,  Das  inter- 
nationale Prirati  edtt  im  BGB,  S.  721.  aber  wenn,  wie  im  rorliegenden 
Falle,  die  endgültige  Entscheidung  über  den  Unterhalt  in  Frage  steht,  würde 
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die  Anwendant,'  des  an  und  für  sich  maßgelK-ndm  ausländischen  Rechts  zwar 
dann,  aber  auch  nur  dann,  ausgesrhlosscn  sein,  wenn  dii-sdhr  dem  Art.  30 
des  £G  z.  B(iB  zuwiderliefe,  also  gegen  die  guten  bitteu  uder  (vgl.  Eni- 
sdMämmffen  des  BHchtgeriehU  im  ZUfüaaehen  LX.  SüO)  gegen  den  Zweck 
des  deuteohflii  Beehta  vflntofien  würde.  Und  ob  da»  d«c  Fall  wKie,  läftt  aidi, 
wie  die  Rsrialoii  antreffend  hervorhebt,  erst  beurteilen,  wenn  attTözdent  der 
^ibalt  äPH  ausländischen  Rechts  fostucstdlt  ist. 

Im  vorlifi/f-nden  Falle  ist  danach  das  porf utriesische  Recht  matigebend 
und  seine  materiellen  Bestimmangen,  Uber  deren  Inhalt  der  Beklagte  Beweis 
«ngeirelen  halt  rind  sn  ennitteUi.  Jedea  Bängelmi  hiesanf  winde  deh  indee 
«rlllnigea  ond  ee  wUrde  ohne  weitere«  dae  deataehe  Becbt  ansnwenden  sein, 
wenn  etwa  das  portugiesische  Recht  bestimmen  solltet  da£  die  Unterhalts- 
pflicht dnrrh  das  Recht  des  \\'ohn3itzps  geregelt  wird;  denn  in  diesem  Falle, 
dor  von  der  RestimTnnng  des  Art.  27  des  EG  z.  BGB  nicht  betroffen 
wird,  wurde  das  deutsche  Hecht  Platz  greifen,  weil  die  Parteien  in  Hamburg 
wohnen  und  von  dem  dentaohen  Qenohte  das  portngieeiedie  Beefat  so  an- 
gewendet werden  mttfite,  wie  es  Ton  den  portugieefscben  Qeriohten  an  ge- 
schehen hätte.  Was  in  dieser  Beziehung  Rechtens  sei,  ist  noeh  nicht  fest- 
gfstellt  denn  das  Berufungsgericht  hat  sich  hierüber  nicht  ansgesprocben, 
wird  abu  noch  zu  prüfen  Imben.  ob  die  Ansicht  des  LG  zutreffend  ist. 

ijollte  aber  danach  in  der  Tat  deutsches  Recht  zur  Anwendung  zu 
kommen  haben,  lo  wQide  das  Berafongsgeiicht  den  Saobverbalt  noch  nJUier 
aufklären  müssen.  Beklagter  bdiaoptet,  er  dttrfe  sieh  Ten  der  Klägerin  fem 
halten,  und  hat  zur  Begründung  in  1.  Instanz  geltend  gemacht,  daß  Klägerin 
an  einer  ansteckenden  Hautkrankheit  leide,  sowie  daß  sie  in  Ostende  mit 
einem  gewissen  H.  A.  Ehebruch  begangen  habe.  In  3.  Instanz  hat  er  ihr 
daneben  noch  som  Vorwurf  gemacht,  daß  sie  mit  dem  L.  B.  aus  Nürnberg 
die  Bhe  gebroeben  habe.  Das  Benhngsgeiicbt  ist  auf  diese  Bebanptnag 
nicht  eingegangen,  weil  sie  für  die  sntfeffirade  Entscheidung  nnwesentlich 
seien.  Letztoros  wflrdc  7utrefT(-nd  sein,  wenn  nur  dir  Bcstinimunfrcn  in  den 
13.38  bis  1362  des  BGB  in  Iktnvcht  zu  ziehen  wären.  Denn  wenn  die 
Gatten  getrennt  leben  und  d^r  Mann  es  ist,  der  die  Herstellung  der  häus- 
liehen  Gemeinschaft  geweigert  hat,  so  hal  er,  soiem  nicht  etwa  §  1360  Ahe.  8 
des  BOB  Flata  gieifl,  der  Ffan  Untarhatt  dnrob  Entrichtung  einer  Geldrente 
m  gewibien  nad  iwar  wenn  dner  der  Gatten,  gleichviel  welcher,  das  Rcclrt 
hat.  sich  von  dem  andern  fernzuhalten,  infolge  des  ^  VMW  des  15015.  rindern- 
fiills  infolge  davon,  daü  er  seiner  VerptUchtung  gemäß  §  lÜbU  Abs.  1  nicht 
naciikuQimt.  Insoweit  würden  mithin  die  oben  wiedeig^ebenen  Behauptungen 
dit  Beklagten  hi  der  Tat  ohne  Belang  sein.  Andt  für  die  Bemeasnag  der 
an  KMgerin  m  entrichtendsa  Beute  wilden  sie,  aoieni  nur  §§  1860,  1361 
des  BGB  zu  berücksichtigen  wären,  dine  Einfluß  sein,  da  die  Bestimmungen 
des  §  Vi^CA  Abs.  2  nicht  in  Frage  kommt  Für  den  rntorhult  der  Ehegatten 
trifft  jeduch  auch  KUl  Abs.  2  des  BUB  eine  Bestimmung,  die  dahin  ^'ebt, 
daß  der  zum  Unterhalte  ik-rechtigte  nur  den  uutdüiftigeu  Uatecbalt  verlangen 
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kann,  wenn  er  sich  gegf^n  den  Unt«rhaltspflic!it!gcn  einer  Verfehlnng  schnldig 
gemacht  hat,  die  diesen  berechtigen  würde,  ilim  zufolge  ß  233')  Abs.  1  des 
BGB  den  Pflichtteil  zu  entziehen.  Beklagter  wUrde  hiemach  der  Klägerin 
luujh  dentachem  Beohte  nur  den  notdflrftJgeu  ünteriult  eu  gewihren  haben, 
wenn  er  gemlfi  §§  1666  bis  1668  dtt  BOB  an!  Sehaidiiiig  klagen  läduite^ 
Auch  diese  Beetinunnng  würde  im  vorliegenden  Falle  in  Betracht  zu  zidM 
sein,  selbst  wenn  das  portugiesische  Recht  die  Scheidung  einer  Ehe  vom 
Bande  nicht  kennt  i  vgl.  Leske  und  Ln  tcenfeld .  Das  Eherecht  der 
europäischen  Staaten,  S.  403),  denn  es  kummt  nicht  in  Frage,  ub  Beklagter 
die  SdMddmg  elivirlnn  konnte»  eondom  ob  KUgerin  eidi  tfner  Teridding 
ecbiildig  gemnoht  bat»  die  ihfon  Anepnieb  gegen  den  Bddagten  naefa  dentedieiB  ^ 
Becbte  auf  den  notdürftigen  Unterhalt  beschränkt  und  das  muß,  wenn  Ober- 
haupt dentsrhes  Recht  zur  Anwendung  kommt,  berflrksichtigt  werden.  Das 
Berufungsgericht  würde  deshalb  in  diesem  Falle,  wenn  auch  die  angebliche 
Hautkrankheit  der  KJ^erin  anscheinend  ohne  jede  Bedeutung  fOr  den  vor* 
li^nden  KeobteiMt  iat^  daranf  einangeben  baben,  ob  der  Vorwarf  dee  Eh»* 
brocba,  den  Beklagten  unter  Beweis  gsstelli  hat,  der  Wabrbeit  entspricht 
Anm  erkun  gen : 

1)  Bezüglich  des  in  der  Überschrift  unter  1)  fommlierfcen  Sataes  vgU 
Ztsch  XI  95,  XII  466,  609,  Planck,  Kommentar  KU  Artt.  7—^1  EB  m. 
BGB,  Zi  tel  mann,  Internationales  Priratrecht  I  23ö,  227,  Neumaini , 
Jahrbuch  des  deutschen  Rechtes  U329E,  Niemeyer,  Jkts  des 
BGB  (1901),  S.  35ff. 

2i  Bezüglich  des  in  der  Überschrift  unter  2)  formulierten  Satzes  vtrl. 
(übereinstimmend)  Ztsch.  XII  612  and  Niemejier,  Das  LP.JR,  des  BGB, 
8.  84  IT.,  andererselte  Planck,  Komaumiar  m  Art  27  E&  «.  BGB. 

3)  Was  die  AblebBUiig  der  Anwendung  des  Art.  30  EG  z.  B^'i'  mgdit 
vgl  Ztsch.  XV  321.  Niemeyer. 

Artt.  23,  19  EG  z.  BGB.  —  Filraorgc  für  österrei<:hUche 
Kinder.  —  Streit  über  re1i{fiöse  Ersiehung. 

(AG  IN.  1.06;  liep.  1  Y.  l^i^l.  05  31.) 

Der  Zuschneider  Josef  Z.  ist  am  2.  2.  o6  in  Krincz  in  der  Nähe  von 
Frag  geboren  und  WAr  von  Gebart  öeteneicbiicjier  Üntertaa.  Er  TttUcft 
mgelUtr  Mitte  der  1880er  Jabre  seine  Heimat  nnd  hielt  licb  etwa  8  Jahre 

in  Chemnitz  in  Sadiaen  anf,  worauf  er  nach  Aachen  fl1)ersiedelte.  Dort  Mieb 

er  bis  zn  seinem  am  27.  10  02  erfolgten  Tode.  Eine  Naturalisation  als 
sächsischer  oder  preußischer  Untertan  hat  er  nicht  erlangt.  Am  4.  10.  92 
hat  er  mit  der  Hebeamme  Wilhelmine  M.  in  Aachen  standesamtlich  die 
Ehe  geeddoesen.  IMeee  ist  evangdledi,  wibrend  er  Itatboliseh  war.  Am 
6. 10.  92  sind  sie  evangdlscb  mit  einander  getraut  worden.  Ane  ibrer  Ehe 
aind  3  lebende  Kinder  vorhanden,  nämlich 

1.  Anna  Wilholmine  Luise,  geb.  am  4.  6.  93, 

2.  Karl  Josef  Theodor,  geb.  am  6.  6.  97, 

3.  Walter,  geb.  am  8. 10. 02. 
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Die  Kinder  lind  eiaiClieli  mit  ZoBttminmig  des  Vate»  eruigellieb  geteuft 

worden.  Die  älteste  Tochter  liftt  ungefähr  während  der  letzten  3  Jahre  vor 
dem  Tode  ihres  Vaters  die  evangelische  Schule  besucht  und  evangelischen 
Reli^onsnnt^rricht  genossen  :  das  geschieht  auch  jetzt  noi  l;  -  Den  nachdem 
Tode  seines  Vaters  eingeschulten  Karl  Z.  hat  die  Mattier  znm  katholischen 
BeUgfonnuiterricht  gescUdct,  den  er  noob  hetadit 

Dm  AO  m  Aachen  bat  im  Jalixe  1908  Uber  die  8  Geeobwister  Z.  («na 
Anlafi  eines  für  sie  vorzunehmenden  nnd  vormundschaftsgerichtlich  zu  ge- 
nehmigenden Rechtsgeschäfts'  eine  Vormundschaft  einp-leit*»t  nrif)  ihnen  die 
Mutter  als  Vormünderin  bestellt.  Außerdem  ist  ein  religiöser  Erziehungsstreit 
wegen  der  beiden  jüngeren  6öhne  entstanden.  Das  Presbyteriom  der  evan- 
geUadiMi  Gemeinde  m  Aacben  hat  hdm  Amtageridit  den-Antrag  an!  Bntp 
adbeidnng  daraber  geBteUti  in  welcbor  Religien  diese  beiden  Kinder  n  er- 
ziehen seien,  nnd  dabei  ausgeführt,  daß  österreichisches  Recht  anzuwenden 
sei,  nach  welchem  die  Kinder  bei  dem  vorliegenden  SaohTerhalt  evangeliMti 
erzogen  werden  müßten. 

Das  AG  bat  mdirere  AnikUnfte  über  das  ansnwendende  österreicUaebe 
Recht  ebigefordert  md  die  Mutter  wiederholt  gebSit. 

Diese  erklärte :  Ihr  Ehemann  habe  seit  langen  Jabrui  seine  katholische 
Religion  praktisch  nicht  mehr  ausgeübt;  er  sei  zwar  ab  nnd  zu  mit  den 
Kindern  in  eine  katholische  Kirche  ^gan^en,  aber  nicht,  um  durt  einem 
Gottesdienste  beizawolmen.  Eine  schriftliche  Vereinbarung  über  die  religiöse 
Erdehnng  d«  Kinder  bitten  sie  nicht  getroffau  Sie  habe  die  Überzeugung, 
d&B  ibr  Hann  mit  ihr  die  Yerdnbemng  getroHen  haben  wflrde,  die  Kinder 
evangelisch  za  eniebcilY  wenn  er  die  g^etdidien  BestimmungeTi  gekannt 
hätte  und  anf  deren  Tragweite  hingewiesen  worden  wäre.  Ihr  Mann  habe 
gewünscht,  daß  die  Kinder  evangelisch  erzogen  werden  sollten;  und  .sie  Brien 
auch  beide  immer  stillschweigend  darüber  einig  gewesen,  daß  sie  protestantisch 
werden  sollten.  Sie  habe  mit  seinem  Willen  mit  den  Kindern  den  evangelischen 
Gotteadienst  beauebt»  nnd  er  aelbat  habe  dies  aneb  getan.  —  Als  er  atsrbena« 
krank  im  Luisenhospital  gelegen  habe,  habe  er  den  ihm  angebotenen  Beiatand 
eines  katholischen  Geistlichen  abgelehnt  Daranfhin  sei  ihm  von  dem  zu- 
ständigen katholischen  Geistlichen  M.  das  katholische  Begräbnis  abgeschlagen 
worden.  —  ihren  Sohn  habe  sie  nicht  in  die  katholische  Schule  geschickt,  um 
Aber  «eine  Bdigion  jni  bestimmen;  sie  Uberlaaae  die  Bntacheldnng  bierftber 
dem  Gericht;  ea  wM»  geachehen,  was  das  Beebt  verlange. 

Das  kCt  bat  (als  Vormundschaft«gcricht)  durch  Beschluß  vom  21. 10. 06 
angeordnet,  daß  dier5P  beiden  Kinder  in  der  evangelischen  Religion  zu  erziehen 
sind.  Es  nimmt  an,  daß  sich  die  Bestiminiiiig  iler  Religion  der  Kinder  als 
Ausfloß  des  elterlichen  Erziehungärechts  niich  den  Peräunalstatuten  deä  Vaters, 
also  nach  ttsterreieblscbem  Recht  rldite ;  daß  eine  stUbrabweigende  Cbereinkonft 
der  Eltern  auf  Eraiebung  der  Kinder  in  der  erangellselien  Religion  Torliege 
und  dali  ein  solches  nach  diesem  Recht  genüge,  um  eine  entsprechende  reli- 
gi^ise  Ecziehaog  als  erforderlich  erscheinen  au  laaaen.  Das  Vorliegen  einer 
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derartigen  (  hcroiiilvinift  der  Eltern  hat  ans  der  Gesamtheit  der  fibfTpr- 
wähnt<en  ümstäniii"  uier  evangelischen  Tranang,  der  evangeliRThfii  Taufe  der 
Kinder,  der  evangelischen  £rziehiiog  der  dltesteo  Tochter,  der  Gleichgültigkeit 
Z.*8  gegen  die  katboUsdu»  Kirche)  in  VerUndiuig  mit  den  Angaben  der  Mutter 
entnommen. 

Gegen di^n  Beschlaß  hat  der  zuständige  katholische  Geistliche,  Obeipfuier 
Dt. /5.  7M  Aachen,  die  Beschwerde  vom  16.  11,  0.')  einjrdofrt  mit  dem  .\ntr3irp. 

1.  Hilter  Aufhel)uug  dieses  tieschlusaes  anzuordnen,  daü  die  beiden  ge- 
nannten Kinder  in  der  katholischen  Religion  zu  erziehen  sind; 

8.  die  VoUiklinng  dieaee  BeMfalniees  bia  ntr  feditokilltlgen  BntadiddnQg 
MiBEtteetaen. 

Znr  Begründung  der  Beschwerde  hat  er  ausgeführt :  Die  StMttMagehOt^- 
keit  des  verstorbenen  Z.  sei  hier  nicht  maßgebend  für  das  anzuwendende 
Recht:  vielmehr  kommp  es  auf  dtn  ersten  Ehewohnsitz  und  den  stLindiinn 
WuhusitK  der  itliiuicuie  di.  in  AACheu  au,  so  daß  preußisches  Recht  in  An- 
wendmig  in  bringen  sei.  Nacb  diesem  mttfiten  mhet  die  beiden  jfingitea, 
snr  Zelt  dee  Todes  des  Ynten  noch  nicht  sefanlpfllcbtigen  Oesehwiater  Z.  in 
dessen  katholischer  Religion  erzogen  werden.  Aber  auch  nach  österreichischem 
Rechtv  mösse  man  7n  dem  gleichen  Ergebnisse  gelangen,  denn  dieses  vcrlanp 
mehr  als  einen  blüs  siü Schweigenden  Vertrag,  dessen  Annahme  überdies  durch 
die  getroffenen  tatsächlichen  Feststellungen  nicht  gerechtfertigt  werde.  Es  sei 
aacb  alebt  bWO^sleblfgty  dn6  die  Mutter  selbst  ibien  Sohn  in  di»  kntheHiJie 
flehnle  gebracht  habe.  Die  beantragte  einstweilige  Anordnung  sei  geboten, 
vm  einen  mdirfachen  Wechsel  in  der  religiösen  Erziehung  &at  Kinder  md 
deieen  verwirrende  Wirkung  atif  ihr  Gemüt  7.n  verhüten. 

Das  LG  zu  Aachen  hat  durch  Beschluß  vom  23.  11.  05  diese  Beschwerde 
als  unbegründet  znrückgewieseu,  zugleich  aber  angeordnet,  daß  die  VoUsiAuig 
des  amtsgetiofatliöben  BesoUnsses  vom  21. 10. 05  bis  snr  leohtifcrtftigeo  Bnt- 
Bcbeidnng  der  Sache  auszusetzen  sei.  Es  tritt  dem  AG  darin  bei,  daA  Muf- 
reichiscbes  Recht  maßgebend  und  eine  Einigung  der  Eltern  zum  mindesten 
durch  stillschweigenden  Vertrag  dahin  erwiesen  sei.  daü  die  sämtlich'  r:  Kinder 
in  der  evangelischen  Religion  der  Mutter  erzogen  werden  sollten.  Außer  den 
vom  AG  hierfür  angegebenen  Umständen  verwertet  es  hierbei  noch  die  Tü- 
nche, daB  ihm  infolge  seines  Verhaltens  vor  seinem  Tode  «in  IrathoUsehet 
Iieiohsnbegängnis  nicht  zuteil  gewurden  sei.  wuraus  gefolgert  werden  müsse, 
daß  er  die  katholische  Keligiun  aufgegeVien  und  auch  ninht  gewollt  liMte,  dsA 
seine  Söhne  katholisch  erzogen  werden  sollten. 

Auf  die  katholische  Erziehong  des  Sohnes  hat  es  nach  den  von  der 
ICtttter  hierüber  abgegebenen  BzUirungen  kein  CFevioht  gelegt.  —  Die  Ani> 
settnng  der  Tollsiehang  des  amtegeriohtlichen  BescUnssss  hat  es  dnteh  Hin- 
weit auf  §  24  Abs.  3  R.  Fr.  G.  G.  gerechtfertigt 

Der  kathiilische  Oherpfarrer  Dr.  D.  hat  gegen  diesen  Beschluß  durch 
den  Rechtsanwalt  Justizrat  Dr.  l'.  zu  Aachen  die  weitere  Beschwerde  vom 
lU.  12.  ü5  eingelegt  mit  dem  Antrage, 
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anter  Aufhebang  der  YorbescIiIiiiiSf  dii  Eniduuig  der  beiden  Kinder 
in  der  katholischen  Reli^rion  anzuurdncn. 
Es  wird  daran  festgebalten,  daß  nur  das  preuüiscbe  Recht  maßgebend  sei^ 
d«0  der  gestellte  Antrag  aber  aooh  nach  ftitvieichiflchem  Recht  gerecht- 
fertigt aeL  Femer  wird  anageflUnt,  daft  die  Vorinetanaen  ans  dem  vor- 
liegenden Sachveilialt  zu  rnreclit  eine  Binigang  der  Elten  auf  Erziehung 
der  Kinder  in  der  evangelisi  lie»  Religion  entnommen  hätten,  und  insbesondere 
behauptet.  dalJ  es  nicht  richtig  sei,  daß  der  katholi'^^rhe  Geistliche  in  dem 
evangeiiacben  Luisenhospital  von  Z.  zurückgewiesen  wurden  sei,  während 
altodiogs  die  Beatallnng  dea  Inliiolkcben  Begräbainet  von  aeiten  der  Fran  Z. 
fflr  ttten  Maiin  abgeldmt  vraden  sei,  wie  der  Kaplan  Sdk.'P.  an  Aadien 
hestilti^en  werde.  Endlich  wird  ausgeführt,  daß  die  Annahme  des  LG,  daß 
Z.  seine  katholische  Religion  aufgegeben  habe.  Tinzn+r»  fferid  sei.  Die  Yer- 
^'eißemng  des  katholischen  Begräbnisses  sei  lediglich  eine  Dis^^ipUiurstiafe 
wegen  Nichtteilnahme  an  den  Sakramenten,  dorcb  welche  seine  Zugehörigkeit 
sor  katlKdisohen  Kirche  nicht  berfliirt  wecde. 

Die  weitere  Bewhwerde  iat  ralttaaiger  Waiae  (§§  67  No.  9, 63  R.Fr.G.0.} 
■nd  formgeiecht  eingelegt;  ea  war  ihr  auch  der  Erfolg  teilweise  nicht  zu 
versagen,  wennschon  aus  anderen,  als  den  in  ihr  geltend  gemachten  Gründen. 
Der  verstorbene  Ehemann  Z.  war  von  Uaus  aus  österreichischer  Untertan; 
er  ist  weder  als  äacbse  noch  als  Preuße  naturalisiert  worden,  hat  also  die 
dfltttache  Beiebaangehgrigtadt  aidit  erlangt.  (§§  2,  6  -8  dea  Ges.  tber  die 
Xrwerbnng  und  den  Verlnat  der  Bandet-  nnd  StaatsangehQrl^eit  vom 
1.  6  70.)  Es  ist  danach  anznnebmeiv  daß  er  die  österreidilaohe  Sta4ta- 
angehfWp:keit  behalten  hat.  (St  k  ^>  f  n  rauch,  Koynn^f-ntnr  zum  Österr. 
a.  b.  GB  No.  1  zu  §  132,  Bu  i  kha  rd.  System  des  üsterr.  Privat- 
rechtb  Bd.  II  §  41).  Selbst  wenn  er  aber  die  österreichische  Staatsangehörig- 
keit TCdotMi  haben  aoUte,  otaie  die  degtadiB  BeiehiaagBhItrigkctt  ra  eriangen» 
ao  wflrde  doch  iflr  die  hier  an  treffende  Entacbeidnng  sich  darana  nach 
Alt.  29  EG  zum  BGB  ein  Unterschied  nicht  ergeben ;  denn  in  diesem  Falle 
wflrde  er  alft  ,Hpimatlnser"  im  Sinne  der  letzteren  Vorschrift  in  den  hier 
fraglichen  rechtlichen  Beziehungen  (Art.  2'6,  dieses  Ges.)  nach  den  Ge- 
setzen desjenigen  Staates  zu  beurteilen  sein,  welchem  er  zuletzt  angehört 
bat^  10  daB  er  dann  ebatfaUi  als  wie  ein  Öiterreichw  Ipdiandelt  werden 
Brikflte.  Das  gilt  aber  gleichseitig  tftr  seine  Flunilienangebörigen,  deren 
Staatsangehörigkeit  sich  nach  der  seinigen  richtet,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
anf  den  Umstand,  daß  er  inzwischen  fjestorben  ist.  Nach  seiner  Staats- 
angehörigkeit regelt  sich  aber  nicht  allein  diejenige  seiner  Ehefrau,  sondern 
anch  die  seiner  Söhne,  um  (teren  religiöse  Erziehung  ea  flieh  hier  handelt. 
(Ygl.  S§  2  Na.  1, 8,  13  Nr.  &  R-Gea.  Tom  1. 8. 70,  Österr.  Hold,  vom  S8. 8. 38, 
I  28  Osterr.  a.  b.  GB.,  Stubenraueh  No.  II  A.  B.  an  9  88  a.  «.  0., 
Burkhard  a  a.  0.  S  -If»'- 

Wenn  ein  deutsches  Vormundschaftsgericlit  irgend  welche  Ftirsortre  für 
einen  Ansländer  oder  diesem  gleich  zu  behandelnden  Heimatlosen  übernehmen 
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will,  SU  hat  es  zon&dut  Dach  den  Gmnds&tzen  dei  Aitenwtiwaleii  PrivtA- 

rechts  im  EG  znm  BGB  zti  piilfen,   ob  überhanpt   die  dentschen 
Gerichte  hierfür  zuständig  sind.    Ist  die  Inlandszustündigkeit  zu  rer« 
Deinen,  so  fehlt  es  an  der  erforderlichen  Rechtsgrundlage  fflr  sein  Ein- 
schreiten.  Das  gilt  sowohl  für  den  Fall  des  Art.  23  Abs.  1  (EUnleitung  einer 
Vormiuidieluklt  oder  Pflegschaft),  als  Micli  dM  Ala.  2  cilMiidft  {Ämä&aiaag 
Torttnliger  MaBregda  dnich  ein  deateelieB  YwmnndedMrftigBriAt).  IHm 
Flfifdng  hat  aber  ancli  nodl  In  den  höheren  Instanzen  von  Amts  wegen  sn 
erfolprcn;  führt  sie  dort  zn  dem  Ergebnis,  daß  rli.  ZustritiiÜLrk-  if  der  deutschen 
Gerichte  zu  verneinen  ist.  so  nötigt  das  znr  Aufhebung  der  von  dem  Vor- 
mundschaft sgerichte  geiroßenen,   im  Wege  der  Beschwerde  angefochtenen 
Maßregeln.  Diese  aUgemcine  inländische  Gerichtszuständigkeit  hat  nämlich 
eine  ganz  andere  Bedeatong  ab  die  innentaatliche  Ortliehe  Zmtiadigbik 
dea  *iiwiMii«M^ff  VomnndaclialtageriditB.  Bn  den  die  leteteit  legdndeii  Noomi 
handelt  es  sich  allerdings  um  bloße  Ordnungsvorschriften  des  fonnelkn 
Rechts,  deren  Verletzung  die  betreffenden  Handlungen  d  s  Vormundschafts- 
gerichts nicht  rechtsunwirksam  macht    (§  7  R.  Fr.  ü.  ü.  K.  ü.  Jalirb  XXX 
S.  A.  6).    In  den  internationalen  Normen  über  die  inländische  üenchts- 
snständigkeit  des  Art  23  sind  dagegen  materleHrecbtUohe  BeetimmiuigM 
bringender  Nator  an  finden,  deren  Beaehtnng  und  DorehfOhrnng  ancb  da 
Oeziohten  der  Beednrarde  nnd  der  weiteren  Beeehwerde  ohüegt»  ^katMA 
üb  von  den  Beteiligten  eine  bezügliche  Rüge  exboben  worden  ist  oder  nicht 
Bs  ist  hierbei  davon  auszugehen,  daß  die  Fürsorgefälle  des  Art.  23  sich  als 
Ausnahmen  von  der  Regel  des  Natiunalilätsprinzips  darstellen,  von  welchem 
die  Vorschriften  des  internationalen  Privatrechts  im  EG  z.  BGB  bezügUd 
der  PersonaLitatuten  beherzscbt  werden,  sowie  daß  dieee  Ananabnen  iddii 
ausdehnend  ausgelegt  werden  dürfen. 

Waa  nniehst  die  Anwendbarkeit  des  Art  28  Abt.  1  anhettült,  m 
setzt  die  Einleitung  einer  Yormundschaft  Aber  die  Geschwister  Z.  (wie  sie 
tatsächlich  im  Jahre  1903  von  Seiten  des  AG  zu  Aachen  erfolgt  ist)  voraus, 
daß  erstens  Österreich  die  Fürsorge  f(ir  die  Kinder  nicht  übernimmt,  mid 
zweitens  diese  nach  österreichischen  Gesetzen  der  Fürsoi^e  bedürfen.  Das 
AO  hätte  denuMi^  annäehet  Ton  Amts  wegen  feetstellen  mflaaeo,  daß  der 
ftetoneidiiMihe  Staat  eine  FOtaorge  fOr  die  Kinder  nidit  MMtnimmt»  «he  n 
(immer  nnter  der  Voraaeeetinng  der  FürsorgebedOrftigkeit  der  Kinder  nach 
österreichischem  Rechte)  eine  Vormundschaft  über  sie  einleiten  dnrfte.  (KG 
Jahrb.  21  S.  A  218,  R.J.A.  4  S.  78,  OLG,  Rechtspr.  5  S.  443,  6  S. 'M 
Ztach.  XIII  177,  421,  XIV  77).    Es  hätte  sich  zu  diesem  Zwecke  mit  tlai 
zuständigen  österreichischen  Behörden  in  Verbindung  setzen  müssen,  vm  vi 
erfahren,  ob  In  Öetetreldi  eine  Voimnntejhalt  Angeleitet  werden  «olL  & 
ist  Jedodi  in  dieser  Besiehnng  niehte  geechdien ;  Tielmehr  haben  die  Viiv* 
Instanzen  diesem  Punkte,  soviel  erdcbtlich,  flberhaapt  keine  Beachtung  ge- 
schenkt.   Die  Einleitung  der  Vormundschaft  im  Jahre  1903  ist  d*'ui^'niä3 
zu  Unrecht  erfolgt,  ohne  daC  es  darauf  ankommt»  ob  die  obenecwätu"'' 
zweit«  Voraussetzung  vorliegt. 


Rechtopiechnng:  Dwtachiand. 


Bb  kann  sieb  aber  weiter  fragen,  ob  dieie  Vormiuidscbaft,  wfonachoti 
die  yomttsetniigen  fttr  ilixe  EiBtoitnng  nlelit  TorUagai,  doeh  bler  nm  dea- 
wükn  als  ni  Recht  beslAend  n  behandeln  iaty  weil  aie  fonnell  noch  besteht, 
and  ihre  Anfechtung  bishot  weder  in  diesem  noch  in  einem  anderen  Ver- 
fahren erfolgt  ist.  Darans  Itßnnte  dann  weiter  der  Schluß  gezopren  werden, 
dafi  die  reli£riö<?f  Erziehang  der  Geschwister  Z.,  als  in  den  Rahmen  dieser 
'VomondscbaiL  iailend,  so  lange  der  Zost&ndigkeit  der  deutschen  Gerichte 
«ntentehe,  ala  dieaa  materiell  nngereditfertigte,  aber  ftnflerlich  m  Bedit 
bMteiwnde  Tormnndacbaft  niebt  formdl  an^jdioben  worden  ist  Daa  iat 
der  Sta&dpmütt  dea  Ftoienaenata  des  KG  in  dem  Beschlüsse  vom 
86.  7.  04  (1  Y.  725.  04,  abgedruckt  in  Ztach.  XV  328).  Dieser  Auffassung 
ist  jedoch  nicht  beizutreten,  weil  ilir  die  oben  erörterte  zwingende  Natur 
jener  intemationalen  Zuständiirkcit.snnrmen  entffegünst<'ht.  welche  ^rnnd- 
8&tzlich  eine  ibncu  zuwideriauieude  iaiigkeit  der  lulaudischen  Vormund- 
icliaftsgeridite  nldit  geatalten.  Danadi  ieMt  äst  m  Unrecht  eingeleiteten 
Vonunndeehaft  jeder  Beehtaboden}  and  eie  ist  in  diesen  Yeifiliren  als  nicht 
existierend  zu  behandeln.  Eine  andere,  hier  nicht  zu  entsch^demto  Fjrage 
ist  die,  ob  eine  solche  Vormundschaft  auch  dann  als  rechtsunwirksam  anzu- 
sehen ist,  wenn  »'s  sich  um  dif  Gültigkeit  von  Rerhtsgcschäfrf'n  handelt, 
welche  der  in  ihr  best^^llt«  \  urmund  für  die  Mündel  dritten  reisoMca  oder 
anderen  Behörden  gegenüber  vornimmt.  Auf  jeden  Fall  aber  kauu  eine 
iolehe  nnsnlissige  Yoimnndsclialt  nidit  als  eine  dem  Art  S0  entspxeeliende 
Bechtsgrondlage  fflr  die  im  TornrnndsehaftsgeriditUclien  VeiMiren  sdbst 
anxnordnenden  oder  zu  bestätigenden  Fiirsorgemaßregeln  dienen,  denn  die 
Vormundschaftsgerichte  aller  Instanzen  sin  !  br  i  der  Entwicklung  ihrer  fUr- 
sorgendcn  Tätigkeit  für  Aasländer  schlechthin  an  die  internationalen  Zn- 
ständigkeitsnonnen  gebunden.  Hieroadi  kann  die  Zuständigkeit  des  A(r 
zu  Aachen  für  die  Entscheidung  des  vorliegenden  religiösen  Erziehungästieits 
«OS  der  inflerllchen  Bxistens  jener  Vonnnndaebaft  nicht  hergeleitet  wwden. 

Was  sodann  die  Anwendbarkeit  des  Abs.  8  des  Art  S3  anf  den  vor- 
liegenden Fall  anbetrifft,  so  st^-ht  der  HeransielmDg  dieser  Vorschrift  der 
Umstand  nicht  entgegen,  daß  die  Vorinstanzen  nngenscheinlich  gar  nicht  die 
Absicht  hatten,  hier  nur  eine  „vorläuiige  Maßregel'  zu  treffen,  sondern  durch 
die  Aiiuidnang  der  Erziehung  der  Gebrüder  Z.  in  der  evangelischen  Religion 
eine  endgültige  Entscheidung  erlassen  wollten.  Für  dea  Fall  nämlich,  daiJ 
eine  saeblioh  gerechtfertigte,  unter  die  Znstftndigkeit  dieser  Yorachrttt  fallende 
Ibfinfsl  Yorliegen  sollte,  wOrde  es  keinem  Bedenken  nnterU^poi,  sie  als 
,vorlftvfige*  aufrecht  zu  erhalten.  Indes  bietet  hier  auch  Art.  28  Abs.  2 
keine  ausreichende  Grundlage  für  die  Zuständigkeit  der  deutschm  Vornmnd- 
scbaftsgerichte.  Nacii  dieser  Vorschrift  ist  hierfür  ala  erforderlich  zu  erachten 
einmal,  daß  eine  Vormundi^chaft  uder  i'llegi>chaft  noch  nicht  angeordnet  ist, 
and  dann,  daß  ein  Bedürfnis  für  die  Erlassung  einer  vorläufigen  Anord- 
nung vorliegt  Letateres  ist  swar  im  Oesetse  nicht  ansdrUcklieli  hervor^ 
gehohoi;  es  ergibt  dcb  aber  ans  dem  Wesen  der  «vorliofigen  Uaflregel",  welche 
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der  Nntnr  der  Sache  nach  nur  dann  gerecht  fertigt  erscheint,  wenn  die  ordent- 
liiho  .nd gültige  Maßregel  der  an  sich  zustünditren  anslilndischrn  Behörde  zu 
spül  kuuiinen  würde.  Nur  wenn  dies  zutrifft,  alsu  Gefahr  im  VirzuL'c  i<t 
kann  eü  alü  zulässig  angesehen  werden,  der  Fürsorge  der  letzteren  für  iLrt 
StaatsaDgeharigcn  (oder  die  dieaeii  atuiirechneiideii  HeimatloMn)  vvnnignIfeB. 
(Vgl.  Planck,  Anm.  3  m  Art.  28,  Niedner ,  Aiim.  6  ebenda.)  Ob  du 
solcher  BedUrfnisfall  Torliegt,  and  welche  i^raßrep:eln  Toriinfig  m  treffen  sind 
ist  Sache  des  richterlichen  Ermessens  im  Einzelfalle,  welches  Tinr  durrli  Abs.  1 
des  Art.  23  dahin  eingeschränkt  ist.  daß  die  F^inleitniiL'  vhwr  '?]h-g^f}v\\x  oder 
Vormundschaft  nicht  als  .vorliuilitrc  Maßregel"  erlul^'en  kann.  Hierbei  wird 
man  in  erster  Linie  prüfen  müssen,  ub  dasjenige  Rechtsverhältnis,  bezüglich 
desMO  dne  TorUiifige  Anordnung  ergehen  soll,  seiner  Beicbafletthelt  uaA 
flberfaanpt  eine  vorUtaifige  B^telnng  yertri^t,  und  fflr  den  Fall  der  Bejaboag 
dieser  Frage  ferner  aerglUtig  abarawä^en  haben,  ob  das  Bedürfnis  seiner 
alsbaldigen  Hegeliinu  ein  so  drinsfeTuIes  ist.  daß  die  Gefahr  einer  späteren 
entgegengesetzten  .\nurdnnn^  der  ausländischen  Behörden  als  das  kleinere 
Übel  erscheint  und  deshalb  mit  in  Kauf  zu  nehmen  ist;  denn  man  wird 
regelmäßig  {<6o  lange  nicht  eine  entgegengesetzt«  Praxis  feststeht)  mit  der 
nabeliegenden  Möglichkeit  redinen  mllesen,  daB  der  fremde  Staat  die  Ftisoige 
für  seine  StaatsangdiOrigen  (oder  frOberen  Staataaagebörlgen)  selbst  ttt«^ 
nimmt,  und  daß  dann  seine  Behörden  die  diesseitigoi  Anordnungen  dner 
Kachpriiftinp:  nnd  Abiindernn^  unterziehen  werden. 

Eine  Prüfung  des  vorli»"g«  T)den  Falles  unter  diesen  Gesichtspunkten  muß 
aber  dazu  führen,  die  Anurdiiung  .vcjrliiutiger  MaUregeln*  in  bezug  atif  das 
fragliche  Rechtsverhäliiiib  für  untunlich  zu  erachten.  Zunächst  ist  die  religiöse 
Ersiehung  eines  Kindes  Huer  Natu  nach  recht  wenig  geeignet,  einer  Um 
Tori&nllgra  Regelung  nntmogen  xa  iverden;  denn  bei  jedem  Weelüd  in 
dieser  Erziehung  liegt  die  atlergrOBte  Gefahr  vor,  daß  er  iwwirrend  und 
schiidigend  auf  sein  Gemüt  wirkt.   Es  muß  also  im  Interesse  des  Kindes  mit 
der  peinlichsten  Sorgfalt  vermieden  \v(>rdi  n,  daß  ein  wiederholter  Wechsel 
veranlaßt  wird.    Wenn  also  damit  zu  rechnen  ist,  daß  der  fremde  Staat  di« 
Fürsorge  übernehmen  wird,  und  daß  seine  Behörden  eine  abweichende  An» 
Ordnung  treffen  könnte,  so  wird  es  sich  regelmftflig  empfehlen«  daß  dw 
inllbidlscbe  Vonunndschaftsgericht  sich  einer  YorlEnfigen  Bntscbeidnng  Ulwr 
die  religiöse  Erziehung  enthält  und  es  stillschweigend  bei  der  bisherigen  Er- 
ziehung beläßt;  denn  darin  liegt  die  geringere  Gefahr  für  das  geistige  Wohl 
des  Kindes.    Es  soll  damit  allerdings  nicht  ausgeschlossen  werden,  daß  es 
doch  besonders  geartete  Verhältnisse  geben  kann,  unter  welchen  ausnahms* 
weise  ein  Eingreifen  des  inländischen  Vormundschaftsgerichts  zwedts  fW^ 
IftnAger  Regelung  der  religidara  Bniehung  aaslSttdiseber  Kinder  gweddJirtigt 
ist  Bs  mnfi  sidi  jedoch  abidann  immer  nm  fWe  Ton  besonders  dringlidNr 
Art  handeln ;  und  auch  dann  wird  sich  ein  Einschreiten  nur  empfehlen,  wenn 
die  Sachlage  eine  klare,  zweifelsfreic  ist.  und  mit  einer  gewissen  Wahrschein- 
lichkeit auch  eine  zustimmende  Entschoidung  der  später  mit  der  Sache  be- 
faßten ausländischen  Behörden  gerechnet  werden  kann. 
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Bin  derartiger  liiiiiglicber  Fkll  liegt  aber  hi(>r  offenbar  nicht  vor.  Die 
«▼angeliscbe  Uatter  ftebt  in  besag  auf  die  rellgitee  Snsiehang  ihrer  Kinder 
aach  nielit  im  altormindesten  anf  einem  einseitigen  Standpunkt.  Obwohl  ihre 

älteste  Tochter  evangelisch  erlogen  wird,  schickt  sie  ihren  achtjährigen  Sohn 
in  dio  katholisfhe  Schule,  weil  sein  Vater  katholisch  war  Sic  will  die  Ent- 
scheidung über  die  religiöse  Erziuliung  dem  Gericht  übt^rlabsen;  es  soii  ge- 
schehen, was  das  Hecht  verlangt.  Dazu  kommt,  daU  beide  Knaben  noch 
recht  jugendlich  sind;  der  jflngere  ist  sogar  erat  8  Jahre  alt»  so  da0  bei  Ihm 
von  einer  aDSgepraij;tcn  religiösen  Erziehung  vorläufig  überhaupt  keine  Rede 
sein  kann.  Es  ist  also  hier  offenbar  keine  Gefahr  im  Vt  rzu^^e.  Dazu  kommt, 
daii  nach  österreichischem  Recht  die  Streitigkeiten  über  die  rclifriösc  Er- 
ziebong  der  Kiiuier  nicht  von  den  üerichten,  sondern  von  den  politischen 
Behörden  zu  entedieidan  sind  ($  140  Osterr.  a.  b.  OB,  Stuie»raueh, 
Asm.  2  dam;  Nowaek,  JSwtecA.  d.  K.  K,  ober^tm  OeHcMslUfB  As  ZMl' 
Sachen  III  No.  21ö  VII  43  und  E.  vom  9.  8.  92  Z.  2«öl;  Link»,  Bechtspr. 
des  K.  K.  obi'i  sh'/i  Gct  icJitshofs  Xo.  2t>42'i.  Diese  Uelnirden  werden  aber 
möglidiervveis(>  ihre  Entscheidung  nach  Zweckmäliigkeitärücksichten  treffen; 
ihre  Praxis  ist  lüer  unbekannt;  die  von  ihnen  zu  erwartende  Entscheidung 
ersehet  daher  mdb  Lage  dar  Sadie  als  TöUig  ungewiA.  üufter  diesen  Um- 
ständen wttrde  die  Anordnang  vorlSnllger  MaSregebi  über  die  religiöse  Bc^ 
Ziehung  der  beiden  Gcbrdder  Z.  deren  Interesse  zuwiderlaufen;  sie  erscheint 
hiernaih  unstatthaft.  Das  nötigt  aber  znr  Verneinung  der  Inlandszuständig- 
keir  auch  aus  Art.  23  Ahs  9  und  somit  zur  Anfhehnng  der  ancrefochtenen 
Bt!ächiiisse  des  AG  und  LCi  über  die  Erziehung  der  Gebrüder  Z.  in  der 
evangellsdieD  Religion.  Demgemäß  war  der  Torlicgenden  weiteren  Beschwwde 
com  Teil  stattsugehen. 

Der  weiter*;eh(nde  AJitrag  des  Beschwerdefflhrers  auf  Anordnung  der 
katholischen  Erziehung  der  genannten  Kinder  war  aber  elH-nfalls  abzulehnen, 
weil  die  inlHndisrhen  (lerieht«  aus  den  erörterten  Gründen  auch  zu  dieser 
Anordnung  nicht  berechtigt  sind. 

Za  dner  Anfbebnng  der  Im  Jahre  1903  ummlisslgerweise  eingeleiteten 
YormoBdschi^  ttb»  die  drei  Oeschwlster  Z,  war  das  Gericht  der  weiteren 
Beschwerde  nicht  befogt,  da  die  Sache  deswegen  nidü  n  seiner  Entscheidung 
geljrarht  ist.  Dagegen  wird  das  AG  zu  Aachen  nunmehr  sclilenni<:st  von 
Amts  wegen  dahin  zu  wirken  haben,  daß  der  jetzig  i^i  tzwidrige  Zustand 
beseitigt  wird.  Es  wird  sich  deshalb  mit  den  zuständigen  österreichischen 
Behörden  in  Verblndong  setien  mflssen,  um  iestarastellen,  ob  die  FOrsorge 
fttr  die  drei  Geschwister  Z,  Ton  seitoi  Österrdchs  ttberaommen  wird.  FOr 
den  Fall,  daß  letzteres  nicht  erfolgt,  bedarf  es  zur  Einleitung  der  Vormund- 
schaft im  Inlande  noch  der  Feststellung,  daß  diese  Kinder  nach  österreichisrhem 
Recht«  der  Fürsorge  bedürfen  (vgl.  189,  198  österr.  a.  b.  GB);  denn  durch 
die  Ablehnung  dieser  Übernahme  wird  natürlich  an  der  Staatsangehörigkeit 
vnd  dem  Petsonalstatat  der  Beteiligten  nichts  geändert.  Es  wird  also,  falls 
die  YormnBdsehaft  hier  bleiben  sollte,  anch  ttber  die  religiöse  Erdehong  der 
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Kinder  Tom  btesigmi  YoniHindscIwftBgeiiclite  nach  diterreichischem  Bidit  n 
entscheiden  sein  (Art  19  BG  BOB). 

Anm.:  Über  die  Handhabung  des  Art.  23  EG  z.  BGB  v^l  Ztsch.  X67, 
164,  220,  a02,  490,  XI  81,  &04S.,  XIII  177,  420,  2UV  77,  401.  Bed. 

Beligiäse  Kindererztehung.   Zeitliches  Verhältnis  der 

Kollisionsnormen, 

(Ka  23. 11,;  Sep,  1  T  1214/06/19,) 

Qrflnde. 

Der  Tapt'zicrtr  Karl  P,  yrRT  der  Sohn  des  Tapesierers  Theodor  P. 
ZQ  Hildesheim  und  mach  den  vom  TJ  i  zu  Hildesheim  getroffenen  Feststellungen^ 
preußischer  {niiht  etwa  braunscliw  eigisrher^  Staatsantrehorij/er.  Er  war 
katholisch  und  hat  sich  am  22.  4.  97  mit  der  evangelisch-lutherischen  Anna 
geb.  Jf.  Toheiiatet.  Ihren  ersten  Wohnsits  nadi  der  Verhdratimg  hatten 
sie  in  Brannsehwelg.  Im  Jahre  1900  Tenogen  sie  nadi  Hüdeshelm;  dort 
starb  der  Bhemann  P,  am  9. 6. 05.  Ans  ihior  Bhe  sind  swei  TOchter  Tor- 
handen: 

Emma,  geb.  am  13.  G.  97, 
AmuüieM,  geb.  am  26.  7.  04, 
nnd  «war  die  erste  Ui  Brannschweig,  die  sweite  in  Hildeahehn.  Der  Ebemana 
P.  Iiat  (nadi  den  vom  A6  an  Hildeahdm  getroffemm  FtotateHnngcn)  am 
4.  8.  97,  nach  der  Geburt  seines  ältesten  Kindes  und  vor  dessen  Taufe,  im 
Stadtbaase  zu  Braunschweig  vor  dem  Stadtmagistrat  die  schriftliche  Erklärung 
abgegeben,  daß  er  seine  Kinder  in  der  lutherischen  Religion  seiner  Eheiraa 
erziehen  lassen  wolle  ;  dementsprechend  hat  er  danii  auch  das  älteste  Kind 
in  der  Intherischen  Katharinenkircbe  ca  Braiauschweig  taufen  lassen.  Dies 
Kind  besncht  Jetat  die  evangelische  YoUcssdinle  an  Hildeshdmy  nnd  xwar 
seit  mindestens  einem  Jahre. 

Unter  dem  13.  7.  05  hat  der  katholische  Dechant  G.,  Pastor  zum  heiligen 
Kreuze  zu  Hildesheim,  dessen  Pfarrgemeinde  der  verstorbene  Ehemann  P. 
zugehörte,  beim  Kgl.  AG  zu  Hildesheim  den  Antrag  auf  eine  vi/rniundjichaits- 
gericbtliche  Anordnung  gestellt,  daß  die  Emma  P.  in  der  katholischen  Re- 
ligion enogen  nnd  der  katholischen  Yolksschnle  angeführt  wird.  Br  pachtete 
die  Erktftmng  vom  4. 8. 97  für  nnbeachtUdi,  da  hier  die  haonoTersche  Ve^ 
Ordnung  vom  31.  7. 26  maflgebend  sei,  nach  weicher  eine  solche  Erklärung 
vor  dem  AG  abgegeben  werden  müsse,  und  behauptete  außerdem,  daB  P  dfra 
katholischen  Pastor  H.  gegenüber  später  die  Erklärung  abiyres?'  l>en  habe,  daß 
seine  Kinder  katholisch  irzoiren  werden  sollten,  wodurch  jene  Erklärung, 
wennschon  formlos,  so  doch  gültig  widerrufen  sei.  Die  Mutter  widerspracli 
dem  mit  der  Angabe,  dafi  ihr  Hann  ihr  nie  etwas  davon  mitgetdlt  habe,  diH 
er  in  die  InthoUscbe  Enidiuag  des  Kindes  gewilligt  habe. 

Das  AG  vernahm  den  Pastor  H,  am  17.  8.  05  uncidlich.  Br  bdnoidete: 
Er  liabe  dem  Tapezierer  Karl  F,  auf  seinen  Wunsch  am  Tage  vor  sejnen 
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Tode  die  Sterbesakrauiont«  gercidit,  nachdem  dieser  ihm  vorher  erklärt  Jiftbe, 
daß  er  scltit-  Kimkr  katholisch  erzitlien  wolle,  und  seine  Uteste  Tochter  TOn 
Michaelis  ab  in  die  katholische  Schale  schicken  werde. 

Demnächst  bat  das  AG  durch  Beschluä  vom  2.  9.  Oö  die  Erziehung 
der  Mmma  P.  In  der  httlmdMto  Kealeiiieii  ugeoRhwt.  Bt  geht  daron 
aoe,  daß  hier  bcanincliweigifchet  Bedit  snr  Anwendiuv  su  hringeii  ed,  wdl 
der  Verstorbene  seinen  ersten  Wohnsitz  nach  der  Eheeeldießung  in  Brami- 
schweifi:  gehabt  habe,  und  daß  nach  diesom  die  Emmn  P.  Intherisch  zu  er- 
ziehen sei.  Das  brauDbchweigische  (iesetz  vom  iü.  <i7  über  die  Ordnnni; 
der  kirchlichen  Verhältnis  der  Katholiken  {Gesetz-  und  Veroränunys- 
»ammiung  1867  No.  82)  beeUnunt  nSinlldi  in  §  6: 

»Die  ans  einer  gemisoliten  Bhe  henroq[ehend«i  Kinder  sollen  ohne  Unter* 
schied  des  Geschlechts,  es  sei  der  Vater  cvangeliioh  and  die  Mutter  IcathoUsdh 
oder  nmgeki'lirt,  in  der  Küiifes.sioii  des  Vatfr';  erzoip^pn  wprdpn  :  es  sei  denn, 
daß  der  Vater  nacli  der  (ieburt  des  ersten  Kindes  und  vor  der  Taufe  desselben 
in  den  Städten  vor  dem  Btadtmagistrate,  in  den  Landgemeinden 
TOT  der  hetrellenden  henoglidien  KreisdirebÜuo  die  abweichende  Er* 
Iclftrnng  abgegeben  bitte,  dafi  s&mtliehe  Kinder  ans  solcher 
Ehe  in  der  Konression  der  Mutter  erzogen  werden  sollen. 

Auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  sind  Kinder  ans  einer  gemischten  Ehe 
ia  der  Konfe53sion  desselben  zu  erriehcn.  und  die  ilinen  bestellten  Vormünder 
verpflichtet,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  bulche»  geschehe. 

Alle  etwaigen  den  Vorschriften  dieses  $  6  sawidiiriaiilende  ror  oder 
wUirend  der  Ehe  gemachten  Vertrige,  aasgestellten  Reverse  oder  sonstigen 
Versprechungen,  lie  seien  gegeben,  wem  sie  wollen,  sollen  nnverblndlioh  nnd 
nichtig  .sein." 

Eine  Erklärnn}f  des  Vaters  im  binne  dieses  Gesetzes  hat  das  AG  für 
vorliegend  und  demgemäß  seine  Entscheidung  für  gerechtfertigt  erachtet. 

Gegen  diesen  BeschlnB  hat  der  Dechant  0.  die  Besdiwerde  vom  18. 9.  (fö 
eingelegt.  Er  wiederhotte  seine  Imheren  An-  and  Ansfübningen  und  erkl&rte 
die  Bestimmungen  dt  r  liannoverschen  Verordnung  vom  81.  7.  26  fttr  swln- 
gender  Natur,  da  sie  dem  r»ffentlichen  Recht  angehörten 

Das  LG  zu  Hildesheim  hat  durch  Beschluß  vom  14.10.05  den  amts- 
gericbtUcheu  Beschluß  aufgehoben  und  angeordnet,  daß  die  Emma  P.  in  der 
katholischen  Konfession  sn  ersiehen  ist.  Bs  begründete  diese  Enteeheldang 
dahin:  Es  sd  Uer  lediglich  die  hannoyersche  Verordnung  vom  31.  7.  2G 
maßgebend.  Sie  gehöre  zwar  nicht  dem  öffentlichen  Rechte  an,  weil  sie  das 
dem  Vater  znsft-hende  Erziehunpsrccht,  also  ein  l'rivatrerht  betreffe,  nie  gelte 
aber  für  alle  in  seinem  räumlichen  Gebiete,  dem  vormaligen  Königreiche 
Haunovcr,  wohnhaften  Personen  (mit  Ausnahme  allein  derjenigen,  welche  nicht 
prenBisehe  Staatsangehörige  seien),  nnd  swar  (wie  ans  ihren  §S  1  nnd  8  her- 
vorgehe) mit  Swingend  er  Kraft.  Hit  der  VerlegunL'  s(in**s  Wohnsitses 
nach  Hannover  seitens  des  versorbenen  P.  sei  di»  sc  Verordnurm  in  .Abweichung 
von  den  für  das  eheliche  Gaterrecht  geltenden  Grundsätzen)  lUr  die  religiöse 
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Erziehnn?  seiner  Kinder  in  der  Weise  in  Geltun«?  getreten,  daß  diese  in  der 
katliulischeu  Religiuii  des  Vuterb  zu  erzielieu  seiei),  »ufern  nicht  einer  der 
AnanaliineMe  ihres  $  6  vorliege.  Da»  «ei  aber  nicht  der  Fall;  dem  die 
ErklftiQiig  des  Vaters  vor  dem  Stadtmagistrate  in  Brannaehwwg  kSnne  die 

von  der  Verordnung  verlangttfi  Erklärung  „bei  seinem  zuständigen  persön- 
lichen Gerichte"  nicht  ersetzen;  und  die  Emma  P.,  welche  beim  Tode  dt-s 
Vaters  (9.  6.  05)  noch  nicht  acht  Jahre  alt  gewesen,  sei  hei  fless<'n  Lebzeiten 
noch  nicht  in  den  entscheiilenden  01aui)eniälehnn  unterrichtet  worden,  b&be 
vielmelu-  nur  dcu  ullgcmeinen  Eleuieutarunterricht  erhalten. 

Gegen  diesen  BeichluS  hat  die  Witwe  Anuia  P.  geb.  M,  dnreii  den 
Rechtsanwalt  Jnstixrat  Jf.  xu  ffildeeheim.  die  weitere  Beadiwerde  vom 
2n  10.05  eingelegt,  in  welcher  die  WiederherstcUling  des  amtsi?erirhth\  hea 
Beschlusses  beantra<rt  wird.    Es  wird  ausgeführt:    Die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  sei  im  cr.stt  n  Ehewohnsitz  des  Vaters  in  einer  dem  dort  gelten  Jen 
Rechte  entsprechenden  Weise  tiültig  LfereKclt.    Die.se  Regelung  könne  ihre 
Rechtswirkbaiakeit  durch  Verlegung  deä  Wohuäitzeä  nicht  uachträgiich  vcr- 
lierHi.  Eine  Änderung  dw  WIUenBmeinitng  des  Vaters  lei  nicht  eisichtlidi : 
vielmehr  habe  er  selbst  vor  seinem  Tode  die  Eniebnng  seiner  ältesten  Tochter 
im  lutherischen  Glaubensbekenntnisse  eingeleitet.    Auf  jeden  Fall  sei  die 
^persönlich  ziistäiuli^re  Bohünlc"  im  Sinne  des  §  b  der  hannnversrhen  Yer- 
ordnnnt;  für  K(trl  P.  zur  Zeit  der  Abgabe  der  fraglichen  Erklärung;  der 
Stadtmag iätrat  zu  Hruuiis(  liwei;.'  gewesen,  wy  dieser  damals  seinen  Wohnsitz 
gehabt  habe.  Kur  diese  Auslegung  spreche  auch  noch  der  ümstand,  daß  nach 
der  Vmrdnnng  des  Prinx-Regentmi  Ckorg  vom  28.  4.  16  Aber  die  Qericbt«- 
ttellen  im  Fitrstentnm  HUdesheim  im  Jahre  1836  der  Uagistrat  an  Hildeabeim 
das  zustündige  persönliche  Gericht  gewesen  sei. 

Die  weitere  Beschwerde  der  Witwe  P.  ist  zulässiger  Weise  und  fonn- 
gcrecht  eingelegt;  auch  war  ihr  der  Erfolg  nicht  zu  versagen,  weil  sie  saeh- 
lich  begründet  ist.  Zu  di  ti  Vorsclirifteii.  durch  welche  da.s  lieehtsverbaltnis 
zwischen  Eltern  und  Kindern  geregelt  wird,  sind  auch  diejenigen  gesetzlicbea 
Bestimmttngen  an  rechnen,  nach  welchen  sich  die  reli^dse  Bniebong  und  die 
Znl&ssigkeit  ihrer  Begelting  dnteh  Becfatsakte  richtet 

Die  letzteren  Vorschriften  gehören  daher  mit  den  ersteren  zu  den  so* 
genannten  Personalstatuten,  so  daß  die  für  die  geltenden  Zuständigkeitsnormen 
des  internationalen  Privatrechts  auch  bei  ihnen  maßgebend  sind  Dieses 
Recht  hat  durch  Art.  7  bis  31  EG  z.  BGJ^  eine  neue,  weuuschua  nicht  er- 
schöpfende Regelung  erhalten.  Es  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  ob  diese 
ZoständigkeitSTorschriften  sidk  anch  anf  das  Verhältnis  der  Qesetae  mehreNr 
dentseher  Staaten  nnteietnander  besiidien  oder  ledlgUeh  auf  das  VerhÜtais 
dt  r  d(  utschen  Reidugesetie  an  außcrdcutschcn  Normen;  sowie,  ob  sie  auch 
solche  Materien  ergreifen,  deren  Regelung  den  Landesgesetz-en  vorbehalten 
geblieben  ist  (vgl  Planck,  M.  Aull.  VI  20  No.  5,  6  vor  Artt.  7—31,  Stau- 
dingcr,  2.  Aull.  VI  20,  25  Vorbem.  zu  Artt.  7—31,  Zitelmann,  Zum 
Grenzalreit  ziolschen  Jieichs-  uiul  Landesrecht  1U02  S.  57  ß.),  denn  von 
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den  dofch  diese  OeaetsesTorschiifteii  «ingetvetanen  Rechtsändeningen  werden 
die  hier  zu  entscheidenden  Streitfragen  luich  Lage  der  Sache  nicht  beeinflaOt. 

Nach  gemeinoTii  Recht  (wie  auch  nach  preußischem  Landrecht'i  fjalt  für 
Personalstatuten  itn  allgemeinen  das  T e  r  r  i  t  u  r  i  a  1  i  t  ä  t  s  p  r  i  ii  z  i  p .  nivcb 
welchem  es  nicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Beteiligten,  sondern  auf 
ihreii  Wohnsiti  ankam. 

An  seiiie  Stelle  ist  jetit  auf  dem  Gebiete  des  PenSnlieblceitsieehtes  das 
N  »tionalitfttapriniip  getreten,  nach  wdchem  fflr  solche  penttnliche 
Angelegenheiten  die  Staatsangehörigkeit  maßgebend  Ist.  Eine  rück- 
wirkende Kraft  anf  diejenigen  Rrrhtsvorhriltnissc,  wolche  vor  dem  Inkraft- 
treten des  BGR  ihre  feste  Regelang  nach  früliereui  Rt(  lit»'  erhalten  haben, 
iat  jedoch  dtu  betreflenden  Vorschriften  des  internationalen  Privatrechts 
nirgends  beigelegt;  es  greift  also  in  dieser  Besiehnng  lediglich  Art  1  SO  s. 
BGB  Fiats.  Nach  diesen  altgerndnos  Ornndsttsen  ist  fOr  die  Persoiialstataten 
der  Familie  des  Karl  P.,  insbesondere  die  leligittie  Bniehnng  seiner  Kinder, 
für  die  Zeit  von  seiner  Verheiratung  im  Jahre  1897  bis  zum 
Hl.  12.  99  (auf  (Iruiid  des  TerritorialprinTiip«?  des  gemeinen  Rechlsi  sein 
Wohnsitz,  nirht  aber  st  ine  Staatsangehörigkeit  maßgebend  gewesen;  also,  da 
er  diesen  damals  in  Hraunscbweig  hatte,  braunschweigisches  Recht. 
CHdchieitig  bestimmt  aber  §  13  des  obsnerwilinlmi  brannsdiweiglschen  Qe- 
setaes  im  Einklang  damit: 

«Haben  Shetente  gemisohter  Beligitm  snr  Zeit  ihrer  Nieder- 
lassung im  hiesigen  Lande  keine  Kinder,  so  sind  die  ans  der  Rhe 
später  hcrrorgehenden  Jünder  nach  den  im  §  6  gegebnen  Regeln  sa  be- 
handeln", 

ISO  daü  iür  jene  Zeit  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  jedenfalls 
br&ttnschweigisehes  Beeht  ananwenden  war.  —  Für  die  Zeit  srit  d«n 
im  Jahre  189(1  erfolgten  0msoge  der  Familie  P.  nach  Hildeshelm  war  aber 
ebenso  zweifelsfrei  prendiich-hannttTersches  Recht  annwendenr  da  Karl  P, 

von  da  ab  dort  nicht  allein  seimm  W o h  n  s  i  t z  hatte,  sondern  aaeh  prenBi- 
•^'•ber  Staat8aTiirohöri*j:or  war.  Nach  alledem  komuit  der  erwähnte  f'her- 
gang  vom  Territorialitiits-  zum  Nationalitätaprinzip  für  die  hier  fraglichen 
Rechtsverhüitnisse  nicht  weiter  in  Betracht. 

Die  anscheinend  Tom  AQ  (in  Überefnstimmnng  mit  Schmidt^  Kon- 
fession der  Jünder  8.  450)  Tertretene  Aaffassnig,  dafi  für  die  betreffenden 
Reditsverhältnisse  (in  Überetnetimmang  mit  den  entsprechenden  Gmndsitsen 
des  ehelichen  Oüterrechts)  aoch  nach  dem  Umzüge  der  Familie  P.  nach 
Uildesheim  das  Recht  ihres  ersten  Ehewohtisit/os  als  solches  fortdauernd 
in  Geltung:  £?eblieben  sei,  ist  zurfi(  kzuweisen.  Diese  Grundsätze  sind  für  die 
Kecbtsverfaältnissc  der  Klteru  2U  den  Kindern,  und  auch  der  Eheleute  unter- 
etoander  niemals  allgemein  gültig  gewesen ;  vielmehr  hatten  und  haben  sie 
anf  dem  Gebiete  der  Personalstataten  einen  ansnahmsweisen  Charakter,  gans 
abgesehen  davon,  daß  sie  fttr  das  gemeine  Recht  nicht  nnbestiitt<m  waren 
(vgl.  Dernhurg,  Pandekten  I  9  46  S.  103,  Windeehetd^  Pandekten 
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7.  Aufl.  I  83  §  36  Anm.  11,  Dernburg.  Pieuß.  Privairecht  III  §  4 
S.  12).  Atulererscits  ist  auch  der  Auffassung  entgegen  zu  treten,  daß  un- 
mittelbar durch  die  Verlefning  des  Wohnsitzes  aus  einem  Recbtsjrpbif»t^  in  dm 
andere  bereits  entstandeue  und  eudgültig  geregelte  Hecht4iverbältQi»äe  auf  dem 
GeUete  dw  religiösen  Enielning  eine  Änderung  erfalnen  nnd  iwlitoehtlrin  mh 
radcwirkender  Kraft  nach  dem  Rechte  des  nenen  Wolinaitzes  n  bevrteileii 
seien.  Zutreffend  sagt  Windscheid,  auf  welchen  eich  das  LQ  IteMgeB 
hat  (a.  a.  0.  S.  83  im  Text) :  „Wird  der  Wohnsitz  hinterher  verlegt,  so  gilt 
von  nun  an  das  Recht  des  noupn  Wohnsitzes"  und  lAnm  11  ehondaV  .Von 
nun  an,  d.  h.  die  naeh  dem  hibiierigen  Hechto  auf  Gruml  der  Elu!  und  des 
elterlichen  Verh&Ituisses  erwachstiuen  und  von  ihrem  Fortbebtande  unabhaugigen 
RechtarerhältniBie  bleiben  vnberlüurt*.  Letstercs  trilft  aber  Mr  die  xeügüie 
Braielmng  der  Kinder  nnd  ibre  zeebtegttltig  erfolgte  Regelung  dnzeli  Rechtaakt 
unbedenklich  Stt.  Ea  ist  also  hier  an  eich  für  die  Zeit  von  1897  bis 
Ende  lHn9  braunsch weigisches  und  für  die  Folgeseit  preu- 
ßisch-hannövcrsches  Recht  anzuwenden. 

Wenn  daher  der  Ehemann  P,  durcli  eine  dem  §  5  jenes  hraunschweiEi- 
schen  Gesetze»  euUiprucheude  Erklärung  vor  dem  Stadtmagistrat  zu  bi-auu- 
Bcbweig  bestimmt  bat,  da0  die  simtUdiMk  Kinder  ans  seiner  gemischten  BIm 
in  der  Intheriselien  Konfeinon  ihrer  Mutter  eraogen  werden  sollten»  ao  wardes 
dnrch  diesen  Rechtsakt  die  religiösen  Erziehungsverhältnisse  aller  Kinder  ans 
dieser  Ehe  nach  Maßgabe  des  braunschweigischen  Rechts  dauernd  ^•  rtu'tU; 

blieb  also  dabei  auch,  als  der  Ehemann  P.  im  Jahre  IIMni  «ein»  n  und 
seiner  Familie  Wohnsitz  nach  Hildesheini  verlebte;  es  sei  deuu,  daii  die  Be- 
ätimmuugüU  der  hannüverschen  „Verurdnuug  vum  31.  7.  26  über  die  reUgiüse 
Ersiehnng  der  Kindw,  doen  Blton  TerBchiedener  Konfession  sind'  iSomwh 
lung  der  Queiae  1826  8.  174)  TcvmOge  ihrer  schlcchtbin  swingendai 
deutung  die  weitere  Anfrechterhaltung  dieses  Rcchtasastandea  ansgescUoiaeD, 
oder  (laC  der  Vater  späterhin  nach  Maßgabe  rlieses  Gesetzes  die  von  ihm 
getrofft  ii(  frühere  Bestimmung  vom  4.  8.  97  rechtswirksam  l)«8eitigte.  ikides 
ist  jeduch  nach  dem  vorliegenden  Sachverhalt  zu  verneinen. 

Das  LQ  hat  auf  Qrund  der  §§  1,  2  der  hannoverschen  Verordnung  ao- 
genommen,  dafi  diese  in  ihrem  vollen  Umfange  als  ein  awingendes  Oesett 
anxnseben  ad;  nnd  lediglieh  daranfhin  auch  desstti  weiteten  Bestimmangea 
eine  zwingende  und  für  den  vorliegenden  Fall  rückwirkende  Kraft  beigelegt 
Diese  Methode  kann  prinzipiell  nicht  als  richtig  anerkannt  werden;  denn  «n 
Gesetz  kann  und  wird  in  der  Hcjrel  Einzelvnrsrhriften  von  eranz  verschiedcnw 
Stärke,  von  zwin^'ender  und  nachgiebiger  Keehtswirkung,  enthalten.   Es  ist 
also  grundsätzlich  abzulehnen,  wenn  ans  der  zwingenden  Bedeutung  der  dnai 
Vonebrift  eines  Oesetaes  ohne  weitere  Prflfong  des  (Trakten  der  andwa 
auch  deren  awing«ide  Nator  abgdeitet  wird ;  vielmehr  ist  jede  einidne  Tm" 
scbrift,  wennschon  im  Rahmen  des  ganzen  Gesetzes,  so  doch  mit  RQcksicfac 
auf  ihren  besonderen  Inhalt  und  Charakter  einer  entsprechenden  besondereu 
Prüfung  zu  unterziehen. 
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Im  idlgemsiiMii  ist  «mlchat  daxKot  hisinweiseii,  d*B  die  geMtsIiehen 

Vwsrliriftt  n  über  nlif^iösL-  Erzitliuiiu  dor  Kinder  aus  gemischten  Ehen  keines- 
woffs  schnii  um  ihris  üegenstuiulcs  willen  di-rurt  zu  den  unbeditigt  zwin^jendcn 
2U  rechnen  sind,  daü  dadnrrli  auch  in  sukhe  Rechtsverhalt nisst-  eingegriffen 
wird,  welche  anter  einem  anderen  Gettetzu  gültig  entstanden  sind.  Wennschon 
(IteM  Oesetie  legdmUlg  in  dem  Stane  swingende  sind,  datt  sie  fttr  »lle  unter 
flmen  lebenden  Personen  sdUeditliin  bindend  sind  nnd  deren  FrivatwilUcar 
keinen  weiteren  Spielraum  gewlbren,  Als  es  ausdrücklich  in  ihnen  bestimmt 
ist,  so  ist  es  doch  ditniit  k«  in«  sw«'g9  nnvm  inliar,  daß  sie  die  Rechtswirknnp^en 
anderer  answartigiT  in.si'izc  filr  die  rt'liunr.sc  Erriehnnf»  dcrjeni;»en  Pcrsaneii, 
welche  früher  unter  diesen  letzteren  iebteii,  auch  tlanu  nuch  auerkeuueu,  wenn 
die  Seehtswirkvngen  infolge  später  eingetretener  Yerlndeningen  nnter  ilirer 
HexTsehafi  berrofgetreten  sind.  Fttr  eine  derartig»  mildere  Anslegang  spridit 
im  Zweifel  ,die  wünschenswerte  Gegenseitigkeit  in  der  Behandlung  der  Rechts- 
verhältnisse und  die  daraus  hervorgehende  Gleichheit  in  der  Beurteilung  der 
Einheimischeu  und  Fremden,  die  im  großen  und  ganzen  durch  den  gemein- 
samen Vorteil  der  Völker  und  der  Einzelnen  geboten  wird"  (o.  Savigny, 
System  de9  hm^igm  XömUehen  lUehU  VIH  8^.  Es  Icann  nicbt  ohne 
besondere  Gründe  als  der  Wille  des  Oeeetses  angenommen  werden,  daß  es  in 
die  durch  fremde  Gesetze  fest  geregelten  religiösen  Erziebungsverhältnisse 
einer  Familie,  welche  nachtrüdich  nntcr  seine  Herrschaft  kommt,  unter  allen 
UuuBtänden  rücksichtblus  eingreift  und  somit  einen  Wechsel  in  der  bisherigen 
Bniehung  stets  dann  herbeiführt,  wenn  diese  seinem  Buchstaben  nicht  genau 
entq^ldit.  Wellte  man  sieh  anf  diesen  Standpunkt  stellen,  so  würden  da< 
doreb  oft  nnleidliche  Verhältnisse  und  schwere  Eingriffe  In  das  religiöse  Er- 
ziehungsrecht  der  Eltern  lu  rbeigeführt  werden ;  denn  diese  konnten  doch  zu 
der  Zeit,  als  sie  über  di«-  relig-iöse  Erziehung  ihrer  Kinder  eine  VerfUgun^r 
trafen,  sich  nur  nach  dem  Rechte  richten,  unter  welchem  sie  damals  lebten, 
nnd  bwrode  Gesetse,  nnter  deren  fierrsdiaft  sie  erst  B|iftter  traten,  nidti  be- 
rtteksichtigen. 

Letzteres  trifft  übrigens  ganz  besonders  fttr  die  Form  etwaig«  r  besOg- 
licher  R^-ebtsakte  zu.  Es  sind  demgemäß  in  jedem  einzelnen  Falle  Wesen, 
Grund  und  Zweck  des  betreffenden  Gesetzes  im  allgemeinen  und  der  .s|)i  /iell 
in  Betracht  kommenden  Vorschriften  im  besonderen  zu  prüfen,  um  daraus  den 
Willen  des  Gcseties  In  der  Richtung  an  erforsohen,  ob  es  die  Fortwirknng 
der  Yorschriften  eines  fremden  Oeeetses  neben  seinen  Bestimmungen  unbedingt 
ausschließen  will  (JSchmidt,  a.  a.  O.  S.  449  ff.)  Sclbstversf .Indlich  kommt 
PS  hierfür  sehr  wesentlich  auch  darauf  an.  ob  und  in  wd  beiu  Maße  die 
Grundsätze  und  die  ßestimmuns^en  des  fremden  Gesetzes  mit  deui  seinigen 
harmoniereu  oder  in  Widerspruch  stehen.  Unter  diesen  Gesichtspunkten 
werden  nunmehr  die  haimttTersche  Verordnung  vom  3i.  7.  26  nnd  das  braun* 
flchweigisdie  Oesetz  vom  10.  6.  67  unter  besonderer  fierttokstehtignng  ihrer 
Vorschriften  über  eine  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  durch 
Rechtsakte  miteinander  in  Vergleich  sn  stellen  sein.  Diese  Vergleichnng  fahrt 
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aber  zu  dem  Ergebnis,  daß  beide  Qnetse  in  ihren  GrundzOgen  und  in  dctt 
hi(  r  in  Betracht  kommeDden  besondeieii  YondicifteD  eine  weHgelwiKle  Ülwr- 
einstimmuug  zeigen. 

In  4;  1  der  liannüversi  lit n  Verordnnnfr  Ist  vorgeschrielieii,  liail  dem 
Vater  das  alluinige  BestiDiiuuugsreclit  Uber  die  religiöse  £rzicliaog  der 
Kinder  snetelit;  in  §  2,  daß  Jeder  Vertrag,  dnreh  den  er  raf  dietRedbt 
im  geringsten  renichtet,  ntelitig  ist;  in  §  3,  dtB  die  tdigiSte  Enielivqg 
äiest  Kinder  nach  seinem  Tode  geschehen  soll,  wie  es  dem  von  ihm 
ernstlich  and  fortwährend  gehegten  Willen  gewiß  ist.  Nach  4  wird  gesetz- 
lich vermutet,  daß  der  verstorbene  Vater  seine  sämtlichen  Kinder  in  seiner 
eigenen  Religion  habf  wollen  frziohon  lassen;  ein  in  letzter  Krankheit 
erfolgter  GlaubenswechBt^l  ist  belanglos.  Von  der  Regel  des  §  4  werden  jeducta 
in  §  5  awei  Ansnabmen  gemacht^  nAmUefa: 

a)  wenn  der  Vater  den  bttdts  admltthigen  Kindern  den  Hanptonteiridit 
in  dner  abwciobenden  Rdigion  bia  an  seinen  Tod  nnnnterbrochen  bat  erteilen 
lassen,  und 

h)  v-tnii  tier  Vater  bei  seinem  zuständigen  persf^nüchon  O  prichtczn 
I'rutokoU  eikhiit  hat,  daß  er  seine  Kinder  in  der  Religion  ihrer  Mutter  er- 
zogen wissen  wolle,  auch  diese  Erklärung  von  ihm  nochmals  weder  unsdrück- 
lich  noeb  dnrob  die  Tat  widermfen  wwden  ist  Dodi  darf  diese  Erklftinnir' 
wenn  sie  wirksam  sein  soll,  nicht  wUurend  der  lotsten  Krankheit  erfolgen*. 

Beide  Gesetze  lanfcn  hiernach  mitdnander  darin  parallel,  daB  die 
Religion  nnd  der  W ille  des  Vaters  grundsätzlich  für  die  reli- 
giöse Erziehung  der  K inder  aus  gemischter  Ehe  inaBgebend  sind,  und 
zwar  auch  nach  seinem  Tode  (§§  1.  H.  4  H.  V  .  §  5  Abs.  1  u.  2  H.  G.).  daß 
jeder  dem  zuwiderlaufende  Vertrag  nichtig  ist  (§  2  H.  V.,  §  5  Abs.  3 
&  O.),  nnd  daß  eine  Ansnahme  von  der  Regel  der  Enlehnng  in  der  Kon- 
fession des  Vaters  fflr  den  Fall  Torgeseben  ist,  daß  dw  Vater  gegenftber 
der  zuständigen  Behörde  eine  abweichende  Erkllrnng  abgegeben 
hat  (§  5  b  H  V.,  g  5  Abs.  1  R.  G  l  -    Dem  gegenüber  kommen  folgende 
Abweichungen  in  Betracht :  Nach  braunschweigischem  Gesetz  ist  die  fragliche 
Erklärung  nur  während  einer  bestimmten  kurzen  Zelt  zulässig  :  sie  hat  gtgt^n- 
Uber  der  Verwaltungsbehörde  zu  erfolgen.    Das  hannüverschc  Gesetz 
kennt  eine  solehe  aeitlidie  Binsobr&nkung  nicht;  das  Gericht  ist  als  sa- 
stftndige  Stelle  bestellt ;  anflerdem  gestattet  es  noch  eine  weitere  Abwdcbnsg 
Ton  der  gi  setzlichen  VorMsbrift  (§  5a  H.  V.),   Endlich  hat  es  die  ^Vide^ 
ruflichkeit  der  Erkläning  angelassen,   welche  in  dem  braiinschweigiscben 
Gesetz  fehlt.       Hiernach  muü  man  zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß  beide 
Gesetze  in  ihren  Grundprinzipien  vuUätändig  zusammenätimuieii,  während  die 
Abweichungen  verhältnismäßig  geringfügiger  Natur  sind.    Von  einer  gniod- 
s&talichen  ünTureinbarkdt  ihrer  Vorschriften  kann  nirgends  die  Rede  mä, 
wie  diM  ja  Ton  Tomherein  bei  der  bmachbarten  Lage  and  doi  gldcbartigea 
konfessionellen  Verbältnissen  dieser  beiden  Teile  D(  )it.9rhland8  kauui  anden 
zu  erwarten  war.  Diese  Umstände  nötigen  hier  auch  da,  wo  sich  im  einwlscn 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


RecbtapreobvDg:  Deatachl«nd. 


319 


Abweichungen  zeigen,  ganz  besonders  zu  einer  milden  Auslegung  im  tiinne 
weebaelseitiger  Duldsamkeit. 

Was  inalieaoodere  die  lüer  allein  In  Bettacht  kommende  Alyweklmog 
wegen  der  Zu  Bündigkeit  der  BetiOrden  für  die  Entg^^emiabme  der  Er« 

ktänini^  des  Vaters  über  die  Eniehnng  der  Kinder  in  der  Religion  der  Mntter 

anTtetrifft,  so  hat  diese  mit  dem  Wesen  der  religiös«  n  Erzhlmnq;,  soAvic  mit 
f1*  m  CJrnnd  nnd  Zweck  beider  Gesetze  auch  nicht  das  allLrinindeste  zu  tun. 
Es  wird  durch  die  Wahl  des  üerichts  oder  der  Verwaltungsbehörde  (Stadt- 
magistrat, Kreisdirektion)  die  Abgabe  der  Erklärung  weder  besonders  er- 
scliwert  noch  aach  erldchtert,  und  eine  grandsfttsUelie  Bedentung  bestimmter 
Axt  Vta  weder  Imgel^  nodi  anck  genommen ;  vielmefar  ist  die  Bestimmung 
einer  'verschiedenen  Zuständigkeit  eine  reine  Frage  der  inneren  Behörden- 
organisation beider  Ti-rritorion,  welche  für  die  rcchtliclu:  Ec^dcututi^  der  ab- 
rnffebenden  Erkläning  ohne   L-ntsiheidendeJi  EiiitiuLi  ist.     Ks  handelte  sich 
dabt^i  nicht  so  um  die  Zulässigkeiteiner  Regelung  der  religiösen  Krzit^huug  durch 
Rechtsakte,  als  Tielmehr  um  deren  Form,  welche  sich  nach  dem  Satze  „locus 
regit  actum"  regdt;  d.  b.  die  Pormen,  welche  für  dn  Oesch&ft  am  Orte 
«dner  Bnichtong  erfordert  werden,  reichen  daffir  ans,  anch  wenn  es  an  einem 
anderai  Orte  wirksam  werden  soll  (Wind sehe  id.  Pandekten  I  §  35  No.  6, 
Dernburg,  Pandekteu  I  ^  4H  No.  1  Art.  11  EG  z.  BGB,  Schmidt, 
a.  a.  O.  S.  451\    Nach  alledem  unt<  rlic<rt  es  keinem  Bedenken,  der  Erklärung 
des  Ehemannes  P.  vom  4.  8.  {>7  auch  gegenüber  dem  hannoverschen  Gesetze 
Yolle  Kecbtswirksamkeit  l)eizumessen ;  denn  die  fragliche  Zuständigkeitsvor- 
schrift dieses  Oesetaes  Irann  gegentiber  der  entsprechenden  Bestimmung  des 
bramischweigischen  Qesetxes  unmöglich  als  eine  awingende  von  derogiiffender 
Kraft  angesehen  werden ;  und  zwar,  dafi  es  der  Heranziehung  der  in  der 
weiteren  Besehwerde  erwähnten  Verordnnns;  vorn  28  1  lö  bedarf.  Damit 
entfällt  der  Entscheidun^smind  des  L(i  als  n  <  htlich  unzutreffend 

Es  ist  noch  auf  den  von  beiden  Vurirititanzen  bisher  nicht  eri»rlerien 
Umstand  einzugehen,  da0  der  Ehemann  P.  ~  nach  dem  für  glaubhaft  zu 
erachtenden  Zeugnis  des  katholischen  Pastors  H.  —  dlesm  vor  Beicbung  der 
Sterbesakramente  erklärt  hat,  dafi  er  seine  Kinder  katholisch  erziehen  wolle 
und  seine  ilteste  Tochter  von  Blichaelis  ab  in  die  katholische  Volksschule 
schicken  werde  fitoser  Erklärung  war  an  sieh  rin  fonniii  ri  ( hf<  r  ^Vidt-rr^f 
»einer  früheren  Krkiariin!?  vom  4.  H.  zu  tindi  ii.  Denn  di  r  Kht  mann  P. 
hatte  inzwischen  ein  Widerruf srccht  auf  Grund  des  in  dieser  Beziehung  jetzt 
für  ihn  maßgebenden  §  5  der  hannoverschen  Verordnung  erlangt,  obwohl  das 
bnnnschweigische  Redit  einen  soldien  nicht  kannte.  Dieser  Widerruf  mußte 
nicht  der  sustftndigen  BehSrde  g^nflber  oder  sonst  in  besonderer  Poim  er- 
klärt werden.  Ebensowenig  wie  der  in  §  4  der  Verordnung  erwSbnte  Glaubens- 
weehsil  vor  (Jericht  zu  erklären  ist,  brauchte  der  Widerruf  des  §  5  vor 
Gericht  zu  erfolgen;  vielmehr  genügt  jeder  an»j(lrfickliche  formlose  Widerruf ; 
ja  sogar  ein  solcher  „durch  die  Tat"  (vgl.  Hi  aun,  Zeitschrift  für  Han- 
noversche» Recht  Bd.  III  1871  S.  294).   Dagegen  durfte  diese  Erklärung 
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(nach  dem  Sclilußs;it/o  des  §  ö),  wenn  sie  wirksam  sein  solltr,  nicht  wiilireiid 
der  letzten  Krankheit  erfolgen  Dieser  Fall  liegt  aber  hier  offenbar  vor. 
da  der  Ehemann  P.  deia  Pastor  H,  das  Versprechen  der  religiösen  Erziehimg 
■einer  Kinder  bol  Tage  vor  teinem  Tode  muaittelbar  Tor  Beicbnng  der  'Stecbe- 
isknunente  Abgegeben  hat  Dieter  Umitand  nubte  wine  damalige  Brklinug 
nidittg. 

Daraus  ergibt  Nidi  die  Aufhebung  des  Undgeriobtlklien  und  die  Wider« 
hersteUuug  des  amtsgerichtUchen  fieachlnasea. 

Religiöse  Kinäerergiehung.  —  Maßgeblichkeit  des  Heimat- 
recht  s  des  Vaters.  —  Analoge  Geltung  der  Artt.  7ff.  EG  s. 
BGB  für  das  Verhältnis  der  deutsche»  Landesrechte.  — 
AnwenduHff  auswärtige»  Bechtes  va»  Amts  wegen. 

Ka  6.  4.  06;  1  Y,  409/06. 

Durch  Beschlüsse  des  AG  und  des  LG  zu  Magdeburg  war  angeordnet, 
dali  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  des  1903  zu  Mapdobiiri;.  srinem 
letzten  Wohnsitz,  gestorbenen  A.  S.  «remSß  den  Vorschriften  des  yrcuiiischen 
Landrechteä  stattzuhnden  habe.  —  Der  mütterliche  Groüvater  legte  weitere 
Beschwerde  dn  unter  ffinweia  an!  die  badiacbe  BddiBangdiarigkdt  des  Vater». 

Das  KG  erkiftrte  die  weitere  Besehwerde  für  begrflndet  nnd  wies  das  AG 
an,  die  religiöse  Erziehung  gemäß  dem  badischen  Rechte  zu  veranlassen.  In 
den  Gründen  heißt  es  u.  A. :  Es  gehört  grundsätzlich  zu  den  Aufgaben  des 
Richters  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  insbesondere  auch 
des  Vormundschaftarichters,  daß  er  von  Amt«  wegen  in  jedem  einzelnen  Falle 
in  dne  Prtthing  der  Frage  eintritt,  ob  für  die  Ton  ihm  an  benrteilenden 
Reditsverhältnisse  einheimisches  oder  fremdes  Bedit  (Landesrecht  eines 
anderen  deiitsehen  Staates  oder  außerdeutsches  Recht)  als  maßgebend  anzu- 
sehen ist.  Unterläßt  er  diese  Prfifnng.  so  ist  darin  eine  Gesetzesverletzung 
im  Sinne  des  §  27  dieses  Gesetzes  zu  linden;  stellt  sich  dann  heraus,  daß 
Statt  des  angewendeten  inländischen  ausländisches  Kccbt  anzuwenden  gewesen 
w&re,  wdches  sn  einer  andoen  Bntscbeldiing  hfttte  ftthren  IcSnnen,  so  ist  die 
Ix  treüdide  Anordnung  als  auf  ReditSYerletning  beruhend  ansosdien.  Für 
die  Frage,  ob  eine  solche  vorliegt,  kommt  es  nicht  etwa  darauf  an.  oli  dem 
Riehter  von  seiten  der  Beteili;,'ten  Tat?>,K  hi  n  unterbreitet  worden  sind,  welche 
bei  ihm  noch  besonders  den  Gedanken  anregen  mußten  oder  konnten,  daß  im 
gegebenen  Fklle  die  Anwendbarkdt  eines  frimidw  Hechts  in  Frage  kommen 
könne»  oder  oh  solche  nicht  an  seiner  Kenntnis  gebracht  sind;  denn  er  nmA 
sich  eben  von  Amts  wegen  über  diesen  Punkt  die  erforderliche  Aufklärung 
verschaffen.  Die  Sache  wird  freilich  in  derartigen  Fällen  nicht  selten  so 
liegen,  daß  dem  Richter  ans  der  Unterlassuntr  dieser  I'rüfnnir  ein  snbjeli  1 1  vi-r 
Vorwurf  nicht  zu  machen  ist ;  denn  bei  einer  äußerlich  ganz  normal  liegende» 
Sache,  bd  wdcher  alle  Beteiligten  im  Inlande  wohnen,  wird  für  ihn  Icdn  he- 
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■oiidcrer  AnlaB  TorliegeD,  an  der  Anwendbarkeit  des  intiadlsdien  Rechts  sa 
sweifdn,  nnd  er  «rlid  sdbr  wohl  erwarten  dOrlMi,  dafl  die  Beteiligten  Ihn  auf 

etwaige  diesl>ezügUche  Bedenken  hinweisen.  Der  Umstand,  daß  ihm  bei  der 
UntL-rlassmig:  jener  Prüfung  ein  schuldliaftes  Versehen  nicht  zur  Last  fällt, 
ändert  jedoch  nichts  daran,  daß  eine  o  b  j  e  k  t  i  v  e  Hechtsverletzunti  vorliegt; 
und  nur  eine  solche  ist  erforderlich,  um  die  Anwendung  des  §  27  K.  Fr.  G.  ü. 
zu  begrOnden.  Gleichzeitig  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  es  auch  Sache 
des  Bichters  der  fadwiliigm  Oeriehtsbadteit  ist,  sich  yon  dem  Inhalte  des 
▼on  ihm  ansnwendenden  aostSadlschen  Beohts  Kenntnis  au  Terschaffen. 
(KG  Jabrb  XXT  S  A.  6,  XXVII  S.  A.  250,  RJA  IV  122,  OLG  Rechtspr. 
I  413,  IV  75t  MauanitM  Anm.  6  an  §12,  Joaäf  Anm.  IV  an  §  12 
K.  Fr.  G.  G.) 

Die  Prüfung  der  Frage,  ob  von  ihm  ausländisches  Recht  anzuwenden 
sei,  ist  freilich  mit  dem  Inltrafttreten  des  BGB  für  den  preußischen  Vor- 
ninndadiaftsriehter  in  gewisser  Beaiebung  eine  schwierigere  geworden.  Bis 
dahin  galt  im  Oebiete  des  Prenfiiachen  Aligemeinen  Landredits  in  1>erag  auf 

die  Personalstatuten  das  Tcrritorialitätsprinzip,  nach  welchem  das  anzu- 
wendende Recht  durcli  den  Wohnsitz  der  Beteiligten  bestimmt  wurde. 

23  ff.  Einl.  z.  AI.R  Dcrnburf,-  Picuß.  Frirutrecht,  Bd.  I  ß  27  No.  1, 
Leske,  Vergleiciiende  Darstellung,  ^  3  No.  1  Bd.  I  lU.j  Danach  genügte 
für  den  Vormondschaftsrichter  regelmäßig  die  leicht  zu  beschallende  Kenntnis 
des  letaten  Widuisitses  des  Vaters  dm  Httndel,  nm  Aber  das  ansnwendende 
Recht  Klaihmt  an  »langen.  Gegoiwftitlg  gitt  jedoch  in  dieser  Beslshug 
nach  den  Vorschriften  des  I.  P.  R.  (Art.  7—31  EG  z.  BGB)  das Nationalitäts- 
prinzip,  so  daB  sich  das Persoualit&tsrecht  nach  der  ätaatsangebftriglceit 
der  j^teiligten  richtet. 

Die  Vorschriften  des  I.  P.  R.  im  EG  z.  BGB  sind  allerdings  an  sich  nur 
fOr  daa  V«iilitnls  des  Deutschen  fiiddtt  an  auslftndbchMi  Staatna  gegeben 
und  gelten  andi  nicht  ohne  weiteres  fSr  die  der  landeBgesstslichen  Begelnng 
vorbehaltenen  Materien,  wozu  nach  Art.  184  EG  s.  BOB  auch  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  gehört.  Man  wird  die  gleichen  GrundsfttM  jedoch 
aach  unf  d;is  Verhältnis  der  Deutsehen  Bundesstaaten  untereinander  ent- 
sprechend anzuwenden  haben,  da  unzweifelhaft  auch  aul  dieticm  Gebiete  ein- 
heitliches Recht  für  ganz  Deutschland  geschaffen  werden  sollte.  Allerdings 
kannen  in  den  Landesgesetaen  für  die  ihnen  vorbehaltenen  Materien  in  dieser 
Beaiehung  abweichende  SonderTorBchriften  enthalten  sein  oder  erlassen  werden. 
Wo  es  jedoch  an  solchen  fehlt,  werden  gemilfl  Art  4  EO  z.  BGB  die  reichs- 
rechtlichen Normen  des  I.  P.  R.  als  Gegenstand  einer  stillschweigenden  Ver- 
weisung anzusehen  und  deshalb  ergänzend  heranzuziehen  sein.  Planck 
3.  Aufl.  No.  h.  6  vor  Art.  7—31  VI  2«,  l  a  u  di  ti  u  e  r  2  .\ull.  Vurbem. 
vor  Art.  7  -3i,  VI  20,  25).  Bei  den  Bestimmungen  dch  Preußischen  Hechts 
Uber  religiöse  Enlebnng  fehlt  es  aber  an  Sonderrorsdiriften  fOr  solche 
KollisionafiUle;  auch  sind  die  Vorschriften  der  §§  2.S  If.,  Binl.  s.  ALR  durch 
Art  80  Ko.  i  b  Frenß.  AG  s.  BGB  noch  auBdrflclcUch  angehoben  worden. 
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Sonach  kmnn  von  einer  ferneren  Qeltnng  des  Territorialitfttsprinsipi 

auf  den  dt m  l'renßischon  Landesrecht  vorbchaltcnen  Gebiettn,  insbesondere 
br'zfirflirh  (Kr  religiösen  Erzichnnir  kciin  Rede  mehr  soin  ;  Yicliiichr  u'iU  auch 
hier  das  f»ialionalitf5tspr iiizip.  und  zwar  auch  im  Verhältnis  xu  anderen 
Bundesstaaten.  i^Vergl.  Cruscti -Müller  zu  Art.  AG  S.  734.)  Die 
religiSie  Bniebang  von  Kindern  Badensdier  SUatiangehttrigkeit  wird  ntw 
aoch  von  dem  PreoBischen  VormnndtdiaftBgeticht  in  «ntaprechender  An* 
Wendung  des  Art.  19  EG  nach  Badenschem  Recht  zu  reu«  In  sein. 

Da  sich  herausgestellt  hat.  daß  der  Vater  der  Mändel  Badens^her 
Staatsangehöriger  war  «o  sind  diese  es  auch  2  No.  1,  H  K(J  über  die 

Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  ätaataaogehorigkeit  vum 
1.  Jnni  1870.)  Über  ibre  religiöse  Eniehnng  war  alao  nicht  nach  Prevfi. 
ALR,  sondern  nach  Badensdicm  Recht  za  befinden. 

Kaufvertrag.   Wandlunffsanspruch.  Verjährung, 

{Rechlspi  echutig  der  Oberlaiuleggniekie  1906  L  BalbJ.  S.  6€^ 

1,  OLG  Hamburg  14.  4.  06: 
Die  Enteeheidnng  tther  die  Einrede  der  VeiJAhmng  hängt  davon  ah, 

ob  sie  nach  dem  Recht  des  deutschen  Käufers  oder  des  italienischen  Verkäufers 
zu  beurteilen  ist.  Dir-  dn  iTimnatlirlif  Frist  des  italienisrhcii  Rtrhts  fRGB 
Art.  70,  C.  C.  art.  15<>ö)  ist  vcrs^ rif  >n  n  t.'i'\vfsfn.  während  die  sei  hsnionatliche 
Frist  des  deutschen  Rechts  noch  livl,  als  der  Kauler  klagte.  Es  handelt  sich 
um  einen  der  Üblichen  Lieferangsk&afe  awischen  GeiehftftBlenten,  weldie  ihren 
WohnaitB  in  versdiiedenen  Beefat^hleten  haben,  to  da6  die  Yerpfliditttngen 
eines  jeden  Kontrahenten  nach  dem  Rechte  SU  beurteilen  sind,  dem  er  anter' 
werfen  ist,  oder  das  an  dem  Orte  gilt,  wo  er  zu  leisten  hat 

Als  geklagt  wnrd<».  b<'fand  sich  die  aufgeschossene  \S  arc  in  Hamburg, 
wollin  sie  der  Verkäufer  nach  den  Vertragsbedingungen  auf  den  Weg  gebracht 
hatte.  Sollte  bei  leehtm&Big  vorgenommener  Wandlung  des  Kanfa  diese 
realisiert  werden,  so  war  bei  Leistung  Zng  nm  2ng  der  gecahlte  Prets  gegen 
Übergabe  der  Ware  in  ffamburg  zurückzuerstatlf ti.  tnithin  hier  die  hierauf 
gerichtete  Ver|>t!ir  litini^'  In  klatTt*  n  zn  erfüllen.  Die  auf  diesen  rjiistfmdon 
des  F'alles  sich  grüiidt  ikIc  Jlr'-timniuTi;,'  des  maßgebli'*hen  Hfi  hts  wird  ni«*ht 
dadurch  geändert,  daD  aul  üruiid  diistweiliger  Verfügung  im  Laufe  des 
Frosesses  die  Ware  verkauft  ist  und  daher  eine  Leistung  Zug  um  Zag  nicht 
mehr  in  Frage  steht. 

Richtiger  aber  ist  wohl  die  Bestimmung  des  einschlägigen  Bechts  iiber- 
haupt  nicht  aus  dieser  JJiirk/;i!iliiii£rspt1irht  def  Vrrkrmfprs  hrraus  zu  treffru. 
Diese  ist  nur  eine  Folgeers«  ii«  imiiig  der  rerhtnntüig  ausgesprochenen  Wandlung. 
Iii  den  zahlreichen  Fällen,  wo  es  zur  Wandlung  kommt,  bevor  der  Kaufpreis 
beaahlt  ist,  tritt  sie  ai>erhaupt  nicht  in  die  Erscheinung  und  unmöglich  kann 
die  Entscheidung,  nach  welchem  Recht  die  Wandlung  m  benrtdkm  ist»  vet' 
schieden  ausfallen,  je  nachdem  ob  eine  oder  beide  Parteien  bereits  geldst^ 
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haben  oder  nicht  Vielmehr  wird  swar  die  Frage  nach  drr  VoranHetxang 
d«r  Wandlnng,  d.  h.  die  Frage,  was  der  Verkftnfer  sa  liefern  hat  nnd  ob 
daher  dae  Geliefert«  Mängel  aufweist,  nach  dem  Recht  zu  beurtt  il«  ti  sein, 
dem  fiherhaapt  seine  Verpfliclitiinfr  nntprliept.  da^xriren  betrifft  die  B<-fni:iiis 
(Ks  Kiiiiftrs,  auf  Grund  jciirr  Vniaiissi  t/.iinfZ*  ii  zu  wandeln,  den  l'mfaiitr 
und  die  nmuixu  Grenzen  seiner  Tertragäinäüigen  Gebundenheit  und  kunn 
nar  nach  dem  Sedit  beorteüt  werden,  dtm  seine  Verpdichtiingen  ttb^haopt 
nnteriicgen,  sei  w  nun  da»  Recht  de»  Ortes,  wo  er  sn  erfQllen  hat,  sei  es 
sein  Pcrsonalstatut.  In  beiden  flUen  ist  hier  das  rlditsdK  Recht  {Enifeh, 
d.  HG  LV  lOÖ;  ZiUlmann,  Tntern  Pnratrccht  II  434). 

2.  OLG  Ha m hm  ff  1^7  6.  Oö  : 
Durch  das  vom  RG  bestätigte  Teilurteil  ist  fefftirMtpUt,  dali  die  Frage, 
ob  Beklagter  durch  passives  Verhalten  das  Recht,  die  in  London  eingetroffenen 
EichenblScke  an  bemilngeln^  verloren  habe,  nach  englischem  Recht  an  be- 
nrteiloi  ist,  nnd  daß  w  danach  das  Wand  In  ttgsrecht  verloren  hat,  nicht 
aber  das  Recht,  £rsatz  wegen  mangelhafter  Lieferung  zu  beanspruchen.  Nach 
welchem  Rechte  sich  diese  Beftip^iiissc  bemessen,  ist  iiirht  entschieden.  Be- 
k!aj?t<>r  erachtet,  daU  auch  für  ditse  Frage  das  englische  Rwht  maßgebend 
Sei,  und  fordert  auf  Grund  des  Sale  uf  Guod»  Act.  s.  53  subs.  '6  öcliudens- 
mats.  Allein  die  KlAgerin  hatte  nicht  in  London  an  erfüllen,  sondern,  in 
Bruangdnng  abweichender  Beredui^n  nnd  besonderer  ümstinde,  am  Ort 
ihrer  Handelsniederlassung.  Die  Annahme,  daß  das  Rodit  Slavonic  ns  in  Retrarht 
kommen  könne,  aus  dessen  Bezirk  das  Fii  ji.  uliolz  .stammen  sollte,  haben  beide 
I'arU'ieu  mit  Grund  zurückgewiesen,  da  es  für  die  Krfüllung  d»  s  Kaufgeschäfts 
ohne  Bedeutung  war,  von  welchem  l'latzc  aus  die  Klägerin  das  llulz  lieferte. 
Der  maßgebliche  Ort  der  Handelsniederlassung  der  Klttgerin  befand  sidi  rar 
Zdt  des  Kanfschlnsses  (1897)  in  Mannheim.  Mag  anch  die  KUgerin  damals 
ansdieinend  schon  eine  weitere  Niederlassung  in  Württemberg  gehabt  haben, 
so  ist  doch  von  Mannheim  aus  d(  r  Iiii  r  frairlirhf^  Karifvcrtrag  i^psrhlossrn 
worden.  Ik>stimmt  sich  nach  dem  iUclit  defj  Verkäufers,  wie  er  -m  Utihlen 
hat,  so  mUsseu  sich  auch  nach  demselben  Recht  die  Folgen  seiner  nicht  gc- 
h6rigen  Leistung  bestimmen.  Daß  das  englische  Recht  auf  die  Frage  ansQ< 
wenden  ist,  ob  Beklagter  mit  der  Geltendmachnng  der  Ansprftcte  wegen 
passiven  Verhaltens  ausgeschlossen  sei,  widerspricht  nicht  dim  y  trX  einge- 
nnmmrnen  Stan«!pinikt.  <l«'nn  damals  handelte  es  sich  lediglich  um  das  Ver- 
halten des  Käufers  und  die  daraus  zu  ziehenden  Recbtöfolgeo,  jetzt  dagegen 
handelt  es  sich  um  das  Verhalten  des  Verkäufers. 

Kaufoertroff.   Bügepfiicht.   Maßgeblickkett  des  Rechtes  des 

Erfüllungsortes. 

OLG  Karhruhe  U.  3,  M  ;  II.  ZS  No.  7266  (DJZ  1905  S.  704). 

Die  Frage  nach  dem  Inhalt  und  der  Zeit  der  MüngeUrOge  ist  eine  Frage 
der  Erfüllungspflicht  des  K&nfers,  die  nach  dem  Rechte  des  Ortes  an  beurteilen 
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ist,  wo  der  Kftnfer  zu  erfolleo  batte;  diMes  Bccht  entacbeidet  dttSber,  ob 
aus  der  Handlung  oder  der  Unt^rlaBBang  dei  Ktafors  die  Qeneliidgiiiig  det 
Ware  abgeleitet  werden  Icaun. 

Kaufvertrag,    Rügepflicht.    MalSyvhln  hkeit  des  ReclUes  d&t 

Erf ülJttvgsortes*) 

OLG  Mamburg  15.  4.  04  (Rechtspr.  d.  OberlaHdeagtrichU  1904 

II  Halbj.  S.  27'J\. 

Bei  (kr  Friige,  ob  dem  Klägt  r  eine  dem  §  377  entsprecbcJidt  Ril^<»pt!ifhT 
oblag,  handelt  es  sich  um  die  rechtliche  Wirkung  eines  obligatoi  is  lu  ii  Vt  r- 
tnges  niid  swar,  wie  im  Gegensatz  zum  ROHG  XV  212  mit  der  htrr»«  henden 
Jadikatur  anztmehmeii  ist,  um  dne  Frage  der  ErfQllmigspflicbt  des  Kftnlera. 
die  sidi  nacb  dem  am  EtfalliiDgBort  des  K&nfers  geltenden  Rechte  «itscbeidet 
(tgl.  Seuffei  t  n  Nn  61;  Bans,  GZ  1900  No.  29,  19()2  No.  öOi.  Kr- 
füUnnpsort  ftlr  (kii  Kluger  war  aber  Uamburg,  weil  hier  ilcr  Käiift  r  Zug  am 
Zug  zu  leisten,  nämlich  ^«»tfen  Konnossement  ein  in  Hamburg  zahlbares 
Akzept  zu  geben  hatte.  Die  Zahlungspflicht  des  Klägers  und  damit  soioe 
Haaptleistqngspflicht  ans  dem  Kaufvertrage  war  dadurch  in  Hambuq;  lo- 
kalisiert 

Bürgschaft  Luxemburgisches  Reckt, 

BG  12.  10.  06.  Mep.  VL  3,  06;  Juristiaeke  Woehetuehrift  1906  S,713. 

KIkger  flbemahm  fOr  ff.  eine  Bfirgsdiaft  angonsten  von  G.,  Beklsgte 
eine  Mitbüru'srli.ift  und  gleichzeitig  eine  RttckbQrgBchaft.    Die  Beteiligten 

wohnten  in  Luxemburg,  nur  die  Beklagte  wohnte  und  wohnt  zu  H.  im 
Dpufsrhen  Reirh  Kläger  hatte  Zahlung  geleistet  und  nimmt  jetzt  rfie  Be- 
klagte aus  ihrer  RiickbUrgschaft  auf  Ersatz  in  Anspruch.  Dit  Beklagte 
wuide  verurteilt  und  ihre  Berufung  zurückgewiesen.  Das  RG  hob  nur  in 
Ansehung  des  Zinsenpnnlctes  auf:  1.  Es  ist  lUe  Frage  erheblkb,  welches  Sit- 
liclie  Recht  hier  mafigebend  sei.  Die  BBrgschaft  des  KUgerSf  welche  Uer 
jetst  als  Haoptverbindlichkeit  in  Betracht  kommt,  ist  nnaweifribslt 
rein  nach  dem  in  T.nxemburg  gt'lt<>ndt!n  französischen  Rechte  zu  benrteüpn. 
Aber  auf  die  Verptlif  htung  der  Beklagten  aus  ihrer  RflrkbilrgBehafr  hat  lias 
OLG  das  deutsche  Recht,  das  des  R(}B..  für  an\v(  n<lbar  erachtet,  nur  mit 
der  Maßgabe,  daß  nach  Art.  11  Xhs.  1  EG  z.  BGÜ  in  Rücksicht  auf  die  Form 
der  Rftckbflrgschaft  es  auch  genügen  würde,  wenn  aadi  nur  die  Vorscliriftco 
des  fransSsischen  Rechtes,  als  der  Qesotae  des  Ortes  des  Vertragssebliisies, 
beobachtet  sein  sollten.  Dieser  Heranziehung  des  Art.  11  Abs.  1  EG  ist 
unbedenklich  beizustimmen.  Auch  im  übrigen  weicht  das  R(i  im  Er^'iltiiis^ 
hier  vom  Berafangsgerichte  nicht  ab,  läßt  aber  insoweit  die  ifrage  oS^fü,  ob 

Vgl.  Ztsch.  XII 117,  XIII  426,  XIV  478.  485  und  die  beiden  folgeoden 
Drteiie.  —  Red. 
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Gfimd,  clafi  der  Brfalloiigwvt  d«r  streitigen  Yerbindlidikeit  für  des 

anzuwendende  Recht  entscheidend  sei,  Billigung  Terdient.  Das  Berufungs- 
gerirht  Init  sich  hierfür  nnr  auf  die  bisherige  Recht^prechnng  des  RQ  und 
auf  Dertihurg  (Bürgerl.  Recht  Bd.  I  ^  40,  S.  103)  berufen.  Die  Frage 
Mögt  aber  uiclit  su,  daß  man  sie  als  durch  diese  Hinweise  erledigt  ansehen 
k5niite.  Es  ist  sn  tMorOolcsiciitigen,  daft  sich  schon  seit  liagerer  Zeit  die 
veiitan  wisseudiaftUchtii  A.atoritftti«  nüt  sehr  beMbteiitircf(eii  Grflnden 
gegen  die  Savigny*9Khib  Ansicht  von  der  Maßgcblfdikeit  des  ErfällnnjrBortes 
ausgcsprocbcn  hnbon,  wie  atirh  Dem  bürg  fast  der  einzige  Schriftstoller 
ist,  der  sie  auf  dim  linden  des  Keclites  des  HUB  vertritt,  und  dali  sie  auch 
im  üecbtsleben  anilt:i-er  Vollmer  laeiütent»  nicht  als  richtig  anerkannt  wird. 
Bei  dieser  Snehlage  iMdarl  es  mindestens  noch  erst  dner  Angehenden  Er- 
wligmig  ftUer  Gtünde  und  Gegengrande,  ehe  man  mit  Fng  dssn  gdangen 
kann,  auch  nach  dem  Rechte  des  BGB  wieder  das  Recht  des  Erfüllungsortes 
für  das  auf  Vertragsobltrrationpn  regelmäßig  anzuwendende  zu  erklären.  Der 
erkennende  Senat  hat  jMlucli  im  vorliegenden  Falle  keinen  Anlaß  gefunden, 
solche  Erwägungen  in  erschöpfender  Weise  anzustellen.  Nach  seiner  Ansicht 
kann  es  sieh  doch  nnr  dämm  liandeln,  ob  nicht  statt  des  Rechtes  des  Er- 
fdllongsortes  vielmehr  das  Personalstatnt  des  Schnidners  zar  Zeit  des  Yer« 
tragsabschlusscs  als  das  regelmüßig  anzuwendende  angesehen  werden  muß, 
wie  dies  auch  die  meisten  Gofnipr  der  Sacigny'schtn  liehre  tnn,  und  ob  als 
jenes  Personalstatnt  hier  auf  dem  Boden  des  BGB  das  Reclit  des  Wohnortes 
oder  das  des  Ueimatstaates  zu  gelten  bat.  Jede  dieser  Annahmen  wUrdc 
aber  im  Torliegenden  Falle  anr  Anwendung  des  dentaehen  Rechtes  führen; 
denn  die  Beklagte  ist  und  war  zur  Zeit  der  Vcrbürgnng  ohne  Zweifel  deutsche 
Reichsangehörige  nnd  wnlint,  be/w  wohnte  in  HalberstAdt,  und  eben  dort 
ist  daher  narh  ß  Abs.  1  BGB  auch  «Irr  Rrfflllungsort  für  die  von  ihr 
übernommene  Verbindlichkeit.  Das  in  fjuxemburg  geltende  französische 
Recht  könnte  nur  dann  hier  in  Frage  kommen,  wenn  man  die  Anknüpfung 
für  das  ananwendende  5rtli«Ae  Redit  entweder  am  Orte-  des  Vertragsschiasses 
oder  im  Wohnorte  des  (Häubigcrs  suchte.  Nnn  sind  aber  diese  banden  LOsangen 
des  Pndilc ms  nach  Ansicht  des  erkenn,  n den  Senates  jedenfalls  ausgeschlossen. 
Der  Ort.  wn  t  ln  Vtrtrap  aliire^rhlos.seii  wird,  ist  ein  /u  äulk'rlicher.  oft  durch 
Zufälligkeiten  bestimmter  ü^iebenumstand,  als  daß  ihm  eine  solche  Bedeutung 
beigelegt  werden  dflrfte,  wiewohl  dies,  namentlich  in  ftlteten  Zeiten,  nicht 
.  gans  selten  geschehen  ist  Noch  weniger  innerer  Orand  wire  aber  dal  Ar 
efSichtlich,  die  Regel  in  der  Maßgeblichkeit  des  Wohnortsr*  ( lifes  des  Gläubigers 
7M  finden  Wenn  übrigen.s  die  Beklagte  sich  darauf  berufen  hat.  daß  nach 
franziisisehem  Rechte  der  obligatorische  Vertrag  einer  lilhefran  ohne  ehe- 
männliche Zustimmung  nichtig  sei,  so  scheitert  dies,  ganz  abgesehen  von  der 
Frage,  ob  sich  dies  wirirlich  so  verhält,  schon  daran,  dafi  es  sieh  lii«bei 
entweder  nm  die  sGesehtftsfihigkat*  handeln  wUrde,  die  nach  Art  7  Abs.  1 
BO  z.  BGB  nach  dem'  Rechte  des  Heimatstaats  beurteilt  wird,  oder  um  „die 
persönlichen  Rechtsbesiehungen  deutscher  Ehegatten  zueinander*,  Ittr  welche 
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naeb  Art.  14  Abs.  1  daa.  die  dontsclien  Gcaetse  maßgebend  sIdcI.    2.  Daa 
OLG  hat  dem  Kllif^er  von  tUiu  Ta^'o  an,  an  welchem  er  als  Biinrc  jeden 
einzelnen  Betrag  dem  (iliiul»iLrer  G.  bi-zahlt  hat.  Ziiisi-u  nicht  bloü  ZQ  4. 
soudern  zu  6  Prozent  zugespruchen,  und  zwar  deshalb,  weil  der  Uaapt^buldner 
M.  dem  ff.  Zinami  ati  6  Ftoxwt  geadraldet  babe,  und  diawr  Anspruch,  für 
den  die  Beklagte  als  Bargin  gleicliMa  hafte,  nach  §  774  Abs.  1  BOB  dacd 
die  Bef  riedignng  des  G.  anf  ibn,  den  Kläger,  ttbergegangen  seL  2Hs  ist  gans 
unhaltbar.    Vor  allem  ist  in  §  774  Abs.  1  nicht  bestimmt,  daß  anf  den  zahlen- 
den Biir^'.  n  auch  der  Anspruch  auf  diejenigen  Zinsen  übergehe,  die  der 
GlänbiiL^er   in  Zulcunft  vom  Hauptschuldner  zu  furdern  haben  würde, 
wenn  er  eben  nicht  befriedigt  worden  wäre;  sondern  nur  soweit  der 
BOfge  den  Oltabigtr  befriedigt  bat,  geht  dessen  Foidennig  auf  ilin 
aber.  AnBerdem  aber  ist  ea  swar  richtig,  daß  die  Frage,  wie  wdt  die 
Beklagte  als  RQckbflrgln  für  auf  den  Kläger  etwa  übergegangsne  An- 
sprache zu  haften  haben  würde,  nach  deutschem  Rechte  zu  entscheiden  ist« 
dagegen  nicht,  daß  sich  nach  deutschem  Rechte  auch  bestimmt«»,  welche 
Ansprüche  durch  in  Lu.\eiiihin.r  "«"-'liehcue  Befriedigung  des  dortigen  üläa- 
bigers  eines  dortigen  Uaupthciitildnurs  durch  einen  dortigen  Bürgen,  den 
Kläger,  aaf  dieseii  Ubergegangen  seim.    Uiwfilr  ist  Tfebnelur  alkiii  das 
laxembnrgisehe,  d.  h.  das  franxflsische.  Recbt  mafigebend.   Nim  bat  aile^ 
dings  das  Berafnngsgericht  am  Schlosse  seiner  bierber  gslittrigen  Ansfflhnuig 
noch  hinzugefügt,  daß  nach  Inxcmbnrgisebem  Rechte  (Art.  2028,  2029  c.  c ) 
übrigens  dasselbe  gelten  würde,  wie  nach  ^  774  BOR.    Hierin  kann  aber 
nicht  eine  für  die  ReviHionsinstanz  maLitrel)iiide    Festst^'llnnir  irrevisibeln 
Rechtes  im  6inne  von  §  54t>  Abs.  1,  §  öüi  Zi^O  crbüclit  werden;  denn  es 
ist  Yom  Standimnkte  des  Bentfnngsgericbtes  ans  unreine beiüafige Bemerkang, 
anf  der  nach  seiner  Meinnng  die  Bntscbeidnng  gar  nicht  beruhen  soll,  and 
die  vttUig  beherrscht  ist  von  der  irrigen  Auslegung  des  §  774  Abs.  1  BGB. 
In  Wirklichkeit  geben  die  angeführten  Bestimmungen  des  C.  C.  eben  so  weui*,' 
AnlaÜ  in  der  Annahme,  daß  eine  ^nr  Zeit  der  Befrieditrnnj?  des  Gläubigers 
durch  den  {)ür<ren  noch  irar  nicht  fällig  geworden«'  und  von  diesem  daher 
auch  nicht  berichtigte  Zinsforderung  auf  ihn  überginge.    (Wird  auf  Grand 
des  fransösiscben  Eecbts  weiter  ansgeftthrt.)  Demnach  bat  der  Kläger  von 
der  Beklagten  nnr  die  geaetalicfaen  Zinsen  nach  §  246  BOB  In  HSbe  tos 
4  Frosent  an  fordern. 

Locus  regit  actum.  -  Art,  11  EG  a.  BGB.  —  Bürgschafts- 
erklärung. —  Ort  des  VertragssMusses  ist  der  Ort,  wo  das 

Angebot  angenommen  wird. 
MG  12.2.  06;  R^p.  VI  343/06. 

Gründe. 

Der  Beklagte  ist  in  diesem  Prozeß  in  Anspruch  genommen  ans  einem 
am  2. 11.  OB  zu  Ulm  Ton  ihm  nnterachnebenen  „Bärgscbeia*,  der  so  laotet; 
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„Ich  Endesanterzeichneter,  Kaufmann  J.  S.  aas  Ulm  a.  D.,  übernehme 
hiermit  für  die  Firma  W.  &  Co.  in  ätattgut  RfiUwtachiUdoeriBcbe  BfligsdiAft 
in  Hohe  von  dreitiuseiid  Mark." 

Zu  bemerken  ist  dabei  übrigens,  daü  der  Beklagte,  wie  unter  den 
Partetoi  feststeht,  dsanls  in  WlrklÜhkeit  nicht  KftoimAnn  war.  Die  Klage 
ist  in  heiden  vorigen  Instansen  deshalb  abgewiesen  worden,  weil  der  Bürg* 
soihaftserlcl&rang  wegen  Mangels  jeder  Bezeichnung  des  Gläubigers  und,  ab> 
gesehen  vom  Botrafrc  dor  Hauptschuld  in  der  Urkunde  dii  >:»  si  t/lirh  erforder- 
liche Sdiriftfnrin  fehle,  und  sie  deshalb  rechtsunwirksam  sei.  In  den  Vor- 
iutitaiuseii  hatte  die  Klägerin  eventuell  noch  geltend  gemacht,  daij  in  der 
Urkonde  anch  ein  Kreditanftrag  zugunsten  der  Firma  W.  d  Co.  gefunden 
werden  hflnne,  welcher  der  Sehriftfona  nlcfat  bedurft  haben  würde;  dieses 
Vorbringen  ist  mit  Recht  carflckgewiesen  worden,  da  es  hier  in  Wirklichkeit 
an  ji  (!•  r  Voraussetzung  eines  Kreditauftrages  fehlt,  nnd  die  KUgerin  ist  in 
dieser  Instanz  d^iranf  .nnrh  nicht  Tinrdrkf^ekommen. 

Auch  waäi  die  Bürgbchafi  anlangt,  iat  dem  Berufungsgerichte  darin  bei- 
antreten,  dafi  sie  wegen  Hangels  der  Sohrifttonn  keine  Rcehtswirknng  haben 
Innn,  so  dafi  es  Aranf,  ob,  wie  die  Kllgerin  behauptet^  die  Urkunde  Ihr  mit 
dem  Willen  des  Klägers  von  W.  i&  Cu.  zur  Sicherstellung  des  Kaufpreises 
für  dieser  Firma  zn  liefernde  Waren  nbersandt  worden  ist,  nicht  ankommt. 
Die  der  Rntseluidung  gegebene  Begründung  kann  freilich  nicht  in  jedem 
Funkte  gebilligt  werden,  vor  allem  nicht  in  Ansehung  des  iiier  maügebeuden 
Srtlicben  Becfates.  Unsweifelhaft  ist,  daB  Axt.  11  Abs.  1  BG  s.  BGB  hier 
rar  Anwendung  n  kommen  hatw  Daraos  ergibt  sich  allerdings  snniehs^  daß 
es  jedenhtlls  genflgsn  würde,  wenn  die  Formvorschriften  des  deutschen  Rechtes 
hier  heohachtet  sein  sollten.  Der  erki miitide  Senat  hhnt  es  freilich,  wie  er 
schon  in  einem  t^rteile  vom  12.  V).  o.'i  in  Sachen  //  Ehtfr.  wider  Prinz  t?.  A., 
VI  3  05'*)  ausgelührt  liat,  ab,  auch  unter  der  ilerrächuft  des  B(tB  diu  frühere 
Praxis,  wonach  Vertragsobligationen  im  Zweifd  nach  dem  Rechte  des  Er- 
füllnngsortea  beurteilt  wniden,  als  maBgebend  ansuaehen;  aber  er  nimmt  an, 
daß.  wenn  das  solche  iSchuld Verhältnisse  beherrschende  Recht  nicht  das  des 
Erfüllungsortes  ist,  dann  dem  rersniiiilstatute  des  Fkhuldners  zurzeit  des 
Vertrafjsabschlusses.  sei  (liese.s  nun  hier  das  Recht  des  Wohnortes,  oder  das 
des  lieiiaatstaates,  diente  Bulle  zukommt.    Da  nun  der   Beklagte  nicht  nur 

im  Deutschen  Reiche  wohnte  und  wohnt,  weshalb  er  auch  nach  §  969  Abs.  1 
BGB  die  Verbindlichkeit  dort  zu  erfttllen  haben  würde,  sondern  auch  ohne 
Zweifel  ein  Deutscher  war  und  ist,  so  sind  sicher  hier  die  deufsrlien  Hesetze 
die  ,f[ir  das  den  Ge?fnstanii  des  Hpcht«»irp'^rh;ift'<  bildende  Heeht.sverlialtnis 
maßgebenden"  Aber  mit  Unrecht  hat  das  Berufuugsjgericht.  die  Auslühruiit^en 
des  LU  billigend,  es  verneint,  daß  es  gleichfalls  genügen  würde,  wenn  nur 
die  sehwdMrlschen  EV>rmTorschriften  eingebalten  wftren,  Ton  denen  die  Klftgerin 
in  erster  Inatans  behauptet  hatte,  dafi  nach  ihnen  die  Iragllche  Bflrgschaft 

*)  Abgedruckt  Zuch.  XVI  3^4. 
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jedenfalls  gültig  nbernommen  sein  würde.    Es  genützt  eben  nach  Art.  II 
Abs.  1  Ef>  für  die  Form  „die  Beobachtung  der  Gfesetzc  des  Ort^, 
das  Rt'clitsgeschäft  vorgenommen  wird."   Das  LG  hat  nun  hier  irri^'»  r  Weis^ 
als  das  in  Frage  kommende  Rechtsgeschäft  die  empfangsbcrltirftige  Erklärung 
deo  Beklagtra  uig««elwn,  weldu  ja  alMii^  ii  ül»  abgegebeo  IiL  Dv 
.§  766  BOB  fordert  aber,  wenn  wach  nnr  dieachrffllldieBrfceiliiiigderBarg- 
schaftserklärung,  nicht  auch  eine  schriftliche  Annahme  der  letxteteB 
(vgl.  Entsch.  d.  RG  in  Zivils.  LVII  67).  so  doch  jene  Schriftlichkeit  nicht 
für  die  Gültigkeit  der  einseitigen  Erklärnng  als  solcher,  sondern  für  die 
Gültigkeit  des  Bürgschafts  Vertrages,  and  dieser  Vertrag  würde  im 
vorliegenden  Falle  in  Solothurii  abgeschlossen  sein,  da  dort  da^  Angebot  des 
Beklagten  von  der  Klägerin  angenommen  sein  wfiide.  Dm  BechtegeeeWt 
des  Vertragnehlonet  wird  nllmUcli  dort  «vorgenommen*,  wo  die  Wfllens» 
etnignng  nstande  kommt,  wo  der  Antrag  des  einen  Teiles  von  dem  andern 
angenommen,  bezw.  dessen  Annahmcerklärang  abgegeben  wird,  sowohl  nach 
deutschem  Recht  (§  151  BGB)  als  auch  nach  schweizerischem  (Art.  8  des 
Schweizer  OhUjfationciin ( litp.s).    Dem  Art.  11  Abs.  1  Sat?;  2  fregrenüber 
i.sf  t's  nicht  von  ikdeutung,  daß  früher  manche  iSchriftsteller  deu  Satz  locus 
regit  actum  bei  Vertragssohliefloogen  nnt<ff  Abwewmden  dahin  veretandeii 
haben,  daft  die  Form  des  Qesohtitee  den  Qesetien  beider  in  Betraoht  hem- 
menden Orte  Genüge  tan  müsse.   Das  Gegenargument  des  LG,  dafi,  wen« 
die  Beobachtunt;  der  vom  Gesetze  des  Empfangsortes  der  Erklärung  vorge- 
srhripbenen  Form  genügen  sollte,  die  strengere  Form  Vorschrift  des  Personal- 
üLatutes  des  die  Erklärung  Abgebenden  „umgangen'  werden  könnte,  ist  ganz 
verfehlt.    Vielmehr  ist  für  einen  solchen  Fall  diese  strengere  Formvorschrift 
nadi  Alt.  11  Abe.  1  Sata  2  BG  von  Tornliev^  nidit  gegeben,  und  von  eintt 
Umgehung  kann  dah«r  gamicht  die  Bede  sein.  Ete  wäre  andi  nicht  ab- 
xnseben,  weshalb  es  einen  Unterschied  machen  wllte,  ob  der  inländisch« 
Kontrahent  sich  persönlich  ins  Aii-slund  begibt,  nm  dort  das  Geschäfi  ab/u- 
srblieBen,  oder  oh  er  seinen  Antraft  (hirrh  Zusendung  oin»'r  '^rhriftliihen  Er- 
kliiniiit;  ilortliin  ^i-langen  läßt.    Wuui  auch  jetzt  noch  iiisweileu.  z.  Ö.  von 
Planck  i^BüB  Bd.  VI  (Aull.  3),  ]3em.  4  zu  Art.  11  ts.  4ö  f.)  jene  aadeit 
Ansicht  vertreten  wird,  so  ist  das  eben  nicht  su  biUigen. 

Was  nun  «nUehst  das  deutsche  Rcofat  betrifft»  so  ist  in  der  TU 
nach  dessen  Vorschriften  durch  die  obige  Urkunde  eine  gültige  Yeibfiigasg 
keinesfalls  zustande  an  kommen  (Dies  wird  ansjrefübrt 

Die  Klilsorin  hat  aber  auch  mit  Unrecht  in  der  ersten  Instanz  behauptet, 
daß  bei  Anwendung  dc2>  ächweize Tischen  Hechtes  die  gegenwärtig  vor- 
liegende Frage  anders  als  nach  deutschem  sa  entscheiden  sein  würde.  Zs- 
▼ftiderst  stimmt  die  Definition  des  BlIrgschattsTertrages  in  §  765  BOB  imt 
wörtlich  mit  der  in  Art  489  des  Schweber  Obligationenrachtea  enthaltenen 
überein.  Nach  Art.  491  des  letzteren  bedarf  sodann  die  Bürgschaft  zu  ilirtr 
Gültigkeit  der  schriftlidi.  n  .Vertragsform",  r.n  welcher  narh  Art  VI  Abs.  1 
daselbst  die  ünterscbrifteu  aller  Personen  gehören,  die  durch  den  Vertrag 
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Tcrpflicbtet  werden  mIIoh;  so  dafi  sldi  fOr  die  Form  der  BUrgichaft 
daanlhe  ergibt,  was  in  |  766  BOB  bertimmt  ist  Freilicb  flndet  sich  bei 

Schweizer  Schriftstellern  öfters  die  Bemerkung,  die  Person  des  Qläubigers 
braochc  in  der  RUrj^schaftsurknnde  nicht  bezcirhn't  zn  sein  (so  Ha  her  st  ich, 
Handbuch  d.  Schicvis.  (Jhligafionenrechts  II  iJU'J ;  Schneider  (u.  Fick), 
Schweiz.  Obliguiionentechl,  kleinert-  Aus^.  (Aufl.  3),  Bern.  4  zu  Art.  491, 
S.  383,  und  größere  Ausg.  (Aufl.  2),  Bd.  ü,  Bern.  4  zu  Art.  491,  S.  66(5; 
Hafner 'Göll,  Sdkweig,  OMigaiümenreeki  (Anfl.  2),  Anm.  3  lu  Art.  491, 
8.  286)  und  AlinlldiM  findet  sieh  in  einem  ürtdle  des  sdiweiiensclien  Bnndes- 
g^ricbtes  vom  Jahre  181)7  fv^'l  Jicruc  der  OßriehtsprciSBis  im  Q^UU  dea 
Bundeszivil rechts  Bd.  XV  .\.>,  (iö  Ziff.  2  , 

Aber  damit  ist  entweder  mir  y:enu  itit,  dal)  nicht  gerade  ein  bestimmter 
Gläubiger  in  der  Urkunde  a  u  .s  d  r  ü  c  k  1  i  c  h  genannt  zu  sein  brauche,  oder 
es  kann  die  Ansicht  eben  auch  nach  üciiweizerischem  Rechte  nicht  fUr  richtig 
gehalten  werden. 

Grundstückveräußerunff,  —  Jrü.  11,  SO  EG  $t.  BGB; 

Art.  318  BGB. 

BG  3.  3.  00;  Bank  [Ar  Immobiliarbesitz,  Berlin/ Graf  U.  Benael- 

Stemau;  Rep.  V  372105. 

Die  Entscbeidong  Aber  die  eingelegte  Revision  hängt  von  der  Beant- 
wortnng  der  Frage  ab,  ob  die  Formvorschrift  des  §  313  Abs.  1  BGB  aaeb 

auf  solche  Verträge  Anwendung  findet,  durch  die  sieb  der  eine  Teil  ver- 
ptlichttt.  das  Eigentum  an  einem  im  Auslände  gelegenen  Grundstücke  zu 
übertrafen  Dies  war  im  Geigen gatz  zu  den  in  hejahendem  Sinne  ergangenen 
Entscheidungen  der  Vorinstanzen  zn  verneinen. 

Es  könnte  zunächst  in  Fratge  kommen,  ub  sich  die  Unanwend barkeit 
der  in  Rede  stehenden  Fotmvorscbrift  auf  anslftndische  Qrandstflcke  nicht 
schon  ans  der  Entstehnngsgescbidite  nnd  dm  Inhalt  des  §  313  BGB  ergibt, 
namentlich  da  in  Abs.  2  eine  Heilung  des  Formmangels  durch  Auflassung 
und  Grundbuchcintragung,  also  durch  Rechtsakte,  die  dem  deutschen  Recht 
eigentilmlirli  sind.  znf?elRs«?en  ist.  Indessen  braucht  anf  diesen  Gesichtspunkt 
nicht  weiter  ein<it'{j;angen  zu  werden,  da  jedenfalls  die  liestiuiuiungej»  des 
EG  K.  B(iB  über  das  sog.  internationale  Frivatrecht  zu  demselben  Ergebnis 
fahren.  Die  Yorinstanaen  sind  hier  freilicb  insofern  abwelcliender  Ansicht, 
als  sie  die  Anwendung  der  anslftndiscben,  fOr  Gmndstüclcverlinfieningsvertrftge 
geltenden  Formvorschriften  dttrcb  die  Gerichte  des  Deutschen  Reichs  auf  Grund 
des  Art.  30  EG  z.  BGB  fOr  an^escblossen  erachten.  Dem  kann  jedoch  nicht 
beigetreten  werden. 

Wie  da-s  Reiehägericht  bereits  in  dem  rrfeilc  vum  21.  05.  Entsch.  d. 
RQ  in  Zivils.  LX  296,  ausgesprochen  hat,  liegt  ein  Vcrstoti  gegen  den 
Zweck  eines  dentsclien  Gesetaes  im  Sinne  des  zitierten  Art.  Sü  nur  dann  vor, 
wenn  der  Dnterschied  iwisclien  den  staatspolitiscben  oder  sozialen  An> 
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uchauuDgeu,  auf  denen  das  nach  den  Vorschriften  des  internationalen  Privat* 
rechts  an  sich  oMBgebende  Rocht  des  Ansluides  und  das  daTon  abwetehende 
dentsdie  Becht  beruhen,  so  erheblich  ist»  daß  die  Anwendong  des  ansitodischfli 
Rechts  direkt  die  Grondla^^cn  des  di  tit:>clien  staatlichen  oder  wirtschaftlichen 
Lebens  angreifen  würde.    Davon  kann  bei  der  Funnvorsdirift  (i(  s  ^  BGB 
nicht  die  Rede  sein.    Nach  den  Motiven.  v<rl.  I  189  zu     .'?.')  1  Entw..  ist  für 
die  Erschwerung  deü  Vertragschlusüeü  Uber  Grandstücke  durch  Einführung 
der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form  in  erster  Linie  die  Rücksicht  darauf 
bestiaunHid  gewesen,  dafi  der  Gmndbesits  die  natflrliche  Onmdlage  ttr  die 
SefihafUgkett  der  Bevölkemag  bildet  nnd  diese  sosiale  Bedentvng  ihm  anch 
nicht  durch  die  infolge  der  modernen  wirtschaftlichen  Entwicklung  gestit^'»'ne 
Bedeutung  des  Mobiliarwertbcsitzes  verloren  gegangen  ist     In  derselben 
Richtung  bewegten  sich  die  Erwägungen  der  zweiten  Komnüi»sion,  die,  indem 
sie  den  erwähnt^^n  F<»rm2wang  beibehielt,  dabei  auch  noch  die  Notwendigkeit 
betonte,  die  weniger  gewandte  bäuerliche  Bevölkerung  gegen  übereilte  Kiirfe 
Qttd  Verk&nie»  namentlidi  soweit  derartige  Geschfifte  im  Wirtsbaase  T«r- 
liandelt  so  werden  pflegen,  zu  schlttsen  nnd  die  ZerspUtterang  des  Gntsd 
und  Bodens  durch  parz*  11it>n  ndc  GüterichUlchter  zu  verhüten  {vgl.  die  von 
Ach  in  es,  Spall  II  und  (icblut)  d  heransgctr'^MUtüi  Pntioldlle  <Jcr  ztreiten 
Kontmiösinn  I  4.")!),  4B1).    Es  bedaif  keiner  Atistiiliruni?,  d.iß  man  bei  alKn 
diesen  Erörterungen  nur  die  deutsche  Bevölkenini;  im  Augu  hatte  und  nar 
deren  Interessen  zu  wahren  bedacht  war,  hingegen  die  zum  Teil  vOllig  Te^ 
schieden  gearteten  VerhftltniBse  des  Ansiandes  gftnslich  auBer  Betradit  UeA. 
Darnach  bietet  die  Vorschrift  des  Art.  30  EG  s.  BGB  kein  Hindernis  ftr 
die  Nichtanwendung  des  |{  818  BGB  auf  ausländische  Grundstücke  und  es 
fragt  sich  nur,  ob  die  das  inteniationale  Privatrecht  betr<  ITcnden  reichs- 
gesetzlichen Bestimmungen  positiv  die  Anwendung  des  Hechts  des  Aus- 
landes in  dem  in  Frage  kommenden  Falle  vorschreiben.   Dies  ist  zu  bejahen. 
Allerdings  findet  sich  der  Satz,  daß  bei  Verträgen  über  ansliindische  Gmad* 
Stacke  das  Erfordernis  der  Form  nach  den  Gesetaen  des  Orts,  wo  das  Qioad- 
stflck  gelegen  ist,  sn  iMiirteilen  sei,  nirgends  ansdrflcklich  ansgeqmichen. 
Denn  Abs.  2  des  Art.  11  EG  z.  BGB  bezieht  sich  nur  auf  die  Form  der 
dinglichen  Rechts<resrhäfto  und  besagt  in  Verbindung!;  mit  der  Vorschrift  de« 
Abs.  1  Satz  2  ebendii  nichts  wcit<T,  als  daü  bei  dinglichen  Rechtsgeschäften, 
gleichviel  wo  sie  vorgenommen  werden,  die  Form  stets  denjenigen  Ueset/en 
entsprechen  nnifi,  die  für  das  dingliche  RechtsverhiUtnis  maßgebend  sind;  es 
wird  aber  nicht  gesagt,  welche  Gesetse  dies  sind.  Gleichwohl  lißt  sich  die 
Beantwortung  der  letzteren  Frage  aus  Abs.  1  Sati  1  des  Art.  11  entDebnai. 
Nach  dessen  allgemeiner  Fassung  unterliegt  es  k(  ini  m  Bedenken,  bei  Rechts- 
geschäften, deren  G»^'enstand  ein  Grundstück  bildet,  dir  lirtlidun  Gcseüe 
als  maßcrebend  anzusehen  utul  demgemäß  diese  Gesetze  ehue  Unterschied,  ob 
es  sich  um  dingliche  oder  persunlicbe  Rechtsbeziehungen  handelt,  insbesondere 
also  andi  b(d  d«r  Entscheidung  der  Frage,  ob  und  welchem  Formswwge 
obligatorisdie  Ver&nflerangSTertrKge  onterli^en,  aar  Anwendung  so  briogco. 
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Daü  erscheint  um  so  mehr  gerechtferti^,  als  das  frühere  Hecht  auf  dem 
gleiolMD  Standpaakt  aiefa  befand  (vgl.  für  das  prenfi.  Recht  §  115  ALR  I  5, 
fttr  dM  gemeine  Becht  Dernburg,  BimdekU»  Bd.  1  §  47,  Winäsehtia, 
Pandekten  Bd.  I  $  36),  nnd  nicht  eniditlicb  itt,  daß  man  bei  der  feiebs- 
gesetzlichen  Kodifiziemng  der  Recbtnittterie  tod  diesen  Ornndafttien  bat  ab- 
welcben  wollen 

Aus  den  ant;«'fuhrten  Gründen  war  da«  ikrufongsarteil,  dessen  einziger 
Eutscheidongsgnind  die  Annahme  der  fonaellen  Ungültigkeit  des  zwischen 
Partien  gcecUonenen  Kanfvertvagee  bildel,  anfniheben.  Da  Kläger  die  von 
ibm  bebanptete  Ungültigkeit  des  Vertrages  ancb  nocb  an!  andere  ümsttnde 
stutzt,  über  die  bisber  niebt  verbaiidelt  ist,  war  die  Sacbe  gemAfi  %  566  ZPO 
in  die  Berufungsinstanz  zurückzuverweisen. 

Anm.:  Das  Urteil  entscheidet  nicht  über  den  Tatbestand  und  die 
Rechtsfrage  lUs  Falks,  wenn  im  Ausland  ein  —  obligatorischer  —  Ver- 
&ußerung8vertrag  über  deuteebe  Immobilien  form  los  gescblossdi  wird.  Es  wird 
in  dem  Urteil  auch  nicht  ausgesprochen.  daC  die  Form  Vorschrift  dtr  le.r  rci  sitae 
fUr  obligatorische  Yeränßerungsverträge  Uber  Immobilien  zwingend  gelte. 
Die  Berafnng  auf  das  IrQhere  Recht  rechtfertigt  den  Schluß,  dali  wie  nacb 
dem  älteren  Reclit  so  auch  nach  jet7TL'r'Tn  Hm  tiT  1;  Üe^^el  im  fakulfativen 
Sinn  aufgefatit  wird.  Vgl.  Zitelmunn,  InletHalittnale»  Privatrecht 
II  152,  0.  Ba  r,  Theorie  und  Prasci»  des  intemaHonalen  Privaireehts 
I  3öH  nnd  die  dort  in  der  Note  ansregebene  reiche  Literatur  und  Judikatur. 
—  Für  Dernburg'a  Meinung  hinaichUich  sowohl  des  früheren  ab  des  jetzigen 
Recbtes  ist  an  verffteieben:  f,Dae  bArgerlicke  Seekt  des  Jfeuteche»  Beickes 


Z€ssio7i.  —  Maßfjt'ljlichkeit  des  für  die  indirekte  Forderung 
maßgebenden  Rechtes  mich  für  die  Zession. 
OLG  Hamm  29.  1.  06  („Das  Becht"  1906  S.  379). 

Abgetreten  Ist  bier  das  Recbt  ans  einem  Werkrertrage.  Dieser  aber 
nntentebt  nnbedenkUcb  dem  bollftndiscben  Reebte.  Denn  er  ist  von  swd  in 
Holland  wohnenden  Vertragsgenossen  auf  holländischem  Gel^ietc  geschlossen 
worden  und  sollte  auch  auf  hollilndischem  Gebiete  erfüllt  werden.  Bei  dieser 
8achla}?e  ist.  da  die  Voranssetzun[(en  des  Art.  3()  Etr  /.  B(ili  fiir  den  Aussrhluß 
der  Anwendung  aubländiächcr  Uctietze  nicht  zutreffen,  auch  diu  hier  i>lreitige 
Frage,  ob  die  nach  der  Abtretung  an  den  ursprünglichen  Gläubiger  geleistete 
Zablung  dm  Sebnldner  befreit  bat,  ancb  von  dem  dentscben  Riebter  nacb 
hollftndiscbem  Bsebte  an  entscbeiden. 

Anm.:  Die  Entschciduni^  entsprirlit  der  hirrsidniulrii  Auffaji.^iintf. 
S.  Ztsch.  XII  1L3,  sowie  XI  und  die  dort  angeführte  Läterator,  ferner 
Ztscb.  X  284.  Tgl.  ancb  Zitelmann,  LP.R.  II  S.  d93  ff.  —  Red. 

68,  48  Börsengesetz. 
ÜQ  1.  11.  Oä;  JSe^.  1 19ö/0'>   Sächsisches  Archiv  f.  £schtspßege 

Der  Beklagte,  ein  Kaufmann  in  Charluttenburg,  halte  bt-it  dem  Jahre  190Ü 
dnrcb  die  Klägerin,  eine  Stockbroker  Firma  in  London,  an  der  dortigen 
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Böise  äok  An-  nnd  Yerlniif  voo  Wertpapieren  ansnUmii  laiMB.  Alt  die 
Kllgerin  «vf  Besahlimg  wnes  grlHteren  ihr  ans  die^n  GrachlfteB  mndmam 
Gufhabens  klagte,  erhob  er  den  Einwand,  daß  die  in  Frage  stehenden  Ge- 
schäfte Böreentermingpsrhäfte  seien  und  komm  klagbaren  Anspruch  h-- 
grttndeten.  Die  Einrcdt  wurde  in  zweiter  Instanz  für  ItrL'ninilei  erachtet 
und  die  Klage  ubgewiiüen.   Die  Revision  der  Klägerin  blieb  erlulglos: 

Die  Reviitonsklägerin  ziehtet  ihren  Angriff  gegen  die  Annilnne  dee  KO, 
dafi  die  in  Frage  flehenden  IQr  den  Klageaneprach  mafigehenden  GeMhlfte 
Börwntermingeichäfte  im  Sinne  des  BSnengeaetMS  seien.  Sie  bestreitet  im* 
heeondere,  daß  es  sich  al)erhaapt  um  Termingesch&fte  handle.  Sie  kann 
jedoch  tiiit  ihren  Ausfühninjjen  keinen  Erfolg  haben.  Das  KG  hat  mit 
einwandfreier  Begründnnfr  fistgestellt.  daß  der  Beklagte,  welrlier  in  tin 
Börsenregister  nicht  eingetmgeu  war,  durch  oder  mit  der  Klägerin  Ad-  and 
V«ricinle  von  Wcrtpaptaren  nach  den  Regeln  und  GesdAftsbcdlngnsgai  der 
Londoner  Bfirse  ahgeediloeaen  hat.  Hieravs  ergab  sich  aber  für  das  KO,  dat 
diese  Geschäfte  Fixgeschäfte  i.  S.  des  §  376  des  deutschen  HOB  waren.  Dcsn 
nach  den  Darlegungen  des  Sachverständigen  voUxieht  sich  der  Verkehr  a 
der  Londoner  Börse  in  der  Weise,  daß  nur  zweimal  im  Monat,  nm  die  Mit** 
und  gegen  Ende  dessi  Iben,  an  im  voraus  für  das  ganze  Jahr  f est bcstimmwn 
Tagen  Lieferung  und  Zahlung  erfolgt.  üegenUber  dem  an  deutschen  Bürseo 
getfttigten  Kassengesehftfte  besteht  sonach  der  fOr'die  Bntedieidnng  wvest» 
liiAe  Unterschied,  daB  Erfflllnng  nnr  unter  Einhaltang  einer  bestimntai 
Lieferungsidt  mdglich  ist.  Wenn  die  Parteien  einen  im  voraus  fcstbestimmteo 
Erfilllnngstag  zwar  nicht  ausdrücklich  vereinbart  haben,  aber  stillschweigend 
darüber  eini«;  <,'cwpsen  sind,  daß  die  an  der  Londoner  B<irse  eingeführte  Fr- 
füUun^H/i  it  und  der  hirriiueh  zu  berechnende  Kurt*  für  ihre  Geschäfte  maß- 
gebend sein  soll,  so  haben  sie  Zeitgeschäfte  geschlossen.  Die  Zeit- 
hestlmmong  ist  dabei  von  so  wesentlicher  Bedeutung,  daB  mit  ihrer  Binhaltn« 
oder  lYichtnnhaltnng  das  ganze  Geschift  steht  oder'iUlt  Hierin  liigt  skcr 
das  Wesen  des  Fixgeschäftes,  wie  das  ROHG  nnd  das  BG  in  konstsster 
Praxis  angenommen  haben. 

Dabei  ist  es  völlitr  «»leirhjjfültij^,  wi  lrhen  wirtsrhaftlirhpn  Zweck  die  hier 
in  Dt  frarht  kouiinriidc  KinrichtiiiiLT  der  Londoner  Börse  im  allgemeineD  bit 
Ebcubo  kitiiii  die  Krage  dahingestellt  bleiben,  ob  es  hiernach  für  einen 
deutschen  Kapitalisten  überhaupt  uomttgUch  ist,  andere  als  unter  das  B6a» 
gesetx  fallende  Termingeschäfte  an  der  Londoner  Btfrse  ahiusdilieflai.  Wut 
in  den  UrteUen  des  HO  (RG  XXXXIII,  91  ff.  und  XXXXIV,  52  ff.)  dargek^ 
ist,  erstreckt  sich  der  §  G8  Abs.  1  BörsG.  notwendig  auch  auf  solche  Geschifie. 
auf  welche  die  Be<rrifTsl)e3timmung  des  §  48  des  Gesetzes  nur  entspr«!i  rii 
angewendet  werden  k.\uu.  Daß  speziell  die  an  der  Londoner  Korse  umi 
den  Regeln  dieser  Börse  jier  media  und  per  ullimu  getätigten  Au-  nod 
Verkäufe  Ton  Effekten  als  BOrsentermingeschäfte  i.  S.  des  deutschoi  Gcnttw 
erscheinen,  hat  dar  erkennende  Senat  bereits  in  d«n  Urtüle  vom  1&  i  OB 
(Rep.  I  64/03)  anerkannte  In  gleicher  Weise  hat  das  Haas.  OLG  HssiNif 
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in  seinem  eingdieiid  bograndeUn  Uftdle  Tom  7. 4. 03  (Sana.  Oer.-Zig.  1905 
Hanptbl.  8.  145  Jf.)  entecbieden. 

Besclieinigmifj  eines  Baseler  Notars  über  Eintraffungen  im 
Baseler  ffandelsregister  unter  Bescheinigung  der  Zuständig- 
keit des  Notars  durch  den  deutschen  Konsul. 
KG  I.  ZS.    Beschluß  v.  2S'.  11.  or>. 

.  .  .  Die  Lö.srliung  von  Hypotheken  ist  auf  Tiruiul  einer  Lttschuiii^s- 
bewiliigung  beantraj^t  worden,  unter  der  sich  der  Sl^mpelabdruck :  A'.-liauk, 
die  Untenduiften  E.  H.  imd  F,  S.  und  folgende  Beeobdnigungen  befinden: 
.Der  OBterseidiaete  SBentliche  Notar  m  Baad  beeobeinigt»  dftß  die 
ihm  persönlich  bckmintm  E,  IT.,  Mitglit  d  der  Direktion,  und  F.S.,  Prokurist 
drr  .Y.-Bank  in  Basel,  wclclic  ht  iiliii  Ilirren  lant  Eintrag  im  Handelsregister 
des  K:nitons  Basel  Stadt  für  die  A'.-Bank  die  kollektive  Unterschrift  lühren, 
vorülebeude  Firuiuuzeiclmuiig  uebüt  ibreu  Uat^rscbriften  vollzogen  haben, 
sowie  daß  sie  in  angegebener  Form  die  genannte  AktfengeseUscbaft  in  ver- 
pllicbten  belogt  sind.  (Datnm,  Stempelabdmck  und  Untetscbrift  des  Notars.) 
Q^hen  zur  Legalisation  und  rar  BegUnbigtmg  der  Zostbidigkeit  Der 
kaiserlich  deutsche  Konsul." 

Das  A(i  hat.  weil  Nutare  über  den  Inhalt  von  Handelsregistern  Be- 
scheiuiguQgeu  uicbt  erteilen  kuuuten,  eine  Frist  zur  Beibringung  eines  Aus- 
inges ans  dem  Handelsiegitter  der  Stadt  Basel  gestellt.  Die  Besdiwerde 
wnxde  nntw  Hinweis  anf  «ToArdiicA  XVI  26  anrflokgewiesen.  Die  weitere 
Besdiwerde  hatte  Erfolg. 

Gründe 

Die  angezogene  Entsrheidnng  stützt  sich  auf  Art.  23  prenß.  EG  vom 
24.  7.  Gl  zum  HUB  und  kann,  da  diese  Bestimmung,  soweit  sie  nidit  schon 
Infolge  Rdchsgeseties  auOer  Kraft  getreten  ist,  nnbesebsdet  der  hier  nicht 
in  Betracht  kommenden  Übergaagsrorscbrilten  dnrdi  Art.  8  AQ  s.  HOB  auf- 
gdioben  ist,  unmittelbare  Bedeutung  nicht  mehr  beanspruchen.  Nach  den 
jetzigen  Oesptzen  gilt  folgendes:  Im  §  3H  GBO  ist  von  dem  Nachweise  der 
iklugnis  eines  i^rokuristen  zur  Vertretung  einer  Aküciigesellscbaft  nicht  die 
Rede.  Das  KG  hat  deshalb  {Jahrbuch  XX  73)  angenommen,  daß  der  §  33 
anf  diesen  Nachweis  nicht  xatreSe.  Die  Frage  kann  aber  hier  dahingestellt 
hldhen.  Bbemo  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  der  §  33,  der  an  sidi  nur 
die  Beweiskraft  der  Zotignisse  deutscher  Registergerichte  regelt,  auf  dif  Zeug- 
nisse ausl indischer  RegistcrgerirTtte  oder  sogar  für  Fälle,  in  denen  die  Führung 
des  ausländischen  Handelsrcgistera  einer  nicht  richterlichen  Behörde  Ubertragen 
ist,  wie  dies  für  den  Kanton  Basel  Stadt  geschehen  ist  {Schneider' Ficht 
SehwdM.  ObliffoHanenrecht  8. 924),  anf  die  Zeugnisse  der  mit  der  Fflbntng 
beauftragten  Behörden  entsprechend  anzuwenden  ist.  Denn  auch  wenn  diese 
Fragen  zugunstOU  d«  Beschwerdeführerin  entschieden  weiden,  so  führt  der 
§  33  doch  nicht  snr  Anordnung  der  verlangten  Löschung,  da  ein  Zeugnis  der 


Digitized  by  Google 


334 


Reelitapffecliaiig:  Dentaehliaid. 


Registerbehördc  der  Stadt  Rasel  über  die  Eintraprnng  der  rnterzeichncr  di  r 
Löschungsbewilligung  als  ^'urstandsInitglifd  und  Prokurist  der  Aktientiesf  11- 
schaft  und  Uber  die  Eintragung  ibrer  kollektiven  Vertretungsbefuguiü  nicht 
vorgel^  ist.  Selbst  die  Unmöglichkeit  der  Beibringung  eines  Bolchen  Zeug* 
nisses  d»  RegisterbdiQide  wfltde  m  diuna  andeceD  Ergebnis  Hiebt  fllbxcii. 
da  daiaiis  nur  folgen  wArdSt  daS  Uta  Nacbwels  in  Gemftfllieit  oder  in  eai> 
sprechender  Anwendung  des  §  33  nicht  geführt  werden  kann. 

Der  §  33  ist  aber  keine  ausschließliche  Vorschrift  in  dem  Sinne.  daS 
der  Nachweis  der  darin  bezeichneten  Tatsachen  mindestens  für  anslntiJis<  he 
Verbältnisse  nur  durch  ein  Zeugnis  des  Gerichts  über  die  Eintragung  im 
UandeUr^pster  gefObrt  werden  könnte.  Sr  will  den  Verkehr  !flr  dnige 
Fille  erleichtem,  scbliefit  abw  den  allgemeinen  In  §  29  enthaltenen  Grondsati 
nicht  ans,  dafi  die  zn  einer  Eintragung  erforderlichen  BrUirangen  dnidi 
öffentliche  oder  öffentlich  beglaubigte  ürknndoi,  andere  Voranssetzungen  der 
Eintragunt^  durch  öffentliche  Urkunden  bewiesen  werden  können  (vpl.  Jahr- 
buch XXIV  Nach  diesem  allgemeinen  Grundsatz  kann  die  Erbringunir 
des  Nachweises  dafür,  daß  im  iiandelsregister  des  Kantons  Basel  Stadt  ein- 
getragen ist,  E.  H,  sei  Mitglied  dar  IHtdctton  nnd  F,  S.  sei  Frokurist  der 
AktiengesoUiohaft  X-Bank  in  Basel  nnd  beide  seien  kollektiT  berechtigt,  die 
Oesellsebaft  sn  verpflichten,  nicht  bemängelt  werden.  Denn  diese  Tatesdie 
der  Eintragung  im  Handelsregister  ist  durch  den  Notar  V.  in  Basel  bescheinigt 
und  ;lif>  7'!«f iindigkeit  des  Notars  znr  Ab;?abe  solcher  Bescheinigung  ist  vom 
deutschen  Konsul  in  Basel  beglaubigt  w(jrden.  Tjetzt«re  Beglaubigung  genügt, 
um  die  Zuständigkeit  des  Notars  zur  Bescheinigung  des  Inhalts  ded  UantleU- 
registers  ra  beweisen.  Denn  die  dm  dentscban  Konsoln  nach  §  U  des  Kos* 
snlargesetses  anstehende  Befngnis  aar  Iiegalisation  der  in  ihrem  Amtshesirk 
ausgestellten  oder  beglaubigten  Urkunden  nmhiBt  oder  auch  die  Befognis  sor 
Bescheinigung  der  amtlichen  ZostSndigkdt  des  Ausstellers  dw  legalisierten 
Urknnde  {Jakrbmh  XVII  116). 

Nachlaß  eines  Ausländers.  —  Testamentswllstrecker^  — 
Grundstück  in  Bayern  gelegen, 
LG  Straubing  14.  IL  06. 

Der  österreichische  Staatsangehörige  Wefueel  S.  hatte  im  Januar  1905 
in  München  ein  holoprapbisrln  s  Testament  errichtet.  Nach  seinem  im  Fe- 
bruar liH).')  ( rfolgteii  Tode  wurden  die  Nachlaßvcrhandlungen  beim  k.  k.  österr. 
Bezirksgerichte  N.  gcpüogen.  Der  ernannte  Test&mentSTollstrecker  Anton  S. 
stdlte  bei  dem  Omndbnchamte  des  bayerischen  AG  N.  den  Antrag :  Dss  ia 
Bayern  gelegene  Omndstllek  des  Erblassers  auf  die  Erben  nmansdueibeo. 
Der  Testamentsvollsfri  ( 1<(  r  übergab  lediglich  eine  vom  Nachlaßgerichte  be 
ijlanliitite  Abschrift  di  s  restaments  und  erklärte  sich  bereit,  ein  Erbsclwft*- 
zeuü'iii.s  nachf  räglich  t  inzureirhrn.  Das  Orundbuchamt  wieg  den  Antrag  ab, 
weil  ein  von  einem  deutschen  Gerichte  ansgestellter  Erbsebein  notwea^ 
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sei.  Die  Beschwerde  des  Testamentsvollstrf rkers  wurde  als  anbegrUndet 
ZHfflrk^rrwiesen,  im  wesentlichen  ans  folgenden  OrUndfn  Dir  Antrag  ist 
von  Anton  S.  als  Testamentsvollstrecker  gestellt ;  seine  Ernennung  ist  nicht 
in  einem  notariellen  Testamente,  sondern  in  einer  Privatorkunde  erfolgt.  Um 
als  Antn^csteHer  rogelassen  ni  werdes,  mnB  der  TeitameotevoUftredcer  ein 
Zeagnii  de«  deutschen  Naohlafigeftehta,  hkx  des  nadi  L«ge  des  OnmdstScks 
örtlich  zuständigen  AG  N..  vorlegen.  Hangels  eines  solchen  Zeugnisses 
(g§  2368  BGB,  36  GBO)  ist  der  gestellte  Antrag  znrHckzawcison.  Dem 
Antrage  konnte  aber  auch  deshalb  nicht  stattgegeben  werden,  weil  nach 
%  36  Abs.  I  GBO  der  Nadiweis  der  Erbfolge  nur  dorch  einen  Erlnchein  ge- 
fOlirt  werden  laam,  der  von  dem  mstladigrai  deotadien  Gtodchtc  geni&B 
§  8969  BOB  und  %  76  FQG  ausgestellt  Bein  miifi. 

LegiMmaüon  iatsländischer  TestamentsvollsiredDer. 

OLG  Hamburg  10.  7.  06  (Hans.  (hr.-Zig.  1906,  BHbL  S,  299.) 

Die  Beschwerdefabrer  haben  das  obea  beieiehnete  Qmndstttelc  das 
anf  Namen  des  britisdien  Staateangehörigen  Johann  Carl  Gustav  M.  im 

Gmndbuche  eingetragen  steht,  nadi  (h  ssen  am  IH  12  02  in  Barmstedt  er- 
folgten Tode  an  Gusfar  Adolph  L.  aufpHasscn  unil  v(-rlangen  mit  diesem 
gemeinsam  dessen  Eintragung  als  Eigentümer.  Zu  ihrer  Legitimation 
baben  sie  sidi  anl  ein  Ton  dem  Erblasser  in  England  Tor  svei  Zeugen 
erriclitetes  Privattestament  beaogen,  In  welcbem  sie  an  Testa- 
mentsTolIstreckem  eingesetzt  sind.  Das  Grundbncbamt  AbteÜnng  III  hat  die 
Eiiitra^nfi:  beanstandet  und  in  ciiuT  sog.  Zwischenvcrfflj^iTip  vom  12.  4.  Orj 
den  Antragstellern  auferlegt,  durch  ein  Zeugnis  de.s  zuständigen 
deatschen  Nach laügerichts  den  Nachweis  zu  erbringen,  daü  die  Yer- 
Attfler»  des  Grandstfloks  mr  Yerfflgung  ttber  die  inUndisehen  Nae1ila6- 
gegenstinde  JT«.  als  Testamentsrollstrocker  berechtigt  seien. 

Die  weitere  Beschwerde  gegen  ifeii  zunirkwi  isenden  Beschluß  des  LG 
ist  damit  hegriimiet  worden,  daß  §  Sfi  Alis.  2  (iliO  sicli  nnr  auf  deutsche 
Testamentsvollstrecker  beziehen  könne,  liaü  mithin  der  (irundbuch- 
ricbter  die  Frage,  ob  das  vorgelegte  Testamemt  nach  englischem  Hecht  die 
Testamentsvdlstreeker  als  solehe  avswose,  selbst  an  prflfen  habe  ^  wie 
solches  in  gleichliegenden  Flllen  Ton  den  anderen  Abteilnng^  des  hiesigen 
Grnnd1)uchamt8  auch  wiederholt  geschehen  sei  —  und  daß  zu  Bedenken  be- 
sflgüch  der  Legitimation  der  Testamentsvollstrecker  kein  Anlaß  vorliege. 


Nach  §  2y  UBU  soll  eine  Eintragung  itu  (Grundbuch  nur  erfolgen,  wenn 
nicht  nnr  die  dazu  erforderlichen  Erklirnngen,  sondern  auch  die  anderra 
Voranssetsnngen  der  Eintragung  durch  öffentliche  Urkunden  nachgewiesen 

werden  Zn  diesen  Voranssetzangen  gehört,  wenn  der  eingetragene  Berechtigte 
verstorben  ist,  die  Ij  e  g  i  t  i  m  a  t  i  o  n  seines  Nachfolgers  oder  des  sonst 
zur  Verfügung  Befugten,  filr  welche  die  maßgeblichen  Bestimmungen  in 
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§  36  GBO  getroffen  sind.  Kach  diesen  kann  der  Nachweis  derBibfolge  nur 
durch  einen  Erbtchein,  der  Ausweis  des  TestamentsrollstreckerB  zur 
Verfflgimg  über  einen  NachUfigegensUnd  nnrdorcheining  2368  BGB 

vorgesehenes  Zeugnis  geflllirt  werdeO}  es  sei  denn,  da6  eine  in  einer  öffent- 
lichen Urkunde  enthalteno  VirfilgnTi^  von  Todes  wc^cn  doii  Narliwti.s  kiiir 
erlirilrhte.  Da  ein  öffeTitlidi  beurkundetes  Testament  des  Erblasstrs  nicht 
vorliegt,  so  bedarf  es  aUu  nach  §  36  Abs.  2  zit.  eines  vom  zuständigen  ^ach- 
laßgerichte  dem  Vollstrecker  erteilten  Zeugnisses.  Daß  dieser  Faragraph  wf 
anslftndische  TestamentsrollstFecIter  keine  Anwendung  linde,  ist  eine  Arnisime 
der  BeschwMdeifihrer,  die  in  den  Oesetsen  keine  8ttttae  findet,  Tiefandir 
oinem  Grundgedanken  der  Gesctsgehnng  widerspricht.  Denn  diese  weist  die 
Prüfung  d  L' r  E  r  b  be  r  e  c  h  t  i  frn  n  p;  en  nnd  der  sonstigen  Rechte 
an  f  i n e m  N  a c h  1  a  B  g  r  ii  ti  d  .s  ä  t  z  1  i  c  Ii  dem  N  a c h  1  a ß g e  r  i c h t e  z a 
(§  2353  ß.  BGB),  während  es  den  Grundbuchrichkr  von  solcher  Prüfung  ent- 
lastet nnd  ihm  lediglich  zur  Pflicht  macht,  die  oben  bezeichnete  Zeugoisse 
sn  Terlangen.  Wollte  man  die  Yollttreoker  eines  aoslindisohen  NadUasscs 
Ton  der  Yorsdinit  des  1 36  sit,  daB  sie  ihre  Befugnis  nar  dordi  ein  Zengnb 
laut  §  2868  BGB  nachweisen  kOnnen,  ausnehmen,  so  wftrde  man  sie  nidit 
allein  vor  dem  inländisrluTi  Tef5taiiientsvullsjtrf(ker  hevnr^nircn.  sondern  man 
wttrdp  auch  dem  Grundbuclirichter  eine  Aufgabe  aufbilrden.  die  aus  dnn 
Kähmen  der  ihm  überwiesenen  Geschäfte  herausfiele  und  von  ihm  nicht  wobJ 
geleistet  werden  kann,  da  es  ihm  an  den  gcaetsUchen  Mitteln  zur  Erbebong 
der  nötigen  Beweise  —  wie  sie  §  2358  BOB  dem  NaeUaUgerichte  gewihti— 
ToUstlndig  gebridit. 

Richtig  ist  Htm  allerdings,  daß  fUr  einen  ansllindischcn  Nachlaß  im 
ganzen  ein  deutsches  Nachlaßgericht  nicht  vurhanden  ist,  weil  solche  Nach- 
lässe -    abgosehen  von  den  im  EG  z  lUJB  Art.  25,  2H,  31.  9  vorgesehenen, 
hier  nicht  vorliegenden  Ausnahmefällen  —  dem  deutschen  Rechte  nicht  uuter- 
UegMi.  Aber  das  Gesetz  bat  nichtsdestoweniger  für  Fälle  der  vorliegenden 
Art  Ffirtorge  getroHen,  damit  eine  im  Omndbachverkdir  erforderte  Be» 
sdieinignng  erteilt  werden  kann.    Denn  wie  sclion  das  LG  nttidlend 
anseinandeigeaetzt  hat,  ist  die  Vorschrift  des  §  2369  HOB.  daß  beim  Fehles 
eines  zuständigen  deutschen  Nachlaßgerichts  für  inländische  Niicldaßiregpn- 
stände  ein  nur  auf  diese  bezüglicher  Erbschein  verlangt  werden  kann  narh 
§  2368  Abs.  3  entsprechend  auch  auf  das  dem  Testament^volls^trecker  zu 
erteilende  Zeugnis  anzuwenden.   Ein  solches,  allein  an!  die  Verfügung  über 
die  inländischen  Nachlafigrandstflcke  beaflgUches  Zeugnis,  wie  es 
das  Grandbnchamt  andi  ledigtich  verlangt  hat,  k9nn«i  daher  die  Testanent^ 
Vollstrecker  von  dem  /ii standigen  NaohlaBgericbte  erfordern.  Zuständig  aber 
ist  nach  ^  73  Abs  .?  (iK(i.  wenn  der  Erblafser  Ausländer  war  und  znr  Zeit 
des  Erlifalls  im  Inlaude  keinen  Wohnsitz  hatte,  das  Gericht  weint  s  inlaiiibsoheii 
Aufenthaltes ;  hatte  er  damals  auch  seinen  Aufenthalt  im  Inlaude  nicht,  so 
ist  jedes  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sieb  Nachlaßgegenständc  befinden,  is  As- 
sdiong  allor  inlttndischen  NachlaBgegenstttnde  zvst&ndig. 
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Seeversichenmg,   Amkgung  der  Frei^eirhnungskktttsel  auf 
der  Grundlage  des  englischen  Bechtes. 

OLG  Hamburg  3.  11,  05;  SiröUr  d  (^'>  .  Kopenhagen  f  JudemnÜM 
Mutual  Marine  Aunrance   Company,   London  (Harn,   Oer.- Ztg., 

Hauptbl  1906  S.  Uff.) 

Es  handelte  sich  n.  A.  um  die  Bedeutung  der  Policen-Klansel :  ,,War- 
rantvd  free  fratii  pn 1 1 icuhtr  in  cnKje.  Kftless  the  ship  hc  .^tnifidcd  etc. 
bui  io  pay  landiny,  tcui  ehouainyf  fut  wut  diny  und  t<pecial  charges  if 
incurred",  deren  Auslegung  fttr  die  Ansprüche  der  Kliger  wegen  Havaiie- 
adi&den  gegen  die  angeklagte  VersicheningsgeBellscbaft  maBgebend  wnrde. 
Der  (iericbtdiof  stellte  sich  auf  dem  .Standpunkt,  daB  ^das  Verständnis  der 
Klausel  aus  dem  englischen  Hecht  gefanden  werden  mttsse*  (nihere  Be- 
gründnng  fehit). 

Seehulfe.    Maßgebliehkeit  drs  hoUändi.srhen  hW/ites,  wenn 

die  HiUfe  in  Iwlländischen  Gewässern  von  einem  tiolländischen 

Schlepper  geleistet  ist. 

OLG  Hamburg  18.  10.  05;  L.  Smit  &  Ois  Sleepdienst,  Rotterdam  ct. 
B.  Wencke  Söhtte,  Hamburg  (Hans.  Ger.-Ztg.,  Hauptbl.  1906  S.  1  ff.) 

Am  21.  11.  OS  geriet  il  Vi'  rin  i'^^tÄchiff  der  Beklagten  „Mneme"  schräg 
gegenüber  Hock  van  Holland,  etwa  um»  Meter  vom  Strakdamm  entfernt,  auf 
Gmnd.  Der  Führer  der  .Mneme"  schloß  mit  dem  Vertreter  der  Kl^erin  einen 
Yertxag:  «to  render  all  neeMaarjf  Ataittanes  to  refloat  the  skip".  Der 
weitere  Tatbestand,  insbesondere  die  Qnalifikatien  der  von  der  KlKgeiin  aof- 
gewendeten  Hfllföt&tigkeit,  war  bettritten. 

Die  Parteien  sind  dann  unstreitig  einig  geworden,  das  Strandamt  in 
Hamburg  um  einen  Schiedsspnich  über  die  Höhe  di  s  von  der  Klägerin  ver- 
dienten Lohnes  anzugehen.  Das  Strandamt  marlit«  die  Abgabe  eirjes  Spruches 
davon  abhängig,  daß  unter  den  Parteien  Einigkeit  herrschte,  daß  für 
Bemeasang  des  Lohnes  die  Grandsfttie  des  deutschen  Rechtes  Anwendung  xa 
finden  li&tten  und  lehnte,  ab  KISgerin  eine  ratsprechende  Erklftmng  absngeben 
sich  geweigert  hatte,  die  Abgabe  des  Spruches  endgültig  ab.  Dann  ist  die  An* 
stellnnt^  der  Klage  im  vorliegenden  Prozesse  erfolgt,  mittels  welcher  Klägerin 
2UU(M.M)  Mk  Rerfrelohn  nfhst  n**«  Zinsen  seit  dem  Klagzustellungstage 
vcrlan^'t  liat.  Die  I{(  kla^'tc  hat.  iu  dem  üie  htrvurliob.  daß  sie  zur  Zahlung 
eines  angemessenen  Hülfslohnes  jederzeit  bereit  gewesen  sei  und  noch 
bereit  sei,  gAnsllcbe  Abweisong  der  Klage  am  deswillen  beantragt,  weil  vor 
Angehnng  des  Steandamtes  in  Oem&Bheit  9  ^  Strandnngsordnung  die 
Beschreitung  des  Rechtsweges  nniulftssig  sei. 

AusdenOründen. 

.Das  Strandamt  als  snlfh<'S  i.st  l^islantr  nicht  anjre«ranjren  worden. 
Wenn  die  Parteien  früher  an  das  Strandamt  sich  gewandt  haben,  so  geschah 
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dies  nicht,    um   lintn   im   Recht savc^ut   unfi'chili.iren  Fc8t»ftzunjrs=^«'^<'f?Hd. 
sondern  um  seiueii  bezw.  seiner  drei  in  dtr  Sitzung  vom  19.  2.  Ui  unwcst-nden 
Mitglieder  Schiedsspruch  zu  erlangen.    Demungeacbtet  ist  trotz  der 
Bestiiiiinimgeii  der  §§  36  ff.  Strandangiiocdniuig,  welche  vor  Beadueitosg  det 
Rechtaw^ei  tma  Zwecke  der  Feätsetsoiig  des  Bergnngs*  und  HOlbtohnei 
das  Strandamt  anznnifen  vorscbreibcn,  die  Erhebung  der   Klage  vor  den 
nrdf  iitlichen  Gericht   srlion  jetzt  zulässig  gewesen     Allt  rdiiiiis  lii-trt  f  ir» 
gütliche  Einit^nntr  im  Sinne  des  §  H6  1  r  nicht  vor,  um  eine  solrhf  hindtiE 
es  sich  vielmehr  nur,  wenn  auch  über  die  Höhe  des  Lohnes,  sei  es  Amth 
dessen  direkte  Festsetzung  abseiten  der  Parteien,  sei  es  auf  ihr  Ansacbäi 
darcb  einen  Dritten  eine  Veteinbkntng  getroffen  ist  Auch  der  ümattad 
kenn  nicht  entscheidend  ins  Oewidit  fallen,  daß,  weil  im  Torliegendes  Nie 
die  Rettung  nicht  innerhalb  Gewässern  erfolgt  ist,  welche  znm  Bezirk«  nm 
Ix'stimmton    deutschen    Strandamtrs    gehören,    niclit    feststthc  welche! 
Strandamt  ;inf;et,';iiiji;en  werden  müsse,  denn  alsdann  müßte,  was  der  Cleseu- 
geber  sicher  nicht  gewollt  bat,  auch  bei  Bergung  oder  UUlfeleistnntr  sa! 
hoher  See  die  Mitwirkung  der  Verwaltungsbehörde  bei  der  Festsetzung  des 
Lohnes  wegfallen.  Wohl  aber  entfiUlt  diese  Hitwirkang,  weit  im  verli^dts 
Falle  der  Lohnansproch  der  Klägerin  nach  boUindiscbem  Beebte  zu  bemtnln 
ist,  es  aber  nicht  die  Meinung  des  Gesetzes  sein  kann,  einen  Vorbwfhdd 
herbeizuführen,  weleht  r.  da  die  Verwaltungsbehörden  ausschließlich  deutsche« 
Reiht  in  Anwendung  biinf^en  dürfen  —  §       der  Strandungsordnnng  - 
wegen  Anwendung  eines  unrichtigen  Rechtes  überall  da  zu  nnricbUj^em 
Ergebnis  führen  mnB,  wo  nicht  zufällig  das  ricbtigerweise  ansnwesitBii 
fremde  Becht  mit  dem  deutschen  Rechte  übereinstimmt.  (Vgl  die  Bntaehte 
IL  Senats  dieses  Gerichts  Tom  S6. 6. 88,  Sana.  Gtr.'Zt§,,  HptU.  1888  No.  9S.] 

Daß  hier  linlländts(  ht  s  Rrcht  anzuwenden  ist,  kann,  wo*  das  beklagtische 
Vierniastsehiff  in  einem  Ii  o  1 1  il  n  d  i  sehen  GewH.sscr.  der  Einfahrt  in  den 
, neuen  Wasserweg"  in  I^ot  geraten,  der  Vertrag  auf  Rcttunfi:  aus  (\\mr  Not 
in  einem  hulländischen  Hafen,  Hoek  van  UuUand,  geschlossen  ist  nod 
endlich  das  Schiff  nach  einem  anderen  holländischen  Hafen,  Rotterdam,  uch 
dem  Vertrage  verbradit  weiden  sollte  nnd  verbracht  ist,  juebt  woU  smiM* 
baft  sein.  Wenn  die  Beklagte  annimmt^  es  müsse  glelcbwobl  der  KlagM^tflK^ 
nach  deutschem  Rerlite  beurteilt  werden,  weil  die  Parteien  auf  ein  dcntsrlw 
Strandanit  als  Sehiedsgericht  kompromittiert  hätten  und  nicht  nnr  I?(kl,i^. 
sondern  aueh  Kbi^rrrin  gewußt  hahei.  daß  das  Strandanit  nur  deutsclus  Recit 
anwenden  dürfe,  so  verkennt  sie,  daß  das  Strandamt  als  Schiedsgericht 
so  frei  wie  jedes  andere  Schiedsgericht  in  der  Wahl  des  anziwssdeifa 
Rechtes  war  nnd  da6  Klägerin  nnmdglich  yoranssehen  konnte^  ^  ^ 
Strandamt}  wie  es  in  der  Tat  erfolgt  ist,  die  Übernahme  des  AmUs  eiiM 
Schiedsrichters  davon  abhängig  machen  würde,  daß  die  Parteien  aiek  nit  ^l** 
Anwendung  di  uf.selien  Rechtes  einverstanden  erklärten 

Die  Vorschriften  (1<  s  holländisrhen  Rechtis  ülier  Bergelohn  —  beigloo» 
—  und  HuHslohn  —  Uulplouu  —  linden  sich  im  Wctboek  van  Kwpha*^ 
von  1838  Art.  560  ff." 
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MusikoHat^  Urheberrecht.   Nachdruck  russisdier  Muaih- 
werke  in  Deutschland,   §  56  ReichsgeseUs  19,  6,  Ol  betr,  d. 
Urheberrecht  an  Werken  d.  Literatur  u.  Tonkunst,*) 
OLG  Hamburg  12.  3.  06;  Jurgtnwn/BenJämiH, 

Tatbestand. 

Die  klägerische  Firiaa  F.  J.  betreibt  ein  mnsikaUacbes  Verlaj^eachäft 
in  Moskau. 

Laut  d«s  in  Anlage  7  in  Uncbrift  beigebrachten  Vertrages  äe  ämto 
Moskau,  den  85.  9.  02  bat  P.      niniselier  StaataangohOrignr  vnd  Inbaber 

der  klägeriscbcn  Firma,  von  dein  Kansticr  N.  N.  S.  u.  a.  24  Stücke  fOr 
Violine  mit  Klavierbegleitung,  die  dieser  komponiert  hatte,  mit  dem  Rechte, 
sie  in  einer  unbeschränkten  Anzahl  von  Aasgaben  und  Exemplaren  au  ver- 
legen, käuflich  erworben. 

J.  bat  diein  Mnriketflcke  dann  in  tefnem  II Mkaaer  OcfcULfte  dracben 
und  die  elnsebten  Esninplare  mit  dem  Aafdnick:  PreprÜU  de  Vediteur 
P,  Jurgenson;  «/e.  JfoMoti,  NegUimy  pr.  14,  Leipxig,  TbalstraOe  19 

Teri^''^'"n  lassen 

Zum  Vcrtrielh-  an  das  Publikum  in  KuÜland  will  die  Klägerin  diese 
Kompositionen  dann  dem  Moskauer  Geschäfte  erst  am  l.  11.  02  Übergeben 
haben.  In  Deattchlaad  tollen  ab»  scbon  vorber  etachienen  lein  nnd  awar  bd 
ibiem  in  d«r  fragUdien  Leipsiger  Adreue  wobnliaften  .langjUiTlgen  Geacbftfts» 

freunde "  F.  wie  er  lant  Urteils  des  LO  betzdfend  den  Erlaß  einer  einst- 
weiligen Verfilgitnpf  vom  30.  ö.  05.  von  ihr  ^'enannt  ist.  Es  .sollen  namlirh 
bereits  in  der  Zeit  vom  2.5.— 2H.  10.  02  die  ersten  10  von  ihr  an  F.  Über- 
sandten Exemplare  der  ersten  Lieferung,  mit  denen  derselbe  den  Verkauf 
beginnet  sotlte,  bei  J^.  eiogfilnlSea  nia. 

Die  Klftgerin  beruft  sieb  für  dieae  Zeitfolge  auf  die  beiden  Zeitecbriften 
„Musikhandel  und  Musikpflege"  und  „Börsenblatt  für  den  deutsche» 
Buchhandel"  und  eine  eidesstattliche  Erklarnng  ibres  Moslcaaer  Proltansten 
H;  den  sie  eventuell  aueh  als  Zeugen  vursclilagt. 

Mach  der,  im  Urteile  vom  M).  b.  Oä  als  unbestritten  bezeichneten  Tat- 
■acbe  ist  in  Leipzig  kein  foliaber  oder  Angestellter  der  mssiscben  Firma 
domisiliert  gewenn,  bat  die  Kligerin  dort  aneb  keinen  Laden  oder  derartiges 
Oeschäftslokal  gehabt;  dagegen  batte  die  Klägerin  am  20.  4.  96  ibre  Firma 
znm  Leipziger  Handel sresfister  angemeldet 

Narh  ihrer  in  dieser  Instant  weit»r  abgegebenen  Erklärung  unterhalt 
die  Klägerin  bei  dem  genannten  F.  vun  jeher  ein  bedeutendes  Lager  der  von 
ibr  verlegten  Musikwerke,  daa  jener  beanfsiditlgt  und  von  dem  aas  der 
weitere  Viartrieb  der  kligeriachen  Werke  vor  sieb  gebt. 

Der  Wert  dieses  Lagers  hat  laut  Bilanz  vom  1.  1.  Ü.5  angeblich 
73,618  Mk.  betratfen  und  die  Unterbaltnng  des  Lagers  kostet  der  Klägerin 
jäbrUcb  angeblich  ca.  2äÜ0  Mk. 

^  Mitgeteilt  von  Herrn  SenatsprKsidentea  Dr.  Martin  in  Hamborg. 
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Der  Beklagte  hat  20  der  genannten  .S'.  schcn  Kompositionen  in  Hamborg 
\M  rvidfältigen  ünd  im  Musikalienhandel  vertreiben  lassen:  wie  sein  Vertreter 
auäiubrt,  absichtlich  zu  dem  Zwecke,  am  die  Frage,  die  den  Gi^enstand 
des  gegenwirtigen  Rechteatieits  bildet,  zur  Entacheidnng  zu  bringen. 

Die  KlSgerin  beielclinet  diesen  Nachdnick  als  einen  widenedifUdta, 
unter  Besugnahme  aaf  §  55  Abs.  1  des  Reichsgesetses  Tom  19.  6.  Ol,  betr. 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  der  Tonkunst;  indem  nach 
Vorstehendem  die  fraglichen  Kompositionen  snezst  in  Deutsdiland  und  «nt 
dann  in  Riiüland  „erschienen*  seien. 

Der  Beklagte  bestreitet  dats. 

Das  LG  hat  die  Klägerin  In  dem  at^pefochtenen  Urteile  mit  ihren  An- 
trägen, die  anf  Feststellnng  der  WiderrecbtUebkeit  des  Nendrockes  und  «nf 
Vemiditang  der  bezflglidim  beklagtfsclien  Bzenplare,  Vonridttungen  oiw. 

lantitcn  abgewiesen. 

Hiergegen  richtet  sich  die  von  der  Klägerin  eingelefrte  Berufung,  mit 
der  sie  beantragt,  unter  Aufhebung  des  ^enanntoii  Urteils  di  u  B<  k!fi«rtpn  den 
erstinstanzlichen  Anträgen  entsprechend  zu  verurteilen.  Zugleich  trw  it.  rt 
sie  diese  Anträge  dahin,  dafi  der  Beklagte  kostenpflichtig,  eventl.  gt^'tn 
kUtgerisdie  SidierbeitsleistQng  vorl&uflg  Tollstreckbar  Tonirteilt  werd^  il«, 
der  Klägerin,  9000  Uk.  nebst  4<Vo  Zinsen  seit  dem  Elagetage  als  Schideni- 
ersetz  zu  bezahlen. 

Die  Klägerin,  die  sich  den  Nachweis  der  THihe  dieses  ihr  ani:*1»lii  h 
erwachsenen  Schadens  vorbehält,  macht  dazu  die  Au$fUhrungcn  ihrer  sciurüt- 
lichen  Berufungsbegründung,  auf  die  hiermit  verwiesen  wird. 

Der  Beklagte  bittet  um  Vwworfung  der  Beruf ang  and  nm  AbweisoDg 
d«r  Klägerin  mit  ibvem  erwdtertm  Klagantrage. 

Orflnde. 

Den  Ansfahningen  des  angefochtenen  Urteils  ist  im  wesentlichen  beir 

snpflichten. 

Es  ist  allein  die  VrAge  zu  entscheiden,  ob  auf  das  hier  fra^rltrhe  Werk 
der  Tonkunst,  dessen  ^Schutz  die  nicht  reichsangehürige  Klägerin  für  sich  in 
Anspruch  nimmt,  die  Voranssetzung  des  §  55  des  Eeidu^es.  vom  19. 6.  Ol  (betr. 
das  Urheberreebt  an  Werken  der  Literatur  nnd  dw  Tonkunst)  antriSt,  m. 
a.  W.  ob  es  im  Inlands  „erschienen*  ist  nnd  swar  spätestens  gleichseitig 
mit  dem  Erscheinen  im  Auslände. 

Liegt  diese  Vorraussetzung  nicht  vor,  ist  also  das  hier  fragliche  Werk 
etwa  liberhatipt  nicht  als  im  Deutschen  Reiche  , erschienen"  anzusehen  nnd 
zwar  iiii  Öitine  jener  gesetzlichen  Bestimmung,  —  so  konnte  der  Beklagte  cs 
auch  ruhig  nadidmcken  nnd  vertreiben,  ebenso  wie  umgekehrt  in  Rofiland, 
das  anch  nicht  d«r  Bemer  Übereinkunft  vom  3. 9. 86,  nebst  der  Pariser  Zs- 
satsakte  vom  4. 6.  96  beigetreten  ist>  in  Deutschland  erschienene  Werke 
ungehindert  nachgedruckt  werden  können. 

Unter  dem  Ansdrnrke  .ersrheinen"  versteht  nun  das  genannte  Gf^ctt 
die  j^üerau^abe  des  betreffenden  Werkes,  adsq  das  öffentliche  Angebot  tob 
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VenrUUiltigaiifai  im  Vcrlagihaiidel''.  (So  die  BcgrOndmig  des  Oeeetseiit- 
wiurfee  auf  8.  888  (Binkititni^  der  RdditogererlMadlniiiseii  1900—1908, 
8,  Seelion  1.  Anlage). 

In  der  B<»{rrändung  speziell  des  §  55  (auf  S.  407  daselbst)  heiBt  es 
weiter,  uuttT  Bezugnahme  darauf.  rIaU  auch  im  internatiuualen  Rechte, 
nämlich  dorch  die  oben  genannte  Pariser  Zasatzakte,  der  Schatz  des  aos- 
lindiech«!  «Urbebera*  en  die  Stdle  des  noch  in  der  Bonar  Übeieinlnmft 
geschfltct  geweeenen  inllndiieben  «Verlegers*  answftrtjger  Sdiriftsleiler  und 
Komponisten  treten  sollte,  wie  folgt: 

.Ein  . Wrlf'jjcr'schutz,  der  das  Werk  nur  nach  bostiinrntcn  Richtungen 
deckt,  im  übrigen  ahiT  os  preisgibt,  erscheint  mit  der  ijicherheit  des  Verkehrs 
nicht  vereinbar  und  führt  ku  fortwährenden  Verwickelungen.  Der  Entwurf 
sdilttet  dediAlb  den  avsllndiielien  «Urbeber*  als  solchen  und  »war  ohne 
Unterschied,  ob  das  Werk  von  einem  inlindiechen  Terleger  heransgegebMi 
wird  oder  ob  es  im  Kommissionsverlat;  oder  Selbstverlag  erscheint  — *. 

Ebenso  spricht  du-  ^mndun«,'  l^etrelfend  die  Pariser  Zusatzakte,  die 
in  ihrem  entsprechenden  Art  .i  zwar  nidit  vom  „Erscheinen"  aber  von  dem 
erstmaligen  „Veröffentüiiicu  der  Werke  in  einem  der  Verbandsländer  redet, 
an  der  entsprechenden  SteUe  (S.  8920  der  Reiebstagsrerhandlangen  1896/97 
6.  Anlage)  Ton  der  .erstoi  vm'laipnalftigen*  VerOffentlidmng,  die  innerhalb 
des  Verbandes  erfolgt  sein  müsse.  — 

Ks  frafft  sich  also  <>1)  »Ile  Kläijnnn.  von  äcr  voransgosetJtt  werden  mag, 
6aÜ  ilir  der  Vertrag  in  Anlage  7  entsprechende  Rechte  (also  auch  gegen 
Dritte  wirkende)  verschafft  hat,  wie  es  ein  nach  deutschem  Kccbte  zu  beur- 
teilender  Verlagsvertrag  getan  bitte,  in  einer  der  genannten  Formen  des 
Verlagshandels  in  Dentschland  —  eventuell  wann  sowsti  — -  die  hier  frag- 
lichen Kompositionen  herausgegeben,  d.  h.  vervielfiltigt  and  die  Verviel- 
lältigungen  öfTontlirh  angeboten  hat. 

Mag  nun  auch  der  Klägerin  zugegeben  werden,  daU  es  dazu  nicht 
erforderlich  gewesen  wäre,  auch  den  Druck  der  Noten  in  Deutschland 
Tomdmien  an  lassen,  so  kann  dodi  keine  Bede  davon  sein,  daß  dasjenige, 
was  die  KlAgerin  ihrer  eigenen  Angabe  nach  im  Olitober  1902  in  Letpaig  ins 
Werk  gesetzt  hat,  indem  sie  nämlich  die  ersten  10  Exemplare  der  ersten 
Lieferung  bei  I*'.  in  Leipzifr  atifs  Lager  gab,  damit  dieser  ihren  weiteren 
Vertrieb  besorge,  als  ein  solches  „Erscheinen'^  der  Kompositionen  in 
Imyiig  bezeichnet  werden  könnte. 

Dafi  eine  Zwdgnlederlassnng  der  Kligerin  in  Leipzig  nicht  bestand, 
hedarf  keiner  wdteren  BegrOndnng,  zumal  ja  Kt&gerin  auch  selbst  nicht  vor- 
tragen läßt,  daß  diese  Zweigniederlassung  überhaupt  hier  in  Tätigkeit 
gptretfn  sei  F.  ist,  indem  er  jenen  Anftraj;  der  Klä^prin  rntfreßennahm, 
Ja  nicht  etwa  unter  der  in  Leipzig  eingetragenen  Firmenbezeichnung  der 
Klägerin  tätig  geworden. 

Ein  Heravsbringen  des  Werkes  im  «Selbstverlag*  kommt  aberbanpt 
nicht  in  Frage. 
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Höchstens  könnte  also  noch  in  Betracht  kommen,  ob  die  Kligerin  sich 
etwa  des  uls  ilires  Komniiasiotiurs,  d.  h.  nicht  eines  gewöhnlicben 
Verkaufs-Konimi.ssiüniirs,  der  die  einzelnen  Exemplare  des  rnssischfn 
Verlags  vertrieb,  sondern  eines  Verlegers,  der  mit  der  Klugtrin  m 
Kommissions-Vcrlags  - Geschäft  abgeschlossen  hatte,  bedient  habe,  als 
tie  jene  10  Exemplare  liet  ilun  auflegte  und  die  fragliclien  Vertintiidingtt 
in  den  Zeitangen  Tomahra. 

Auch  diese  Frage  ist  aber  zu  verneinen.  Es  versagt  schon  das  Kitterin 
für  das  HtrausLfi'bcn  des  Werks  im  eigenen  Verlaj{  des  F..  wenn  aoch 
eines  für  Rechnung  der  Klägerin  bf^sort/trn  nämlich:  daß  das  eiWKlne 
£lxemplar  den  Namen  des  F..  als  Verlt  yeib.  getragen  hfttt^. 

Es  ergibt  aber  auch  alles,  waä  die  Klägerin  sonst  noch  bat  vortragen 
laaeen,  ^aß  ea  lidi  bei  dem  Vertrielie  des  Werks  dnicih  F.  nur  om  eine  dudi 
Um  Termittelto  Besorgung  der  eigenen  Itl&gerischen  Verlagsgmdillle. 
also  des  russisdien  Verlages  der  Kligerin  gehandelt  bat. 

Für  dieses  auswärtige  VcrlagsgpsrliHf^  ebenso  wie  für  andere,  hielt  der 
genannte  F.  in  Leipzig  ein  sog.  Auslieferungslager,  dessen  Spesen,  soweit 
durch  ihr  Lager  erwachseo,  die  Klägerin  trug  und  durch  deäsea  Vermittelnng 
der  Verkehr  des  Moskauer  Geschäfts  mit  den  Sortimentern  bezw.  mit  dem 
kanfNiden  Publikum  direkt  anlrecbterhalten  wurde.  DafOr  bctog  dann  F. 
offenbar  seine  KoninissiensgebDbren.  Es  ist  das  also  nkslits  anderes,  eis  wu 
anoh  sonst  im  Buchhandel  üblich  ist,  speziell  in  Leipzig.  Selbständige  Ver* 
leger,  insbesondere  Konimissiunsverleger.  sind  solche  Kommissionäre  keiius- 
wegs.  ruuh  wenn  das  von  ihnen  für  die  einzelne  Verlegerfinna  gehaltene 
Auslieferungslager  noch  so  groß  ist,  worauf  an  garuicbt  ankommt. 

(Zu  vergl.  über  den  besonderen  Inhalt  des  sog.  KommissionsreriBg^ 
geseblfts  die  Begründung  zu  §  1  des  Oesetientwurfi  Aber  das  Verlagnedit 
8.  416  der  Beichstagsverhandlmigen  1900/^02;  8.  Session  1.  Anlage.) 

Nach  allem  dem  war  die  eingelegte  Berufung  unter  Verurteilung  der 
KlJlgerin  in  die  Kosten  dieser  Instanz  zu  verwerfen,  denn  die  hier  fraglichen 
Kompositionen  sind  bis  zum  1.  11.  02  in  Deatecbland  ttberbaapt  nidit 
.erschienen",  dann  aber  auch  nur  in  Rußland. 

Patentrecht.  —  Art.  11  EG  z.  BGB, 

KaiterL  Fatentami  U.  12  o',,  Besch tr  Aht.  II  D,  14757/766)  (DeutKkt 

Jur.-Ztg.  lU()f>  S.  ^'.v,V;. 

In  Großbritannien  dürfen  Anmeldungen  von  Erfindungen  zum  l'at<-nt 
schütz  nur  von  natürlichen  Personen  ausgehen.  Deshalb  hat  dort  auch  der 
Erfinder  .S*.  ein  Verfahren,  Mosaik  herzustellen,  augemeldet,  obwohl  diw 
Erfindung  damals  bneite  der  AkÜaigeseUscbaft  D.  in  London  gebMe  Ali 
nun  im. Deuteehen  Belebe  diese  AktiengeeeUscbaft  die  Erflndung  aomeldeee 
und  bier  gemftfi  dem  t^niunsvertrag  die  Priorität  der  Anmeldung  in  Englaoti 
geltend  machte,  ergab  sich  die  Frage,  ob  Identit&t  der  anmeldenden  FenoseB 
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in  England  und  in  DentaeMwid  annezkHUMn  ad,  d«  liiervon  die  Znl&ssigkeit 
der  Berafong  mt  itn  Uniensyertng  abbingt  IMe  Frage  ist  bejaht,  nachdem 

der  Erfinder  S.  die  Erklärung  abgegeben  batte,  daß  er  bereits  innerhalb  der 
12  monatigcn  PrioiitUtsfrisf  zwischen  der  englischen  und  der  Jeiitscheii  An- 
meldung die  Eründung  der  Aktiengesellschaft  fibertragen  habe.  Dm  Über- 
txagnngsgeschält  bedurfte  nach  Art.  11  1  £Q  z.  BOB  keiner  Form.  Fälle 
dieaer  Art  kSmwn  aleb  im  Fklle  der  Verletanng  Ton  Fatenten»  Gebrandia- 
nnd  GeiclmiackBnrailerTeohtea  und  Warenseicben  vor  den  ordentUcben  Oe> 
ridifeen  jedeneit  wiedttbolen. 

Nameusrecht,  Führung  eines  ausländischen  Adelsüiels.*) 

K&  2.  6.  04  C^Das  StoHägeami'  1904  S.  280). 

«Der  Angeklagte  ist  im  Jabre  1881  aof  «einen  Antrag  ana  der  prenfii- 
üben  StaatsangebQrigkeit  entlaaaen  wenden  nnd  bat  gleichseitig  im  Hersog- 
tnme  SaduenTKoburg-Gotha  die  Staatsangehörigkeit  crworh  Ii:  i  ihre  1887 
ist  ihm  von  seinem  Landesherrn,  dem  Herzog  Ernst  II.,  der  Adel  und  das 
Recht  verliehen  worden,  sich  , Freiherr  von  Sch.-G.'*  zu  nennen.  Er  bediente 
sich  dieses  Namens  und  Adelsprädikates  auch,  als  er  demnächst  in  Berlin 
seinen  Wobnsita  nahm.  Dnrch  Schreil»en  vom  26.  8.  03  eröffnete  ibm  das 
Heroldiamt,  daß  ee  mit  Rltckdcbt  anf  das  der  Brwerbnng  des  Fieibermtitela 
zugrunde  liegende  Sachverhältnis  nicht  in  der  Lage  sei,  die  fernere  Führung 
der  erwähnten  l'riidikate  innerhalb  Preußens  zn  gestatten.  Der  Angeklagte 
führte  tr'it^i'  ni  din  I'>eiherrntifel  nnd  den  Namen  rnn  Sch.-G.  weiter.  Die 
Anklage  behauptet,  daü  dies  unbefugt  geschehen  aai.  Die  Straikammer  ist 
dieser  Anffassung  beigetreten  nnd  hat  den  Angeklagten  aus  §  360  No.  8 
StQB  Temrteilt. 

Das  LG  stützt  seine  Entscheidung  vor  albmi  attf  die  Enr&gvng,  daß  in 

Preußen  das  Recht,  den  Adel  zu  verleihen,  anzuerkennen  oder  zu  emenern, 
Ljeriiäü  Art.  M  Verf.-Urk.  ein  Staatsli(du  itsrerht  sei.  welches  von  dem  König 
ausgeübt  werde.  Die  öQentlich-rechtlichu  Frage,  ob  jemand  dem  Adel  an- 
gebOre,  sei  daher  nidit  von  den  Gerichten  m  entscheiden,  sondern  nnterliege 
der  Beorteilitng  der  mit  der  Bearbeltvng  von  Standessachen  beanftragten 
Behörden,  des  Ministerinras  des  Kgl.  Hauses  und  des  Heroldsamts,  sowie  der 
Entscheidung  des  Kruiiirg.  nnd  die  von  den  zuständigen  Stellen  in  dieser 
Hinsicht  ergangenen  i'ntscluidnii^ren  s<  ien  für  die  Gerichte  Inndend. 

Die  Strafkammer  folgert  über  eine  Untcrsagungsbefugnis  des  Herulds- 
amts  anch  aas  allgemeinen  Gesichtspunkten.  Sie  führt  ans,  es  ergdbe  sich 
ans  den  natOrlicben  Grenzen  der  sonver&nen  Hadit  eines  Staates  nnd  sdnea 
Oberhauptes,  daß  der  von  ihm  verliehene  Adel  zunächst  nnr  fflr  das  Getdet 
des  Staates  Geltung  habe  nnd  in  einem  anderen  Staate  nnr  dnrch  dessen 
Anerkennnog  oder  stillschweigende  Zulassung  Geltung  erlangen  könne,  und 

«)  Vgl.  Ztsdi.  XV  329. 
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dftB  die  Fübrang  dct  Adelstitels  im  preuüischen  Staate  ohne  diese  yorMU* 

srtznng  tinen  Eingriff  in  eins  von  Sr.  Majestät  ausfrcUbtc  Staatshoheitsrecht 
darstellen  würde  Die  Vcrtn  tunfi  der  Anklage  in  der  Rt  vi&ionsinstÄnz  hat 
diese  Ausführungen  noch  folgendermaßen  ergänzt:  Da  das  Hecht  auf  den 
Adel  jbMA  dem  bflrgeifidwii,  uiideni  dem  ÖffratUehen  Rechte  angehöre,  könne 
hierfür  in  Pranfien  nvr  ptenfiiBGhes  Recht,  oidit  aber  daijeiiige  dea  HehD»t> 
Staate  dca  fremden  StaatsangdiOrigeu  maßgebend  sein.  Dieses  prenSiielie 
Recht  kenne  aber  einen  Anspruch  eines  frLtnilt-n  Staatsangehörigen  aal 
Führung  des  in  seinem  üeimatetaat  ihm  zustehenden  Adelspridüiatea  in 
Preußen  nicht.* 

Aul  lievisiuu  erfolgte  Freisprechung  des  Angeklagten. 

Aus  den  Gründen. 

.Welche  Befii^ni>?f;(^  dem  K6ni^  auf  dem  (tebietc  des  Adelsrechts  zustellen, 
ist  in      2Ü.  II  AL<i  bestimmt.    Eü  ibt  dies 

1.  Die  Verleihung  des  Adels  oder  einer  hSbi^Mii  Stnle  dessdben  an 
prenfiisehe  Üntertanen      9,  10  a.  a.  0.)t 

2.  Die  den  preußischen  Untertanen  zu  gewUtrande  Erlaubnis 
zur  Nachsachung  und  Annahme  von  Standeserhlilmng  bei  frmden  Staaten 

13  a  a  O  ,  Anh.  ^  !  1«), 

3.  Die  Krneueruag  eine;»  , verdunkelten"  (durch  zwei  Gesclüechtsfülgen 
nicht  geführten)  oder  —  nadi  den  ilteren  Vorschiiften  —  T«rlorenen  oder 
verwirkten  Adels  (§|  95tr.  a.  a.  0.). 

In  allen  diesen  Fällen  sind  die  Verftlgangett  des  Heroldsamtes,  soweit 
sich  der  Köniij  nidit  die  endgültige  Entscheidung  selbst  vorbehalten  hat,  als 
Anordnun<£en  dt  r  zuständigen  Behörde  anzusehen,  die  vom  Strafrichter  nur 
in  dem  gleichen  Maße  nachzuprüfen  sind,  wie  anderweit  die  von  den  Ver- 
waltungsbehörden innerhalb  Uirer  Zuständigkeit  erlassenen  Verordnungen  nnd 
Anordamigen.  In  allen  anda»n  F&llen  ah«:  haben  die  ÄollemDgen  des  ' 
Heroldsamts  nur  die  Bedeutung  von  Qa lachten  einer  sachverstandigen 
Behörde  (vgl.  Urt.  des  Strafs.  des  Kti  vom  20.  10.  02).  Zu  diesen  Fällen 
gehört  anrh  dir  Entscheidun«?  der  Frn«^e.  nh  ein  NM  r  h  t  p  r  e  n  ß  e  zur  Führung 
eines  anslandisdim  Adels  uln  rhüupt  uder  iiuKTluilb  PreuLicns  befugt  ist. 

An  diesem  aus  den  Vorschriften  des  ALH  sich  ergebenden  Rechtszustaud 
ist  dorch  Art  60  Abs.  1  PreaB.  Verf.«Urk.,  wonadi  dem  Könige  die  Ver* 
Idhong  von  Orden  und  anderen  mit  Vorrechten  nicht  verbondraen  Anaieich« 
nungen  zusteht,  nichts  geändert.  Diese  Bestimmung  enthält  lediglich  das 
bereits  damals  geltende  Recht  und  ist  nur  zu  dem  Zwecke  auf^^enommpn,  am 
auszudrucken,  daß  den  Kammern  eine  Mitwirknnt;  hierliei  nicht  zusteht. 

Es  gibt  daher  keine  Vorschrift,  nach  welcher  Uaä  lieroldsamt  berechtigt 
Wäre,  einem  in  Preußen  lebenden  ^icbtpreußen  die  Führung  des  ihm  von 
seinem  Landeaiierni  verlidiraen  Adelsprüdikats  an  untersagen ;  es  gibt  ferner 
aoch  keine  Vorschrift^  nach  welcher  eine  solche  AdelsttthmBg  ohne  (ohuer- 
aebtet?)  eine  derartige  Untersagnng  als  nnbefugt  angesehen  werden  kUnnte. 
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Aadi  den  übrigen  AnafOluiingMi  des  ingefoehtenen  Ürteils  kinn  nur 
sam  Teile  beigelreten  werden. 

Das  Becht  des  Adeb  ist  nicht  dedinlb  als  ein  Teil  des  öSentliehen 
Rechtes  aozaseben,  weil  dem  Kfinige  das  Recht  aar  Vorleihung  desselben  za- 

ßtoht.    Auch  eine  Genchmi^ang  zur  Namensänderung,  also  das  Recht  auf 
\  i  rli  ihiing  eines  neuen  Namens,  steht  in  Prenßpn  dem  Könige  zu   Kah  -Ord. 
vom  15.  4.  ii2,  GS  ö.  108),  und  trotzdem  ist  der  Name  eine  Einrichtung  des 
PriTataredita.  Vielmehr  ist  die  Frage,  ob  eine  Einrichtung  dem  SffentUdien 
oder  dem  privaten  Rechte  angehört,  nach  der  Natur  diesor  beiden  Recdita- 
geUete  an  entscheiden.   Znm  ölfentliehen  Rechte  gdiören  diejenige  Vcr> 
Schriften,  welche  die  Beziehungen  des  einseinen  znm  Staate  nnd  zu  den  dem 
Staate  nntfrstellten  Verbänden  (Provinzen,  Gemeinden  nsw/^  reficln  nnd  den 
Nutzen  der  Allj^emetnheit  bezweclcen;  zum  Privatrechte  diejeiiif  -n  wdrhe 
lediglich  die  Befugnisse  des  einzelnen  und  seine  Beziehungen  zu  anderen 
EiazdperMnm  regeln  nnd  den  Kntaen  dieaer  Bimtelnen  beswedcen  (Tgl.  bes. 
p.  Savign^t  Sffatmn  l  2211.).  Danach  gehttrt  daa  Adelsrecht  aowehl  dem 
öffentlichen  als  dem  Priratrecht  an.  Dem  öffentlichen  Redite-gehOrt  in  Preu^n 
das  Adelsrecht  insoweit  an.  als  mit  der  Zugebdrigkeit  znm  preoßischen  Adel, 
wtnn  auch  dir»  früher    1  unit  verbunden  gewesenen  gesetzlichen  Vorrethte 
durcli  Art.  4  Verfassung  beseitigt  sind,  doch  narh  Herkommen,  Verwaltuugs- 
praxls  und  besonderen  Satzungen  eine  Reihe  von  Bevorzugungen  verbunden 
aindt  wie  i.  R.  das  FMdikat  sHbchwohlgeboren",  die  HofÜhigkeit  (vgl  hier- 
über QUrk;  üeutaehM  Privoireeht  8.  410  Anm.  27),  die  MögUchkeit 
der  Aufnahme  in  die  Rallei  Brandenbni^  des  Johannlter-Ordcns  (vgl.  Kekuli 
im  Archiv  f.  öffentl.  Recht  XVIII  198).    Dagegen  ist  das  Recht  auf  Ge- 
brauch eines  Adclsprädikatrs.  soweit  mit  diesem  Rechtf  cino  ZQfrchttrij?keit 
znm  preußischen  Adel  nicht  in  Anspruch  genommen  wird,  also  suweit  es  sich 
um  einen  uichtpreußiächen  Adel  handelt,  ebenso  pnvatrecbtlicber  JMatur,  wie 
daa  Recht  anl  Qebraach  jedes  anderm  Namens;  es  kann  konfessorisch  and 
negatorisch  im  Wege  des  Zivilproaeasea  geltend  gemacht  werden  (§  18  RGR, 
Planck,  BGB  S.  66  Anm.  3  Abs.  2),  ebenso  wie  auch  schon  nach  früherem 
Rechtfr  Uber  die  Frage,  ob  jemand  Mitglied  einer  bestimmten  adeligen  Familie 
war,  durch  Zivilpro/t-ii  »'ntsrhieden  werden  konnte  (vgl.  Urt.  d.  RQ      7.  Ö.  80 
and  das  oben  erw  ähnte  V^k.  d.  Kouipet.-Gerirht.sh  \ 

Das  Ikcbt  auf  FiÜu>ung  eines  Adelsprädikats  gehürt  daher  ebenso  wie 
dasjenige  aof  den  Namen,  Titel,  Familienstand  an  den  hOcha^^eraSnlichen 
(Status-)  Rechten,  beaagUch  d«ren  nach  featatehendem  internationalen  Redite 
daa  Personalitätsprinzip,  nicht  das  Territoiialitfttsprinxip  gilt,  der  einzelne 
also  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  er  angehört,  nicht  nach  den- 
jenigen seines  Aufenthaltsortes  beurteilt  wird.  Hierüber  herrscht  im  wesent- 
lichen Einigkeit.  So  satrt  Stoerk  (in  v.  Holtaendoi  ffs  ilandhucfi  den 
Völker-B,  II  642  ff.j :  Auseiiung  aller  rechtlichen  relevanten  Lebens- 
Terlilltniss^  hinsichtlich  welcher  weder  die  ToUe  aktlTS  nnd  passiTC  Oleieh- 
atellnng  des  Nemden  mit  dem  Ihlftnder  noch  die  Anfstellnng  besonderer,  die 
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YethiltnisM  des  enteren  betMflaider  gcietalicher  Nomen  «rfdfffc  iet,  tritt 

für  den  Fremden  die  subsidiäre  Wirksamkeit  seines  heimatlichen  Rechtes  ein  • 
DaÜ  die  Ffihrung  eiiics  Adrlsprädikats  wfirh"  durrh  «i  12  BOB  {geschützt  ist, 
zu  den  rechtlich  rclevaaten  Lebtnsverhuitnisstn  gehört,  ist  unzweifelhaft. 
Wie  Stoerk  äußert  sich  auch  v.  Martens  {Handbuch  des  Völker-R., 
Ausg.  von  Berghohm  1688  H  896 ff.).  Über  die  Fjtnge  der  intemntjennlen 
AnerluBBBBg  des  Adels  inekeaondere  Mgfe  «.  Bat  {Intern,  Friv^^B.  I  416), 
tflilweiee  Aber  die  obigen  Ausführungen  hinausgehend:  ,Wo  der  Adel  nur 
beekimmtc  Ehrenvorzüge  bep:rön(!et,  werden  diese  nach  einem  jetzt  w-lil  nicht 
m  bestreitendeu  allgemeinen  internationalen  Gebrauch  auch  den  auswärtigen 
Adeligen  gewährt,  and  der  Oebmneh  Ton  Adebtiteln,  die  jemand  in  GemäO- 
beit  Mines  Penonnlitatnto  teehtmifilg  flliten  knun,  ist  nUgeuMis  aftch  ohne 
bflioDdflre  BrlnvbiiiB  geetettet,  wnin  der  FMude  nidit  in  den  StnntsreibHid 
eintritt." 

Daß  (li'^ser  Rerhtssatz  auch  in  Dentsrhland  anerkannt  ist,  orpibt  n  a. 
das  sächsische  üesetz,  die  Einrichtung  eines  Adelsbuches  und  die  Führung 
dee  Adels  und  der  Adetazeicheu  betr.,  Tom  19.  9.  02  (SGVBl  S.  381 S.).  Dieses 
Mlmibt  xnnicliet  in  §  8  abereUntinunend  mit  Anh.  §  118  s.  ALR  Ter,  dnE 
aiebsische  Staatsugehürige  ohne  Genehmigung  dee  KSnigS  von  keinem  anderen 
Staatsoberhaupt p  die  YerUiluinu  des  Adels  oder  von  Adelszeicben  annehmen 
oder  soU  h<>  fuhren  dürfen,  bestimmt  aber  dann  in  §  7  Abs.  1 :  „Die  Be- 
rechtigung vuu  Ifichteacbsen  zur  Führung  eines  Adelszeichen  richtet  sich  nach 
den  Voisebriftm  den  Stantee,  welchem  sie  Mtgebönen*,  wibzeiid  nach  §  7 
Abs.  2  diese  Personen,  wenn  sie  die  üehsisclke  StaatsangdiBrigkeit  erwerben, 
das  Addneidien  nnr  dann  wetterfahren  dürfen,  wenn  es  Tom  Köirige  Ten 
Sachsen  ausdrörklich  anerkannt  ist  " 

Dafür,  daü  der  Rechtszustand  in  Preußen  ein  anderer  wäre,  fehlt  es 
an  jedem  Anhaltspunkte.  Das  Personalitätsprinzip  im  Gegensatze  zum 
Tsrritw^l&tsprinzip  ist  tSx  dks»  Fhige  auch  In  $  118  Ank  n.  ALR  in- 
sefem  als  maflgebend  aaerlnunit,  als  stob  nadi  dieser  YorsehiUt  preoiSs^ 
Untertanen  anöb  tan  Anstände  de«  ihnen  von  dem  aosUndisobett  Herrsche 
Tcrliehenen  Adelszeichens  nicht  bedienen  dürfen.  Dem  entspricht  auch  die 
preu6i!;ehe  Yerwaltungspraxis,  die  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Fortführnng 
des  auüerhalb  Preußens  rechtmäßig  erworbenen  Adelszcichens  von  seüen  der 
in  Fxenßen  lebenden  Kichtpienllen  nidit  beanstandet  bat.  bi  Fkage  gestellt 
wnde  die  Anerkennung  des  Adels  nnr  in  dem  Falle,  wenn  der  b^.  Nielit> 
preoße  die  preußische  Staateu^jshBrigkeit  erlangte.  In  einer  bei  Gelegenheit 
eines  Einzelfalles  erlassenen,  nicht  in  der  GS  veröffentlichten  riTid  deshalb  als 
Rechtsnorm  nicht  anzusehenden  Kab  -ürd.  vom  31.8  7'i  li  itti  K Wilhelm  1. 
erklärt,  er  wolle  j  e  d  e  m  in  den  preußischen  Untertanenverband  aufgenomoumea 
AiisliBdsr  die  Srksbnis  gewlhien,  das  Adelspcfldikit,  wdcbes  sr'beredbtigt8^ 
wsise  in  seinsm  frOhecen  Vatetfande  geMbrt  hat,  ebne  besondsn  Anmtannng 
auch  in  Preußen  zu  gebrauchen.  Dagegen  hat  in  diesem  Punkte  später  teil- 
weise eine  sohirfere  Praxis  Plate  gegriffen;  Ueranl  besielit  sieb  ancb  eine 
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ümfaige,  die  PrauBen  liei  den  aniereD  deittadiea  StMtoi  gebalteit  hat^  In 

demadben  Sinne  hebt  die  Begründang  des  sächsischen  Gesellet  folgendes 
hervor  Jn  T'rcußen  wurde  einem  Blanne,  der  nach  Aufpabe  seiner  preußisfhon 
SUat&angebürigkeit  Untertan  eines  anderen  deutsrlun  Staates  gfwonitn  und 
hier  geadelt  worden  war,  bei  Wiedereintritt  in  deD  preußischen  Siuatsverband 
die  Anerkennang  dee  amwftrtlgeB  Adda  lOr  die  i^mUttadM  Xonardrie  noch 
1888  aaadricldidi  Terweigcrt/  Dafi  eine  aoldM  Verweigening  andi  olme 
einen  solchen  Wiedereintritt  stattgefunden  hätte,  erhellt  —  abgesehen  von 
einigen  Aasnahmef&ilen  ana  aUeineoester  Z^t,  an  denen  der  des  Angeklagten 
gehört.  —  nicht. 

Ks  muß  deshalb  alü  ein  iester  Gruud^mtz  auch  dvb  preutiiächeu  Ilecbus 
angeiehen  weiden,  daB  NichtpranSea  die  ilmen  von  ihren  Landesherren  recht- 
mlBig  Terliehenen  Adelspridikate  aneh  in  Frenfian  an  fOhren  hefugt  sind 
(Tgl.  Kekuli  a.  a.  0.  S.  208  S.). 

All'T.lintrs  ist.  da  diesem  Rerhtssatz  internationale  Vertinb.«rnnppn  nicht 
zu;^runde  hoKt-n.  der  pruutiische  Staat  befugt,  ihn  durch  eine  ilechtsuonn  zu 
beseüigea.  Dies  ist  in  der  ebenso  liegenden  Frage  der  Führung  der  nüt 
akadeaiisdwn  Graden  Terbnndenen  Titd  dareh  die  Kgl.  V.  vem  7. 4. 97  (OS 
a  99;  TgL  Uerflber  Urt.  d.  KQ  ▼ou  83. 2. 00,  Jahrb.  Bd.  XX»  8.  C  3)  ge- 
schehen. Aber  gerade  der  Umstand,  daß  hier  eine  solche  Norm  für  nötig 
gehalt^'n  worden  ist.  welche  bczHsyüch  der  außerpreußischen  Adrlsprfldikat«! 
fehlt,  beweist,  dali  eine  Untersagung  der  Führung  ausländitycher  Dukturutel 
durch  Einzelvcrfligung  ohne  Vorhandensein  einer  Rechtsnorm  nicht  als  zu- 
toaaig  «rachlet  wurde  nnd  dafi  deshalh  aneh  bei  aaalftndisohen  Adel^rildÜcaten 
eine  selchs  Untersagnng  «hns  Rechtanonn  nnstatthalt  ist.' 

Namensrecht.  —  Namensänderung  eines  preußisdien  Aue- 
teanderers  im  Auslände  (Amerika).  —  Bancroft^Vertrag. 
KQ  18.  6.  04  CJhta  StoMtUtauW*  1906  S,  134J. 

Ein  Preuße,  der  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  aaswandert, 
dort  fünf  Jahre  nnnnterbrochen  sieh  aufhält  und  naturalisierter  Staats- 
angehöriger der  Vereini|?ten  Staaten  wird,  verstößt  nicht  fjejren  die  Kab  -Ord. 
vom  16. 4.  22,  wenn  er,  nach  Preußen  zurückgekehrt,  denjenigen  neuen 
Familieonamen  fahrt,  den  er  im  Aaslande  nach  dem  dort  geltenden  Rechte 
wiritsam  angenoflunen  hat 

Gründe.  Der  Angeklagte  ist  zu  K.  (Provtns  Poeen)  als  Sohn  des 
Tischlermeisters  S.  Ka.  am  K!  2.  4i>  geboren,  unter  dem  Namen  M.  Ka.  im 
Oebtirtsregister  eingetragen  und  hat  zunächst  den  Nampn  Ka  grefflhrt.  Im 
Jahre  IStiÖ  ist  er  ,Bach  Amerika"  ausgewandert  und  ist  erst  1(573  oder  1875 
Ten  ,  Amerika*  wieder  naeh  DeutseUand  mrilekg^ehrl  Seit  seiner  Biek- 
kelv  nttnt  er  sieh  Ko,**  Diesen  Namen  hat  er  in  »Amerika*  an- 
genemmen;  dort  ist  ihm  auch  „in  Washington"  ein  Bürgerbrief  anf  den 
Nassen  Kq.  erteilt.  Dieser  lathestand  wird  in  dem  angefochtenen  Urteii 
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swor  nur  als  tob  dem  Angeklagten  behauptet  mitgeteilt.  Da  die  Be> 
hamptnngok  aber  nicht  als  widerlegt  heseiAiwt  sindi  so  mnß  tob  ihnen  Mr 

die  gegenwärtige  Entscheidnng  aiis£^etrangen  wt  r(1<  n. 

Der  An^eklau'tc  ist  itj  den  Vurinstanzen  wegen  Übertretung  der  üi^b- 
Ord.  vom  15.  4.  22  verurteilt,  und  die  Strafkammer  gründet  ihre  Entscheidung 
im  wesentlichen  darauf,  ,daB  die  Namensinderang,  die  der  Angeklagte  eigcn- 
michtig  in  Amerika  Torgmommen  habe,  Tiellelcbt  in  Amerika  snlisrig  soa 
möge»  dafi  d«r  Angeklagte  aber  keinentalls  damit  für  DeatBchland  in  reckt»> 
verbindlicher  Form  den  Namen  Ko.  statt  Ka.  habe  erlangen  können;  hieran 
vermöge  auch  der  ihm  in  Amerika  erteilte  fifirgerbriei  auf  den  Kaoien  Ko. 
nichts  zu  ändern." 

Diese  zum  Teile  rechtsirrtUmlicben  Erwägungen  sind  nicht  geeignet, 
die  verarteilende  KntBcbeidnng  so  tragen. 

Nach  den  oben  nutgeteüten,  fttr  jetst  als  richtig  an  nnterstellendbi 
Angaben  des  Angeklagten  ist  dieser  «nach  Amerika*,  womit  offenbar  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  a*  m(  int  sind,  im  Jahre  1866  am- 
gewandert,  hat  sich  dort  übrr  fflnf  .Talirc  :  halten  und  hat  dort  (in  einem 
Orte  Washington)  sich  einen  Bürgerbrief  cTlcileii  lu.ssen.  L*nt«r  diesen  Dm- 
ständen  scheint  iiir  den  Angeklagten  der  Art.  1  Abs.  1  des  Vertrages  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
rom  22. 2. 66  (BOBl  S.  226)  zur  Anwendung  zu  kommen: 

^Angehörige  des  Norddeutschen  Bundes,  welche  natoraliflierte  Staats- 
angehörige der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  geworden  sind  ood 
fünf  Jahre  ]ar\ff  nnnnterbrochcn  in  den  Vereinigten  Staaten  zufrebraoht  haben, 
sollen  von  dem  NunMentsrhen  Bunde  als  amerikanische  Angehörige  erachtet 
und  als  solche  beliaudeit  werden." 

Nun  erstreckt  sieb  die  Geltung  der  Eab.-Ord.  vom  16. 4. 22  JedenbUi 
nicht  auf  solche  Personen,  die  in  FreuBen  nicht  staatsangehArig  sind  und  in 
einer  Zeit,  wo  sie  in  Preuflen  weder  ihren  Wohnsitz  noch  ihren  Aufentlislt*- 
ort  haben,  ihren  Familiennamen  in  einer  Weise  abändern,  die  zwar  nach 
preußischem  Rechte  nicht  zulässig,  aber  nach  dem  Rechte  ihres  Staates  erlaubt 
und  wirksam  ibt    Erfolgt  die  Namensänderung  in  dem  fremden  Staate  nadi 
dem  dortigen  Hechte  wirksam,  so  ist  der  neue  Name  der  richtige,  und  er  i^t, 
weil  er  der  richtige  ist,  auch  dann  straflos  n  fflhren,  wenn  sein  Triger  sich 
nachher  in  Freuten  befindet  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Berufung»- 
riditer  den  8achT»halt  nicht  geprttft.   Wenn  der  Angeklagte  fflni  Jibie 
lang  iintinterbrochen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zugebracht 
hat,  wenn  er  dort  naturalisierter  Staatsangehöriger  {geworden  ist  (verl.  Entf^fk 
d.  HG  XXVIII  127  ff ,  insbesondere  8.  129),  wenn  en<ilich  nach  dtoi  lUrht« 
desjenigen  Einzelstaates,  in  welchem  er  die  Namensänderung  „eigenmächtig' 
Yomahm,  solche  Änderung  erlaubt  und  wirksam  war,  dann  steht  die  Ksh* 
Ord.  vom  16. 4. 22  (ebenso  die  Tom  30. 10. 16,  vgl.  Jahrb.  Bd.  XXVII 8.  C  96) 
der  Ftthrung  dieses  gesetzmäßig  geftndertm  Nunens  nicht  entgegen.  Die 
Strafkammer  mußte  also  vor  allem  ermitteln,  wo  die  Änderung  stattgefmuko 
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halt  sowie  ferner,  ob  sie  durch  das  dort  geltende  Bedit  gestattet  and  an- 
erkannt wird.  Diese  letztere  Untersachang  könnte  an  sich  anch  von  dem 
KeTisionsgerichte  Torgonommen  werden.  Sie  ist  ahfr  zurzeit  unmöglich,  eben 
weil  der  Ort  der  Änderung  nicht  feststellt  und  m^bisondere  Ortschaften  mit 
«lern  Namen  Washington  sich  in  vielen  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen 
Union  finilen.  Ans  dieien  Giflnden  war,  wie  geschehen,  sa  erkemieii.  Bei 
der  eiiienten  Yexliaiidliiiig  wird  m  berttdcsiditigeii  sein,  dnA  der  AtL  4  Steats* 
Tertrag  tooi  22.2.68  Ider  nicht  gegen  den  Angdclagten  wird  Terwertet 
werden  können: 

.Wenn  ein  in  Amerika  nf^tnralisierter  Dentsrlur  «?irh  wieder  in  Nord- 
dentschland  niederläßt,  ohne  dit:  Absicht,  nach  Amerika  zuruckzulcehren,  so 
soll  er  als  auf  seine  I^aturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten  Verzicht 
leiitend  ttraditet  werden.* 

Denn  geeetit^  der  Angeklagte  bitte  wiliteBd  «eines  Aufenthalte  in  der 
Union  ein  Recht  auf  Fährang  des  Namens  Ko.  erworben,  so  kann  dieses 
Recht  nicht  dadurch  beseitigt  werden,  daß  er  naoh  seinem  Srwerbe  wieder 
prenfiisolier  Staatsangeiiöriger  geworden  ist. 

Warenseichmrecht.   Schutz  englischer  Warenzeichen  in 

Deutschland. 

OLG  Mamburg  10.  4.  05;  Henri/  CIny  and  Bock  &  CoJAutomatmkalle 
(Hans.  Gcr.-Ztg.  llfnr,,  Hnupthl.  S.  i'o.V. 

Die  Kl&f;:erin  ist  eine  in  London  domizilierte  Aktiengesellschaft,  welche 
bei  ihrer  Gründung  in»  Jahre  1888  die  in  Havana  hetindlichen  Zigarrenfahnkeii 
und  Plantagen  der  Firma  A.£  G.  ^vurmalsc/.  A.)  und  B.&Co.  übernumiueu 
hat  waren  die  Fabrikanten  der  nnter  dem  Namen  .Henry  Clay' 

im  Handel  gangbaren  Importxigarre,  einer  Beaeidmnng,  welche  schon  ihr 
GeschäftATorgänger  J.  A.  eingeführt  hatte,  indem  er  diesen  Namen  eines 
amerikanischen  Senators  sowohl  in  dem  Brandstempel  der  Zigarrenkisten,  wie 
auf  d'-n  papiernen  (türteln  der  einzelnen  Zigarren,  den  sogenannten  T.eihbinden, 
verwaiiilte  Für  J.  A.  war  schon  seit  1877  in  England  eine  iiandelsmarke 
geschützt,  welche  in  einem  ovalen  Ringe  oben  die  Wurte  ^La  Flor  de  Henry 
Goff'  nnd  nnten  das  Wort  «Habana*  enthielt,  wihrend  innerhalb  des  Ringes 
der  HMne  , Julian  AIt**  angebracht  war.  Naish  einer  tdu  der  KIftgeiin  vor- 
gelegten» am  17.  8.  77  an  Protokoll  des  englischen  Genenilkonsuls  zu  Havana 
abgegebenen  Erklärung  von  J.  A.  hatte  J.  A.  dieses  Warenzeichen  damals 
schon  2ö  Jahre  lang  benutzt  —  eine  Tfitsache,  für  welche  sich  die  Klägerin 
auch  auf  das  vorgelegte  Tradeniark-Journai  bezogen  hat. 

Die  Klägerin,  welche  auch  die  Zeichenrechte  von  A.  G.  bei  ihrer 
Qrltndimg  ftbonalnn,  hat  sich  das  80d>en  heschrlehene  Zeichen  anch  für 
Deotsefaland  eintragen  lassen  and  sie  benntat  dasselbe  als  Brsadabdnick  anf 
ibren  Zigarrenkisten.  Sie  stattet  aber  außerdem  auch  noch  ihre  Zigarren 
graten  Teils  mit  Papierringen  ans,  welche  an!  rotem  Grande  in  goldener 
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ümrandang  die  Worte  «Henry  Clay,  Habana'  zeigen.  Von  den  mit  dieser 
Ausstattung:  versehenen  irnp«*rti"rren  Havana-Ziffarren  werde  n  die  billikrsim 
den  Händlern  z.uni  En^Tus-i'reise  von  170  MJc.  per  Tauseud  terkaoft  nnd 
kosten  einzeln  per  6tüek  25  Pfg. 

Die  Beklftgte  yerlranft  in  ihrer  AotomatenhaUe  «lue  in  Dentadifand  ha> 
gestellte  Ziguie  snm  Pieiae  too  15  Pfg.  per  Stilek,  weklie  nit  ciiiem  gldcfecs 
Papiefgnrtd  vendien  ist  Sie  beKieht  dieeellie  toh  dem  KMfiHHni  X.  m 
Ottensen. 

Die  Kläyorin  hat  sich  ein  ledifjlich  die  Worte  ^Henry  Chiy.  Habua' 
enthaltendes  S\  arenzt  i<  hen  nicht  eintragen  hissen  und  zwar  nach  ihrer  Er- 
klärung deshalb  nicht,  weil  iu  £nglaud  der  Name  eines  Menschen  als  Zeicfam 
Hiebt  eingetragen  werde  und  desbaib  naeh  §  2A  Ab«.  8  des  Ww/atSAm' 
Kesetses  ein  eolcbes  Zeicbea  ancb  in  Deutschland  Hiebt  eiatragüiigifihiy  mL 

Hit  der  rorliegenden  Klage  hat  die  Klägerin  beantragt:  der  Beidtglw 
7.\i  roThieten,  nicht  von  der  Klägerin  hergestellte  ZiganeB  an!  der  eogHuaim 
Leibbinde  als  sHenry  Clay*-Zigarren  zu  bezeichnen. 

Klägerin  gründet  diesen  Antrag  auf  §  15  des  WarenzeichengeseUe« 
vom  12.  5.  94,  weil  ihre  nachgeahmte  i3inde  innerhalb  der  beteiligten  Yer- 
kebnkreiae  als  Keniiielebea  ihrer  Ware  gelte,  ienier  auf  Sfi  14,  SO  deodbea 
Gesetses,  weil  die  Firma  der  Kligerin  wideneehtlicb  auf  den  toh  der  Be- 
kl. igten  vertriebenen  Zigarren  angebfacbt  sei,  endlidi  auf  §  826  BGB  and 
§^  1,  4,  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfimg  des  nnlanteren  Wettbewutss. 

Das  OLG  wies  die  Klage  ab 

.\uö  den  EntseheidunETSjsrtinden. 

Prüft  man  die  Berechtigung  deä  >Llageani>pruchi»  unter  Zugrondelegoog 
des  Wareoaeichengesetses,  so  ist  ebne  weiteres  aunidist  klar,  da8  ier  be- 
anstandete Fapierriag,  mit  welchem  die  to»  der  Beklagten  in  ihrem  Witl- 
srhaft.'ibetriebe  verkauften  Zigarren  versehen  sind,  nicht  die  Firma  d€r 
Klägerin  verletzt.  Denn  eine  Wiedergabe  dieser  Finna  ist  auch  l>ei  Beohachtang 
der  in  20  des  Warenzeichetigesetze«?  gegebenen  Bestimmung  nicht  anzunehmen, 
weil  die  Firma  „Henry  Ciay  and  Bock  d  Co.  Limited"  sich  so  wesentlich 
von  dem  bloßen  Namen  des  verstorbenen  amerikanischen  Senators  «Henry 
Claj*  uteradMldet,  daß  eine  Verwedtselung  im  Verkehr  augeacfalossen  ist . . . 

Und  anch  die  Anastattong  der  Klftgeffin  Ist  dnrcb  die  Bekkgte  sieht 
verletzt,  so  daß  auch  nicht  §  15  des  Warenzeichengesetzea  ihr  zur  Seite  steht 
Denn  der  Papiergürtel  in  roter  Farbe  mit  Guldverzierang  ist  an  sich  kein 
charakteristisches  Kennzeichen  des  Fabrikates  der  Klägerin,  er  wir  !  'jaiiz 
allgemein  seit  langen  Jahren  für  Import-  und  inlaodiäche  Zigarren  veiHiudet. 
Als  charakteristisch  könnten  nur  die  darauf  gedruckten  Worte  ,Henry  CUj, 
Habana*  in  Betracht  kommoi.  Die  Ellgerin  bat  aber  sdion  dem  LO  vor 
getragen,  daS  der  Name  eines  ICenseben  allein  in  Bngland  nieht  Zeieheosehrti 
geiiieCtn  könne  nnd  sie  deshalb  zufolge  §  23  Abs.  8  des  deutschen  Waren- 
Zeichengesetzes  habe  davon  Abstand  nehmen  müssen,  sich  ihren  Hin?  in 
Deutschland  als  Zeichen  eintragen  zu  lassen.  Das  den  klägerischen  Papiergflrtel 
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Unterscheidende,  die  Worte,  sind  altio  in  England  ohne  Schutz.  Dann  aber 
schützt  sie  auch  das  deutsche  Warenzeicheiigeaetz  nicht,  wei)  in  Dt-atscbiand 
der  Aasländer  inuuez  nur  auf  acceBuorischen  Schutz  Anspruch  hat,  d.  b.  hier 
keinen  weiteren  Scbati  eriaitgeii  keim,  als  denjenigen,  weldiea  ibm  aneb 
leiii  HeimatstMt  gewlhrt. 

Vergl.  das  Urteil  des  RG  in  Seuffert's  Archiv  LV  Nr.  118. 

Dieser  Orunlsatz  des  Internationa k-n  Zoirhmrprhtes  ist  uurh  durch  die 
Pariser  Koaveniiun  nicht  etwa  ucändt-rt.  vorgl.  Lau  ..der  Anschluß  des 
Deutschen  Meiches  an  äiti  Juie/  nationale  Lniun  für  geteerblichen 
Beehttsehufyf^  S.  116  nnd  12& 

Hinnkommt,  de6  §  16  dee  Waieueiebeiigeeetses  nnr  g^n  illoyale 
Konkurrenz  durch  dolos i  Verwendung  der  Ausstattung  eines  Anderen 
Sc hntz  gewährt,  vgl  Seuffert's  Archin  LIV  Nr.  105,  nnd  daü.  wie  weiter 
unkn  zu  erörtern  sein  wird,  in  die.s(>r  Beziehung  die  tatsächlichen  Voraus- 
selzuugeu  hier  fehlen,  weil  die  Beiflagte  nicht  den  Zweck  der  Täuschung  verfolgt. 

Somit  Umt  Bicb  das  in  der  Klage  verlangte  Verbot  nicbt  darauf  grOnden» 
daß  sieb  die  Beklagte  die  Ansstattang  der  Kllgerin  angeeignet  habe. 

Ebensowenig  aber  liegt  und  im  wesentlichen  aus  den  gleichen  OrQnden 
eine  Verletzung  der  in  Deutschland  für  die  Klägerin  eingetragenen,  von  ihr 
zur  Kennzeichnung  ihrer  Kisten  als  Brandstempel  verwendeteu  Marke  vor. 
Dieses,  für  die  Kisten  beätiuuule,  auch  in  England  eingetragene  Zeichen  ist 
ein  kombiniertes  Wort*  nnd  Bildaelcben,  Indem  es  einen  ovalen  Ring  anfweiet» 
an!  dem  die  Worte  La  Fior  de  Smrff  Ctey»  Mabana  gruppiert  sind, 
wUnend  innerhalb  des  Ringes  in  Abkürzung  der  Name  „Julian  Alvz."  an- 
gebracht i.st.  Wenn  die  auf  dem  beklagti.schen  ra]ii«  rt,nirtc'l  angebrachten 
Worte  , Henry  Ciay,  Ilabana"  zu  einer  Verwechslung  mit  diLüeiu  eingetragenen 
Zeichen  ül}erbaupt  zu  führen  vermöchten,  was  bei  den  augenfälligen  Ver- 
scbiedenheiten  nicht  ansunehmen  let,  lo  würde  doch  immer  nnr  das  an  das 
eingetragene  Zeichen  ErimMsnde  der  Fereonennaae  »Henry  Cley*  sein.  Und 
auf  den  Gebrauch  nar  dieses  Namens  läßt  sich  eine  Zeiclienverletzung  nicht 
gründen,  weil,  wie  oben  ausgeführt,  dieser  Name  allein  der  Klägerin  in  Eng- 
land niciit  geschützt  ist,  auch  nicht  durch  Vermittelang  eiües  Warenzeichens, 
welches  ihn  als  Bestandteil  enthält  

Hiemach  kann  sieb  nnr  frsgen,  ob  die  Bexognabme  der  Kttgeiia  anf 
das  Wettbewerbsgeseta  nnd  anf  §  826  BGB  den  Erlaß  des  beantragten  Ver^ 
botes  zu  rechtfertigen  vermag. 

Anf  den  Schntz  des  Wettbewerbsgesetzes  hat  die  Klägerin,  trotzdem  sieh 
ihre  Niederlassung  in  England  betindet,  seit  dem  Beitritte  Deutschlands  zu 
dem  internationalen  Verbände  zum  Schatte  des  gewerblichen  Bigentoms 
allerdings  Ansprach;  denn  der  dvrch  die  Brttsseler  Zasataakte  dieser  Über- 
einkunft eingefügte  Art.  10b,  vgl.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
9.  4.  03  (RGBl  S.  147),  bestimmt  bei  Zugrundelegung  des  amtlichen  deutschen 
Textes,  daß  die  unter  der  Übt  ri  inkunft  stehenden  Personen  in  allen  Verbands- 
staaten auch  den  den  Staatsangehörigen  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
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giigesich0rteq  Scbnta:  genießen  sollen.  Bexflglich  der  Kontrorene,  ob  ftock 
Angehörige  der  YerbandBSta&ten  den  fiehntz  de«  Wettbewerbageeetaes  nur 

dann  genießen,  wenn  sie  im  Deutschen  Reicbe  ihre  HiHiptiiiederlusimg  b&ben, 

oder  ob  allen  Angehörigen  der  Verbandsstaaten  ohne  weiteres  der  in  den 
einzelnen  Staaten  bestehende  Sohutz  gegen  unlauteren  Wettheworh  zuteil 
werden  soll,  entncheidet  sich  das  Berufungsgericht  für  die  letzlere  Auffassung, 
welcher  sich  auch  (laü  RG  in  aubfuhrlicher  Begründung  in  dem  Urteile  vom 
3.  3. 05  in  Sachen  der  Sagl*  OÜ  Company  of  Newyork  gegen  die  Vammm 
OÜ  Co.  angesdiloBien  liat.  fit  genügt  hior  eine  Yerweifluig  anf  die  OMnde 
Jenes  Urteils.*) 

Aber  auch  vom  Standpunkte  dieser  Rechtsau  ff assung  ersdieiBt  da«  Wett> 
hewerbsgesetz  nicht  verletzt  und  ebensowenig     H2(}  BGB  

Für  die  Kundschaft,  welclier  die  Beklagte  ihre  Zigarre  anbietet  und 
verkauft,  hat  der  Aufdruck  des  Gürtels  nicht  die  Bedeutung  einer  uurichtigcu 
Angahe  tatslehlieher  Art  und  ihr  gegesttber  ist  er  nicht  geeignet,  den  An> 
achein  eines  iMiondera  gttnstigen  Angebots  herronnnif«!,  [Dies  wird  in  tat- 
Bädilicher  Riohtttog  niher  anagelfihrt  Red.] 

Wärenaeichenrecht  —  Voraussetsnmgen  des  Schutganspruches 
eines  Ausländers  (Bussen)  in  Deutschland. 

Se  26,  0.  06;  Graf  M,  u.  B.IE.;  Hep.  II  ISiOS. 

Der  Klftger  Oraf  Bf.  stellt  auf  seinem  in  Livland  gelegenen  Oute  Stoek> 
manndiof  einen  PomerannenlikSr  her,  den  er  seit  langer  Zeit  unter  der  Be- 
seichniing  „ Stockmannshof "  und  .Stockmannshofer"  in  den  Handel  bnngt 
und  dessen  Vertrieb  in  Deutsciiland  er  der  mitklagenden  Firma  B.  in  BerUn 

ühertra>'*'ii  "liat.    [hm  ist  für  Liköre  und  andere  Spirituosen  in  die  Zeicben- 
roUe  des  äeuLschen  Patentaiiit<  ü  ein  Warenzeichen  eingetragen  wurden, 
welches  aus  der  bildlichen  Darstellung  einer  Gruppe  von  Flaschen  und  aus 
Worten  hest^t,  unter  welchen  sieh  auch  die  Worte  »Pomenuuen  Nr.  0'  ond 
^Stockmanndiof*  befinden.  Die  Bddagte  stellt  seit  lAngmr  Zeit  in  Dansig 
einen  lAkM  her  und  bringt  ihn  in  Flaschen  In  den  Ilandd,  weldie  am 
Halse  ein  Etikett  mit  der  Inschrift  aStorlcmannshofer  Pomeranzen  Nr.  00* 
und  weiter  unten  ein  Etikett  mit  der  Inst  hrift  „Kornbranntwein-  und  Wein- 
sprit-Liqueur- Fabrik  zum  Kurfürsten  von  E.  O.  E.  Danzig'  aufweii>en.  Sie 
vertreibt  ferner  Zirkulare,  in  welchen  unter  anderen  Liküren  auch  ,Stock- 
mannsholer  Nr.  00*  angeboten  und  darauf  liingewlesen  wird,  dafi  ihr  nadi 
rassischem  Resept  hergestetltn  Destillat  ^Stockmcnndiofer  PomeransaiNr.OO' 
von  ihr  zuerst  in  Danzig  und  Deutschland  hergestellt  worden  sei.  Die  Kläger 
sehen  darin  eine  Verletzung  der  dem  Klilger  (iraf  M.  aus  der  Warenzei< ?ipd- 
eintragung  zustehemien  Kerbte  und  mehrfache  \'erstöUe  gegen  Bestinimunireo 
des  Gesetzes  zur  Üekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vom  27.  b.  %. 

•)  Abgedruckt  Ztscb.  ZV  296.  —  Red. 
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Das  OLG  wies  ab,  das  R(i  boh  auf:    Mit  L'nrcolit  beschränkt  sieb  das  Bo- 
rufungsgericht  auf  die  Feststellung.  daB  das  Wort  ,ST'irknian«8liol"'  desliaU) 
nicht  goichützt  sei,  weil  es  nicht  für  sich  allein,  sunÜLHi  tiiit  anderen  Worten 
und  einem  Gruppenbild  von  Plaaehtti  zosammen  eingetragen  worden  seL  Das- 
Mlhe  Uttte  piflf eD  MUen,  oh  mMh  dem  OwMatdndmck,  Welohon  das  aas  Bild 
nnd  WMten  imamnoigCMtate  Wanjudehen  des  Gnfen  Jf.  auf  das  in  Be- 
tracht kommende  Pnbliknm  hervorruft,  sich  das  Wort  Stockmannehof  ftli  eo 
charakteristisch  hervorhebt,  daß  es  in  dem  Gedächtnis  derer,  die  es  f^eschcn 
haben,  haften  bleibt  und  sich  als  das  suj^cnannt^.'  Schlagwort  erweist.  Denn 
wenn  dies  der  Fall  sein  sollte,  so  würde  angenummeo  werde»  können,  daii 
im  Sinne  der  §§  12,  14  und  20  War^nzeicheuges.  die  Beklagte  ihn  LUt9r- 
flaacben  und  Zirkidara  mit  dem  WarenMidiai  dee  Oraiui  M,  venelien  habe, 
und  wflide  sntieSenden  Falles  weiter  m  prflleai  sein,  ob  die  sonstigen  Yorant- 
Setzungen  des  §  14  a.  a.  0.  yorliegen,  und,  wenn  dies  der  Fall  sein  sollte, 
ob  die  Behauptung  der  Beklagten  richtig  ist,  daU  das  Wort  „Stockmanns- 
hofer'  die  Natur  der  Üerkunftsbezeicbnnng  verloren  und  die  Eigenschaft  einer 
BeschaSenheitsangabe  erlangt  habe     13  Warenzeichengesetz).  Das  Berufungs- 
nrteU  mnfite  daher  aufgehoben  und  die  Sache  was  wiederholt«!  Verhandlung 
vnd  Bntscheidnng  an  das  BemfnngsgeriGht  znrflckrerwiesen  werden.  Bei 
der  «menten  Verhandlang  wird  vor  allem  festzttstdlen  son,  welchen  Inhalt 
das  zwischen  den  beiden  Klägern  bestehende  Vertragsverhältnis  bat, 
w.  il  danach  die  Frage  zu  beantworten  ist.  ob  die  KlRger  berechtigt  sind, 
die  Klu^eansprüche  zu  erheben.    Bisher  ist  nur  festgest<'llt.  daß  der  Graf  M. 
in  Deutschland  eine  Hauptniederlassung  nicht  habe.    Es  ist  aber  nicht 
festgestellt^  daJB  nnd  warum  er  dne  Zweigniederlassung  in  Deutschland 
habe,  was  ans  der  Übertragung  des  Verkaufes  seines  Likörs  an  die  lOtklAgerin 
nicht  ohne  weiteres  folgt,  und  warum  die  letztere  eine  Hauptniederlassung 
in  Deutschland  habe,  was  dann  nicht  zutreffen  würde,  wenn  sie  nicht  eigenen 
Namens,  sondern  für  den  Grafen  ^f  I  n  Likör  verkauft.    Zu  beachten  wird 
femer  sein,  daB  die  Mitklagerin,  da-  nicht  hIs  Inhaberin  eines  für  sie  ein- 
getragenen Warenzeicheuä  aultritt,  auf  ürund  des  §  12  überhaupt  nicht 
klagen  kann  und  auf  Orund  des  §  11  Warenieichengee.  nur  dann  snr 
SdiadensersatBklage  hereehtigt  ist,  wmm  sie  als  »Verletste*  im  Sinne  des  §  14 
anzusehen  son  soUte,  was  nur  nach  Kenntnis  des  «wischen  den  Kligwn  he* 
stehenden  Vertragsrerfattltnisses  beurteilt  werden  kann. 

§  110  ZPO.    Äuslänäeraü^heU  für  die  Progeßkoatm. 

StaatsanaehörigkeU,   (Peru,  Ckäe,  Italten.) 

OL0  Mamburg  16. 1. 06;  Jtimaasa/BimMBa;  lUp.  IV.  841,06.*) 

Aul  die  Berufung  der  Kligeiin  wird  das  Urteil  des  LO  Hamburg  Tom 
12. 7. 06  anigdioben  nnd  anderweit  erkannt. 


*)  Mitgeteilt  von  üerrn  Senatepräsidenten  Dr.  Martin  in  üamburg. 
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Tatbestand. 

Der  unstreitig  in  i'eru  von  italienisrhen  Eltern  geborene  Beklagte  hat 
unter  Verweigerung  der  Verhandlung  zur  Hauptsache  die  prozeßhindemde 
Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  fftr  die  Prozeßkoeien  Stoben,  indon  er 
behauptet^  da0  die  BUlgerin  als  seine  Fnui  Peruanerin  sei.  Kligwrfn  iknr- 
eeits  belmptefc.  ItaUnerin  und  deshalb  zur  Kostensieheiheitsleistang  ni^ 
verpflichtet  zu  sein :  ovpnttu  ll  sei  Einrede  zwischen  ])eraani8chen  Staats- 
angeh^'i-iL'^'n  unzuliissijz;.    Das  L(i  hat  auf  Abweisung  der  KlagP  erkannt. 

Zur  Begründunj^  der  Hirtifunir  machte  iilägeri scher  Anwalt  ijeltend,  es 
v\eriie  aufrecht  erhalten,  daß  der  Beklagte  und  folglich  auch  seine  Frau,  die 
Klägerin,  italienisdiflr  StantsangdiSrigkeit  seien.  Bs  sal  femer  m  prtfen, 
ob  Beklagter  nicbt  etwa,  dadnreb,  da0  die  Mbere  penianlaelie  PlroTinx  TMaa, 
in  der  er  geboren  sei  nnd  ipftter  Iftngeie  2Seit,  insbesondere  andi  ssr  2^it  der 
Annexion  gelebt  habe,  vnn  Chile  annektiert  wurde,  Chilene  sjoworden  sei 
Klägerin  wolle  dieses  behaupten  und  sich  zum  Beweise  auf  die  Auskunft  dea 
chilenischen  Generalkonsuls  berufen.  Ob  sie  als  Chilenin  kostenvorschuß- 
pfliditig  sei,  möge  geprüft  werden.  ÄnitonteB  Falles  sei  das  angdfoehlene 
Urteil  wenigrtens  daUn  abraSuders,  da6  der  Eligerin  gemlB  g  113  ZPO  etne 
Frist  nr  BesteUoBg  der  anfiraerlegendeB  Sidteriieit  gesetst  weide. 

Beklagtischer  Anwalt  widersprach  den  Ausführungen  seines  Gegncf% 
bestritt  die  behauptete  Eintragung  d<  s  Beklagten  und  seint  r  TJriider  in  Genua 
als  italienische  Staatsang*  luirige.  sowie,  daß  Beklagter  zur  Zeit  der  Annexion 
von  Tacna  an  diesem  Urte  gelebt  habe,  und  berief  sich  gleicbfalis  auf  eise 
eiiunuddtende  Andconft  des  dtUeniscben  Qeneralkonsalats  da&^,  daß  ^eae 
Annexion  auf  die  StaatsangebOrigkeit  des  Beklagten  keinen  BinflnB  gdiabt 
babe. 

Klägerin  schob  dem  Beklagten  den  Eid  darflber  m,  daft  derselbe  inr 
Zeit  der  Annexion  von  Tacna  dort  gewohnt  habe 

Beklatrtihcher  Anwalt  konnte  sich  über  diesen  Eid  nicht  erklären. 

Das  Gericht  erlieii  den  Beschluß  vom  27.  iU.  ilü,  welcher  spattr  durch 
Beschluß  vom  8.  November  darin  abgeändert  wurde,  daß  statt  des  Qeneralkoo- 
salats  von  Chile  die  cbileoiscbe  Gesandsdiaft  in  Berlin  «m  Anaknnft  ersodit 
werden  solle.  Auf  dieses  Ennicben  ist  die  Aoskanft  ad  27  eingegangen» 
deren  Übersetzung,  wie  beideneits  nicht  bemingdt  wird»  folgendennaitea 
lautet : 

.Der  in  Jacna  1H70  geborene  iulicuer  kann  heute  IVruaner  odor 
Italiener  oder  anderer  Staatsangehöriger  sein,  wenn  er  dies  bei  der  betreßenden 
Regierong  beantragt  \ 

Parteien  haben  von  neuem  sur  Saebe  verbandelt,  wobei  bddagtisdwr 
Anwalt  darauf  au&nwksam  madite,  da0  die  in  den  BeaeUttfi  vom  87. 10. 06  aof- 

genommenen  Daten  nicbt  gana  genau  seien.  Beklagter  sei  am  22.  Xai  (mcht 

Dezember)  1870  geburrn.  und  habe  vom  22. — 25  Jahrr  wii  der  in  Tacna  ge- 
lebt  Im  übrigen  hielten  beide  Teile  ihre  früheren  Ausführungen  aufrecht 
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Entscheidungsgründc. 

Im  übrigen  tritt  das  Berufungsgericht  den  Ausfahrnngen  des  LG  bei. 
Daß  Kliigerin  die  Nationaiitüt  ihres  Mannes  teilt,  bestreitet  sie  seliist  tiirht. 
Der  ikklagt«  kann  aach  als  Ausländer,  wie  das  LG  zatrefltend  auäiuhrt, 
diMm  Kmtmnamäint  TerlMigen,  tinl  dalir»  dftS  dicaei  Bedit  sviaöhMi  pem- 
antodien  Ebelenten  ans  Orflnden  des  peraaniBcben  Bectats  nkbi  Fiats  greife 
—  eine  Einwendung,  die  in  dieser  Instanz  übrigens  nicht  wiederholt  hl 
ist  nichts  b*  i^ebrarbt.  Es  ist  endlich  atifier  Streit,  daß  für  Peruaner  die 
A  if^rrthrne  des  ^  UU  No.  1  ZPO  nicht  ^1t,  so  daß  die  Kostenvorschußpflicht  iOr  die 
Klägerin  besteht,  falls  Beklagter  als  Peruaner  anzuerkennen  ist. 

In  dieser  Besietmiig  ist  iiiiii  dueh  Gntaditen  des  itaUsnisdieii  Gessiidtea 
in  Lima  und  eines  Ton  der  kalseittcJnn  Gesandtsclisft  myelogenen  fem.' 
aniseben  Bechtssawnlts  erwiesen,  daß  Beklagter  nach  peruanischem  Recht 
kraft  Geburt  Peruaner,  nach  italienischem  Recht  dagegen  kraft  Abstammung 
Italiener  war,  welcher  Widerstreit  nur  äun'h  cm»^  vom  Beklagten  selbst  nach 
erreichter  Groüjaiirigkeit  abzugebende  ii^rki^ung  zugun^teu  des  eiueu  oder 
des  andeim  Stute»  uitseUeden  werden  kannte  nnd  im  Jnlure  1896  dnrcli  die 
Eintragoag  des  Beklagten  In  das  pemanisehe  Kansnlfttsr^isti^  sngnnstoi 
Ton  Fem  entschieden  ist.  An  der  Richtigkeit  dieser  Annakoie  kann  um  so 
weniger  gezweifelt  werden,  als  sie  übereinstimmend  von  peruanischen  nnd 
italienischen  Autoritäten  bestätigt  wird  und  dem  Art.  11  No.  2  li  n 
italienischen  ZGh  entspricht.  Uieruach  wird  die  italieuiäche  iStaatäbürgcr- 
s«dialt  von  demjenigen  TorUiren»  der  die  Staatsbttrgersdiaft  in  einem  fremden 
Lande  «erworben"  kat.  Das  aber  hat  der  Beklagte  dnrdi  die  von  ihm  1806 
erwirkte  Eintragung  getan,  wodurch  er  sich  oidgflltig  für  die  Ergreifung  der 
peruanist  hm  Staatsangehörigkeit  entschieden  und  zugleich  die  ihm  bis  dahin 
offenstehende  M  ü  g  1  i  (  h  k  c  i  t .  sich  des  italienischen  StaatsbOxgerrechta  zu 
büdienen,  auch  nach  ituUeaiscbem  Hechte  verloren  bat. 

Bedenkw  konnten  nnr  durch  den  in  dieser  Instans  nen  geltend  gemachten 
Umstand  erweckt  werden,  daB  die  Qebnrtsprovina  des  Beklagten  seither  in 
den  chilenischen  Staativeihaild  äbwgegangen  ist.  was.  wenn  Beklagter  etwa 
infolgedessen  Chilene  geworden  sein  sollte,  vielleicht  die  rnwirksamkeit 
Seiner  im  Jahre  IHiMi  erwirkten  Eintragung  in  das  penianische  KuiLsulaTs- 
rcgister  hätte  zur  Folge  haben  können.  Dieses  ikidenken  ist  jtiduch  durch 
die  von  der  chilenischen  Oesandtsdmft  eingezogene  Ansknnfe  beseitigt,  wo- 
nach Beklagter  jedenfalls  nicht  Qulene  gewordmi  ist  und  auch  wieder  die 
oben  dargelegte  RechtsaaSassung  bestätigt  wird,  daß  es  lediglich  von  seinem 
eigenem  Antrage  abhing,  welche  Staat.sangehörigkeit  er  haben  wollte. 

Daß  diese  Uption  nicht  schtm  durch  die  angeblich  auf  Antrag  seines 
Vaters  zur  Zeit  seiner  Minderjährigkeit  bewirkte  Eintragung  in  die 
italienischen  Register  an  Gimna  anagettbt  ist»  gdit  schon  ans  obigem  berror. 
Denn  hiernach  war  einmal  ein"  ürkllning  des  Beklagten  selbst  nach 
erreichter  Oroßjährigkeit  erfor<*  .h,  und  andererseits  hatte  eben  diese  Er- 
klftmng  auch  nach  Italien* .   .m  Recht  den  Wiederrerlnst  der  italteniacfaen 
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fitaataingdi&rigkdt,  wenn  di«  Bintrttgong  aar  Zeit  der  HmdeijEhrigkeit  ii 

dieser  Beziehung  etwa  von  Bedr-utung  gewesen  sein  sollte,  nur  Folge. 

Die  KostcnTorschaßptücht  der  Klägerin  ist  somit  vom  LO  mit  Rerhr 
angenomiueri  worden.  Gleichwnh!  ist  da.s  angrefnchtene  Urteil  auf2uht;bcii. 
weil  die  Vorschriften  der  112,  113  ZPO  nicht  beachtet  sind.  Hiernach 
mnfite  der  KligeiiB  nnttcbst  dne  Frist  sar  Winithlnng  der  nach  frcieB  Br- 
meaaen  des  Gericht«  nnter  Berflcksicbtigiiiig  des  too  Beklagtem  wahtechnfitHdi 
anfoiiwendenden  Betrages  festsosetienden  Sicherbeit  bestimmt  wcidfln,  »m 
jetzt  nachzuholen  ist.  Als  vom  Beklagten  aofzuwendc  n  kann  aber  nor  cn 
ganz  geringer  Br-trui^  angenommen  werden,  weil  Beklagt i  r  wenn  er  obsie«rt. 
in  Gestalt  des  in  diesem  Falle  nicht  ohne  seine  Zustimmung  za  erbebendem 
Uyputhekenkapitals  vollständig  gesichert  ist,  falls  er  aber  unterliegt,  kein 
KostenetatattangsanBpracb  fttr  ilni  besteht.  Infolgedessen  ist  die  «obofr- 
legende  Sidieriieit  auf  10  Hk.  binnesaett. 

§  328  ZPO,  —  Jm  Kanton  Bern  ist  eUe  Gegenseitigkeit 

für  die  ürteüsvoUsireckung  nUM  verbürgt.*) 

OLG  Jena  16, 6.04  3  U;  29/04  (BlOiter  f.  Sedkispflege  im  2%üringeH 

u.  AnhaU  1906  S.  247), 

Ans  den  Orttnden. 

Nach  der  Erklärung  des  Appellations-  und  KtsiationsbofB  in  Bern  vom 
9.  2.  89  wird  die  Bewilligung  der  Vollstreckung  von  Zivilnrteilen  anslandischer 
Gerichte  im  Kanton  Bern  unter  anderem  davon  abhängig  gemat  ht  daß  keire 
Verstftße  gegen  Fondamentalsätze  des  i'rozelirechts  so  Tage  liegen  (Er- 
klärung Ziff.  3). 

Den  Boner  Geriehttti  wird  damit  dne  Nacbprttfoiig  der  ansländisdMm 
Urleile  in  proaessualMr  Besidinng  in  einem  Umfange  vorbebaltoiir  der  si^ 

wegen  der  Unbestimmtheit  und  Dehnbarkeit  des  Begriffs  ^fundamentale 
ProzeßieclitssätZ(  *  gar  nicht  recht  crmessen  läßt,  während  im  §  328  ZPO 
ein  auch  nur  anniihenu!  gleicher  Vorbehalt  fttr  die  NachprUfang  aael&ndischer 
Urteile  nicht  vorgt  srh»  n  i.st. 

Insbesondere  Bteilt  uu^er  l'ruzcßgesctz  nicht  —  wie  die  Berufung  der 
Klägerin  darzulegen  vesancht  —  eine  Umlidie  oder  ebenso  unbestimmte 
YoiftussetBvng  fflr  die  Anerkennung  anslindiseber  Urteile  auf,  wenA  es  eine 
Prüfung  darüber  anordnet,  ob  die  Anerkennung  des  ausländischen  Urteils 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstoßen  würde.  -  §  328 
Ziff.  \  ZI'O.  Wenn  anch  der  Ausdruck  .Verstoß  gegen  dr-n  Zweck  eines 
deutscheu  Gesetzes"  für  sirh  nielit  ohne  weiteres  klarlegt,  w.is  darunter  ver- 
Stuiden  werden  soll,  äu  zeigen  duch  die  Zubammeustellung  mit  dem  Vcrstoft 
gegen  die  guten  Sitten  und  die  Beratungen  xu  Art.  90  des  SO  s.  BOB,  der 
eine  gleidilautende  Bestimmung  fOr  die  Anwendung  andindisdien  Bcdite  im 


*)  Vgl.  Ztach.  XV  297,  XIV  491,  Xill  40.  -  Red. 
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Inkmde  enthilt^  deatUoh,  d«B  man  dabei  kefaMsMIs  ui  ProieflgeMtie,  sondcni 
BOT  an  aolohe  mateiieUt  Oewtce  gedacht  bat,  dte  der  Attfeeebterbaltinf  der 

Grundlagen  des  staatlichen  and  gesellscbaftlichen  Lebens  dienen  und  deshalb 
von  so  grandlegender  Natur  erscheinen,  daß  widersprechend p  ausländische 
Bestimmangen  im  Inlande  weder  nnmittelbar  (Art.  BO  EG  z.  BGB),  noch 
nüttelbar  im  W  ege  der  Anerkennung  ausländischer  Urteile  zur  Geltung  ge- 
braebt  werden  dliifen,  alio  an  Verbotageeetae  nnd  Niebtigkeitigritaide  bei 
Recbtigeechäften  (wie  beim  Differenzgescb&fte,  Iwi  Spiel  nnd  Wette)  und  bei 
porsonenrechtlichen  Verhältnissen  (wie  bei  Skhvfrei  und  Vielweiberei).  —  Vgl. 
Gaupp-Stein,  Komm  z.  ZPO,  «.  7.  .\ntl  §  328  VI  Note  57-60  S.  765.  — 
Die  Erklärung  des  Berner  Appellations-  und  Kassationsbofs  enthält  nach 
dieser  Richtung  die  entsprechende  B^timmung,  wenn  sie  in  Ziff.  4  Prüfung 
darttber  Tonehreibt>  ob  die  £nteeheidaag>  deren  Yollatreokiuig  begehrt  wird, 
mit  Iceiner  im  dortigen  Staatiq;ebiete  gdtenden  iwingenden  Beebtsnorm  im 

Widcrspmchc  sttht. 

Zu  I  iirccht  forden  die  Brrnfnnp  weiter,  daß  das  Iiit*rlakener  Urteil 
Yun  dem  ^Standpunkte  der  Erklärung  des  Bemer  Kassationshofs  aus  geprüft 
und  das  Volistrecirangsurteil  um  detwillm  erlassen  werden  solle,  weil  in  dem 
Urteil  ein  Veretofi  gegen  fnndamentale  Proseftreditasfttse  niöfat  «ithalten  sei. 

Wie  weit  die  Prüfung  des  ausläTuli!^!  Inn  Urteils  vorzunehmen  ist,  be- 
stimmt 8  328  ZPO,  nicht  das  Recht  des  Kantons  Bern.  Nach  S  :V28  'AVO 
ist  aber  die  geforderte  Nachprüfnnp:  auf  Verstöße  gegen  ProKfbvorschriftcii 
ausgeschlossen.  Die  Bemer  Bestiiuuiun^'(  n  kommen  lediglich  für  die  Prüfung 
der  Frage  in  BsAneht»  ob  die  Gegenseitigkeit  Tetbttigt  ist.  Einen  allgemeinen, 
Rechtssats  des  Inhalts,  dafi  bei  weitergehenden  Frttfangsrorbehalten  des  aas- 
Kindischen  Rechts  dne  Gegensdtigkeit  wenigstens  in  dem  Rahmen  anzunehmen 
sei,  (itT  sich  bei  Zuyrnndeloping  des  weitergehenden  anslämlisrlien  Rechts 
ergibt,  hat  die  Entach.  des  RG  XLT  424  nicht  anerkannt  Die  Ent- 
scheidung betraf  das  Urteil  eines  «isterreicbischen  Gerichts,  demgegenüber  an 
sich  die  Gegenseitigkeit  rechtlich  Tttbfirgt  war;  die  trots  d«r  Verbftrgung 
der  Gegaueitigkeit  damals*  rom  RG  gebilligte  Einschrtüdcnng  d«  Anorkennnng 
österreichischer  l^rteile  mit  Bflcksicbt  an!  einen  speziellen  Osterrdchiscben 
PrUfangSYorbebalt  ist  nicht  zu  billipTf*»  und  hat  lebhaften  Widerspnich 
herTorgentfen  (vgl.  Gaupp-Stein,  %  328  Note  67  und  77  Ö.  766  und 
7bhi 

Des  weiteren  kann  awA  kein  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  daft  da 
Bemer  KaesaÜonshof  noch  vor  knrsem  in  einem  einzelnen  FMIe  die  Voll- 
streckung eines  dentschen  Urteils  zugelassen  hat.   Ganz  abgesehen  davon, 

daü  ein  einzebur  Fall  znr  Vr  rbürgung  der  Getrtnis'  itiirkeit  nicht  ausreicht, 
kann  von  einer  Gegenseitigkeit  im  Sinne  dis  §  ZPO  nicht  schon 
dann  die  Rede  sein,  wenn  der  ausländische  Richter  ein  deutsches  Urteil 


*)  Der  Streit  ist  jetit  erledigt  dnrcb  die  Voroidnnng  des  dsterreichisehett 
Jttstisministers  Tom  19.  10.  04,  abgedruckt  Ztsch  XV,  489.  —  Red. 
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Mwkaiiiiti  ■ondern  nur  daniii  wcnii  die  AnodmiBiiiig  obne  mMericUe  Nidb- 
frflftmg  dct  Ürteil«  ftoageiprocbNi  wüd,  und  wenn  fOr  dteaoi  Ana§pntk 
lediglieh  gleiche  oder  doch  wescntUeh  gleidie  Vorbediagnngai  nafigeboid 
nnd,  wie  Sir  ß  :^28  ZPO  aufstellt. 

Das  iHt  aber  hingesehen  auf  die  Erklänint;  des  Beruer  Ka^sutiooshoU 
ToraossetzUch  weder  bei  dem  neuerdingü  üriasseuen  VoUstreckangsortfiiie 
dieMS  Oeiiehtdioies  geschehen  mtA  Hi  die  Znkonfk  m  erwarten. 

Zn  Uniedit  bemft  sleli  eadUeh  die  BerafoBg  nnf  die  Art  11^13  des 
intenintionnlen  Abkonunene  Tom  14.  11.  06  (BOBl  1899  8.  290,  291).  !■ 
dieien  Artikeln  ist  nls  KorreUt  m  der  Bebdnng  anslftndiaditf  Kläger  von 
Sirberheitsleistungen  für  die  Prozeßkosten  resp.  Hintprlefrnngen  zwischen  der 
Schweiz  and  Deutschland  und  anderen  Staaten  vereinbart  wurden.  duLi  Ent- 
scheidnogen,  wodurch  ausländische  Klüger  oder  Intervenienten  in  iit 
^oneSkoaten  Temrleilt  verde»,  in  jeden  dar  Yertragistenten  doidi  dit 
zastftndige  B^rde  nacli  Maßgabe  der  dortigen  Qesetse  anter  Betdhtnng  de» 
Art.  13  fOr  Tdlstreckfaar  erklärt  werden  sollnn.  Aach  wenn  man  annekmoi 
wollte,  daß  hiornadl  in  Fullen  der  Torliegenden  Art,  wo  ttber  Baa|»te»cbe 
nnd  Prozeüküsten  entschieden  ist.  ein  sHbstandijres  VoUstreckungsnrt^il  rum 
Kostenpunkte  zu  erlassen  wäre,  so  würde  dies  der  Klägerin  nichts  nutzen. 
Denn  nach  der  Kiagdarstellung  war  in  dem  Verfahren  in  InterUken  der  iu 
dfo  Koetoi  venrteilte  Oaatwirt  K.  (der  jetzige  Beklagte)  nicht  Kläger  «der 
Intenrenient^  nicht  Angreifer,  sondern  er  war  der  Angegriffene,  er  hat  ädi  iä 
danaelhen  verteidigt  gegen  einen  von  der  2>.  (der  )et>igeB  KUgerin}  ervirktca 
Arrostschlag.  Vgl.  auch  Petersen  nnd  Anger ^  K9mm.M,ZF0f  b.  AML 
§  110  unter  Z.  3  Kote  2  8.  284. 

§§  723  Abs.  1,  328  ZPO.  —  Klage  auf  Vollstreckungsurteü 

auf  Grund  eines  italienischen  Urteile. 

MO  aO,6,06;  v.  CJSch.-V.,  Rep.  VII  49HH}4  (Entsch.  d.  RG  LXI  HU 

Die  Klägerin,  eine  deutsche  Pinna,  hatte  durch  ihre  in  Mailand  domixi- 
lierte  Filiale  di«  Tji^'fernnj?  von  Drahl.seilen  an  die  italienische  Firma  L  <t  Co. 
in  P.  OberiiniuTii- n  nu<\  di»  Ansfilhrunjr  di>  ^rr  T.i.'ferunp  der  beklayltn 
deutschen  Firma  übertragen.  Wegen  angeblich  vcrtxagäwidriger  BeschaSeobeit 
der  geliefertai  Seile  erhob  die  italienische  Firma  L.^Co,  bei  dem  Oericbt 
in  MaOand  Klage  gegen  die  Jetiige  Kllgecin  mü  dem  Antrage  anl  AnfUfsaiig 
des  Vertrages  und  Vemrteiinng  der  Klägerin  snm  Bnati  aller  ihr  aus  der 
angeblich  mangelhaften  Lieferung  der  Seile  entstandene  und  noch  entsteheD- 
den  Srhäden.     Die  KlSgerin  stellte  ihrerseits  bei  dem  Mailänder  GerirM 

1.  eine  Klage  gegen  die  italienische  i'iriiiii  auf  Zahlung  des  Kaufpriistsi, 

2.  eine  Klage  gegen  die  jetzige  ikklagte  mit  dem  Antrage  au,  diese  zu  ver- 
nrteiten,  da3  >i«  die  Klägerin  wegen  aller  dies»  ans  einer  VwarteBuBg 
cngmeten  der  itattenischen  Firma  4  Co.  erwaofasenen  FMgen  adiadlot  lo 
halten  nnd  ihr  deshalb  den  gaanen  Beliag  in  cntatten  liahe,  den  diese  erotL 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


fiechtsprechung :  DeutschlancL 


an  die  italieniiolie  Fimm  nt  saUeii  liaben  irecde.  Die  Beklegte  wurde  init 
dem  Einwände  der  Unzuständigkeit  der  itabeniiwlHm  Oeridite  abgewiesen 
ond  Ton  diesen  rechtskräftig  verorteilt,  die  Klägerin  bezüglich  aller  ihr 
erwachsenen  und  eventnell  noch  erwachsenden  Folgen  ans  ihrer  Verorttilnng 
zugunsten  der  Firma  L.  &  Co.  voHkomnien  zu  entlasten  nnd  schaUius  zu 
iHÜten.  In  dem  Rechtsstreite  swischen  der  Firma  L.  4b  Co.  und  der  jetzigen 
Kliferiii  wnfde  letstere  snr  Zahlmig  einer  erfaebUehen  SniniBe  an  die  be> 
zeiolmete  Firma  verorteilt.  Die  Klägerin  erhob  auf  Gmnd  dieser  Vorgänge 
bei  dem  zuständigen  deutschen  Gericht  Klage  gegen  die  Rekla^'te  mit  dem 
Hauptantrage,  auszasprechen,  dali  die  ZwangSTollstreckunpf  aus  den  italienischen 
Urteilen  (mit  einer  gewissen  Einschränkung  im  Betrage)  gegen  sie  zulässig 
WO.  XTeittodl  beantragte  sie,  die  Beklagte  zur  Zahlung  einer  dementspreehen- 
den  8nmnM  nt  TeniTteilen.  Die  Klage  wnrde  in  enter  nnd  zweiter  bittanc 
abgewiesen,  and  zwar  in  Ansehung  de.s  HauptastiagB  deelialb,  weil  die 
italienischen  Gerichte  zur  Entscheidung  des  bei  ihnen  von  der  Klägerin  gcjren 
die  Beklagte  angestrengten  Rechtsstreites  nac  h  d«  nt  rhem  Recht  nicht  zu- 
ständig gewesen  seien.   Die  Revision  wurde  zurückgewiesen. 

Ana  den  Gründen. 

yNaeh  feststehender  Reehtspiechong  des  &G1  ist  der  Pkll,  dafi 
die  behaupteten,  dte  Zuständigkeit  begründenden  TatMcdien  mit  den  be- 
haupteten klafrehegründenden  Tatsachen  znsammenfaUcn,  anders  zu  behandeln 
als  der  Fall,  in  welchem  die  Zuständigkeit  auf  die  Behauptung  selbständiger 
Tatsachen  gestützt  wird.  In  dem  ersten  Fall  genügt  gegenüber  dem  Einwand 
der  UntiigtSadii^ielt  die  Uofie  mAewteeaiM  Beinnptnng  der  betreffenden 
Tntmobett,  wn  das  angonlene  Ctoiieht  snstlnd^  n  madwn,  lelem  aas 
dieiNl  Tatsachen,  ihre  Bidltigkeit  vorausgesetzt,  sich  die  Zuständigkeit  des 
angernfrncn  Gerichts  ergibt ;  in  dem  anderen  Falle  aber  ist  der  Nachweis 
der  behaupteten  Tatsachen  erforderlich,  um  die  Zoständiglceit  des  angeroienen 
Gerichts  zu  begründen. 

Vergl.  Snttdi,  d,  JtQ  in  ZIvflfl.  XXIX  871;  Jurist  Woeke$fekr.  190t 
S.  a86  Nr.  a,  8.  796  Kr.  1,  1908  &  12b  Hr.  a 

Der  zweite  Fall  liegt  hier  nicht  vor,  sondern  der  erste.  Die  Klägerin 
behauptet,  daß  für  sie  in  ihrem  Verhältnis  zur  Firma  L.c(-  Co.  die  italienischen 
Gerichte  nach  i?  2^)  ZPO  zuständig  gewesen  seien,  daü  die  Beklagte  auf 
Grund  eines  von  ihr  abgegebenen  selbständigen  Garantieversprechens  ver- 
ylliditet  sei,  sie,  die  Klägerin,  von  Ihren  TeivffiehtBqgen  im  Verhiltnla  sur 
Firma  L.SaB,  nn  befreien,  benw.  den  ibr  entstandenen  Sebaden  an  ersetsen, 
daß  die  Beklagte  diese  Verpflichtung  nur  in  Mailand  erfüllen  k<>nne,  und  daß 
mithin  auch  für  diese  nach  §  29  ZPO  die  italienischen  lierichte  zuständig 
gewesen  seien.  Es  ergibt  sich  aus  dem  vorstehenden,  dati  es  fehlsam  ist. 
wenn  die  Bevision  aus  dem  g  723  Abs.  1  ZPO,  wonach  das  Yollstreckungs- 
nrteil  ohne  Prflfong  der  Qesetzmifiigkeit  der  aosländisolm  Entscheidung  m 
erlaaMB  ist,  eine  Bindung  des  fnlindieolien  Bichters  dnrdi  die  italiwiacben 
üitdie  nadi  der  Bichtang  herleitet)  daß  er  nidit  vuAa  die  Ton  den  italimiachen 
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Geridbteii  bejalite  Frage  prUfen  flUrfe,  ob  u«  dem  QanuitieTerspiedieii  der 

Beklagten  deren  Verpflichtaiig  folge,  die  Kllgerin  von  ihren  Verpflichtnogni 
gegenüber  L  d  Co.  zu  befreien  Die  von  der  Kl  i?:»  rin  behaupteten,  die 
angebliche  Zuständijrkt  it  der  italienischen  Gericht^  l)e<jn"üntlenden  Tatsachen 
fallen  hier  mit  deu  klagn begründenden  Tatsachen  zuäammeu,  und  danach 
kommt  es  für  die  Frage  der  Zuständigkeit  der  italienischen  Oefichte  flker> 
haapt  nicht  an!  die  spfttere  Botaebeidiiiig  Aber  die  Bichtigkeit  oder  Unriditigknt 
der  bdiaaptetmi  Tkteach^,  eondeni  allein  daianl  an,  ob  naeh  den  Tataadiee, 
welche  die  Klägerin  vor  den  italienischen  Gerichten  behauptet  hat,  nach 
deutschem  Recht  die  dortige  Zuständifrkeit  frcgeben  war.  Daß  hierüber  dif 
deutscheu  Gerifhte.  unbcscliränkt  durch  die  in  d<n  italienischen  Urteilen 
zutage  tretende  Auffassung  der  dortigen  Eichter,  selbständig  zu  befinden 
haben,  ergibt  der  Inhalt  des  §  328  ZPO  so  onmittelbar,  daß  jede  weiten 
Aneftthnuig  in  diesem.  Punkt  nnnötig  eradwint.*  .  .  . 

(Bs  wird  aUdann  angefahrt,  da£,  wmui  die  Kligeiin  vor  den  italieniadwa 
Gerichten  eine  Behauptong  des  Inhalts  aufgestellt  h&tte,  dafi  die  Beklagte 
es  ansdrilcklich  übernommen  habe,  sie  (die  Klägerin"*  vnn  ihr*>n  flre^enfiber  der 
Firma  L.  Co.  bestehenden  Verpflichtnngen  zu  befreien,  vielleicht  in  Frage 
hätte  kommen  können,  ob  durch  die  Behauptung  einer  solchen  Tatsache  nicht 
die  Zuständigkeit  der  italienischen  Gerichte  begrflndet  wordtai  wire,  iuMfeni 
ansonehmen  sein  sollte,  daß  diese  Yerpfliehtiuig  von  der  BeUagten  in  ItaUsa 
an  ttfUllen  gewesen  i^ie.  Allein  eine  solche  Behaaptnng  sei  von  der 
Klägerin  vor  den  italienischen  GcKidltai  nicht  aufgestellt  worden;  aus  dem 
aber,  was  sie  dort  wirklich  vortjetragen  habe,  nämlich  aus  der  l^bauptef^ii 
.Schadcnsersatzpflicht  der  Beklagten  und  der  von  ihr  abgpprebt'nen  (jaranüe- 
eiklärung  folge  nicht,  wie  mit  dem  Berufungsrichter  anzunehmen  sei,  eine 
Yeipflichtong  der  Beklagten,  die  KUgerin  von  ihren  der  Firma  L.  ±  Cb. 
gegenüber  bestehenden  VerpAiditnngen  an  befreiea.) 

Frankreich. 

1.  ErhreM,  F&r  die  Mesiaterbfolge  nach  einem  mit  finoh 
i!9sis€hem  DonUeU  gestorbenen  Erblasser,  der  mcei  aus- 
ländischen Staaten  (Türkei  und  England)  anffehärt,  ist  lex 

domicilii  maßgebend. 

2.  Voraussetzungen  des  Verlustes  der  türkischen  Staats- 

angehörigkeit.   Naturalisation  in  England. 

3.  Ti^rMsch-frangösische  ProtektumS'  und  Jurisdiktions- 

Verhältnisse. 

Cour  O'appel  AiJr  lff.7.o:f  :  DaUoz  rwr,  rrr.'i:  Zfsch  f,dUch.bürgerL 
Hecht  u.  franz.  Zivilr.  1905  S.  215  ff. 
Gründe. 

In  Erw.,  daß  A.  M.,  ottomanisoher  Staatsangehöriger  durch  Abet&uunoag, 
im  Jahre  1862  im  Alter  Yon  28  Jaliien  am  dw  Tttrkei  answandote  und 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


Fiankreicb. 


361 


nielit  mtiit  dabin  snrttokkehrte,  sondern  sich  in  Uftscbettcr  nledorliefi,  wo  er 

ein  kaafmännischcs  Geschäft  betrieb:  in  Erw.,  daß  er  am  12.5.68  Tom  zn- 
stän<liL'fn  Unterst&atssekrctär  eine  beschränkte  Naturalisationaiirkundp  ans- 
getitellt  erhielt,  entsprechend  dem  damals  geltenden  englischeu  (ität^Ue  vorn 
6.  8. 44;  in  Erw.,  daß  nach  Erlaß  des  Gesetzes  vom  12.  ö.  7ü,  welches  a.  a. 
folgende  Beetirnnrang  enthidt:  ,Ein  Ausländer,  welcher  vor  diesem  Gesetz 
natoraliaiert  wnrde,  kann  vom  StaatssekreULr  eine  dem  neneo  Gesetze  ent> 
sprechende  Naturalisationsarkunde  verlangen",  A.  M.  sich  mit  einem  ent» 
sprechenden  Gesuche  an  den  Staatssekretär  wandte,  worin  er  darlegte,  daß 
er  im  Vereinigten  Königreich  am  12.  ö.  ü8  niitnralisiert  worden  sei  und  den 
durch  das  Gesetz  von  1870  geforderten  Bedingungen  hinsichtlich  des  längeren 
Anfenthaltes  in  Eä^iiaad  entspredie;  in  Erw.,  daB  er,  nach  Vornahme  von 
Erhebungen,  am  11.7.72  eine  unbeschrftnkte  Nataraliaationsnrknnde  ans- 
t^fstilh  lukam,  welche  ihm  alle  Rechte  eines  britischen  Untertans  zuerkannte 
rnit  drr  einzigen  Einschränkung,  daß  A.  M.,  .sof»  rn  er  sich  im  Herrschafts- 
gebiete seines  Heimatlandes  befinde,  nicht  als  britischer  Staatsbürger  an- 
gesehen  werde,  solange  er  nicht  entsprechend  den  Gesetzen  seines  Heimat- 
landes und  einem  mit  diesem  geschlossenen  Staatsvertrag  ans  dem  türUsehen 
Staatsverbaiulc  förmlich  entlassen  worden  sei;  in  Erw.,  daß  diese  Einsrhränkung 
wörtüfh  dvm  Tt  xtc  des  Gesetzes  von  1870  entsprach,  welches  durch  dieselbe 
einem  moglieliLTi  Konflikte  mit  dem  Heimatlamlr-  des  naturnÜsiertcn  Aus- 
länders vorbeugen  wollte;  in  Erw.,  daß  .A.  ü/.  am  18.  7.  72  den  Untertaueneid 
leifteto;  daß  ihm  am  22.  7.  72  Tom  Ersten  Unterstaatssekretftr  ein  Paß  aus- 
gefertigt wurde,  der  ihm  an!  dem  Kontinent  den  hritisdien  üntertanm  ge- 
währten Schutz  zusicherte  mit  der  einzigen,  oben  schon  erwähnten  Ein- 
schränkung,  iu  Erw.,  daß  A.  M.  nach  Erwtib  eines  bedeutenden  Vermögens 
im  Jahre  1HM2  nacli  Marseille  vrr;^og  und  diese  Stadt  zum        seines  einzigen 
Geschäftsunternchmens  machte;  daß  er  auf  der  dortigen  Zweigstelle  der 
Battgßui  d§  FrmmeB  sein  ganni^  in  Wert^i^armi  bestdiendes  Vermögen 
iiinterlegte;  daß  er  daaelbst  bis  zu  seinem  am  17. 1. 00  erfolgten  Tode  wohnen 
blieb;  in  Erw.,  daß  er  bei  seinem  Tode  ki  in  n  Erben  in  Frankreich  zurück- 
ließ, er  vielmelir  in  eint  iu  eigenhändigen  Testanun*  vom  8.  12.  95  nur  <  ia 
einziges  I'artikular-^'enniiebtnis  zuwendete;  in  Erw.,  daß  die  beiden  einzigi  ii 
Personen,  welche  seinen  Nachlaß  als  Erben  in  Anspruch  nehmen,  die  beiden 
in  Aleppo  wohnhaften,  heatigMi  Prozeügcgner  sind,  nUnlich;  1.  Fran  JT.  M., 
Witwe  Ton  ff.  Qh.,  Schwester  des  Erblassers,  und  2.  O.  M.,  ▼aterssdtigcr 
Vetter  desselben:  in  Erw.,  daß  der  letztgenannte  die  Hälft*  dts  Nachlasses 
für  sich  beansprucht,  indem  er  sich  auf  das  o  1 1  o  m  a  n  i  sc  he  Recht  beruft; 
daß  letzteres  in  der  Tat  bestimmt,  daß  ciue  Schwester  des  Erblassers  nur 
die  Hälfte  de»  ^aclilasses  erbt,  während  die  andere  Hälfte  dem  vatersseitigen 
Vetfeev  als  BldaHem  SettSBYerwandten  des  anderen  Stammes  zufallen  muß; 
in  Erw.,  daß  ungekehrt  nach  englisehem  Bedit  dw  ganze  Nachlaß  der 
Schwedt  [  k-s  Erblassers  anfallen  würde;  daß  weiter  nach  englischem  Rechte 
die  Yererbong  des  nnr  ans  bew^lichen  Wwten  bestehenden  liachlassss  sich 
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nach  dem  Gesetze  desjenigen  Landes  vollzieht,  in  welchem  der  Erblaas« 
seinen  letzten  Wohnsitz  hatt«,  untergebeuä  also  nach  Art.  T.öd  r  C,  wonach 
gleichfalls  der  Witwe  Gh.  der  gesamte  Nachlaß  zuialleu  miliite,  in  Erw., 
daB  &,  M,,  entflfreobrad  dem  in  Syrien  ttbliclMii  Yetfelmn,  dBen  NaobhB' 
scbiildner  vor  das  Oeridit  dM  Scherib  sn  Aleppo  lud,  woadiMt  düier 
Schnldner  am  27.  Bamadam  1317  (29.  1.  00)  verurteilt  wurde,  an  G  M  dt  u 
von  letzterem  beanspruchten  Teil  der  Schuld  zu  zahlen;  in  Erw..  daß  G  M 
alsdann,  um  seine  Ansprüche  der  Witwe  Gh.  selbst  gegenüber  znr  Anerkt  nnuiii; 
zu  brins^en,  sie  vor  das  Gericht  des  mohamedanisrhen  CJe.srtzc?,  in  Alt-pjw 
vorlud;  daß  deren  BevullmächLigter  dort  unter  VurUthall  aller  übrigen  Ein- 
wendungen zunächst  geltend  machte,  da6  der  BrblaaseK  seine  nnprtngUdM 
tflrkisdie  Staatsangehgrfgkeit  verlorai  Imbe;  daß  indeaien  am  16.  Stfar  1318 
(12.  6.  (XI)  der  Richter  der  Klage  von  Q.  M.  Stattgab,  Um  in  sein»  Eigen- 
schaft als  Vetter  des  Verstorbenen  als  Erben  anerkannte  und  sogar  dahin 
entschied,  daß  infoly:e  der  von  der  Witw»-  Gh.  ihm  gegenüber  vorgeschützten 
Einrede  und  um  ihre  Frivolität  zu  siiiiktiDiiieren.  (/.  M.  als  alleiniger  Erb« 
den  ganzen  Nachlaß  zu  beza-la-u  habe,  in  Erw.,  daß  Witwe  Gh.  gegen  dieses 
Urteil  bei  dem  Obergerichi  des  Schetch  AI  Jslamat  Bemlnng  einlegte,  aiit 
derselben  aber  am  9.  Zilkade  1318  (88. 2.  Ol)  abgewiesen  wnide;  in  Erw., 
daß  Witwe  Qh.  ihrerseits  am  7.  5.  00  beim  Tribunal  in  Marseille  eine  Klage 
anhängig  gemacht  hat;  daß  dieses  Gericht  in  der  jetzt  angefochtenen  Ent- 
scheidun;^  daliiTi  erkannte,  daß  sie  den  Nachweis  erbracht  habe,  daß  ihr 
Bruder  zur  Zeit  ii<'r  Eröffnuni:!  der  Erlischaft  britischer  Staatsangehöriger 
gewesen  sei  und  ihr  demgemaii  den  ganzen  I^achtaß  des  Bruders  zusprach; 
in  Erw.,  dafi  ron  den  in  der  BemfongBinstana  geltend  gmnaditen  Binwindca 
des  &,  M.  anniUshst  derjenige  anrflckznweisen  ist^  als  babe  das  Tom  Scheid» 
AI  Jslamat  zn  seinen  Gunsten  erlassene,  rechtskräftige  Urteil  dieselbea 
Kechtswirkungen  in  Frankreich  wie  in  der  Türkei;  in  Erw.,  daß  allerdings 
von  der  Rechtsprechung  anerkannt  wird,  daß  in  gewissen  Fällen  die  den 
Zivilstand  und  die  RechtsfähiL^keit  von  Personen  re^^elndt'«  aublüüdisciitii 
L'rteile  ohne  Vollstieckungsklauscl  iu  Frankreich  ihru  Wirk-ung  erzeugen, 
aber  dies  nur  dann,  wenn  es  sich  nm  ihren  freiwilligen  Vollzug  bandelt;  difl 
vorliegend  die  Sache  aber  gans  anders  liegt;  dafi  fiberdies  dsa  Urteil  im 
Scheichs  AI  Jshimat  nicht  ttber  die  Blutsverwandtschaft  des  Appellanten 
entschieden  hat,  die  ja  gar  nicht  bestritten  ist,  sondern  über  das  Schicksal 
des  Nachlasses  des  Erblassers;  daß  der  in  Aleppo  abgetirteilte  ProzcB  die 
Zuständigkeit  der  Irauzosischen  (icritht*-  znr  Rntscheiduti;.'  des  streitigen 
Erbrechts  nicht  beeinflussen  konnte;  daß  jedtulallh  diesH^ti  aublandiscbc  UrteÜ 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstSßt,  insoweit  es  der  Witwe  Gh.  ihr  Erb- 
recht ganz  abspricht,  wdl  sie  von  ihrmn  Rechte,  eich  gegen  die  AaqiiiEhi 
des  Gegners  zu  verteidigen,  Gebrauch  gemacht  hat;  in  Erw.,  daß  der  Haupt- 
einwand  d.  s  Apitellanten  dahin  geht,  die  Naturalisation  von  A.  M.  in  Ens 
land  sei  auf  (irund  des  ottonianischen,  am  V.).  1.  (JJJ  erlassenen,  am  29.  ilcs 
gleichen  Monats  promulgierten  Gesetzes  nichtig;  in  Erw.,  daß , Art.  5  dieses 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


Frankreich. 


363 


0««etsea  bo  htntel:         ottomanlwiher  üntertan,  der  mit  OenehmigDug  «ler 

katst  riicben  R^gienuig  eine  fremde  ätaatnmgehOrigkeit  enrorben  bat,  wird 
als  Aosländer  ange^^rhon  und  belumdflt;  wenn  er  sich  dagegen  ohne  vorherige 
Qenehmipnngj  der  kaistrlichoii  Ri'giernnjr  im  Aaslande  hat  natnralisieren 
lassen,  so  wird  er  in  jeder  Beziehung  als  ottouiauischer  Untertan  weiterhin 
ngeoeheii  und  behandelt.  Kein  ottomanieeber  Untertan  darf  flbenlieB  stcb 
als  Anelinder  uatBralisieren  lanen,  ebne  Teirber  dnrdi  ein  kaiea^Ucbes  Irade, 
hierzu  ermächtigt  zu  sein'';  in  Brw.  zunächst,  daß  die  Hohe  Pforte  stets  an- 
erkannt hat.  daß  das  Oesetz  von  keine  rückwirkende  Kraft  hat;  daß 
es  also  ohue  Bedeutung  ist  hinsichtlich  dr r  ersten  von  A.  M.  am  12.  5.  68 
erlangten  beschränkten  Naturalisation;  daU  damals  kein  ottomanisches  Gesetz 
die  Torbeiige  Erwirkung  ein«  Brlanbnia  fOr  den  tHrktscben  Untertan,  iaa 
eine  fremde  Staataangebttrigltelt  au  erlang»!  wttnaebto,  vinschrleb;  dafi  man 
insbesondere  nicbt  die  gegenteilige  Ansicht  anf  Art.  10  des  engUeeb-tOlkildMIl 
StaatsYf  rtrafrs  vom     1.  1809  stützen  kann,  weil  die  Bestimmungen  dies«>s 
Vertrages  sich  nicht  mit  der  Natnralisiition  1"  fassen,  sondern  nur  dii  Be- 
dingungen regeln,  unter  welchen  die  britauuiäciieu  diplomatischen  Agenten 
und  KeoBnln  tOrUecben  Untertanen  auf  ottomaniaehem  Gebiete  ibmi  Scbnti 
angedeiben  laaeen  klMuien;  in  Bnr.  sodann,  daB  anr  Bestimmung  der  Trag- 
weite und  der  Wirkungen  des  ncsetzes  vom  19.  1.  69,  das  in  einem  Staate 
erlassen  wurde,  in  welchem  die  ges^etziri  berische  und  die  vollziehende  Gewalt 
in  derselben  Hand  vereinigt  sind,  e.s  iiiiuiiip;änglich  ist.  auf  den  diplomatischen 
Schriftwechsel  zurückzugreifen,  der  mit  und  vor  dem  Erlaii  des  Gesetzes  er- 
folgt  iit;  in  Erw.,  daß  die  Hobe  Pforte  schon  lange  eich  bemühte,  der  mehr 
und  mehr  herrortretendui  Ntigung  einer  großen  Zahl  ihrer  Untertanen  ent^ 
gegcnznarbeiten,  die  sich  dahin  geltend  macbte,  sich  auf  türkischem  Staats- 
gebiet selbst  der  AutoritiU  des  Snltans  dadurch  v.n  entziehen,  daß  sie  sich 
unter  auäliiudischt::»  Schutz  stellten;  daü  zu  die^^em  Zwecke  die  Kote  an  die 
fremden  Gesandtschaften  vom  27.  1.  53,  das  Reglement  betr.  die  fremden 
Konsulate  Tom  August  18S8  und  das  Memorandum  an  die  fremdoi  Gesandte 
sdhaften  vom  14. 9. 60  erfolgten;  daß  in  der  letxtenriUmten  Uitomde  gesagt 
ist,  daß  die  neuen  Schutzbefohlenen  fernerhin  ihre  Verwandten,  die  otto- 
manische  Staatsbürieer  seien,  nicht  mehr  beerben  würden  und  angehalten 
würden,  das  türkische  Pk,eich  innerhalb  drei  Monaten  nach  Erklärung  der 
Inschutzstellong  zu  verlassen,  andernfalls  sie  auch  fernerhin  als  Untertanen 
der  Pforte  ai^eeehen  und  dem  ottomaniscben  Becbte  unteretetlt  blieben;  daft 
man  hiemadi  leicht  die  einzelnen  Etappen  erkennen  kann,  auf  welchen  die 
Hohe  Pforte  bis  zu  dem  Gesetz  vom  19.  1.  69  gelangte,  welch  letzterem 
keineswej^s  die  Bedontnnc:  eines  allfremeinen  Gesetzes  zukommt;  in  Erw., 
daß  tatsächlich  dies  nicht  klarer  gesagt  werden  kann,  als  es  in  dem  uaeh 
Promulgation  des  Gesetzes  an  die  Staaten  der  Christenheit  gerichteten 
Hemorandum  der  Hohen  Pforte  ansgedrOckt  ist,  nadidem  ihr  insbesond«» 
Rußland  das  Recht  beetritten  hatte,  diese  Materie  einseitig  auf  gesetzgebe- 
nscbem  Wege  au  r^ln;  in  Erw.,  dafi  in  dem  Hemorandum  vom  21.  4.69 
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aust^effihrt  wird.  daC.  wenn  aoch  die  kaiserlirlie  lieinpriiti!?  stets  anf-rkast^t 
hat,  daL)  das  Kecbt  eines  Individuums,  sein  Ueiinatland  zu  Yirlass«n  und 
dort,  wohin  ihu  seine  Int<>rcssen  rufen,  ein  neues  Vaterland  zu  adopüeren, 
ans  dem  Rechte  der  persönlichen  Flreiheit  fliefiendes  Recht  ist,  m  dodi 
die  Regierang  sdion  lange  gegen  den  HiBhraneh  n  kftmpien  hat,  der  uH 
diesen  Kapitalationot  getrieben  wird,  indem  Untertanen  des  Sultans  ifara 
ständige  WohnsitS  im  Reiche  beibehielten  und  doch  aus  der  Natunill^atios 
TJutzen  zogen,  indem  sie  den  Schutz  der  fremden  Konsule  narli^nchten  oder 
die  durch  die  Kapitulationen  der  Pforte  aufgeiiruntrenc  Tniui  iniiät  sich  zu 
Natzen  machten  ^  daii,  um  in  einem  Satze  den  Gcdankeuguug  des  neuen  G«- 
«etsee  znaammensnlusen  und  gans  klar  die  Qrensen  seiner  Anwendberktü 
g^pmllber  den  Hichten  dannlegen,  dae  Memoraadom  fertKbrt:  «Das  Osaets 
verlangt  die  vorg&ngige  Ermächtigung  des  Staateoherhanptes  zum  Wechiel 
der  Staatsangehörigkeit  im  Hinblick  und  zu  dem  einzigen  Zwecke,  den  otUh 
manischen  Untertan,  der  seinen  Wohnsitz  im  Reiche  beibehält, 
daran  zu  himUrn.  sich  der  legitimen  Autorität  zu  entziehen*;  in  Erw ,  daß 
es  nicht  angängig  im  nach  dem  türkischen  Staatsrecht,  dab  Geseu  vuui  l^.  \. 
nnd  dae  Memorandum  vom  81. 4.  69  ah  von  Tenduedenen  Antorititen  ane- 
gehende  Staatsekte  ansosehen,  daß  sie  vielmehr  als  sich  gegenseitig  erglisend 
nnd  stittsend  an  enditen  sind;  daß  mithin  dargetan  ist,  daß  das  Tom 
Appellanten  bezogene  Gesetz  keine  Wirkungen  auf  Tatbestände  hat,  wie 
einer  bei  ^1.  3f.  vorUeijt;  in  Erw..  daß  angesichts  der  kategorischen  Erklärnntr 
d'-r  Hohen  l'forte  y:e;feiiüher  den  Mächten  auch  den  Instruktionen  kein  (ie- 
WiChL  lieigelegt  werden  kann,  welche  die  Pforte  als  Maßnahme  der  inoereu 
Verwaltung  den  GenenlgottTerneureii  der  einxelnm  Yllajets  des  Bebdies  am 
26. 3. 69,  also  schon  vor  dem  erwihnten  Hemorandnm,  aogelien  lieft;  in  Erw., 
daß  Appellant  sich  auch  nicht  mit  Erfolg  darauf  berufen  kann,  daß  die  eng- 
lische Regierunti  in  ihrer  Antwort  auf  das  Schreiben  der  Huben  Pforte,  durch 
welches  sie  ihr  am       2.  tit^  den  Text  des  Gesetzes  vom  ly.  1.  mitteilte,  sich 
darauf  beschränkte,  am  24  2  den  Empfang  zn  bestätigen,  ohne  einen  Wider- 
spruch zu  erheben,  weil  nicht  zugegeben  werden  kann,  daß  sie  hierdurch 
darauf  Terzidiftet  habe,  sngnnsten  der  die  engUache  Naturalisation  Nach- 
sttcfaenden  der  Änflessang  Rechnmig  sn  tragen,  welche  die  ottomawisdie 
R^erung  bei  dieser  Gelegenheit  gegenüber  der  Gesamtheit  der  Mächte  ein* 
zunehmen  hatte;  daß  ans  der  Empfangsbestätigung  also  durchaus  nicht  zu 
folgern  ist,  daß  das  Gesetz  von  186H  der  britischen  Regierung  gegenüber 
andere  Wirkungen  erzeugt  habe,  als  anderen  Staaten  gegenüber,  welche  gegen 
das  Gesetz  förmlich  Protest  erhoben,  daß,  wenn  Appellant  weiter  sich  deiaof 
bernlt,  daB  die  Iraiuösisehe  Regierong  das  Oesets  vem  19. 1. 69  anerkamit 
hat,  hiei^iegen  wesentlich  Iwrcmnhehett  ist,  daß  die  Anerkminiiiag  der  otto» 
manischen  Regiemng  erst  durch  die  Depesche  des  französischen  Ministen 
des  Auswärtigen  vom  27.  n.  Gl),  also  erst  nach  dem  Memorandum,  mitgeteilt 
wurde:  in  Erw.,  daß  hei  dieser  gesetzlichen  Lage  und  da  kein  Spexia!- 
abkomuien  zwischen  England  und  der  Hohen  Pforte  getroffen  worden  ist^ 
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mall  radi  nicht  Üx  die  gegenteilige  AafiMeaag  entaelieidendes  Gewicht  auf 

(Ii*-  Bescheinigung  l^n  darf,  welche  die  ottomaniscbe  Botschaft  in  Paris  im 
Hinblick  auf  diesen  Prozeß  am  12.  1.  02  ausgestellt  hat  und  M'orin  gesagt  ist, 
daü  das  (iesetz  von  lRfi9  keine  Unterscheidung  zuläßt  zwischen  solchen  otto- 
manischen  Untertanen,  die  zur  Zeit,  wo  gie  eine  ausländische  Naturalisation 
nacbaadien,  im  tdrkiBchen  Reiche  wohnen,  nnd  solchen,  welche  im  Aaslande 
wohnen;  in  Brw.  weiter,  daß,  wenn  man  hei  der  Natnralisationsarknnde  vom 
11.7.  72,  deren  Nichtigkeit  Appellant  behauptet,  einzig  und  allein  berÜck- 
.sidiiiiTt.  weicht'  Bedeutung  und  Kraft  sie  in  sich  selbst  träcft,  sie  erst  recht 
als  voll  rechts\viiks;un  zu  erachten  ist;  daß  nSmlich  diese  Naturalisation, 
die  anter  den  angegebenen  Uoiständen  zu  Gunsten  eines  schon  sehr  lange 
anf  engliflcbem  Boden  angesiedelten  tttrkischen  Untertaaeii  erfolgte,  ein  Ana- 
fiuB  der  der  englisohen  Begiening  snstehenden  Son?erAnitftt  ist,  sumal  flbrigens 
das  englische  Recht  den  Erwerb  der  englischen  Staatsangehörigkeit  nicht  an 
die  Bedinfjunjr  knfipft.  daß  mit  dem  Krwerhe  der  natnr;ilisierte  Ausländer 
nach  dem  Rechte  seines  bisherigen  Heimatstaates  seine  alte  Staatsangehörig- 
keit verliert;  daü  nach  alledem  davon  auszugehen  ist,  daii  der  Akt  vom 
11.  7.  78,  auf  welchen  Klägerin  sieb  atütat,  im  Tioiesse  nicht  in  EVage  ge- 
stellt werden  kann,  Tielmehr  Ton  sich  ans  darin  alle  seine  Wirkungen  änfiem 
mußte,  indem  im  vorliegenden  Falle  die  französisdie  Gfesetzgebung  an  dem 
Konflikt  zwischen  zwei  ausländischen  Gesetzgebungen  jranT:  miintrrcssiert  ist; 
in  Krw.,  daß  die  {^ezo<?pnen  Folprernntjen  in  keiner  Weise  erschüttert  werden 
durch  die  mundlicheu  Nüt«;u,  welche  am  Ib.  und  20.  11. 00  zwischen  dem 
tarkisdien  Ifinlster  des  Auswärtigen  nnd  der  hritiaehen  Botschaft  gewechsdt 
wurden;  daß  diese  Noten  ihrer  Natnr  nach  sioh  nicht  an  einer  Beweisftthmng 
vor  Gericht  eignen,  daß  Überdies  die  am  14. 6. 09  vom  englischen  Unter- 
Staatssekretär  des  .Auswärtigen  in  London  an  den  englischen  Genoralkonsul 
in  Marseiile  gerichtete  Depesche  bündi?  ansspricht,  da{5  auf  die  von  der  enjr- 
Itschen  Botschaft  in  Konütantinupel  zu  einem  Zeitpunkte  au^geäpiocheiie  Auf- 
fasanng,  in  welchem  die  Botschaft  aber  den  Sachverhalt  nicht  TOllig  auf- 
geklärt war,  es  ga»  nicht  Mikommen  könne;  in  Erw.,  daft  Aiipellant  auch 
aus  dem  Umstand  nichts  fUr  sich  herleiten  kann,  daß  Alf.  sich  am  24. 10.85 
in  die  Matrikel  des  türkischen  Genernlkonsuls  zu  Marseille  eintragen  ließ; 
daü  er  unbestritten  zu  diesem  Zeitpunkt  schon  über  zwei  Jahre  lang  in 
Marseille  wohnte  und  die  Immatrikulation  nur  vornahm,  um  vom  General- 
konsulat diejenigen  Papiere  ausgestellt  xn  erhalten,  wetehe  er  aar  Erhebung 
des  Nachlasses  seines  Terstorbenen  Brnders  JR.  M.,  eines  ottomani»;ben  Staats* 
bUrgers,  bedurfte:  dafi  er  späterhin  die  Immatrikulation  nie  mehr  erneuert 
hat.  obwohl  die  jreltenden  Vorschriften  die  alljährliche  Wiederholung  dieser 
Formalität  seitens  der  in  Marseiile  niedergelassenen  ottomanischen  Untertanen 
verlangen;  in  Erw.,  daß  andererseits  von  Wichtigkeit  ist,  daß  il.  Jf.  niemals, 
weder  in  Marseitle  noch  in  einer  anderen  Stadt  vor  irgend  einem  britischen 
Konsul  eine  Brklirung  abgegeben  hat,  daß  er  die  englische  Staatsangehörig- 
keit aufgebe,  was  unbedingt  h&tte  geschehen  müssen,  wenn  er  eine  dahin« 
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geheude  Absicht  gehabt  hätte;  daß  diesbezüglich  das  Gesetz  von  1H70  V- 
stioomt,  daß,  wenn  ein  Untertan  sich  aulkrhaib  der  Besitzungen  Ihrer  MajesUt 
befindet)  «r  seim  AutrittRerkl&nmg  in  Gegenwart  eines  dem  diplomatMiMi 
oder  KonntlardieiiBt  Huer  M^eitltt  angeUiigeii  Beamten  abwigelMB  bei; 
da6  A.  M.  aidierlich  die  Beetiininniigen  dieaes  OeietseB,  deaieii  WoUtila  er 
für  sich  in  dem  bedeatnngsroUsten  Abschnitte  seines  Lebens  in  Anspmdi 
iifthm    gcnan  gekannt  bat;  daß  er  während  der  siebzehn  in  Marseille  m- 
lebten  Jahre  seinen  festen  Entschluß  zu  erkennen  gab,  die  englische  Staat*- 
angehörigkeit  beizubehalten,  wie  schon  aas  der  Sorgfalt  erhellt,  mit  welcbtt 
er  die  ani  ihren  Brwwb  besfli^iidMii  Urkuiden  «n  sicherem  Orte  uilbewabiti: 
dnfi  es  nichte  »nsmadit,  dnfi  er  nioht  in  eeiner  Eigenaclmit  nie  AuUader  M 
der  französischen  Regiemng  um  die  Owehmignng  nechendite,  seinen  Wolui* 
sitz  in  Frankreich  zu  nehmen,  weil  tatsftchlich  Uarseille  seit  1882  bis  m 
seinem  Tode,  wie  oben  erwähnt,  der  Sitz  seiner  einzigen  Handelsniederlas?nii2 
war:  in  Erw  .  daß  die  einmalige  Immatrikulation  vom  20.  K».  K'j  wirkungsljs 
gebliel>eu  ist,  daß  selbst  dann,  wenn  man  im  Gegensatz  zu  obigen  Aas- 
fttbrangen  ilir  die  Wirkung  soerkeanen  will,  dnft  dnveh  lie  der  VentoitaN 
seine  nraprfingliche  Staatsangekfiiigkeit  wiedererlangt  hnbe,  doch  die  Tat> 
Sache  bestehen  bleibt»  dafi  er  niehtadestoweniger  anch  die  sp&ter  erlangte 
behielt,  so  daß  angenommen  werden  müßte,  er  habe  zur  Zeit  seines  Todes 
eine  doppelte  Staatsangehörigkeit  besessen:  in  Erw..  daß  auch  bei  dieser  An- 
nahme ans  allgemeinen  drundsützen  das  angefochtene  Urteil  zu  bestätiiren 
ist,  weil  alsdann  vor  einem  französischen  Gericht  über  eine  Kollision  zwiscbeo 
ottemaniacbem  nud  britiaohem  Beebte  m  entachelden  irtre  und  in  einen 
aolcben  Falle  Act  Bicbtar  dca  dritten  Staatea  nnf  d«i  Strei^nuikt  die 
lex  domicilii  anzuwimden  bnt,  untergebens  also  den  Art.  750  C.  C,  der 
der  Witwe  Gh.  auch  den  ganzen  Nachlaß  ihres  Bruders  als  alleiniger  Erbin 
zuerkennen  würde;  in  Erw  .  daß  bei  dieser  Stellungnahme  das  Gericht  sich 
überhaupt  nicht  mit  dem  weiteren  Antrag   des  Appellanten    zu  befassen 
brauchte,  dahingehend,  es  sei  der  ganze  Aaciiiaii  dem  türkischen  Generai- 
konaol  in  llaraellle  anaanantworten,  damit  dieaer  ibn  enti^rechend  den  «tto* 
maniacben  Erbrecbte  an  die  Berecbtigten  vertdle;  dnB  indessen  betont  weries 
soll,  daß  ein  solcher  Antrag  ttnter  allen  Umständen  nnstatthaft  ist;  M 
nämlich  die  anläßlich  dieses  Prozesses  von  der  türkischen  Botschaft  in  Paris 
ausgestellte  Bescheinigung  keine  T^-'d.nitung  hat  gegenüber  den  formelkn  Er- 
klärungen de-s  französisehen  Mim.-jUTS  des  Au.swiirligen  in  der  am  4.4,(0 
vom  Siegelbewahrer  au  den  Geueralprokuratur  zu  Ai^  gerichteten  Depesche; 
daß  man  sieh  angnnaten  itea  Antragea  audi  nickt  mit  Brfolg  «nf  Art.  9  im 
Vertragea  Tom  26. 6. 180S  bemfen  kann,  in  welchem  Ftaakreioh  der  TUkd 
die  Bdiandlung  der  meiatbegllnstigsten  Nation  verbürgt,  selbst  nicht  io  Ter 
bindung  mit  den  Verträgen,  welche  Frankreich  mit  andcreTi  Nationtu  hin- 
sichtlich der  Nachlaßregulierung  von  ihnen  angehörigi  n  Bürgern  durcii  Ver- 
miticluog  der  Konsnle  geschlossen  hat  (wie  z.  B.  mit  Italien  1862,  mit  Boä- 
laud  1874);  daij  uümlich  die  Meistbegünsiigungsklausel  im  wesentlichen  ikt 
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Wirkongen  nur  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  der  Volkswirtschaft  äußert, 
auf  dem  liier  in  Fraf^»-  stehenden  alter  bedcutungBlos  ist:  daß  das  Recht  des 
tilricischen  Generalkonsuls  in  Marseille,  sich  den  Nachlaß  vnn  A.  M.  aua- 
händigen zu  lassen,  wenn  man  letzteren  noch  alü  ottouianischcn  Staats- 
angehörigen ansehen  will,  nur  auf  ein  diesbezügliches  Sundcrabkommcn  ge- 
gründet werden  kSnnte;  daft  ein  Abkommen,  welches  iiinliclie  Befngniaae  den 
tttrfcieclmi  KonsiilerbehSrdai  einrtamte,  indeemi  mmuüi  iwiedien  ftekieich 
und  der  Hohen  Pforte  geschlossen  wurde;  daß  allerdings  die  französischen 
Konsuln  in  der  Türkei  befugt  sind,  ohne  daß  jemand  sich  r  inniisrhen  dttrftc, 
die  Nachlasse  auf  ottomanischftm  Gebiete»  verstorbener  Franzuseii  zu  regulieren, 
welches  Recht  ijicb  aus  den  in  der  Türkei  noch  geltenden  .Stipulationen  des 
Art.  22  der  französischen  Kapitulationen  von  1740  ergibt;  daß  aber  der 
Hoben  Pforte  die  Qegenaeitigkdt  in  Fxanloeieh  nicht  verbttigt  ist  and  nicht 
■nkonunt. 

Anm.:  Über  dieses  Urteil  ist  Ztsch.  XIV  496  kurz,  nebst  Literatur- 
nach Weisungen,  berichtet.  Da  jener  Bericht  nicht  einwandfrei  ist  and  die 
Einxelhdten  des  Urteils  in  Tielndier  Beziehong  Interessieren,  wird  hier  die 
Übersetzung  mitgeteilt.  Für  die  rechtliche  Stellung  der  im  Ausland  natura- 
lisierten Türken  ist  zu  vergleichen  Ztsch.  1  ödl£f.  und  Fo  litis  ux  Dal  loa 
1905  II  73  ff.  Pfli  die  Fnige,  ob  nach  franxOsischem  Recht  hd  nationale 
oder  h>t  de  duniiciU  fttr  den  MobüisntBChlnB  maßgebend  ist  Tgl.  Ztsch.  XI 
365  fi.,  Xm  602.  Red. 

GroBbritannien. 

I.  England. 

Anerkennung  einer  im  Ausland  (Ver.  Staaten  v.  AmeriAaj 

erfolgten  Ehescheidung. 
Court  of  Appeal  30.  3.  06  ;  BateH Bater  (Tke  Lato  Journal 

1906,  S,  228.) 

Der  kingende  Ehemsan  begehrte  NiditigkeitserkUlrang  seiner  1898  in 
Kew  York  mit  der  Beklagten  geschlossenen  Ehe,  weil  die  von  letzterer  18^^ 
mit  Francis  Lotce  in  England  geschlossene  Ehe  fortbestehe,  da  die  im  Jahre 
W.H}  in  New  York  wegt;n  Ehebruches  des  Francis  Lowe  ausgesprochene 
Öcbeidung  dieser  Ehe  in  England  nicht  anzuerkennen  sei. 

Unstreitig  lag  hinsichtlich  der  Xotoe^sohen  Ehe  konkurrierender  Ehebruch 
der  Bhefmn  vor.  Der  Klüger  sttttite  sich  auf  die  swisehen  dem  Bechte 
Englands  nnd  New-Torks  bestehende  Verschiedeohelt  in  der  BenrteUong  der 
Ehebruchskonkurrenz.  Der  Gerichtshof  entschied,  es  komme  nur  darauf  an, 
ob  die  jetzigen  Parteii-n  Domizil  in  New  York  gehabt  hätten  und  demzufolge 
die  Zuständigkeit  des  (rericlite.^  begründet  sei  Der  Gerichtshof  bejahte  dies 
und  knüpfte  daran  die  Folge  der  Anerkennung  des  Ehescheidungsurteils  naeh 
Maßgabe  des  Ehescheidungsrechtes  von  2Tew  York  nnd  somit  der  A,bwd8nng 
der  Klage. 

Anm. :  Über  die  verschiedene  Behandlung  des  konkurrierenden  Ehebruches 
in  Amerika  nnd  in  England  vgl.  Stimeon^  American  Statut«  Lato 
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(Boston  1886)  §  6202  sowie  Stephen* s  Nav  Commentaries  ou  the  lairft 
of  England  12.  ed.  U8i^ö)  vol.  II  S.  286.  ^Nicht  ausreichend  Bahn  tn 
Leske  u.  Loetoenfeld,  Becht9imfoigimg  im  imtemcUitmaUm  VSrr- 
k»kr  Vi  6828.)  Nifim^^er, 

mfireckt  Maßgeblichkeit  der  lex  domicüU  für  die  GOlHff- 
keit  letztwüliffer  Verfügungen. 

Mitfh  Court  of  Justice,  Chancery  Dtcinion,  (i.  7.  05  (ücholefieldJSt.John 
und  Smith/St.  John;  The  Law  Journal  1906  S.  059). 

Eine  Engländerin  hatte  in  Frankreich  Domizil  genommen  und  dort 
letztwilUge  Verfügtuigeo  getroffen,  deren  Gültigkeit  wegen  Verstoßes  gegen 
engliflcbe  Yorsdirifteti  („WÜUAct.  1837";  1  Fif(;^e.88)  ugefoelitoii  wurde. 
Der  Gerichtshof  erklärt«  die  Verfügungen  fOr  gültig,  weil  sie  der  ftilt- 

zösischtii  lex  domicilii  entsprach!  n.  ncgrastand  der  Verfügung  war  ein 
geringer  Bt  stand  von  Uau^^^crät  in  Frankreich.  Der  grdflere  Teil  des  Nach- 
lasses (im  Werte  von  150ÜU  £)  befand  sich  in  England. 

Lex  rei  sitae,  Assiffnement  aber  „reversionar^  intereet'. 
Senachrichiigunff  der  irustees. 

Chancery  Division  IQ.  4,  05;  Kelly  ' Selwyn  (The  Lum  Seports  1905, 
Chancerp  Division  vol,  II  S.  117). 

A.  H.  S.  hatte,  w&hrend  er  in  New  York  domixiliert  war,  dort  1891 
darcb  „aM^nemenf*  cngnssten  seiner  Fran  ttber  ihm  spftter  safallendes  Ter^ 

mögen  verfügt,  welches  letztwillig  ihm  «upeweiidttes  ..reversionary 
interest"  war  tind  rmtor  der  Verwaltnnp:  englischer  trustees  stand.  Im 
Jahre  1894  bestellte  A.  H.  S.  einem  üläuhiu'er  Pfand  (mortgage)  an  den- 
selben Vermögenastücken.  Das  aasignentent  von  1891  war  den  trustees 
nicbt  angezeigt,  die  Ffandbestellnng  yon  1884  war  ibnoi  angezeigt  Nadi 
dem  Rechte  New  Yorks  war  das  aasignemeni  ohne  Anieige  an  die  trueteea 
gültig,  nach  dnn  i utrUschen  Rechte  nicht.  Infolgedessen  hätte  der  Pfand- 
gläubiger von  18;»4  bei  MitC<rt  hk*'it  dos  Eechtes  von  New  York  sein  Recht 
gegenüber  der  Khefrau  nicht  j^eliemi  machen  ktnn^^n.  Nach  englischem  Recht 
konnte  er  es.  Es  wurde  englisches  Recht  für  das  assignement  von  18i)l 
als  maBgebend  erklärt  mit  der  B^rflndong,  daß  der  Gegenstand  des 
assignement  in  England  belegen  sei  und  das  tn  Rede  stdiende  YermSgen 
unter  der  Administration  eines  raglischen  Gerichtee  stehe. 

^^^m  Der  Oberrirht»  r  W n  i  >  i  ii  n  t  mi  bemerkte  in  dem  rrtcil.  dnß 
für  die  Frage  kein  zutreffemles  l'raecedeus  existiere,  und  dali  auch  die 
Literatur  —  Dieep's  Conflict  of  lato  S.  530—33,  Foote*s  IntemaHonal 
Law  3.  Auf!  S  !?('.4,  Westlake'.s  Private  IntemaHonal  Law  —  keine 
Antwort  auf  die  KolUsionsfrage  enthalte.  —  Red. 
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Sdi^sJooUiskm,   Haftung  für  Mensdtenverhtst.  Spanisches 

und  englisches  JUcht 

AdnUraliff  Court  of  Appeai  9, 11,  06  („The  Ciree",  La«  Journal 
Seporto  Bd,  74,  P.  D.  cfr  A.  S.  1), 

Seeleut«  von  der  Betotamng  eiaes  spanischen  Schiffes  waren  bei  einer 
Kollision  dieses  Schiffes  mit  einem  französischrii  S«  hiff  aaf  hoher  See  ertrunken. 
Die  Ei^pntflmer  des  spanischen  Srhiffps  imiütiii  gemüÜ  spanischem  Recht 
(L'ufallgesetz  von  HHXIj  die  Hinterbliebenen  —  ohne  Rücksicht  auf  Verschul- 
den —  ediadloe  halten.  Sie  verlangten  von  den  Eigentümern  des  franzSsisclira 
Sehiliee,  mit  Kaeksicht  anf  das  Versclnilden  beld«r  Schiffe  an  der  Kollision, 
Ersatz  der  Hälflr  des  an  die  Hinterbliebenen  zn  ziililnuh  n  Betrages.  Das 
Gericht  wies  die  Klage  ab,  weil  aiiß«  rknntraktliche  Schadensersatzansprfiche 
ebpn?<»wohl  der  lex  fori  als  dem  sonst  maßgebenden  Rechte  entsprechen 
müßten,  was  in  Ermangelung  englischer  dum  spanischen  Uufallgesetz  ent- 
i^recliender  Vcnwlirjfteii  ftr  den  gegebenen  FaU  niobt  ntrelie. 

A  n  m.  r  Die  Orttnde  des  Urteils  denten  —  nidit  gams  klar  —  an,  der 

englische  Grundsatz,  daß  für  Verlust  von  Menschenleben  kein  Schadens«  rsutz 
«a  gewähren  sei,  gehöre  dem  ordre  public  an.  Über  die  amerikanische 
Pra&  LMiblie  poliey"  bei  dem  mietet  beMidmeten  Omntetz)  vgl.  Ztaeb. 
XI  306,  llV  176.  —  Bed. 

2.  Schottland. 

Deliktsanspruch.   (SdiodensersaUt  wegen  Beleidigung^) 

Court  of  SooHon,  Evam  dt  Sona/Stoin  S  Co.,  1904,  7  F.  66  (JuridUal 

RofHMo  1905,  S.  402). 

Der  in  Scbottlancl  wohnende  Beklagte  hatte  an  den  in  England  domi- 
zilierten Kläger  <  in  Telegramm  und  zwei  Briefe  beleidigenden  Inhaltes 
geschickt.  Nach  schottischem  Recht  begründete  der  Tatbestand  Schadens- 
ersatzpflicht, nach  englischem  Recht  nicht.  Der  Gerichtshof  stellte  zunächst 
fest,  daß  dem  SehadeBtersatsanspraeb  des  KUgers  nur  dann 
stattsngeben  sei,  wenn  er  sowobl  nacb  der  low  fori  als  nacb 
der  ^e.r  loci  delt'<  / i  commissi  hegifküdi't  sei.  Es  wur  demgemäß 
zn  ermitteln,  ob  der  Tatbestand,  «'«rtlich  genommen,  d» m  G*  bit  te  S(  IiottUituls 
oder  Englands  anerehörp  Der  «tprichtshof  entschied,  daß  locus  delicti 
commissi  in  England  liege,  da  nicht  der  Ort  der  Absendung,  sundcru  der- 
jenige der  Ankanft  maßgebend  sei.  Der  Sdiadensersatzanspruch  wurde 
demgemU  abgewiesen. 

Anm.  1.  Der  durch  Sperrung  berrorgebobene  Satz  cntsprirlit  der 
konstanten  entrliM  In  ti  R.  rlif  sprf  <  }mn<4.  wird  aber  in  Schottlarnl  nicht 
immer  befolgt.  Vgl.  Durüb»  i  Jttt  idual  Recieir  a.  a.  0.  S  4ü;>.  Im 
Übrigen  vgl.  Dicey,  A  Dint-st  ',f  the  law  of  England  intli  reference 
to  the  conflict  of  /atf  >.  l.uiulcu  189G.  S.  (>5*J  ff..  Foote,  Fi-rciftn  and 
dumestic  law,  3.  Aull.,  London  iy04,  S,  iSl,  Westlttke,  Frtcale 
ifUemaUOHol  law,  4.  Anfl.,  London  1906,  &  257  9.  — 
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An  m.  2  Hiiisirhtlirh  des  Ortes  der  Begehung  im  Sinne  der  lex  loci  delicti 
commissi  schwankt  die  englüche  Praxis.  Vgl.  darüber  Juridical  Eevietc 
a.  a.  0-  — 

A n tu  3.  Uber  die  BehandlnnK  der  beiden  in  Anm.  1  und  '2  !>•  rührten  Fraui  n 
fiberhaapt  and  insbesondere  in  Deutschland  cl.  Zitelmann,  Intemationalei 
Priwtrecht  U  480.  Bar,  Theute  und  PtwoB  daa  L  B.  II  116, 
Ztsoh.  XI  284,  nod  die  KoaunaitUi«  m  Art.  13  EO  s.  BOB. 

KaUen. 

Seefrachtvertrag.    Forum  soiuiionu   italienischer  Gerichte 

für  Klagen  von  Ausländern  gegen  Auslander.  —  Mater iell- 

rerhtlich^  Maßgeblichkeit  der  lex  loci  acttis. 

Corte   d  uppello    Venedig    13.  1.  Oö ;    Dreyfus/Dowgate  .Steamahijp. 
(Rivista  di  diritto  internagionale  1906.  S.  77  ff  .) 

Die  Beklagte,  eine  englische  Dampfschiffahrtsgesellschait,  wurde  von  dt-r 
Kttgoin,  «tawr  fnunStiaohen  Qeielltt^iaft,  ans  einen  FkMshtrrertnge  ia  In- 
vradi  genomiiieii,  dessen  AbschloB  in  Boenos  Aiies  atettgehuiden  h*tte.  Die 
verfrachtete  Ware  war  grftfitenteUs  in  Finne  gelQicht  worden,  der  letste 

Rest  in  Venedig. 

Es  war  u.  a.  zu  entscheiden,  1.  ob  die  italieniiicben  Gerichte  \Veueilig 
zuständig  seien,  2.  welches  Recht  für  die  Verpflichtungen  aus  dem  Fracht- 
▼ertrage  mafigebend  sei. 

Der  Gerichtshof  blähte  die  erste  Frage  anf  Qmnd  der  Arti.  106  No.  2 
und  3  Codice  di  procedura  civile.  Die  zweite  Frage  wurde  auf  Grund 
des  Art  58  Codice  di  commercio  zupinsten  des  argentinischen  Rechtes 
als  des  Urtsrechtes  der  Geschäftserrichtung  entschieden. 

1.  Es  wurde  angenommen,  daü  Venedig  im  Sinne  des  Art.  105  No.  2 
Cod,  proe.  eiv.  als  ErfOllongsort  (»luago  di  eseeuMione")  m  gdten  habe, 
obwohl  der  gr(>ßte  Teil  der  Ware  ia  Fiome  gelöscht  war  nnd  in  dem  Ver- 
trage nur  aushilfswei.se  vereinbart  war.  daß  der  Befrachter  nachträgü' I) 
gegen  Zahlung  oines  Frarht?:n'?atzps  die  Lösrhnng  der  Ladnng  in  Ven»  vli^r 
verlangen  könne.  Der  Gerichtshof  lehnte  ausdrücklich  den  Einwand  ab,  daü 
das  Gericht  von  Fiome  eine  konkurrierende  and  gbesser  berechtigte'  Kom- 
petenz habe,  well  Finme  der  prinsipale  ErfttUnngeort  sei  nnd  dort  der  grsfite 
Teil  der  Ladung  gelöscht  sei. 

Auch  Art.  U)ö  No.  8  Cod.  proc.  civ.  wurde  ;ils  zureichende  Grundlage 
für  die  Zuständigkeit  der  itriüenisrhen  Gerichte  eraehtet.  da  rinswdslirh  einer 
Bescheinigung  des  Lurdiitayor  vom  6.  5.  Ol  in  analogen  l'  alien  die  englischen 
Oeridite  für  Klagen  gegen  Italiener  snsUndig  seien.  Der  Einwand,  dafi  der 
Lordmajror  fdr  solebe  Bescbeinignng  nicht  snstindig  sei,  wurde  sturOck- 
gewiesen  mit  der  Begründung,  daß  die  Parteien  den  Beweis  anslindisdieii 
Rechtes  in  derselben  Weise  fflhren  kSnnten  .cA«  fartbbero  per  ttfi  loro 
fatto  privato". 
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a  Ab  maflgaliliehM  Reoht  liatte  di«  Ettgwln  das  it all eni sehe  Reeht 
•agernf en,  weil  Venedig  ErfUHiiiigioit  leL  In  diesem  Sinne  batte  andi  das 

Gericht  erster  Instanz  erkannt.  Der  Appellhof  führte  aus,  daS  nach  Art.  9 
der  Z>isposizi(ini  jjrfiUnnnai  i  tum  V.  c.  und  Art.  58  Cnd.  comm.  für  die 
R^rht sfolgen  eines  Rechtsj^eschüftes  das  Recht  des  Errichtiingsortes 
iuaü|r<2bend  sei;  Art.  Ö6  a.  a.  0.  wolle  nichts  anderes  btstimmen,  als  Art.  9 
der  £H8po9iMioni  preUminori  zum  C.  c. ;  Art.  58  bringe  nur  todUsIicli  aar 
Geltung,  daß  nelxai  dem  nrsprflngUclaai  OesehäftssoUnA  f^rigifuu^  con- 
trati€^J  spiteie  Reclitahandlniigen  Catü  *  foSH  meoMMM  «  eorreiaiM**) 
in  Betracht  kommen  könnten,  fttr  welche  der  gleiche  Grundsatz  der  Maß- 
geblichlceit  dar  lex  loci  actus  gelte,  wie  fttr  das  grundlegende  Recbtsgesoliif  t. 

Anm.  1    Die  maflgelienden  Beetimmangen  lauten: 

'aj  A.rt,  105  V.  proc.  civ.: 

„Lo  Htraniero  che  non  ha  residenza  nel  regno  puö  esnere 
eammttio  dawmH  U  aut&riiä  gi$uhMiarie  del  rt§no,  aneorehi 
non  vi  st  trovi  • 

1.  S«  si  tratti  di  azioni  m  öeni  immobili  u  öent  tnobili 
oaisienii  nei  regno; 

2.  Sc  si  tratti  di  ohbligasicni  vJic  ahhiano  originc  dn  con- 
tratti  o  fatti  segniti  nel  regno,  o  che  debbanu  avere  ese- 
twtUme  nel  regno; 

3.  In  tutti  gli  altri  caei  in  cui  poesa  cid  farei  per  reci- 
procitä". 

Art.  loa  C.  proc.  civ.: 

„OUre  i  easi  indicati  nelV  articolo  precedente,  lo  straniero 
pw)  elftere  concenutn  damnli  le  autoritä  giudiMiarie  del  regno 
per  ubbl  ig  azioni  contratte  in  paese  esteru: 

1.  Se  cUtbia  reeUUmea  nel  regno^  ancoreki  non  vi  ei  trota 
itttittthtif-nte ; 

2.  6'e  ,'^(  t/  i/vi  nel  regno,  quantunque  nvn  vi  abbia  residenza, 
purchi  eia  diato  in  persona  propria" 

Art.  107  C.  proc.  civ.: 

„Quando  lo  straniero  non  abbia  residenza,  dimoru,  o  domi- 
eiÜe  detio  nel  regnoy  ni  vi  sia  stabüito  un  Inogo  per  Fesecuzione 
del  contratto,  Vazione  personale  o  renle  '^ui  ht-ni  tnobili  ^' 
propoata  ^vanti  rautoritä  giudiziaria  dcl  luoyo  in  cui 
Fattore  ha  äomUsflio  o  residensa" 

h)  Art.  68  Cod.  eomm.: 

„La  forma  e  i  requisiti esscnzidli  ddlr  'ihldit/mitmi  commer- 
ciali,  la  /omia  degli  atti  da  fursi  per  i  e^e/  cisiu  e  la  conser- 
wusione  dei  diritti  ehe  ne  derinetno  o  per  la  loro  eseeUMüme, 
e  fflf  üffetti  deyli  atti  stessi,  sono  regofnti  ri^pettinnmente 
dalle  leggi  o  dagli  usi  del  luogo  dove  si  etnettuno  le  obbli- 
gasi&tU  e  dow  si  fmmo  o  si  eseguiscono  gli  atti  mddetti.  salva 
in  ogni  c<r-"  f eccezione  ."^tnhilita  urlV  arficdi,  u  dfUc  dispnsi- 
Mümi  preliminari  del  codice  cicile  per  coloro  che  sono  sogetli 
ad  una  steesa  legge  naeionale." 
t)  Art,  9  der  D  i  sp  o  s  iz  i  <>  )i  i  p  i  c  1 1  m  i  ii  <i  i  i  z  n  m  C  c. : 

yjjß  forme  estrinn^clte  degli  atti  Ira  cid  e  di  ultima  volonlä 
sono  determinate  dalla  legge  del  luoyo  in  cui  sono  fatti.  £ 
perö  in  facoliä  dei  disponeuH  o  coniraenti  di  seguire  le  forme 
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delht  loro  Ugg0  noMÜmale,  pureki  questa  aia  comune  a  häU 

le  j^arti, 

La  softtatuea  e  gli  tfftiii  delU  dattOMümi  «  dtlle  äitpo- 

sizivui  dt  ultima  rohmth  H  T^putoHo  rfffotati  däUo  legg» 
naxiottale  dei  äinponeuU, 

La  «ottoftw  0  gli  effktti  dette  obNiffoHoni  ai  repuUmo 

regiihiti  (fulla  h'i/c/c  (hl  luoiju  in  cui  ijVi  alfi  fumnn  futti.  e, 
86  i  cuntraenti  stranieri  appartengono  ad  una  stessa  mutone, 
dalla  loro  legge  naitionale.   E  aeuea  in  ogni  easo  ta  dimo- 
strazi'iHc  iJi  uiin  iJirersa  colontä."^ 
A  n  m.  2.   Der  Einsender  dea  Urteils,  Profesaor  D.  Ansilot ti  i^Bologna) 
kritlBtert  ».  ».  0.  die  BntscbeidDiig  in  mehreren  Bfnaelpaiilcteii.  «teilt  sber 
f<.st,  daß  (Ii»'  Beantwortuim  iJer  beiden  oben  be/cirlint-ten  Haaptfragt-n  in 
LbcrcinstimmuDg  mit  der  herrschenden  Theorie  and  Praxis  erfoigt  seL  — 
Über  die  Interpretotion  der  Aitt.  66  C.  comm.  und  Art.  9  Disp.  prtl.  C.  e. 
ist  auch  zn  vfT(?lcichen  der  Aufsatz  von  AuMilott i  in     /'  ^iriitQ 
commerciale"  vol.  XXII  (1904)  S.  321  ff.,  481  0.  Niemeyer. 

Niederlande. 

Haager  Übereinkomme )i  14.  U.  96.  —  Vollstreckung  deutscher 

Koste)ifesLsctzi(ngsbescliliLsse. 

Gerichf.shof  Haa/f  V  L'  <>'!  (Hl  Vcrgl.  K  HHtH.  S.  r>.f}. 
Ein  B«-klugt(^r  It-^'t  »^egen  eiue  Entscheidung  eines  holländischen  Gerichtes, 
worin  gewisse  von  deutschen  Gerichten  abgefaßte  Kostenfestsetznngsbescblüsse 
aucli  Id  Holland  fOr  Tolbtrackbu  erklirb  wexdeit,  Bemfoiig  mit  der  BegrOii- 
dmg  ein:  daB  dieeelben  .BeAddlnm*  keine  »Urteile'  bIimI,  wdl.sfe  nickt  eine 
eigentliche  Kondemnation  enthalten,  sondern  eine  bloße  Festsetzung  des 
ProzcCko.stt  nbt  trafrPS,  daß  dieselben  also  ihrem  Charakter  muh  nicht  unter 
den  Begrifl  ,,coHdamnat  i»  ns  nujr  frais  et  dependtt  du  proces"  lArt.  12 
des  Ilaager  international  privatrechtlichen  Vertrages  vom  14.  11.  06)  fallen, 
dafi  aie  alfo  nickt  ni  den  ge«teUch«ii  (recp.  vertcagniiftigni)  AnwiahmeflÜlcB 
gekoren  in  kesng  auf  welche  Art.  431  dar  kolL  ZFO  eine  Vollstreckbar* 
erklärnng  ausländiacker  Urteile  von  koll.  Qerlekten  ohne  erneuerte  CntO' 
Buchung  erlaubt 

Diese  Bcruiuug  ist  verwurieu,  weil  die  Annahme  des  Berufungsklägei^ 
als  seien  KostenfestsctzungsbcschlUsse,  nach  Maßgabe  der  §§  104  and  105, 
and  §  103n  ZPO  keine  Urteile,  irrig  ist,  dieae  beaonderen  BeaeUfleae  tat- 
üächlich  vielmehr  als  so  unmittelham  nnd  notwendige  Polgen  der  eigentlidwn 

rrteilo  —  welche  in  den  Beschlüssen  auch  nominatim  zitiert  werden  —  zu 
betrachten  sind,  daß  sie  bei^rifTsmätji^r  g^anz  gewitt  ZU  den  im  oben  genannten 
Art.  12  erwiilmten  Condamnalions  gehören. 

Bezüglich  eines  Beschlnasea  jedoch  ward  dieBemfong  für  gerechtfertigt 
befunden,  weil  es  sidi  dabei  nm  eine  Kondemnation  des  Benifbngsbeklagten 
(KIftgers  in  erster  Instans)  dem  Berafongskl&ger  (Beklagten  in  enter 
Instanz)  gegenüber  handelte,  und  Art.  12  (oben  erw  iihnt^  nnr  von  .,cnndam' 
natioHs  contre  le  demandeur  ou  l'iniervenant"  spricht.    Für  eiiwn 
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nldien  BsmUiiB  gilt  die  Avanahme  des  Art.  431  boIL  ZPO  nidit,  und  eine 

ennenerte  Untersachang  bleibt  für  die  Vollstreckbarerklärung  darchaiis  nötig. 

Ein  Kostenfestsetznngsbeschlnß  eines  deutschen  Oerichta  nach  Maßgabe 
der  §§  103  und  104  ZF'O  hanj^  mit  drm  pigentlichen  kondemnierenden  rrteil 
derartig  zusammen,  ciaii  er  seiutm  Charakter  nach  unter  den  in  Art.  12  dei» 
Huger  intCRMtional  priTatreehtlielien  Abkommens  vom  U.  11. 96  erwUmten 
Begiill  ,fiOHdamnati»m»  anm  fraia  et  dipenda  prooH"  ftUt,  nnd 
also  ohne  weitere  Angabe  des  Urteils  selbst  von  einem  hülländiadiiB  Geridite 
als  Tollstreckbar  erklärt  werden  darf,  gemäß  den  in  Art.  13  des  genannten 
Vertrages  erwähnton  Formalitiiten.  Da  aber  derselbe  Art.  12  nur  von  .,cnn- 
damnatiunH  conire  le  demam/eu  r  ou  l  intervenant  "  spricht,  kann 
er  nicbt  aof  einen  KostenfeetRetsangsbeseblnfi  angewandt  weiden,  dnicb  den 
ein  Beklagter  oder  Bemfnngsbektagter,  anebwenner  in  enter  biatanz 
Kläger  war,  verartcilt  wird.  Für  einen  solchen  Beschlaß  behält  Art.  4SI  der 
holländischen  ZPO  seine  unbeschränkte  Gültigkeit,  und  es  ist  eine  erneute 
Untersuchung  fttr  die  ZwangSToUstreckung  erforderlich. 

Österreich. 

Haager  Übereinkomme»  14.  11.  1896.  —  Anwendbarkeit  auf 
NicMigkeüsverfahrm  vor  dem  österreiokiscken  Patentamt, 

K.  K.  Patentamt,  Nichtigkeitsahteilung.   29.  1.  06.  (P.  A.  Z.  34214— OS 
Aktenzeichen  No.  32—04;  Rakotcitzkyf Erben  Wiktorsohn).*) 

Die  NicLtitckeitsabteilung  des  k.  k.  Patentamtes  hat  über  das  Begehren 
der  Erben  IV'.  auf  Leistung  einer  Sicherstellung  iür  die  ihnen  im  Verfahren 
Uber  die  Klage  des  R.  auf  Aberkennung  eines  Patentes  erwachsenden  Kosten 
beadiloaM»! :  Das  B^(ebren  an!  Leiatong  der  Sicberstellnng  wird  abgewiesen. 

Ans  den  Qrfinden. 

Dem  vorgenannten  Übereinkommen,  welches  unter  No.  85  ex  1899  des 
ROBl  mit  Wirksamkeit  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  kundgemacht  wurde,  ist  laut  der  Kundmacbungsklausel  auch  Kußiand 
beigetreten.  Der  Geklagte  hat  seinen  Wohnsitz  in  Wilna  and  ist,  was  seitens, 
der  Beklagten  nicht  bestritten  wurde,  Angehöriger  Bnfilands. 

Dnrch  Art.  11  des  sitierten  Übereinkommens  wird  bestimmt^  daft  An- 
gehörige eines  Vertragsstaates,  welche  in  irgend  einem  der  Vertragsstaaten 
ihren  Wohnsitz  haben,  sobald  sie  in  einem  anderen  dieser  Staaten  al»  Kläger 
vor  Gericht  auftreten,  deswegen,  weil  sie  keinen  Wohnsitz  im  Inlande  haben, 
eine  Siclierheitddstnng  vnter  wddier  Benennnng  es  anoh  sei,  nicht  auferlegt 
werden  darf. 

Dadurch,  dafi  Art.  11  nach  dem  deutschen  Texte  diese  Befreiung  für 
den  Fall  des  Auftretens  ,als  Klftger  vor  Oe rieht*  festsetat,  insbesondei» 

*)  Mitgeteilt  tob  Herrn  Dr.  Wilh.  Pappenheim.  Hof-  nnd  Gerichts« 
adTokat  in  Wien. 
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ferner  dfedureta,  daß  das  Übtteiokonimea  nach  scfner  Binldteng  anr  Rcgefamg 
eiojger  auf  den  Zivil  pro  se  6  bcaflglichen  Fragen  des  intematioiiatm  Pkivat- 

rechtes  geschlossen  wurde,  ktante  es  fruglich  erschein«  ii.  oh  dasselbe  Uberhanpt 

und  der  Art.  11  ici  !>•  ^oivf'  rfn  im  Virfabren  vor  der  XlichtigkätaabtahDif  I 

des  Patentamtes  Anwendung  linden  kann. 

Die  Zulässicrkeit  der  Auwendung  erscheint  jedoch  durch  eine  Reihe  von 
Erwägungen  begründet:  Zunftcbst  braucht  dem  Wortlaute  des  Art.  11  kdae 
entscbeidende  Bedentmig  beigdegt  an  werden,  wdl  die  Befretmig  dea  AxL  11  | 
nach  deasM  mafigebendem  franatfaiseh^  Urterte  dem  „demaniemr'  im  ' 
Verfahren  vor  den  „tribunaux"  zukommt,  diese  Ausdrücke  aber  den  Antrag  | 
steiler  im  Aberkennungs-,  Nichtigkeits-  oder  RtickTialimeverfahren  nnii  di»  I 
Niilitigkeits.ibteilung  wohl  mitumfassen  können.     DaÜ  aber  der  W Crtlaut 
der  Einleitung  des  Vertrages  nicht  ohne  weiteres  beweiskräftig  ist,  ergibt  die 
Tatsache,  daß  das  Übereinkommen  nach  eben  dieser  Einleitung  Fragen  des 
Privatreehtes  lösen  soll,  ja  dafi  der  im  BGBl  angefahrte  Titel  daa  Über- 
eittkommra  lediglich  als  ein  solches  «xnr  Regelnng  einiger  Fragen  des  inter- 
nationalen Privatrechtes*   bezeichnet,  während  doch  die  Gegenstände  des  I 
(j^bercinkommons  —  MittrilnnjT  von  Akten.  Ersuch srli reiben.  Sicherheitsleistung 
für  die  J'rozt  i^kostui.  Armenrecht  und  Personalhatl  —  durchaus  nicht  Gegen- 
stände  privatrecliLlidier  ^atur  sind.    Dazu  kommt,  daß  der  französiscbe 
Originaltrat  von  „proeädurt  cfvtfe*  spricht,  welche  fieaeiclmang  als  Qcgear  | 
sata  snr  ^roe^äure  pinah'  auch  das  Verfahrm  vor  dm  Patentamt  ntt*  j 
umfassen  kann. 

Für  die  Auslegung  eines  völkerrechtlichen  Vertrages  ist  vor  allem  die 
Absicht  der  Vertragsteile  bei  Ab.^chluß  des  Vertrages  mnL'trebend  Es  ver-  ^ 
steht  sich  \<m  selbst,  daß  die  Reziprozität  —  das  Prinzip  der  einheitlii:hon 
Regelung  in  allen  Vertragsstaaten  —  die  Grundlage  des  ÜbereinkommeDä  | 
bildet  Von  allen  Vertra^^staaten  kennt  aber  nur  Österreich  ein  vor  der 
Administrativbehdrde  alonffibrendes  Aberkennnngsverfabren,  in  allen  übrigen 
Staaten  kann  der  Aberkennungsansprach,  sofeme  er  zivilrechtlich  anerkannt 
ist,  nur  vor  den  Gerichten  geltend  gemacht  werden.  Hinsichtlich  des  Nicbtig- 
erklämn^IsYcrfahrpns  steht  zwar  Österreich  nicht  {»anz  vereinzelt  da,  a!>er 
außer  in  Österreich  wird  nur  noch  in  Un<::irn  und  im  Deutschen  Reicli-.  die 
Nichtigerklärung  beim  l'atentamte  beantragt,  während  in  den  übrigen  —  U  — 
Vertrogsstaaten  auch  dieses  Verfahren  ein  gerichtliches  ist.  Fttr  dasBttcknahsw- 
verfahren  kommt  an  den  genannten  drei  Staaten  nodi  Bedien  Hinan,  wo  | 
dieses  Verfahren  gleichfalls  (jedoch  ohne  Anlerl^fung  dner  Kautionspflicbt 
fQr  den  Antragsteller)  vor  die  Administrativbehöden  gehört,  während  in  den 
übriffen  —  10  —  Staaten  auch  dieses  Verfahren  ein  perichtliches  ist.  Die 
Auslegung  des  Vertrages  nach  dm  Wortlaute  würdt  also  dazu  führen,  daß 
zwar  die  Österreicher  bei  Geltendmachung  eines  Aberkennungsanspruches  in 
allen,  bei  Stellung  eines  mchtlgktits-  oder  Bttckwahmeanttages  in  11  Vertngs- 
staaten  von  einer  Kantiooipflicht  betrdt  wiien,  wlhteiid  die  AngeUlrigen  diew 
Staaten  trotz  des  Vertrages  in  österreicb  nach  wie  vor  kantionspflhshtig  wlrm. 
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nioß  aber  als  der  Absicht  der  Vertragsteile  geradezu  zuwiderlaufend  angesehen 
werden.  Sie  kann  aber  auch  djulurcli  nicht  als  mit  dem  Vertragszweck 
vereinbart  erklärt  worden.  d:iLJ  nr.\u  als  solchen  die  lleräteilnng  formaler 
GleichbercciiUguiig  anuiuimi,  darin  bestehend,  dab  eben  die  Kaationsfreiheit 
gerade  nur  fllr  das  Verfahren  vor  Gerieht  Tereinbart  werden  sollte, 
aneh  in  den  eintelnen  Vertragastaaten  die  Znatindigkeit  der  Gerichte  Ter^ 
schieden  abgegrenzt  sein.  Diese  Argumentation  flbenieht  nftmlicb,  daß  eine 
Kosten-Kautionspflicht  dem  Administrntivverfahron  —  u.  zw.  auch  dem  vor 
Admii)i?trativbehörden  ahgefiilirtci»  Parleivertahren  —  grundsätzlich  fremd 
ist  und  daij  die  Übertragung  des  zivilprozessualen  Institutes  der  Kusten- 
kantion  anf  das  AdministntiTrerfahren  nur  in  den  seltensten  Ansnahmafltllen 
statthat.  Die  MehwaM  der  Vertragastaaten  sehreiht  —  soweit  h.  a.  bdwnnt 

—  eine  Koste nkaution  im  Administrativverfahrrn  überhaupt  nicht  vor;  in 
Österreich  ist  die  Pflicht  tut  Leistung  dieser  Kaution  nnr  für  das  Verfahren 
vor  der  Nichtigkut&abteilung  festgesetzt.  Jene  scheinbar  nur  formale  Gleich- 
behaudlung  mußte  also  gerade  hinsichtlich  der  Kostenkautionspflicht  zu  einer 
auch  materiellen  Gleichbehandliing  fttbren,  da  eben  in  jenen  Angelegenheiten, 
welche  in  den  ^sn  oder  anderen  der  Vertragastaaten  nicht  yw  die  Gerichte 
gehörten,  hier  grundsätzlich  ohnehin  eine  Pflicht  znr  Sicherheitsleistung  für 
die  Kosten  nicht  bestand;  daß  in  solchen  Fällt  ii  di»  Freiheit  von  der  Kautions- 
pliicht  in  einigen  von  den  Vertragastaaten  durch  das»  Cb^tt-inkommen  begründet 
wird,  in  den  anderen  aber  dadurch,  daß  es  sich  um  ein  AdministrativTcrfahren 
bandelt,  mitbin  ein  besonderer  Befreinngsiitel  nicht  erfuderiich  ist,  ändert 
an  der  Tatsache  nichts,  daB  durch  das  Übereinkonunen  die  Befreimig  tn 
einer  allgemeinen  wurde. 

Daß  aber  die  nnr  in  einigen  Staaten  und  auch  in  diesen  nnr  in  über- 
aus seltenen  Fällen  für  ein  Administrativ  verfahren  bestehende  Kautionspliicbt 
aubecht  erhalten  werden  sollte,  kann  nm  so  weniger  als  Absicht  der  Vertraga- 
staaten angesehen  werden,  als  dadurch  raglcich,  wie  oben  geneigt  wurde, 
den  Angehörigen  jener  Staaten,  welche  eine  Eantionspflicht  im  AdministratiT- 
verfahreii  k.  imen,  eine  günstigere  Stellung  eingeräumt  würde,  als  denen  der 
übrigen  .Staaten.  Der  Absicht  der  Kontrahent^,  welche  dahin  ginir.  die 
gleiche  Behandlung  der  Angehörigen  aller  Vertrugsstaaten  und  ihre  volle 
Befreiung  Ton  Kostenkautionen  in  allen  Vertragsstaaten  zu  sichern,  wllrde 
also  entgegengehandelt^  wenn  man  im  Verfahren  vor  der  XichUgkeitsabteilnng 

—  also  in  einem  AdmlnistratiVTcrfuhren  —  an  der  Kantionspflicht  auch  von 
Angehörigen  dt  r  Vertracsstaaten  festhalten  wollte. 

Daß  Art  11  nicht  ausdrücklich  dn«  Ycrfahrfn  vor  der  Nichtigkeits- 
abteiiung  oder  das  Administrativverfabren  überhaupt  emälmt,  darf  nicht 
als  Ausdruck  der  Absicht  angcsdmi  werden,  die  Befreiung  nkht  andi  anl 
dieses  aussndebnen;  die  Seltenheit  dieser  Ausnahmeflllle.  die  fiberdies  nur  in 
einigen  Stauten  vorkommen,  m klärt  vielmehr  ihr  11  »ersehen  und  ihre  Nicht- 
erwähnung hinreichend.  Es  darf  atier  wolü  ais  im  Sinne  der  Vertragsteile 
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oiiil  im  GeiBte  des  Übereinkommens  gelogen  angenommen  werden,  da.ü  anderen- 
falls die  Befreiuncr  von  <h  r  Kautiooflpfliclit  ftusdr (Iclclich  »och  «of  diese 
Fälle  ausi;iiU'hnt  worden  wäre. 

Für  die  Anwendung  des  Art.  U  des  Übereinkommens  auf  das  Nichügkdisr- 
Teibliren  kommt  «neb  aocb  in  Betradit,  daB  «rar  die  Abschiütte  u^,  b)  lei  et 
des  ÜbereinkommeM  sieb  anedrUcklicb  an!  «ZiTil-  and  Handelssacben  C^h 
mattere  civile  ou  commerciale]  ~  s.  Art.  1,  ö  und  17  —  beaclitbikeiL 
während  in  den  Abschnitten  c)  (Sicherheitsleistung  für  Prozeßkosten)  und  di 
(Artncnrecht)  eine  solche  Beschränkung  im  Texte  des  Vertra«res  fehlt.  Hierin 
ist  aber  ein  Hinweis  darauf  zu  erblicken,  daß  den  Abschnitten  C'  and  d' 
gerade  mit  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  ein  weiteres  Anwendungsgebiet  zu- 
kommim  soll  als  den  flbrigwi  Abschnitten. 

Fttr  die  Handhabnng  dieses  internationalen  Überebskommens  ist  eeUicb 
auch  der  Umstand  von  Wichtigkeit,  daß  auch  das  deutsche  Patentamt  dtNdbe 
für  das  Niclitigkeitsverfahrcn  in  ständiger  Übung  anwendet. 

Aus  der  Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung  kann  aber  den  Beklagt'  n 
ein  Nachteil  nicht  erwachsen.  Denn  Art.  12  des  Übereinkommens  bcbrcibt 
ansdrOcklich  vor,  daß  Entscheidungen»  wodnxdi  der  Kläger,  der  nach  Art.  Ii 
von  d^  Sicberbdtsleistung  befreit  war,  in  die  Proseftkosten  vonurteilt  wurde, 
in  jed<»n  der  anderen  Vertragsstaaten  ToUstreckbar  sind. 

EkeaMießung  Mwischen  einem  kaikolisckeH  uugariachrkroa- 
Uschen  Staatsbürger  und  einer  kafholischeH  öeterrekkmn 
im  Inlande  nach  r&mischrkathoUschem  Ritus,  Trennung 
dieser  Me  durch  die  krooHschen  Kirdtenbehdrden  nach 
erfolgtem  Übertritte  des  (kitten  eur  griechisch-ariepUalischen 
Religion.  Neuerliche  Verehelichung  mit  einer  katholischen 
Österreicherin  im  Inlande  nach  römisch-katholischem  Ritus, 

OQH,  4.  4.  05.  (Z.  39B1J 

Der  nngarisclhkroatisdie  Staatebtrg»  kallioliseber  Beligien  X.  bat  skh 
am  26. 4. 80  mit  der  österreiddscben  StaatsbOrgoin  L,  in  Alkmtntdg  (N.-ö.\ 

wo  K.  damals  domitiziertc  nach  römisch-katholischem  Ritus  verehelicht.  Am 
22.  6.  86  wurde  von  dem  erzbischöflichen  Ehegerichte  in  Agram  die  Scheidung 
dieser  Ehe  von  Tisch  und  Bett  ans  dem  Verschulden  der  L.  rechtskräftig 
ausgesprociien.  K.  trat  am  12,  Ö6,  nachdem  er  mittlerweile  sein  Domizil 
nach  Agram  yerl^  hatte,  mir  griediiseh-orientailischen  Beligion  tber.  An 
27. 1.  87  sprach  das  Kparchialkonsistorinm  in  Pakras  Uber  Ansocken  des  K. 
die  endgtlltige  Trennung  der  Ehe  aus  und  wurde  dem  K.  die  Eingehung  eiser 
neuen  Ehe  bewilligt.  Das  diesfällige  Urteil  wurde  seitens  des  MetropoUtin* 
kirchenrates  in  Karlowitz  bestätigt  und  dadurch  rechtskräftier  Noch  vor 
dieser  Bestätigung  des  Ehetrennungstirteiles  ging  K.  mit  der  österreichischiii 
6ta&tsbürgeriu  M.      6.  Ül)  iu  üraz  eine  neue  Ehe  nach  romisch-kathulisclirm 
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Ritus  ein.  K.  übersiedelt«  mit  M.  gleich  nach  Eheschließung  nach  Agran, 
wo  beide  verblieben.  Einen  antlcrrn  Aufentlialtsort  batten  diesrlben  nicht. 
Am  2.  t*.  Hü,  alsu  narh  Eingebung  der  zweiten  Ehe  des  A'.  ist  dessen  erste 
Gattin  L.  gestorben.  Infolge  Anregung  des  btadtmagistrates  in  Agrara  fand 
am  7. 8. 02  tm  kttbdiMlMii  Sednurger  in  Agram  di*  neaerliehe  Er- 
klftrang  b«ti«Send  die  EfaedawiUigniig  swiiehen  JT.  und  M.  ttott  Am 
11.  2.  03  ersuchte  die  Landesregierung  in  Agnun  die  k.  k.  Stattlwlterei  in 
Graz,  die  durrb  die  am  7.  S  02  in  Agram  erneuerte  Konsenserklärunc  erfolgte 
Konvalidation  der  am  l.  B  HT  in  Draz  ungültig  geschlossenen  Ehe  des  K. 
und  der  M.  in  der  Grazer  Trauungsmatrik  und  in  dem  mitgesandten 
TnniiiigSBdieiiie  ersichtlidi  maehen  an  lasaen.  Die  k.  k.  Sutthalterei  in 
Gras  setste  belrafe  TTntenoehiiBg  der  Gflltigkeit  dieser  Bhe  das  k.  k.  LG  In 
Graz  in  Kenntnis  und  machte  die  Strafanzeige  bei  der  dortigen  8taat8anwalt> 
schalt  Letztere  lehnte  eine  straft,'erirht1irhp  Verfolgung'  wetjen  eingetretener 
V(  rjalinmu  ah  Das  k.  k.  L(i  in  (rraz  erkliirtr  sieh  in  dieser  Sache  für  un- 
zuütiindig,  wurde  aber  vom  k.  k.  OGH  geutäb  §  28  J.  rt.  <ils  zuständig  erklirrt. 

Das  L6  Gras  bat  die  zwischen  K,  und  der  Jf.  geschlossene  Ehe  als 
OBgflltig  erktirt. 

Entscheidnn^r.s  gründe. 
Die  am  2»J.  4.  80  nach  römisch-katholischem  Ritus  rwisrhen  dmi  un- 
garisch-kroatisrhen  Angehörigen  K ,  katholisch  und  der  öaterreichisi  hen 
Staatsbürgerin  L.,  katholisch,  in  Aiientsteig  (^.-Ö.)  geschlossene  Ehe  ist  nach 
dem  TratrangSBcheine  ToUkommen  gültig  gesddossen  nnd  wurde  diese  Gültig- 
keit Ton  keiner  Seite  bestritten.  Da  dieser  Eberertrag  in  Oiterreich  ein- 
gegangen wurde,  ist  darauf  das  Osterreicbiche  Gesetz  anzuwenden.  4  und 
a.  b.  GB  Durch  di>  se  Eh*^  mit  einem  kroatischen  Staatsbürger  hat  die 
Gattin  zwar  die  usterreichische  Staatsbürgerschaft  verloren.  §  19  des  kaiserl. 
Pat.  vom  24.  3.  32,  J.  G.  S.  No.  2557,  allein  durch  die  am  22.  6.  8t>  vom  erz- 
UsdM^cben  Ebegeriehte  in  Agram  erwirkte  Scheidung  der  Ebe  Ton  Tiscb 
nnd  Bett  nnd  durcb  die  vom  Bparcbialkonsistoriam  in  Pakrai  am  27.  1.  67 
Z.  9  erwirkte  und  vom  Metropolitankirchenrat  in  Karlowitz  am  17.  tO.  87 
genehniiu'te  Trennung  dieser  Ehe  zwischen  den  genannten  Ehegatt m  von 
welchen  der  Gatte  K.  am  19.  12.  Hti  zur  griechisch-orientalischen  H*  ÜLnon 
Ubergetreten  war,  erscheint  diese  Ehe  für  die  katholische  Ehegattin  nicht 
getrennt»  sondern  diese  Trennung  hatte  fOr  sie  nur  die  Wirkung  einer 
lebendinglicben  Seb^dmq;  von  Tisch  nnd  Bett.  (Art.  I  §  67  und  67  des 
kaiserl.  Pat.  vom  8.  10.  8«  No.  185  RGB  und  Art.  II  des  kiiserl.  Pat.  vom 
in.  2.  Sn  Na.  80  RGBv  Wenn  nnn  K  am  1.  «  87  als  .\katholik  (der 
griechisch  nichtnniertea  Religionsgenossenschaft  angehörigi  die  Katholikin 
Maria  M.  in  (iraz  heiratete,  so  ist  betreffs  Beurteilung  der  Gültigkeit  dieser 
Ebe  das  Ssterreteliisehe  Geseti  anxawenden,  §  4  nnd  86  a.  b.  GB.  Dafi 
Maria  M.  österreichische  Staatsbürgerin  war,  geht  hervor  aas  den  Tauf- 
scheine Jes  Pfarramtes  Wien,  Leimgrube,  Uber  di  r*  ii  Mutter  Karoline  M., 
der  Anskunftstabelle  äber  dieselbe  nnd  dem  Öcbreiben  des  Wiener  Ma- 

Zeitaoltrilt  f.  Int«».  Privat-  n.  Öffantl.  Il«cht.  XVI.  25 
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gistrates.  Durtli  liic  Ehe  mit  Ä'.  am  1.  U.  87  hat  Mann  M  die  öster- 
reichische ötaatäburgefischaft  Dicht  verloren,  weil  diese  Ehe  ungaitig  ist 
Wenn  auch  fttr  die  Beniteilang  der  penttnÜcliea  Flliiglnit  des  JE^  lor  Ab- 
BchlieBiing  d«r  She  mit  Maria  Jf.  nach  dem  NatioiialititapriDnp  das 
ausländische  Recht  anzuwenden  wäre,  könnte  K.  zur  Zeit  als  seine  erste 
Frau  noch  lebte  eine  Ksuliolikin  nicht  heiraten,  denn  §  22  Anhang  II  dea 
im  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien  geltenden  kaistrl.  Pat.  toit. 
8.  10.  56  No.  185  RUBI  Lcsitiuimt,  daß  zwischen  einem  Kaihuliken  und  eim m 
nichtkatholischen  Christen,  dessen  Gatte  noch  am  Leben  ist,  keine  guitige 
Ehe  raatande  komm«i  kann,  wenn  aaeh  daa  Gericht,  weldies  Uber  dieee  Ehe 
Ton  nichtlcatholischen  ChriBten  nrtettt,  eine  Trennung  dem  Bande  nach  aas- 
gesprocben  hat»  Maria  M.  als  Katholikin,  konnte  einen  Katholiken,  trotz- 
dem dessen  Ehe  mit  der  ersten  Frau  getrennt  wurde,  nicht  heiraten,  w.  il  ihr 
die  Abschlicßong  einer  solchen  Ehe  nach  der  Vorschrift  dos  Hofdckretts  vom 
17.  7.  35  No.  61  J.  G.  S.  untersagt  war.  Daß  die  erste  Frau  des  K.,  ge- 
borene L,^  zur  Zdt  der  Eingehung  dar  zweiten  Ehe  mit  Maria  U.  am 
1.  6v  8?  noch  lebte,  geht  zweifellos  daraus  hervor,  daß  ersttte  laut  des 
Totenscheines  erst  am  2.  9.  90  gestorben  ist.  Es  lag  daher  das  impedimetir 
tum  catiilicismi  vor  und  muß  diese  am  1.  6.  87  geschlossene  Ehe  zwischen 
K.  und  Maria  M.  für  ungültig  erklärt  worden.  Allerdings  fand  nach  dem 
Tode  der  ersten  Frau  die  neuerliche  Erklftrunp  betreffend  die  Eheeinwilügnnit 
zwischen  A'.  und  Maria  M.  am  7.  b.  02  nach  der  tridentinifichen  Kuim  in 
der  katholischen  Pfarre  in  Agram  Tor  dem  Pfarrer  und  swei  Zeugen  statt. 
Allein  dadnrch  erfolgte  nicht  die  ConTalidition  der  ersten  am  1.  6.  87  ge- 
schlossenen Ehe.  Durch  Wegfallen  des  Ehehindemissca  der  zweifachen  Ehe 
kann  das  bloß  faktisch  bestandene  Veriiältnis  nicht  zum  rechtsbeständigcn 
werden  d  h  die  vom  Anfange  an  unf,'ü]tige  Ehe  nicht  zur  gültigen  werden. 
NoH  }i)  tnafur  tructu  temporis  quud  de  jure  ab  tntiio  non  subsistit. 
§  88  a.  b.  GB  findet  hier  keine  Anwendung,  denn  ein  Ehehindcmis  des  öffent- 
lichen Rechtes,  nnd  ein  solches  liegt  TOr,  kann  durch  Dlqiens  nicht  behoben 
werden.  Nadi  Wegfall  eines  stachen  ffindwnisses  kann  die  Ehe  erst  wirUich 
^geschlossen  werden.  Gegenstand  der  Untersnchnng  ist  aber  nur  die  QOltig- 
keit  der  am  1.  6.  87  geschlossen«  n  J':he. 

Das  OLG  in  Graz  hat  der  Bt^rufuri^  des  Ebcbandverteidigers  keine 
Folge  gegeben  und  das  erstrichtcr liehe  Urteil  bestätigt. 

Entseheidnugsgrflnde. 

Die  Überprüfung  des  urkundlich  festgestdlten  nnd  auch  von  K,  nod 
Maria  M.  als  richtig  zugegebenen  Sachverhaltes  l&ßt  eine  Unrichtigkeit  der 
rechtlichen  Beurteilung  desselben  nicht  erblicken.  Die  Zu.ständitikeit  der 
österreichischen  Gerichte  zur  Beurteilung  der  (iültigk*  it  dt  r  Ehe  A'  -Jf.  ist 
Ljemäß  §§  4  und  äü  a.  b.  UB  nicht  zweifelhaft,  nachdem  Maria  M.  zur  Zeit 
der  Eingehung  dieser  Ehe  Untertan  der  im  lieichürate  vertretenen  Königreiche 
nnd  L&nder  war  nnd  die  Ehe  in  Graz,  also  im  Inlande,  mit  dem  nngariscb- 
kroatischen  StaatsbOrger  K,  eingegangen  wurde ;  es  ist  daher  belanglos,  wetebe 
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Beurteilung  die  Sache  in  Kroatien,  wo  die  bddem  Parteien  seither  ihren 
ordentlichen  Wohnsitz  genommpii  haben,  respektive  nach  ffen  dort  geltenden 
Normen  des  griechisch-onentatiscben  Kirchenrpchtes   d^in  K.  infolge  seines 
am  19. 12.  8ß  erfolgten  Übertrittes  zur  griechiscli-orientalischen  Eeligion  unter- 
worfen ist,  gefunden  bnt  Unbestritten  festgestellt  ist,  dnfi  JT.  sowie  Z., 
weldw  er  un  26. 4.  80  in  AUentttelg  (N.-Ö.)  ^lioltte,  damals  den  rSmisdi- 
katholischen  Glaubensbckenntllitse  angurten,  dafi  die  Gültigkeit  dieser  nach 
römisch-katholischem  Ritus  geschlossenen  Ehe  nicht  zwcifillKift  ist  und  L. 
am  2.9.90  in  Köhidgyasmat  frestorbcn  ist,  daß  ab«  r  A'  schon  am  1.  ü.  87 
in  Graz  mit  Maria  M.,  welche  damals  Katholikin  war  und  es  noch  ist,  sich 
wieder  veidielidite ;  allerdings  nachdem  ihm  Tom  enbischhltflidien  Ehegerielite 
in  Agram  mit  Bntsdieidiing  Tom  22. 6. 86  die  hegdute  Seheidnng  der  Ehe 
mit  L.  aus  deren  Verschulden  bewilligt  und  ferner  Tom  Eparchiaikonilstoiriam 
in  Pakniz  mit  rrti  il  vom  15.— 27.  1.  87  seinem  Gesuche  um  endgtlltige 
Trennung  dieser  Elle  mit  dem  Beifügen  Folge  gegeben  worden  war.  daß  ihm, 
alä  der  griechisch'Onentaliächen  Partei  gestattet  sei,  in  eine  andere  Ehe  ein- 
sntreten,  sobald  dieees  Urteil  vom  Metropolitan-Kirfthenrate  in  Karlowitx  ge- 
nehmigt wird.  Diese  Qmeltmignng  erfolgte  auch  nnd  «war  nntetm  6,  bis 
17. 10.  87.   Abgesehen  davon,  daß  also  die  Rechtskraft  dieses  Urteiles  erst 
nach  Abschluß  tlrr  zwfitpn  Ehe  mit  Maria  M.  eintrat,  konnte  diese  als 
Katholikin  damals  eine  gültige  Ehe  mit  K.  schon  mit  Rücksicht  auf  §  III 
a.  b.  GB  und  das  Uofdekret  vom  17.  7.  35  No.  Gl  J.  G.  8.  nicht  eingehen,  weil, 
wie  schon  hmragehobai,  sowohl  K.  als  L.  snr  Zeit  der  Eingehung  ihrer 
Ehe  batboUachen  Religionsbekenntnisses  waren,  diese  Ehe  daher  nnr  durch 
den  Tod  eines  der  beiden  Eheleute  getrennt  werden  konnte ;  und  L.  zu  jener 
Zeit  noch  am  Leben  war,  wenngleich  K.  am  1.6.  87  bereits  Akatholik  ge- 
wesen ist.    Schon  we^en  dieses  Ehehindemisses  des  öffentlichen  Rechtes  \&t 
die  Ehe  K.-M.  nngültig  und  bedarf  es  nicht  der  Erörterung  der  weiteren 
Frage,  ob  K,  naeh  den  Oesetaen  seines  Staat«  die  swdte  Ehe  mit  Maria  M* 
gfiltig  eingehen  konnte  oder  nidtt.  Nach  den  hierländischen  Gesetzen  stand 
dieser  Ehe,  weil  die  Maria  M.  Katholikin  ist.  auch  da.s  Ehehindemis  des 
Katholizismus  (Hofd.  vom  26.  8.  14.  .T  G  S  No  KftWj  im  \\  i  ire.  wonarh  auch 
ein  getrennter  akatholtsclier  Eheysiti»;  bei  Lebzeiten  des  anderen  Gattenteiles 
eine  katholische  Person  nicht  guliig  ehelichen  kann.  Die  Ton  d«r  Landes^ 
regierang  in  Agram  angestrebte  Konvatidierangserklimng  der  anch  nach 
ihrer  Ansicht  ungültig  eingegangenen  zweiten  Ehe  des  K.  ist  unzulässig.  Das 
i>sterreichi.s(  lit  (it  srtz   !^  88  a.  b.  üD>  kennt  eine  Konvalidation  einer  ungültig 
eingegancrfiK-n  Ehr  mir  in  dorn  Kalle,  w^'^nn  vfm  fxwm  bp^^tanrlonfn  fidor  be- 
stehenden Ehehindemisse  die  Nachsicht  erreilt  wird,  was  bei  «;inem  öftcntlich 
rechtUdien  Hindernisse  überhaupt  ausgeschlossen  ist,  nidit  aber  anch,  woin 
das  Hindernis,  wie  voriiegend,  durch  einen  Zufall,  einem  von  den  Parteien 
unabhängigen  Umstände,  'Im  ikk  htrliizlif  lien  Tod  der  ersten  Gattin,  beseitigt 
wird.   Dit*  Frage,  ob  durrh  liir  m  ut  rlichf  Konsenserkllinm^'  dt  r  Part*  ion  vor 
dem  katholischen  Pfarrer  in  Agram  die  Ehe  derselben  nachträglich  gültig  neu 
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eingegangen  würdo.  gehört  nicht  in  den  Rahmen  der  gegenwärtigen  Bnt- 
scheidnng  nnd  kann  diese  Tatsache  die  üntersnchang  und  Entscheidung  der 
Bechtsgultigkeit  der  am  1.  6.  87  zwischen  ihnen  geschlossenen  Ehe  nicht  be- 

Der  OGH       die  Reviakn  i«i  ShebMulveiteidiger»  s«irackgewicM& 

and  das  Bemfangsarteil  mit  der  Maßgabe  bestätigt,  daß  der  Aassprach  Uber 
die  UngUltigkpj«  d«>r  Ehe  fi1r  den  Bereich  der  im  österreiohisdieD  Betehnate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  tm  gelten  habe 

Entscheidungsgrüude. 
Der  Ycrtddiger  dM  IlwlMiidM  wtmtallt^  der  ihm  gemU  $  18  de« 
Hofl.  Tom  28. 8. 19,  J.  G.  8.  No.  1596  maferlegten  Pflicht  folgeiid,  die  Über- 
prüfung der  rechtlichen  Bearteilong  des  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  lautenden 
berufungspprichtlichen  Urteiles  dem  Revisionsgerirbte.  Eingehtnd  in  di-  s-lIIk', 
findet  das  Üevisionsgericht  weder  in  tatsächlicher  noch  in  der  rtchilidun 
Beziehung  einen  Anlaß  zur  Beformierung  der  mit  dem  Urteile  der  ersten 
Inifeai»  tthereinatimmendcn  bemfugigeriditlidieii  Bstidwidiiiig.  Der  der 
Reehtninraita^;  sogrunde  gelegte  Sachrerhslt  enteprieht  dem  Inhalte  der 
Akten  und  die  rechtliche  Beurteilung  der  Sache  selbst  den  in  dem  ange* 
fochtenen  Urteile  bezogenen  Gesetzen,  insbefjondpre  den  Anordnnneren  d*'r 
§§  4.  Hti,  ti2,  III  a.  b.  GB  beziehuugtsweise.  insoweit  die  L nzuliissiKMccit  der 
versuchten  Konvalidation  in  Betracht  kommt,  dem  §  88  leg.  eil.  auü  dessen 
Stellmig  Im  a.  b.  OB  sich  «cgibt,  daft  dne  Bmevenmg  der  felcriieben  Handlmig 
Dttr  dert  von  Wirkong  eein  kann,  wo  es  dch  mn  ein  difpensablea  Ehe" 
hindernis  handelt  und  diesfalls  die  Nachsicht  erteilt  worden  ist,  was  hier 
nirht  zutrifft  Das  anf  rngttltigkeit  der  Ehe  lantonde  {"^rteil  wnr  d»''!in;t''h 
aufrecht  zu  erbalteu,  nachdem  jedoch  die  Eheleute  im  Auslände  wohnen,  der 
Ehegatte  selbst  ein  Ausländer  ist  und  zur  Zeit  der  Eheschließung  schon 
war,  nachdem  wdten  die  üntersnchang  nnr  die  Anfgabe  hat,  feettneteMcn, 
ob  der  Anerkennong  der  Ehe  im  hierländigen  Gebiete  ein  Hindernis  entgegen* 
steht,  welches  nach  ftsterreiehist  hem  Rcf  htc  stdche  ausschließt,  die  Beschränkung 
anszudrUcken,  daß  der  Aussprncli  d<  r  T:  -  jltigkeit  in  seinen  Wirkungren  atif 
das  Gebiet  der  im  usterreicbiscben  Heichärate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  b^hränkt  bleibt. 

UngÜlHgkeU  der  im  Auslande  (DeutacKkmd)  maischen  öster- 
reichischen Christen  und  österreichischen  Nidiichrisien  ein- 

gegangenen  Ehe. 

OGff  16.  6.  05  (Z.  8$69m), 
Der  Qtterreichlsohe  Staatsbttiger  mosaischer  Religion  J?.,  welcher  damals 

in  Berlin  wohnhaft  war,  bat  am  98. 1.  Ol  vor  dem  Standesamte  in  Berhn 

mit  der  nsterreicliiM'lieii  Staatsbilrcerin  katholischer  Jlelijrion  L.  die  Ehe  ire- 
schlüssen  Am  2  \.  Ol  hat  AC.  der  israelitisrhcn  Kultusucmeindt'  in  Prat:  an- 
geaeigt,  dati  er  aus  dem  mosaischen  Glauben  austrete,  jedoch  zu  einer  anderen 
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Konfession  nicht  übertretpn  wrrif  Irn  Jrinnnr  l*"t,^  traten  hcUh  Ehegatten 
in  Berlin  zur  evangelischen  Kirche  über.  Die  österreichischen  Behörden  hatten 
den  beiden  £heleaten  die  Ehefähigkeitsseagnisse  aasgestellt  K.  domiziliert 
deneit  in  Png,  müM  BIwgmttiii  L.  in  BerUiL  Im  YtMma  wegen  Unter* 
tenncbnag  der  Oflltigkeit  dieser  Blie  hatten  die  Ehegatten  erUIrt,  eine 
Konvalidation  der  Ehe  nicht  Mmstreben. 

Dhs  LCt  in  Prag  erklärte  die  dhii'p  Ehe  für  den  Bereich  dt  r  im  öster- 
reichischen Beichsrate  vertreteneu  Königreiche  nn  i  Länder  als  ongilltig. 

En  tscheidnngs  gründe. 

Naeh  §  4  a.  b.  OB  bletben  «Bteneielilidie  StaatehOrger  aneh  in  Bend- 
Inngen  nnd  Qeechlftea,  die  lie  anfler  den  StaategeMete  TOtnefatten,  an  die 
österreichischen  bürgerlichen  Gesetze  gebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche 
Fähigkeit,  sie  zn  nnternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  als  diese 
Handlangen  und  GeschäfUi  zugleich  in  diesen  Ländern  rechtliche  Folgen 
hervurbriogen  sollen.  Österreichische  Staatsbürger  bleiben  daher  auch  bei 
Kingehung  einer  Ehe  im  Aulande  an  die  (Mexfdehlaohen  bfligevlicben  Qe* 
•etae,  inaoweit  all  ihre  pertSnliehe  FUdgkeit,  eine  Ehe  an  aehlie6en,  duefa 
diese  Gesetze  eingeschränkt  wird  und  als  diese  Eheschließung  im  Inlande 
rechtliche  Folgen  hervorbringen  soll  und  daher  insbesondere  auch  an  die 
/»sterreichischen  bürgerlichen  Gesetze  über  die  im  a.  b.  Gß  aufgestellten  Ehe- 
hiudemisse  gebunden.  Da  nun,  wie  festgestellt,  zur  Zeit  der  Eheschließung 
beide  Eheleiite  Seterreieifaiiehe  Untertanen  waren»  X,  israditiMdier  Konfemion 
nnd  L*  dagegen  kathoUaciier  Religion  war,  ao  stand  und  steht  der  Bingehnng 
dieser  Ehe  das  Ehehindemis  des  §  64  a.  b.  GB  entgegen,  es  mangelte  beiden, 
als  österreichischen  StaatsbnrL'erTi  di»^  pfrsiinlicheFÄhigkeit  die  Ehe  mit  Rechts- 
wirkung im  österreichischen  Raiserstaate  einznirehen  nnd  sie  konnten  keine 
im  Inlande  gültige  Ehe  schlieben.  Daran  ändert  nichts  der  Umstand,  d&Ü 
JT.  in  der  Heiiatmrknnde  nnd  dem  EhelfthlglreitflBengniBse  des  Wiener  magi- 
stzatisdien  Beairlciamtes  ab  Ironfessionalos  beseiehnet  wird,  weil  einesteils 
sein  Austritt  aus  der  israelitischen  Glaubensgemeinde  erst  nach  der  Ehe- 
schließung stattgefunden  hat  und  nicht  auf  die  gesetzliche  Art  geschehen 
(Art.  VI  des  Ges.  vom  25.  5.  68  Nr.  49  liGBI),  daher  rechtsunwirksam  ist, 
andcmtcils  nach  §  64  a.  b.  GB  eine  Ehe  zwischen  Christen  und  Personen, 
welche  sieh  nieht  aar  chtistlielien  Religion  bekenneo,  nicht  gültig  eingegangen 
werden  kann,  dalier  andi  die  Ehe  mit  einem  Kenfosdooslossn  nngttltig  ist 
Dieses  Hindernis  bestdit  zwar  lücht  mehr,  weil  beide  Eheleute  laut  Tauf- 
schein nnd  Bestätigung  zur  evangelischen  Kirche  übergetreten  sind,  bei  dem 
Umstände  jedoch,  als  .sie  eine  Konvalidation  ihrer  Ehe  nicht  anstreben,  das 
Ehehindemis  nach  §  98  a.  b.  GB  nicht  behoben  werden  kaim,  muiitc  die  Un- 
gültigkeit der  Ehe  ausgesprochen  worden. 

Das  Ronifnngsgericht  bestfttigte  das  erste  lichterllehe  Urteil. 
Entscheidnngsgründe. 

Gegenüber  der  Bernfnnf?  des  Verteidigers  des  Ehehandes  ist  lediglich 
darauf  hinzuweisen,  daß  auch  für  die  Gültigkeit  der  in  Berlin  geschlossenen 
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Eho.  ^pm'AC  §  4  a.  b.  GR  die  Vorschriftm  ilc.'s  .isforniohi^ichen  Rechtes  maß- 
gebend waren,  und  die  bei  ihrem  Ai)Hcbluli  wegen  des  Ehehindernisses  des 
§  64  a.  b.  GB  un^fiiltii^e  und  daher  überhaupt  nicht  zustande  gekommeiie  Ehe 
nicht  dadurch  gültig  werden  konnte,  daß  nachträglich  der  Übertritt  der  Elie- 
lente  K.  vm  e?uipliae1ieii  Glauben  erfolgt  UiL 

Der  06H  hat  der  Revision  des  ShebandTerteidigert  keine  Folge  gegeben. 

Qrflnde. 

Daa  Crteil  dos  Berufun^sKerirhtcs  wird  vom  Verteidiger  des  Ehebandes 
unter  Anrufung  des  Revisions^rundei»  des  §  äUii  Z.  4  ZPO  anq;efochten  und 
beruft  sich  der  Revisionswerber  lediglich  auf  die  Auätuiiruugeu  seiner  Be- 
nifungssolicilt  Diese  AnsfObnuigen  haben  im  Urteile  des  Berofungsgeriehles 
ihre  ausidchende  Wideriegoi^  g^nden.  Da  festgesteUt  «ndieint,  dafl  so- 
wohl K.  als  anch  die  L.  zur  Zeit  der  Eheschließung  österreichische  Staats* 
bürger  waren  und  daß  zu  jener  Zeit  der  erster?  sich  znr  israelitischen  Religion 
bekannte,  während  die      der  rnmis(  h-i<ath(>lischen  Relisrion  anirehörte,  ^hUe 
beiden  gemaU  der       4  und  U4  a.  b.  üB  die  persönliche  Fähigkeit,  eine  in 
Osterreich  gUltige  Ehe  einzugehen  und  erscheint  daher  die  zwischen  ihnen 
am  28. 1.  Ol  vor  dem  Standesamte  in  SerUn  gesdilossene  Ehe  Ittr  den  IktdA 
der  im  Reiehsrate  Tertrstenen  K6nigreiche  nnd  L&nder  nngflltig.  Diese  nn- 
gUltige  Ehe  konnte  ahtt  dadurch  nicht  gültig  werden,  daß  die  L.  am  18. 1.03 
nnd  K.  am  21.  1.03  zur  evangelischen  Kirche  übergetreten  sind,  weil  es  sich 
um  ein  Ehehindernis  handelt,  von  welchem  nicht  dispensiert  wi  rd»  ii  kann, 
sobin  eine  gültige  Ehe  nur  unter  neuerlicher  Einwilligungserkl&ruug  beider 
Tdle  Im  Sinne  des  §  88  a.  b.  GB  gesddossen  werden  kSnnte,  dne  soldbe  sbcr 
dnreb  die  Ton  ihnen  abgegebne  Srklftmngf  da0  sie  nicht  gesonnen  sind, 
die  nachtrSgliche  Gültigkeit  der  Ehe  zu  erwirken,  weil  die  Ehe  nicht  glftok- 
lich  ist,  ausgeschlossen  erscheint.   Da  sohin  der  angemfene  Revisionsgraod 
nicht  vorliesjt  und  die  amtliche  Prfifunir  der  Akt-ü  anch  sonst  keinen  Grund 
zur  Abiiuderunjx  oder  .Aufhebung  des  angefuchteuen  Urteils  ergeben  hat,  wM 
dasselbe  unter  Abweisung  der  Revision  zu  bestätigen. 

Ungültigkrif  der  zwischen  einem  ledigen  katholischen  Öster- 
reicher und  einer  durch  die  ungarischen  Gerichte  von  ihrem 
ersten  Gatten  getrennten  katholischen  Ungarin  in  Ungarn 
geschlossenen  Zivilehe.  r§§  4,  62,  III  a.  h.  GB,  Hofdk,  vom 

17,  7.  3ö,  J,  G.  Ä  No,  61.) 
OGH  2H,  11,  Oö  (Z.  11794), 

Johann  W.,  Katholik  und  österreirhisrhrr  Staatsbürger,  hat  mit  3farit 
{re«ehi»'dpne       vor  dem  Standesbeamten  in  Preßburg  am  IS.  (1  f>8  p'm 
Ziviltlif  geschlossen.  Manu  W  war  zu  dieser  Zeit  ungarische  MaatsbürgeriD 
und  ebenfalls  katholischer  Kdigiun.  Eine  kirchliche  Trauung  fand  nicht  stA» 
und  es  wnrde  aodi  kmn  Übertritt  aar  eTangelischen  Kirche  koutatiKi 
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Maria  W.  geb.  S.  war  am  8.  6.  71  mit  Josef  L.  In  der  Pfarrkirche  an 
Ödenbnrg  dne  Ehe  nach  rSmisdi-kathoUsehem  Ritas  eingegaufen.  Beide  waren 

zur  Zeit  der  Eingehung  dieser  Ehe  römisch-katholischer  Religion,  Josef  L. 
österreichi>:chpr  Staatsbürger.  Maria  S.  Ti;i(  liiiialiffü  W.  tinuarische  Staats- 
an{;phr>ritr*'  Diese  Ehe  zwischen  Josef  und  Maritt  L.  wurde,  nachdem  zu- 
nächst laut  Beschlusses  des  k.  k.  LG  Wien  vuui  18.  1.  76,  die  eiuvcrätunilliche 
Sdieidnng  bewilligt  worden  war,  Tom  kgl.  Qeriohtdiole  Odenburg  (im  Jahre 
1897)  rilr  anlgdttit  erklärt  nnd  dieses  Erkeuntnla  dnnA  die  kgl.  Tafel  und 
durch  die  Korie  bestätigt.  Josef  L.  lebte  zur  Zeit  der  Eingehung  der  zweiten 
Eho  f!rr  Mnrifi  W.  nnd  ist  derzeit  norli  am  Lehen.  Der  Verteidiger  des 
Ehebandt'S  beantragte  die  Ehe  zwischen  Johann  und  Maria  W.,  weiche  in 
Nieder-Österreich  domizilieren,  für  gUltig  zu  erklären. 

Das  Kreisgericbt  in  Krems  hat  jedoch  diese  Ehe  für  nngflltig 
erkiftrt. 

G  r  ü  n  tl  e. 

Die  zwischen  Maria  S.  und  JuseJ'  L  nach  katholischem  Ritus  ge- 
schlüssenc  Ehe  kann  nach  §  III  a.  b.  (iB  nur  durch  den  Tucl  ein«;!»  der  Ehe- 
gatten gelöst  werden.  Diese  gesetzliche  Bestimmung  hat  für  beide  Ehegatten 
an  gelten,  da  «^m/  L.  aar  Zeit  dw  Eingehung  dieser  Ehe  dsterreiohischer 
Staatsbflrger  war  und  dies  auch  spftterhin  geblieben  ist  und  auch  Ifaria  S, 
durch  die  Heirat  mit  einem  österreichischen  Staatsbürger  unter  diese  Staats- 
bürgerschaft kam  (§  4  a.  b.  GBl.  Die  oben  erwähnte  Ehe  besteht  heute  noch 
zu  Recht,  da  beide  Ehegatten  noch  am  Leben  sind.  Der  Maria  L.  stand 
daher  bei  Eingehung  ihrer  zweiten  Ehe  mit  Johann  W.  das  Ehchindernis  des 
bestehenden  Bhebandes  nach  §  68  a.  b.  QB  entgegen.  Aber  auch  hinsichtlich 
des  Johann  W.  steht  der  Ehe  desselben  mit  Maria  L.  das  Ehehindernis  des 
Katholizismus  gegenüber,  da  ihm  als  Katholiken  nach  dem  Hofdekrete  vom 
15.  7.  35.  No.  fil  .T.  O  die  Eingehung  einer  Ehe  mit  einrr  pf>*!chiedenen  oder 
getrennten  Person  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehcteiles  dieser  Person  verboten 
war.  Es  ist  zweifdlos,  dafi  auch  fflr  diese  zweite  Ehe  der  Maria  L.  die 
Österreichischen  Gesetse  zu  gdten  haben,  well  Jolumn  W.  bei  Etngidimig 
dieser  Ehe  öst«rreicbisdier  Staatsblbrgw  war  und  es  heute  noch  ist  nnd  seine 
Gattin  ilini  hierin  folf^tc  Es  war  demnaeli  nach  >?  94  a.  b.  GB  die  ursprüng- 
liche rnsziiltiiikeit  dtr  zwisclien  Johann  und  Maria  W.  geschlossenen  Ehe 
von  Amt»  wegen  uuhzuäprecben. 

Infolge  Berufung  des  BhebaadTertdd^ers  inderte  das  Berufungs- 
gericht das  mte  IJrtei]  lediglich  dahin  ab,  daß  es  die  tTngllltigkeit  der 
gcgenständlii  heil  Ehe  für  den  Bereich  der  im  Bachsrate  Tertretenw  König- 
reidie  und  Linder  ansprach. 

G  r  tl  n  d  e. 

Der  Berufongswcrber  vertritt  die  Rechtsanschauung,  dafi  bei  dem  Um- 
Stande, als  Maria  L.  zur  Zeit  der  Eingehung  ihrer  Ehe  mit  Johann  W. 
ungarische  Staatsangehörige  war,  die  persSnliche  Ftthigkeit  aur  EheschlieBung 
der  Maria  L.  und  demzufolge  auch  die  in  Ungarn  geschlossene  Ehe  selbst, 
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nach  ungarischen  Gesetzen  zu  beurteilen  sv\:  tiarnach  al)er  auch  mit  RQck- 
sicht  darauf,  als  ihre  Ehe  mit  Josef  L.  Tor  ihrer  Eheschließung  mit  Johann  W. 
von  den  nngaiinAeii  Geriditai  irMhfdnr&ftig  fttr  aufgdOit  erkttri  vndcn  Iii 
und  sie  ala  nngarische  StMtssngebötjge  an  die  Voisdiriften  der  §|  68  nnd 
III  a.  b.  OB  nicht  gebunden  ist,  die  Oflltigkelt  ihrer  mit  dem  unTerheirateCen 
Johann  W.  geschlossenen  Ehe  anzuerkennen  sei.    Dieser  Rechtsanschaaung 
ist  pntgcjrf-nzusetzen,  daß  es  sich  hier  nicht  nm  die  Handlunnrsfähigkfit.  also 
um  ein  persönliches  fitiljjoktivos  Moment  handelt,  welfbts  die  Maria  S. 
früher  verebelicbte  L.  gehindert  hütte,  eine  neue  Ehe  zu  schließen,  sondern 
nm  die  objeküre  Tateacbe  dea  redblliebett  Seataades  ibrer  Ebe  mit  Jom/'Z. 
snr  Zeit  ibrer  EbescUiefinng  mit  Johann  W.  Nicht  nur  aadi  §  62  a.  b.  GB» 
eondem  andi  nach  dem  ungarischen  Eherechte  ist  tine  Doppelehe  aaa- 
geschlossen  und  bat  die  Gültigkeit  einer  zweiten  Ehe  zur  notwendigen  Vor- 
aussetzung, dalj  (las  erste  Eheband  bereits  aufgelöst  sei.    Nachdem  nun  in 
Ansehung  der  Auflösungsgründe  einer  rechtsgültigen  Ehe  die  Gesetzgebonges 
heider  Staaten  voneinander  differieren,  hatte  das  österreicbieehe  Gteric&t 
zanftdist  die  Yecfrag»  n  Usen,  ob  die  mte  Ehe  d«  Marie  h.  an  Beeht 
bestehe.  Dieee  Frage  ^rar  nach  Otterrdchiachem  Rechte  m  Ktaea,  weil  die 
in  Ungarn  erfolgte  Eheschließung  des  Johann  W.  und  der  Maria  L.  in 
Osterreich  rechtliche  Wirkungen  hervorbringen  soll.    Denn  nicht  nur,  dai} 
Johann  W.  nnd  Maria  L.  vor  und  nach  der  Eheschließung  in  Preßburg  ir, 
Österreich  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  hatten,  beziehungsweise  haben  und 
Johann  W,  beute  noch  OBterreichiBcber  Staatebürger  ist,  liat  aoch  der  ente 
Eh^tte  der  Maria  Z.,  Jo9«f  L,  seinen  ordoitlicben  Wohnail*  in  Öatmcidk, 
demnach  die  Rechtsfolgen  der  hicrlanda  feetgeeetaten  sw<n&ehen  Ehe  auch 
hier  existent  werden  sollten.    Nach  Österreichischen  Gesetzen  ist  aber  die 
recht.sgültig  geschlossene  Ehe  bei  Lebzeiten  der  Ehegatten  ananfl<Kljrb  wenn 
auch  nur  ein  Teil  sehon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  katholischen 
Religion  zugetan  war  v§  III  'a.  b.  GJJj  uhue  Üückäicht  daraui,  ob  etwa  später 
ein  ülanbeneweduel  stattgefunden  bat,  ob  es  sich  nm  im  ^üaade  oder  Avs- 
lande  geseUoesene  Ehen  handelt  nnd  soweit  das  Qdtnngsgebiet  des  Aite^ 
reidlischen  Rechtes  in  Frage  kommt,  auch  ohne  Rücksicht  darani,  ob  eine 
Änderung  der  Staatsbürgerschaft  eines  oder  beider  Ehegatten  eingetreten  ist. 
DaÜ  Josef  L.  nnd  Maria  ö'.  zur  Zeit  der  Schließung  ihrer  Ehe  vor  dem 
römisch-kathüliächen  Plarramte  in  Odenburg  am  3.  6.  71  römisch-katholischer 
Religion  waren,  steht  auf  Grund  des  Trauungsscheines  dieses  Pfarramtes  vom 
13. 12. 04  Z.  462  mid  den  Angaben  des  Joe^  L.  anfier  Zweifel.  Darnach  ist 
die  TOh  Maria  iST.  am  3.  fi.  71  an  Ödenbnrg  nach  rlbalscb-katholiscbem  Bitos 
mit  Josef  L.  geschlossene  Ehe  noch  derzeit  rechtsgültig,  weil  irgend  welche 
Bedenken  gegen  die  Gültigkiit  derselben  nicht  vorliegen  nnd  gegen  deren 
Gültigkeit  nur  vorgebracht  wurde,  dali  diese  Ehe  durch  Urteile  ungarischer 
Gerichte  rechtskräftig  fUr  aufgelöst  erklärt  worden  ist.   Allein  diese  Urteile 
haben  ihre  Wirinii^  nnr  fBr  das  Gebiet  des  ongarlscfaen  Rechtes,  nidit  eher 
fQr  das  diesseitige  Staatsgebiet,  in  weldiem  der  Anerkennung  einer  spKbem 
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Ton  Maria  S>  wo  immer  gascliliwaeiieii  Ehe  der  Im  §  62  s.  b.  OB  siuge- 
gpfochene  und  flberall  für  christliche  Ehen  geltende  OmndMtz  entgegensteht, 
daß  ein  Mann  nur  mit  einem  Weibe  und  ein  Wiib  nur  mit  einoiii  Manne 
vermählt  sein  kann.  Nachdem  nun  feststeht,  dali  Jo^ef  L.,  wflcher  7nr  Zeit 
der  EbeschlieUung  mit  Maria  S.  rümiäch-katholiscber  Beligion  war,  zur  Zeit 
der  BbesoUieftong  der  Maria  L.  geb.  S,  mit  Johatm  W.  Doch  am  Lebeo 
WM  uid  beste  noeb  lebt,  hat  dM  Sn^ericht  mit  Recht  die  swischen  JokoMU 
und  3fan'a  TT.  am  18.  6.  98  7^:  1'reßburg  geschlossene  Elie  wegen  des  na4^ 
tJI*  r;-2  und  III  a.  b.  GB  noch  aufrechten  Bestandes  der  ersten  Ehe  als  un- 
gültig erklärt.  Es  war  jedoch  dieser  .Aussprach  im  Sinne  dir  Berufuiigsuus- 
führuogen  des  Ehebandsverteidigerä  auf  das  diesseitige  Staatsgebiet  zu  be- 
tchrftakm,  weil  derselbe  nur  für  jene  Lftndeigdiiete,  fOt  welche  die  heimischen 
Qeeetxe  Geltung  haben,  von  Wirlnrag  ist,  weshalb  in  diesem  Sinne  das  Urteil 
abzuändern  war.  Mit  Rücksicht  auf  die  vorstehend  an^'efiihrttn  Umstände 
der  Erwägungen,  welche  die  rngültiijrkritst  rknining  Ii  r  Ehe  des  Johann 
und  der  Maria  W.  nuch  dann  gerechtfertigt  eistheinen  lassen,  wenn  der 
Übertritt  der  Ehegatten  W.  vor  der  Ebeschlieliung  in  Freiiburg  am  18.  6.  08 
xnm  erangeliedmi  Glauben  tatsKehlich  stattgeliittden  bitt«^  kann  in  der  Ab* 
IdiDiing  des  Antrages  des  EhebandTortddigm  auf  Yemdunnng  der  Maria 
W.  ttber  diesen  Glaabenswech.sel  um  so  weniger  eine  Mangelhaftigkeit  des  Ver^ 
r-ihrr ns  rrhlirkt  werden,  als  div  I'ehanptiinj,'  des  Joliann  W.  von  diesem 
ülaubeubweclis^el  durch  die  Mitteilungen  der  beiden  evangelischen  Pfarrämter 
in  Preßburg  widerlegt  ist  und  Maria  W.  selbst  angegeben  hat,  daß  eine 
ktn^idie  Trauung  swiaeben  ihr  und  «/oA«wm  W.  nldit  stattgdanden  hat 
In  Anadiniv  der  Schuld  beider  Ehegatten  an  der  Ungültigkeit  der  Ehe  wird 
auf  die  erstrichterlichen  Gründe  verwiesen. 

Der  OGH  hat  der  Beviaion  keine  Folge  gegeben. 

Gründe. 

Der  geltend  gemachte  Revisiousgruud  der  Z.  4  des  §  503  ZPO  liegt 
nicht  Tor.  Die  Ehe,  am  derra  Gttltigkdt  es  sich  handelt,  wurde  swar  im 
Auslände  geschlossen,  allein  der  Ehegatte  ist  österreichischer  Staatsbürger. 
Da  die  EbeschlieOung,  wie  das  Berufungsgericht  ziitrcfFcnd  ausführte,  in 
()8torroirh  rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollte,  war  mithin  der  Ehegatte 
^eriKil]  4  a.  b.  GB  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Fähigkeit,  sie  zu  unter- 
uebmeu,  au  die  Iiicrländischen  Gesetze  gebunden.  Er  durfte  daher  zufolge 
des  Hofdekretee  vom  17. 7. 86,  J.  G.  8.  No.  61  als  Katholik  mit  einer  Person, 
deren  erster  Ehegatte  noch  lebte,  keine  Ehe  eingehen.  Ihm  stand  das  in 
§  III  hOBW.  68  a.  b.  OB  bezeichnete  Ehehindernis  entgegen.  Dies  gilt  selbst 
dann,  wenn  die  vom  kgl.  Gerichtshofe  in  Ödenburg  ause^csprochene  Trennung 
der  ersten  Ehe  als  vollkommen  rechts^'ültig  angesehen  wird,  weil  «/oÄa/iw  \V. 
die  Maria  S.  auch  im  Falle  rechtsgültiger  Trennung  ihrer  ersten  Ehe  nicht 
heiraten  durfte.  Es  liegt  daher  kein  Grand  Tor,  auch  den  Bestand  und  die 
Rechtswirksamkeit  dieser  Bbetrennong  zu  prüfen.  Ebensowenig  besteht  ein 
AttlaA,  auf  die  Frage  einaugehen,  ob  die  Ehegattin  die  sweite  Ehe  eingehen 
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dufte,  oder  ob  auch  ilir  das  obenerwSlmte  Ehehindernis  entgegenstand,  da, 

sobald  einmal  feststeht,  daß  die  Ehe  auf  Seit«  eines  Ehegatten  ungültig  ist. 
die  Ungültigkeit  der  Ehe  überhaupt  ausgesprochen  werden  muB.  Der  Kevision 
konnte  somit  nicht  stattgegeben  werden. 

UngülHgfceU  der  jncischm  einer  ästerreichischen  Jsraelihu 
und  eimm  rekkedeutseken  KaihoUken  im  Auslände  (Schweis) 

geschlossenen  Ehe. 

OGH  19.  12,  05  (Z.  19222). 

Herrn  ine  B.,  geborene  C,  mosaischer  Religion,  Österreicherin,  ging  mit 
dm  deatBcben  Staatsangehörigen,  rSmiseh-katholisehen  Glanbens,  Frtedrüik  B. 
beim  Standesamte  in  X.  (Sohweiz).  nachdem  er  d.ist'lbst  seine  Niederlassmig 

angemeld' t  hatte,  am  28.  5.  {Ki  eine  Ehe  «  in  Beide  Ehei,'rittcn  waren  im 
Jahre  liMMj  in  Y.,  (►sterreich.  in  St<^llung  uud  lernten  eiiian(l<  r  da«p1bst 
kennen.  Da  die  Mutter  der  Bermine  C.  Beziehungen  zwischen  beiden  nicht 
dnlden  wollte,  llttehtetra  sie  nach  Denticbland.  Da  Friedrich  B.  prenfiischer 
Milltl&rflttchUing  ist,  wagte  er  es  nicht  bei  einer  relchsdentschen  B^ttrde  um 
die  Vornahme  der  Ehoschlieflniig  an7,n>,iirluii  sondern  b^ab  sich  mit 
Hcrntine  C.  in  die  Schweiz,  wo  er  in  X.  seine  Nit  fhTlassnnjr  ^niinM^  tf  la 
mall  ihm  >x'dp»!tc>t  hatte,  dies  Foi  das  einzige  Erfordernis  zu  einer  Ehe- 
sthlieliung  vor  dem  dortigen  Standesamte.  Im  August  11K>3  haben  sich  beidc- 
Ehegatten  in  Wien  niedergelassen.  FrtedrUih  B.  befindet  sich  gegenwftrtig 
im  Aaslande,  wMizend  Hiermine  B.  derzeit  noch  in  Wien  wohnt.  Beide 
EIi(  ^Mrt«  ii  stellen  übereinstimmend  den  Antrag  anf  üngttltigkdtaerktining 
ihrer  Ehe. 

Das  TiO  in  Wi^n  liit  diese  Eh*'  U\v  das  Gebiet  der  im  Rcichsrate 
vertretenen  Königreiciie  und  Länder  für  ungültig  erklärt. 

Qrflnde. 

Es  ist  festgestellt,  daß  JEtermine  B.  zur  Zeit  dtt  Bingehnng  der  Ehe 

Ssterreirhische  Staatsangehörige  war.  während  ihr  Ein  iiatto  Friedrich  B, 
dem  deutschen  Staatsverbundc  angehörte:  ferner,  dnü  Hermint-  H.  mos.iisi  bor 
Konfession,  ihr  Ehegatte  dagegen  n»mi.sch-katholigrh  war  und  dali  beide 
diesen  religiösen  Bekenntnissen  auch  heute  noch  angehören.  Nach  §  37 
a.  b.  GB  sind  Rechtsgeschäfte,  welche  AnslAnder  mit  Vstetfeichischm  Staats- 
bflrgem  im  Auslände  schließen,  mangels  staust  andarn  Vereinbarung  nach  dem 
Orte  des  Abschlusses  zu  beurteilni  w  -fern  nicht  die  im  §  4  a.  b.  GB  ent- 
halt^>Jir  Vi.isrhrift  entgegensteht.  Nach  §  4  a  b.  GB  blcihen  aber  Staats- 
bürger, am  li  in  H.iii  lliiniren  und  Geschäften,  die  sie  außer  dem  Staatögebiote 
vorneliinen,  au  die  bürgerlichen  Gesetze  gebunden,  insoweit,  als  ihre  per- 
sönliche Fähigkeit  sie  zn  ontemehnen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  als 
diese  Handlnogen  und  Geschäfte  zugleich  in  östereich  rechtliche  Folgen 
hervorbringen  sollen.  Gemäß  §  G4  a.  b.  GB  können  Eheverträge  zwischen 
Christen  und  Personen,  welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  belcennen, 
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nicbt  gültig  eingegangen  werden;  Hermine  B.  konnte  also  als  Jttdin  mit 
Frieäridi  B.,  der  rOmiscb-katboliech  war,  naoh  ötterrelcliiaclieflk  Becbte  eine 

^Iti^e  Ehe  Oberhaupt  nicht  eingelien.    Nachdem  nun  das  Ehchindernis  der 
Reliuionsverschiedcnheit  wie  sich  aus  i<  IM  a.  b.       <  ri^ilit  r.ff»  ntlich  rechtlicher 
Natur   ist  und  nachdem  weiter  aus  der  Marginairu^rilc  zu     til  ff.  a.  b.  OB 
hervorgeht,  daß  das  Gesetz  dieses  Khehindernis  unter  die  Fälle  des  Abganges 
des  «ittlkhen  Vermögens  inr  EhsseMefiniig  Bnbsttmiert«  soweit  als  eine  die 
peraOnlicbe  Fälligkeit  des  Bkewerbers  berttkrende  Norm  bebandelt^  war  die 
Hermine  B.  als  iJsterreichische  Staatsangehörige  bei  der  Eheschließung  nach 
§  4  a.b.  ÜB  durch  den  ^  64  des  cit.  Gesetzes  gebunden  und  ist  die  Ausnahme 
"tom  4J  '^7  a  h.  OB  frcnrcbcn     Es  ist  somit  die  erste  Voranssctzunjx  des  4 
a.  b.  Gi>  uamlich  die  Ik'äcltiäiikung  ihrer  Handlungsfähigkeit  dargetaa.  Im 
Torliegcndcu  Falle  trifft  aber  auch  die  zweite  Voraussetzung  nämlich,  daß 
die  im  Auslände  gesohlossene  Bke  im  Inlande  rechtliche  Folgen  herrorhringen 
soll,  za ;  es  steht  nämlich  int,  dafi  beide  Bhegatten  im  August  1903  nach 
Österreich,  und  zwar  nach  Wien  zurückgekehrt  sind  und  daC  sie  hier  durch 
längere  Zeit  im  gemeinsamen  Haushalte  gelebt  haben ;  Fricilß  ich  B  war  hier 
vorübergehend  in  .Stellung  und  nur  df^r  Mangel  an  Letjirjmatiiinspapieren . 
der  ihm  hier  eine  dauernde  Stellung  zu  erreichen  unmöglich  machte,  zwang 
ihn,  seinen  Erwerb  wieder  im  Auslände  zu  sucbea.   Hermine  B.  hat  aber 
dermalen  ihren  bleibraden  Wohnalts  in  Wien.  Es  ist  lomit  g^awftrtig 
Wien  der  Sita  der  Ehe,  um  deren  Gültigkeit  es  sich  bandelt  und  liier  werden 
auch  die  aus  ihr  entspringenden  Rechtsfolgen  z.  B.  Htahts  Rechtserbrecht  der 
Frau  und  etwaiger  Kinder  usw  existent.    Allein  auch  ganz  abgesehen  von  der 
im  §  (»4  a.  b.  GB  implit  it,-  enthaltenen  BeschrilDknniren  der  Handhint/s- 
fahigkeit  beruht  ja  das  t^hehindernis  der  Religiouüverächiedenheit  auch  auf 
rein  ethischen  Momenten.  Es  ist  eine  aar  nnerlSSlichen  Vonuusetsang  der 
Gttitigkeit  angestellte  Norm,  welche  sich  als  ßte  cogens  darstellt.  Eine 
Ehe  deren  Bestand  einem  Grundprinaipe  des  in  Österreich  geltenden  Rechtes 
widerstreitet  und  die  vt-ni  Gesetze  als  unerlaubt  als  nicht  gültig  schlielibar 
erkliirt   wird,   kann   naeh  dem  in  Osterreirh  geltenden  Kpchte  ihre  T'erhts- 
wirknng  dajielbst  nicht  äußern,  sie  muli  hier  wegen  des  öRentlieh  rechtliclien 
and  absolut  wirkenden  Ehchijademisses  für  den  Bereich  der  im  Keichsratc 
▼ertretenen  Königreiche  nnd  Linder  als  ungültig  erklfirt  werden,  ohne  Rttck- 
licht  darauf,  daA  sie  im  Auslände  gescbloasen  wurde.   Einer  solchen  Ehe 
muß  im  Inlande  die  Anerkennung  versagt  werden,  weil  dieselbe  einem  hier- 
lands  aus  ethischen  Gründen  erlassenen  Verbotsgesetze  widerstreitet     Es  ist 
dies  jener  Grundsatz,  weh  her  im  5^  87H  a.  b.  (iB  seinen  Ansdrnrk  findet.  Au.s 
den  vorangefuhrten  (irüuden  ergibt  sich  aber  auch  zugleich,  dali  der  Aus- 
s^nch  ttber  die  Ungültigkeit  der  Ehe  auf  das  Gebiet  der  im  Reicharate 
?ertretenen  Kffnigreiche  und  Lftnder  einsnachrftnken  war. 

Das  Berufnngsgeriebt  hat  der  fierufang  des  Verteidigers  des  Ebe- 
bandes  keine  Folge  gegeben,  unter  Billigung  der  Qrttnde  des  ersten  Urteils. 
Der  OUU  gab  der  Revision  keine  Folge.' 
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Aus  den  Gründen. 
Es  ist  erwiesen  und  wird  auch  von  der  Revision  nicht  bestritton.  daß 
Hermine  B.,  geborene  C.  zur  Zeit,  als  sie  in  X  in  dt  r  Schweiz  mit  dem 
deutschen  ätaatsangehürigcn,  zur  römisch- katbuÜBcben  Kirche  sich  be- 
ketmendm  Fritirieh  B.  die  Bhe  schloß,  eine  iBraelitio  and  dstemichucfae 
StastougeliSrife  war.  Der  ebeUchen  VerUndniig  der  beiden  Brantteate  ttaiMl 
daher  dae  Khihindernis  der  Religionsverschiedenheit  nach  §  64  a.  b.  GB 
entgegen.  E.s  i.st  suuiit  das  erste  Eifordt  rnis  dos  i;  4  a.  b.  GB,  nämlich  der 
Mangel  der  pertiüniichen  Fähigkeit  zur  Eingehung  dieser  Ehe  gei^eben  Aber 
auch  die  zweite  VoiauMetsuug  dieses  §,  nämlich  die  Absicht,  duii  diese  Ehe 
im  Inlande  Rechtsfolgen  berrorbcinge»  trifft  eil  Nidit  beizupflichten  ist 
alierdingi  der  Aneiobt,  daB  §  64  a.  b.  OB  als  iwingende  Beohtaiiotm  da 
absolutes  Verbot  ausspreche,  welches  seitens  österreicbiedifir  Gerichte  ant« 
n.ihnislos  Anwendung  ford»  r  ♦  Die  Unrichtigkeit  dessen  ergibt  sich  daraus, 
daii  in  Österreich  der  rbertritt  in  undere  Religionsgemeinschaften,  sowie  auch 
die  Rückkehr  zur  früheren  Religion  zulässig  ist,  und  daß  demnach  auch  hier 
Eben  swiMiMB  Gbiisteii  und  mehtdiritten  gUltig  heetelMi  lOmtat,  wem  aar 
beim  Bbeabiehlfiß  dieies  Ehdiindeznie  Hiebt  vorlag  oder  docb  fttr  den  Angea- 
blick  beseitigt  worden  war.  Der  Moment  des  Abschlusses  der  Ehe  i.st  dabor 
in  Österreich  entschfidt-nd.  Sachlich  und  fzt-st  tzlicli  Ix'jjr'indet  sind  hiergegen 
die  übrigen  Gründe.  Denn  angesichts  der  T:itf>a(he,  daU  beide  Ehegatteo 
schon  vor  ihrer  Verehelichnng  in  verschiedenen  Orten  des  österreichischen 
Staatsgebietes  wohnten,  dafi  sie  naeb  ihier  Flnebt  ans  Östeizeiob  siGli  in 
Deatsddand  v^ehelichen  wolltm,  mitbin  die  Ftadit  deshalb  ergriffen,  um  im 
Auslände  die  Ehe  zu  schließen  und  nicht  lediglich  deshalb,  wie  die  Revision 
behauptet,  weil  die  Mutter  der  Ifcrmine  C.  ihr  Verhältnis  nicht  dulden 
wollte,  dnü  .sie  uls  sie  ihr  Vorliaben,  iu  Deutschland  die  Ehe  zu  schließen, 
nicht  erreichen  konnten,  zu  diesem  Behuf e  ihre  I^iiederiassung  an  dem  späteren 
Trauungsorte  anmeldettiu,  daB  läB  niebt  ha^  nadi  der  Bhesebliefluig  naeb 
Österreieb  inrttckkebtten  und  am  10. 8. 03  ihren  gemeinschaftUcben  WofansitB 
in  Wien  als  Mann  and  Wdb  nahmen  und  bis  12. 10. 04  behielten,  daS 
Friedrich  B.  in  >Ä^ien  vor« hergehend  in  Stellancr  war  und  nur  durch  der- 
malige Unmöglichkeit,  eine  dauernde  Stellung  zu  erlangen,  gezwuntreti  wurde 
seinen  Erwerb  wieder  im  Auslande  zu  suchen,  äermim  B.,  geborene  C,  aber 
ihren  bleibenden  Wobnsits  in  Wien  bat,  kam  die  Scblnßfolgerung,  dafi  die 
beidra  Bbegatten  schon  bei  der  Ebescbliefinng  die  von  der  Reviflion  bestritteoe 
Absicht  hatten,  daß  ihre  Ehe  in  Österreich  rechtliche  Folgen  hervorbringon 
soll,  nicht  als  unri(  htig  bezeichnet  werden  Da  somit  beide  Voraussetzungen 
des  §  4  a.  b.  üB  zutreffen,  so  ist  die  im  ^>chluß^5atze  des  §  37  a  a  <>. 
statuierte  Ausnahme  gegeben.  Der  Revision  w^ar  daher  keine  Folge  zu 
geben. 

*)  Vgl.  hiergegen  das  Ztach.  XV  396  mitgeteUte  UrteU  des  OGH. 

Bed. 


Digitized  by  Google 


Osterrdoh. 


389 


üngHUigkeit  der  von  einer  ästerreichisdten  Katholikin  mit 
einem  ataaUosen  IsraeWen  im  Auslande  (England) 

gesclUoesenen .  Wie. 
OQH  e.  8.  06  (Z.  $609). 

Adolf  M.,  mosaischer  Religion  and  ohne  StaatMOgeMrigkeit  (sein  Vater 
bat  die  nntjarisrlip  Rtn.itsangeliörijorkfit  vorlorf-n  und  Adolf  Hf  eine  andere 
Staatssnii^chiiri^krit  nicht  erworben)  und  die  verwitwet^e  katljolischc,  öster- 
reichische Staatsangehörige  M.  K.  geb.  R.  haben  am  24.  10.  96  auf  dem 
Standesamte  in  St.  Gilea  (London)  miteinander  die  Bhe  geschlossen.  Adolf 
jr.  domiailiert  gegenwirtig  in  Berlin,  S.  M,  in  Sndehow  (Böhmen).  Die 
Ehegatten  hatten  in  (>8terreich  keinen  gemdnaamen  Wohnsitz.  Adolf  M. 
begehrt  die  UngUltigerklärang  seiner  Ehe  wegen  des  Bhehindemisses  der 
RelifrioTi^vpr^rhjpdenhpit  (§  64  a.  b.  OB* 

Das  L<i  Wien  hat  diese  Ehe  als  im  (ieitungsgebiete  des  a.  b.  OB  un- 
gültig erUirt»  weil  H.  K.  als  HateneichiBolie  StaatabOrgerin  gem&ß  §  4  a.  b. 
OB  —  wenn  aneh  die  Bheschllefiang  im  Anslande  erfolgte  —  an  die  bflrger* 
liehen  Gesetze  ihres  Vaterlandes  gebunden  war,  nach  diesen  aber  ihrer  Ver* 
ehelichnng  mit  dem  Juden  Adolf  M.  das  Ehehindemis  der  Religionsverschieden« 
iieit  ($  64  a.  b.  GB)  entgegenstand. 

Das  OLG  Wien  bestätigte  infolge  Berufung  des  Ehebandverteidigers  das 
erate  ürteiL 

Entscheidangsgrttnde. 

Die  Entscheidung  der  vorliegenden  Rechtssache  erscheint  dem  Gesetie 
entfprrrhrnf!.  Das  Gericht  erster  Instanz  hat  zutrcFfenrl  fe.<t^M'Stcllt.  <]iiC  zur 
Zeit  der  Eheschließnnir  der  Ehciriitte  .Iiide.  die  Ehegattin  Katholikin  war.  Ks 
lag  daher  das  Ebehindernis  der  Hcligionsverschiedenheit  vor  (§  64  a.  b.  GB). 
Das  Gesets  Terbietet  ans  ttflentiich  reehtüchen  imd  ans  etUscben  Rflcksichten 
die  ffliesehUeftnng  awisdien  Christen  nnd  Nicbtc^sten.  Dieses  Yerbotsgeseta 
ist  nach  §  878  u.  b.  OB  eine  durchgreifende  Nonn,  welche  YOn  den  üster- 
reirhisrlien  Gcricliten  nntor  allen  rinstündcn  anzuwenden  ist.  matr  die  VAxr 
im  Inlande  r)der  .-Viisluode  von  Inländern  oder  Ausländem  ab<resrhli)ssen  wordeu 
sein.  Was  tuu  dem  Gesetze  au  sich  den  öffentlich  rechtlichen  Interessen  als 
tinuftClidi  (Tgl.  Harginalnoten  cn  §  61—68  a.  b.  OB)  erlcUrt  nnd  ans  diesem 
Omnde  Terhietet,  ton  ist  die  staatliche  Anerkennung  Tersagt.  Warde  man 
aber  auch  von  dieser  dem  Sinne  und  Geiste  des  a.  b.  GB  (welches  bei  der 
Regelung  des  Eherechtf«?  anf  den  sakramentalen  Charakter  der  chri^itlichen 
Ehen  Rücksicht  nahm*  entsprechenden  Ansicht  absahen  und  mehr  Gewicht 
darauf  legen,  dab  das  eheliche  Verhältnis  nach  ^  44  durch  den  Ebevertrag 
begrOttdet  wird,  also  Vertragsebarakter  an  «idi  trägt,  so  hftme  man  in  Tor- 
Hütender  Beebtesadie  ebenfalls  snm  Sehlnsse  der  UngOitigkat  dieaa  Ehe. 
Die  Ehe  wurde  von  einem  Ausländer  mit  einer  iisterreichischen  Staatsbürgerin 
in  London,  somit  im  .Anslande  «resrh^ossen.  'N'arh  ^  ^57  a  h  GB  sind  von 
solchen  Personen  im  Auslande  abgeschlo^ne  Verträge  nach  den  Gesetsen  d^ 
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Ortes,  wo  das  Qesdi&ft  abgefloblossen  wurde,  m  beurteilen,  daher  niclit  otteB- 
bar  ein  anderes  Recht  zugrunde  gelegt  worden  ist  und  die  im  $  4  a.  b.  OB 

enthaltene  Vorschrift  nicht  entgegensteht,  also  soweit  nlcbt  die  pers/inUche 
Fähigkeit  des  österrcicliisrhcn  Stnntsbürgers  sie  za  unternehmen  durch  die 
österreichischen  Gesetzt  t  inyt  scliränlft  wird  und  diese  Handlungen  und  Ge- 
schäfte in  Österreich  rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollen.  Es  Lst  dbo 
zweifellos,  daß  dorcb  die  Beetinmumg  dea  $  64  a.  b.  OB  die  pendnlicbe  FfÜg' 
kelt  der  Ehegattin  snr  Eingehung  einer  Bfae  mit  einem  Juden  eingeeehriakt 
würde,  es  ist  aber  ebenso  zweifellos,  daß  die  Ehegattin  nicht  bloß  hn  Aus- 
lände, sondern  (c.rli  in  Öst(Tri  i(h  als  Ehegattin  anerkannt  w.nlon  wollte, 
wo  sie  noch  üir  ^  ermögen  zurilckpelassen  hatte.  Die  Richtigkeit  letzterer 
Annahme  wird  übrigens  auch  durch  die  von  beiden  Ehegatten  gemachte  An- 
gabe bestätigt)  daß  der  Ehegatte  mit  seiner  Gattin  nach  Österreich  übersiedeln 
und  sieh  hier  seOhaft  machea  wollte  und  daB  sie  sich  deshalb  naeh  Loadoa 
begab«!,  am  dwt  die  Ehe  •bdEUfchliefien,  weil  der  Ehegatte  wollte,  daB  er 
in  Deutschland  ein  EhefähigkeitBaeugnis  nidit  erhalten  könne  und  weil  sie 
das  Aiif;(<*bot  in  Österreich  vermeiden  wollten,  du  sie  von  S«  ite  drr  Ver- 
wandten der  Frau  „Hcmmniss«  -  Im  sorfztf  n.  Ks  würde  sich  somit  auch  vom 
Standpunkte  des  §  37  und  4  a.  b.  ÜB  die  Ungültigkeit  dieser  Ehe  ergeben. 
Nach  dem  Qesagtra  war  daher  das  mtrichterliche  ürtdl  an  bestitigen> 

Der  OGH  hat  d«r  Revision  des  EhebandTerteidigers  fcdne  Folge  gegeben. 
Entschcidungsgrüude. 

Das  von  Amts  wegen  (§  94  a.  b.  GB)  wahrzunehmende  Ehehindernis  der 
Religionsverschiedenheit  nach  §  64  a  b,  GB  ist  durch  öffentlidu  ['rknndfn 
erwiesen    Es  handelt  sich  nunmehr  darimi.  «b  Ff.  K.  zur  Zeit  dri  Kini:<'liung 
der  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bildenden  Ehe  in  Lundou  geiuiö)  §  4 
und  37  ebenda  an  die  im  g  64  ebenda  enthaltene  Besohr&nkong  ihxer  fUi^- 
keit,  einen  Bhevertrag  absnschlieBen,  gebnnden  war.  Dies  i.<$t  ohne  wdtens 
zu  bejahen,  weil  sie,  wie  urkundlich  nachgewiesen,  damals  Österreicherin  war 
und  die  ausländische  Staat.shüi^^  rs<  haft  des  andLien  T«  ilcs.  da  jedenfalls  erat 
mit  dem  Abschlüsse  einer  gültigen  Ehe  der  Verlust  der  üstrrreirbisfhen  St«»t8- 
bürgerschalt  der  Gattin  hätte  eintreten  können,  nicht  in  Betraelit  konimt. 
EndUdi  ist  auch  die  in  der  Revision  noch  einmal  zur  Entscheidung  gestellte 
Frage,  ob  die  in  London  geschlossene  Ehe  anch  in  Österreich  rechtliche  Felgea 
hervorbringe-  sollte  (§  4  a.  b.  GB)  von  den  Untergerichten  mit  Recht  bejsbt 
worden.   Es  grnflfrt  auf  die  von  beiden  Teilen  Übereinstimmend  angegeb'iipn 
mit  den  vorgelegten  lJrknnd*ti  im  Einklänge  stehenden  Tatsarben  hinzu- 
weisen, welche  das  Urteil  t  isti  r  Instanz  und  da.s  r.riufiin«^burteil  ;iiifz;ihlL 
Diese  Tataachen  stellen  es  auLiir  Zweifel,  daß  die  Brautleute  sich  nur  vor- 
Qbergdiend  nnd  nur  an  dem  Zwecke  nach  London  begebe  haben,  nm  dnrck 
die  Eheschltefinng  vom  dortigen  Platze  das  fttr  die  Braut  verbindliche  li^e^ 
ländischc  Eheverbot  zu  umgehen.  Die  auf  §  503  Z.  4  ZPO  gestfttate  Revi^ 
des  Ehebandvertfidigers  war  daher  znnlr  kzinvrisen. 

Anm.:  Vgl.  Zisch.  XV  11  fi.,  2Uff.,  aü2,  XVI  m 
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y*V//-  (/((s  Rechtsverhälhii^  ziri sehen  dem  roii  stvei  Ausländern 
( Italienern  )  im  Inlande  unehelich  rjezef igten  Kinde  und  dessen 
Vater  ist  das  inländische  Recht  maßgebend. 

OGIl  1.  3.  Or,  (Z.  IT  Sil 

Nacli  (Irin  beiderseitigen  Vorbringen  di  s  Alfreil  S  nnd  Angeht  G.  hat 
1(  i/.trri'  um  7  2  Ol  außer  der  Ehe  ein  Kind  iiaintns  TJieresia  G  Lrcbüion 
timl  bekennt  sicli  Beklagter  ^//"rt'«/ ul»  Vater  desselben.  Klägerischerseits 
wird  nun  nebst  Feststellung  der  Vaterschaft  des  Beklagten  Verarteilting 
desselben  sn  einer  monatlichen  Alimentation  von  40  Kr.  b^^urt.  Beklagter 
beantragt  Abweisung  des  Alimentationsbegehrens  und  ftthrt  seinerseits  an: 
Kr  sowohl,  wie  die  Kindesmutter  und  das  Kind  seien  italienische  Staats- 
If'lrj^er,  weshalb  die  vorliegende  Rechtssache  nicht  nach  österreirhischf in, 
sondern  narh  italienischem  Recht  zu  beurteilen  sei.  Klägerischerseits  wird 
anerkannt,  daß  dit*  in  diesem  Streite  maßgebenden  Personen  italienische 
Staatsbfirger  sind,  jedoch  bestritten,  daß  dieser  Rechtsfall  nach  italienischem 
Rechte  zu  entscheiden  sei.  Über  amtliche  Anfrage  hat  daft  k.  k.  Justis- 
ininisterium  mitgeteilt,  dali  nach  italienischem  Rechte  —  Art.  186  des  ital. 
I;UB  —  der  Eltemteil,  welcher  ein  uneheliches  Kind  ant  ikannt  hat.  ver- 
pHichtet  ist.  dris^elbe  zu  erhalten  zii  erziehen,  ZU  unterrichten  und  zu  einem 
Handwerke  oder  Oewerbe  anzuleiten. 

Dos  Bezirksgericht  in  ü.  hat  zu  Recht  erkannt:  Der  Beklagt«  wird 
als  Vater  des  anBereheliehen  Kindes  ThereHa  47.  anerkannt  und  ist  schuldig 
bis  xnr  SelbsterhaltttngsfiUiigkeit  des  Kindes  einen  monatlidien  Alimentations- 
i't  irrag  von  12  Kr.  zu  leisten.  Der  Alimentationsmehnuupmdi  Ton  monat* 
lieh  2ö  Kr.  wird  abgewir^en. 

E  u  t  s  c  h  e  i  fl  n  n  tr  s  ^  r  ii  n  d  e 

Nach  §  i  und  33  a.  b.  UB  kommen  den  Fremden  im  allgemeinen 
gleiche  Eechte  and  Yerbindlichkeiteai,  wie  den  Eingeborenen  sn  nnd  sind 
familienrechtliche  YerhAltnisse  nach  Analogie  des  §  34  a.  b.  GB  nach  dem 
Rechte  jenes  Ortes  zu  beurteilen,  in  welchem  die  betreffenden  Parteien  ihren 
Wohnsitz  haben.  Abgesehen  davon,  daß  nach  diesen  Bestimmungen  der  vor- 
li«  ircnde  Rechtsstrrit  alj-o  nach  österreichischem  Rechte  zu  beurteilen  ist. 
würde  sich  auch  bei  Auwt^udung  des  italienischen  Rechtes  die  Lage  des  Be- 
klagten nicht  viel  ändern ;  denn  auch  nach  diesem  ist  der  Vater,  welcher  das 
unehdicbe  Kind  anericannt  hat,  sn  dessen  Verptlegung,  Erziehung  und  Ver- 
sorgnng  verpflichtet.  Der  Berufong  der  Klägerin,  sowie  Jener  des  Beklagten 
warde  keine  Folge  gegeben  und  das  erstrichterliche  Urteil  begründet. 

E  II  t  s  >  Ii  t  i  d  u  n  g  s  g  r  ü  n  d  c 

Aus  der  Einreichung  der  di.  Alimentationsverhindlirhkf  itcn  des  auüer- 
ehelichen  Vaters  regeluden  Ikstiiiimungen  in  dem  iiauptstücke  .von  den 
Rechten  awischen  Eltern  und  Kindern',  aus  der  Bestimmung  des  §  189 
a.  b.  GB,  wonach  auch  dem  unehelichen  Vater  ein  gewisser  Einfluß  auf  die  Be» 
Stellung  des  Vormundes  für  sein  außereheUches  Kind  eingeräumt  wird,  aus 
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§  65  a.  a.  0.,  endljeb  aas  §  ldS8  a.  a.  0.,  in  weldun  die  dem  asBerebeljcb» 

YiiU-T  K*5genüber  dem  Kinde  obliegenden  Pflichten,  als  „Vaterpflichten*  be- 
bezeiclinet  werden,  cff^ilit  sioli.  ilali  di-r  Ttcchts^nuid  für  die  An^pnirhe  des 
auUcrchflichen  Kind»!^  ^'i'),'(n  seinen  Erzcu<,'«'r  in  der  uatUrlichcD  Verwandt- 
schaft dieser  Personen  gelegen,  also  ein  tamilienrechtUcher  ist.   Als  solcher 
hat  «         sitflkhe  Chnmillagt  nad  es  mflesan  deamacli  die  denselben 
betieffend^i  Bestimmungen  des  Siterreichen  Rechts  von  den  Ostemicltisehen 
Gerichten,  wdche  nm  Oew&hmQg  ihres  Schtttses  ang^angen  werden,  doxch- 
greifend  cor  Anwendun  '     bracht  werden,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staats» 
bürgerschaft  des  Kindes  und  s<'inps  Erzfu^prs,  sowie  ohne  Bedachtnahmo 
darauf,  wie  in   einem  gleichen  Falle  osttrifichisohe  Staatangehörifje  im 
Auslände  behandelt  würden.    Der  erste  Richter  hat  deswegen,  gestützt  auf 
^  Bestlntmnng  des  §  33  a.  b.  OB  mit  ToUem  Recht  die  Vorschiiften  deaselben 
xar  Entscheidung  des  gegenwärtigen  Rechtsstreites  herangexogen.  §  34 
a.  b.  GB,  auf  wehren  sich  Beklagter  für  seine  Ansicht  bezogen  hat,  kann 
schon  deshalb  nicht  hei  iieksjf  lirr„-t   v  erden.  weil  die  15»  stimmunf^on  df-r 
v^t$  34—37  a.  b.  GB  sich  nur   uut   Kiehtscreschäfte   hezit  ln n,   der  geltend 
gemachte  Anspruch  aber  aus  einem  Rechtsgeschäft  nicht  entspricht.  Dio 
Richtigkeit  der  oben  ausgesprochenen  Ansicht  erhellt  auch  daraus,  daß  die 
Österreichischen  Geridite  ohne  Rflcksichtnahme  auf  das  Vorgehen  der  aas* 
Ifindischen  Behörden  fttr  Kinder  Ton  Auslftndem;  welche  in  Österreich  ibien 
Wohnsitz  haben  ^auf  solange  einen  Vormund  bestellen,  bis  von  der  zu- 
ständigen ausländischen  Behörde  eine  andmo  Vcrfihjnnir  tr^troffen  wirJ* 
(JME  vom  10.  10.  60.  §  183  und  219.  kaiserl.  I'at.  nt  vom  H.  s  m 
RGB).   Das  gleiche,  wie  hinsichtlich  der  Alimtntationsverbindlichkelt 
auflerehelicheii  Vaters  gilt  aber  auch  fttr  die  Frage  der  Fatemitit^  wddie 
die  Voranssetaung  des  ersteren  bildet. 

Der  OQH  hat  der  Revision  des  Beklagten  keine  Folge  gegeben. 
Entscheid  ungsgründe. 

Die  Rechtsanschauunc!:  ik-a  Bi  rnfnmjsffpnchtes,  daß  Brtirtribing  iKs 
Rechtsverhältnis^ips  zwischen  dem  im  inlande  erzeugten  Kinde  lintr  An- 
länderiu  und  dem  unehelichen  Vater,  welcher  ebenfalls  Ausliiitder  iat.  welche 
jedoch  düntlich  im  Ihlande  ihren  Wohnsitz  haben,  das  inlündische  Recht  xar 
Grundlage  an  nehmen  i8t>  muB  als  berechtigt  angesehen  werden.  Die  Ver 
pflichtnng  des  unehelichen  Vaters  entspringt  nnr  der  Tatsache  der  Erzeuguiif 
(Arg.  §  1328  !i.  I)  GB)  und  aus  dem  hierdurch  liet,'riindi  t<>n  in  §§  166  ff.  des 
a.  b.  (tB  normierten  Verhältnisse,  welches  auf  der  natiirlieh«  ii  Vormundschaft 
bt  ruht,  daher  wegen  seiner  ethi.schen  Grundlage  ohne  Hücksi<  hf  auf  die 
Staatsbürgerschaft  der  hierbei  beteiligten  Personen  nach  den  Gesetzen  def 
Wohttsitaes  derselben  an  beurteilen  ist,  fttr  wekhe  Aulfassvng  auch  die  vom 
Bemfungsgedchte  zitierten  gesetsUchen  Bestimmungen  hinsichtlich  dm  einst- 
weiligen Schutzes  für  Kinder  von  Ausländem  spricht.  Es  liegt  daher  ein 
Anlaü  zur  Erlie1»tine  des  italienischen  Rechtes  tind  der  Frage  der  Hi  ziprozität 
nicht  vor.    Übrigens  würden  die  vom  Beklagten  angerufenen  Bestimmongen 
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des  itelienisdiflii  Gewtees  denadben  Bicht  gttiiBtlgw  «teil««,  weil  naeh  Art.  186 
des  ital.  BOB  der  Elterntefl,  der  dag  imebeliclie  Kind  aa^nant  hat>  Ter> 

pflichtet  ist,  das  Kind  za  erhalten,  die  Artt.  1S4  and  231  mir  den  ftXL 
Übertraining  der  Vormundschaft  an  den  unrhclifhon  Vritpr  vor  Angen  haben, 
eine  solrho  ('hertraguntj  aber  nicht  erfolgte,  dalicr  auch  von  (Hcsem  Gesichts- 
punkte aus  Beklagter,  insolangc  das  Kind  nicht  ihm  zur  Verpllegung  über- 
geben wurde»  die  Verpflicbtang  snr  Tragung  der  Alimentatioiiakosteii  bia  s« 
diesem  Zef^pimlrle  trifft.  Die  Rerlrion  wird  daher  snrflclcgewieaeii. 

Anm.    Vgl.  Ober  die  Fr.itro  auch  die  Zts<h.  XTT  480,  XR*  lOR  a.  109 
mitgeteilten  Urteile  sowie  die  Anmerkung  ZtscL  XIY  lOQ.  —  £ed. 

l^r?'  Anspyuth  einer  Deutschen  gegen  ihren  (in  üsit erreich 
icohneNden)  deutschen  Gnffev  auf  Ersatz  der  für  das  bei  ihr 
tvohnende  eheliche  Kind  anfycnandten  VitterhaUungskosten 
ist  nacli  deutschem  Rechte  zu  ht'urteih'ii .  —  ZuständigkeU 
des  lieimatlichen  Vorniu ndscha J tsyerichtes. 
OGH  9.  1.  06  (Z.  20050' 190.5). 
Die  deutschen  Staatsangehörigen  Emil  S.  und  Martha  W.  sind  in  der 
erangeliacben  Kirche  in  Onmpendorf  in  Wien  getraut  wctden.  Der  Bhe  ent- 
atsmmen  vier  Kinder^  von  denen  das  jOngste,  die  mindeijibrige  Martha, 
am  20.  5.  97  geboren  ist.   Martha  S..  die  Kligerin,  hat  im  Oktober  1896 
ihren  Eheefatten.  den  B<  klatrt<  n  Etnil  S.  unter  Mitnahme  der  minderjährigen 
Martha  vfrlassen  und  ist  nach  P.urgstädt  fSachsen;,  ihrem  Heimatsorte, 
übersiedelt,  wo  sie  sieb  noch  jetzt  betindet.   Emil  S.  domiziliert  in  Wien. 
Seit  Id.  1.  99  hat  der.  Beklagte  zum  Unterlialte  seiner  bei  der  Klägerin  be- 
findUeben  Tochter  nichts  beigetn^(en  and  weigert  sich  anch  Jelit  für  sie  etwas 
SU  besablen.  10t  dem  Beacblnsse  des  legi.  AO  in  BnrgstXdt  Tom  17.  4. 06 
warde  dem  Beklagten  die  Obsorge  für  die  Person  und  dos  Vermögen  seiner 
TiK-htpf  Martha  cntzo«?*»!!  und  die  Klägerin  zur  Vormfinderin  der  minder- 
j.ilirigen  Martha  bestellt    Dieser  Beschhiß  gründet  sich  auf  die  vom  AG 
in  Burgstädt  festgestellte  Tatsache,  daB  sich  der  Beklagte  einer  Vomach- 
Aasigung  des  geistigen  und  teibUfAm  Wohles  des  Kindes  scfanldig  gemacht 
hat.  Gegen  diesen  BesehlnB  liat  der  Beklagte  eine  Besdiwerde  flberreieht 
nnd  war  diese  ii;isofem  von  Erfolg  begleitet,  als  mit  Beschlofi  des  LG  in 
Chemnitz  am  20.  7,05  dem  Beklagten  die  Sorge  über  das  Vermögen  der 
minderjährigen  Martha  belassen  wurde    Die  Sorsre  um  die  pprsnn  des 
Kindes  blieb  ihm  aber  entjjogen.    Die  Klägerin  wurde  sodann  vom  A(i  in 
Üurgstädt  anstatt  zur  Vormünderin  zur  Pflegerin  des  Kindes  bestellt.  Die 
Klägerin  hat  ihrer  Angabe  gemi6  die  mind«ri&hrige  Martha  vom  15.  4.  99 
*n  selbst  erhalten  nnd  Terpllegt,  weshalb  sie  mit  gegenständUoher  Klage  sn- 
nächst  den  Betrag  von  936  Jt  als  Ersatz  eines  Aufwandes,  den  nach  dem 
Gesetz  der  Beklagte  zu  mach« n  tj'  haht  liiitte.  zurückfordert.   Außerdem  ver- 
langt sie  vom  \b.  4.  06  an  einen  Aümentationsbetrag  von  20  monatlich. 
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Da8  LQ  Wien  hat  I.  die  vom  ReVlagtt'n  erhübenf  Ein!»  !r  tl^r  T'n- 
SiUässigkeit  des  Rechtsweges  aurückgewiesen,  Ii.  1.  den§eib«u  zur  Z;ihiun^ 
von  720  Kr.  an  die  Klägerin,  sowie  il.  2.  zur  Leistung  einer  Alimeotation 
von  mont^Uicli  10  Kr.  an  die  mind&rj&bfige  Martha  S.  verurteilt. 

Die  Yormqiidichafta-  und  Piogmpliaftagciipktalwrkeit  »nsUiMliflcber  B^ 

bürden  über  im  Inlande  wohnJbafte  ansl&ndiscbe  StaatsangebOrig»  iit  ijof^ 
die      18.S  nnd  319  Verl.  Pat.  gesetzlich  anerkannt.    Dio  Frage,  welches  an?- 
läudische  Gericht,  ob  gerade  das  Aü  Burgstädt  oder  ein  andt-res  heiraatli(  h-s 
Gericht  des  aiichisiädien  ätaatj^angehiiirigeii  jf^mil  S.  die  Pliegüciiait  liber  dt« 
ninderjahrigen  Kinder  6m  EmÜ  8.  la  ftthnn  li»e»  kftnii  im  ▼oiUqgcndeD 
Falle  fttgUih  iknter  9elnclit  Ueiben.  St  iit  MsMlie,  da  dM  k|l.  AQ  ii 
Bargstl^t  die  PAofBchaftsführung  über  die  mindeiij ährige  Martha  S.  in  die 
Hand  genommen  hat,  weil  Martha  S.  im  Sprenj;cl  dieses  Gerichtts  sich  auf- 
hält, und  es  besteht  für  das  LG  kein  Qrund,  die  Zuständigkeit  dieses  AQ  in 
Zweifel  zu  ziehen.    Hieraus  ergibt  sieh  zunächst  für  die  vom  Beklagten  er- 
hobene Einwendung  der  Unsul&eügkeit  des  K^cbUw«ge«i.  d&J^  wenn  die 
KlKgeria  mit  dem  BcffalieB  am  inkllnftige  AU«M«totf<Mi  der  miiideijihrigeo 
UarÜM  anf  du  «nAontieUige  Vetfalimii  TerwieMii  wwde,  ne  nglakb  an 
ein  ausländisches  Gericht  sanwdaeii  vlie.  Dies  evedteint  dem  Gericbtsbufe 
nicht  statthaft,  weil  der  Prozeßweg  gegen  einen  im  Inlande  wohnhaften 
klagten  wühl  nur  dann  anszusohlieUen  ist.  wenn  die  Rechtssache  von  tünetn 
anderen  iiiländiscben  Gerichte  uoi  auUcrstreitigen  Verfahren  erledigt  werdea 
kaaa.  Die  BinwenduDg  der  tliuwUatlgkeit  dee  Becktsweges  ist  daher  na* 
beflrttndet  Ib  dem  Dekrete  dea  AG  BwrsitKdt  vom  &  9.  Qi^  wicd  JferlA«  S. 
aar  Pflegeriit  der  P^son  der  minderjäbrigeii  Jfar/Jto  S.  vnd  su  deren  »Ve^ 
tretung  hiebe!''  bestellt.   Unter  dieser  Vertretung  iet  geirift  auch  Vertretaog 
des  Kindes  in  einer  Rechtssache,  wie  der  vorliegenden,  verstanden.    Der  Öc- 
richtshof  nahm  daher  die  .\ktivlegitimation  der  Mar t im  .S'  zu  dieser  Prozfß- 
fuUruug  auch  derzeit,  wo  sie  nicht  mehr  ,Vormündt;iiu'  liire»  .b.indt;a  iat,  üi 
gegeben  aa  In  def  Klage  irixd  Te^iaugt,  dafi  Aber  die  Torliegeiid  gettead 
gemaobten  AitapvOeli»  iiacb  deaUclwm  Si^elite  eatacUeden  wcid».  Obglcicli 
die  Frage,  welches  Recht  anzuweadeil  iat,  mit  Rücksicht  anf  die  Beringe  yc^ 
schiedenheit  der  hier  in  Betracht  kommenden  Rechtsordnungen  von  gering'^r 
R<  '!f  ntung  ist.  stellt  der  Gericht.shof  doch  fest,  daß  österreichisches  Recht  an- 
zuw^jidi^u  ü>t.    Im  ^  33  a.  b.  Gli  ist  augeiirdnet,  daii  den  in  Ösierieicb 
webnenden  Frenoiden  gleiche  bUrgerlicbe  Recht«  und  VerbijidUchkeiiten''  nit 
dci^  ^tadem  ankommen.  ]Leine  dar  Im  Oeietae  normieften  Amaaluntn  V4w 
dieser  Regel  trifft  aal  den  vorlisgeaden  FaU  an.  fi<8  kaqddt  sieb  insbesondert 
anc^  nicht  um  eine  Statusfrage,  die  nach  den  andl  im  österreichischen  Recht 
rezipierten  Grundsätzen  des  internationalen  Rechtes  nach  dem  beimischen 
(ies<'t/e  der  betroffenen  Parteien  zu  iusen  wiire.    Es  ist  daher  kein  OniiJ«f 
vorhaudeu,  daß  da«  hiä  iu  diesem  l*alle  von  dem  selbstvcrstäjudlichen  Gruüd- 
latse,  nacb  T«lerli9diaeheit  Öeaetaen  Recht  «n  «praeben,  abgsbei  Dec  As* 
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spciNli  Mf  die  Bm&hivag  des  Betnget  vott  7S0  Kr.  ist  daher  neeh  §  1012 

a.  bu  GB  Sit  liewteileD.  Wenn  von  jenen  Vonanetzongen,  die  dieser  An- 
brach mit  dem  monatlichen  Alimentation?bf>trngr  tott  10  Kr.  f^emeinsatn  hat 
vorlänfiK  ahjresehen  wird,  Meibt  hier  die  hesondore  Frnirf  ?n  erfirtern.  oli 
die  Klägerin  den  Ers&tzan&prucb  nur  dann  erheben  kann,  wenn  sie  durch 
•ehUlnige  Tatiedieai  Mclnreiat,  d&8  rie  den  AsIwMid  in  der  AMcfat  getaicht 
hut,  flui  vem  SeUagten  samekrafordem.  Der  Oerfehtahof  ist  der  Ansehatiiiag, 
daß  der  ^satzanspmch  der  Kl&gerin  von  einer  solchen  Bedingung  nlebt  ab- 
hängig zn  mafhen  ist,  weil  die  Absicht  einer  Schenkung  nicht  zn  vermuten 
ist  und  die  Klkgt  rjn  selbst  im  Falli-  des  iStillsohweigens  das  Reclit  nicht  ver- 
wiiki  hatte,  voui  Beklagten  den  Kückersatz  des  nach  dem  Gesetze  (§  141 
a.  b.  OB)  Um  oUiegendcii  Anfwaads  m  loideni.  Bt  seUen  dalier  dein  Oe* 
richte  anöh  ahdtt  erioideilieh,  «insB  Beweis  fther  die  Bdiaaptmig  der  Sllgerin, 
daß  sie  vom  Beklagten  wiederholt  den  Unterhalt  für  Martha  gefordert  hahe, 
aafznnehinon.  Auch  die  Frage,  ob  der  Rekla^rto  seine  Zustimmung  dazu  ge- 
geben habe,  daß  Frau  S.  die  Martha  mitiiebiue  oder  nicht,  sowie  die  Fra^e, 
ob  Frau  S.  einen  im  Verhalten  des  Beklagten  gelegenen  Grund  gehabt  habe, 
den  ehelichen  Hanshalt  n  terlasten,  eraehlenai  dem  Oericbtahofe  hei  dem 
swlngenden  CtmnMmt  dsr  Raehtnoim,  daB  der  Vater  fflr  den  Unterhalt  des 
Kindes  sn  sevgen  habe,  ohne  Belang.  Der  Beklagt«  hätte  nach  der  Über- 
zen^n^  de«  Gerichtshofes,  nm  vom  Ersätze  an  seine  ftattin  libeniorf  7.n  »ein, 
mit  dieser  vereinbaren  müssen,  daü  sie  einen  Ersatz  von  ihm  nicht  zu 
furüeru  habe,  oder  er  hätte,  wenn  wirklich  eine  heimliche  Entführung  des 
Kindes  yofgekommen  wire,  dnreh  «tscldedene  Oeltendmaehnng  seiner  tftter- 
liehen  Gewalt  die  Annahme  eines  naebtrtgUdien  Einventftndnissee  mit  der 
Entfernung  des  Kindes  ansschließen  müssen.  Aus  der  Sachverhaltsdarstellnng 
des  Beklat't»  Ti  L'^ht  aber  weder  das  eine  noch  das  nndi  re  hervor  Hinsichtlich 
des  für  dir  Zokuntt  trhübenen  AUmenlationsbegehrens  ist  die  Einwendnnjj 
des  Beklagten  zn  untersuchen,  daß  er  nur  zur  NaturaWerpflegung  des  Kinde», 
nkiht  m  Oeldlelstnngen  veipdielttet  sd.  Der  Oerlchtahof  h&lt  die  Ent« 
sehiidnngen  der  siebäeeben  Gerichte,  dnreh  die  dem  Beklagten  die  Sorge  fttr 
die  Person  der  Martha  entzogen  ist,  fQr  bindend.  Ein  allffllfiges  Rechts- 
mittel gec^en  die  Entscheidung  des  LG  Chemnitz  hätte  na«  h  ?}  H4  des  Ges. 
vom  17.  5.  H4  Nr.  21  keine  aufschiebende  Wirkung.  Denizololge  kann  der 
Beklagte  seine  Tochter  jetst  in  seinen  Haashalt  nicht  cinbemfen;  er  muß 
daher  selnn  gesetBUehcn  Unterhattspileht  dnreh  OeMlefstnngen  nachkemmen. 
Sollte  ihm  die  Setge  fBr  die  Person  seines  Kindes  später  mit  der  Wirkung 
snirilckgegeben  werden,  daß  er  die  Mai  tJia  di  r  Klägerin  abnehmen  kann,  so 
wird  er  in  dtT  Lage  sein,  das  vorliegende  Urteil  durch  eine  solche  Verfügung 
gegenütandsiuä  zu  machen.  Endlich  handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  der 
Beklagte  auch  imstande  war  and  ist,  eine  AUmeatatioii  zu  leisten,  erentuell 
in  welcher  BBhe.  Der  Geriehtdiof  nimmt  als  erwieseB  an,  daft  der  Beklagte» 
der  gesetsUeh  noch  ttr  sirei  in  sein<  m  Hnushalte  beflndUdie  Knaben  und 
teilweise  fftr  einen  ansirtrte  mtetgsbraehten  Knaben  sn  soigen  ha^  einen 
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durchschnittlichen  Wochenrerdlenst  von  24  Er.,  daher  eine  Honataeinnahme 
von  102  Kr.  IH)  h.  hat.  Bei  zweckentsprecliPTider  AusnOtran^  aller  durch  die 
gegenwärtigen  Wohlfahrtseinrichtongen  erüffneteu  lülisiiuellen  war  und  ist 
der  Beklagt«  imstande,  beziehungsweise  muß  er  imstande  sein,  vuu  seiner 
Honataebmaliiiie  einen  Betrag  Ton  10  Kr.  für  aein  yUaiie»  Kind  an  «rMMigcn. 
In  der  H5he  dieaee  Betiagaa,  der  ohnediea  nnr  ala  ein  Beitrag  an  dem  yob 
der.  Mutter  geleisteten  Unterhalt  in  Betmdit  kommt,  sah  der  GetäoktAaf 
den  auf  einen  Zeitranm  von  6  Jahren  sich  erstreckenden  Ersatzanspruch  so- 
wie das  für  die  Zukunft  gestellte  Alimeutationsbegehn  ii  ils  irerechtfertigt  an 

Das  ÜL(i  Wien  hat  der  Einrede  der  ünzuläss^igkeit  des  Rt^chtawenies 
Stattgegeben  und  die  Klage,  soweit  sie  die  Verurteilung  des  Beklagten  zur 
AlimentationaleiafcQng  an  die  mindeq&hrige  Marika  S.  aaatrabt,  surAdt* 
gewiaaen;  .aoweit  die  Klage  almr  den  Znapmdi  von  936  J(  an  die  KISgacn 
anm  Oegenatande  bnt,  wurde  sie  derzeit  zur  6&nae  al^gewieaen. 

Entscheiflnngsgründe. 

Insoweit  A'ip  Klägerin  als  mit  der  Bestcllungsnrkande  des  kgl  särhsisphen 
AG  Burgstädt  vum  8.  b.  uü  bestellte  Pflegerin  für  die  am  20.  5.  geboren« 
Mariha  S,  die  Beaalüang  Yon  AIim«iten  von  dem  Beklagten,  dem  ehdidieB 
Vater  dieses  Klndea  verlangt,  ruft  sie  den  Beistand  dea  Geriditea  gegen  die 
Unterlassung  der  mit  der  yftterlichen  Gewalt  verbandenen  Bfliakten  an.  über 
welche  Ansprüche  gemäß  §  178  a.  b.  GB  im  offiziösen  Wege  zu  entscheiden 
ist.  Gemäß  §  33  a.  b.  GB  kommen  den  Fremden  ''l'  iche  bürgerliche  Rechte 
und  Verpflichtungen  mit  den  Eingeborenen  zu.  wt  ua  nicht  zu  dem  Genosse 
dieser  Rechte  aui>drüiklich  die  Eigentiehalt  eineü  älaatsbürgers  erfordert  wird. 
Geulfi  §§  183  und  219  dea  kaiaerL  Fntentea  vom  9.  8.  64  BGBl  Ho.  808 
haben  die  inllndiaclien  Gerldite  auch  fttr  Analinder  ata  Pflegeobaftebehgrden 
aolange  einzuschreiten,  bis  von  der  inständigen  ausländischen  Behörde  eine 
andere  Yerfügiinir  [z-  früfTen  wird.  Das  kgl.  sächsische  IM!<>L'«ohaftsgeri(ht  hat 
nun  über  die  Zahlung  der  Alimente  dnrrh  den  Beklagten  lur  di«'  minderjiihrii^ 
Martha  S.  eine  Verfügung  nicht  geirutten  uud  konnte  dieselbe  mit  Wirk- 
aamleeit  gegen  den  in  öaterreicb  wohnhaften  Beklagten  anch  ninht  tielen, 
weil  genkifi  der  Jnatia-]finiatetial>YerordnQng  vom  tl.  10. 99,  BOBl  TXo.  253 
den  dentadien  EzekntienBtitdn  naeh  §  1,  Z.  6  EO  hierlands  die  Vollstiedl* 
barkeit  versagt  ist.  Nachdem  nun  überdies  beide  Streitteile  die  Zuständigkeit 
der  österreichischen  Gerichte  7ur  Entscheidung  «her  dt  n  f  bi.ron  Klagsanspracb 
anerkannt  haben  und  zwar  Klägerin  dadurch,  daU  sie  (iieseii  Klagsanspnirb 
bei  dem  k.  k.  LG  Wien  geltend  gemacht  bat,  Beklagter  dadurch,  daii  er  zur 
Entacbeidnng  Aber  denaelben  daa  k.  k,  Besirksgericht  Hietaing  ala  daa  nach 
den  9§  100,  66,  71  J.  N.  aoatftndige  Paegachaftagerieht  anmft,  so  besteht 
nicht  der  geringste  Grund  dafür,  bei  Erledigung  dieses  Klagsanspruches  von 
dem  allgemeinen  nrnndsatze  des  §  178  a.  h.  GB.  daß  ülier  Aliinentatifins- 
ansprüche  von  Kindern  gegen  ihren  »-h'-lichen  Vater  im  Verfahren  auikr 
Streitsachen  zu  entscheiden  ist.  abzuwei«  heu  und  ist  das  k.  k.  Bezirksgericht 
Uietzing  nach  den  aitierten  Bestimmungen  der  J.  N.  tatsächlich  zur  Ent> 
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«Bbddaiig  ttlMT  dieaen  Ansprach  sutlndJg.  Er  hat  deomadi  du  k.  k.  LG 

Wien  dadnrch.  daß  es  in  die  Verhandlung  über  diesen  Ansprach  einirrtreten 
ist  and  über  rlcTT-flb^'n  entschieden  hat,  über  eine  nicht  anf  dnii  Rechtsweg 
gebürigtj  Saciie  erkannt,  seine  Entscheidung  im  Punkte  I  ist  rpchts- 
irrtümlich,  im  l'unkte  II  2  nichtig.  Ebenso  das  Torgängige  Verfahren, 
•oweit  «8  dieaen  Klagsansproeh  hetiilft.  Ba  war  daher  der  Bernfnsg, 
insoweit  sie  den  Nifibt^keitsgnuid  dea  |  477,  Z.  6  ZPO  geltend  macht. 
Folg«  an  geben  nnd  gemäß  der  §§  471  Z.  5.  473  Abs.  1,  477  Abs.  1 
nx\i\  478  Abs.  1  ZPO  wie  ohon  zn  entscheiden.  Der  weiters  geltend 
gemachte  I^'icbtiglieitfigraud  des  §  477  Z.  9  ZPO  lippt  nicht  vor.  weil 
das  Urteil  mit  sich  selbst  nicht  im  Widerspruche  ist.  Ebensowenig  die 
als  Ißchtigkätagnuid  geltend  gemadite  .heralts  «ntscUedeoe  Stidtaadw*. 
Diese  Kinweodong  wurde  in  erster  Instant  ganicht  eriioben  und  ist  anch 
der  Ausspruch  Ober  dieselbe  in  das  Urteil  nicht  aufgenommen  (§  471  Z.  6 
ZPO).  Ans  dem  Inhalte  der  Ent«cheidunfren  des  kgl.  AG  Burgstädt  vom 
7.  4.  Uö  und  des  kgl.  LG  Chemnitz  vom  20.  7.  05  i^eht  (ihriecns  klar  nnd 
deatlich  hervor,  dafi  ttber  den  gegenständlichen  Klagsanspruch  nicht  eut- 
adiieden  wurde.  Oh  Kllgetin  anf  Grand  der  BeataUnngnirkmide  des  kgl. 
AO  Bnigat&dt  vom  8.  9.  05  mit  Rttoloidit  anf  die  Beatinunongen  der 
§§  1631  und  1632  BGB  zur  Einbringung  der  Klage  für  die  minderjährige 
Morfh'i  S.  zureichend  legitimiert  erscheint,  war  angesichts  der  obijren  Ent- 
scheidung vom  Gesichtspunkte  des  §  477  Z.  5  ZPO  nicht  weiter  zu  unter- 
suchen. Aber  aach  die  den  Kiagsansprach  1 1.  betrefiendc  Berafang  erscheint, 
soweit  die  anricbtlge  leohtlicbe  BeürteiliiDg  dar  Sache  geltend  gemacht 
wurde,  hegrttndet.  Hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  nm  den  Ansprach  des 
Kindes  ffep^en  seinen  ehelichen  Vater.  (Iber  welchen  gemäß  §  178  a.  b.  GB  im 
Verfahren  aulkr  Streitsachen  7,u  entscheiden  ist,  sondern  um  den  Anspruch 
eines  Dritten  gegen  denselben,  welcher  Ansprach  im  ordentlichen  Rechtswege 
aossntragen  M..  In  dieser  Bichtu^  ist  nnbestrittoi,  daß  die  Klägerin  lOr 
den  Unterhalt  der  hei  ihr  hetndMwn  mindeijihiigen  Martha  S.  in  Saduen 
in  der  Zeit  vom  16. 4.  99  bis  snm  17.  4.  05  wöchentlich  3  Mk.,  daher 
sammen  936  Mk.  verausprabt  hat.  deren  Ersatz  sie  von  dem  Reklafj^en  ver- 
langt. Nachdem  gegen  die  dieabezügliche  Entscheidung  der  Beriifunfj;.s£;rund 
der  anrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache  geltend  gemacht  wurde, 
mnfite  sich  der  BerafangsgeriohldKrf  simiebBt  die  Frag»  vorlegen,  nach 
wddwm  Beehte  tther  diesen  An^radi  sn  erkennen  ist  Insoweit  hierhei 
zunächst  die  Pflicht  des  Beklagten  zum  Unterhalte  der  niindei;|ihrigen 
Martha  S.  und  der  Urnf  tnu'  ders'-lhi  n  also  die  mit  der  väterlichen  Gewalt 
verbuDilf-nen  vermügen.-n  rhi In  li  fi  liechtc  und  Verpflichtungen  zwischen 
ehelichen  Kindern  und  ihren  iüiteru  in  Frag«  kommen,  ist  deutsches  Kecht 
aaiiinrettdMi.  XHese  Bacfate  nnd  VerlundUdikeiten  richten  licb  als  «m  der 
viteriicheii  Gewalt  herrorgehend  in  Analogie  des  $  84  a.  h.  GB  nadi  der 
Staatibflrgerschaft  des  Vaters  (siehe  anch  Ffaff-Kraim  I  64).  Dasselbe 
nmt  abtt  anch  .besOgUch  des  firsatsanspraohes  der  Matter  fflUr  geleistete 
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A.ltmente  gelten.  Dt-rst-llK-  gründet  sich  anf  die  in  Sachsen  trrsotzlp  Handlnti» 
dfT  Klägerin,  daß  sie  difse  Alimente  aus  Eitrcniia  bestritt,  durch  welche 
iiaadiuiig  »ie  uaih  ihren  Angaben  den  Bektagten  verpflichten  wollte  «nd  i* 
in  Mwlogttr  Aawmdiiiig  des  §  87  ».  b.  GB  d«8  BachtsgesoUft  nach  dca 
OeMtien  d«f  OrtM,  wo  dtaselbe  abgeaaUoMfln  wnrda,  «Iso  dmIi  dantwAea 
Bieollte  XU  beurteilen,  da  die  am  Schlösse  dieser  Gcsetzesstelle  angeführten 
Ausnahmen  im  vorlieizenden  Falle  nicht  zutreffen.  Von  diesem  Gesicht ■^pTinkte 
ansgehfnd,  muU  /nniuhst  der  Beklaijte  während  der  Zeit  vom  1.»  i  Iiis 
zum  17.  4.  U5  vcrpiiicbtet  gewesen  sein,  der  minderjährigen  ^utliut  Ü. 
Uaterhalt  in  Q«ld  n  leiitan.  Hit  dem  Briefe  tou  M.  8.  Se  bai  der  Bddagle 
•eise  Oattin,  die  Kttgerin  selbst  naob  Hanse  geschickt.  Er  bat  selbst 
tngegeben,  daß  er  6  Monate  nach  der  im  Oktober  ]8*J8  angeblich  eigen- 
mächtigen KntfernnnGr  der  Kläuerin  mit  dem  Kinde,  also  noch  im  April  18W 
mit  einer  anderen  Kruuensper.son  in  Ikzk'hnnjren  getreten  ist  und  hat  durch 
mehr  als  Jalire  das  Kind  bei  der  Matter  belassen,  ohne  dasselbe  vuu  ihr 
surflck  n  miangen.  Damit  etsebeiat  ander  Zweliei  gesetat,  daB  er  mit  der 
Bdeasmv  ^  Kindes  bei  der  Matter  tcets  des  ficbbiAMtaes  des  Briefes  ein» 
verstanden  war:  ^eine  Unterhaltspflicht  hat  nicht  aofgebOrt  nnd  es  war 
daher  mit  dem  kgl.  LG  Chemnitz  und  dem  Erstrichter  anzunehmen,  dafi 
trotz  der  tatsächlichen  Trennung  der  Ehelente,  der  Beklagte  iu  der  Zeit  vom 
lö.  4.  99  bis  zum  17.  4.  üö  verpflichtet  war,  der  bei  der  Mutter  beflndlicben 
minderjährigen  Martha  S.  Unterbett  nnd  «war  In  Geld  nn  gewiluen.  NadK 
dem  «ei  leia  ans  der  Ansinge  des  Ztngfm  Z.  bervoigebt,  daß  BeU^rtor  sdion 
seit  4—5  Jahren  bei  ihm  arbeitet  und 'wöchentlich  23-  25  Kr.  yerdient  nnd 
nach  schon  früher  durch  3  Jahre  bei  ihm  in  ^^leichcr  Weise  trearlieitet  hat, 
so  kann  auch  nicht  bestritten  werden,  daü  Beklagter  in  der  Zeit  vom 
15.  4.  bis  zum  17.  4.  05  bei  Berflcksicbtigaag  seiner  sonatigen  Ver- 
pfliebtnngea  ancb  imstande  var  nnd  es  Doeb  ist,  dsr  mindsijlbriffeR 
Martha  S.  ebne  Gefibidnng  leinei  staadesnifUgnn  Unterbaltsa  kleine  Be> 
trlfe  als  Unterhalt  zu  gewlbren  (§  1008,  Abs.  1  BOB),  welche  der  Erst* 
richter  zutreffend  mit  lo  Kr  monatlich  antrcnommen  hat.  In  diesem  Umfange, 
d.  i.  mit  dem  ( ie.samthetraire  von  720  Kr  wäre  demnach  der  Hrsatzauspruch 
der  Klägerin  und  2war  in  Antw^bung  des  in  der  Zeit  vom  15.  4.  99  bis  zujb 
1.  1.  00,  de»  Tage  an  wekbem  das  BOB  In  Kreit  getreten  ist,  in  Frege 
irammenden  Betrages  Ton  80  Kr.  faa  den  ^  18S7  nnd  1366  des  BGB  f<lr  das 
Königreich  Sachsen  vom  2.  1  i''^.  in  Ansehung  des  Betrages  r«m  640  Kr. 
in  den  S<5<  KWn,  und  HM»?  iKiB  hcLTündet  Die  Rechtsverfolgung  gegen 
den  \'att'r.  wcIcIh  r  während  der  ganzen  Zeit  in  Wien  wohnte.  %var  in 
Deutschland  auHgeschlossen.  Der  Aiispru^  h  des  Kindeti  ist  deumach  gemkd 
§  1007  Legalaesiion  an  die  Untter  ttbergegangen,  die  ihn  geleistst  bsL 
Gleiobwobl  war  der  Klagsanspncb  der  Matter  deneit  abanweisen.  Beidagtsr 
hat  für  2  Knaben  im  Alter  Ton  IS  nnd  K)  Jahren  ganz,  fOr  einen  UjUniges 
Knaben  trilui  ise  sorL'en.  Er  arVeirct  nach  der  .\n«<9age  des  Zenpen  Z. 
von  7  Uhr  früh  bis  7  Uhr  abends,  er  bedarf  daher  eine  Aofsicht^erson  Aber 
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seine  2  tCnaben,  mag  nun  dieselbe  auch  seine  Konknbine  sein  oder  nicht. 
Verrn   '  n  besitzt  er  keines  und  verdient  monatlich  durch  soint  r  Hrindc  Arbeit 
ruTiJ  UM)  Kr.    Bei  dieser  prekären  Latje  hat  er  auch  noch  der  minderjährigen 
jlkfttrtha  S.  Alimente futuro  zu  leisten,  die  er  nur  unter  Entbchrunpfen 
wird  leisten  können.   Würde  er  der  Klägerin  den  Betrag  von  720  Kr.  oder 
einen  nur  halbwegs  tiemientwerten  Betng  am  salileti  venirUtllt  werden, 
wurde  Beklagter  dadarch  anfler  Stand  g«ietst  wefdeii,  der  ünCeAalta- 
berechtigten.  der  minderjährigen  Martha  S.  fflr  die  Zukunft  überhaupt 
Unterhalt  zti  leisten.    Demnach  steht  dom  Klagsansprnrhe  der  Kläf^erin, 
welcher  zur  Ganze  auf  Urund  des  BGB  geltend  gemacht  wurde,  der  Schluß- 
satz des  §  ltM)7  entgegen,  nach  welchem  der  Übergang  nicht  zum  Nachteile 
des  Unterhaltsberecbtigten  —  yorliegend  der  minderjährigen  Martha  — 
geltend  gematibt  werden  kann.  Et  war  daker  der  Berafong,  welche  rieh, 
sow^t  eie  dl«  Uiuigelhaftigkeit  det  Verfahrene  geltend  maoht  infolge  der 
vorstehenden  Erwägungen  als  nnhegrUndet  darstellt  Folge  zti  i;fhen  und  der 
Klaffsanspruch  der  Klägerin  ad.  II  1.  des  Urteiles  und  zwar  desshalb  nur  der- 
zeit   abzuweisen,   weil  sich  die  Erwerbs-  und  Vcrmtif^onwerluiltni-sse  des 
Beklagten  bessern  können  und  es  der  Klägerui  uubeuuuinien  bleiben  muß 
Ihren  Ansprach,  insoweit  der  Hindemngsgmnd  des  8cUn8satzes  des  1607 
entfftllt,  bd  dem  anständigen  k.  k.  Bezirksgerichte  geltend  an  Inaehen. 
V  erjährung  wurde  nicht  geltend  gemacht.  (§§  197,  922,  Art.  169  Abs.  2 
EG  z.  BCJn.; 

r)er  OGH  hat  der  Revision  und  dem  Rekurse  der  Klägerin  keine  Folge 

gegeben. 

Aus  den  Ent seh cidnngs gründen. 
Beide  Parteien  stehen  anf  dem  Standpunkte,  daß  bei  Benrteilnng  der 
Eraatzpflicht  des  Bekli^n  fflr  die  ron  der  Kl&gerin  pro  praeierito  ge- 
leisteten Alimente  nicht  das  inländische  Gesetz,  sond*  rn  im  Sinne  des  Art.  19 

des  1.  Abschn.  des  EG  z.  deutschen  BGB  vom  IR  s.  !m;.  letzterem  rinzinvonden 
sei.  was  auch  seitens  des  BerufunL'Mrerii  lites  gisrlit  ln  n  ist  I)«  r  Vorwurf, 
daß  der  Beklagte  einen  Einwand  im  Sinne  des  Schlußsatzes  des  ^  16<)7  des 
BOB  nicht  erhoben  bat,  erscheint  nicht  stichhaltig,  weil  der  Beklagte  laut 
Tatbestandes  des  erstrichterlichen  UrteHes  wobt  seine  Verpflichtnng,  das  Kind 
in  seinem  Haushalte  zu  v(>rpilegeti,  anerkannt,  aber  eingewendet  hat,  dafl  ef 
nach  seinen  Erwerbsverhältnissen  und  mangels  eines  Vern)<i£rcns  nicht  In  der 
Lage  sei.  die  geforilcrtcn  Alinu  nte  anfzuliiiniren.  we.'^hall»  das  Bi  rufuntrserericht 
mit  Rücksicht  auf  den  diesfalls  geltend  gemachten  HerufunKsgrund,  dalä  im 
Vermögensverhältnisse  eine  Berichtigung  des  pro  praetcrito  geforderten  Be- 
trages niefit  eimdglichen,  In  der  Lage  war,  den  erstrichterlich  erhobenen  Saeh* 
verhalt  mit  dem  aitierten  Gesetze  zn  vergleichen.  Auch  der  Ümstand,  diifi 
der  vom  Berufungsgerichte  berechnete  Teilbetrag  von  80  Kr.  auf  eine  Zeit  vor 
der  Wirksaniki  it  d*  s  neuen  BGB  entfällt,  vermag  eine  Verschiedenheit  der 
Rechtslage  nit  ht  herbeizuführen,  da  der  Rürkersatz  fr^f  mit  YnHiogender 
Klage  begehrt  wird  und  daher  der  Schlußsatz  des  §  1607  des  BGB  auf  den 
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Gegenstandsfall  Anwendung  üudet.  Die  Berücksichtigang  der  mauheiit-n 
Yermögtinslage  dea  Beklagten  aber  ist  Sache  der  Entscheidung  and  nicht  der 
EzekntioiiBfOltniiig  und  ist  d«Di  Bernfangqgwichte  beixapflichton,  dafi  der 
watrichteflich  festgestellte  Wodienlolui  Ton  23—25  Kr.  nnter  den  ebwaltenda 

Umständen  nicht  aasreicht,  um  neben  der  laufendt  n  Alirnentierong  des  Kiodes 
noch  den  geforderten  Ersatz  für  bisher  geleistete  Alimente  la  bestzeiiea. 
Hiernach  war  die  Revision  als  unbegrilndet  zurückzuweisen. 

Über  die  durch  nachgefolgte  Ehe  erfolgte  Legitimation  eines 

außerehelichen  Kindes  von  Ansiändern  hat  das  inländisdie 

Gericht  des  gemeinschafti icJien  Wohnsitzes  der  Eltern  zur 

Zeit  der  Klaye  insbesondere  dann  zu  entscheiden,  nenn  die 

Bechta Wirksamkeit  dieser  Eutschelduug  ftttr  für  das  Geituti^ 

gebiet  des  inländischen  Gesetaes  angestrebt  wird, 

OGH  12. 10.  05  (Z.  9708/05). 

Die  Kligerin  Irma  B.  rerte  Maria  A.  wurde  am  25.  3.  78  in  Salzbug 
als  das  außerthclifhc  Kind   dir  katlndischen   anirarischen  Staatsbürgerin 
Josefine  A.  (der  hfutit^on  Zwtitbckiajitfn)  geboren.    Josefine  A.  wurde  am 
6.  8.  81  in  Kaschan  (L  ngarn>  luit  dem  ungarischen  Staatsbürger  evangelische 
Rdigion  Kairl  B.  —  dem  Brstbeklagten  —  getravt   IMese  Bhe  war  die 
sweite  des  B.  In  erster  Elie  war  er  mit  einer  Katbolikin  ▼erheiratet ;  vtidk 
diese  Ehe  \s  ur  in  rngara  geBchloisen  worden.    Zur  Zeit  des  Abschlusses  der 
zweiten  Ehe  des  B.  war  er  von  seiner  ersten  Gattin  gerichtlich  gesthitden; 
diese  ist  seither  ge8t<irb(  n.    Die  Klägerin  wurde  mit  den  anderon  Kiinlern 
der  Beklagten  —  den  Geschwistern  der  Klägerin  —  im  Hause  der  Beklagten 
in  X.  (^iederösterreich)  ~  dem  ständigen  Wohnsitze  der  Beklagten  —  e^ 
sogen,  ohne  daß  in  der  Behandlung  und  Ersiehang  swiacben  der  KUgerio 
nnd  den  anderra  Kindern  der  Beklagten  von  diesen  ein  üntersdiied  genuu^ 
worden  wäre.  Klägerin  wurde  auch  von  den  Beklagten  jedermann  gegenüber 
als  ihre  Tocbtor  vorgestrllt  und  von  jodermann  als  solrhe  btdiandclt.  >i( 
besachte  unter  dt m  Namen  Irma  B.  in  X.  die  Schule  und  ein  Institute  Aile 
Zeugnisse  lauteten  auf  den  Namen  Irma  B.  und  hat  Erstbeklagter  die  Zeug- 
nisse «lu^  nntersdirieben ;  desgleichen  wurde  sie  anter  dem  Nasran  Irmta  B. 
gefirmt.  Erstbeklagter  hatte  die  KUlgerin  persönlich  znr  Aufnahme  b  die 
Schale  gebracht  und  dabei  gesagt:  „Ich  habe  ein  Mädel,  sie  haßt  Irma.^ 
Als  nun  Klägerin  im  Jahre  1903  mit  einem  Ofiizier  Beziehungen  angeknüpft 
hatt^».  wurde  sie  aus  dem  Han*«e  pewicson.    Bei  dieser  Gelegenheit  gab  ihr 
die  Zweitbeklagte  den  Taufschein  und  erklärte  ihr,  daü  sie  weder  iLr,  nocti 
des  Erstbeklagten  Kiud,  sondern  das  Kind  fremder  Leute  sei.  Klägerin  stellt 
non  gegen  die  heiden  Beklagten  das  Begdiren,  es  werde  festgestellt^  da8 
das  dieliche  Kind  der  beiden  Beklagten  sei,  erentnell  es  wode  festgestellt, 
daß  sie  das  aaßer  d^  Ehe  geborene,  Jedoch  darch  die  nachgefolgte  Vbe  der 
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beiden  Beklagten  Icgithnicrto  Kind  der  bi-idt-n  Ik-klaj^n  sei.  Bei  der  Vcr- 
hantllung  schränkte  Klagirin  ihr  Klugilx'^'chrcn  auf  das  Evcntnalbegehren 
uud  auch  dieäes  wieder  nur  für  d^u  Bereich  der  im  Keichsrate  vertretenen 
Könlgrcidie  und  Linder  ein. 

Du  Kreiagericht  in  X.  wies  die  von  den  Belclngtoi  erhobenen 
Einwendungen  der  Unsnlleeigkeit  des  Recht8weg«i  ond  der  Unsnst&ndi^eit 
des  obigen  Gerichtes  ab  und  stellte  für  den  Bereich  der  im  Reichsrate  ver- 
trnt^  nt  n  Königreichp  nnd  Länder  fest,  daß  die  Klägerin  ein  anßer  der  Ehe 
gcborent  s.  jedorh  durch  die  nachträgliche  Verehelichang  der  Beklagten  legi- 
timiertem Kuid  beider  Beklagten  ist. 

Bntacbeidnngsgrande. 
Der  AnBchinang,  die  begehrte  FesteteUnag .  kttnne  deehalb,  weil  die 
Beklagten  ungarische  Staatsangehörige  sind,  nicht  durch  ein  österreichisches, 
sondern  nnr  durch  ein  ungarisches  Gericht  erfolgen,  kann  nicht  bt'igepHi(ht«  t 
werdt  n.  denn  das  Klagebegehren  wurde  nn!  den  Bereich  des  a.  b.  OB  bebchriinkt, 
aualug  wie  dies  auch  bei  Ungdltigkeu.^erklärung  der  sogenannten  sieben- 
bürgischcD  Ehen  ehemaliger  Österreichischer  Staatsaugehunger  zu  geschehen 
pfli^;  die  Rechtsfolgen  dos  featsnsteUenden  FamilienTerhftltnisne  kMunen» 
da  die  tftmtiiehen  Strdtteilo  in  X.  beiw.  in  Wien  wohnhaft  aind,  hiw  nur 
Oeltnng.  Da  die  Taufe  der  Klägerin  in  Salzburg  stattfand,  kommt  aneh  die 
Fraire  nidit  in  Betracht,  daß  Urteile  ausländischer  Gorirhtc-  heztlglich  des 
ätatuä  eines  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Ungarn  nicht  vollstreckt  werden. 
Der  Gerichtshof  schloß  sich  vielmehr  diesfalls  der  Ansicht  an,  welche  in 
Ungers  System  dt»  allgemeinen  öeierreickieeken  PrtveUrechtea  sam 
Ansdrooke  gebracht  ist  nnd  welche  auch  mit  §  33  a.  b.  GB  In  Einklang  steht, 
daA  »ajwHftli  tm  Bntaoheidung  über  die  Frage  der  Vaterschaft  nnd  der  damit 
in  Znsammenhang  stehenden  Frage  der  Legitimation  durch  nachgefolgte  Ehe 
jenes  Gericht  zuständij?  ist,  wo  der  Vater  zur  Zeit  der  Klagsanbrinp^ung  seinen 
Wohnsitz  hat,  gUichgiiltig,  ob  es  sich  nin  In-  uder  Ausländer  handelt.  Nach 
§  ÖO  Z.  1  und  3  und  nach  ^  70  J.  N.  iat  hiernach  die  Zuctländigkeit  dieses 
Oerichtshofea  im  Torliegenden  Falle  bagrttndet   Der  8  49  Z.  2  J.  trifft 
Uer  nidit  sn;  denn  fOr  die  Fknge  der  Znatindigkeit  Ist  das  orqprttngtiche 
Klagebegebren  maßgebend.  Unbeetritten  iat,  daA  die  Beklagten  seit  ihrer 
Gebort  ungarische  Staatsangehörige  sind  nnd  ihre  Ehe  in  Ungarn  geschlossen 
haben.    Die  Gültigkeit  dieser  Ehe  ist  nach  unj^arischeni  Kecht  zu  be-urteilen. 
Nach  letzterem  aber  ist  die  Ehe  der  Beklagten  ^weifello:«  gültig.    In  die 
Frage,  ob  dieae  Bhe  nach  ftsterreiGhiachem  Rechte  (g§  62,  III  a.  b.  OB)  des- 
halb nngnltig  wixe,  weil  der  Bratbeklagte  in  enter  Bhe  mit  einer  Katholikin 
verheiratet,  von  dieaer  rar  Zeit  aeiner  Verdwlichnng  mit  der  Zweitbeklagten 
goacTiirdrn  war  und  seine  erste  Gattin  in  letzterem  Zeitpunkte  nuoh  lebte, 
war  nicht  cinznir»'hen.    Es  ist  vom  Rrstbeklagten  zugestanden,  daß  er  die 
KliLgerin  zum  fc^iutritte  in  die  Volksäichule  in  X.  mit  den  Worten  anmeldete»; 
,Ich  habe  ein  Mädel,  sie  heißt  Irma'',  uud  daii  auf  dieses  htu  die  Klägerin 
als  Irma  S.  in  die  Schule  anlgmonmien.  wurde.  Weitere  iat  von  ihm  ra- 
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gestanden,  daß  er  die  sämtliphen  mf  dii  sen  Namen  lautenden  Prhnlxeapisse 
der  Klägerin  znm  Zeichen  seiner  Kenntnisnahme  von  d^m  Inhalte  derselben 
eigenhändig  nnterscbrieben  habe.    In  diesen  Eiklarungen  und  Uandlimges 
mnB  wohl  nach  8  863  m.  b.  OB  d»  anOergeiichtUclie  GtettKadnis  de«  Bnfc- 
beklagten,  daB  er  der  Vater  der  KlSgerin  aei,  erblickt  werden.   IBm  obhg 
daher  nach  §  168  a.  b.  OB  der  Gegenbeweis  gegen  die  gesetzliche  Vermutung, 
ilaß  er  der  anßpreheliche  Vater  der  Klä^'erin  sei.  Diesen  Gegenbeweis  hat  er 
nach  Ansicht  des  (ierichtshofes  nicht  erbracht.    Denn  anbestritten  ist  d&ß 
die  Beklagten  miteinander  zur  kritischen  Zeit  in  £?meinsamem  Hansbalt^  uoif 
zwar  die  Zweitbeklagte  als  Wirtfichafteriu  des  ErstbeklagUiii  gelebt  habeo 
und  xwar  bis  aa  ihrer  apftteren  YerdieUchong.  Die  Kligerin  wurde  tob  dea 
Beklagten  wie  ihr  Kind  anfgetogm.  Wenn  nun  auch  die  betden  BeUagta 
bei  ihrer  unboeitloten  Parteienvemehmung  in  Abrede  stellten,  in  der  kritiedMl 
Zeit  (29.  5.  bis        1>,  77)  geschlechtlich  miteinander  verkehrt  7«  baWn. 
erscheinen  diese  Angaben  dem  Pn  ri(  htshofe  nicht  glaubwürdig.    Nach  den 
Ausführungen  des  Vertreters  der  Beklagten  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß 
and  nadi  vngatiad»»  Rechte,  welches  hier  nach  Ansieht  dieses  Geiieliti' 
hofea  und  gleicherweise  nach  Ansicht  Unger9  (a.  a.  0.)  «osnwenden  ist,  weO 
der  Erstbeklagte  zur  Zeit  der  Eheschließang  mit  der  Zweitbeklagten  in  Ui> 
garn  seinen  Wohnsitz  hatte,  die  Legitimation  durch  nachgefolgte  Ehe  aner- 
kannt ist.    Und  oVnsowenio:  unterliegt  es  einem  Zweifel,  daß  anch  nach 
iinnrarisrhem    Hechte   die  Willensäiiljeninpr   des '  außerehelichen   Vati  rs.  »ein 
außereheliches  Kind  durch  nachgefulgte  Ehe  als  legitimiert  zu  erkl^iren.  dattk 
ein  gerl^tUdieB  ürtdl  ersetat  werden  Ibnn.  0enn  um  dies  aussnadilidln, 
mttßte  eine  klare  GeBetsesbestinunnng  ein  solches  Verbot  Terlflgen.  Das  Be- 
stehe einer  solchen  wurde  aber  vom  Vertreter  der  Beklagten  selbst 
behauptet.    Der  Gerichtshof  aber  tritt  der  Auffassung  bei,  daß  nach  §  41 
des  ungarischen  OA  XXXIIT  unter  die  in  eiinr  öfTentlirhen  Urkunde  ent- 
haltene Anerkennung  des  außerehelichen  Vaters  auch  die  in  einem  gerichtlickn 
Urteil  enthaltene  Feststellung  sabsumlert  werden  kann,  daß  daher  der  Bestiai 
dnes  allfftlUgen  dem  entgegenstdienden  Gewohnheitsrechtes  in  Ungatn  ohne 
Bedentnng  ist.   Es  war  daher  dem  Ungeschminkten  Klagebegehrea  itatt* 
angeben. 

Das  Berufnngsgericht  hat  das  erstrichterliche  Urteil  bestätigt. 
E  n  1 9  c  h  e  i  d  u  n  g  s  g  r  ii  n  d  e. 

I.  Der  Beschluß,  wonach  die  Berufung  lückäichtlich  der  geltend  ge- 
maditen  Nichtigkeitsgründe  Terworten  wurde,  grflndet  sich  auf  folgende 
BrwSgongen:  Die  Beklagten  mächten  drei  Nichtigkeitsgrftnde  geltend: 

1.  Bs  liege  eine  absolute  UnsQstftndigkeit  des  Kreisgerichtes  X.  vor 
a)  weil  es  sich  um  die  Feststellung  eines  Statusrechtes  der  Kläcrerin  handelt, 
Fämtlir.he  Parteien  unrrarische  Staatsbflrrrer  sind  und  daher  nur  ein  uMir>iri'«chos 
Gerieht  zur  Entscheidung  berufen  »ei .  Li  weil  das  Erkenntnis  über  dtw  Fesl- 
stellnngsantrag  betrefleud  die  erfolgte  Legitimation  zur  Voraussetzung  habe, 
daß  festgestellt  werde,  der  Brstbefclagte  sei  der  anfiexehellcfae  Vater  Iff 
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KligerfBf  sn  läxwt  Boleheii  FcstotoHniig  tlb«t  nach  %  49  J.  N.  mur  ein  Besirle»> 
geriebt  bemfen  set   Diesem  NichtSgkeitsgrande  kann  eine  Berechtigung  nicht 

zuprkannt  werden  ifi  ai:  Das  (i.sterreichi8cbf>  Gesetz  ma<  lit  im  allgemeinen 
die  ZuständitrkeiT  znr  Kntsclieidung  eines  Rechtsstreites  von  dem  Wohnsitze 
des  Beklagten  abhängig,  nirgends  wird  ein  Unterschied  in  der  Richtung  ge- 
madit,  ob  die  Farteieu  Litlndcr  eder  Anall&oder  sfnd  (mir  der  Bxtenitorialitftt 
wird  Wirkung  snerkannt);  eine  aolehe  Aumahme  besteht  auch  nioht  in  An- 
sehung Ton  Statusstreitigkeiten.  Die  Frage,  ob  das  von  dorn  hierl&ndischen 
Oorichte  gefällte  Urteil  in  dem  Heimatstaate  der  Beklagten  als  wirksam 
anerkannt  wird  oder  nicht,  ist  von  keinem  Belange.  Jedenfalls  ist  im  ktztcn  n 
Falle  das  Urteil  im  Inlande  wirksam.  DaaU  kommt,  daß  die  Klägerin  selbst 
ihr  Begehren  dahin  atellte,  daß  im  Urteile  deoaen  Wirlnaailcelt  anf  daa  Inland 
beaehrinkt  werden  mflge.  ad  b):  Der  Klageaatcag  besweektdie  Festatellnng 
der  Legitimation  durch  nacbgelolgte  Shei  Et  ist  nun  wohl  richtig,  dafl  daa 
ficrirht  bei  Erledigung  dieses  Antrapc??  sich  mit  der  Beurteilung  der  Fraiyp 
befa:töen  muü.  ob  der  Erstbekhigte  der  auiiereheliche  \'ater  der  Klägerin  ist. 
Das  ist  aber  nur  eine  der  Vorfragen.  Der  Klageantrag  geht  Über  die  Fest- 
etellnng  der  aafierehdichen  Vaterschaft  hinana  and  dies  allein  aeboa  bewirkt, 
daft  nleht  mehr  die  ZnattndigkeitabeBtimmang  des  §  49  J.  N.  mafigebend 
sein  kann. 

a.  

3  

II.  Das  Erkenntnis,  wonach  der  Berutung  der  Beklagten  in  der  Havpt^ 
sadie  keine  Fblge  gegeben  wurde,  beruht  aal  naehiolgenden  Erwägungen, 
a)  Daa  Geriebt  der  «nrten  Inatans  hat  sieh  mit  Recht  anf  eine  weitere  Uater- 
suchnsg  der  Frage  Aber  die  Gültigkeit  der  zwischen  den  Ix  iden  Beklagten 
geschlossenen  Khe  nielit  ein<Telassen  Nach  ^  'Mt  n  h  dl)  mud  aurh  niirh 
der  analogen  Hestimnuing  des  ^  67  des  ungar.  GA  XXXI  1894)  spricht 
die  Vermutung  für  die  Gültigkeit  der  Ehe.  Ein  Lrkenntnia,  wonach 
diese  Ehe  fOr  ungültig  erUftrt  worden  wire,  liegt  nleht  vor,  ein  Oeetiadids 
der  Parteien  dahin,  daB  dieee  Ehe  aberbanpt  oder  .bloft  hierlands  nnglUtlg 
sei.  hat  nach  ^  m  a  b  GB.  §  13  Hofdekret  Tom  23  8.  19  Nr.  1595  .1  G.  S. 
und  §  8  der  .I.MV  vom  !).  12.  ;»7  Nr.  -i-SH  RGBl  keine  r.rhflirhe  B.Mi.-utunfr 
Allerdings  liaben  die  l'arteien  l'mstaiidf  vurgetirachi,  welche  den  Verdarht 
ergeben,  daU  der  zwischen  den  Beklagten  abgeschlossenen  Ehe  das  Ehehinderoib 
nach  den  §§  62  and  III  a.  b.  GB  entgegenstand.  Die  UngUltigkett  derselben 
ist  daher  gem&fi  §  94  a.  b.  GB  von  Amts  wegen  an  ontersachen.  Doch  war 
es  mit  Recht  abzulehnen,  das  vorliegende  Verfahren  audil  auf  die  Unter- 
suchung und  Bearteiltinii  der  La^r  der  Gtilri^keit  ti<  r  Ehe  anszndelmen,  denn 
das  vorliegende  Verfahren  ist  mit  (l#  m  auf  iranz  andi  ren  Grundlagen  auf- 
gebauten amtswegigen  Verfahren  über  die  Eheungültigkeit  eben  wegen  dieser 
VerseUedenhett  dar  Gmndli^cen,  aber  anch  deshalb  nidit  Tereinbar,  weil 
nidit  In  beiden  Verfahren  dieselben  Intmssenten  als  prosefitatig  eimraschreiten 
beral»  sind.  Aber  anch  eine  Unterbreehnng  des  vorliegenden  Yerfahrena 
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behufs  EinleitUDg  und  DurchfübruQg  dt^  amtlichen  Verfahreui»  über  die  Ehv- 
ungilltigkeit  konnte  von  der  ersten  Instanz  nicht  verfügt  werden,  weil  eine 
aolche  nach  §  190  ZPO  nur  dann  snlttaaig  ist»  wenn  der  prl^adisielle  Ziiil» 
proieß  beraiti  anhlDgig  ist  Es  erftlnigt  somit  lediglich  bei  der  Kntsrhridesg 
des  TorUegendr-n  Prozesses  Ton  der  Verm«tiuig  des  §  99  a.  b.  GB  anszagebfD. 
Die  von  den  Beklagten  am  6  8.  81  abgeschlossene  Ehe  ist  also  derzeit  gültiu 
und  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erscheint  die  erstgerichtliche  Entscheidaßi^ 
dem  Gesetze  entsprechend.  Wegen  Einleitung  der  anLÜichen  Untersnchoog 
der  Gültigkeit  dieser  Ehe  wurde  unter  einem  die  weitem  TafOgung  getroies. 
b)  Was  die  Frage  anbdaogt,  ob  die  Legitimation  naeh  vngarlscbem  Qewefe»' 
beitsiedite  nur  mit  dem  Willen,  des  aoßersheiieben  Vaters  durchgeftthrt  weHn 
könne,  kommt  zunächst  zu  beachten.  daQ  das  ungarische  Gesetz,  wie  sich 
aus  i$  43  2.  Abs,  des  Gk  XXXm/1894  ergibt,  dl«  Legitimation  durch 
iicichgefol^te  Ehe  kennt,  daß  allerdincrs  niich  Ü  42  und  43  obifjen  OA 
nur  unter  deu  duri  angegebenen  Vurausäetzuugeu  der  Matriken fülu er  ulia« 
wdtereD  Auftrag  die  Eintragung  Tomehnimi  Icann,  dafi  sieh  aber  die  2s* 
Ussigkeit  einer  solchen  Bintragimg  auch  gegen  den  Willen  des  Taten 
daraus  ergibt,  daß  eben  «in  solches  Urteil  den  Willen  des  Vaters  ersetzt  nod 
auf  Grund  eines  solchen  r'rteilps  im  Sinne  des  §  75  und  de.s  3.  Abs.  des 
S    7()  des   GA   XXXUL  die  Legitimation  zwangsweise  durchgeführt 

werdt-a  kann.  Mit  iiUcksicht  auf  dies^  ausdrtlcklicben  Vorschriften  d^  Ge- 
setses  wurde  mit  Recht  auf  die  Behauptuug  des  Bestandes  eines  OewohnlMit«- 
rechtes  kein  Bedacht  genommen. 

Der  OOH  hat  der  Revision  nicht  stattgegeben,  sich  im  weseatliehen  aa! 
die  Gründe  des  Herufiingsurteils  beziehend  und  hinzufügend:  Zu  bemerken 
wäre  allenfalls  noch,  daß  die  Revision  der.  auf  die  Bestimmungen  der  §^  41, 
dann  43.  2  Abs.,  75  und  76,  3.  Abs  des  ungarischen  GA  XXX ITI  v,ia 
Jahre  1ÖU4  gegründeten  Auffassung  der  üntergerichte,  es  sei  uucli  imb 
nogitlsebem  Beehte  die  Legttimatieitt  dnroh  nachgefolgte  EhesehlieABBg 
der  Wülktlr  des  außerefaeUchen  Brseugers  unabhingig,  in  der  ersten,  wie  in 
der  iweiten  Instant  im  wesentlichen  nur  durch  die  Berufung  auf  den  Bestand 
eines  entgegengesetzten  Gewohnheitsrechtes  bekimpfti  dieses  Qewohnheitiiecht 
aber  nicht  bewiesen  hat. 

ßegründung  den  Gerwhff^atandes  des  Ji^rfüllungsortes  gegen 
einen  deutschen  Reiclisatigehörigen, 
OGH  20.  6.  oö  (z.  yinim). 

Aus  den  Gründen. 
Nach  §  2!)  der  zufol;/*  ilf  s  10!  .T.  N.  hier  anzuwend«'ndeu  deutschen 
ZPO  ist  für  Klagen  «luf  Krhiilnug  tiaes  Vertrages  das  Gencbt  deä  Ort«ä 
snst&ndig,  wo  die  streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist  Oemft£  §  209  dei 
deutsche  BGB  hat  die  Leistung  zunächst  an  dem  Orte  an  erfolgen,  der  UkHi 
bestimmt  oder  aus  den  Umsttnden  su  entnehmen  ist  Aus  diesen  gesstiUeb* 
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Bestimmung«!!  ergibt  skili,  d»B  nadi  deatBcbrai  Bfldite  weder  für  die  Be- 
stimmmig  des  Brfflllttngsortes  nook  fttr  die  BegTttndnng  des  Gertehtsstandoe 

des  Erfüllungsortes  eine  schriftliche  oder  auch  nur  ausdrückliche  Vereinbarung 
der  Kn)ifraht' Ilten  orforderliph  ist.  somlt^rn  daß  auch  etijp  stillschweigende, 
aus  kunkludeutiiu  IlandluDgeu  Bich  ergebende  Vereinbarung  hierzu  genügt. 
Dieser  Maßstab  ist  daher  gemäß  §  101  J.  N.  auch  gegen  den  Beklagten, 
welcher  sidi  als  dentseber  BeidisangebAriger  bekeimt,  ansawsndeii.  Da  iiiu 
im  Torliegenden  Falle  der  Beklagte  w&hrend  einer  mehijühzigen  in  Wien  be- 
gonnenen Geschäftsverbindung  mit  dem  Kläger  von  diesem  stet«  Ffikttiren 
erhielt,  welche  den  Beisatz  „zahlbar  und  klagbar  in  Wien'  enthielten,  ohne 
daß  er  jemals  diesen  Beisatz  beanstandete,  so  ist  darin  eine  konkludente 
Handlung  zu  erblicken,  aus  welcher  auf  sein  KinTerst&ndnis,  seinerseita  dsB 
Vertrag  io  Wien  erfOllen  m  wollen,  mit  Grund  gesddosaen  weiden  Iojul 
Daran  ftttdett  der  L^msUnd  nichts,  daJS  dieser  PkktnrenTermerk  fttr  den  Be> 
klagten,  welcher  kein  Handelsgewerbe  l>etreibt.  wenn  er  österreichischer 
Staatsangehuri^'er  wäre,  vermöge  der  besonderen  Vorschrift  des  HH  Ab».  2 
J.  N.  keine  Bedeutung  hätte,  weil  es  sich  zufolge  der  le/iprok  anzuwendenden 
Bestimmung  des  §  29  d.  ZPO  nur  darum  bandelt,  ob  die  streitige  Ver^ 
pflichtuig  in  Wien  in  etfttUen  ist,  dies  aber  in  OenriUlheit  der  obbesdclnieten 
Stüladiweigwiden  Vereinbamng  hier  der  Fall  ist.  Daher  mußte  in  Abänderung 
des  Beschlusses  des  Benirtinf^sgerichtes  die  Einrede  der  örtlichen  Unsnsttodig- 
kett  des  angerufenen  Cterichtes  ahgev^iesen  werden. 

Anm.:  Vgl  daiu  Ztsch.  XI  326»  XIY  106.  —  Red. 

Der  Gerichtsstand  des  Mrfmungsortes  nach  §  88  Ms.  2  J.  N. 
güt  auch  für  Klagen  gegen  Ausländer  beinc,  gegen  im  Aus- 
lände befindliche  Personen. 

OQH  29.  8,  OS  (Z.  13ß46mj. 
B.  in  Crimmitsehan  (Sachsen)  hatte  bei  A,  in  Karlsbad  Ltkttre  bestellt, 

welche  dem  ß.  mit  Faktura  vom  6.  10.  OB  im  Betrage  von  43<)  JL  geliefert 
wnrdcn.  Die  Faktura  erhielt  den  Vermerk  ,zalill>ar  nnd  klat:l)ur  in  Karlsbad 
R.  hat  die  Faktura,  ohne  den  erwähnt^'U  Vermerk  aiisdi  tick  lieh  zu  beanstaiidia. 
bereits  am  8.  10.  03  wieder  zurückgesandt.  Der  Klage  des  A.  auf  Zahlung 
dM  Kanfpreisef  t^sle  B.  die  Einwendung  der  VnivstKndigkeit  des  angerufenen 
Oerichtes,  nftmlich  des  Beiirksgeriohtes  Karlsbad,  entgegen,  welches  diese 
Einwendung  Terwarf,  das  Klagebegehren  aber  abwies. 

.\  u  s  den  (J  r ü  nd c n. 
Da  nach  den  Feststellungen  des  ersten  Richters  der  Beklairtf  die  ihm 
von  der  Klägerin  übersandte  Uriginalfaktura  vom  6.  10.  OH  zwar  mit  Brief 
vom  8. 10.  08  retonnüert,  jedoch  hierbei  den  In  dieser  Faktura  enthaltenen 
Vermerk  «klagbar  nnd  aablbar  in  Karlsbad*  nicht  beanstandet  hat,  aherdles 
der  Beklagte  selbst  die  Möglichkeit  sogibt,  eine  aweite  mit  demselben  Ver- 
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merke  versebene  Faktura  bekommen  nnd  behalten  za  haben,  beid«  Teile  akr 
anbeBtrittenennaßen  Ppr^^oTien  sind,  ttie  rin  Hundolsge werbe  betreib+n.  so  ist 
die  Zuständigkeit  des  angerufenen  Gericiites  nach  «5  HH  Abs.  2  J.  Ji.  be|;riodft 
und  ist  daher  die  diesbezügliche  fintscbeidung  des  (xericbtet  erster  losuutz 
anfEwht  la  erlialtaiL  Deut  die  bt  der  JniMIktloiMBMm  ethiHiBtt  Bi- 
■tinmnngeii  beciehen  sieh  Mf  alle  Fille,  welche  naek  denelben  uMa0g 
gonaökt  werden,  ohne  RBAlnicht  darenf,  ob  sie  gegen  In-  oder  Aatläader 
(^erirbt^'t  sind.  Tritt  daher  bei  einem  im  Auslände  wohnhaften  Aasl&adcr 
einer  jener  besonderen  Gf  rirJn^sfiinde  ein.  welche  die  Kln^e  )>ei  einem  anderen 
als  dem  Gerichte  des  Wi»bnbiLzts  zulässig  machen,  s«)  eröcliemt  die  Komp<t»ni 
gegen  ihn  befindet.  Die  Bestimmuug  deti  §  101  J.  2^'.  statuiert  dteeiiii^ 
krfneevege  eine  Mtiiiclitittlmng,  toiideni  eine  Srweitenuig,  indeai  Mlier  du 
Qbngen  Geriehtiettadea  der  JtxiadiktioMMm  flbecdiee  noch  der  Geikfeto> 
etend  dw  Reziprozität  als  zulässig  erklärt  wird  und  geht  gerade  aas  §  101 
J.  N.  hervor,  daß  die  übrifron  Gerichtsstände  der  Juri.sdiktionsnnrrn  ui-h  Aus- 
ländem gegenflber  gültig  sind  Der  t;  37  des  a.  b.  Gß  betrifit  nur  Fraget 
des  materiellen  Rechtes  und  hat  hier  keine  Anwendung. 

Vollstreckbarkeil  deutscher  Urteile. 
OGH  20.  3.  06  (Z.  4643). 
Auf  Grund  des  Urteilea  des  herzogl.  AG  in  firaunscbweig  vom  IH  9  itj 
iniii  des  Küsteufestsetzungsbeschlusses  vom  3.  11.  ()5,  hat  das  LG  Lembers; 
dem  L.  in  Arnstadt  wider  G.  in  Lemburg  zur  Herein bringong  seiner  toII- 
ttteckbaren  Forderung  per  34,80  Mk.,  die  Ezekntimi  mittelst  Mobilarprändung 
bewilligt  Dem  gegen  diesen  BescUiifl  ergrÜfeBen  Bekus  des  Yeipüitftftcln 
gab  daa  OLO  in  Lemberg  ledne  Folge. 

Begründnnpr. 

Im  Deutschen  Reiche       722  ZPO    \\'\x\   anf  Grund  aaslän(!ischer 
Exekntiunstitel  die  Exekution  wohl  erst  dann  vollzogen,  wenn  ihre  Zuiissig- 
keit  durch  ein  Vollstrcckungsurteil  ausgesprochen  wurde,  doch  hieraus  folgt 
Deeh  dordiaiifl  niobt,  dag  andi  in  Qebiete  der  tetendeUwhe«  BzekntioBi- 
ordmog  ein  VoUetceekiuigHirtcfl  erlaaeeB  werden  mn^te.  Dai  VoUetreetangi' 
tirt^'il  der  deutschen  ZPO  beschränkt  sich  auf  die  Aussprechung  der  Zulässigkdt 
der  Ej^ekütion  (SJ  722  wird  er!a.ssen  ohne  PriUung  der  Gesetzmäßigkeit  hr 
Entscheidung)      12A  ist  deiunacli  ähnlich  dem  die  Ejickutioa  bewilligtB4en 
Beeehlosae  der  öeterieichisch^n  Exekutionsurduong  und  wird  vollkommeji  Tt>Q 
Ictitaem  Tertreten.  Wom  die  Annelit  des  Beknsrentcn^  daß  andi  MÖittt- 
rdch  ein  yollstreeknngaarteil  an  erlaaaen  ist,  richtig  wftre,  eo  würde  des  nr 
Folge  haben,  daß  in  Österreich  über  einen  nnd  denaelben  Umstand,  aber  die 
Bewilligung  der  Exekution,  zweimal  erkannt  werden  mtlStc,  nämlich  einmal 
in  Form  eines  Vollstreckungsurteile«,  das  andere  Mal  in  Form  eines  die  Exf- 
küMun  hi-wilH^euden  B«>srh1nsscs,  weiche  Zwecklosigkeit  dem  Gesetze  diKii 
iucht  imputiert  werden  kauu.   §  80  Z.  1  £0  verlangt  ^rner,  daß  die  Beefctl» 
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Sache  nach  Maßgabe  der  im  Inlande  Uber  die  Zaatändigkeit  geltenden 
BestimmQnjtrtii  im  auswärtigen  Staate  anhängig  gemacht  werden  konnte. 
Dieäc  Vurau6setzung  trifft  im  vorli^enden  Falle  za,  weil  unter  Zugmade* 
legnng  der  BestiiiUDangen  des  §  99  ttsterrsioliiNker  Jnriadiktimsiiom  die 
Angelegenlidt  beim  henogl.  AG  bu  Bnunudiweig  anliSagig  geiuidit  wecden 
knniit.  .  da  lUr  Verpflichtete  im  Deutschen  Reiche  keinen  Wohnsitz,  wohl  aber 
daselbst  (in  Braunschwei^i.  tin  Vermögen  hat,  da  dort  der  Wohnsitz  des 
Dritt srhuldncrs  des  herzogl.  Braanscbweig'schen  Staat ssrlmtzes  sich  befindet. 
E;»  iüt  äuiiiit  auch  dtsr  zweite,  an!  die  Cnzuständigkuu  den  herzogl.  Brann- 
schweig'schen  AG  zur  Entscheidung  der  Streitsache  gestützte  Anfechtungs- 
gnmd  nidit  gereclitfeitigt 

Der  OOH  luA  dem  Reviiiomvekiiru  des  Veipfliehteten  keine  Folge 

Orflnde. 

Dia  Ztlteigkdlt  der  Kzekstiim  Mf  Oroad  eines  MsUBdischen  Urteiles 

ist  nach  den  Bestimmungen  der  §§  79  und  80  EO  zu  beurteilen.    Die  nach 
§  79  EO  fiefcirderte  Gegenseitigkeit  mit  dem  Deutschem  Reiche  ist  laut  Ver- 
ordnuuf^  des  Justizministeriums  vom  21.  12.  itü  No.  258  RGBl  verbürgt. 
Diaee  Gegen.seitiKk(üt  liegt  nuu  nicht  nur  dann  vor,  wenn  in  dem  betreffenden 
SteAte  das  gl«iehe  Verfahren  vor  Zulassung  der  Zwangsvollstreckung  auf 
Chrud  Merreloliiscber  Ksekntionstttel  stettftndet;  sondeiii  ist  schon  Tor* 
banden,  wenn  in  dem  nnsirtvtilgen  Staate  die  Exelnition  anf  Qmnd  eines 
hierländigen  Exekutionstitels  zugelassen  wird,  ohne  daß  eine  NachprOfnng 
der  Gesetzmäßigkeit  des  österreichischen  Titels  stattfindet.    Da8  das  in  Rode 
st^ende  Verfahren  im  Deutschen  Reiche  diesem  Prinzipe  huldi^zt.  ist  im  ;in- 
^focbtenen  Beschlüsse  bereits  zutreffend  dargetan.   Weiters  ist  daher  nur 
noch  sn  eiOrteni,  ob  die  Vecanssetcnngen  des  9  80  ^.  1  SO  im  Tornegenden 
ffaUe  nntiellni,  weil  Ten  Rekornnten  nicht  bestritten  wird,  daft  die  flbrigen 
'  Bliaadendsse  des  §  SO  EO  vorliegen.  Es  ist  somit  sn  nntersnebem,  ob  die 
Reehtssache  im  auswärtigen  Staat?  nach  den  Bestimmungen  des  österreichischen 
Gesetzes  anhän^g  gemacht.  i)der  durchtrefilhrt  werden  könnte.    Das  AG  fn 
Bjraanscbwtiig  begründet  seiae  Zu.ständigkeit  —  unter  Berufung  auf  den  g  2H 
d.  PO  —  danüt,  daß  der  Beklagte  in  der  Stadt  Braunschweig  ein  Vermögen, 
ttlinUoh  das»  ans  dem  dort  erlassenen  AnsaddoBurteile  sieb  ergebende 
tadeinngsncJitgsfenden  brannsebweigiseben  Staatsflsfcits,  besitst.  Bs  trafen 
sonach  die  Votanssetzungen  des  §  99  J.  N.  zu,  wie  dies  bereits  von  dem 
Rekursgerichte  richtitr  ausgeführt  wurde ;  die  Kompetenz  di-*8  besagten  AQ 
erscheint  mmii  auch  nach  dem  'österreichischen  Gesetze  begründet    Der.  erst 
im  RevisiuBgrekurse  geltend  gemachte  Umstand,  daß  ein  bewegliches  Vermögen, 
als  wekbes  M  ein  Los  tevtellt,  sieb  dort  befinde,  wo  sein  Inhaber  verweilt, 
Ist  niebt  slidUhalt^,  da  es  sieh  im  gegebenen  FsUe  nicht  nm  ein  Los,  sondern 
wn  time,  wegen  eines,  in  Yerlust  geratenen  Loses  gegen  den  brann- 
ssbwtigisflhsn  Staatsisbns  anstehende  Fordemng  handelt 
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Vollstreckbarkeit  rumänischer  Urteile. 

OGJI  21.  U.  Oö  (Z.  14830/05). 

Das  LG  in  Czernowitz  bewilligte  auf  (trund  des  mit  (kr  Rechtskrafts- 
klausel  Terseheoen  Urtdies  des  kgl.  mm.  Ii.  Bezirksgerichtes  in  Botosaai 
Tom  2. 9. 96  Nr.  437,  der  JUY  Tom  27. 10. 71,  BGBl  Nr.  131  und  tob 
29. 9. 00,  BOBl  Nr.  169,  sowie  der  Beetimmimgeii  der  §§  80  und  82  BO 
der  Firma  A  In  Itxkani  gegen  B.  in  Czernowitz  zur  Hereinbringimg  der 
▼ollataDeckbaren  Porderang  per  1200  Lei  nebst  Zinsen  die  Exekution. 

Das  OLG  in  Lemberg  hat  dem  Rekurse  des  Verpflichteten  keine  Felge 
g^eben  und  den  angefochtenen  Beschluß  erster  Instanz  bestätigt. 

Dor  OGH  hob  in  Stattgebung  des  Revisionsrekurses  des  V»  ri>tliiliteten 
die  untorgoriclitlichon  Beschlüsse  auf  und  verordnete  dem  LG  in  Czernowitz 
vorerst  nach  Vorladung  der  Parteien  und  Einholung  der  nötigen  Aufklärungen 
dnrflber  sn  enteebeidfln,  ob  dm  ftnelftndisdio  Urteil  mit  der  inlindiadieB  Votf- 
fftnokimgBklMieel  so  vendien  iat. 

Grttnde. 

Nach  §  79  £0  dari  die  Exelmtion  auf  Qmnd  antlftndiacher  üikfie 
im  Oettnngaigeldete  diesee  Qeaetees  ntir  dann  nnd  in  dem  Kafle  rtattündea, 
ala  die  G^mneitigkeit  verbttigt  ist  IDt  dor  V^rdnung  des  Jmtiimimitie- 

riums  vom  29.  9.  00,  RGBl  Nr.  169,  womit  die  Vorschriften  der  vom  1.  9.  00 
an  geltenden  nimänischen  ZPO  über  die  Exekution  ans  ausländischen  I.'rteilen 
und  das  Maß  der  durch  diese  Bestiininungt»n  verbür^jt^n  Ge^renseitigkdt 
bekannt  gemacht  wurden,  wurde  daraui  hingewiesen»  daß  nach  Art.  .^74  der 
nimkniaeben  ZPO  ein  im  Analande  gefäUtee  Brkonntnie  in  Bnminien  mr 
Tollatreekt  werden  Icann,  wenn  ron  dran  Geriditahofe,  in  deaaem  Spvoigel  die 
Vellstreckong  statttinden  soll,  nach  Vorladung  der  Parteien  durch  Urteil  aa* 
geordnet  worden  ist.  daß  jenes  auswärtifze  Erkenntni.s  mit  der  Vollstreckunfs- 
klausel  versehen  werde  und  daß  auswärtige  Erkenntnisse  mit  der  Vollstreckungs- 
klausel  nur  dann  versclien  werden  dürfen,  wenn  sie  von  kompetenten  Ge- 
richten gefällt  wurden,  keinem  Rechtszuge  mehr  untctUegen,  keine  g^en  dii 
dffentUche  Ordnnng  ventofienden  Beetlmmnngen  entbaKen  und  wenn  »ußerfcm 
in  Aniebong  der  UrtdlBTolktteelmng  zwiBcben  den  beiden  Staaten  Oegto- 
•eitigkett  besteht.  Wenn  nun  auch  die  letztere  Bedingung  durch  die  oben 
bezopftne  MV  außer  Zweifel  gestellt  ist,  so  muß  dw  h  nach  dem  Prinzip  der 
(ieijenseitipkeit  der  Bew^illigunp  der  Exekution  die  nach  Vorladung  der 
Parteien  und  im  binuc  des  §  62  Abs.  6  EO  nach  Einholung  der  iMtigea 
AaiUftrnngen  sn  fiUlendo  Sntacbeidnng  voranegeben,  ob  das  nimlniMlw  Bk> 
kenntnia  mit  der  inittndiaeben  Velletrackongsklanael  la  Vendien  lei; 
besondere  wird  aveh  an  «ibeben  aein,  ob  die  Ladung,  dnrdi  weldie  des  yc^ 
fahren  vor  dem  auswärtigen  Gerichte  einj^^deitet  wurde,  dem  Beklagten  n 
eiuenen  Händen  zugestellt  wurde  (§  8ü  Z  2  EO)  and  aof  welchem  Üt*! 
der  eingeklagte  Anspruch  beruht  (§  81  Z.  4  EU). 


Digitized  by  CoogI( 


Österreich. 


409 


Ufumatändigkeit  des  öskrreiMscheH  .Gerichtes  mr  Ab- 
handlung des  im  Auslande  befindlichen  Nachlasses  eines 
in  Österreich  verstorbenen  Ausländers. 

(E.  V.  3.  2.  04,  ZI,  1666.  —  Zent.'BL  S.  413/04;  Ztaeh.  d«9  intemaüo- 
nalen  AmoaUterbamdea  1904  No.  9  S.  14,) 

Der  in  Karolinenthal  wolndiaft  g«iraseiie  pr«iißiBcbe  SUttttogeliffrig e 

M.  ist  daselbst  am  28.  9.  03  mit  Hinterlaunng  einei  lehriftUohen  Ttetamentet 

und  eines  bewegliehcn  Nachlasses  gestorben.  Die  erblasserische  Witwe  fj. 
hat  äich  zum  Nnclila.sst-  auf  (iriiiul  des  Testamentes  bfdinfirt  erbserklilrt  und 
den  Antrag  gebullt,  daü  die  Verlaßabhandlang  bierlands  durchgefiilirt  werde. 
In  Qemlifllieit  der  Bettimmang  des  9  140  Abh.>P*t.  erging  an  die  Brben, 
Vemkcbtiiiniehmer  nnd  QllnUger  des  BrblMsen  eine  ftlfeiitUelie  Anibidervng, 
worauf  eine  Schwester  des  Erblassers  mit  der  Erklärung,  daß  sie  die  letxt* 
willige  Verfügung  «Ii  s  Erblassers  umzustoßen  beabsichtige,  den  Antrag  stellte, 
daß  die  VerlaÜaktcu  an  die  auswärtige  Behörde  zur  Verlalialihauiiluug 
abgetreten  werden.  Dem  vom  1.  Richter  für  dermal  abgewiesenen  Antrage 
würde  in  den  oberen  Instanxen  stattgegeben. 

Begründung. 

Nach  dem  Berichte  des  Notars  N.  als  (n  i  irhtskommissärs  und  nach  der 
eisronen  Angabe  der  fTblasserischen  Witwe,  hat  der  Erblasser,  welcher 
preußiächer  Staatsbürger  gewesen  ist  und  seinen  ordentlictien  Wohnsitz  in 
Karolinenthal  gehabt  hat,  liierlaods  Icein  Vermögen  hinterlassen  und  es 
besteht  sein  NaohlAfi  lediglich  ms  einem  Depot  bei  der  Filiale  der  Dresdener 
Bank  in  HannoTer.  Bs  soll  also  im  gegebenen  Falle  der  Nachlaß  eines 
preußischen  Staatsbürgers,  welch«T  bis  zu  seinem  Tode  in  dein  östptrpirhischen 
Staate  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  gehabt  hat.  abgehandelt  werden,  und 
zwar  ein  Nachlaß,  der  aus  einem  nicht  im  Inlande,  sondern  im  Auslände  be- 
findlichen beweglichen  Vermögen  besteht.  Zw  Abhandlung  der  Verlassen- 
sehalt  eines  AnsUndora,  welche  nnr  ans  einem  im  Anslsnde  befindlieben  Ver^ 
mttgen  besteht,  sind  aber  die  österreichischen  Cieri<hte,  mag  auch  der 
verstorbene  Ausländer  im  Inlande  seinen  ordentlichen  WUhnsitz  ^'ehabt  haben, 
nicht  bernfen.  weil,  wie  sich  aus  der  Textierung  der  §g  2'S,  24,  137,  138 
Abh.-i^at.  klar  ergibt,  die  Möglichkeit  der  Abhandlung  der  Verlasse nscbaft 
eines  AnsUnders  rflcksiehtUcb  des  beweglichen  Vermögens  desselben  dordi 
dsterreichisehe  Gerichte  flberhanpt  nnr  dann  eintreten  kenn,  wenn  dieses 
bewegliche  Vttmütrdi  eben  im  Inlande  betindlicb  ist.  Hieran  bat  die  Ver- 
ordnung des  Justizministeriums  vom  10.58  iR.  lUH'  nichts  geändert,  wiil 
auch  sie  nur  die  Erörterung  di  r  l^thandlung  der  in  Preußen  befindlichen 
beweglichen  Nachlässe  vexstorbeuer  österreichischer  Untertanen  seitens  der 
preoAisi^n  G«eiebte  nnd  die  dem  Grondsatie  der  Oegraseitigkeit  ent- 
qNrediende  Belang  des  Vorganges  der  k.  k.  Gerichte  beittglidi  der  Uerla&ds 
handlichen  beweglichen  Nachlässe  verstorbener  preußischer  Untertanen  zum 
Gegenstände  hat,  somit  also  auch  yoranssetst,  daß  das  bewegliche  Nachlafi* 
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rermUgen  dieser  prenfiiscben  Unteitanen,  wenn  rflcluiditlkh  desselben  eine 

Abhandlung  der  Yerlaasenschaft  durch  die  österreichischen  Gerichte  überhaupt 
eintreten  soll,  im  Itilande  sich  belinden  muß.  Bei  dieser  Sachlage  kommt  dem 
Bezirksfiiriclitv  Karulincnthal  die  Abhandlung  der  VerlasBtnsohrift  des  M. 
nicht  zu  und  maü  es  denjenigen  Personen,  welche  auf  das  in  iiauDover  be- 
findliebe Imreglidie  NaddaBvermögen  deudben  Eibanqiiliche  erbeben  n 
IcOoneii  TCfmdiien,  flberleMen  bleiben,  aieh  en  des  mBtlndige  amUndiaAe 
Oeriobt  m  wmden. 

Unter  dem  im  §  51,  Z.  IJ.  K  erwähnten  „HantUihregistet* 
sind  nicht  nur  die  inländischen^  sondern  auch  solche  im 
Auslande  geführte  Handelsregister  m  verstehen,  deren 
msenükhe  QleidiarHgkett  mit  den  inländischen  Bandds- 
registem  in  auihentischer  Weise  festgestellt  erscheini, 

OQH  31. 10,  06, 

Mit  der  Note  Tom  27.  6. 06,  Z.  13.868,  bat  das  k.  k.  JnetinniBisteriuB 
unter  Hinweis  auf  die  widersprechenden  Entacheidungen  des  OGH  vom  2t?  S  f)3, 
Z.  12.042,  und  vom  15.  ^.  05.  Z.  3704.  von  denen  letztere  nnt^r  No.  1H2  im 
Spruchrepertorium  eingetragf-n  ist.  und  auf  die  der  letzteren  Entscheidang 
eutgegengesetzte  allgemeine  Praxis  der  Gerichte  au  das  Präsidium  des  k.  k. 
OQH  dae  Enncfaen  gestellt^  die  Frage,  ob  die  im  §  öl,  Z.  1  J.  K  enribnten 
Einteagnagen  im  Handebvegist»  ancb  anf  im  Analaide  gdOhrte  derart^ 
Register  ausgedehnt  werden  können,  im  Sinne  des  §  16,  lit.  f  des  kaiserlichen 
Patentes  vom  7. 8.  äO,  ItGBl  Mo.  826,  einem  Pleniasimarsenate  des  OÜH  vor- 
Sttlegen. 

Der  vom  Präsidium  einberufene  Plenissimarsenat  beschloß  die  Eintragung 
des  obigen  Beebtasaties  in  das  Jadlkatoibiicb. 

Grftnde. 

W«m  ancb  keinem  Zweifel  unterliegt,  daB  im  §  51,  Z.  1  der  Jiuis- 
diktionpnorm  vom  1  8.  95,  RGBl  No.  111,  nur  ein  solches  Handelsregister 
gemeint  sein  l{aun.  dt  <;^en  Einrichtung  nnd  Führung  im  wesentlichen  nach 
jenen  Grundsätzen  geordnet  ist,  welche  für  die  österreichischen  Handelsregister 
daicb  die  ICV  TÖm  9. 8.  63,  RGBl  No.  27,  Torgeschrieben  and  im  Art  VUI. 
Z.  6  BQ  s.  J.  K.  anbeebterbalten  worden,  ond  da6  demnach  die  Ansdebmug 
dieser  Kompetensbestimtuuii^  auf  Hundelsgeeellflcbaften  und  Kaufleute,  welche 
in  einem  anoliindisohen  Handi  l>>regi8ter  eingetrafreii  sind,  dessen  Einrichtung: 
Avtsentlich  anders  geordnet  ist.  und  daher  auch  nicht  die  u'hiehi-n  tJarantien 
wie  die  inländischen  Register  bietet,  als  ausgeschlossen  angebebeu  werden 
mnfl,  80  iit  docb  mi  erwägen,  ob  das  Geaeta  anch  jenen  Haadelsgesellaebafteo 
nnd  Kanflentra,  welehe  in  ein  dem  Osterieicbiachen  im  weaentUdwn  gleidi- 
artiges  ausländisches  Handelsr^ster  eingetragen  sind,  den Kanaalgeridltartead 
des  §  öl  Z.  1  J.  N.  entsiehen  wollte. 
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D«r  gam  allgemeine  Anadnick  ,im  Handelmglster'  spricht  nidit  fOr 
«ine  Boldie  aii8MdiU«6Udi  nur  tad  du  Inland  beschränkt«  Bedeutung  dieses 
Wortes,  mmaX  es  dem  mit  dem  Gesetze  vom  17.  12.  62,  RQBl  yom  Jahre  1863 

No  1.  in  Österreich  eingeführton  allj^MiuitK  n  IK  JB  entnommen  ist,  welches 
in  s«MiHn  W(-s<'ntlichtn  BestimnHiiif,a-n  auch  du  (riundlaffe  des  Handelsrt^rhtea 
einiger  iMacbbarstaaieu  und  Länder  (^Deutbchiaud,  Ungarn,  Buhnien  und  Her- 
zegowina bildet,  die  mit  Öiteneieh  im  lebbnften  HuidelaverkeliN  stciheii. 

Aber  «aeh  die  Abaicht  dee  GesetiKeber«  dttrfte  wohl  nicht  daltin  ge> 
richtet  sein,  die  Vorteile  der  Handelsgerichtsbarkeit,  welölie  in  der  Benrteifaing 
der  Streitsache  durch  ein  in  Handelsaachen  liesomlers  versiertes  Gericht  ond 
bei  Gerichtshöfen  am  h  in  der  Boiziehnntf  eines  mit  den  Handelsbränchen  ver- 
trauten Laienrichtern  gelegen  sind,  ausscblicBUcb  nur  den  im  Inlandc  proto- 
kollierten Handelsgesellschaften  und  Kanflenten  xUEnwenden. 

Atlerdingf  Ist  im  §  51  Z.  1  J.  N.  gegenttber  dem  §  38  BO  i.  HOB  eine 
Rltmhhrltailfnng  dieses  Kaosalgeiidlitsstandes  anf  protokollierte  Kauflente  ge- 
kgm;  daß  aber  damit  auch  eine  weitere  Binschr&nknng  auf  ,im  Inlande* 
re^ristriertr-  Firmen  beabsichtigt  wurdf-.  ist  weder  ans  dem  Texte  des  Gesetzes 
noch  aus  dessen  Motiven  zu  entnehmen  und  es  hat  auch  die  Judikatur  nach 
dem  Inslebentreteu  der  neuen  Jurisdiktionsnorm  so  wie  frUher  fast  ausnahmslos 
eine  adehe  Eiasehiinlrang  gegenflber  DeataeUand,  Ungarn  und  dem  Okku- 
pationsgebiete, wo  im  wesentUchen  gleichartige  Handelsregistw  bestdien,  nicht 
gelu^n  lassm,  ja  anch  keinen  Anstand  dagegen  erhoben,  daß  inländische 
Zweitiniederlassungen  der  in  diest  n  Ländern  registrierten  Firmen  nach  Art.  21 
HQ£  auch  in  Österreich  in  die  betreffenden  HandelsreLnstor  einiretragen  werden. 

Diese  nicht  nur  im  Interesse  der  ausländibcheu,  t»un<iern  auch  der  mit 
ihr  in  Geschäftsverbindung  stehenden  inländischen  Kaufnianiiüchalt  gelegene 
Frazia  findet  in  den  allgttaaeinen  Beehtsnormen  nnd  insbesondere  anch  in  den 
neuen  Froseflgesetien  ihre  Bechtfertignag. 

Schon  nach  dem  allgemeinen  Grundsatze  des  §  33  a.  b.  6B  kommen  in 
(Österreich  dem  Fremden  überhaupt  p:leiche  bürgerliche  Rechte  mit  den  Ein- 
geborenen zu,  wenn  nicht  2U  dem  Genüsse  dieser  H«chte  ausdrücklich  die 
Eigenschaft  eines  StaaUbUrgers  erfordert  wird,  im  iiandeisrechte  aber, 
welches  nicht  nnr  den  iaiiodisohen,  sondern  auch  den  internationalen  Handels- 
Terkehr  fordern  nnd  sichern  soll  nnd  seiner  Natnr  nach  eine  so  strenge  staat- 
liche Abgrenzung  wie  manche  andere  Bechtsgebiete  nicht  Tertrl^,  kommt 
die  persönliche  Eigenschaft  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  nicht  in 
Betracht  und  es  gilt  insbesondere  als  ein  Gnindsafz  des  internationalen  Privat- 
rechtes,  daß  die  prozes.suale  Frage  der  Zustiinditrk»it  der  etwa  ffJr  Handels- 
sachen bestehenden  bebondereu  Gerichte  bkh  lediglich  nach  der  leu:  fori  richte. 
Und  nicht  nur  in  persönlicher,  scndeni  anch  in  sachlicher  Bezi^nng  bekondet 
die  Qateneichiaehe  Gfesetsgebnng  das  Bestreben,  den  inlindischen  nnd  den 
ausländischen  Kaufmann,  soweit  es  bei  der  Verschiedenheit  der  in-  und  aus- 
ländischen Gesetze  möglich  ist,  gleichzustriliii  So  wird  im  ß  2^0  ZPO  die 
Beweiskraft  ausländischer  Uandelsbücher  in  Osterreich  prinzipiell  anerkannt 
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nnd  nur  besOgUch  der  Dauer  durch  die  Besiprmtitfti  beicbriiikt  ud  diem 

Grundsatze  einer  möglichst  gleicben  Behandlung  in-  und  ausländischer  Kaaf- 
!ente  entspricht  atuli  dio  P.t\stinimnnjj  des  ^  101  J.  N.  über  tli-ii  G«n'^ht*';tand 
der  Gegenseitigkeit.  Auch  rück.sichtlich  des  ßericbtsstaiides  des  trfdliunos- 
ortes  geht  aus  dem  Ausschuilberichte  (S.  18  nnd  14;  zu  §  HS  J.  N.  benror. 
dftfl  der  iwelte  Abnls  dieeei  Paragraphen  hiiuiditlidi  der  sogenaosteo 
FakfcorenUaneel  keinen  üntenehied  madien  wollte  swiedien  Penonen,  vddie 
im  Inlande,  und  solchen,  welche  Im  Auslände  ein  HandelBgewerbe  betraboL 
Dieser  allerdings  zunächst  den  Schutz  inländischer  Handelsinteressen  ins  Auge 
fassende  Gesichtspunkt  spricht  abor  anrh  go<^on  oinp  allzu  enge  Ansl-  eiin^ 
des  §  51  Z  1  J.  N. :  denn  durch  eine  solrhe  würde  die  Absicht  dts  Geju;? 
gebers,  dem  inländischen  Kaufmanne  auch  im  Handels  verkehre  mit  ans- 
Iftndisoben  Kanlleaten  den  ToUen  Recfatsscbuts  ihllodiecher  Qerkfate  ni  «ieben, 
mm  Teile  wieder  dadurch  beeintriebtigt,  da6  deredbe  genötigt  wAie,  in  dünn 
Fflilen  immer  auf  die  Vorteile  des  KansalKorirlitsstandes  zu  versiebten,  nad 
zwar  selbst  dann,  wenn  die  unbeanstandet  gebliebene  Fakrnr^nklausel  — 
wie  es  wenigstens  in  Wien  üblich  ist  —  ausdrücklich  auf  das  Handels^pnrht 
Wien  lautet  und  der  Beklagte  in  ein  dem  Inländischen  gleichwertige«  au«- 
lii^ediee  Handelsregister  eingetragen  ist.  Ja,  es  wttide  dadondi  nach  §  96 
Abi.  2  J.  R.  dem  inllndiflchen  regirtxiertMi  Kanfananne,  weleher  von  tiam 
gleich  qnaliflnerten  ansUlndteehen  Kanfmanne  bei  einem  österreicUediia 
Handelsgerichte  geklagt  wurde,  auch  der  Gerichtsstand  der  Widerklage  ent- 
zogen nnd  derselbe  genötiirt.  seine  Widerklage  bei  einem  anderen  Gerirhti 
als  demjenigen,  wo  er  sell»sr  geklagt  wurde,  einzubringen.  Eine  so  ein 
geschränkte,  der  bisherigen  Praxis  zuwiderlaufende  Auffassung  deä  §  ul  Z.  1 
J.  N.  würde  eomit  ToranssicbtUob  tu  vielbeben  UnmktaimliebkeiteB  nnd 
Rekursen  AnlaB  geben  nnd  dem  in  den  MotiTcn  so  dieser  Oesetsesstelle  ho* 
vorgehobenen  Zwecke,  „das  Unwesen  der  Inkompetenzeinweiidang  eintn* 
schränken  nnd  damit  zur  Bescbknnigung  der  prosessnalen  Erledignng  ebW 
Aechtsaache  biizutra<fen'',  irfradezu  widerstreiten. 

Alle  die^e  Erwägungen  sprechen  dafür,  daß  der  im  §  öl  Z.  1  J.  N.  ror- 
kommende  Ausdruck  ,im  Handelsregister  erscheint'  auf  alle  jene  Haaddl- 
register  Anwendung  sn  finden  habe,  welche,  wenn  auch  nicht  in  allen  Bbisel' 
heiten  absolut  identisch,  doch  im  wesentlichen  mit  dem  durch  die  MV  Tom 
9.  8.  63.  RGBl  Nr.  27,  in  Österreich  elngeftthrten  Handelsregister  gleicb- 
arti<i  sind. 

Dies  kann  ab<  r  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  (it-setzirebunir 
üUglich  der  im  Deutschen  Reiche,  in  Ungarn,  in  Bosnien  und  in  der  Herze- 
gowina bestebeuden  Handetetegister  nach  Inhalt  der  Note  d^  JustlssiiiiKe- 
rinms  Tom  87.  6. 1905,  Z.  18868*),  als  feststehend  angenommen  wttdes. 

♦)  Der  bezügliche  Passus  dieser  Note  latttet  folgendermaßen; 

I>a8  Handelsregister,  eine  spezifisch  Österreichische  Einrichtung.  Ist  In 

da??  allgemeine  deutsche  Ilanielsgesetzbiuh  v<ini  .Talire  lHn2  flberpegangen. 
Als  dieses  (iesetz  in  Österreich  eingeführt  wurde,  bewirkte  es  vermöge  de< 
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Bezüglich  alier  übrigen  auswärtigen  Staaten  fehlt  es  dermalen  an  einer 
authmüsclien  Etklftnng,  dmdi  welcbe  alle  Zweifel  tber  die  Gleichartigkeit 
der  daselbit  etwa  bestehendtti  Haodebregisttf  mit  den  in  Öetenreich  he- 
etehenden  hehoben  wären,  nnd  es  könnte  die  Beurteilung  dieaae  Umitandes 

nicht  Ton  Fall  2U  Fall  den  einzelnen  Gerichten  tiberlassen  werden,  ohne 
dadurch  zahlreiche,  die  Prozeßt^ntschfidunjr  vorröfffmde  and  verteuernde 
Kompctcnzstreitigkeit«u  uud  in  vielen  Fullen  einander  widersprechende  Ent» 
scfaeidnngen  za  proTosiereii.  BesflgUdi  dieser  anderen  Staaten  könnte  daher 
die  Oldcbartigkeit  der  dortigen  Handelsregister  mit  den  inlft&diachen  nnr 
dann  als  vorhanden  angenommen  werden,  wnni  sie  entweder  durch  eine 
iillfnfaüs  nach  Art.  XXIV  EG  z.  J.  N  im  Vi  rordiinngswcpp  prfllcßende  Er- 
klärunti  oder  in  Erman^lnns  ein:r  gulchen  durch  eine  im  gegebenen  Falle 
gemäü  §  211,  Abs.  2  ZPO  erwirkte  Bestätigung  des  Justizministers  in 
antbentlsclier  Wette  festgestellt  wire. 

Schweü. 

Kaufvertrag  Mwiecken  Schweigern,  die  in  der  Schweie  wohnen, 

Deutscher  ErfÜUungsort. 
MaJtff^Uchkeit  des  sdiweii^rischen  Bechtee. 

Appellationsgericht  Basel-Stadt  26.2.06;  Cafliscln  Wertheimer  (Ztach. 
f.  tehwefMeriaehea  JSwht  Bä.  47  Beilage  S,  71). 

Der  in  Zürich  domizilierte  Kläger  C.  hatte  dem  in  Basel  wohnhaften 
Beklagten  W.  spanischen  Wein  Terkanft,  der  Ton  Alicante  nach  Landan  In 
der  PfsJs  gesandt  nnd  dort  abgenommen  werden  sollte.  Die  in  Landan  an- 

fielringte  Ware  wurde  dort  von  dem  Beklagten  beanstandet  und  rs  entstand 
darüber  ein  Pro7.eB.  der  vom  Kläger  vor  den  Basler  Ocrirhten  nnhiingig  ge- 
macht wurde.  Die  Parteien  stritten  darUber,  ob  deutsches  oder  schweizerisches 
Recht  aar  Anwendung  zu  kommen  habe.  Das  SUrilgericht  sprach  sich  fflr 
die  Anwendbarkeit  des  dentsehen  Beehtes  ans,  wdl  der  Erfttllnngsort  bierfnr 
maBgebend  sei. 


Bestandes  des  Piutscheji  Bundes,  in  dr.sstn  «'iiizclnen  Staaten  es  ^Iciclizeiti^; 
eingeführt  wurde,  eine  ähnliche  JiechLäciiiheit,  wie  sie  schon  früher  auf  dem 
Gebiete  des  Wechselrechtes  hergestellt  worden  war.  Bs  ist  daher  ganz 
natürlich,  daß  in  sämtlichtni  Liiiulcni  des  Deutschen  Bnndcs  dit-  auf  L^eicher 
gesetzlicher  Grundlage  beruhenden  Handelsregister  als  die  gleiciie  Kim  iditung 
an^M'schen  wurden.  Als  sodann  im  Jahre  1875  das  nngarische  Hamb  bL;i-.si'tz- 
i'iich  die  Best  immuneren  des  deutschen  Gesetzes  zum  weitaus  priiLltfii  Teile, 
daruuttjr  jene  liber  dus  Haudelsregister  vollinhaltlich  rezipierte  und  dei  j^xleicbe 
Vorgang  in  Bosnien  durch  das  mit  1.11.83  in  Wirksamkeit  t:t  tretene 
Handelsgesetzbuch  eingelialt'  n  nurde.  ?cnnnt<*Ti  natTirtromäß  auch  die  in  l'iignm 
und  in  den  Okkupationsländeru  eingeführten  Handelsregister  als  gleichwertig 
mit  dem  inUadischen  angesehen  werden. 
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Das  AppeUatioiu!gexielit  «ntachied  für  Aowendbarkdt  de«  adnrdaeriachen 
Beohtfl,  mit  folgender  ' 

Be|t!jrtindnnff. 

Die  Frage,  ub  deutsches  oder  Hcliweizeriäclieis  Recht  zur  Auweuduug 

kommeii  wlle,  lieaatwortet  «ioh  richtigerwetae  nklA  dnfMli  danwoli,  ob  die 
Terkaufte  Waxe  luwh  DenCacUand  odw  in  di«  Sdiweü  m  Uefeni  war,  ob 
also  der  ^ErfOllungsort"  in  Dofttlddaad  odtf  la  der  Schweis  liege.  Dies 

wäre  wohl  als  iiiHßfr^'hond  zu  erachten,  wonn  eine  der  Parteien  in  Deatsch- 
land  wohnt,  spezielli  also  in  unserm  Falle,  wenn  der  Kaufer.  der  in  Basel 
oder  in  Zürich  gegeu  seiiieu  Verkäufer  zu  klagen  genötigt  wäre,  seinen 
Wohnaiti  in  Denteoblaad  bfttCe.  Aber  wo  gar  keine  intematfenale  Frage 
Toriiflgt,  wul  beide  Pnrteien  in  der  Sohweia  wobnen,  beatdit  lüdit  der 
geringste  Gfanind,  einen  zwiacben  ihnen  obwaltenden  Streit  tuter  ausländisches 
Recht  zu  stj'Dt  T!.    Es  ist  von  romherein  gar  nicht  an^rnnr-hmen.  daß  sich 
zwei   Schweizer   ihrem   schweizerischen  Recht  entziehen  wollen,   oder  die 
Meinung  haben,  unter  fremdes  Recht  zu  treten,  bluti  darum  weil  die  gekaulte 
Ware  nach  einem  aoBländiachea  Orte  inatradiert  wird.  Diese  Absicht  nnd 
Meitmiig  iflt  am  so  weniger  snanlanen,  ab  mit  dieier  Unterwerfung  nnter 
fremdes  Recht  auch  ein  Verzicht  auf  Beurteilung  der  Sache  durch  die  oberste 
Intanz  des  Bundesgerichts  vThnnden  wäre;  die  Anwendnng  deutschen  Rechts 
auf  einen  Rerhtshandel  zwischen  zwei  Schweizern  hätte  also  für  die  I'arteien 
den  Entzug  des  oberäten  Gerichts  zur  Folge,  was  auch  wieder  unnatürlich 
wftre.  Zndein,  wenn' wir  d«i  Oerlcbtsetaad  dee  BrfftUmigBorteB  gegen- 
flb«r  dem  Awlande  nidit  anwkeimeB,  so  rechtfertigt  ea  sich  nicht,  daa 
Be cht  des  Erfüllungsortes  anzuwenden,  wie  Uberhaupt  —  und  das  ist  gar 
nicht  nnw.^'^pntlicli  —  ein  MfTentliches  Interesse  an  t^utcr  Rechtsprorhimt'  für 
die  Anwendung  des  schweizerischen  Rechts  spricht,  aus  dem  Urunde,  weil 
alle  Gerichte,  selbst  die  aus  Rechtsgelehrten  aosammengesetzten,  nicht  mit 
der  gleichen  ^cborbeitr  mit  der  sie  ihr  einheimisches  Reeht  anwenden,  fremdes 
Beeht  an  beurteilen  nnd  snr  Anwendung  zu  bringen  vermögen,  besonders  aber 
bei  Laiengerichten,  wie  sie  in  der  Schweiz  noch  vorwiegend  sind,  der  Anwendtint? 
des  fremden  Rechts  ans  diesem  Grunde  möglichst  (>\\iTc  Schranken  zu  ziehen 
sind.    Nur  was  die  lokalen  formellen  Recht^eriurdcrnuisc  für  die  Konstatierung 
von  Mängeln  usw.  am  Ablkferangsorte  betrifft,  sind  selbstTerftladUdi  die 
FarUden  an  diese  gebunden. 

Bs  ist  daher  auf  hentigen  Fall  schweixerisches  Recht  uixnwaiden. 
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Die  nissische  ZivilprozeSordnung.*) 

Von  Rechtsanwalt  KlibailMki  in  Berlin. 

Einleitung:. 

Die  jetzt  in  Geltung  befindliche  russische  Zivilprozeßordnung 
ist  ein  Gesetz  neueren  Datums;  sie  datiert  vom  20.  U.  64 
und  ist  durch  Einführung-sgesetz  vom  19.  10.  6ö  für  das-  rus- 
sische Reich  in  Kraft  gesetzt  worden  Früher  waren  die  zivil- 
prozessualen Bestimmungen  als  ein  Teil  de.s  bürgerlichen  Rechts 
in  demjenigen  Teil  des  gesamten  Koditikationswerkes  unter- 
gebracht, der  das  bürgerliche  Recht  überhaupt  entliielt;  die 
frühere  Zivilprozeßordnung  bildete  den  zweiten  Teil  des 
X.  Randes  des  Swod  Sakonow  Ausgabe  1857*),  dessen  erster 
Teil  den  Zivilkodex  enthält;  zum  Teil  waren  auch  im  Zivil- 
kodex selbst  zivilprozessuale  Normen  enthalten.  P.is  zum  Erlaß 
der  Justizgesetze  vom  20.  11.  64  konnte  in  Rußland  von  einem 
gesetzlich  geregelten  Prozeßverfahren  kaum  die  Rede  sein.  Eine 
striktL'  Trennung  der  Administrativgewalt  von  der  richterlichen 
bestand  nicht,  und  ebensowenig  war  die  Zwangsvollstreckung 
von  derjenigen  richterlichen  Tätigkeit,  welclie  die  Findung 
des  Urteils  zum  Gegenstande  hat,  gesondert :  alles  grift"  viel- 
meljr  ineinander  und  durcheinander;  die  Verwaltungs-  und 
Polizeibehörden  verhandelten  und  entschieden  zivilrechtliche 
Streitigkeiten  und  brachten  sie  auch  dann  zur  Vollstreckung. 
Sogar  von  Amts  wcfrf^n.  ohne  Parteiantrag,  leiteten  die  Polizei- 
behörden bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  ein  und  gaben  sie 
dann,  nachdem  sie  sie  in  eine  lieillose  Verwirrung  gebracht 
hatten,  an  die  ordentlichen  Gerichte  ab,  welche  aber  aus  den 

*)  Vgl.  die  früheren  Arbeiten  des  Uerru  Verfassers  über  rassisches  Recht 
In  Ztsch.  XIV  Iff.,  227  9..  XV  31  ff.,  023  ff.  —  Red. 

^)  Über  den  Swod  Sakonow  nnd  seine  Einriebtang  cf.  Ztecb.  XIV  9. 

Zeftodirilt  f.  Intern.  Privat-  v.  Öfli»iitl.  Reebt.  XVt.  28 
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unentwirrbaren  Verhältnissen  oft  keinen  Ausweg  fanden  (d. 
hierüber  Motive  bei  Gordon  znm  Art.  3  nnd  10  der  ZPO).^i 

Das  große  Reformwerk  vom  20.  11.  64,  welches  später 
durch  Gesetz  vom  17.  4.  84  die  amtliche  Bezeichnung,^  .Die 
Justizgesetze  des  Kaisers  Alexander  II.**  erhielt,  und  von 
welchem  dir  Zi\  ilj)ruzef3ordnung  einen  Teil  bildet,  hat  auf  völlig 
veränderter  Grundlage  ein  modernes  Prozeßrtclit  geschaffen, 
unter  Aussonderung  aller  pruzi  ßrec  hthclk  u  Vorschriften  aus 
dem  materiellen  Recht.  Die  neue  Zivilprozeßordnung  behielt 
zunächst  ihre  frühere  SttUuufr  im  S.  S.:  sie  bildete  nach  wie 
vor  den  zweiten  Teil  des  X.  Bandes.  Durch  Gesetz  vom  .">  11.85 
ist  dann  angeordnet  worden,  daß  die  -.Justizgesetze  des  Kab.trs 
Alexander  II."  aus  dt  n  viiftchiedenen  Bänden  des  S.  S.  in 
denen  sie  bis  dahin  t  nthaltrn  waren,  ausgesondert  und,  zu 
einem  Ganzen  vert'initit.  seinen  bestehenden  15  Bänden  als 
Band  XV  L  aiifregliedert  werden.  Bei  der  im  Jahre  ir- 
folgrt'ii  Xeuausg-ahe  mehr<'rer  Bände  des  .9.  S.  ist  diese  N>n- 
koustituierung  des  XVT.  I5and(\s  erfolgt,  in  des.^f  ii  erstem  Teile 
die  Zivilprozeßordnunjj  nel)en  den  anderen  Justizfre«;etzeD 
(Gerichtsverf  assungsgesetz,  Xotariatsordnung,  Ötrafprozeßordnung 
usw.)  ent!ialten  ist. 

Die  Zivilprozeßordnung  ist  im  ganzen  Keielie  mit  Ausnahme 
von  Finnland  in  Geltung.  Mit  einigen  Modifikationen  ist  sie  für 
die  Gouvernements  des  Königreichs  Polen  (wo  bis  dahin  der 
Code  de  procedure  galt)  durch  das  EG  vom  19.  2.  75  und  für 
die  Ostseegouveniements  durch  dasjenige  vom  9.  7.  89  in  Kraft 
gesetzt.  Im  eigentlichen  Rußland  waren  früher  bis  zum  Jahre  1902 
mehrere  Territorien  dem  Geltungsbereiche  der  Zivilprozeß- 
ordnung entzogen.  In  den  Gouvernements  nämlich :  Archa ngel, 
Astrachan,  Olonetz,  Orenburg  und  Ufa,  femer  in  den 
5  nordöstlichen  Kreisen  des  Gouvernements  Wologda, 


V  Dif  völlig  iirimitive  und  willkflrliche  Art  des  Prozeßverfahrens 
früherer  Zeiten  bringt'n  die  ,Maf«^ri:i!irM  zur  Geschichte  des  (ieriihtsverhhrfis 
in  Ruiiland*  vüu  K,  F.  Pubjeüono^szetc  zur  Auschaaaug.  Kudiuieituie 
Fortsätze  dieses  die  adminutratiTe  mit  der  rkltterlicheii  Gewalt  verbüMkodeii 
Prozeßverfahrens  sind  in  den  Beh5rdeii  fQr  bftaerliclie  AngelegenlidteB  kW' 
serviert  geblieben  (cf.  weiter  unten  diese  Einleitnng). 
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in  g-anz  Sibirien  niul  im  Kaukasus  für  die  Anj^elegenheiten 
der  Fremdvölker,  sodann  in  den  Gebieten  von  Turkestan, 
Akniolinsk.  Ssemipalatinsk,  Ssemirjetschensk,  Ural 
und  Turgaj,  endlich  im  Transkaspischen  Gebiet  galten 
die  Gesetze  betreffend  „die  Bürgerliche  Prozeßordnung**  nnd 
„die  Bürgerliche  Vollstreckungsordnung''.  Diese  Ge^tze,  die 
ersteren  in  der  Fassung  vom  .Talire  1^9ö,  die  letzteren  in  der- 
jenig'en  von  1902  sind  ebenfalls  Bestandteile  des  neukonstituierten 
XVI.  Bandes  des  S.  und  enthalten  nur  einige  nicht  gmnd- 
sätzliche  Abweichungen  von  der  Zivil})rozeßordnang  und  zwar 
hinsichtlich  des  Verfall rens  vor  den  Kollegialgerichten.  Jetzt 
ist  die  Greltnng  der  Zivilprozeßordnung  auch  hier  ttberall  durch- 
geführt, wenn  anrh  mit  einigen  Abänderungen  (cf.  n&cbsten 
Absatz).  Nur  für  die  einheimische  ländliche  Bevölkerang  (die 
FremdYdlker)  sind  die  eben  erwähnten  Gesetze  noch  in 
Geltung. 

Die  russische  Zivüprozefiordnnng  gliedert  sich  in  5  Bücher, 
denen  als  Einleitung  die  , Allgemeinen  Vorschriften"  (Art.  1—28) 
vorangestellt  sind.  Das  erste  Bach  (Art.  29—201)  behandelt 
das  Verfahren  vor  den  Friedenggerichten  (Friedensrichter  nnd 
Friedensrichterrersammlnng);  in  dem  zweiten  Bach  (Art.  202 
bis  1281)  findet  das  Verfahren  Tor  den  ordentlichen  Gerichten, 
d.  h.  den  anderen  Gerichtsinstitutionen  seine  Behandlang;  im 
dritten  Buch  (Art.  1282—1400)  finden  die  Aasnahmen  von  dem 
ordentlichen  Prozeßverfahren  ihren  Platz:  Schadensansprüche 
aas  amtlicher  Tätigkeit,  Ehesachen  und  Sachen  betreffend  die 
legitime  Geburt,  das  Schiedsgerichts-  und  Sfihneverfahren;  das 
vierte  Buch  (Art.  1401—1400)  ist  der  nicht  streitigen  Gerichts- 
barkeit nnd  endlich  das  fünfte  Buch  (Art.  1461—2097)  den 
Abweichungen  im  Verfahren  in  den  Gebieten:  Transkaukasien, 
Königreich  Polen  und  den  Ostseegouvemements,  gewidmet.  In 
die  letzte  Ausgabe  der  Zivilprozeßordnung  vom  Jahre  1902  sind 
noch  weitere  78  Artikel  aufgenommen,  welche  die  Einfühmngs* 
bestimmungen  zur  Zivilprozeßordnung  für  die  oben  bezeichneten 
bis  dahin  von  ihrer  Geltung  ausgeschlossenen  Territorien  von 
Sibirien  usw.  enthalten  und  den  bestehenden  2097  Artikeln  an- 
gefügt sind. 

28* 
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Klibauski, 


Die  vorliegende  Arbeit  hat  die  allgemeinen  Bestimmungen 
Artt.  1—28  und  das  erst«  Buch,  das  Verfahren  vor  den  friedens- 
gerichtlichen Institutionen  Artt.  29 — 201  der  ZPO  zum  Gegen- 
stand. Die  Allgemeinen  Vorschriften  geben  die  Fundamental- 
grundsätze,  auf  welchen  die  ganze  Zivilprozeiji  i dnung  sich 
aufbaut  und  welche  für  die  Rechtsprechuni:-  uln  rhaupt.  auch 
außerhalb  des  Rahmens  der  Zivilprozeßurdiiuug  maßgebend 
bleiben.  Die  ersten  28  Artikel  sind  dalier  die  meist  inter- 
pretierten und  kommentierten  der  fraiizen  Zivilprozeßordnung; 
sie  haben  in  ausgedehntem  Maße  Berücksichtigung  in  der 
juristischen  Literatur  gefunden  und  eine  reiche  Judikatur  her\'or- 
gerufen.  So  hat  z.  Ii.  Is6ati;€iienlo  diesen  28  Artikeln 
allein  ein  Werk  von  fast  600  Seiten  p:e widmet. 

Das  erste  Ruch  der  Zivilprozeßordnung  bringt  in  einein 
v(>llk(»uimen  ab{ii'schl(»s>".cnpn  Bilde  da^^  gesamte  Verfaliren  vor 
den  friedens^erielitliclipn  Institutionen  zur  Darstellung,  und  zwar 
das  Verfaliren  vor  den  Friedcnsrictiti  rn,  Friedensrichterversamra- 
lungen,  die  Krcht.smittel,  die  Zwangsvollstreckung.  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  und  Gerichtskosten.  Die  lleraushebung 
des  friedenspTrichtlichen  Verfahrens  aus  dem  Rahmen  der  Zivil- 
prozeßordnung ist  mit  Rücksicht  darauf  geschehen,  daß  der 
(  lesetzgeber  den  Friedensrichtern,  die  keine  gesciiulten  Juristen 
sind,  eine  möglichst  vollständig  abgeschlossene  Zivilprozeßordnng 
in  die  Hand  geben  wollte,  ohne  sie  auf  anderweite  Stellen  des 
Gesetzes  raehi*  als  gerade  unumgänglich  notwendig  ist,  verweisen 
zu  müssen.  Ich  verweise  in  dieser  Bezieliung  auf  die  Vor- 
bemerkung zum  ersten  Buche  und  bemerke  hier  nur  noch, 
daß  die  wenigen  Verweisungen  auf  anderweite  Bestimmungen 
der  Zivilprozeßordnung  in  den  Anmerkungen  zu  den  einzelnen 
Artikeln  berücksichtigt  sind,  so  daß  das  in  der  vorliegenden 
Arbeit  behandelte  erste  Buch  der  russischen  ZivilprozeßordDung 
nicht  nur  zu  einem  vollkommen  in  sieh  abgeschlossern n  r.anzen 
ausgestaltet  ist,  sondern  in  kimpper  Form  die  ganze  Zivilprozeß- 
ordnung, was  die  streitige  Gerichtsbarkeit  anlangt,  wiedergibt. 

Dieses  erste  Buch  ist  auch  derjenige  Teil  der  Zivilprosefi- 
ordnung,  für  dessen  Anwendung  die  weitesten  örtlichen  Grenzen 
gezogen  sind;  denn  es  gilt  mit  Ausnahme  von  FinnUnd  im 
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ganzen  russischen  Reiche.  Zwar  sind  für  die  bäuerlichen 
Angelegenheiten  durch  die  Gesetze  vom  12.  6.  und  29,  12.  89 
besondere  Gerichte  mit  der  sachlichen  Zuständigkeitsgrenze  der 
Friedensgerichte  geschaffen.  Indessen  sind  diese  besonderen 
Gerichte  nichts  Anderes  als  eine  Wiederholung  der  friedens- 
gerichtlichen Institationen  mit  einigen  nicht  ins  Gewicht  fallen- 
den Modifikationen. 

Bnrch  Gesetz  nämlich  betreffend  die  Sänffibrong  der  Länd- 
lichen Bezirkskommissare  vom  12.  7,  89  (jetzt  3.  Bnch  der 
Besonderen  Beilage  znm  Gesetz  betr.  die  Stände,  S.  S,  Band  IX, 
Ansg.  1902)  ist  für  die  rein  bänerlichen  Angelegenheiten  in 
einer  großen  Anzahl  von  Gonvemements  in  der  Person  des 
sogenannten  „Ländlichen  Bezirkskommissars"  eine  Behöide  ge- 
schaffen, in  der  sich  'administrative  imd  richterliche  Funktionen 
vereinigen.  Die  richterlichen  Funktionen  dieses  Eommissars 
sind  diejenigen  des  Friedensrichters.  Die  Bezirkskommissaie 
eines  Kreises  bilden  eine  Ereisversammlung  in  derselben  Weise 
wie  die  Friedensrichter  eines  Kreises  die  Friedensrichterver- 
Sammlung.  Ihre  Spitze  findet  diese  Institution  in  der  Gou- 
vemementsbehörde,  der  anch  alle  Bezirkskommissaie  unter- 
stellt sind. 

Fflr  den  Geltungsbereich  nun  dieses  Gesetzes  vom  12.  7.  89 
ist  sodann  durch  ein  weiteres  Gesetz  vom  29.  12.  89  das 
Medensgerii^tliche  Yerf ahren  in  den  Städten  einer  Modifikation 
unterzogen  worden,  die  jedoch  an  dem  ganzen  Aufbau  und  dem 
Wesen  der  Friedensgerichte  nichts  ändert.  Dieses  „Gesetz  fiber 
die  Gerichtsverfassung  in  den  Orten,  wo  die  Verordnung  be- 
treffend die  Ländlichen  Bezirkskommissare  eingeführt  ist,  und 
Vorschriften  über  das  Verfahren  in  den  gerichtlichen  Angelegen- 
heiten, welche  zur  Zuständigkeit  der  Ländlichen  Bezirkskom- 
missare  und  der  Stadtrichter  gehören",  ebenfalls  Re.standteil 
des  XVI.  Bandes  des  »9.  S.,  setzt  an  Stelle  der  diircli  Wahl  der 
Semstwoversaminlung-en,  in  ihr  Amt  l)enifeneii  l  iiedensrichter 
Stadtrichter  und  für  jeden  Kreis  sojLa'nannte  Kreis niitg-lieder  des 
Kreisgerichts,  welclie  von  der  Regierung  ernannt  werden.  Fftr 
das  Verfaliren  vor  diesen  Gerichten  sind  im  wesentlichen  die 
Bestimmungen  der  Zivilprozeßordnung  maßgebend. 
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KUbaaski, 


Die  Aliweicliinip'en  \un  der  ZivilprozeiiurLiiiung  im  (ielnete 
des  Kaukasus,  im  K(>ni|iTei(  h  Polen,  in  den  Ostseegouvernements, 
Sibirien  uaw.  sind  im  Aiihaiifj:  wiedergegeben. 

Bei  der  Erläuterung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  hahf 
ich  mich  außer  den  hekanntt  sten  und  besten  Kommentaren  von 
Boroa  ikou'sJ: i  ^  ^  und  Gordon-)  auch  des  oben  erwähnten 
sehr  umfangreichen  Werkes  Issatschenko's^)  bedient  ,  dieses 
letztere  Werk  liebt  sich  von  den  nissischen  Kommentaren  da- 
durch sehr  vorteilhaft  ab,  daß,  während  die  ersteren  kritiklos 
lediglich  die  Entscheidungen  des  Kassationshofs  (Regierenden 
Senats)  als  Kommentar  zu  den  einztdii*  !!  < ; t  setzesstellen  bringen, 
dieses  sich  zu  der  Judikatur  des  Höchsten  Gerichtshofes  kritisch 
verhält  und  zuweilen  die  eigene  Meinung  zur  Darlegung  bringt. 
Ferner  habe  ich  das  sehr  brauchbare  Lehrbuch  des  bekannten 
ßechtslehrers  Holmsten^),  sodann  die  Senatsentscheidungen 
(in  amtUclier  Reihenfolge)  pro  1902")  und  die  Sammlimg  von 
Gr  ebner  und  Dobra  wolski^)  bei  den  Erläuterungen  berück- 
sichtigt. In  vereinzelten  Fällen  habe  ich  auf  meine  früheien 
in  dieser  Zeitschrift  veröfiientlichten  Arbeiten  verwiesen  und 


^1  liorotcikowski,  Mit.:lii_-d  des  Reg.  Senats,  die  Zivilprozeßordnnng 
niit  Eriäaterungen  nach  den  EiitschcidungeD  des  ZiTildepartemenu  des  Beg. 
Senats.    4.  Aufl.,  St.  Petersburg  18H9. 

*j  Wladimir  Gordon,  i'roiesbor  des  Demidowschen  juristiscben 
Lysemiu,  die  ZiTapvozelk>rdi»i]ig  mit  den  ap&teren  Gewtien,  den  HotiTen  ud 
Brl&utemiigeii  nach  den  Etttscfaddungai  des  ZivilkassationsdeparleniNila  nsv. 
St.  Petersboig  1908. 

3j  W.  L.  Issatschenko,  Gebilfe  des  OberstAatsanwalta  bei  dttt 
Zivildcpartcment  des  Beg.  Senats,  die  Qrandlagen  des  Zirilprozesses.  St 
Petersburg  1904. 

*)  A.  Ilolmsten,  Professor  der  Kaiser!.  Imversität  zu  St.  Peiersboig 
und  d«  Alexaiider*adi«i  milit&risdi-jiuiatiBdiai  Akademie,  Lehrbuch  dtt 
rassischen  Zivilprosesses.  3.  Aufl.,  8t.  Petersburg  1899. 

^)  Die  Entsdieidnngen  des  ZiTiUcassationsdepattements  des  Reg.  Sensts 

pro  1902.  (Beim  Regierenden  Senat  sind  2  Kassatiousdepartements  ab 
Höchster  Gerichtshof  für  Zivil-  und  Strafsachen  eingerichtet.) 

^)  W.  G  rebner,  nthilfe  des  StaitsM  kn  fürs  usw.  und  A.  Dobr/y- 
wol.ski,  Gehilfe  des  (.'In  rstaatsanwalts  usw.  l  ii<-  Praxis  dp?  frnhereu  -i. 
und  Gerichtsdepartements  und  der  2.  Plenarvei-sammiung  des  Heg.  Senats  in 
Handelssachen  ron  1889—1901,  St.  Peterabarg  1902. 
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hin  und  wieder  die  Kommentare  von  BarrJsJn  zum  Konkurs- 
recht  und  von  Nosaenko  zuia  Handelsgesetzbuch  herangezogen. 

Bie  ZiTilprocefiordnnng.*) 

Allgemeine  Bestimmnngen. 

Vorbemerkung: 

Die  Art.  1—28  der  ZPO  sind  den  «Allgemeinen  Bestiiumungeu"  ge- 
widmet, welche  die  grundlegenden  PriDsipien  entluilten,  auf  welchen  in  Oe- 

miißbeil  des  BrschlubSL'i?  dfs  Staatsrates  vom  29.  9.  62  die  crinzp  ZPO  sirh 
aufbaut.  , Durch  dieboii  Bt-üchl Uli  wird  bc-sLimml:  daß  die  gerichliicht  ütwalt 
Ton  der  VoUstreckungs-,  Administrativ-  und  Gesetzgebungsgewalt  gesondert 
wird,  daß  als  Grundform  für  den  bürgerlichen  ProziG  tli»-  kontradiktorische 
Verhandlung  zu  gt.Ut;n  hat,  unter  Zulassung  von  Bt^vuiluiaclitigten  in  allen 
bürgerlichen  Angelegenheiten  und  der  ffentlichkeit  der  Verhandlung  und 
enillich,  daÜ  als  allgemeine  Rpti.  ]  zu  LTfltcii  hat.  daß  Mirt:' rÜi  li^'  Au)_'<  lfirpn- 
beiU'n  iu  der  Uauptsache  nur  m  zvvti  Iiialanzen  entschitdcu  wcidcii."  Dtr 
FormnlieraDg  dieser  Fundamentalsiltze  und  einiger  weiteren  Grundsätze  von 
allgemeiner  Bedeutung  dienen  die  Art.  1 — 28.  (Motive  zu  Art.  1—28  bei 
Gordon,  Die  Zivilprozeßordnung  usw.  3.  Aufl.  S.  l,  Isso  t schenko 
8.  23  XTI). 

1  „Alle  bürgerlichen  Becbtastteitigkelten  unterliegen  ider  Entecbeidang 

durch  die  Gerichte. 
Anmerkung: 

{•"(•rderungen  der  administrativen  Behörden  und  Personen,  denen  das 
(it'st  tz  dii  Natur  von  unstreitigen,  die  Einwendunu'<^n  im  .Streitverfahren  nicht 
zulassen,  zugeeignet  hat,  gehören  zur  Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden 
und  nicbt  wt  Gericbte.' 

A  n  ni  (-  r  k  u  u  ir  <■  n  : 
1.  Als  Aosualime  von  der  Bestimmung  des  Art.  1  der  ZPO  gemäß  der 
Anmerknng  zn  Art.  9  des  OerlchtSTerfaesangsgesetsee  (S,  S.  Bd.  XVI  T.  1 

Ausg.  1892  in  der  Fassung  von  UK)2'  werden  für  gewisse  Kategorien  von 
Kecbtsstreitigkeiten  besondere  Gerichte  zugelassen.  Ks  sind  dies: 
geistliche  Gerichte  fUr  Ehesachen  und  gewisse  Rechtsstreitigkeiten 
pfistlirhor  Personen;  Hand  eis  irerichte  für  Rechtsstreitigkeiten  kauf- 
männischer Natur:  Bauernge lichte  zur  Regelung  der  Ablösungs-  und 
gewisser  anderer  bäuerlichen  Angelegenheiten;  Gerichte  der  Fremd» 
Völker  für  die  Rcclitsstnitlukritni  dt-r  uomadisierendrii  Vulk^stliiiimf? 
Rußlands.  Da^tgtu  werden  Iiuiuugsbchiedsgerichte  ala  btr.-iondere 
Gerichte  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  nicht  zugelassen.  (S.  E.  bei 
Sornwikowski  S  32  zum  Art  1.)  Ebenso  haben  die  Gemeinde- 
gerichte  keinen  ausschlieÜliiliLii  Charakter:  die  zu  ihrer  Zuständigkeit 
gehörigen  Rechtsstreitigkeiten  der  Bauern  untereinander  können  MCb 
Tor  die  ordentlichen  (lerichte  gebracht  werden  (a.  a.  0.  S  33). 

Ferner  ist  nach  dem  Gesetze  vom  9.  6.  86  die  Entscheidung  von 
Rechtsstreitigkeiten  betreffend  das  ErbziUM  *  '  lit  uiul  dif  .^blüsungssachen 
bmnderen  Gerichten  bierfttr  zugewiesen.  Durch  Qeb^tz  vom  2b.  t».  t>4  sind 
Streitigkeiten  aus  den  Bechtsbeziehnngen  zwischen  Grundbesitzer  des  nord- 

*}  Im  folgenden  sind  di<  zum  riesf  tzfstft.xt  gehörenden  und  die  von  IL-rrn 
Klibanski  beigefügten  Aumeikungen  zu  unterscheiden.  Letztere  sind 
eiagerllckt  und  mit  der  Ober  der  Hitte  stehenden  Überschrift  Anmerkung 
(bezw.  Anmerkungen)  vers^en.  Bed. 
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Westlidion  Gobiotos  und  freien  (nicht  hörigen^  T  iit  n  I  n  I^i  dens-  luni 
iMluerlichen  Gerichten  zur  Entscheidung  Überwiesen.  BesonUere  Ueridite 
sind  anch  gemäß  den  YoTRclirlfleii  rem  14.  22.  5.  76  fttr  die  Kst- 
sflioidung  von  Recht sstreitigkeiten  agrarischen  Charakters  zwischen  Gutv 
besitzern  und  Altgläubigen  (Sektierern)  im  nordwestlichen  (iebiet  und  ia 
WeiBrafilaad  dnceisetzt. 

2.  Das  Recht  arif  gerichtUcbeil  Schutz  fvor  Gericht  sein  Rerht  zn 
verfolgen)  ist  publici  juris  und  kann  weder  durch  Vertrag  noch  durch 
letstwilUge  Verfügung  ausgescMonen  urerden.  Demgem&B  ist  «ne  V^rtrags- 
bestimmniifr,  wonach  einer  oder  beide  Kontrahenten  sich  des  Rechts  heirel«n. 
gegeneinander  Klage  zu  erheben,  nichtig.  Ebenso  nichtig  ist  auch  die 
teetamcntarfgelie  Bestimmung,  weictie  Vormftnder.  TestamentsroUstm^, 
Verwalter  gemeinschaftlichen  Eitjentnrns  von  jeder  Rec-hnuntr-slegung  befreit, 
oder  Überhaupt  den  £rben  verbietet,  das  Gericht  anzurufen,  (cf.  die  Ent- 
scheidungen des  Regierenden  Senats  No.  22  pro  79,  263  pro  78,  205  pro  79. 
945  pro  71,  16  pro  81,  26  pro  90,  75  pro  91  u.  v.  a.  bei  Borotcikowski 
§  1  zu  Art.  1,  Gordon  §  5  II  zu  Art.  2.)  Hingegen  behält  eine  testa- 
menturische  Bestimmung  ihre  Giltigkeit,  wenn  sie  den  Erben  fär  den  Fall, 
daß  er  sich  an  das  Gericht  wendet,  nur  mit  einem  Vermögensnachteil,  z.  B. 
mit  der  Entziehung  eines  Teiles  der  Erbschaft,  bedrolit  (a.  a.  0.  Ho.  16 
pro  81;  Cr  Ol  dun  u  a.  0.). 

In  gleicher  Weise  ist  der  Anssehhlfl  des  Rechtsw^s  durch  die  Be- 
stimmung eines  Schiedsgerichts  im  Vertrage,  welches  alle  Streitit^keiten  der 
Kontrahenten  entscheiden  sull,  für  diese  ohne  verbindliche  Kraft:  sie  koauen 
demnach  unter  Übergehung  des  Schiedsjnrerichts  das  ordentliche  Geriebt  an- 
rufen.  Ein  Schiedsgericht  ist  nur  in  der  in  Art.  1367  und  1369  ZPO  vor- 
geschriebeneu Form  für  die  Parteien  bindend  —  im  Vertrage  (z.  B.  der 
Eisenbahnen  mit  einander)  können  Streitigkeiten  Ton  vondlindtt  (m 
ihrer  Entstehung)  einem  Sdiiedsgericht  nicht  nnterworfoi  werden  (a.  a.  0. 
2  und  2^). 

3.  Ans  demselben  öffentlich  rechtUehen  Qesichtspnnlct  erkl&rt  aodi  der 

Senat  vertrairsmStjitre  oder  statiifiirischo  Bestimmung'  n  rl  irttbrr.  wHchfn 
Wert  gewisse  Handlungen  der  Parteien  hinsichtlich  ihres  Rechtsstreites  vor 
Oeriebt  haben  sollra,  für  nnTerhindlich.  So  tiestimmen  gewisse  Tom  Ye^ 
k  hl -i  imi-ter  bf'stfititrte  Eisenbahnstatutcn.  daß  die  Anmeldung  etwaiirer 
ächadeni^ersatzansprUcbe  in  einer  bestimmten  Frist  bei  der  Eisenbalinver- 
waltung  zu  gesehenen  habe.  Der  Senat  erklirt  die  iüimeldung  des  Anspruchs 
h  i  (ii  rieht  und  nicht  bei  der  Eiscnbahnverwaltung  für  ausreichend  ra  a.  0 
g§  3  und  4).  Die  in  den  Statuten  der  Vorschußvereine  enthaltene  Be- 
stimmung darflber,  daß  im  Falle  der  Einziehung  von  Fordenragvn  oder 
Rückständen  von  Mitgliedern  des  Vereins  der  Verkauf  von  Vinuott>ns- 
objekten  der  letzteren  durch  die  Gemeinde-  oder  die  Polizeiverwaltung  zu 
erfolgen  habe,  hindert  nach  der  Indikator  des  Senats  den  Vorschußvexeia 
dennoch  nicht,  wegen  der  gedachten  Forderang«  Klag«  bei  dem  ordentiidwa 
Gericht  zu  erheben  (a.  a.  O  ^  4'>. 

4.  Innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  sind  die  Gerichte  an 
die  selbst  rechtskräftige  Entscheidung  dersell)en  Streitsache  dareb 
administrative  oder  andere  Behörden  in  keiner  \\  eise  gebunden ;  sie  können 
sich  selbst  in  solchen  Sachen  für  unzuständig  erklären,  weiche  die  Ve^ 
waltnngsbehfirde  als  zur  Zuständigkeit  dar  ordmtiichen  Oeriehte  g^Oraid 
angenommen  hat       a  O  §i;  8  und 

5.  Das  Gericht  kann  deswegen  einem  KJagebegehren  den  Schats  nicht 
TCTsagen,  weil  das  erbetene  Urteil  dnrch  die  in  der  ZPO  betdebnetHi 
Mittel  nicht  vollstreckt  wt  rden  könne;  das  Gericht  hat  seine  Entscheidtuig 
zu  treffen  ohne  Rücksicht  auf  die  Vollstreckbarkeit  derselben  {ßordo* 
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$  4  SU  Art.  2.  BorotcikowBki  a.  a.  0.  §  U).   Es  muß  aber  immerhin 

ein  wirtschaftliches  o<lfr  sonst  realisierbares  Interesse  Gegenstand  des 
Klagebegehrens  sein,  die  bloße  Feststellung  einer  Tatsache  ohne  rcalisitübares 
Interesse  kann  nicht  Gegenstand  eines  bürgerlichen  Rechtsstreites  sein 
{Grehtter  und  Dobrotcolaki  No.  128»  129;  Gordon  §  4  m  Art  2; 
laaatüchenko  S.  16 ff.  XI— XIV). 

6.  Der  gerichtlidien  Entscheidung  unterliegt  jeder  Rechtsstreit, 
gleichviel  ob  er  eine  vermögensrprhtlithe  Forderung,  eine  vertragliclio  oder 
sonstige  Lcistong  nicht  vermögensrechtlicher  Natur,  die  PYststellang  des 
Bestehens  oder  Nichtbestehens  eines  Rechtsverhältnisses  oder  sonstige  auf 
die  Anerkennung  eines  Rechts  gerichtete  Begehren  (z.  B.  Anerkennung 
der  Mitgliedschaft  eines  Vereins)  zum  Inhalte  hat.  {Gordon,  §  2  «u  Art.  2, 
Borotcikoioski  a.  a.  0.  §§  11  —  16.).  Der  Kläger  kann  die  Anerkennung 
seines  Rechte  vom  Gericht  verlangen,  selbst  wenn  dieses  Recht  gar  nicht  Yom 
Beklagten  bestritten  und  auch  gar  nicht  verletzt  ist.  Erkennt  Beklagter  in 
solchem  Falle  sofort  den  Klageanspruch  an.  so  hat  das  Gericht  zwar  ihn 
dem  Anerkenntnisse  gemäß  zu  verurteilen,  die  Prozeßkosten  aber  dem 
Kliger  anfanerlegen  (Gordon  I  §  4  zti  Art.  2,  Ttsatsehenko  S.  6  VII 
der  mit  dieser  Anschauung  des  Senats  nicht  einverstanden  ist  nnd  dagegen 
Dolemisiert).  Dasegen  sind  reine  Feststellungsklagen  im  Sinne  des  §  25H 
der  deutschen  ZPO  nur  in  den  OstseegouTernementt  nach  positiTer 
Bestimiining  des  Art.  1801  (im  Anhang)  für  zulässig  erklärt;  im  eigent- 
lichen Kuöland  and  im  Königreich  Polen  dagegen  sind  Klagen  dieser 
Arfe  nicht  suliadg  (cf.  MotiTe  bei  Gordon  za  Art  1801  §  1>.  HOrt 
nach  Klageerhebnng  das  Rechtsverhältnis  auf,  streitig  zu  sein,  sei  es 
z.  B.  daü  der  Beklagte  das  klägerische  Recht  anerkeunt,  uder  den  Kläger 
befriedigt  hat.  oder  aus  einem  anderen  den  Streit  beseitigenden  Grunde,  so 
hat  das  Gericht  festzustellen,  ob  im  Zeitpunkt  der  Erhebung  der 
Klage  diese  bugrüodet  war.  Dies  kann  dann  z.  B.  nutweudig  sein,  wenn 
Aber  die  Kosten  des  Prozesses  nach  Erledigung  der  Hauptsache  8trd( 
swisGhen       Parteien  herrscht  (Borowikotoski  a.  a.  0.  §  19). 

2.  „Privatpersonen  oder  Gesellsrhaften.  deren  gesetaliflkb^grllBdilie Hechte 
durch  Anordnungen  von  Regierungsbehörden  oder  Rcgiemngspersonen  verletzt 
werden,  ki.nnon  bei  Gericht  wegen  Herstellung  ihrer  Hechte  klagbar  werden; 
eine  solche  Klage  bt;mmt  aber  die  Anordnung  der  Kegieruugbbebüide  uUer 
Begiemngspenon  niobt,  solange  eine  gnidMIiche  Bntscbddnng  daittber  nicht 
eigangeo  ist* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Art.  1—3  bringen  das  Prinzip  der  Trennung  der  richterlichen 
von  der  Administrativuewalt  zum  Ausdruck,  während  die  weitere  Ent- 
wickelung  dieses  Prinzips  die  Artt.  237—244  enthalten  (Motive  bei  Gordon 
zu  1  Art.  2  §  1,  Isaatschenko  S.  22  f.  XVI). 

2.  Die  die  Rechte  Dritter  verletsende  Tätigkeit  der  Regierungsgewalt 
kann  zweifacher  Art  sein:  eine  solche,  welche  die  Regierung  als  Verwalterin 
von  Vermügensrechteii  der  Staatskasse  aubübt.  und  eine  iiolche,  welche  als 
ein  Ausfluß  der  Souveränitätsrechte  des  Staates  als  Wahrers  des  öffentlichen 
Rechts  erscheint,  wie  z.  B.  die  Erhebung  von  Steuern  der  verschiedensten 
Art  (cf.  Motive  a.  a.  0.  II  §  1).  Nur  im  ersteren  Falle,  wenn  die  Regie- 
rungsbehörde als  Verwalterin  von  Vermögensrechten  durch  ihre  Maßnahmen 
Rechte  Dritter  verletzt,  ist  der  Rechtsweg  zugelassen.  DaMgen  ist  die 
Tätigkeit  der  Regierungsgewalt  in  ihrer  Eigenschaft  als  Wahrerin  des 
öffentlichen  Interesses  der  Prüfung  durch  die  ordentlichen  Gerichte  entzogen: 
Mer  ist  nur  der  Beschwerdeweg  im  Instanzenzog  der  Aiainistrativbehörden 
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gegeben.  DeTartige  Regierungsmaßnahmen  sind  als  unstreitige  Forderimgea, 
die  EinwenduiiLTt  II  im  Streitverfahren  nicht  zulassen,  im  Sinne  der  A» 
merkung  zu  Art.  1  ZPO  anzusehen,  (cf.  Senatsentscheidungen  bei  Ii<jrf^ 
wikoicski  %%  1—4  zu  Art.  2  ZPO,  Issatschenko  S.  31,  66 ff.  XXIU, 
Kordon  a.  a.  0.  §  9).  Hat  aber  hierbei  eine  Regierungsperson  nidit 
innerhalb  (b  r  Gr»  nzen  seiner  Amtsbefugnis  gehandelt  titul  dadurch  Schadet 
zugetügt,  SU  kann  auch  gegen  eine  solche  Person  der  Schadensanspruch  ia 
ordentlichen  Rechtsweg  gemäß  Art.  1316  ff.  ZPO  gelt<?nd  gemaclit  weida. 
{ßormrikoH-sl  i  a.  a  O.  ß  1.  Issatschenko  IX  76  f.). 

Zu  der  Zahl  di  r  .niisiieitigen'"  Fordt-ninL't-n  im  Sinne  der  Aniu.  m 
Art.  1  ZPO  sind  auch  dit  jenigen  zu  rechnen,  w»  Khe  sich  auf  die  Beschlag* 
nähme  nnd  drn  Vfikauf  von  bei  staatlichen  Kn-ditinstitiiten  vfrjifruidrten 
Privatpersonen  gehörigen  Gnindstücken  durch  diese  Kreditinstitute  lohne 

Srticlitliclies  Vorfahien)  beziehen  (Senatsentflclieidaiig  No.  838  pro  1875  Vi 
orotc ikotcski  n  a  0      4  . 

Da  wo  der  Rechtsweg  gegen  Anordnungen  der  Regierungsgewall  au- 
flesdilosseii  ist,  ist  auch  die  Klage  an!  Rttcksahlang  (z.  B.  bereits  erbobener 
Stenern)  im  ordentlichen  (rcriclit'jvorfahrfn  unzulässig  ia.  a.  0  ?  ^ 

B.  Zu  den  Aduümstrativbehürden,  gegen  deren  Maßnahmen  der  Rechts- 
weg aai^eBcUosaen  ist,  sind  die  städtischen  VenraltnngsheliSrden  nnd  die 
landschaftlichen  >*orbände  Sr  inst uo  zu  z;ihkn.  überall  da,  wo  dieselben 
als  Organe  der  üffeutUchen  Ordnung  auftreten.  {B  orotc  ikotcski  a.a.O. 
§§  3,  4^  4^,  Gordon  a.  a.  0.,  Isaatackenko  a.  a.  0.) 

4.  Der  Kreis  der  Rechtsstreitigkeiten,  für  wi  lche  der  Rechtsweg  aus- 
geschlossen ist,  wird  vom  Senat  sehr  weit  gezogen.  Ausgeschlosüea  ist 
anch  der  Rechtsweg  für  Klagen  beamteter  Personen  wegen  Gehaltsansprfldie 
u.  dergl.  z.  B.  eines  Sekretärs  des  Stacltmagistrats  (Dumai  auf  Gehalts» 
Zahlung,  eines  Beamten  auf  Gewährung  von  Pension  u,  dergl.  ylssat- 
schenko  S.  39  XXIX.  Bo ro ic ikotcski  a.  a.  0.  §  8).  Bemerkenswert  ist 
in  dieser  Beziehung,  dal]  selbst  Vormünder  und  Pfleger  als  vom  Staate 
eingesetzte  Personen  von  dem  Bevormundeten  auf  Rechnungslegung  nicht 
im  Prozeßwege  verklagt  werden  künuen  {Issatschenko  S.  41).  Ferner 
sind  für  Rechtsstreitigkeiten  aus  dem  Entetginuigsverfahren,  auch  diejenigen 
wegen  ib  r  Ilühf  dt-r  Entf^rhädiirnnfissnmme,  die  ordentlichen  Gerichte  nicht 
zuständig,  ubglt'ich  die  Regelung  dieser  Matxjric  im  Zivilkodex  i  ArU  öib  fi.p 
ihrm  Platz  findet  {lesatsekenko  S.  46  f.). 

3.  .Die  VerwaltnngBhehörden  und  obrigkeitlichen  Personen  sind  weder 
belogt,  Aber  Streitigkeiten,  wdehe  bei  der  Behandlnng  einer  Sache  dmdt  «e 

hervortreten,  und  welche  der  gerichtlichen  Prüfung  unterliegen,  eine  Kllt- 

scheidung  zu  treffen,  noch  eine  solche  Sache  an  das  Gericht  zn  verweisen, 
sie  haben  vielmehr  dem  .\ntragsteller  zn  erklären,  daß  er  sich  mit  fsmer 
Klage  au  das  zustandige  Gericht  in  der  vorgeschriebenen  Ordnung  wenden 
könne." 

Anmerkung: 

Die  Bestimmung  des  vorstchendi  n  .\rtikels  ist  nnr  t  iiK'  EiL'änzaiig 
der  ersten  beiden  Arukt.1  und  dti  Anmerkung  zu  Art.  1,  wuriu  der 
(Grundsatz  der  Abgrenzung  der  Administrativgewalt  von  der  gericht- 
lirhen  7um  Aii'idnii  k  gi^dirarbt  ist:  die  Verwaltungsbehörden  haben  sich 
jeiier  Ejitj^i  liriduiig  über  lieciitb-^Lititigkeiteu  auf  dem  Gebiete  des  bürger- 
lichen Rechts  im  engeren  SiiUK'  zu  enthalten,  während  den  Gerichten  ei« 
Prüfung  der  Tätigke  it  drr  Vt  rwaltuiitr^lx  hördeu,  insofern  sie  als  Ori!:aw 
der  Staatsgewalt  in  Betracht  kommen,  versagt  ist.  (Vor  Einfuhrung  der 
Justizgesetze  vom  20. 11. 64  haben  die  Polizeibehörden  aach  in  bttigerliclwn 
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Rechtsstreitigkeiten  richterliche  Funktionen  anstreüht;  diese  Befugnis  ist 
ihnen  durch  die  Bestimmung  des  An.  3  ZPU  gt-nommen  icf.  Motive  hei 
Gordon  zum  Art.  d).  Die  Orensen  seihst  dieser  heiden  Gewalten  sind 
durch  Gesetz  nicht  jrezogen,  und  nnr  der  Rpp:.  S<  imt  hat  von  Fall  zu  Fall 
in  seinen  Entscheidungen  feste  ivioruien  auf^usielten  gesucht,  die  mit  einiger 
Sit  li.  rheit  die  Grenzen  zwischen  diesen  beiden  Gewalten  erkennen  lassen. 
Aus  liieser  reichen,  bei  Boroicikoicski  in  den  2'-  .^7  zu  Art.  2  ZPO, 
läj^atiichenku  S.  31  fi.  XXIII  angefahrten  Judikatur  ist  der  allgemein 
geltende  Grundsatz  za  entnebmen.  daß  der  gerichtliche  Schutz  für  alle 
Recht.sverhältnis.se  auf  vermögensrechtlichem  und  vertraizlichem  Gebiet,  für 
bürgerliche  Rechte  im  engeren  Sinne  gewährt  ist;  sie  ermangeln 
aber  des  geriehtBehen  Sclnitzes,  wenn  sie  durcE  Anordnungen  nnd  Ma6- 
nahmen  der  Tlri.ii.nmL^  vfrletzt  werden,  die  im  Interesse  il.r  iiFfentlichcii 
Ordnung  und  äicberhcit  getroffen  sind;  cf.  im  Übrigen  die  Anmerkungen 
zn  Art.  2. 

4.  .Die  Orrirhte  können  zdi  rhainlliini^  Itürgerlicher  Anf^legenheiten 
nicht  anJtib  als  auf  Ansuchen  derjenigen  l'ersonen  schi'eiten,  welche  durch 
diese  Angelegenheit  berOhrt  werden,  and  sie  nicht  nnders  entscheiden  als 
nach  AnhSmng  der  Ericl&mng  der  G^npartei  oder  nach  Ablauf  der  zur 
Abgabe  dieser  Erklärung  bestimmten  Frist." 

A  n  m  r  r  k  u  ii  l'  c  n : 

1.  Hier  ist  von  der  streitigen  denchtsbarkeit  die  Rede.  Da.s  Partei- 
ansachen  mnß  in  Form  einer  Klage  geschehen,  die  Klage  muß  den 
Erfordernissen  der  Art  öl  ff  für  Friedensgerichte),  25<),  257  für  Hezirks- 
gericbte)  ZPO  und  Art.  iil  HPÜ  ^für  Uandelsgehchte;  entsprechen.  Von 
Amtswegen  oder  auf  I)eh9rd1iche  Mitteilung  bin  darf  das  Gericht  in  bürgere 
liehen  Rechtsstreitigk«  iten  nirht  tätig  werden  (cf.  bei  Bn  ruw i kutcski 
§  1  zu  Alt  4  ZVOf  Gordon  §  1  zu  diesem  Art.).  Wie  die  bei  Issat- 
achenko  9.  82  f.  mitgeteilten  Hotive  ergeben,  ist  die  Bestimmnng  des 
Art.  4  durch  die  Zustände  hrr\ (n u'«  rnfrii  worileii,  wrlclie  vor  Einftlhrnnfr 
der  ZPO  vom  20.  11.  t»4  geherrscht  haben:  damals  haben  die  Polizeibehörden 
ohne  Parteiantrag  nnd  (une  Anh6rung  der  Gegenpartei  bürgerliche  Rechts- 
angelegenheiten entschieden  icf.  auch  Anni  zu  .\rt  :V 

2.  Aus  dem  im  Art.  4  ausgesprochenen  Grundsatz  des  ProzeÜbetriebes 
durch  die  Parteien  folgt,  daß  die  höhere  Instanz  eine  Entscheidung  der 
unteren  Instanz,  selbst  eine  offenbar  irrige,  nicht  von  Amtswegen  aufheben 
kann,  wenn  kein  Rechtsmittel  von  der  Partei  in  der  vorgeschriebenen  Form 
und  Frist  eingelegt  ist.  Ebensowenig  kann  die  untere  Instanz  selbst,  wenn 
sie  ihre  Entscheidung'  als  irrig  erkannt  hat,  l)ei  der  höhen  n  Instanz  die 
Aufhebung  derselben  beantragen:  dies  kann  nur  die  Partei  icf.  die  Ent- 
schtiduiigen  No.  2'J.  311  pro  Ü7.  l'W  pro  (W.  KKW.  1059  pro  (iy,  24H.  513, 
946  pro  70.  20()  pro  76  u.  a.  bei  Rorotcikotcski  a.  a.  ().  §  2.  Issat' 
schenko  S.  88  f.i.  In  den  h^in  !). n  ji  iImcIi.  dit-  mit  einem  Inifirsse  der 
»Staatskasse  verbunden  sind,  snwir  in  il.n  .•^^  iclau  der  Kircheu  nnii  Klöster 
und  in  Ehesachen,  wo  ein  Ji'  khi^'if  r  fehlt,  steht  auch  der  Staatsanwaltschaft 
das  Recht  zu,  Rechtsmitt.I  <in/.iiKgen;  in  allin  anderen  Fällen  hat  die 
Staatsanwaltschaft  keine  Iktu^Miis,  gegen  Entscheidungen  des  Gerichts 
Rechtsmittel  einzalegen  oder  Proteste  zu  erheben,  nnd  zwar  selbst  da  nicht, 
wo  sie  nach  ^rr  sftzlichor  Vorschrift  angehört  werden  mußte,  aber  nicht 
angehört  worden  ist  (Borotctkoicaki  a.  a.  0.;, 

3.  Aus  dem  Grundsatz  des  Parteibetriebes  folgt  femer  das  Recht  des 
Kläjrers.  in  jeder  Lage  de.s  Prozesses  seine  Klage  zurückzunehmen 
mit  der  W  irkung  der  Einstellung  des  ganzen  Prozeliverfahreus;  iiierbei 
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behält  er  aber  das  Recht,  dieselbe  Klage  von  neuem  einzureichen,  selbst 
wenn  die  Klagerilcknahme  in  der  Borufungsinstanz  erfolgt  Dir  btreits 
geladene  Beklagte  kann  aber  der  Klagerücknalmie  widersprechen  und  tiiic 
Entscheidung  in  dorSttdu  selbst  verlangen,  wodurch  der  Kläger  des  Rechts, 
dieselbe  Klage  von  neuem  zu  erheben,  verlustig  geht  {Boroufikoieski 
a.  a.  0.  §  3.  Gordan  u.  a.  Ü.  7;. 

4.  Hinsichtlich  der  Aktivlegitimation  gilt  der  Grundsatz:  daß  der- 
jenige zur  Klageerhebung  legitimiert  ist,  dessen  Reclite  verletzt  sind.  Im 
Einzelnen  ist  hervorzuheben:  Demzufolge  kann  die  Klage  wegen  Besitz- 
störung ni(  ht  nur  der  Eigentflmer,  sondern  auch  jeder  tatsächliche  Besitzer 
der  Sache  erheben  {Gordop  n  ^  n  §  2",  Borotc iko u- sk i  a  a  §5, 
Issatsche nko  S.  liUi.  Der  riundglänbiger  ist  aktiv  legitimiert  in 
allen  Klagen,  welche  auf  Aufliebung  oder  Anfechtung  von  den  Wot  de« 
Pfand^rrtindstilfks  beeintrüchtigenden ,  vom  Schuldner  fresrhlossenrn  Vrr- 
trägen  oder  Kechtsgeschüften  gerichtet  sind  {Boroicikotcski  a.  a.  0. 
§14,  Gordon  a.  a.  0.  §  2).  Dieses  Anfechtnngsrecht  haben  die  Kredit- 
anstalten, denen  Immobilien  verpfändet  sind,  unbesrhadet  des  Rechts,  welchr« 
ihnen  durch  das  Oesetz  vom  22.  10.  77  gewährt  und  welches  sie  im  F&lle 
einer  WertTerminderung  des  Pfandgmndsttteks  die  Rfldcxahlnng  eines  «rt- 
spreohenden  Teiles  der  durch  das  Pfand  gesicherten  Forderung:  vor  f!->r 
Fälligkeit  zu  verlangen  berechtigt  (a.  a.  0.).  Andere  persönliche  Gläabiger 
haben  ein  solches  Anfechtangrsrecht  in  Qem&Bfaeit  des  Art  1329  Ziff.  i 
des  Zivilkodex  nur  im.  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners  (cf.  Konkursordnung  Anm.  3  zu  Art  460  ÜTO,  Ztacb. 
XV  62  f.,  Gordon  a.  a.  0.).  Daraus  folgt  ferner  die  AktiTlegittoutioB 
des  MiteigL-ntilnurs  —  bei  gemeinschaftlichem  Eigentum  zu  Klatren.  die 
sich  auf  Erhaltung  des  gemeinschaftlichen  Eigentums  oder  A))W(  ndimg  von 
Schaden  richten,  sofern  dadurch  der  ideelle  Anteil  des  Klägers  ge^chlltst 
wird.  Im  allgemeinen  aber  kann  jeder  Miteigentümer  nur  sich  selbst  und 
seine  anderen  Miteigentümer  nur  kraft  einer  ihm  erteilten  Vollmacht  vor 
Gericht  vertreten  (a.  a.  0.  §  6,  Gordon  a.  a.  0.  §  2).  Dieselben  Grund- 
sätze Anden  auch  hinsichtlich  der  Klage  eines  von  mehreren  Erben  aaf 
Wahrung  der  Rechte  der  ungeteilten  Erbschaft  Anwenduiiir  Boro  tcikoicski 
a.  a  0.  §  7,  Gor  du  n  a.  a.  0.).  Hierbei  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß 
der  Ehegatte  nicht  als  Erbe,  sondern  nur  als  Fordeningsbereehtigter  hin- 
sichtlich seiner  gesetzlichen  Abfindung  anzusehen  ist:  er  ermangelt  also 
der  Aktivlegitimatiou  für  die  Rechte  der  Erbschaft  betreffende  Klages 
{B<>r<>irik(tu>8ki  a.  a.  0.).  Von  mebreren  Erben  einer  Forderung  kiffl 
jeder  Zahlung  vom  Schuldner  nur  in  HOhe  seines  Erbanteils  Te^ 
langen  i^a.  a.  Ü.  §  7^). 

5.  Auch  eine  .dritte"  Person  ist  aktiv  legitimiert  sor  Ansteffnsg 
solcher  Klagen,  die  auf  Wahrung  ihrer  eigenen  Rechte  abzielen.  Dieses 
güt  insbesondere  von  den  Verträgen  zugunsten  Dritter.  Der  gDritte*, 
dem  in  einem  Vertrage  zwischen  anderen  Kontrahenten  gewisse  Redrte 
ausbedungen  sind,  kann  zur  Wahrung  dieser  seiner  Rechte  selbständig 
klagen  {Borowikotcaki  a.  a.  0.  §  16,  Gordon  a.  a.  0.,  Isiat- 
»ekenko  8.  204).  Der  lehensl&ngliche  Nießbramohw  eines  ansgdiebescii 
Kapitals  kann  beim  Eintritt  der  Fälligkeit  auf  Zablung  ad  wposiSxm 
(bei  der  Staatsbank)  klagen  fa.  a.  0.  §  IfiV 

6.  Kaufmännische  Augestellte,  welche  die  Befugnis  haben.  Waren  für 
ihre  Prinzipale  zu  verkaufen,  sind  legitimiert,  in  eigenem  Namen  den  Kssf- 
preis  für  die  verkauften  Waren  einzuklagen  {Boroic  ikoirski  0. 
I  18,  Nossenko  Kommentar  zum  HOB  Art.  16  g  1,  iKsatacbenko 
8. 188).  Hat  ^  Bevulhnächtigter  sich  einen  Anderen  substituiert  Mkum 
sowohl  er  als  ancb  der  JAachtgeber  Abrechnung  oder  Rechnungslcgwug  t«b 
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Substituten  verlangen.  Dieser  bnncht  aber  nur  einmal  Redurang  zu  legen : 
entweder  dem  Macbtgeber  oder  dem  Bevollmächtigen  ( B  o  r  «>  tc  i  loitjsk  i 
a.  a.  0.  §  19.  Nossenko  a.  a.  0.  zn  Art.  52,  cf.  das  lüssiscbc  limidels- 
recht  Ztsch.  XV  Anm.  zn  §  45.  Gvrdon  a.  a.  O,  §  2  k 

7.  Die  in  dem  Art.  4  ZPO  erwähnte  Gofronpartei.  die  gehört  werden 
mtiB,  ist  der  Beklagte.    Die  genaue  Bezeichnung  der  Person  des  Beklagten 
ist   Erfordernis  der  Klage,  nnd  di»  KlageRcbriffc  wird  g«mi0  Alt.  266 
Ziff.  1  ZPO  dem  Kläger  (ohne  Terminsbestimmung)  zurückgescbirkt,  wenn 
diesem  Erfordernis  nicht  entsprochen  ist.    Der  richtige  Beklagte  ist 
allemal  derjenige,  der  die  ReehtsTerletKnng,  gegen  welche  der  Ktiger 
Remedur  verlangt,  be<rant:(^n  hat.    Dio  Passivlegitimation  ergibt  sich  dem- 
nach aus  der  Tatsache,  wem  die  Rechtsverletzung  anzurechnen  ist:  hat 
Jemand  die  Recbtarerletsnng  Im  Auftrage  eines  Anderen  begangen,  so  ist 
dieser  Andere  als  der  Auftraggeber  der  ridititre  Beklairto.  nütii^enfalls  aber 
sind  beide,  Auftraggeber  und  Beauftragter  zu  verklagen,  wenn  ersterer  den 
Auftrag  bestreitet  (Borowikowaki  a.  a.O.     Bl.  33,  Gor  don  a.  a.  0. 
§  3  Ii.    Ist  ein  Rechtsverhältnis  nur  gegen  inihrero  Beteiligte  in  ihrer 
Gesamtheit  festzustellen,  so  sind  sie  alle  zusammen  zu  verklagen,  sie 
bilden  auf  der  pasdren  Seite  eine  notwendige  Streitgcnossrascbaft.  Dies 
ist  z.  B.  der  Fall  bei  Rechtsstreitigkeiten  über  die  üngiltigkcit  eines  Testa- 
ments oder  einer  anderen  Urkunde  wogen  formaler  Verstöße,  wodurch  die 
Rechte  aller  derjenigen  Personen  berührt  werden,  die  an  der  Giltigkeit  der 
Urkunde  ein  Interesse  haben :  hier  bilden  alle  Personen,  deren  Rechte  durch 
die  rngiltigkcit  der  Urkunde  berührt  werden  (z  B  alle  Erben)  eine  not- 
wendige Streitgenossenschaft  (Bm  oicikotcski  a.  a  0,  §  34.  Gordan 
a.  a.  0.  §  3  IP).    Die  Klage  anf  üngiltigkeit  eines  Testaments  ist  gegen 
alle  Erben  zu  richten,  nicht  gegen  den  Testamentsvollstrecker  "Barotci- 
koicaki  a  a  0.  §  35  cf.  auch  zu  Art.  24  ZPO,  Issatschenko  S.  198, 
20n,  lii :     ich  die  unmittelbar  bedachten  Legatarien  mitverklagt  wiasen 
will,  cf.  aiuh  Art.  1092  nnd  HOS) 

8  Die  Flage  der  Passivlegitimation  hat  das  Gericht  auch  von  Amts 
wegen  zu  prüfen,  wenn  der  ^klagte  nicht  vertreten  ist,  ist  aber  die 
beklagte  Partei  im  Prozesse  vertreten,  so  ist  die  Bemiiii^feliinu'  der  Passiv- 
legitimation  ausschließlich  Sache  des  Parteieinwandes  {Borowikotcski 
a.  a.  0.  §  48,  Gordon  a.  a.  0.  §  ß.  Tsaatschenko  8.  191,  ef.  Art.  69' 
und  5713). 

9.  £rben  haften  für  ^'achlalji>cbuIden  im  Verhältnia  zu  ihren  Erb- 
teilen (Art.  1259  ZiYilkod.).  Es  kann  demnacb  jeder  einxelne  Erbe  nnr  in 

Höhe  ile.s  auf  ihn  entfallenden  Anteils  an  der  Xachlalisrhnld  verklagt  werden. 
Der  auf  die  ganze  Kactilaßschttld  verklagte  Erbe  mn&  aber  gegebenenfalls 
einwenden,  daB  nnd  welche  Hiterben  vorbanden  sind,  deren  Hithaftnng 
das  Maß  seiner  eigenen  Verbindlichkeit  hestininit  (Boroicikoiüski  9k.tk.O. 
g  43j  Oordon  a.  a.  0.  §  3  n\  Issatschenko  S.  19ti>. 

10.  Die  Veräußerung  der  im  Streit  betindHcben  Sache  ist  in  jeder 
Lage  des  Proz*  sse«-  zulä.s8ig  (hierzu  ist  schriftliche  Form  vorgeschrieben, 
der  durch  schriftliche  Anzeige  der  Kontrahenten  an  das  ProzeÖgericbt  ge- 
nügt wird)  mit  der  Wirkung,  daß  vom  Zeitpunkte  der  VerftnOerung  der 
Erwerber  der  res  litigiosa  an  die  Stelle  des  Veräußerers  in  den  noieB 
eintritt  {Borotcikoicski  a.a.O.  §  50.  Gordon  a.  a.  Ö.  §  5). 

5.  „Der  zivilrechtliche  Anspruch  auf  Erstatnmt:  des  durch  ein  Verbrechen 
oder  ein  Vergehen  verursachten  Schadens  udtr  Vtriubtc-a  kann  bei  dem  Straf- 
gericht gleich  bei  der  Verhandlung  der  ijtrafsache,  oder  gesondert  von  der- 
aelben  beim  Zivilgericht  bia  anm  Ablauf  der  VerJiUirangsfrist  geltend  gemacht 
werden.* 
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Anmerkungen: 

1.  Das  Wahlrecht  des  Verletzten  aus  Art.  5  ZPO  lin  Übereinstimmunff 
mit  Artt.  6  und  7  der  StPO)  ist  ein  alternatives:  er  kann  seinen 
Schadensansprucb  bei  dem  Strafgericht  oder  bei  dem  Zirilgericht,  nicht 
aber  bei  beiden  Gerichten  zugleich  geltend  nuiclieti.  Di  r  einmal  gestellte 
▲ntrag  ist  für  die  Fortsetzimg  des  Verfahrena  entscheidend  j  ist  er  bei  dem  - 
Strftfgericlit  gestellt,  so  findet  die  Verhandlmtg  nnd  Entsebeidmig  im  straf« 
rechtlichen  Verfahren  statt ;  ist  der  St  iKuleiisansprnch  da^eircn  vor  dem 
Zivilgericht  erhoben,  so  ist  das  Verfahren  nach  den  I^estimmungen  der 
ZPO  dtttcbznfnhren.  Eine  Umleitung  des  strafreebtlichen  Verfaucns  in 
das  zivilrechtlirhr  uin!  umgekehrt  ist  unzulässig  (SenatsentscheidODgeil  bei 
JBoroic ikotcskt  zu  Art  ö  §  3,  Gurdon  zu  Art.  ö  g  2). 

2.  Die  im  Art  6  erwKbnte  Veijftlinmgsfrist,  imierhalb  weleber  der 
Verletzte  seine  Schadensrrsatzklage  erbeben  muß,  ist  die  all^'emeinp  zehn- 
jährige gemäß  Art.  694  Zivilkod.  Ihr  Lauf  beginnt  mit  der  iiegehung 
der  (Ten  Schadensanspruch  begründenden  Straftat  {So  r o  ic  i kowtki  a.  a.  O. 
§  4,  Issutschetiko  S.  210).  Nach  den  Statuten  der  FeiierTer.sichi-Tnncjs- 
gesellschaften  muß  der  Versicherte  bei  Verlust  seines  Ajispruchs  den  Feuer- 
schaden iiiiierhall)  Jahresfrist  geltend  machen.  In  diesem  Falle  tritt  diese 
einjäliritre  AnsschhiL'frist  an  die  Stelle  der  zehnjiUiriiren  Ve^jiihrunL^sfrist. 
öoUl*;  auch  ein  Strafverlahitn  vvegt-u  Brandaüitung  schvvvbeu  und  der  Ver- 
sicherte vor  Beendigung  dieses  Verfahrens  außer  Stande  sein,  die  von  der 
VersirlirrnnfrstTPSpHsiliaft  statutengemäß  erforderte  Bescheinigung,  daß  das 
l'eiier  uliue  Vcrjichulden  des  Versicherten  entstanden  sei.  beizubringen.  Er 
hat  jidenfalls  den  Schadensanspruch  innerhalb  der  gedachten  Jahresfrist 
geltend  zu  machen,  er  kann  aber  gemäß  Art.  H68  oder  452  ZPO  bei  Gericht 
beantragen,  daß  ihm  mit  Rücksicht  auf  das  schwebende  Strafverfahren  eine 
Frist  zur  Beibringung  der  erwähnten  Bescheinigung  oder  eines  anderen 
Beweises  dafür,  daß  ihn  ein  Verschulden  an  dem  Brande  nicht  trifft,  be- 
•tisimt  werde  (Borowikaetki  a.  a.  0.  §  ö.  Gordon  a.  a.  0.  §  3). 

3.  Die  im  V^llstreckungsgcsetz  {Stcod  Suknnoic  Bd.  XVI,  T.  2, 
Art.  &4i^)  bestimmte  zweijährige  and  (fOr  Ansliiuder  i  vierjährige  Verj&hranffs» 
frist  bezieht  sieb  sowohl  auf  die  strafreditllebe  Verfolgung  wegen  Naebdni^s 
als  auch  auf  die  Zivilklage  wegen  des  diireli  den  Xac  hilru(  k  verursaehf  en 
Schadens.  Es  ist  eine  singuläre  Bestimmung  und  bildet  eine  Ausnaiuue 
▼•n  der  allgemeinen  cebnjAhrigen  Verjährung  /a.  a.  0.  §  7,  Gordon 
a.  a.  0.  § 

4.  Darüber,  daß  das  zivilprozessuale  Verfahren  so  lange  auszusetzen, 
bis  das  Strafverfahren  beendet  ist,  und  daA  für  den  Ziviliiebter  die  Ent- 
scheidung des  Strafricbters  maßgebend  ist,  cf.  Art  6  Anm.  2  sn  Art.  7 

und  Art.  8. 

5.  Wird  ein  Anspruch  aus  Art.  5  beim  Strafgericht  geltend  gemacht 

—  dies  muß  spiitfstcn«!  in  dem  ersten  Hanptverhandlungstermin  geschehen  — 
so  ist  das  Gericht  /iistiindiu'.  wo  (li<  >traftat  begangen  ist  (forum  delicti 
comviisfii).  wird  da-,  zi\ ilierhtlieiie  \  erhüiten  gewählt,  so  bestimmt  sich 
die  Zuständigkeit  nach  allgemeinen  Bestinunnngen  {Holmsten  S.  66, 82). 

fi.  .In  dem  in  dem  vorstehenden  Artikel  (5)  bezeichneten  Falle  tritt 
das  Zivilcrericht  in  die  Verhandlung  der  Sarlie  nie]it  frülirr  pin,  als  nach  Be- 
endigung des  Strafverfahrens  über  den  Gegenstand,  aus  dem  der  Zivilanspruch 
hervorgeht ;  es  sei  denn,  daß  der  Kläger  eine  Bescheinigung  darüber  beibringt, 
daB  das  Strafverfahren  wegen  Geisteskrankheit  des  Beschuldigten  eingestellt 
ist  (Art.  StP(>(.  oder  daß  das  Strafgericht  wegen  Nichtanffindens  des 
Beschuldigten  die  Sequestration  seines  Vermögens  angeordnet  hat  (Artt.  846 
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and  851  StPO).    Im  Falle  der  Wieder  au  fnuhuie  des  Strafvertahreiiä  wird  das 

BiYiliechtlieln  Yerfsbren  anagMetzt." 

Anmerkuiicrcn: 

1.  Die  Aussetziuig  des  Verfahreus  (bia  zur  Beendigung  dea  Straf- 
▼erfahrens)  in  GemftBheit  d«s  Art.  6  ZPO  kann  Tom  SSiTilgericlit  erst  nach 

erfoli,'tt'r  L.-iduny:  dts  Bokla)it.  n  mf  die  erhobene  Klage)  beschlossen  worden 
{ßoroicikowski  §  3  za  Art.  Ö,  laaatachenko  Ö.  222).  Nach  Holm- 
S.  135  «oll  dagegen  die  Ansaetzvng  sdion  Tor  Ladung  des  Beklagten 
erfolgen. 

2.  Die  Aussetzung  des  Verfalireiis  gemäß  Art.  6  bei  gleichzeitigem 
Schweben  eines  Stn^eriahrens  findet  nnr  dann  statt,  wenn  Gegenstand 
des  letzteren  genau  derjenige  Tatbestand  ist,  auf  welchen  die  Zivilklage 
sich  gründet  Dagegen  findet  Art.  8  keine  Anwendnn<j.  wenn  das  .Straf- 
verfahren sich  auf  einen  die  Zivilklage  begleitenden  Umstand,  der  nicht 
allein  das  Klagefundament  des  Zivilansprachs  bildet,  bezieht.  So  kann 
z.  B.  die  Besitzstönuik'sklatre  ein  Mnment  einer  Straftat  aufweisen,  wenn 
beispielsweise  Gewalt  angtu endet  wurde;  über  die  Gewaltanwendung  ist 
ni<-]it  aiissr}ilie6Uch  Klagefundament^  Klagegrnnd  ist  vielmehr  die  Tatsache 
der  widern  chtlichen  Besitzstörung  (oder  die  \\  e<;nuhtiie  fronukii  Eigen- 
tums); hier  ist  Art.  ß  nicht  anwendbar.  Im  allgeineiuen  liai  alü  Hegel 
sa  gelten:  da,  wu  die  Entscheidung  über  den  zivilrechtlichen  Anspraeh 
anabhUngiLT  von  der  Entscheidunf;  Mbi  t  lüe  damit  verbunJeric  .Straftat  er- 
folgen kann,  dar!  eine  Aussetzung  des  Zivilverfahrens  nicht  stattfinden. 
Ist  »her  die  Entscheidung  über  die  ijtiaitat  präjudiziell  ffllr  den  Zivilanspruch, 
so  muß  gemäß  Art.  6  ZPO  verfahren  werden  !BorotriJ:owsf:t  a.  n.  O. 

ö— 10,  Gordon  zu  Art.  ti  g  1).  Wird  eine  Klage  mit  einem  behaup- 
teten Betrag  begründet,  oder  wendet  Beklagter  einredeweiae  Betrog  ein, 
so  ist  damit  für  das  Zivilgericht  noch  nicht  unbedingt  die  Anwendbarkeit 
des  Art  6  gegeben ;  der  behauptete  Betrug  braucht  nicht  gerade  der  straf- 
.  reditllche  zn  sein,  es  kann  ein  zivihreehtucher  Betrug  vorliegen  (x.  B.  wenn 
die  Absirbr  der  Vermogensschädi^'unu'  fehlt»,  in  welcbein  Falle  eine  Aus- 
setzung des  Verfahrens  bis  zur  Entscheidung  des  Ötrafgericbts  Uber  den 
hehanpteten  Betrag  nicht  stattfindet  (Gordon  1 1  sn  Art  8  ZFO,  Istat' 
achenko  .S.  342).  Die  Annabme  des  Gerichts,  daß  zivilrechtlicher  Betrug 
vorliegt,  der  eine  Aussetzung  gemäß  Art.  6  nicht  rechtfertige,  ist  eine 
Tktfra^e  und  der  Nachprüfung  durch  das  Kassationsgericht  entzogen 
{So  f  I' fc  { koicski  a.  a.  0.  §  7). 

'6.  In  allen  den  Fällen,  wo  eine  strafbare  Handlung  den  Klagegrund 
bildet,  hat  das  Zivilgericht  sich  einer  Prüfung  und  Entscheidung  Uber  die 
Straftat  überhaupt  zu  enthalten,  bevor  das  .Strafgericht  darüber  urteilt 
hat.  Wenn  also  der  Zivilrichter  bei  Prüfung  der  von  ihm  Tin  entscheidenden 
Sache  findet,  daü  der  Anspruch  durch  eine  behauptete  Straftat  begründet 
wird,  so  hat  er  seine  Tfttigkeit  zunächst  einzustellen  und  die  Partei  und 
die  .Sarhe  zuvor  an  das  StrafL'eri* ht  711  verweisen  (Boroir ilawski 
a.  a.  0.  §  11;.  Ist  aber  eine  Stralverfulgung  wegen  Todes  des  Besc huldigten 
oder  wegen  Ablauf  der  Verjährung  fUr  die  Straftat  (Art.  16  .StPO)  aus- 
geschlossen, oder  ist  die  Straftat  stlbst  nur  auf  .\TitniL''  verfolgbar  (ein 
Antraggdelikl',  so  hat  der  Zivilrichter  unmittelbar  Entscheidung  zu  treffen 
{Borowikowski  a.  a.  0.  25,  27 ff.,  cf.  Anm.  2  zu  Art.  7;. 
,  4.  Aus  den  zahlreirhen  Sr riatsent--rhi  i(lnngen  über  die  Frage,  ob  eine 

Straftat  das  K 1  age fundament  sei  und  daher  Art.  (i  ZPO  zur  Anwendung 
komme,  seien  folgende  Beispiele  henrorgelioben :  a)  Die  VindUwUon  einer 
gestohlenen  Sarin-  kann  maw  Zivilrirhtrr  erst  nnrh  Beendigung  des 
Strafverfahrens  über  den  bezüglichen  Diebstahl  entschieden  werden  (.ßoro - 
utikotoaki  a.  a.  0.  §  14).  b)  Eine  Alimentenklage  aas  außerehelicher 
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Sdiwängerung  kann,  da  die  außereheliche  Beiwolinung  nach  Art  Wl  J.^a 
FUSS.  8tGB  eine  Straftat  darstellt,  vor  Erledigang  des  Strafverfahrens  da- 
rüber nicht  zar  Verhandlung  und  Entscheidung  durch  den  Zirilrichter 
kommen  (Borotcikotcsk i  a.  a.  0.  §  22).  c)  Die  RQckforderung  eine« 
Geschenks  wegen  Mißhandlniifj.  Verleumdung  des  Geschenkiicb»  rs  durch 
Geschenknehmer  (Art.  974  Zivilkod.)  ist  vom  Zivilrichter  unmittelbar  za 
entscheiden,  weil  die  Mißhandlung  selbst  usw.  nicht  Klagegrund  ist.  sondern 
der  rinstand,  daß  sie  sich  tr<'jren  den  Ge8chenk^»-^i<'r  richtete  iBorotci' 
kotcuki  a.a.O.  §  20.  Gotdon  §  1  zu  Art.  b  iuhrt  auch  gegenteilige 
Senatsentscheidungen  an),  di  Der  Einwand,  dftB  eine  Wechsel  Unterschrift 
nicht  von  dem  Verpflichteten  sellisf.  snndf  rn  in  seinrm  angeblichen  Auftrag 
von  einem  Dritten  geleistet  worden  ist  und  dit  st  r  Dritte  zur  Unterschrifts- 
leistung  keinen  Auftrag'  hatte,  kann  zur  Ausst  tzung  des  Verfahrens  gemäß 
Art.  6  ZPO  nicht  führen  (hier  liegt  kein  Einwand  dir  Fälschung  vor' 
{Gr ebner  und  Dobroicolski  No.  218).  ei  Der  Einwand  des  Wuchers 
im  Wechselprozeß  begrflndet  (wenn  er  gluabhaft  dargetan  wird,  c!.  Anm. 
3  za  Art.  6)  die  Aiuaetnmg  des  Verfahrens  (a.  a.  0.  Mo.  213—216). 

7.  .Der  Kligw  Terliert  das  Recht  nicht,  seinen  Anqinidi  Tor  dca 
ZiTilf»idit  geltend  an  Dachen«  sollte  auch  der  Angeklagte  dttreh  das  UrteO 

des  Strafgerichts  für  nicht  schuldig  bt^fundcn  worden  sein,  sofern  durch  dessea 
Handlung  dem  Klftger  ein  Schaden  oder  ein  Verlust  entstanden  ist.' 

Anmerkungen: 

1.  Hat  der  Strafrichter  auch  über  den  zivilrechtlichen  Schadeos- 
anspruch  ^tscheidung  getroffen  und  Ist  diese  Entsdieidang  rechtskräftig 
geworden,  so  Üeirt  unbedingt  eine  res  judicata  vor.  und  eine  emeate 
Vtrbaudlung  und  Entscheidung  vor  dem  Zivilrichter  ist  ausgeschlossen 
iBffrotcikoicifki  §  1  Stt  Art.  7  ZPO).  Bs  macht  hierbei  keinen  Unter- 
schied, ob  der  ^^('l1adense^sr^t7anspr^ch  ans  dem  Tfrnnde  des  manirelndeD 
Beweises  über  die  Hübe  des  Ansi)rnch8  oder  aus  einem  andervu  ürande 
vom  Strafriehter  abgewiesen  wordi  n  ist  (Boroteikoteaki  &.  0.  §  2, 
Cmfffon  711  .\rt  n  §  1)  Das  (lliiihe  pilt  dann,  wenn  der  Schadens- 
anspruch  vom  Strafriehter  überhaupt  Ubergangen  ist  und  der  Verletzte  (der 
Kl&gt  r  I  das  Urteil,  ohne  es  durch  Rechtsmittel  anzufechten,  hat  rechtskräftig 
werden  lassen  tOar  don  a.  a.  O.i.  Hat  er  aber  das  vorge-schriibtnc  R«<hf?- 
mittel  gegen  ein  solches  Urteil  eingelegt,  so  bleibt  ihm  dadurch  auch  mü 
Recht  gewahrt,  seinen  Schadensanspmch  vor  dem  Zivilgericht  au  verfolgw, 
selbst  wenn  die  hnherr  Instanz  die  Übergehung  des  Zivilanspruchs  nicht 
abgeändert  bat  [Boroicikowski  ».  a.  0.  S  3.  Issatachenko  S.  217/. 

2.  Nach  Art.  30  StPO  ist  die  endgültige  Entsehefdnng  des  Senf- 
richters für  den  Zivilrichter  unbedingt  maßgebend.  Wie  die  Motiv«^  KM 
Gordon  zu  Art.  ö  1)  ergeben,  sollte  der  französisch-rechtliche  Grund- 
satz: le  criviinel  tieiit  Je  civil  en  etat,  le  criminel  empörte  fe  eivU 
zur  Geltung  gebracht  werden.  Indessen  ist  der  Zivilrichter  an  die  Ent- 
scheidnnfr  drs  Strafrichters  nnr  hinsichtlich  der  Fragen  gebunden:  ob  dßf 
bestinmitij  Straftat  beganguu  ist.  ob  diese  Straftat  von  dem  Angeklagten 
beganun  n  und  ub  sie  ihm  in  strafrechtlicher  Beziehung  anzurechnen  ist 
{Hol msteii  S.  74».  Ist  dabn  ihr  Angeklagte  ans  d»Mii  (irunde  frei- 
gesprochen,  weil  die  Begehung  di  r  Straftat  vtrncuii  ist.  oder  w<Ö 
die  Täterschaft  gerade  des  Angeklagten  als  nicht  feststehend  oder  nicht  • 
b(  wii'Sfn  angenommen  wnrdr  so  ist  damit  für  den  Zivilrirbter  die  Möglich- 
keit abaoiut  ausgescliiossen,  duse  Fragen  einer  erneuieu  Prüfung  zu  unter- 
siehen,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  für  die  Täterschaft  des  Angeklagteo 
(des  Beklagten)  neue,  im  Strafverfahren  garnicht  geltend  gemachte  Beveis- 
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mittel  vorgebracht  werden  Boruwiknicsk i  a.  a.  0.  §§  7 — 12,  Gordon 
a.  a.  0.  V?  1  zu  Art.  6,  1?  ')  zu  Art.  7).  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
zivilrechtlichen  Verantwortlichkeit  des  Angeklagten  für  die  Folgen  seiner 
Handlung.  Diese  Fragt;  unterUejft  nicht  der  Entscheidung  durch  den  Straf- 
riehter:  ist  daher  der  Angeklagte  deswegen  freigesprochen,  weil  seine 
strafrechtliche  Znrechnnnrrsfähigkeit,  oder  weil  die  Strafbarkeit  drr  be- 
gangenen Tat  verneint,  oder  weil  die  Verjährung  der  Straftat  eingetreten, 
oder  der  gesetzlich  erforderliche  .Strafantrag  nicht  gestellt  ist,  so  hat  der 
Zivilricbter  gemäß  Art.  7  ZPO  über  die  Berechtigung  des  zivilrechtlichen 
Schadensersatzansprachs  za  befinden  ißorowikotoski  a.  a.  0.  §  5, 
IssatBchenko  S.  245  f.,  Gordon  a.a.O.),  wobei  er  aber,  wie  erwähnt, 
von  der  tatsächlichen  Feststeiloog  des  Strafurteils  hinsichtlich  de  r  Begehung 
der  Tat  selbst  und  ihrer  Begehung  gerade  durch  den  Angeklagten  (den 
Beklagten)  auszugehen  hat  Gor  dun  3.  4  zu  Art.  7,  Issatschenko 
S.  229).  Das  Gleiche  gilt  im  Falle  einer  Freiaprechimg  durch  den  Sprach 
der  Oesdnrorenen,  wo  nicht  erhellt,  ob  die  Freisprechung  erfolgt  ist,  weil 
die  Tiitorscluift  des  Angeklat^'ten  oder  die  Strafltarkeit  der  Handlung  Ter^ 
neint  ist  {Gordon  §  4  zu  Art.  7,  Issatschenko  S.  214). 

3.  Die  unbedingt  präjudizielle  Bedeutung  des  Strafurteils  für  den 
Zivilrichter  (cf.  oben  Anm.  2)  wohnt  dem  BescLIuß  der  Anklagekammer 
(des  AppelUiofs )  über  Einstellung  des  Stxafverfahrens  (Au^erverlulgungsetznng 
des  BMChnldigteni  nlebt  inne.  Ein  solcher  Beechlufi  der  AnUagekamnier 
bindet  den  Zivilriohter  nach  keiner  Richtung  Bora  ic  ikotcski  a.  a.  0. 
§  13,  Qordon  a.  a.  0.  g  1  zu  Art.  6,  Issatschenko  ä.  2Ü3). 

8.  „Wenn  bei  der  Ycrhandlnng  eines  bürgerlichen  Rechtsstreit«  die 
Tatumstände  eine  gesetzwidrige  Handlung  ergeben,  welche  eine  strafrechtliche 
Verfolgung  erfordern,  so  wird  mit  der  t'btrweisuug  dieser  Sache  durch  Ver- 
mitteluug  des  Staatsanwalts  an  das  Strafgericht  das  Verfahren  in  dem 
ZivUpvoscfi  MUgesetxt,  falls  seine  Entscbeidiuig  Toa  der  FrOhrng  des  straf« 
reditlicfaen  Umstandes  abhlngt." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Bestimmung  hier  wie  im  Art.  6  greift  nur  dann  Platz,  wenn 
die  Entscheidung  über  die  Straftat  fflr  die  Beurteilung  des  Zivilansprucbs 
von  präjudizieller  Bedeutung  ist  Ist  dies  nicht  der  Fall,  dann  darf 
eine  Aussetzung  des  Verfahrens  nicht  stattfinden  ^ßorotcikowski  §  1 
zu  Art  8,  Gordon  ^  1  zu  Art.  6,  Isiaticheuko  S.  2071,  239,  cf. 
Anm.  2  zu  Art.  fi  und  Anm  3  zu  Art.  7), 

2.  Der  GerichtsboschluÜ  Uber  Aussetzung  des  Verlahrens  erfolgt  von 
Amts  wegen,  ohne  RQcksicbt  auf  etwaige  Faxteiantrtge  und  selbst  gegen 
den  Antrag  des  Staatsanwalt.s  Bo  i a  w  i kfticski  a.  a.  0.  '■^  und  0, 
Qordon  §  2  zu  Art.  8>  and  unterliegt  nicht  der  Anfechtung  durch  Kechtä- 
mittel  {Borowikoieski  a.  a.  0.  §  13,  Goräon  $  II  zu  Art.  8,  lesat- 
«ckenko  S.  2.56). 

3.  Der  blo^  Einwand  einer  strafbaren  Handlung  (z.  B.  des  Wuchers) 
b^rOndet  die  Anwendung  des  Art  8  nicht;  der  Binwand  mnfi  aneh  glanb- 
haft  gemacht  werden  [G rebner  und  Dobrowalgki  Nr.  813^317, 
Issatschenko  S.  2ö4). 

4.  Die  Wiederaufnahme  dm  ZiTÜverfabrens  nach  beendigtem  Straf- 
verfahren erfiiltzt  auf  F'arteiantrag.  Dem  Antrag  muß  eine  Bescheinigung 
ttber  die  Tatsache  der  Beendigung  des  Strafverfahrens  beiliegen,  worauf  die 
Iisdnng  der  Paxtden  gemifi  Axt  687  ZPO  Ton  Amts  wegen  erfolgt 
ilsaatgehenko  8.  287  f.). 
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9.  aMe  Gerichte  alad  Terpfliehtet,  die  Sadieii  oadt  dem  gsoanm  Sidd 
der  geltenden  Oeeetie  in  eoteclieiden  und,  im  Falle  der  UoTottatiadigkieit, 
Unklarheit,  Mangelhaltigkeit  oder  eines  Widete|imchs  in  deneelheB.  ihie  lat- 
echeidang  aof  den  allgemeinen  Sinn  der  Gesetze  an  grOnden.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  den  gegebenen  Tatbestand  ^ebi  n 
an  den  Obliegenheiten  des  Gerichts  und  nicht  der  Partei..  Daher  schadet 
es  der  Partei  nicht,  wenn  sie  lin  falsches  Geseta  anführt,  das  Gericht  hat 
vielmehr  unbekümmert  om  die  rechtlichen  Ausführungen  der  Partei  das 
nach  seiner  i'l)erzengmig  richtige  G^tJS  anzuwenden  (ffolmsten  S  156, 
2nö,  Senatsentscheidunffen  bei  Bo rowikoicski  §  2  zu  Art  71'! 
Gordon  §  2a  zu  Art.  9,  Issatschenko  S.  264  und  34).  Aucii  tat  , 
Übereinstimmung  beider  Parteien  über  die  rechtliche  Qnaltfikatioa  daa 
bestimmten  Rechtsgeschäfts  ist  für  dis  Gericht  nicht  maßgebend,  wenn 

der  Ansicht  ist,  diU3  das  Eechtsgeschäft  anders,  von  der  Erklärung  beider  ' 
Farteien  aWeiehend.  sa  hearteiien  ist  {Borowikowski  a.  a.  0.  §§  S,  4\ 

2.  Das  Kecht  und  die  Pflicht  des  Richters,  dasGi-.srtz  zu  inttriiretiere«,  i 
be^nnt  erst  da,  wo  das  Gesetz  selbst  unklar,  unvollständig  oder  maDgel-  | 
haft  ist  oder  Widersprüche  aufweist  —  d.  h.  wenn  der  zur  Entscheidoog 
vorliegende  Fall  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  ist  (Sen.-Entsch.  pro 

Nr.  75).    Bei  einer  an  sich  klaren  Bestirnmrnig  kann  von  einer  Auslegung 
nicht  die  Rede  sein;  die  Bestimmung  ist  dann  lediglich  so  anzuwenden, 
wie  sie  allgemein  verstanden  wird  yBorotcikotcsk i  a.  a.  0.  §  5.  Gordon 
a.  a.  0.  §  5'     Der  Senat  hat  hierbei  leitende  Omndsätze  anfct-^tellt,  m 
denen  die  wichtigsten  hier  hervorgehoben  werden;  a)  Eine  u  na  löge  .Vii- 
wenduig  ist  snlSssig  bei  Gleichheit  des  Grundes,  der  den  imGe- 
setze  vorgesehenen  mit  dem  darin  nicht  vorgesehenen  Fall  verbindet  {Bo- 
rowikowski  a.  a.  0.  §§  Q.  10  und  Sen.-Entsch.  pro  11)02  >i*r.  iH.  Gordon 
a.  a.  0.).   b)  Bs  darf  nteht  voran^^tzt  werden,  daß  das  Gesetz  sifh 
wiederholt,  es  muß  voranst7esptzt  werden,  daß  das  Gesetz  nicht  überflflssige, 
gleichbedeutende  oder  nichts  bedeutende  Ausdrucke  gebrauche  (Boroici- 
kotcski  a.  a.  0.  ^  7^.  Gordon  a.  a.  0.  §  5).   c)  Das  spezielle  Qewts 
schließt  das  allgemeine  Gesetz  ans.  es  muß  aber  strikt  interprettPrt 
und  es  darf  nicht  auf  Fälle  augewendet  werden,  die  im  Gesetze  nicbt  vor- 
gesehen sind.   Analoge  Anwendung  ist  heim  Spezialgeseta  ansgescblo&seo. 
insbesondere  ist  es  dem  Ric  hter  nicht  «xestattet.  eine  Ltlrke  in  einmi  Spezial- 
gesetze durch  eine  Spezialbestiuunung  in  einem  anderen  Gesetze  auszuinlieo 
(BorawikaioBki  a.  a.  0.  §  8,  Issatschenko  8.  313).    Als  Spezial- 
gesetze sind  alle  Abgaben-  und  Stcucrm  sctzt'  anzusehen  la  a  0.).   d]  DiS 
Spätere  Gesetz  derogiert  im  Falle  eines  Widerspruchs  dem  früheren  {Bo- 
rowikoicski  a.  a.  0.  §  11,  Goräon  a.  a.  0.  §  B).   e)  Zar  iBterpretieranir 
eines  Gesetzes  kann  seine  historische  Entwickclung  (Tssafscheffko  S 
und  seine  Stellung  im  Su>od  Sakonmo  herangezogen  werden.  Ebcos« 
können  die  amtlichen  MotiTe  als  InterpretatfonsquelTe  dienen.  Bri  einer 
Verschiedenlieit  der  Wiedergabe  des  Gesetzes  im  Stcod  Sakonow  und  in 
der  Vollständigen  Gesetzsammlung  ist  diejenige  im  Swod  Sakmtow  eat- 
scheidend  {Issatschenko  S.  269,  Goräon  §§  2b.  5  a.  a.  0..  B*r»- 
wikotcski  a.  a.  0.  ^§  t>,  21.  26i.    Ein  vor  Ausgabe  des  Swod  Sah'ii«\r 
(im  Jahre  1H32)  erlassenes  Gesetz,  welches  in  diesen  nicht  aufgenommeo 
wurde  und  auch  in  der  Vollständigen  Gesetzsammlung  keinen  Platz  ge- 
funden hat.  ist  Ton  der  Anwendnnff  avsgesehlossen,  es  sei  denn,  daß  die 
Partei  durch  genaue  Angaben  von  Datum  und  Inhalt  die  Gültigkeit  eim 
solchen  Gesetzes  dartut  {Bot  otcikowskt  a.  a.  0.  §  22).    Durch  d«t 
Allerhöchsten  Befehl  Tom  12.  d:  58  betreffend  die  dritte  Ansgabe  des  Apo^ 
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Sakomtc  ist  vorgesebrieben.  daß  alle  Anführungen  und  Verweisungen  «if 

die  Gesetze  fortan  auEschließlicIi  auf  die  Artikel  ile.s  Snod  Sukunoir  tu 
gcbcbehen  haben.  Eine  Ausnahme  bildtu  die  Uesetze  betreffend  die  Ver- 
waltung der  geistlichen  Angelegenheiten  der  rechtgläubigen  Kirche,  welche 
In  Kraft  geblieben  sind,  obgleich  sie  keine  Aufnahme  in  den  Stcod  Sakonmo 

fefunden  haben  {Bo  rotcikotcski  a.  &.  0.  §  20.  Gordon  a.a.O.  g  2c). 
1  Auf  den  gegebenen  Tatbestand  ist  dasjenige  Gesetz  anzuwenden,  welches 
aur  Zeit  der  Entstehmig  dieses  Tatbestaiides  in  Geltung  war;  rackwirkende 
Kraft  SoBert  in  der  R«^!  das  Omets  nicht,  ee  ad  denn,  daB  in  dem  Gesetz 
selbst  diese  rur kwirkende  Kraft  ihm  be^elegt  wird  \  Gordon  a.  a.  ü.  J}  3. 
Issatscheuko  i>.  219  f.,  Holm»t«H  S.  8).  Prozessuale  Gesetze  dagegen 
sind  Ton  dem  Zeitpunkte  ihres  Inkrafttretens  aueli  auf  vorher  entstandene 
Tatumstände  anzuwenden  [Gordon  a.  a.  0.  2d.  BoroniAoirski  a.a.O. 
§g  13,  14).  Die  mit  den  prozessualen  Gesetzen  in  Widerspruch  stehenden 
Vorschriften  des  materiellen  Rechts  bähen  als  anBer  Kraft  fesetst  zu  gelten. 
Ebenso  sind  durch  die  Einführung  der  Jusiizgcsetzr  ClSiW  alle  früheren 
prozessualen  Vorschriften  aufier  Kraft  gesetzt.  Die  Bedeutung  einer  Vor- 
schrift als  prosessnale  ist  aher  allein  nach  ihrem  Inhalt  and  nicht  nach 
Ihrer  Stellung  im  Oesetz  zu  lipurteilen;  eine  prozessuale  Vorselirift  liehült 
diese  ihre  Bedeutung  auch  wenn  sie  im  Zivilkodex  enthalten  ist  {Boro- 
toikowBki  B.  a.  0.  14,  Iß.  Gordon  a.  a.  U.  §  3)  und  umgekehrt.  Die 
Bestimmungren  über  die  Verjührune;  sind  nach  den  letzten  Senatsentscheidungen 
materiellen  Rechts  Borowikowski  a.a.O.  §  Ij)-  Für  das  Verfahren 
Vörden  Handelsgerichten  bildet  die  Handelsprozeßordnung  t  .stcod  Sa  konow 
Band  XI  Teil  2  Ausg.  19(>2)  die  Grundlage.  Wo  aber  in  dieser  nichts 
andireü  bestimmt  ist,  bleiben  die  Normen  der  ZPO  auch  hier  mai^gebfiid 
{Oordon  a.a.O.  8  6.  Ii<i  rt,tc  ikotcski  a.a.O.  §  17).  Die  Konkurs^ 
Sachen  •:eh<iren  zur  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte  (die  Konkursordnung 
bildet  das  dritte  Buch  der  Handelspruzeliurdnuag  --  Artt.  384— Ö49.  cf.  die 
Konkuraordnung  des  Verf.  in  der  Zeitschr.  XV  31 — 118).  Wo  aber  Handels- 
gerichte nicht  bestehen,  werden  die  Konkurssachen  von  den  Bezirksgerichten 
behandelt;  aber  auch  für  diese  bleiben  in  diesem  Falle  die  Bestimmungen 
der  HandelsprozeÜordnung  maßgebend  {Borotcikoicsk i  a  a  <>  l>>i. 
h)  Die  von  den  Ministern  in  den  Grenzen  der  ihnen  hierzu  verliehenen 
Machtbefugnis  erlassenen  oder  bestätigten  Vorschriften,  Tarife  o.  dergl. 
haben  Gesetzeskraft  ifiot  don  a  aO.  ?;7i:  sonstig*  Ministerialverordnungen 
entbehren  der  gesetzlichen  Kraft  (a.  a.  0.  ^7  II,  Issatachenko  '6,  2bOj. 
So  ist  durch  Allerhöchst  bestätigte  Meinunif  des  Staatsrates  rem  31.  5.  72 
dem  Finanzminister  die  Befugnis  gegebi  n.  aus  eiL'*  nt  r  Machtvollkommenheit 
die  Statuten  der  bestehenden  Krediuustaltcn  auf  der  in  dieser  Staatsrats- 
resolntion  gegebenen  Grundlage  zu  indem.  Solche  Hinisterialverordnungen 
werden  dann  in  dersellien  Weise  wie  ander(  Gesetze  puliliziert  »sie  werden 
zu  diesem  Zwecke,  wie  jedes  Gesetz,  bei  dem  ersten  Departement  des 
Ilegierenden  Senats  eingereicht,  welchem  es  obliegt,  zuerst  die  Verordnung 
auf  ihre  Rechtsgültigkeit,  d  h  ob  sie  innerhalb  d^r  Grenzen  der  dem 
Minister  verliehenen  Machtbefugnis  erlassen  ist.  zu  prüfen  und  a  1  i»  d  a  n  n 
die  Publikation  durch  Abdruck  in  seinem  Organ  —  Sammlung  der  Gesetze 
und  Verordnungf  II  di  r  RctrioruTig  -  -  anzuordnen  hat)  gemäß  Artt  n2  und  63 
der  Ötaatsgruudgcöttze  Siiod  ^akottow  Band  I.  Nach  ihrer  urduun^s- 
mlfiigen  Publikation  haben  solche  Ministerialverintlnungen  wie  andere  Ge- 
setze zu  gelten  (Borotcikotcski  a.  a.  0.  S  27).  ii  Allerhrchst  bestätigte 
Gesellschaftsstatuten  haben  Gesetzeskraft:  dagegen  haben  die  .Statuten 
einer  ausländischen  in  Rußland  operierenden  Gesellschaft,  welche  nicht  auf 
gesetzgeberischem  Wege  bestätigt  sind,  nur  die  Bedeutung  eines  Vertrages 
{Borotcikotchki  a.  a.  0.  §  28,  Gordon  §  7  a.  u.  O.,  Issatschenku 
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Klibangki, 
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S.  880>.   Zur  Anslegung  der  Stattiteii  von  Aktiengesellseliafteii  IrOmieii  die 

Statat«D  anderer  irleirhartiger  Aktiengesellschaften  iKrangczö^en  werden 
{Borowikoicski  a.  a.  0.  §  28^j.  Die  io  einem  Spezialfall  ergangeoe 
Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  bat  die  Bedeatnng  eines 
allgemein  geltenden  Gesetzes  nur  dann,  wenn  ihr  diese  Bedeutung  ilarin 
ausdrücklich  zugeeignet  ist  [Borotcikotcski  a.  a.  O.  §  32j. 
Die  Plenarentscheidungen  des  Regierenden  Senats  in  Gkmäßheit  des  Art.  2o9* 
des  Qerichtsverfassungsgesetzes  Sirod  Sakotwtc  Bd.  XVI  T.  1)  haben  »k 
authentische  Inter[)retati<>n  Gesetzeskraft '  fsj^ntschenko  S. 281.  k  Wegen 
des  Gewohnheitärecbtä  bind  Art  130  und  die  Anmerkungen  zu  demäelben 
IQ  Tei^leidien. 

10.  »Es  ist  verboten,  die  Entscheidung  in  einer  Sache  za  nntedatsoi 
unter  dem  Yorwande  der  üttTollBttiidigkdt)  ÜBklarhdt^  Uangeihaftigkeit  oder 
des  Widersprod»  im  Qesetxe.  Wegm  Yerletiong  dieser  Vorschrift  TerfaUea 
die  Schuldig^i  der  Verantwortttug  wie  fttr  BechtsrervcIgQnuig.' 

Anmerkung: 

Das  Gericht  ist  unter  allen  L  mstÄnden  verpflichtet,  den  zu  sdm 
Entscheidung  gebrachten  Fall  aw^  «tr  Entschddnng  m  htingen.   Ist  dec^ 

selbe  in  dem  Gesetze  nicht  vorgesehen,  so  muß  es  auf  dem  Wejrp  fl«T 
Gesetzesinterpretatiuu  zur  Entscheidung  gelangen  (cf.  di>-  Amnerkiitigtu 
nm  vorstehenden  Art.  9). 

Wie  die  bei  Gordon  zw  iliesetii  Artikel  anjreffihrten  Motive  ergeben, 
ist  die  ikätimmung  dieses  Artikels  durch  die  bis  zur  Einführung  der  Justiz- 
gesetze vom  20.  U.  64  herrschenden  unhaltbaren  Zustände  in  der  Recht- 
sprechung hervort?erufen  worden;  friilier  kam  es  liäufii^  vor,  daß  die  Ge- 
richte einen  zu  ihrer  Entscheidung  gebrachten  Fall  nicht  eutecheiden  wollten, 
unter  dem  Yoxgeben,  es  sei  Icein  Qeseta  vorbanden,  unter  «eldies  der  ge» 
gehene  Fall  zu  bringen  wäre.  Oder  die  Gerichte  erbaten  eine  Aollcllnuig 
vom  6enat.    Dem  soll  der  Art.  10  vorbeugen. 

11.  .jBUr^erlielie  Rechtsangelegenheiten  unterliegen  einer  Entscheidnag 
ihrem  Wesen  nach  nur  in  zwei  frr'rirhtlirhen  Instanzen.'' 

Anmerkungen: 

1.  Der  Kassationsweg  fbeim  Regierenden  Senat)  bleibt  nnbeschadet 

der  Bestimmung  des  Art   11  ZPO  grumlsätzlirh  für  alle  lifir;jerlie!i<- 

Selegenbeiten  offen.  Denn  die  Kassationsbeschwerdc  hat  keine  i^rüfuog  und 
Intscbeidnng  der  Sache  ihrem  Wesen  nach  d.  b.  in  tatsMdtlicber  Besiehong 
zur  Folire,  sondern  sie  hat  sich  ausschließlich  auf  eine  Prüfung  der  recht- 
lichen Seite  der  Sache  zu  beschränken  (Art.  793  ZPO).  Das  Rechtsmittel 
der  Kassation  ist  daher  als  ane  ^gerichtliche  Instans*  im  Sinne  des  ohim 
Artikels  11  nicht  anzusehen  [Boroteikowaki  %  1  m  Art  11  ZPO» 
Isaatachettko  S.  318 L). 

2.  Die  Bestunmong  des  Art.  11  sowie  der  folgenden  Artikel  12  ff.  ist 
nicht  nur  auf  bürgerliche  Rechts  Streitigkeiten  beschränkt,  auch  andere 
Rechtsangelegenheiten  auf  dem  Gebiete  der  nichtstreitipen  Gerichtsbarkeit 
fallen  unter  diese  Be.^immnng.  Es  ist  daher  gegen  alle  gerichtlichen  Sst* 
Scheidungen  iu  der  Hegel  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  g*  g<  li<  n  ^venn 
die  Entscheidung  nicht  in  Form  eines  Urteils  ergangen  ist,  wo  die  Appellation 
(Berufuiiiri  das  richtige  Rechtsmittel  ist.  So  sind  auch  die  Verfügnnga 
des  Vorsitz,  nden  des  Bezirlcsgerichts  der  Anfechtung  durch  Beschwerde  an 
den  Appelihof  untei  warfen,  weil  sonst  eine  endgültige  Entscheidung  ia 
einer  Instanz  voriugeii  würde  [Bot  oicikowski  a.  a.  0.  3  nnd  i 
Gordon  §  2  su  Art.  11). 
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12.  „Eine  gerichtliche  Angel«  g«-nheit  kann  ihranWeMin  nach  nicht  zur 
Entscheidung  durch  die  höhere  Gericht sinstanz  pelanfjcn.  wenn  aie  nicht  dnidl 
die  niedere  (untergeordnete,  d.  t\  entschit  deii  worden  ist.*^ 

Anmerkungen; 

1.  Wegen  des  Aiudnicke  Rechtsangelegenbeften  et  Anm.  2  zum  vor» 
stehenden  Art.  11. 

2.  Die  Appellationsinstanz  darf  in  der  Hauptsache  nicht  erkennen, 
wenn  die  erste  Instant  lediglich  die  Frage  der  Znst&ndigkeit  entecidedeii 
hat.  Hat  die  erste  Instanz  die  Klage  abgewiesen,  ledii^licli  aus  dem  Grunde, 
weil  es  sich  für  unzuständig  oder  den  Rechtsweg  für  ausgeschlossen  (weil 
dl©  Sache  tnr  Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden  gehört)  erklärt  hat, 
so  hat  die  Berufungsinstanz  (Appellationsinstanz),  falls  sie  das  erste  Urteil 
aufhebt,  in  der  Sache  selbst  nicht  zu  erkennen,  sondern  sie  zur  anderweitigen 
Entscheidung  in  die  erste  Instanz  zurückzuverweisen  {Issatschenko 
S.  331.  Borowikotciiki  §  1  zn  Art.  12.  Gordon  §  1  zu  Art.  12).  In 
gleicher  Weise  ist  zu  verfahren,  wenn  im  Vers&umnisverfahren  bei  Ab- 
wesenheit des  lieklugten)  die  i'asbivlegitimation  in  erster  Instanz  fälschlich 
als  dargetan  erachtet  wnrde  (was  auch,  ohne  Einspruch,  in  der  Berufungs- 
instanz gerilpt  werden  kann),  oder  wenn  die  Maxime  des  rechtlichen  Gehörs 
verletzt  wurde,  d  h.,  der  Beklagte  garnicht  geladen  war.  In  allen  diesen 
FftUra  muß  —  in  den  letzteren  F&llen  jedoch  auf  Antrag  —  Zurück- 
verwoisung:  in  die  cr.ste  Instanz  erfolgen;  ohne  daß  in  der  Sache  .Selbst 
erkannt  werden  darf,  damit  der  Partei  nicht  eine  Instanz  verloren  gehe 
{Borowikotcski  a.  a.  0.  §§  25,  43,  46  zu  Art.  4  ZPO».  Überhaupt  hat 
der  Senat  auf  erhobene  Ka«!f;ation8beschw»rde  hiiutig  den  firundsat?:  aus» 
gesprochen,  daß  stets  dann  eine  Zurückverweisung  in  die  erste  Instanz  zn 
erfolgen  habe,  wenn  bei  Verletzung  einer  wesentlichen  Pormyorschrift.  ins- 
besondere Ini  proseßhindernden  Einreden,  eine  Entscheiihini]:  in  der  Sache 
selbst  von  dieser  noch  nicht  getroffen  ist  {Borotciko  tcski  a.a.O.  §  2 
KU  Art.  18,  §§  2,  8  so  Art.  5,  §  4  in  Art.  6  ZPO,  Tieafsehenko 
8.  333ff. 

3.  Eine  Widerklage  kann  in  der  Berufungsinstanz  nicht  erhoben 
werden;  wird  sie  erhoben,  so  bleibt  sie  unbeachtet  {Issatschenko  S.  832, 
334).  Ist  aber  die  Widerklage  in  der  ersten  Instanz  erhoben,  so  bat  die 
Berufungsinstanz  Uber  dieselbe  Entscheidung  zu  treffen,  sollte  auch  der 
Anspruch  der  Widerklage  von  der  ersten  Instanz  Ubergangen  sein  yB o ro- 
te ikoicski  a.  a.  0.  §  3  zu  Art.  12.  Gordon  §  2  a.  a.  0.).  El)en80  findet 
keine  Zurflckvenvei^iinfj  in  die  erste  Instanz  statt,  wenn  einer  von  mehreren 
in  t-rster  Instanz  gtli4.ud  gemachten  Ansprüchen  übergangen  ist  {Boro- 
toikoicski  a.  a.  0.  §  7,  Gordon  a.  a.  0.,  Issatscheti ko  .S.  339 f.). 

4  Die  Verletzung  der  liii  r  in  Fraise  kommenden  Vorschriften,  ins- 
besondere der  ^icbtzurückverweisung  in  die  erste  Instanz,  wo  eine  solche 
erforderlich  ist,  gibt  einen  Kassationsgmnd  {Issatschenko  8.  336,  YII). 

13.  „Bei  allen  Handlnntrfn  der  Gerichte  im  Verfahren  in  bürgerlichen 
BechtsangelegenbeiU'U  ist,  um  Ausnahme  der  im  Gesetze  ausdrücklich  be* 
Midmeten  fiUtei  die  Anwesenlieit  der  Parteien  und  dritter  Personen,  sowie 
die  Abgabe  Ton  mflndlldten  Erklinisgen  durch  die  Parteien  snlftssig." 

Anmerkungen: 
1.  Die  Yerletzunir  der  Brstimmungen  de?  .\rt  13  ist  Kassationsgrtmd. 
Die  Partei  mntj  zu  mündlichen  Erklärungen  verblattet  werden,  selbst  weun 
sie  ihr  Vorbringen  schriftlich  eingereicht  hat  (Bor oic tkoicski  §§  1,  3,  6 
sa  Art.  13  ZPO).  Ist  der  Partei  die  Verlesiing  ihres  Vorbringens 
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einem  Schriftstück  gestattet,  so  kann  sie  in  der  Kassationsbeschwerde  nicht 
rügen,  daß  sie  zum  mündlichen  Vortrag  nicht  verstattet  worden  iit 
(a.  a.  0.  §  5,  Gordon  g  2  zu  Art.  18,  Issatschenko  S.  34ö). 

8.  Auch  wenn  das  (Jericht  die  Sache  durch  die  Schriftsätze  für  Tofl* 
ständig  anfgekliirt  erachtet,  muß  es  die  Partei  zu  mündlichen  Erklärnngen 
verstatten  {Borotcikotcski  a.  a.  0.      2  zu  Art.  Gordon  §  2 

a.  a.  0.),  und  es  hat  selbst  pflichtgemäß  mündliche  Erklftrungen  tob  der 
Partei  zn  v  c  r  1  a  n  <  ^^ .  falls  eine  Aufklärung  über  diesen  oder  Jenen  Punkt 
erforderUch  erscheint  ^Artt.  175,  335,  336  ZPO). 

3.  In  dem  Art.  13  ist  der  Oraodsats  der  Mflndlichkeit  nnd  ÖflentlitlK 
keit  für  die  Verhandlnn;,'on  im  Zivilprozeß  zum  Ausdruck  gebracht  'Motire 
bei  Gut  don  §  I  zum  Art  13,  Holmsten  S.  lllj.  Der  GmndiaU  der 
kontradiktorischen  Verhandlung  findet  nicht  allein  in  diesem  Art  13,  sondern 
an  anderen  Stellen  des  Gesetzes,  nnd  xwar  in  den  ArtC  173.  329,  398,  769 
seinen  Ausdruck. 

14.  «In  allen  vor  den  Gerichten  la  Texhandelnden  Sachen  sind  di» 
Parteien  berechtigt,  sich  vor  Qeridit  durch  Bevolhniditigte  vertreten  n 
lanen." 

Anmerkungen: 

1.  Neben  dem  Bevollmächtigten  ist  die  Partei  selbst  vor  Oericht  ra 
erscheinen  berechtigt,  und  sie  muß  dann  mit  ihren  Erklärungen  gemiß 
Art       ZPO  u'ehört  werden  {Boroicikowaki  §  4d  zn  Art.  4,  Qordon 

§  2  zu  Art.  U;. 

2.  Über  die  FroseAbevoUmichtigten  sind  die  Artt.  44—30,  245-235 
ZPO  zu  vergleichen. 

15.  «Mehrere  an  der  Yerhandlnng  einer  Sadie  heteiligte  KUger  «der 
Beklagte  können  elnselo  fhie  Bcchte  vor  Gericht  wahrnehmen  oder  disNi 
Recht  einem  gemeinschaftlichen  Bevollmicbtigten  flbertragen." 

A  nmrrknnpen : 

1.  Der  Prozeßbevollmächtigte  mehrerer  Personen  inverschiede&es 
Sachen  hat  von  jedem  einzelnen  Hachtgeber  eine  besondere  Vo11n»cIit 
beizubringen;  sind  aber  die  mehreren  Personen  Partei  in  einer  Sarhe,  so 
genügt  es,  wenn  die  eine  Vollmacht  von  allen  Machtgebem  unterschrieben 
ist  nnem  Wesen  nach  ist  aber  aoeh  die  letztere  Tollmacbt  niebts  andern 
als  eine  Vereinigung  mehrerer  Vollmachten  in  einer  genirin  haftlitlifn 
Urkunde,  deshalb  wird  durch  das  Erlöschen  der  Vollmacht  für  die  ein« 
Person  ihr  Bestehen  fUr  die  Übrigen  Macbtgeber  nicht  berührt  {Borowi' 
kowski  §§  1,  3  zn  Art  16,  Isaatsehenko  8.  360  IX,  Gordon 

zu  Art.  15). 

2.  Über  die  Unzulässigkeit  der  Verbindung  mehrerer  Klagefordt  ruiig<-a 
aus  verschiedenen  Fundamenten  in  einer  Klage  sind  Art.  2nH  ZPO  nnd 
die  Anmerkungen  zu  demselben  zu  vergleichen:  es  muß  jeder  besonders 
fundamentierte  Anspruch  in  einer  besonderen  Klage  geltend  gemacht  werden. 

3.  über  Wirkung  der  proiessaalm  Haadlangen  einzelner  zn  sinsr 
Partd  gehörenden  Fersonen  d.  Aitt  118,  488»  784,  76& 

16.  sAlle  Handlungen  in  Eechtaangelegenheiten,  von  d«nen  in  dkMM 
Oetetze  die  Rede  ist,  kennen  nidbt  nwr  v<«  den  Parteien,  KHidera  vaA  von 

ihren  BevollmftchtigtMi  vorgenommen  wütien,  ausgenommen  ledi^eh  die  FID^ 
wddie  das  Gesetz  ausdrücklich  hiervon  aosschliettt' 


I  ^ 


Digitized  by  Google 


Die  rosiiache  ZivllproseBordiraag. 


4S7 


Anmerkangen: 

1.  cf.  oben  Anm.  1  und  2  tn  Art.  14.  Der  Art  16  brinfl  den  Orand- 
satz  der  Zuliissigk'  ir  der  Parteivertretunti  in  allen  bürgerlichen  Bedlts- 
angel^enheiten  zum  Ausdnick  (Motive  bei  Gordon  zu  Art.  16). 

2.  OewiRse  Handlangen  können  ibrw  Natur  nadi  mir  von  der  Purtei 
vorK«'in)mui(  ii  werden,  so  z.  B.  die  Leistung  eines  Parteieides,  ohne  daÜ  das 
Gesetz  aosdrücklicb  sie  von  der  Vorschrift  des  Art.  16  aosnimmt  {Isaai' 
achenko  S.  'dö2). 

17.  ..Teder  wird  für  fiihig  erachtet,  sein  Recht  vor  Gericht  zn  snchen 
und  zu  verteidigen;  die  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  sind  in  den  uach- 
vtebeaden  Artikeln  angegeben.' 

Anmerkung: 

Ausländer  sind  in  glcirlu  r  Weise  prozeßfähig  wie  Inländer  (cf.  Art.  224 
und  die  Anmerkungen  zu  demselben).  Die  Bestimmung  ist  dem  Art.  6i>l 
Zivilkod  und  Artt.  16,  17  des  VoUstrecknngsgesetzes  Stcod  Sakomw 
Bd.  XVI  T.  2)  entnommen  und  TerallgeiiMlnert  (MotiTe  xn  Art  17). 

18.  (Diejenigen,  denen  alle  Standesrechte  aberkannt  sind,  können  von 
dem  Zeitpunkte  der  Mitteilung  des  gerichtlichen  Urteils  dariiber  an  sie  die- 
jenigen Rechte,  die  ihnen  aberkannt  sind,  vor  Gericht  weder  suchen  noch 
verteidigen." 

Anmerkung: 

Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nnr  aal  die  Personen,  denen  alle 

Standesrechte  aberkannt  sind,  nicht  aber  auf  solche,  denen  die  besonderen 
Hechte  ihrer  Peraon  oder  ihres  Standes  aberkannt  sind;  die  letzteren  be* 
halten  ilire  Prozeßfftbigkeit  wie  ihre  Handlangsfähigkdt  Die  Aberkennnni? 
aller  Standesrechte  hat  die  VernrteiUing  zum  Tode,  zur  Z\van<rsarbeit 
and  zur  Verbannung  nach  Sibirien  und  dem  Kaukasus  notwendig  zur  Folge 
{Gordon  §  3  zn  Art.  18,  laäataehenko  S.  994).  Die  Aberkeonimg 
aller  Standesrechte  kommt  nach  Artt.  22  —28  des  StGB  dem  bürgwli<dien 
Tode  gleich  und  löst  selbst  die  Ehe  nnd  alle  Familienbande  aal. 

19.  aAlle  diejenigen,  die,  sei  es  wegen  Nicbtvolljährigkeit,  sei  es  wegen 

geistiger  oder  physischer  Mängel,  unter  Vormundschaft  stehen,  werden  als 

Klftger  oder  Beklagte  von  ihren  Eltern  oder  Vormttndem  TorCleEicbt  vertreten.' 

A  n  in  e  r  k  u  n  g  e  Q : 
1.  Die  Ettem  haben  nicht  ipso  jure  die  Befugnis,  Ihre  minderjährigen 

Kinder  überhaupt  und  insbesondere  vor  Gericht  zu  vertreten  (im  Falle  die 
Kinder  besonderes  Vermögen  besitzen).  Die  Vertretungsbefugnis  haben  sie 
erst  nach  ihrer  BesUUigung  als  Yormnnd  dmreh  die  zuständige  Vormnnd- 
Schaftsbehörde  (cf.  Anm.  1  zu  Art.  2')  Eine  Ausnahme  hiervon  bildet  1  r 
Fall,  wenn  das  Interesse  des  Minderjährigen  die  Vornahme  einer  unauf- 
sohiebbaren  Beebtsbandlung  erheischt,  oder  wenn  tlber  den  Minderjährigen 
eine  Vormundschaft  noch  nicht  einj^esetzt  ist ;  hier  sind  die  Ettem  auch 
vor  ihrer  Ernennung  zum  Vormund  vertretungsberechtigt  {ßorowikoicski 
§  2  zu  Art.  19,  Issatschenko  S.  40öf.).  Die  Intern  und  Personen, 
welche  durch  letztwillige  Verfügung  zu  Vormündern  von  Minderjährigen 
eingesetzt  sind,  haben  die  Vertretungsbefugnis  für  die  von  ihnen  Bevor- 
mundeten auch  vor  ihrer  Bestätigung  in  ihrem  Amte  als  Vormund  durch 
die  Vormundschaftsbehörde ;  sie  müssen  aber  diese  Best ariuung  unverzüglich 
nachsuchen  [Bo  r  mc  ih  o  w  i^k  i  a.a.O.  Gordon  §  Ib  zu  Art.  1!)).  Die 
von  den  Eltern  dagegen  durch  Testament  ernannten  Vormünder  können  in 
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Amte  durch  die  Vormundschaft sliehürdt'  eintreten  {Boroir  ikmcski  a.  a  O. 
g  3).  Doch  können  auch  sie  in  unAolMbiebbaren  FjUlen  die  Becbte  des 
BeToranmdeten  ohne  Ritelnrieht  tu!  die  Bestttigung  wahradimeii  i&ordon 

a.  a.  0.  §  2).  Für  die  Mlucriiche  Bevölkennm  ist  i-ine  formelle  Hestatigung 
des  Yormondes  durch  die  Behörde  gesetsUoh  nicht  erfordert  {ßorotcikotcski 
B.  ft.  0..  Oordon  a.  b.  0.).  In  den  GouTemements  Tscbemigow  und  BbI- 

tawa  hat  der  Vater  das  Perht,  das  seinen  minderjähritren  Kindern  zu- 

SefallcQC  Muttererbteil  ab  Vormund  zu  vergalten  ubne  die  Verpflichtung 
er  Rechnungslegung  (Art.  295  ZiTilkod.).  Diese«  Hecht  des  Vaters  hSrt 
mit  der  Erreichiintr  der  Volljährigkeit  bei  den  Kindern  männlichen  Ge- 
schlechts und  bei  dcu  Kiuderu  weiblichen  (iescblecbts  mit  deren  Verheiratung 
▼on  selbst  auf.  Damit  hört  auch  sein  Recht  Mif,  seine  Kindw  tot  Gericht 
SU  Yprtretrn  i  ßorotcikotcski  a.a.O.). 

2.  Das  Gericht  kann  neben  dem  Vater  noch  einen  anderen  Vormund 
ernennen,'  wenn  es  als  den  Interessen  des  Minderjährigen  fär  forderlich 
erachtet:  es  kann  auch  den  Vater  als  Vormund  ah.setzen  iBorotci- 
kuicüki  a.  a.  0.  §  2).  In  diesem  Falle  wie  Überhaupt  in  dem  Falle  d^ 
Vorhandenseins  mehrerer  Vormünder  stellt  das  Yertretuigszedlt  alleil  Vor- 
mündern gemeinsam  zu.  sie  können  nur  alle  zusammen  klagen  und  ver- 
klagt werden  ylssatschenko  S.  414).  Ist  aber  jeder  Vormund  für  einen 
besonderen  Verwaltungszweig  ernannt,  oder  ist  der  eine  Vormund  für  die 
Person,  ein  anderer  für  das  Vermögen  des  Minderjährigen  ernannt,  so  hat 
jeder  Vormund  Innerhalb  der  ihm  zugewiesenen  Tätigkeitssphäre  altein  das 
ToUe  Vertretungsrecht  {Gordon  a  a  <»  §  3.  ßorotcikotcski  a  a  O  7t. 

3.  Die  Müideijährigkeit  hört  nach  russischem  Recht  mit  der  Erreichung 
des  17.  Lebensjahres  auf  (Art.  820  Zivilkod.).  Vom  17.  bis  sum  21.  Lebens- 
jahre liibteht  die  Nichtvi.lljähri>:k«  it  mit  beschränkter  Verfügun^sfähiiikeit. 
d.  h.  der  über  17  Jahre  alte  IS'ichtvolljährige  kann  über  seine  im  Verkehr 
b^dUchen  Kapitalien  nicht  selbständig  verfügen,  ebenso  h«ne  listigen 
Verträ^ze  eingehen ;  er  V>edarf  hierzu  der  ( imrluuigung  seines  bestellten 
Pflegers.  Im  übrigen  ist  er  handluugs-  und  prozeßfähig  (Zivilkod.  a. a. 0.). 
Iftt  lUcht  weist  Issatschenko  S.  404  f.  darauf  bin,  dsJB  die  Vermögens- 
Verwaltung,  wozn  d.  r  Siebzehnjähritre  nnbeschrünk-t  fähig  ist.  auch  die  Ein- 

febung  lästiger  \  >  rtriige  notwendig  zur  Folge  haben  muß,  die  Beschränkung 
er  Verfügungsfähigkeit  also  gar  nicht  durchfOhrbar  ist.  Hit  der  Errddiiuig 
des  17.  Lebensjahres  hört  somit  auch  die  Vormundschaft  auf:  der  Siebzehn- 
jährige kann  selbst  vor  Qericht  auftreten,  er  kann  selbst  klagen  und  ver- 
klagt werden  {ßorotcikotcski  a.  a.  0.  §§  5.  6,  Görden  a.  a.  0.  §  7). 
Dies  ist  jet/.t  d«  r  Standpunkt  des  Senats  nadi  Torau^i^gangeiies  Schwankung 
{Issatschenko  S.  400 f.). 

4.  Das  Gericht  ist  nicht  befugt,  das  materielle  Vertretungsrecht  des 
Voruiundes  zu  prüfen,  solant^e  er  formell  al;;  Vormund  bestellt  ist  nnd  ihm 
die  Vurmundschult  durch  diu  zu.'^la.ndige  Bfhürdi'  nicht  entzogen  ist  ^(ror- 
don  a.  a.  0.  §  4,  ßorotcikotcski  a.  a.  <  >  4;. 

5.  Die  Vormünder  für  Geisteskranke  oder  mit  i>liysischen  Gebrechen 
Behaftete  (Stumme,  Taubstumme»  sowie  für  uubekauui  Abwesende  stehen 
den  Vormündern  für  Minderjährige  gleich  {Borowihotoski  a.  a.  0.  §§  15, 
19,  Issatschenko  S.  410).  Der  Abwcaenle  it.sv')rmnnd  hat  nur  das  Hecht, 
das  vorhandene  Vermögen  des  Abwei>i;ndun  zu  crhalt^u,  er  darf  aber  nicht 
z.  B.  eine  dem  Abwesenden  angefallene  Erbschaft  naclisneheB  {BoroMti' 
kowski  a  a  O.  §  19,  Gordon  a.  a.  0.  §  14i. 

6.  ücibteskranke  und  mit  physischen  Gebrechen  behaftete  Fcrsoaen 
TWiieren  ihre  (llandlungs-  und)  Prozeßfähigkeit  erst,  wenn  sie  unter  Vor- 
raundschaft  gestellt  sind  (Stumme  nnd  Taubstumme  erhalten  einen  Vormund, 
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wenn  sie  ihre  Gedanken  und  ihren  Willen  nicht  ausdrücken  können  (Art.  381 
Zivilkod.),  unbeschadet  jedoch  ihres  Rechts,  ihre  Unzurechnungsfähigkeit 
aach  schon  früher  zu  beweisen  und  die  in  dem  Zustande  der  Unzurechnunp- 
fähigkeit  von  ihnen  vorgenommenen  Rfchtshandlunpcn  als  für  sin  un- 
verbindlich anzufechten  (Borotcikouak /  a,.  a.  0.  §  16,  Gordon  a.  a.  0. 
§  8,  Issaischenko  S.  409). 

7.  Der  Bevormundete  wird  in  allen  Beziehungen  von  seinem  Vormond 
vertreten,  seine  eigenen  Handlungen,  z.  B.  ein  gerichtliches  Anerkenntnis 
sind  selbst  dann  rechtsnnverbindlich,  wenn  ihnen  auch  der  Vormund  za- 
stimmt  {Borowikowski  a.  a.  0.  §  11^  Gordon  a.  a,  O  ^  G  DieRechts- 
bandlungen  des  Vormundes  behalten  ihre  Wirksamkeit  uik  h  nach  seiner 
Absetzung;  so  behält  eine  von  ihm  erteilte  Vollmacht  ihre  (iiiltigkeit,  bis 
sio  nach  Art.  2330  f.  Zivilkod.  aufgehoben  ist.  Die  Keclitsj^eschäfte  des 
Bevormundeten,  die  ihm  nur  Nutzen  bringen,  sind  gUlüg  auch  (^ne  vor- 
xnandschaftlichc  Genehmigung  (Go/'<^om  a.  a.  0.  §  6).  Ist  der  Vonnnnd 
selbst  al;^  Partei  am  rr(»zesse  beteiligt,  dann  muß  ein  Pllei^pr  ad  hoc  be- 
stellt werden  {Bo rotcikota^ki  a.a.O.  §  8,  lasatschenko  S.  428). 

8.  Die  zivilrechtliche  Verjfthmiigsfriat  (von  10  Jahren)  l&nft  nach 
Art.  694  Beil.  Zivilkod.  nicht  während  der  Minrlerjähriekeit  (selbst  wenn 
der  Minderjährige  einen  Vormund  bat,  Borowikowski  a.  a.  0.  §  14). 
Diese  YorBchrift  Ober  das  Rahen  der  Verjährung  fttr  Minderjährige  findet 
auf  die  Fristen  der  Zivilprozeßordnunir  keine  Anwendung  {Bo rowikowaki 
a.  a.  0.  g  13,  Gordon  a.  a.  0.  §  6,  Issatschenko  Ö.  424j. 

20.  „Witren  Verschwendung  unter  Vormnndschaft  gestellte  Personen 
verlieren  das  Recht  nicht,  sieh  vor  Gericht  zn  vortreten:  sie  sind  jedoch 
vrrpttichtet,  von  jeder  anhüngitr  werdenden  .Sache  die  zustündiffc  Vorinund- 
schaftsbehörde  in  Kenntnis  zu  setzen  Aai>erdem  künnta  sie  ohne  Zu^^timmung 
ihres  Vormondes  keinen  BeToUmächtigten  wählen,  einen  Rechtsstreit  durch 
Vergleieli  nicht  beenden,  Tor  Qerieht  keinerlei  ZogestSndnisse  machen,  wegen 
Pftlscbnng  einer  Urknnde  keine  Klage  erbeben  und  deswegen  nicht  Terklagt 
werden.* 

Anmerkungen: 

1.  Als  Vormundschaftsbehörden  sind  für  minderjährige  iünder  von 
erblieh  Adligen   „adlige  VormondacfaaftsbdiOrden''  und  fflr  nicbtadlige 

Minderjährige  .Wuisennerichte"  eint:»  setzt  Artt  2:?'?.  2:54  Zivilkod.).  Diese 
Vormandschaft^behürden  haben  administrativen  Charakter  and  sind  der 
OonTemementsverwaltnng  nnterstellt  (a.  a.  0.  Art.  240). 

2.  Entgf  ^ri  n  seinen  früheren  Entscheidungen,  daß  der  Art.  20  die 
VertretouKsliefugnis  des  Vormundes  des  Verschwenders  ausschließt,  kommt 
der  Senat  In  seinen  sp&ter  ergangenen  Entscheidungen  nach  erneuter  Prüfung 
der  Frage  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  Art.  20  nicht  besagen  will,  dem  be- 
vormundeten Verschwender  stehe  ausschließlich  das  Recht  zu.  sich 
vor  Gericht  zu  vertreten,  vielmehr  hat  daneben  auch  der  Vormund  düs 
Recht,  im  Rahmen  der  ihm  übertragenen  Verwaltung  als  Kläger  und  Be- 
klagrter  für  den  Bevormundeten  vor  Gericht  aufzutreten  Die  .'^enats- 
entscheidungun  No.  8U1  pro  1873,  1013  pro  1875,  66  pro  iHih)  ht:i  Boro- 
wikowski §  1  KU  Art.  20,  Ooräon  §  S  xn  Art.  20,  Isaaisehenko 
S.  437,  440). 

3.  Die  Verpiliciiiung  des  bevurmuiidett:n  VeracLweuders.  von  jeder 
snhftngig  werdenden  Sache  die  zuständige  Vormundschaftsbchürde  in  Kennt- 
nis zu  setzen,  iüiGirt  keinerlei  prozessuale  Wirkunu  {Borowikowski 
a.  a.  0.  §  3,  Gordon  a.  a.  Ü.  §  4.   Anders  Isaatscheuko  S.  438  III, 
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der  ohne  BerilcksichtiguTig  dieser  Vurscbrift  die  Klage  gemäß  Art. 
▼on  der  Terminsbestimmun^'  ausschließen  will,  ebenso  ffolmsten  8«83). 

4.  Da  die  Frage  der  Bevollmftchtignng  das  Gericht  von  Amts  wegen 
za  prüfen  hat.  so  hat  das  Gericht  einen  Prozeöbevollmächtigtea,  der  eine 
nur  von  dem  hu  vormundeten  Verschwender  olme  Ziutinuniing  des  Voranmdei 
unterschriLbetie  Vollmacht  vorlegt,  zur  Vertrettmg  Dicbt  IOSIiImmii  (B«r«' 
usikoicski  a.  a.  0.  §  2,  Gordon  a.  a.  0.). 

6.  Einen  gerichtlichen  Vergleich  schließen  und  vör  Oeiieht  Zag<^iiid> 
nisse  machen  kann  der  bevorrnuiulete  Verschwender  formell  selbständig'.  Ii- 
Gültigkeit  dieser  Akte  ist  jedoch  durch  die  Zostimmong  des  Vormondes 
bedingt  {Solmsten  S.  108,  Börowikowski  a.  s.  0.  §  4,  Qrthmer 
nnd  Dobrotcolski  No.  707,  Goninn  %  2  zu  Art.  20.) 

6.  Die  im  Auslände  erfolgte  Entmündigung  wegen  Vertcbwendiag 
sidit  ftDcli  die  Beechr&iilrang  der  Aundlungsf&bigkeit  des  EatmAndigten  in 
RnBUnd  nach  eich  (ef.  Anm.  1  ra  Art.  464,  GoräoH  a.  a.  0.  $  5). 

21.  ,Itt  der  Sdiiddner  fttr  sahlnngsnnfihig  erklArt,  eo  gdit  eein  Bedt, 

TOr  Gericht  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden,  auf  die  Konknrsverwaltang 
Ober,  mit  Ausnahme  lediglich  in  denjenigen  Sficben,  hinsichtlich  welcher  diese 
Verwaltuns:  dem  Schuldner  eine  Bescheinigung  darüber  erteilt,  daß  sie  deren 
Führung  ablehne.  In  diesem  Falle  lallen  die  Gericbtskosten  der  Kookoit* 
massc  nicht  zur  Last.' 

Anmerknngen: 

1.  Die  Beschränkunir  dis  fdr  zahlnnii:snnfähir;  erklärten  .*^rhn!ln' rs 
in  seiner  Handlungsfähigkeit  nach  Art.  21  ZPO  ist  nur  in  vermögens- 
rechtlicher B^iehnng  an  Terstehoi.  Seine  persönlichen  Rechte 
kann  der  Gemeinsclmldner  selbst  unbeschränkt  vor  Bericht  wahnuliuirii. 
Zu  diesen  persönlichen  Kechten  des  Gemeinschuldners  gehört  auch  ik  Be- 
fugnis, in  dem  Verfahren  wegen  Bestfmmnng  der  Eigenschaft  der  Zafahuigt* 
Unfähigkeit  <b  utiLrlfuklieher.  fahrlä.s.sii^er  oder  bctrüglicher  Bankrott 
vorUegt»  Artt.  aö7-aw  ÜI'O  {jSwod  Sakonow  £d.  XI  T.  12,  Aosg.  mi)  - 
seine  Rechte  selbständig  wehrztmehmen  und  Rechtsmittel  einzulegen  {Gar- 
don  a.  a.  0.  §  2,  Buroicikoic sk i  ^  1  zu  Art.  21  HPO.  Ausg.  \m, 
Bardski  Note  5  zu  Art.  5ö2,  cf.  Das  niss.  Konkursrecbt  des  Verf.  in 
Ztsch.  XV  60,  §  459  Anm.  1).  Zur  Wahrnehmung  solcher  persönlicliefi 
Rechte  kann  der  Gemeinschuldner  auch  einem  Anderen  Prozeßvollmacht 
erteilen,  und  die  früher,  vor  seiner  Insolvenzerkläruntr,  von  ihm  erteilte 
Vollmacht  behält  in  dieser  Beziehung  auch  nachher  ihre  Gültigkeit  [Boro- 
wikoicski  a.  a.  0.,  Issatschenko  S.  4501f.). 

Anch  diejenigen  Proresse,  in  wel^^h«'  die  KonkursverwaltTini?  einzutreten 
abgelehnt  und  darüber  eine  Beiicheimguiig  ausgestellt  hat,  kann  der  Gemein- 
Schuldner  selbst  führen  (Gordon  §  1,  2  am  Art.  20,  Bardski  a.  a.  O.V 
Er  ist.  solange  ein  Konkursvrrw^ltfr  nr.rh  mcht  cmannt  ist.  ülxrliatip' 
befugt,  alle  prozessualen  Handluugert  unbesclirankt  vurzunehiueu ;  tut  er 
dies  som  Nachteil  seiner  Gläubiger,  se  können  diese  solche  BmoSIiu^ 
anfechten  ilssatschenkn  S  4fi3ff.) 

2.  Die  Beschränkung  der  Pro7;e6f&higkeit  tritt  nach  außen  ein  mcLi 
ndt  der  tatsächlichen  Insolvenzerkllirong  des  Gimeinschnldners,  sondefo 
mit  dem  letzten  Abdruck  des  bezüglichen  Beschlusses  in  [!en  .Senat*- 
anzeigen*  {Bardski  Note  4  zum  Art  öUl  HPO,  Issatsckenko  Ö.  460)- 
Bine  Klage,  welche  dem  Oeraeinsehnldner  selbst  mmmx  nadi  setner  Io0otT«os> 
erklärnnp.  aber  vor  der  erwähnten  letzten  Publizicrunf?  des  Beschlusses 
BBgestellt  ist,  ist  ordnungsm&ßig  zugestellt,  sofern  dem  K.läger  die  Insoirens- 
erUftmng  des  Sdraldners  nnhekannt  war,  und  sie  antemeht  auch  don- 
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O&ß  die  Verjithninrj  (Gordon  a.  a.  0.  §  4,  BoroicfJm'rski  a  a.  0. 
).  Für  den  Üenicinschuldner  selbst  tritt  die  Besclirankung  seiner 
(Uungsfähigfeeit,  somit  auch  seiner  Prozeßfähigkeit  mit  dem  Erlaß  d^ 
gerichtlichen  Beschlnsses  filier  seine  Zahlongsnnfähigkeit,  nicht  alier  schon 
von  dem  Zeitpunkte  seiner  eigenen  Insulvcozerklärung  vur  Gericht  ein 
{Bardski  Note  l  zn  Art.  hb2  HPO).  Erst  der  Gerichts^schlnß  konstatiert 
die  Zahlnnpsnnfilhigkeit  tind  entzieht  dem  Oemeinschuldner  das  ius  standi 
in  judicio  [Bo ruwikowski  a.  a.  0.  §  14,  Issatschenko  S.  4<j6  ff., 
ef.  Das  rusä.  Konknnraellt  Anm.  2,  3  zn  §  408,  Ztsch.  XV  42). 

3.  Die  KonkursverwaltiinfT.  auf  welche  die  Prozeßfähigkeit  des  Gemein- 
schnldners  nach  Art.  21  tind  HPO  Art.  4öy  übergeht,  besteht  aus  dem 
Konkarsverwalter  nnd  den  Kuratoren.  Ein  Namens  der  Konkurs  Verwaltung 
auftretender  Prozeßbevollmächtigter  muß  durch  Beschluß  dieser  Verwaltung 
gewülüt  sein.  Mit  der  Konknrsverwaltung  konkurriert  aber  in  der  Aus- 
übung de«  Vttlflgnngs-  und  Verwaltungin^ta  die  GeneimlTersammlung  der 
Ciliiubiirpr :  auch  diese  kann  die  Kühnmj?  von  Prozessen  beschließen  und 
2u  (leni  Zwecke  fruzeßbevollmächtigte  wählen  {Borowikotcski  a.  a.  0. 

8    10.  cf.  Das  mss.  Konkursrecht  des  Verl.,  Anitt.  le  «l  §  438,  8  und 
3  lu  1^  459,  Ztsch  XV  52,  67). 

4.  Rechtskräftige  Forderungen  gegen  den  Geniel nschuldner  sind  zwar 
grundsätzlich  der  Anfechtung  durch  die  Konkursverwaltung  nicht  entzogen 
(a.  a.  0.  S  7a  Anm.  K  zu  §  488,  Bo  ir  il'o  icsk  i  a.  a.  0.  S§  41,  wenn 
nachgewiesen  wiril.  daß  der  üemeinschuldner  bei  Erlaß  des  betreffenden 
Urteils  im  Zustand  der  latenten  Zahlungsunfähigkeit  war.  Die  Konknrs- 
verwaltung kann  aber  einen  unter  denselben  Voraussetzungen  vom  Gemein- 
schuldner vor  seiner  gerichtlichen  Insolvenzerklärung  geschlossenen  gericht- 
lichen Vergleich  nicht  anfechten  und  ebensowenig  eine  vom  Gemeinschuldner 
mit  der  Wirkung  zurOckgcnonunene  Klage,  daß  er  des  Rechts,  sie  wieder 
stt  emenem,  fflr  verlustig  erklärt  ist  (cf.  oben  Anm.  3  zn  Art.  4),  Ton 
neuem  erheben  {Boroicikowski  a.  a.  0  §  4). 

5.  Die  Konkurseröffnung  im  Auslande  zieht  keinerlei  Rechtsbeschrän- 
kung für  den  Gemeinschuldner  in  Rußland  nach  sich  {Gordon  a.  a.  0.  §  4, 
Boroicikowski  a.  a.  0.  §  14,  Dee  nun.  Konkonieclit  Anm.  5  in  §  384 
HPO,  Ztsch.  XV  33). 

22.  „Die  in  dem  vorstellenden  Artikel  (21)  gegebene  Vorschrift  findet 
bis  zur  Revision  der  Gesetze  betreffend  die  kaufmännische  Zahlungsunfähigkeit 
auch  auf  die  Administrationen,  die  gemäß  Art.  iS8  HPO  eingesetzt  sind, 
Anwendung." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Einsetzung  einer  Administration  Aber  das  Vennögfen  des 
Schuldners  (auf  dessen  Antrag  und  auf  Befilrwurtunc  einer  Dele^'aiiou  des 
Bönenkomitees)  gemäß  Ärtt.  .392-403  HPO.  Au-;  um  entzieht  dem 
letzteren  die  TVfzeßfäbigkeit  nicht  in  vollem  Umfang.  Die  Einsetzung 
einer  Administratiuu  bezweckt  die  Sanierung  der  Vermögensverhältnisse  des 
SehnMnen  (cf.  Das  mss.  Konkursrecht  Anm.  1  sn  §  395,  Ztsch  XV  37), 
zu  diesem  Zwecke  wird  die  Vcrmögensverwaltun*»  des  Schuldners  der 
Administration  übertragen.  Daraus  folgt,  daü  sowohl  der  Schuldner  selbst 
wie  auch  die  Administration  verklagt  werden  könne  (Issatschenko 
S.  522);  das  Recht  jedoch,  vor  Gericht  aufzutreten,  das  Jus  standi  in 
Judicio  steht  ausschließlich  der  Administration  zn  (a.  a.  0.  Anm.  2  zu 
§  400,  Gordon  §  2  zu  Art  22,  Boro  w i  J.  sk  i  i?  1  zu  Art.  2,  die 
Sen.-Entsch.  pro  1902  No.  101  (vom  20.  1.  02j  weicht  schon  von  dieeem 
Grundsatz  ab).  Die  Administration  kann  sogar  dem  SdraMaer  BdlMt  Voll- 
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niMht  zur  Prozeßführong  erteilen  ißorowikotcaki  a.  &.  0.  §  2,  laut- 
seh^nko  8.  629). 

Die  Administration  ist  aber  keine  Konknrsvcrwaltung  und  hat  nicht 
die  Befugnisse  einer  solchen,  sie  kann  die  Person  des  Schuldners  Tertinetai, 
«eine  Reehte  walnnehmoi;  sie  kann  also  keine  Anfecktnngsklagen  vaüäka 
und  kann  Überhaupt  nicht  im  Prozesse  gegen  den  Schuldner  aaftreten, 
sowenig  wie  der  Scbnldner  selbst  gegen  sich  auftreten  könnte  {Issat- 
.  »ehenko  S.  618  ff.).  Indessen  ist  doch  ein  Fall  denkW,  wo  die  kiwi- 
ri-T!  itiüü  gegen  den  Schuldner  im  Prozeßwege  ^  hen  kann,  wenn  der 
Schuldner^  sich  weigert,  der  Administration  sein  V  ermögen  auszaloi^ 
{Notaenko^  Das  KonknrsTecht,  bei  Tssaiaehenko  S.  521). 

2.  Ist  die  Administration  über  das  Vermiigen  einer  offenen  Uandels- 

gesellschait  eingesetzt,  so  wird  durch  diese  Maßregel  ausschlicfilt<  Ii  ia« 
(esellschafttvermögen,  nicht  aber  das  private  Vermögen  der  tinzilrurn 
Gesellscbafter  betroffen  iBoi  otrikowski  a.  a.  0  §  Hi 

3.  Der  angezogene  Art.  48Ö  HPO  ist  der  Art.  3»o  HPO  der  Aosg.  m 

23.  ,Vor  Einsetzung  der  KonkursTenrattiiDg  lltwr  den  laUnngmui&liipi 

Schuldner  steht  es  jedem  seiner  Gläubiger  frei,  dem  Verfahren  in  einer  bereit« 
schwebenden,  das  Vermögen  des  Zahlnngsnnf&higen  betreffenden  Sacfie  auf 
seine  Kosten  sich  anzuschlieüen  und  Kechtsmittel  gegen  gerichtliche  Ent- 
scheidungen einzulegen.  £s  hängt  Jedoch  von  der  Konkursverwaltang  ab, 
dacn  soldieB  Promfi  auf  ttu»  Kesten  fofenuetaeii  od«r  Aul  mit  allen  Ui 
dahin  entstandenen  Kosten  des  Verfohiens  der  Haftung  desjenigen  GlKobigns 
an  überlassen,  der  ihm  sieb  nnteisogen  bat* 

A  nmerknngen: 

1.  Gemeint  sind  in  diesem  Artikel  nicht  nur  die  AnfechtungskhigeB 
ans  Alt  460  ff.  HPO,  sondern  alle  PTosesse  flt>erfaanpt,  bei  draen  der  Krinr 
vermögensrechtlich  beteiligt  ist,  die  j»  der  Konkursglänbiger  vor  Finsetzun? 
der  Konkursverwaltung  auf  seine  Kosten  fortsetzen  und  auch  neu  ansteUeo 
kann  (Tseaischenko  S.  480,  Gordon  §  1  an  Art.  23).  VoransBetKUig 
ist  aber  für  alle  derartige  Klagen  die  Tatsache,  daß  der  Schuldner  bereits 
durch  gerichtlichen  Beschluß  iUr  zahlungsunfähig  erldärt  ist  {Issatschenko 
S.  476,  Börowikowaki  §  3  zn  Art.  23,  Das  mss.  Konknrsrecbt  §  408, 
Ztsob.  XV  42). 

2.  Der  Konknrsvenvalter.  welcher  nach  Art.  42(1  HPO  mit  der  Insol- 
venzerklärung des  .Schuldner;;  zu  ernennen  ist,  hat  nach  russischem  Reclit 
allein  noch  nicht  die  Vertretungsbefugnis  der  Masse,  diese  steht  vielmehr 
df  r  .Konkursverwaltunir"  zu.  wcicbe  eine  Behörde  ist  und  aus  dem  Kon- 
kursverwalter und  einer  Anzahl  Kuratoren  besteht,  die  alle  von  der 
Generalversanunlnng  der  Olinbiger  zu  wäblen  rind.  Vor  Konstltuenag 
der  Konkursvcrwaltung  nimmt  J^r  Konlcursverwalter  zusammen  mit 
den  am  Orte  des  Konkurjigerichts  anwesenden  üliubigerii  tUe 
Interessen  der  Masse  wahr  iDas  russ.  Konknrsrecbt  Anm.  2  zu  §  425.  Id 
zu  §  432,  §  438) :  er  kann  im  Auftrage  der  anwesenden  Gläubiger,  jedoch 
ohne  ihrer  formellen  Vollmacht  zu  bedürfen,  aliein  und  ohne  die  Einsetzung 
einer  KonknrsTerwaltuug  abzuwarten  in  schwebende  vermögensrecbtUche 
Prozesse  des  Gemeins<  buldm  rs  t  intreten  i7?o  rr?  ?r  ?  a,  a.  0.  §  2S 
cf.  g§  422ff.  HPO,  Ztsch.  XV  47  ff.,  (Kordon  a.  a.  0.  §  3). 

3.  Nach  KonkarserGffnnng  können  die  einzelnen  Glftnbiger  in» 
feebtuntisprozi  sse  nur  dann  führen,  wenn  die  Konkursverwaltang  sie  zu 
tiihren  ablehnt  {Gordon  §  2  a.  a.  0.|  Das  russ.  Konlcarsrecbt  Anm.  Ic 
zu  §  432,  Ztscb.  XV  52  f.,  Issatsehenko  S.  485). 
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24.  .Klagen,  welclM  sidi  auf  letstwiUige  Veifagmig«!!  grftaden,  weideii 
nadi  äen  allgemeinen  Vonchrifteii  Aber  die  Znetftndigkeit  gegen  diejenige 
Person  (TestAmcntsvoIlstrccker  oder  Erben)  erbeben,  der  die  Anefttbriing  der 
leUtwilügen  Anordnungen  obliegt.* 

A  n  m  e  r  If  11  II  tr  e  n  : 

1.  Der  Art  24  bezieht  sich  nicht  auf  alle  Klagen,  liie  auf  letztwiUige 
Yerfflgungen  sieb  gründen,  sondern,  wie  der  Schlußbutz  «l«  .s  Artikels  er- 
kennen lüBt.  nnr  auf  solrlie.  die  Ii*'  Ausführung  derTestaments- 
b e  B  t  i  III  m  u n  g  e  n  zum  Gegenstaude  haben,  denn  der  TestamentsYuIl:>trecker 
ist  nicht  etwa  Vertreter  der  Nacblaßmasse  und  auch  nicht  der  Erben, 
'sondern  lediglich  VDllstrccker  fjewisser  ihm  durch  das  Ttstauiunt  über- 
tragenen Qeschilftt^^  Tssutacheuko  S.  532,  553i.  Soll  duliLr  eine  Klage 
g^en  den  Testamentsvollstrecker  aus  Art.  24  ZPO  begründet  Kein,  so  muß 
dieser  im  Besitz  desjenigen  Yermögcnsobjekts  sein,  auf  welches  das  Klage- 
begehren sich  bezieht,  dessen  Herausgabe  in  Gemäßheit  der  Testamcnts- 
bestimmnng  verlangt  wird.  Die  Klage  ist  aber  auch  dann  begründet,  d.  h. 
die  FasaivlegitimatioQ  des  TestamentsvoUstreckere  gemäß  Art.  24  ist  auch 
dann  yorhanden,  wenn  es  sieb  nm  einen  Anspmcb  anf  Ersatz  desjenigen 
Schadens  handelt,  der  den  Erben  oder  drii  im  Testament  Bedachten)  durch 
die  Handlangen  des  TeetamentSTolUtreckers  erwachsen  ist  (Gordon  §  1 
an  Art.  24,  Ttntatgehenko  8.  6621.)-  Aacb  anf  Recbnungslegung  kann 
der  T(  stamentsvonstrecker  verklagt  werden  {Is  s a  l nchenko  S.  534,  539, 
551).  Die  materielle  Prüfung  der  Berechtigung  eines  solchen  Schadens» 
ersatzanspruchs  bleibt  natflrileb  dnrcb  Art.  24  nnberfibrt:  der  Art  24  be- 
stimmt mir  als  prozessuale  Vorschrift,  in  welchem  Falle  eine  Klace  gegen 
einen  Testamentsvollstrecker  ^oder  eine  Person,  der  die  Ausführung  von 
letatwilligen  Anordnungen  ebUegt)  an  ticbten  ist.  Ob  eine  solche  Klage 
materiell  hegriindet  ist,  ist  nach  dm  Bestimmungen  des  Zivilrechts  zu 
prüfen  {Borotcikotcski  §  1  zu  Art.  24;  die  daselbbt  zitierten  Senats- 
entscheidnngen  sprechen  dies  sehr  unklar  aus).  Aus  dem  Vorstehenden 
ergibt  sich  von  selbst,  daß  eine  Klage  anf  Zahlung  einer  Schuld  des  Erb- 
laaiers  gegen  den  Testameutävullstrecker  —  abge^eheu  \m  der  mutcrieilen 
Seite  —  schrm  wegen  der  mangelndm  Passiv legitimation  des  letzteren  un- 
begründet ist.  Denn  die  Zahlung  von  Schulden  des  Erblassers  liegt  nach 
Art.  120^  Zivilkod.  den  Erben  im  Verhältnis  zu  ihren  Erbteilen  ob,  und 
es  bandet  aicb  bier  niclit  nm  die  Ausführung  einer  testamentarischen  Be- 
stimmnntr.  wolrho  allein  die  I'assivlegitimation  gpmiili  Art.  24  ZPO  be- 
gründet Bo  I  aw  ikowski  a-  a.  0.  §  3,  Gordun  a.a.O.  6?  2,  Issat- 
scher  >.  536).  Hat  aber  der  Testamentsvollstrecker  einen  Kachlaß- 
schuldner  auf  Zahlung  der  Schuld  verklagt,  so  kann  dieser,  wenn  er  eine 
Qegenforderung  gegen  den  Erblasser  hat.  mit  dieser  aufrechnen  und  sogar 
Widerklage  erheben;  er  braucht  in  diesem  Falle  nicht  die  Erbt  n  /u  belangen 
(Igsatschenko  S.  561  f  i.  Ebenso  sind  Klagen,  die  sieb  auf  Anfecbtong 
oder  Ungültigkeitserklärung  eines  Testaments  richten,  nleht  gegen  den 
Testamentsvollstrecker,  sondern  gegen  die  Testamentserben  zu  rirliti-n 
ißorowikowaki  a.  a.  0.  §  4,  Qoräon  a.  a.  ü.,  Issatschenko  S.  54U>. 

2.  BesflgUeb  der  Örtlichen  !&ialKndigkeit  ist  Art  815  im  vendeteben: 
es  ist  das  Geriebt  anstSndig,  in  dessen  fiesirk  die  Brbscbaft  eröffnet  ist. 

25.  aTestam^tsyollstrecker  baben  das  Recbt,  Klagen  wegen  solcber 
Ck^stftnde  ansnstelleo,  binsichtlieb  welcber  dieses  Recht  ihnen  Icralt  des 
Testaments  zusteht,  binskditlich  welcber  die  Klage  zur  AusfUhrnng  der 
ihnen  yom  Erblasser  auferlegten  Anordnungen  als  notwendig  sieb  erweist." 
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A 11  III  t  r  k  u  n  g  e  n : 

1.  Der  Art.  24  regelt  die  Passivlegitiiiuitiun,  der  vorstehende  Art.  25 
die  Aktirlegitimation  des  Testamentsvollstreckers  (dem  jeder  Erbe,  welcbem 
die  AasfOlmiiig  letztwilliger  Anordnniigeii  obliegt,  gleichsteht):  er  Inn 
alle  Klagen  anstellen,  die  zur  ErfüllnuL:  iner  Obliegt-nhoiten  als  Tt  starnrnts- 
ToUstrecker  erforderlich  sind,  eb«näu  alle  Rechtshandlungen  vomehmea, 
welche  die  AaslUbning  der  tesUmenteraclien  Anordnongen  mit  rieh  hringt; 
so  kann  er  ausstehende  Fordenuigen  einziehen,  sich  an  der  Zwanprer- 
steigerung  eijies  dem  Erblasser  verpfändeten  Grundstücks  beteiUgen  and 
die  erforderliehen  Antri^^  Btellen,  ebento  Klagen  FamiUenreehtlicber  N«tw, 
z.  B  auf  Anorkcnrmng  der  Vatcr.sclmft  und  dfr».'!  anstclkii-  Allt-  die« 
Rechte  stehen  dem  Testamentsvollstrecker  ex  lege  zu.  auch  wenn  er  hiena 
Im  Testamente  aelbst  nicht  ausdrücklich  ennlehtigt  ist  {Borowikntegki 
§  1  zu  Art.  25.  Gordon  §  1  zu  Art  2h,  rssatscJicuk  o  S.  55^^  f 

2.  Nach  Artt  1060,  1065,  1066  Zivilkod.  muß  jedes  Testament  dm 
msUltidigen  Gerlebt  znr  Bestätigung  der  Ansftthrung  (binnen  6  Ifooatei 
fttr  Inliiiidtr  und  binnen  2  Jahren  für  im  Auslände  VVeilende)  eingereicht 
werden.  Die  gerichtliche  Bestätigung  des  Testament«  kann  viel  später  er- 
folgen. Zn  den  rechtlichen  Handinngen  aus  Art.  2d  ist  der  Testameat»- 
Vollstrecker  schon  vor  der  gerichtll(  ht  n  ßcstätigang  des  Testaments 
tamiert  {florowikowski  a.  a.  0.  §  2,  Gordon  a.  a.  0.). 

26  ^^Pcrsonen,  welche  in  einem  Gesellschaftsvertrag  ermftcfatigt  sind, 
die  Geschäfte  eines  eine  bestimmte  Firma  führenden  Handelshauses  unmittel- 
bar zu  leiten,  können  in  Angelfjonheiten  dieses  Hauses  olme  Ijesondere  Voll- 
macht vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden,  wenn  im  Vt  rtrügt'  mchu 
Gegenteiliges  bestimmt  ist.  Dasselbe  Recht  steht  in  der  offenen  Handd»' 
getellsehaK  einem  der  Qesellschaffcer  an,  wenn  er  kraft  des  OrüsdiuigS' 
Vertrages  anr  Leitung  der  Oescb&fte  der  Oesellacbalt  ermiehtigt  ist.' 

Anmerkungen: 

1.  Jeder  Uesellschafter  einer  offenen  HandelsgoseUschaft  ist  die  Ge- 
sellschaft zn  vertreten  berechtigt,  wenn  er  nicht  von  der  Vertntni»' 
befugnis  ausgeschlossen  ist  Si  ho  sehen  ew  tisch  ^  1.*)  >  l*^  I 
8.  98!.).  Vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden  kann  jedoch  nachdem 
vorstehenden  Art.  26  der  eine  Gesellschafter  nur,  wenn  er  dazu  von  des 
Blitgesellschaftem  bevollniiirhtigt  ist.  Anders  ist  das  bei  dem  Gesellsrli.ifnT. 
dem  die  Geschäftsführung  im  konstituierenden  Vertrage  übertragen  ist. 
dieser  bedarf  keiner  Vollmacht  der  Mitgcsellschafter  {Borotcikotcski  ^\ 
zu  Art.  26,  Gordon  §  l  zu  Art.  2»}i 

2.  Der  Geschäftsleiter  eines  Artelverbandes  kann  nnr  dann  den  Artd- 
verband  vor  Gericht  obne  Vollmacht  des  Verbandes  vertreten,  wenn  er  is 
den  Statuten  daza  eimicbtigt  ist  {Borontikowski  a.  a»  O.  %  2,  /««•^ 
schenko  &  667). 

27.  ,AUe  anderen  Qesellacbaflen  der  verschiedensten  Art,  OeiMSMi- 

schaften  und  AktiengesellsrlKifteri  können  vor  Gericht  nicht  anders  kla|?en 

nnd  verklagt  werden,  als  durch  dii  Person  eine5  besonderen  BevoUmäclitigteiL* 

Anmerkungen: 
1.  Zn  den  Gesellschaften  des  Art.  27  gehören  LandsebaftsnrMbifc 

(Semstwo  .  städtische  und  Dorfgemeinden.  Alle  diese  Verbände  k"tiii  nvoT 
Gericht  nur  in  der  Person  eines  besonderen  Bevollmächtigten  rtrtrcuo 
werden  (Oordon  §  3  su  Art.  27).  Klagen.  Besehwerden  und  dergleici«D 
Eingaben,  welche  von  den  Beamten  dieser  VerbUnde  (den  Vorsitt«uies  ssd 
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Mitgliedern  der  Verwaltung,  der  Stadtnui^Btrate  ntw.)  nnraittelbar  nlcbt 

in  ihror  Pi'r-iischart  als  ProzeObevonmärhtigte  bei  Gericht  einijereicht 
werden,  haben  unberacksichtigt.zo  bleiben  [ßorotoihowski  ^1  zu  Aj't.27). 
In  seinen  sp&teren  Entscheidungen  hat  der  Senat  diesen  Grundsatz  dahin 
präzisiert  (laß  die  juristischen  Personen  aller  Art  durch  eine  physische 
Person,  einen  besonderen  Bevollmächtigten  nur  vor  Gericht  auftreten 
können.  Dagegen  genügt  es  für  bei  Gericht  einzureichende  Schriftstücke, 
wenn  solche  von  allen  Mitgliedern  der  Verwaltung  der  jnrifltisdwi  FerMMi 
untersrhrif'hen  sind  ( B  0  r  (i  tc  i  k  ow  sk  i  a.a.O.  §  1), 

2.  Em  Artelvtrhaiid  iät  uach  Artt.  79—93  HGB  eine  juristische 
Person  und  fällt  unter  die  Bestimmmig  des  Art.  27  {ßorowikawaki 
».  a.  0.  8  r>.  cf  Anm.  2  zu  Art.  26i. 

3.  Dt^r  Art.  27  bringt  den  Grundsatz  zum  Auadruck,  daU  juristische 
Personen  nicht  durch  ihre  kollegialen  Yeni  altangsorgane,  Bondem  nur  durch 
physisdip  Personen,  welche  hi»  rzn  Itosonders  ermächtigt  sind,  vor  Gericht 
auftreten  können  iStu.-Entsch.  pro  llXj2  Nr.  121,  Motive  bei  Gordon  zu 
Art.  27),  es  sei  denn,  dafi  die  Satzungen  oder  Statuten  der  joristiachen 
Person  ein  anderes  bestimmen  {Gordon  §  2  a  a.  0  .  Boroic ikntcaki 
a.  a.  0.  §  7).  Indessen  spricht  der  Art.  27  nur  davon,  daß  die  juristischen 
Personen  einen  besonderen  BeToUmSebtlgten  betteUen  mfleaen,  um  vor  Geriebt 
„klagen  und  vtrklap:t*'  werden  zu  können.  Darans  ergibt  sich,  daß  nur 
im  Pr uz eU betrieb  die  juristische  Person  ilire  Parteirechte  nicht  anders 
•l8  dtireh  einen  besonderen  Bevollm&chtigten  wahmelnnen  kann.  Dagegen 
ist  für  den  sonstigen  Geschäftsverkehr  zwischen  der  juristischen  Person 
und  den  Gerichten  die  Bestimmung  des  Art.  27  ZPO  nicht  anwendbar: 
hier  treten  die  Verwaltungsorgane  der  juristischen  Personen  mit  den  Geridite- 
behörden  nnniittflljar  in  den  tlblichen  Formen  in  GeschllftsvLrkehr.  8o  z  B. 
hellten  die  Banken  ihre  Eingaben  und  Anträge  an  das  Gericht  durch  ihre 
Yerwaltnngen  nnmlttelhar,  ohne  eines  besondren  Bevolluiftehtigten  zn  be> 
dürfen,  weil  sie  liier  nicht  vor  Gericht  als  Prozeßpartei*  n  auftreten 
{ßorovBikotcski  a.  a.  0.  >^  7,  cf.  oben  Anm.  1  zu  diesem  Art.,  Schlußsatz). 

4.  Die  Konkursverwaltungen  fallen  nicht  unter  die  Bestimmung  des 
Art.  27:  für  sie  ist  die  Bestellung  eines  besonderen  Bevollmächtigten  zur 
Prozeßführung  vor  Gericht  nicht  vorgeschrieben  {laaatschenko  S. 
Gordon  §  7  a.  a.  0  ). 

28.  „In  denjenigen  Orten,  auf  welehc  die  Zuständif^koit  der  Ilandels- 
gerichte  sich  nicht  erstreckt,  werden  die  zur  bandelsgerichtlit  hen  Zuständigkeit 
gehörigen  Recbtsstreitigkeiten  (HPO  Artt.  42—50)  vor  den  ordentlichen 
bttrgerlicben  Oeriditen  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  rerhandelt*. 

Anmerkungen: 

1.  Nach  Art.  1  der  HI'«)  iS'f'^I  Sakonow  Bd.  XI  T.  2  Ausg.  \sm) 
bestehen  Handelsgerichte  nur  in  den  Studien  St.  Petersburg,  Moskau,  Odessa; 
an6wdcm  besteht  auch  ein  Handelsgericht  in  Warschau.  Ihre  örtliche 
Zuständigkeit  erstreckt  sich  nur  an!  die  Stadtbezirke  and  die  dasa  gehörigen 
Territorien  (a.  a.  0.  Art.  47). 

2.  Die  Artt.  42—60  sind  in  der  neuesten  Fassung  der  HFO  TCini 
Jahre  1908  mit  40—43  bezeichnet.  Sie  bestiinmeD  die  sachlicbe  ZnstKndigkeit 
der  Handel9f?eri( hte  wie  folgt: 

Vur  die  Handelsgerichte  gehören :  a;  alle  Kechtstttreitii^keiten  aui  dem 
Gebiete  des  Handel sverlcdlin»  aus  schriftUdwn  nnd  mOndlichen  dem  Handel 
eigentümlichen  Verträeren  von  Privatpersonen  aller  Stände  miteinander 
sowie  der  staatlichen  Kreditanstalten  mit  Privaten;  b)  alte  Kunkurssachen; 
c)  alle  Wedueltaeben  ttber  500  Rubel  (Art.  40). 
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Klibauski, 


Als  HandelsgfesebSfte  werden  eraclitet:  »lle  Arten  des  Oro6-,  Detail- 

and  Kleinhandels;  der  Handel  im  Fabrik-.  Laden- and  Speicherbetrieb;  der 
Uandclsbetrielj  im  Schiffsbau  and  in  den  dazu  gehörigen  Verkehrszweigeii 
(Ausrüstung.  Charterung.  Verfrachtung  von  Schiffen  usw.) ;  die  Konunissions-, 
Speditions-  und  Maklergeschäfte:  die  Geschäfte  im  Geldverkehr  und  die 
dem  Handel  eigentamlichen  Geschäfte  mit  Zechenmitgliedern  (  Art.  41). 

Zu  den  handelsgerichtlichen  Streitigkeiten  aus  Verträgen  and  Obli- 
gationen  sind  zu  rechnen  solche :  gegen  Handlungsgehilfe«  Sfäiffer,  Fracht» 
führer.  Artelmittrliedcr.  Braker  und  andere  Uandclspersonen :  zwischen  den 
Gesellschaftern  einer  offenen  oder  einer  anderen  Uandolsgesellschaft :  aaa 
Börsengeschäften,  die  durch  Maklerbescheinigungen  geschlossen  sind;  aoi 
allen  Geschäften  auf  dem  Gebiete  des  Seerechts  und  für  das  HandeJsgcricbt 
in  Odessa  auch  solche  aus  der  Mietung  von  Läden  und  anderen  liänrnen 
Iftr  Haadelsgescliftfte  (Art.  42). 

Ausgeschlossen  von  der  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte  sind  alle 
Reehtsstreitigkeitea  aus  Laden-  und  Marktgeschäften  und  mit  Handwerkera, 
sofern  bei  letzteren  keine  LieferangsgesuAfte  and  KreditgewUirang  in 
Frage  kommt  (Art.  43v 

3.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte  wird  nicht  durch 
die  ZngehBrigkeit  einer  der  Parteien  znm  KanhnannsBtande.  sondern  aUeio 
durch  die  Eigenschaft  des  in  Frage  komnienden  Geschäfts  als  Handels- 
geschäft und  durch  den  Streitwert  ^Uber  150  Kabel)  begründet  {Boroici- 
kowtki  9  1  m  Art.  28,  Oordon  §  1  zn  Art.        Qreoner  nnd 
Dobntuolski  No.  8).    Die  Unzuständigkeit  des  Zivilgerichts  und  Jie 
Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  maß  die  Partei  einwenden,  wenn  sie  eio 
Interesse  daran  hat.   Volk  Amts  wegen  prüft  das  Zivilgericbt  nicht  seine 
Zuständigkeit,  es  sei  denn,  daß  das  den  Klagegrund  bildende  Geschäft  — 
wie  7..  B.  bei  Wechselklagen  —  offenbar  ein  Handelsgeschäft  ist  {Borotci- 
kouski  a.  a.  0.  §  P).     Für  das  Handelsgericht  dagegen  bestimmen 
Artt.  45  und  46  der  HPÖ,  daß  das  Gericht  eine  Klageschrift,  deren  Gegen- 
stand nicht  zu  seiner  Zuständigkeit  gehiirr.  dem  Kläger  mit  dem  Anheim- 
stellen zurückzuschicken  habe,  sich  an  das  zuständige  Gericht  zu  wenden, 
and  daß  femer,  falls  in  der  Klageschrift  Streitpunkt«  von  handelsgericht- 
licher Zuständigkeit  mit  anderen  vereinigt  sind,  für  welche  die  Zuständigkeit 
des  Handelsgerichts  nicht  gegeben  ist,  das  Handelsgericht  die  Verhandloog 
und  Entscheidung  lediglich  aal  die  Streitpunkte  zu  beschränken  hat,  welche 
za  seiiK-r  Zuständigkeit  gehören.   Um  das  streitige  Rechtsgeschäft  als  dem 
Haadeisverkühr  angehörend,  als  Handelsgeschäft  anzuerkennen,  genUgt  ea 
nicht,  wenn  es  für  eine  der  Parteien  ein  Handelsgesch&ft  darstellt,  es 
muß  vielmehr  ein  Handelsgeschäft  für  beide  Parteien  vorliegen,  wenn  die 
Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  begründet  sein  soll.  Wechselklageii, 
gleichviel  ob  der  Wechsel  protestiert  ist  oder  nicht,  gehören  anbedingt  snr 
Zuständigkeit  der  Handelsgerichte  iGm  dint  a.  a.  0.,   Pn  loir  ik«irf:ki 
a.  a.  0.  §^  2,  3,  cf.  oben  Anm.  2).   Hingegen  ist  für  eine  Klage  auf  Rück- 
zahlnng  des  anf  einen  Wechsel  nicht  oranungsmäßig  gezahlten  Betrages 
die  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  nidit  b^prttndet  \Boroioih0W9ki 
a.  a.  ü.  S  4.  Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

4.  Die  Merkmale  eines  Handelsgeschäfts  fllr  beide  Parteien,  d.  It 
eines  solchen  ( i» ■^,clläfrs.  das  als  dem  Handelsverkehr  angehörend  zu  erachttn 
ist.  werden  diin  Ii  dit-  .liidikiiTur  di  s  St-nats  ]»räzisiert.  ohne  jedoch  dat(  aus 
den  st  lir  z;ililr>  ii  lirii  Enlücheidunircii  (il•lllld^ätze  von  allgemeiner  Bedeutong 
sich  ableiten  ließen.  Die  Zogehiirigkeit  eines  Rechtsgeschäfts  zum  Handels- 
verkflir  wird  vielintdir  von  Fall  zu  Fall  bestimmt.  Im  einzelnen  sollen 
folgende  Fälle  hervorgehoben  werden:  ai  Für  Klagen  aus  dem  Warenkwd 
ohne  KreditgewUirnng  sind  die  ordoitlicben  Cteriohte,  nicht  die  Handete- 
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geliebte  zaständig.    Indessen  ist  die  KreditgefWtbrung  nicht  unb«di|i2t 

Merkiiuil  eines  absoluten  Handelsgeschäfts,  wie  auch  andererseits  Jie  fehlende 
Kreditgewühruug  dem  Handelsgeschäft  diese  Eigenschaft  nicht  entziehen 
kann  {Borotcikowski  a.  a.  0.  §  7,  Gordon  a.  a.  0.  §  3).  So  stellt 
die  Scnatsjudikatur  bei  der  entgeltlichen  Entnahme  von  Waren  zum  Zwecke 
der  gewinnbringenden  \\'eiterveräulierüiig  den  Charakter  ab  ab&olutes 
Handelflgeaoh&ft  fest  {BfirutrikDirski  a.  a.  0.  und  Gordnn  a.  a.  0., 
G  rebner  nnd  Dob  r  <i  tru  l  s  k  i  No.  10).  b)  Als  absolute  IlamlelstTesohüfte 
sind  anzusehen;  Kommissionsgeschälte ;  Geschalte  aus  der  Seeversicherung, 
Havarie,  Bodmerei  nnd  dem  Schiffbruch  auf  See  (nicht  auf  Flüssen); 
Geschäfte  aus  der  Vermietung  von  Qeschäftsläden  und  Schankstellen 
{Gre öfter  und  Dobrowolski  No.  1).  Rechtsstreitigkeiten  aus  all 
diesen  Geschäften,  ebenso  Rechtsstroitigkeiten  zwischen  einem  Kaufmann 
und  seinem  Uandlungsgebilfen  mit  Beziehung  auf  den  HandeUbetiieb  des 
enteren  gehören  unbedingt  zur  Zust&ndigkeit  des  Handelsferielite  (Boro- 
toikou  ski  a.  a.  0.  S§  5,  11—13,  Gordon  a.  a.  0).  c)  Rechtsstreitig- 
keiten  zwischen  den  QeseUschaftem  einer  offenen  UandelsgeseUschaft  gehören 
nur  dann  stir  Zuständigkeit  der  H&ndel^riclite,  wenn  die  ihnen  zugrunde 
liegenden  Geschäfte  handelsrechtlicher  Natur  sind  (Borowikoicski  a.  a.  0. 
g  \),  Gordon  a.  a.  0.).  d)  Die  Kli^e  eines  Aktionärs  gegen  die  Yer- 
waltnng  der  Aktiengesellschaft  (einer  fiink)  auf  Oüenlegung  der  GeseliftHs- 
bQcher  gehört  zur  Zuständigkeit  der  ordentlichen  (ierichte  'Bur-u-i- 
koicskiA,  a.  U.  g  9^,  Gordon  a.  a.  0.  §  311^  desgleichen  Streitigkeiten 
ans  einoik  Yettnge  mit  einer  Transportgesellschaft,  sofern  niclit  Waren 
den  Streitgegenstand  bilden  {Borowikotr  J.  f  a.  a.  O.  §  10).  ci  Für 
Rechtsütreitigkeiten  aus  dem  Eiäeubahntran^puitwesen  sind  nur  dann  die 
Handelsgerichte  zuständig,  wenn  das  betreffende  Rechtsgeschäft  nicht  nnr  für 
die  Eisenbahn,  sondern  auch  für  den  anderen  Kontrahenten  ein  Handelsgeschäft 
war.  f)  Rechtsstraitigkeiten  aus  dem  Kontokurrentverkehr,  aus  dem 
Fäbrikbetrieb  gehören  zur  : :  i  tiindigkdt  der  Handelsgerichte  {Gr^bner 
nnd  Dobrou  "!  h i  No.  11— 7:i 

ö.  Der  katitmäunische  Konkurs  i.s;  nach  positiver  Gesetzesvorschrift 
den  Handelsgerichten  zugewiesen  an  den  Orten,  wo  solche  Gerichte  Iwst^MO; 
an  anderen  Ortpn  werden  auch  kaufmännische  Konkurssarhen  von  den 
ordentlicheu  Gerichltu  behandelt  HPO  Art.  40,  cf.  oben  Aum.  2>.  Klagen 
der  Konkursverwaltung  aber  gegen  Dritte  oder  Dritter  gegen  die  Konkurs- 
Verwaltung  richten  sich  nach  dem  Gegenstande  dieser  Klagen  (cf.  oben 
Anm.  3,  Grebner  und  Dobrowolski  No.  11). 

6.  Redltsstreitigkeiten,  wo  der  Beklagte  unbekannten  Aufenthaltes 
ist.  gehören  ant<»r  allen  T'mstäjulen  vor  die  ordentlichen  Gerichte,  selbst 
Wenn  nach  der  Natur  des  zugrunde  liegenden  Rechtsgeschäfts,  oder  weil 
dieses  für  beirlc  I'arteif  n  ein  Handelsgeschäft  ist.  die  Zuständigkeit  des 
Handelsgerichts  begrümiet  wäre  (Borotcikoirski  a.  a.  O  g  InV 

7.  Die  Bestimmuug  dies»  s  Artikels,  daü,  wo  Handelsgericbte  nicht 
bestehen,  auch  Handelssachen  vor  den  ordentlichen  Gerichten  nach  den 
Vorschriften  diesem  Gesetzes  verhandelt  werden,  ist  nicht  dahin  zn  verstehen, 
daß  die  Anwendung  der  Bestimmungen  der  HPO  iui  rro/eüveiluiiren  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  ausgeschlossen  ist.  Vielmehr  hat  auch  das 
ordentliche  Gericht  bei  Handelssachen  die  speziellen  Bestimmungen  der 
HPO  anzuwenden,  wenn  ihnen  die  Bestimmungen  der  ZPO  nicht  eutgegen- 
steh<  n.  --^o  sind  liie  T'x  stimnjuii^t  n  der  Artt.  233  ff.  der  HPO  über  kauf- 
männische Bttcher,  Maklecbücher  usw.  (sie  liefern  in  Rechtsatreitigkeiten 
miter  Kanflenten  vollen  Beweis,  Art.  234  a.  a.  O.)  aneh  fflr  das  Zivilgericht 
maßgebend.  In  einigen  l'iilleii  allerdiii^'h,  sn  in  Kiiukurssachen.  wiist  die 
ZPO  direkt  aal  die  Bestiiumungen  der  HPu  lün:  diese  sind  anzuwenden, 

ZAitMhrift  f.  Intern.  Fvivat-  u.  Öff«uü.  Beoht.  XVI.  90 
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soweit  sie  nicht  durch  die  Vorschriften  der  Beil^  III  Sil  Art.  1400  Aul 
modifisiert  siiid  ilgaattchenko  S.  ö76). 

Eräte^  Buch. 

Das  ProzefiTerfaiiren  Tor  den  Friedensgerichten. 

Vorbemerkung. 

Das  Institat  der  Frieden^gerichte  findet  in  der  schnelleren 
Abwickelung  der  Geschäfte  und  in  der  leichteren  Zuginglichkeit 
des.Gerichts  für  das  rechtsuchende  Pnblikum  seine  Rechtfertigung. 
Letzteres  soll  bei  Streitigkeiten  von  geringem  Werte  nicht  ge- 
nötigt sein,  unverbältnismäßig  ^oße  Aufwendungen  zu  machen, 
was  aber  durch  Aufsuchen  des  Ortes,  wo  das  Gericht  seinen 
Sitz  bat,  und  welcher  Ton  dem  Wohnsitz  der  Partei  oft  entfent 
ist,  hervorgerufen  werden  würde.    Außir  den  sogenannten 
Bagatellprozessen  (mit  einem  Streitwert  bis  500  Rubel  und  in 
vielen  Gouvernements  —  cf.  Anhang  —  bis  200  Bubel)  sind 
den  Fried(  n.s{j:orichten  diejenigen  Rechtsstreitigkeiten  zugewiesen, 
die  eine  Feststellung  des  Tatbestandes  an  Ort  und  Stelle  er- 
forderlich machen  und  eine  gewisse  Yertraritlieit  mit  der  in 
Frage  kommenden  Örtlichkeit  und  den  beteiligten  Personen  beim 
Richter  voraussetzen.    Mit  Rücksicht  auf  diesen  Zweck,  und 
um  den  Friedpiisrichtcrn  ihre  Anfgahf  zu  erleichtern,  ist  drn 
friedensgerichtlichen  Institutionen  eine  besondere  Stellung  inner- 
halb df'f  ricriclitsorganisation  eingeräumt:  sie  werden  als  Snnder- 
gerichtc  aufgefaßt  und  aus  der  Verfassung  der  ordentlichen 
fleiichte  herausgehüben.    Es  sind  aber  dieselben  Grundsätze 
und  formen,  in  welchen  das  Verfahren  vor  den  Friedensfrerichten 
wie  vor  den  ordentlichen  Gerichten  sich  vollzieht;  nur  sind 
einige  der  ]»ruzessnalen  Vorschriften  mit  I\iirksieht  auf  den  oben 
angedeuteten  Charakter  der  FViedensgericlite  von  den  gleichen 
für  die  ordentlichen  (ierichte  geltenden  Bestimmungen  etwas 
abweichend.    Es  sind  indessen  der  bi.s>rren  Übersichtlichkeit 
wegen  alle  für  die  Friedensg^erichte  nialif^ebenden  Prozeßvor- 
schriften znsannneng'efaßt  in  einem  besonderen,  dem  1.  Buche 
zusammengestellt.    Die.srlben  Vorschriften  finden  sicli  dalier  in 
(b'u  weiteren  Teilen  dt  r  ZP< )  zuweilen  wr»rtlicli  wieder.   Es  ist 
aber  eine  Verweisung  vuu  der  einen  Stelle  auf  die  andere  ver- 
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mieden  worden,  nm,  wie  hervorgehoben,  den  Friedensricbtern 
ihre  Autgabe  za  erleichtern,  die  alle  Bestimmnngen,  die  sie 
anwenden  sollen,  beieinander  finden  (cf.  Motive  zum  1.  Buche 
bei  Gordon  I  und  EL). 

In  dem  Gericlitsverfassungsgesetz  {Sivod  Sakonow  Bd.  XVI 
T.  l,  Ausg.  1892  in  der  Fassung  vom  Jahre  1902)  werden  die 
friedeni^riclitlichen  Institutionen  in  den  Artt.  12 — 77  behandelt 

Die  zur  Zuständigkeit  der  Friedens^erichte  gehörigen  bürger- 
lichen Rechtsangelegenheiten  werden  in  zwei  Instanzen  endgültig 
erledigt:  die  erste  Instanz  bilden  die  Friedensrichter  als  Einzel- 
richter, die  zweite  die  Friedensrichten^ersammlungen  als  Kolle- 
gialgerichte in  der  Besetzung  von  mindestens  drei  Mitgliedern 
einschließlich  des  Vorsitzenden,  welche  Benifungs-  und  in  ein- 
zelnen Fällen  auch  Kassations-  (oder  Revisions-)  Instanz  sind. 
Die  Friedensriphtcr  prchen  ans-  öffentliclien  Wahlen  der  Semstwo- 
versammlnnpreii  hervor;  die  Wahlperiode  betriifrr  .S  .Jahre.  In 
einigen  westiirlien  Gouvernements  werden  die  Fricdcnsrieliter 
von  der  Reprieninji  ernannt.  Wählbar  sind  die  Ortseingesessenen 
mit  bestimmtem  Immobilienbesitz,  die  ein  Alter  von  mindestens 
25  Jahren  und  eine  mittlere  oder  höhere  Lehranstalt  bi-emli^t 
oder  einen  entsprechenden  liildnnjxsgrad  iiaben.  Für  jfden 
ländlichen  oder  Stndrliezirk  ist  je  ein  Friedensrichter  bt^ttllt, 
der  von  der  iSemstwobehörde  besoldet  wird,  falls  er  nielit  auf 
Besoldung  verzichtet,  in  welchem  Falle  er  den  Titel  eines 
-ehrenamtlichen  Friedensrichters''  erhalt.  Daneben  sind  auch 
noch  an  luanclien  Üiten  Ersatzfriedensiiclder  bestellt,  welehe 
ebenso  wie  die  ehrenamtlichen  Friedensrichter  die  Bezirks- 
friedensriciiter  in  Bebinderungsfällen  vertreten. 

Alle  Friedensrichter  eines  Kreises  eins(  lilictilieh  der  ehren- 
amtlichen und  Ersatzfrieüensrichter  bilden  die  l-'rifdensriehter- 
versanlndun^^  in  welcher  ein  aus  ihrer  Mitte  für  die  Dauer  vun 
3  .labren  frewiibUer  und  in  einigen  westlichen  Oouvemements 
von  der  Kej^ierung  ernannter  Vorsitzender  den  Vorsitz  führt. 
Die  Friedensrichterversammlungen  halten  ihre  Sitzungen  in  be- 
stimmten vorher  bekannt  gemachten  Zeitperioden  ab.  Die  Er- 
ledigung der  laufenden  Geschäfte  und  die  Vorbereitung  der 
Sachen  für  die  Sitzuugstage  wird  einem  Friedensrichter  über- 

30» 


Digitized  by  Goo^^Ie 


4Ö0 


ObuiU, 


tragen,  der  nach  Übereinkunft  der  Hitglieder  der  Yersammlnng 
dftzn  bestimmt  wird  nnd  st&ndig  seinen  Sitz  an  dem  Orte  hat, 
wo  die  Yersamnilnng  ihre  Sitzungen  abhält  Dieser  Friedesi»' 
lichter  wird  als  das  „ständige  Mitglied  der  Friedensrichterver- 
sammlong*  bezeichnet. 

Erstes  Kapitel« 
Von  der  Zuetftndigkeit. 
29.  Jim  ZwtindlglEeit  des  Frledensriditen  gdittren: 

1.  Recbtsatnitigkeiten  uti^  porsönlichcn  Verbindlichkeiten  and  Ver> 
trägen,  sowie  Aber  liobtlien,  deren  Wert  fiOO  Babel  nicbt  ftbcr- 

steipt ; 

2.  ScbadeiiStträ^Uklageü,  deren  Wert  öUU  Rubel  nicht  übersteigt 

oder  rar  Zelt  der  Khkgcerbebviig  mit  Znverlisttglteit  nicht  sa 
bestimmen  ist; 

3.  Kechtsstreitigkeiten  w^{eii  persOnllober  Ehnnkrftnkangen  und 

Beleid  iffiinj^en ; 

4.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  Uerstellong  des  gestörten  Besitzes, 
wenn  rav  Zeit9«nfcte  der  Besttstt^Mmi^  nicbt  Aber  6  Mbante 
▼ecfloBsen  sind; 

5.  Hechtsfitreitigkeiten  wegen  des  Recbti  auf  private  Mitbenatzang 
(Zivilkodox  Artt  1 J2.  M5  -1511,  wenn  Mit  der  Becbtsrerletsnog 
nicht  über  ein  Jahr  verlloäsen  ist; 

6.  Gesacbe  um  Sicherung  des  Beweises  au:»  Recbtsstrcitigkeiten 
aber  jed«i  Betrag. 

Anmerkung 

In  den  Orten,  wo  das  Qesets  betreffend  die  ländlichen  Besirkskommissare 
eingeführt  ist,  gehören  txa  Znst&ndigkeit  der  Kreismitglieder  des  Beairln- 
gericbts 

1.  alle  im  Kreise  vorkommende  bürgerliche  Becbtsstreitigkeiten,  welche 
dnreh  dieses  Gesetz  der  Zwtliidigkeit  der  FHedenaricbter  sngeiwieeen  sind^ 

und  für  w(  l<  he  dip  llndllcben  fieiirkskommissaie  und  die  Stadtriditw  nicht 

zuständig  sind,  und 

2.  alle  Angelegenheiten  der  niditstreitigen  Geriebtsbarkdt,  welche  durch 

(licscs  Gesetz  der  Zustilndipkeit  der  Friulriisrii  hr*  r  zii^ewii  sen  ir. mit  Aus- 
nahme der  im  Art.  47  des  (icsetzes  betreffend  die  ländlichen  B^zirk^kummissare 
<BMondere  Beilage  snm  Qesets  betr.  die  Stände  UP  in  der  FaMiing  ^001 
.Tahre  18fM)  bezfichnetm  AnffolrpoTihriten  hotrrFPond  die  Erteilung  von  Immo- 
biliar-Kaufurkunden  und  die  Besitzeutwuisuii^^  in  unbewegliches  Vemiugeu. 

Die  der  Zuständigkeit  des  Kreismitj;!!  mU  s  des  Bezirksgerichts  zage- 
Aviesenen  gerichtlichen  J^ru  hm  ■w'prfit  11  in  dt m  diin  b  Iii  Gesetz  für  die 
Friedensgerichte  vorgescbiiebenen  Vi  i  t.<hren  verhaiidt  h,  wobei  die  Obliegen- 
heiten des  Friedensrichters  von  dem  Kreismitglied  des  Bezirksgerichts  und 
diejenigen  der  Frif^dfTisrirhtt'n'ersammliing  von  dem  Bezirksgericht  crffillt 
werden.  Die  den  ländüchen  iiezirkskommis^uren  und  den  Stadtricht^rn  zu- 
gewiesenen bürgerlichen  Rechtssachen  werden  in  GemäUheit  der  Vurschriftea 
über  die  Einrichtung  1<  s  Hcrichtswesens  und  das  Gerichtsverfahren  in  den 
uagegebcncn  Orten  vt-rbaudclt." 
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Anmerkangen: 

1.  Das  Klagebcgohrcn.  nicht  etwa  die  vorj^cbrachtcn  Einwondnngen, 
auch  nicht  die  Tatumstünde  und  Urkundtn,  welche  die  Kluge  begründen, 
geben  den  Maßstab  für  die  Zuständigkeit  (S.-E.  vom  2.  10.  02  Nr,  89  pro 
1902,  Gordon  §§  1  und  2  zu  Art.  29,  Borowikowski  §§  1,  3  zu 
Art.  29).  Ist  daher  von  einer  größeren  Schuldforderung  nur  ein  Teilbetrag 
von  5(M)  Rnbel  mit  der  Klage  verlangt,  so  ist  das  Friedensgericht  zuständig. 
Ut  da«  Klagebegebien  ursprünglich  Uber  500  Rubel  und  dabeir  ttber  die 
Znstlndiglrdt  des  FriedenBg«rienta  tnimugielieiid,  so  kann  dnrcli  Reduktion 
des  Klagepetitums  vor  der  kontradiktorischen  Verhandlung  der  Sache  auf 
600  Rubel  die  Zuständigkeit  beweetellt  werden  (ä.'£.  vom  24.  4.  02 
Nr.  89  pro  1908,  Borottikowtkf  a.  a.  0.  §  3>,  Gordon  §  10  a.  a.  0.). 
rii.  rsteigt  von  mehreren  in  einer  Klage  verbundenen  Forderungen  die  eine 
Fordemns  die  Zuständigkeit  des  Friedensgerichta,  so  ist  die  ganze  ILlatfe 
wegen  lAsaetlndigkeit  abzuweisen;  dasjenige  Gericht,  wdäiM  fDr  die 
glOflere  Forderung  zuständig  ist.  ist  es  auch  für  die  klieren  mit  der 
giOßecen  zu  einer  Klage  verbundenen  Forderungen  ißoroieikoteski  a. 
a.  0.  9  8,  Görden  ^  4  a.  a.  0.). 

2.  [Zn  Ziffer  1  1-^  Art.V  Rechtsstreitigkeiteii  aus  Verträgen  sind 
nicht  auf  Mobiüen  allein  beschränkt,  auch  Immobiliarverträge  fallen  unter 
ISMa  1,  sofern  der  Strdtwert  600 Rubel  »idit  flbersteigt  {Borowikowski 
a.  a.  0.  §  4  und  §  10  zu  Art  31.  cf.  jedoch  Art  3li  . 

3.  Die  Verbindlichkeiten  sind  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen ;  Yer- 
bindliokkeiten  aus  dem  Srbreeht  und  solehe,  die  am  dem  Verwaodtseliaft«- 
verbältnie  der  Parteien  hervorgehen,  Alimentenklagen  und  dergl.  fallen 
unter  die  Ziffer  1  des  Art  29  XBorotoikotoski  a.a.O.  §  9,  Qordon 
%  14  a.  a.  0.,  ffoimaten  8.  49  f.). 

4.  Bei  Ansprüchen  mehrerer  Klüger  ist  die  GesuKit  uinme  aller  An- 

Sprttche  entscheidend:  Übersteigt  diese  Uesamtsomme  öUU  Rubel,  so  ist  die 
nttandigkeit  des  Friedensgericbts  nicht  gegeben  [Borotoikototki  a.  a. 
0,  §  11,  Gorrhni       4  und  C  a.  a.  0,  . 

6.  Teilklagen  ans  einer  äcbuldnrkunde,  die  willkürlich  und  zu  dem 
Zwedce  jedesmal  im  Betrage  bis  500  Rubel  angestellt  werden,  um  die 
Zuständigkeit  des  Friedensgerichts  zu  begründen,  itod  nnsuliflSlg  (ffoi'llofS 
§  6  a.  a.  0..  Borotcikotcski  a.  a.  U.  §  12). 

6.  Die  Verbindung  mehrerer  Klagen  miteinander  durch  gerichtlichen 
Beschluß  ändert  an  der  ursprünglichen  Zuständigkeit  des  Friedensgerichts 
nichts,  sollte  auch  der  Streitwert  der  verbundenen  Klagen  ÖOO  Rubel  flber- 
steigen  {Borowikowaki  a.  a.  0.  §  12>). 

7.  Nach  Art.  404  des  Gerichts  Verfassungsgesetzes  ist  der  vereidete 
Rechtsanwalt  der  von  ihm  vertretenen  Partei  gegenüber  schadensersatzpflichtig 
wegen  begangener  Fehler  in  der  Prozeßführung.  Für  diese  Schadensersatz- 
klagen  ist  nach  dem  erwähnten  Art.  404  das  Gericht  der  Hauptsache  zu- 
ständig. Daneben  können  sie  aber  auch  bei  dem  örtlich  zuständigen 
Fkiedensgericbt  oder  Bezirksgericht,  je  nach  ihrem  Streitwert,  erhoben 
werden  {Bo  t  ojc /koicski  a.  a.  0.  §  13Vi. 

8.  (Zu  Ziffer  2.)  Die  hier  erwähnten  Schadensersatzklagon  sind  im 
Grunde  ebenfalls  Ansprüche  aus  Verl)indlichkeiten.  Während  aber  die 
Verbindlichkeiten  der  Ziffer  1  die  vertraglit  hen  und  persönlichen  umfassen, 

haben  die  Schadensersatzklagen  eine  T!.  nrsverletzung  (Artt.  G44ff.,  68411. 
Ziviiküd.)  zur  Grundlage  i^aulierkontraktiithej  {Holms teu  S.  50). 

9.  Die  Sdadensansprttebe  im  Vollstreekunotsverhhren,  Artt.  896  ff. 

ZPO,  tallen  nicht  unter  Ziffer  2  Borowik  .wski  §  18^^  a.  a.  0.). 
Ebenso  fallen  nicht  unter  diese  Ziffer,  gehören  also  nicht  zur  Zuständigkeit 
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der  Fi  itdtiisger icbte :  Scbadensansprüche  aus  der  Verletzung  dus  Ut^rariKlitß 
Blgentums  (Art.  217)  und  aus  Bisitzstörung  im  Immobiliarrecbt  (Art.  213k 

10.  Ergibt  sieb  im  Laufe  des  Prozesses,  daß  der  Stn  itvvtrt  5<M)  RuUl 
Übersteigt,  so  bürt  damit  die  Zuständigkeit  des  Friedeuägerichts  auf,  und 
es  mnfi  eine  solche  Sadw  beim  Bezirksgericht  anhingig  gemacbt  werta 
{Holmsten  S.  50,  Boroic il'otcski  ^  182  a.  a.  0.,  Gf>/ §  16  a  a  0 

11.  (Zu  Ziffer  3.)  Nach  Art.  667  Zivilkodex  kann  der  Beleidiger  aoi 
VerUngeti  des  Beleidigten  cor  Zahlung  einer  Bo6e  reu  1^60  Rnbeln  nr> 
nttdlt  werden. 

12.  (Zu  Ziffer  4.)  Unter  diese  Ziffer  fallen  alle  Besitzstdmngskiagea, 
die  eine  eigenmftchtige  Besitsnahme  «nhewegliehen  Vennttgens  itn 

Gegenstände  haben.  Dtp  Eipenniächtigkfif  der  Be.sitznahme,  d.  h.  die  Eesitz- 
nähme  durch  den  Beklagten  ohne  allen  Becbtsgmnd  ist  Klageiandameot 
Liegt  der  Besitznahme  ein  vertragliches  Verhiltnis  der  Parteien  zn  Orande, 
ist  sie  also  keine  eiKenniiiclttige.  so  ist  die  possi-.s.sorisrhe  Klatje  aas 
der  Ziffer  4  Art.  unbegründet  {ßorutoikotcski  g§  24,  25  a.a.O., 
Gordon  21,  2311  a.  a.  0.,  Issatschenko  S.  381b).  Daher  geböres 
Exmissionsklagen  auf  Grund  von  Miets-  oder  Pachtverträgen  (z.  B.  wegen 
Ablaufs  der  Miets-  oder  Pacbtzeit.  wegen  Nichtzahlung  des  Miets-  oder 
Pachtzinses  und  dergl.i  nicht  hierher;  solche  Klagen  haben  die  Verletzuiijs; 
eines  Vertragsverhältnisses  zur  Grundlage  und  gehören  zur  Zuständigkeit 
des  Friedensgerichts  (gemäß  Ziffer  I  i  oder  des  Bezirkssferichts  (geinäü 
Art.  202).  je  nach  dem  Streitwert  (S.-E  vom  20.  2.  02  Nr.  52  pro  l*J2i. 

Nur  die  Störung  des  faktischen  Immobiliarbesitzes  begrändet 
die  Znsfändiiikeit  uns  Ziffer  4  Art.  Bn  rowikotcski  §  19  a.  a.  0 
Gm  (hm  §  20  u.  a.  0.  Audviii  JI o hn s t e n  6.  52,  der  gemäß  der  Rechtü- 
sprechung  des  Senats  bis  zum  Jahre  187H  alle  posaessorischeu  Klagen, 
g^kifliviel.  ob  sie  sich  auf  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen  biziehen. 
untt  r  die  Bestimmung  der  Ziffer  4  subsumiert.)  Gegenstand  der  ncbt^rlicbeo 
Entscheidung  ist  ausschließlich  die  Frage  des  faktischen  Besitzes,  nicht 
des  Rechts  auf  den  Besitz  und  nicht  des  Ei^'entTims  fhinsieLtlirh  wiloher 
Fragen  die  Bestimmungen  der  Ziffer  2, 3  und  Art.  dl  Ziffer  1  die  Zuständigkeit 
regeln.)  Das  Gericht  hat  hier  allein  festzustellen,  ob  vor  der  BesitsstSnug 
das  fragliche  Ornndsttick  im  Htsitz  des  Kliipers  sich  befunden  hat.  gleich- 
viel ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  ob  Beklagter  sich  eigenmächtig  den  Besitz 
angeeignet  hat  nnd  ob  seitdem  die  vorgeschrielienen  6  Monate  nicht  ver- 
strichen sind.  Der  Rekliiirte  kann  daher  sich  nieht  damit  verteidigen,  daß 
er  ein  Becbt  auf  den  Besitz  oder  selbst  sein  Eigentum  an  dem  weg- 
genommenen Omndstflck  behauptet  nnd  beweist,  er  kann  nicht  einmal  eine 
Anssetznng  des  Verfahrens  bewirktii.  wenn  er  diirtut.  daC  er  wetr<  n  An- 
erkennung dieses  seines  Besitz-  oder  Eigentumsrecbts  bereits  Klage  erhoben 
hat ;  Aufgabe  des  Gerichts  in  diesen  possessortsehen  Reciitsstreitigkciten  Iii 
r.s.  (U-n  früht  rt-n  ungestörten  Besitz  wiediilKrznstellen  iBo rowikototki 
a.  a.  0.  §  32.  Gordon  a.  a.  0.       20.  211  und  II.  241,  25). 

18.  Die  Besitzstörung  im  Sinne  der  Ziffer  4  braucht  nicht  in  der 
gewaltsamen  Wegnahrae  des  Grundstücks  zu  bestehen,  sie  kann  auch  viel- 
melu'  in  solchen  eigenmächtigen  Handlungen  des  Beklagten  gefunden  weideSi 
welche  den  ruhigen  ungestörten  Besitz  des  Klägers  beeinträchtigen,  so  f. 
B.  in  der  Errichtung  eines  Gebäudes  auf  fremdem  Gmnd  and  Boden,  in 
dem  Abmähen  von  Gras  oder  Getreid<\  in  d»  r  Ziischüttun?  eine?  Grabens, 
in  der  Wegnahme  von  landwirtschaftli(  hm  T'rodukten,  Holz,  iu  dem  Fisch- 
fang in  den  Gewässern  des  Klägers  uini  diM  Lrl  In  allen  diesen  Fällen  kaon 
mit  der  Resitzstöruni/skinge  vor  dem  Friedi  nsrirhler  nicht  nur  dii-  Wi*  dpr- 
herstellung  des  frülieitu  Zustandes,  sondern  auch  die  Wegnaiiiue  des 
eigenniiicbtlg  Angeeigneten  verlangt  werden  {BorowikowsHi  a.  a.  0.  gSQ, 
Gordon  a.  a.  0.  §§  21  II,  2dV.) 
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14.  Richtiger  Klüger  in  einem  solchen  Rechtsstreit  ht  ckr  faktische 
Besitzer,  auch  wenn  er  sein  Besitzrecbt  nicht  ausübt,  oder  dessen  Rechts- 
nadifolger.  Es  kann  demnach  auch  der  Pächter  oder  Nutznießer  gegen 
jeVn  der  eigenmächtig  seine  Besitzrechte  stört  (nur  iiiclit  gegen  den 
Eigcutümer,  cf.  Anm.  11)  mit  der  possessorischen  Klage  vorgeben  (Bo- 
r^i»iko¥Hhi  a.  a.  0.  §  21».  Gordon  §  221,  cf.  Anm.  4  zu  Art  4.)  Auch 
Ton  mehreren,  die  ein  Grundstück  gemeinschaftlich  besitzen,  kann  der  eine 
Besitzer  gegen  die  übrigeu  Mitbesitzer  die  possessorische  Klage  ansLellcü 
{ßorotrikotcsk i  a.  a.  0.  §  27,  Gordon  a.  a.  0.). 

Richtiger  Pi  klnir'er  i?t  derjenige,  dem  die  Besitzstärong  zur  Last 
gelegt  werden  mub,  wenn  demnach  die  Besitzstörung  auf  Geheiß  eines 
Anderen  erfolgt  ist,  dieser  letztere  {Gordon  a.  a.  0.  §  231a). 

15  Die  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  für  Besitzstörungsklagen 
aus  der  Ziffer  4  ist  durch  den  Streitwert  nicht  beschränkt  {Borotcikotcski 
».  ».  0.  §  20.  Gordon  a.  a.  0.  §  241). 

16.  Die  sechsmonatiiche  Frist  wird  von  dtin  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  die  besitzsturende  Handlung  began^i-u  i^t,  und  bei  fortgesetzter 
Besitzstörung  von  dem  Tage,  an  welchem  die  letzte  Handlung  geschehen 
ist  {Bor<,icikawski  a.  a.  0.  §21,  Gt.rdoH  a.  a.  0.  §  24X1).  Die  Ein- 
haltung dieser  Frist  hat  Kläger  zu  beweisen  [Borotcikotcski  a.  a.  0., 
Qord^m  a.  a.  O.  1^  24  1.)  Nach  Ablauf  dieser  6  Monate  sind  die  posses- 
sorischen Klagen,  falls  ihr  Streitwert  500  Rubel  übersteigt,  bei  dem  örtlich 
zuständigen  ^zirksgericht  zu  erheben,  und  in  diesem  Falle  kann  Beklagter 
auch  sein  besseres  Besitzrecht  oder  sein  Eigentumsrecht  einredf  weise  gelt»  nd 
machen  (i?oroi0sÄo«o«A;s'a.a.O.g  34,  Gordon  tk.tk,0.l^2'lUl,MolmsieM 
8.  51). 

Die  hier  bestimmte  Frist  von  6  Monaten  i.st  eine  prozessuale  und 
wird  durch  die  Minderjährigkeit  des  Klägers  nicht  gebemmt  ißoroteikotcski 
ft.  ft.  0.  §  21,  Gordon  a.  a.  0.  §  Sin,  cf.  Anm.  7  zn  Art.  19). 

17.  Zu  Ziffer.*».)  Von  dem  Rechte  auf  Mitbenutzung  f  rem  ilen  Eigen- 
tums (.Servituteuj  handeln  die  Artt.  433—451  des  Zivilkod<;x,  während  von 
den  Diettfltbarlreiton  In  den  Artt.  468—466  a.  a.  0.  die  Rede  ist.  Die 
Rechte  auf  Mitbenutzung  fremden  Eigentums  können  allgeniein,  d  h.  für 
alle  oder  für  eine  bestimmte  Kategorie  von  Personen  bestehen,  z.  B.  ein 
Sffenttiehet  Weg^Kcht  auf  fremdem  Grand  nnd  Boden  (Artt.  433—441  a.  a. 
O  ■.  oder  nur  privater  Natur  sein  z.  B.  auf  Vertrag  nsw  beruhen  Xur 
Von  den  letzteren  Rechten,  den  privaten  Rechten  auf  Benutzung  fremden 
Eigentums,  nicht  von  den  Dienstbarkelten  und  nicht  vom  allgemeinen  Recht 
der  Mitbenutzung,  ist  in  der  Bestimmung  der  Ziffer  .ö  die  Rede  {Boro- 
tcikotcski a.  a.  0.  g§  30,36,  Gordou  a.  a.  U  §  Von  den  Besitz- 
störungsklagen der  Ziffer  4  unterscheiden  sich  die  hier  in  B<.>traeht  kommenden 
Rechtsstreitigkeiten  wesentlich  dadurch,  daß  bei  den  ersteren  anssrhließlich 
über  den  faktischen  Besitz  entschieden  wird  icl.  Anw.  12  ^  während  die 
Rechtestreitigkeiten  um  Benutzung  fremden  Grundeigentums  das  Benutzungs- 
recht «selbst  zum  Gegenstände  balwn  {ßorowikowaki  a.  a.  0.  $  38, 
Gordun  a.  a.  O.  §  33). 

18.  Von  der  einjährigen  Frist  der  Ziffer  5  gilt  das  von  der  sechs- 
monatigen Frist  der  Zifier  4  (cl.  Anm.  16,  Borotpikotoski  a.  a.  0.  g  37, 
Gordon  a.  a.  O.  31^. 

19.  Eine  Ausnahme  Ton  der  Bestimmung  des  Art.  29^  tdldet  Art  31* , 
(cf.  Anm.  4  zu  Art.  31). 

20.  (Zu  Ziffer  6 )  Die  Geracbe  um  Sicherang  des  Beweises  Icönnen 
sich  auf  Rechtsstreitigkeiten  aller  Art  beziehen,  auch  auf  solche,  die  zur 
Zuständigkeit  der  iiezirksgerichte  gehören  {Borowikotcski  a.  a.  ü.  g  43, 
Qordon  a*  a,  0.  §  43j. 
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80.  ist  (dudi  GMets  vom  21. 18. 87)  Mifgehoben. 

31.  «Zur  Zast&ndigkeit  d«fl  Ftiedonaricliten  geboten  nicht: 

1.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  des  Eigentomsreclitl  oder  des  aal 
einen  formellen  Akt  gegründeten  Beaitnreclita  nn  nnbeweglicbm 

Vermögen ; 

2.  Eechtsstreitigkeiten,  welche  mii  dem  lut^^reüsc  der  6taat«ka&äe 
Terbnndtti  rind,  mit  Amnalmm  derjenigen  wegen  Hentdlug 
det  gostVrton  Beslties  imd  d«r  Klagen  wegm  Entacbädigang 
für  durch  Abweiden  T«mrsachten  Schaden  und  für  andere  B»« 
schädignnpicn  an  staatlichen  LäiKk-reien  im  Venraltnnprsbfrpirb 
des  Mitiiätoriums  des  Staats verinügens,  wenn  sie  den  Betrag 
von  5()U  Rubel  nicht  übersteigen; 

8.  ReehtMtreitigkeiten  zwisdien  Landbewohnern,  welche  rar  Ze> 
stibtdigkelt  ihrer  besonderen  Gerichte  gehftren,  es  sei  denn,  dift 
Bwiachen  dem  KUlgwr  ond  dm  BeUagten  dne  Terdnbaniy 
*  getroffen  ist,  Klagen  dieaer  Art  der  Prflftmg  dareh  den  FiiedaU' 
richter  za  Unterwerfen: 
4.  Rechtsstreitigkeiten  w^n  Privilegien  auf  Entdeckungen  tuut 
Erfindungen. 
Aomerknng: 

Das  Ministerium  des  StaatarennSgens  iat  hl  das  Ministeriiim  der  Laad* 
Wirtschaft  und  des  Staat^vermögens  nmgewaaddt  worden.  Diese  Anmerkosg 

besiebt  sich  auch  auf  Art.  1616." 

Anmerkungen : 

1.  (Zq  Ziffer  1.)  Reehtsstreitigkeiten,  die  das  Bigentnmsrecbt 

an  Immobilien  zum  Gegenstand  habin,  t;iii(l  übtrlmupt.  und  solche,  denn 
GM^enstand  das  Besitzrecht  (Kutzungs-  und  Yerwaltungsrecbt)  ist,  in  dem 
Fafie  dw  Znstftndigkrit  der  Priedenagerichte  entzogen,  wenn  dieses  tkl 
auf  einen  formellen  Vertrag  gründet  {Borotcikotoski  a.  a.  0.  §  1  n 
Art.  31,  Gordon  §  1  zu  diesem  Art.),  wobei  zu  bemerken  ist.  daß  eis 
privatschriftlicher.  selbst  vor  Gericht  anerkannter  Vertrag  keine  formale 
Akte  im  Sinne  der  Ziffer  1  darstellt  {Borotcikotoski  a.  a.  0  §  2). 

2.  Nur  Reehtsstreitigkeiten,  welche  das  Eigentums-  oder  Besitzrecht 
an  Grundstücken  zum  Gegenstände  haben,  fallen  unter  die  Bestinunang 
des  Art.  31  Ziffer  1.  Es  gehören  aber  nicht  hierher  Klagen  auf  Erfdiliiag 
vertraglicher  Vcrbiiiilliclikeiten,  sollten  sie  auch  auf  ein  Grundstück  Bezug 
Ilaben,  so  z.  B.  die  Klage  auf  Vertragserfüllung  bezüglich  eines  zum  Ab- 
bruch ▼«rkauften  ^naea,  oder  hinsiehtlich  des  an!  dem  Halme  verkaaften 
Getreides,  oder  wegen  eines  zum  Abholzen  verkauften  Waldes:  ferner  alk 
Klagen  aas  Miets-  und  Pachtverträgen,  so  auch  daraus  hervorgebende 
Bzinissionsklagen;  ebenso  Hypothekedclagen  (Klagen  ans  dem  Pliindm- 
trage  Über  ein  GrantlstUck).  Für  alle  diese  Reehtsstreitigkeiten  sind  die 
allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit  maßge^d:  sie  gebdres 
vor  das  FHedensgericht,  wenn  ihr  Streitwert  nicht  Uber  500  Rubel  MtrtBl 
(Art.  29»).  andernfalls  vor  das  Bezirksgericht  (Art.  202 1  Bo  i  <>  trikotßtki 
a.  a.  0.  {iS      ö.  10,  11,  12.  13.  24,  30,  Goi  ,ioti  a.  a.  0.  ?;  M  Ii. 

3.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  dinglicher  Rechte  an  Grundstucken  ge- 
hören in  zwei  F'ällen  zur  ZustUndigkcit  der  Friedensgerichte:  wenn  sie 
die  Wiederberstellong  des  gestörten  Besitaes  (Art.  2IHj  oder  das  piiTSts 
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Mitbenatzangireollt  an  einem  fremden  Orandstück  (Axt.  29*^)  zum  Gegen* 
staiuie  haben  (Borowikotoski  a.  &.  0.  §  4,  Qordon  «.a.  0.  II). 

4.  (Zu  Ziller  S.)  Die  Y&tx  getroflene  BeaWmnmng  Uldet  etne  Ani- 

nahme  von  der  Bestimmung  der  Ziffer  5  Art.  29:  Recht«8treitigkpit(^n 
we^eu  dea  Recht«  der  £«aatzang  fremden  Grondeigentums  sind  den  Friedens- 
gencbten  entzogen,  sofern  sie  mit  einem  Interesse  der  Staatskasse  ver- 
bunden  sind  irf.  auch  Art.  1289).  Andererseit.s  bestimmt  aber  Art.  1310, 
daB  BesltzstüruDgsklagen,  selbst  wenn  siti  mit  einem  Interesse  der  Staats- 
kasse verbanden  sind,  also  wo  die  Staatskasse  Partei  ist,  zur  Zuständigkeit 
der  Friedensgerichte  gehören,  sofern  seit  dem  Akte  det  BesitMtdroilg  nicht 
mehr  als  6  Monate  rerstrichen  sind 

5.  Beelitsstreitigkeiten  sind  dann  mit  dem  Interesse  der  Staatslnase 
verbnnden.  wenn  die  Staatskas.se  im  F'razesse  als  Partei  Kläger  oder  B<»- 
klagteri  auftritt.  Wenn  aber  die  Staatskasse  in  einen  schon  schwebenden 
Prozeß  als  Litisdenunziat  eintritt  und  sich  einer  der  Parteien  anschließt 
(Art.  653  ff.),  so  kann  dies  in  der  Prozeßlage  nichts  ändern  und  die  Zu- 
ständigkeit des  Priedensgerichts  nicht  beseitigen  {Borowikotoski  a.a.O. 
9  U,. Gordon  a.  a.  0.  §  4). 

6.  Die  Klöster  und  Kirchen  sind  hier  der  Staatskasse  gleich  gestellt 
[Boroicikotoski  a.  a.  0.  §§  38,  39),  nicht  aber  die  Stadt-  und  Semstwo- 
verwaltunf^abehürdcn  (a.  a.  0.  §  42i.  Ausdrücklich  ausgenomui'  n  \  nn  der 
Bestimmung  der  Ziffer  2  sind  die  staatlichen  EiaenbahnTerwaltungen,  für 
dmn  Recbtsstreitigkdteii  die  allgemein«!  Bestimmungen  lllwr  die  Zn- 
Stindigkeit  maßgebend  sind  (Art.  1289  Anm.  2). 

1.  (Zu  Ziffer  3.)  Das  Einverständnis  der  Parteien  mit  der  Zuständig- 
keit des  Friedensgerichts  ist  anzunehmen,  wenn  vor  Verhandlung  zur  Haupt- 
sache die  t'nzustandigkeit  nicht  eingewendet  wurden  ist  (Boroteikoteski 
a.  a.  0.  ?;  4ö,  Gor  dun  a.  a.  0.  §  ö;  cf.  auch  Art.  228). 

8.  Für  die  bäuerlichen  Angelegenheiten  und  Rechtsstreitigkeiten  sind 
durch  Gesetz  (Bes.  Beilage  z.  Ges.  betr.  die  Stände,  Swod  Sakotiow  M.  IX 
Ausg.  1902)  tiesondere  ^richte  geschaffen.  Was  insbesondere  die  bürger- 
liehen  Rechtsstreitlgkeiten  anlangt,  so  sind  sie  in  den  Artt.  124 — ^14!^, 
IBü— 178  des  fies.  a.  a.  O.  behandelt.  Nur  Streitigkeiten  der  Bauern  unter 
einander  gehören  zur  Zuständigkeit  der  besonderen  liäaerlichen  Gerichte. 
Fllr  Streitigkeit^  dagegen  der  Baaeni  mit  Perstmen  niclibbiiierlidien 
Standes  sind  die  ordentIi(hen  Gerichte  zttst&ndig  (Borowikoioßki  a.a.O. 
8§  47—49,  Gordon  a.  a.  0.  §  7). 

32.  „Die  Klage  ist  bei  dem  Friedensrichter  einzureichen,  in  dessen 
Beiirk  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  üder  seinen  zeitweiligen  Aufenthalt  hat." 

Anmerkungen: 

1.  Über  den  Wolmelts  d.  Artt  904,  90&  und  die  Anmerknngra  dazn, 
cf.  auch  Art.  218. 

2.  Die  xof&Uige  Abwesenheit  des  Beklagten  von  seinem  Wohnsitz 
ftndert  nichts  an  der  Znst&ndigkeit,  sie  beseitigt  nicht  die  durch  diesen 
begründete  Zuständigkeit  (Boroioiko*e»ki  §  1  sn  Art  3S,  Gordon  §  1 
an  diesem  Artikel). 

3.  Für  unter  Vormundschaft  stehende  Personen  wird  die  Zuständigkeit 
dorch  den  Wohnsitz  ihres  Vormundes  begründet  {Holmsten  S.  60). 

4.  Der  zeitweilige  Aufenfliiilt.  durrh  den  die  örtliche  Zuständigkeit 
in  derselben  Weise  begründet  wird,  wie  durch  den  Wohnsitz  des  Beklagten, 
setzt  einen  Ubigeren  Anlentlialt  zu  gescbüftlichcn  Zwecken  voraus  und  ist 
verschieden  von  „dem  zufälligen  Aiifentlialt  auf  der  Durchreise,  der  die 
örtliche  Zuständigkeit  nicht  begrümieu  kann''  {Holmsten  S.  62). 
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5.  Die  etwaige  Unzuständigkeit  muß  von  der  Partei  fingewendet 
werden,  von  Amts  wegen  prüft  sie  das  Gericht  nicht  {G  » i  dun  a.  a.  0.  % 

33.  ..Die  Klage  geg^n  uielirere  Beklagte,  welche  in  vers':"liiedpnpn 
Friedensgericlit.sbezirken  wohnen,  ist  bei  dem  Friedensrichter  eines  dieser 
Bezirke,  nach  Wahl  des  Kläger»,  einzureichen.'' 

Anmerkungen: 

1.  Wm  in  diesem  Artikel  vom  verschiedenen  Wohnsitz  bestimmt  ist, 
gilt  auch  vom  zeit\v('i!ii:en  Aufintluilt,  da  nach  Art.  32  der  letztere  hin- 
sichtlich der  Begrüuduug  dei  ürtliolien  Zuständigkeit  dem  Wohositx  voll- 
kommen  gleichgestellt  ist  {Borowtkowtki  §  l  so  Art.  33,  Gordon 
§  1  zu  diesem  Art..  cf  auch  Art.  218i 

2.  Wenn  der  eine  von  mehreren  Beklagten,  in  dessen  Bezirik  div  klage 
«rbobttl  ist,  nach  Klageerhebnng  als  Partei  ansecbeidet,  weil  er  nachwcM, 
daß  er  gar  nicht  der  richtige  Beklncrtc  ist.  wird  hierdurch  im  übrigen 
die  Zuständigkeit  des  für  seinen  Bezirk  gewollten  Friedensrichters  nklit 
hinfftlUg  (Borüioikowski  a.  a.  O.  §  2,  Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

3.  Da.s  Wahlrecht  des  Klägers,  unter  mehreren  Beklagten  das  ■ri'^bt 
des  Bezirks  eines  von  ihnen  zu  wählen,  liegt  nur  dann  geuäü  Art.  33  vor, 
wenn  die  Haftung  der  mehreren  Beklagten  auf  Vertrag  oder  gesetaUekr 
Verpflichtung  beruht  und  nicht  nachträglich  vom  Kläger  künstlich, 
Tielleicht  behufs  Änderung  der  g^beoen  Zuständigkeit,  hergestellt  ist 
1^  kann  s.  B.  der  Kläger,  der  ohne  Zostinmiing  dee  Sdinldnert  die  Bflif> 
schalt  eines  Dritten  für  die  Schuld  übernommen  hat,  wodurch  dieser  Mit 
Terpllichteter  des  Schuldners  geworden  ist,  sich  nicht  auf  das  Wahlrecht 
des  Art.  33  berufen:  er  kann  nicht  seine  Klage  gegen  beide  Verpflichtete 
nach  der  Zuständigkeit  des  Bürgen  anbringen  und  so  die  für  den  Schuldner 
gesetzlich  begründete  Zuständigkeit  willkürlich  ändern  {ßorowikotctki 
§  3  zu  Art.  218,  Gor  dun  a.  a.  0.  §  3). 

.34.  ..Klagen  w<'i^>Mi  Herstellung  des  gestörten  Besitzes,  we-ren 
privaten  Mitbenutzungarechts.  wegen  Flurbeschädigung  und  durch  Stauung 
veranlaßter  Überschwemmung  und  überhaupt  wegen  des  Ersatzes  von  Schaden 
an  Omndstttcken  werden  mA  der  Zmtindigkdt  des  Ortes,  wo  das  hetnfnde 
Omndstflck  sich  befindet«  erhoben.  Klagen  einer  EisenbahnTerwaltang  gepi 
.  Grundbesitzer  an  der  Biaenbahnlinie  wegen  Abtragung,  Vetsetinng  TOi 
Baulichkeiten,  Lagerräumen.  Ausschachtungen  und  Setzlingen  werden  nach 
der  Zuständigkeit  des  Ortes,  wo  das  abiatragende  >  oder  zu  Tcrsetsende 
Vermügensobjekt  sich  bchndet.  erhoben." 

Anmerkungen: 

1 .  Die  hier  erörterten  Reehtsstreitigkelten  sind  (nach  dem  Grundsati 
des  Art  213  dt  ru  foruni  rci  sitae  zugewiesen,  weil  sie  g.-wrdmlieh  mit 
einer  Feststellung  dtis  Tatbestandes  an  Ort  und  Stelle  und  eiu»  r  eirt.*- 
besiehtigung  verbunden  sind  und  daher  weit  bequemer  von  dem  Frit  den^ 
rirhter  lu  hand»  Ir  werden  können,  in  di  esen  Bezirk  das  Grundstück,  wclrhis 
Gegenstand  der  Klage  bildet,  sich  befindet  ^Motive  bei  Gordon  zu  Art.  34, 
Holms  ton  S.  63). 

2.  Hat  eine  Be8itj;stüiuni.rsklage  eine  Servitut  zur  Ornndlsire  di*' 
auf  mehrere  in  verschiedeneu  Friedensgerichtsbezirkcn  belegene  Urundstttcke 
sich  besieht,  so  ist  jedes  Fri^ensgericht  von  den  in  Betncht  homowiideii 
Bezirken  zuständig  {Borowikowaki  §  1  sn  Art.  34,  Oordon.%  %  n 
diesem  Artikel). 
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3.  Als  vScliadenscrsatzklage  wegen  Schadens  an  einem  Grnndstttcke 

im  Sinne  des  Art.  84  ist  nicht  anzusehen:  die  Klage  eines  Pächter??  gpgen 
den  üruQdeigtiuiümer  wegen  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  (Borotci- 
Jkotta/ci  a.  a.  0.  §  8,  G  ofdon  a.  a.  0.  §  3  :  die  Kl^e  des  Kftofen 
eines  Grundstücks  gejicn  den  Verkinifi t  auf  Zahlanjy  von  Sclindrnscrsatz 
wegen  eines  Mangels  in  quanto  an  dem  verkauften  Grundstück  {Borotci- 
kotoski  a.  a.  0.  §  3).  Diese  Klagen  sind  Yertragsklagen,  wenn  sie  auch 
aiif  (  in  Grundstück  Bi  znt;  hiilien ;  es  finden  daher  die  allgemeinen  Be- 
Btiuiiuuogen  Uber  die  örtliche  Zuständigkeit  auf  sie  Anwendung  (Artt.  32, 33). 

34 K  „Klagen  auf  Wiederherstellung  des  gestörten  Besitzes  an  Gold- 
gruben auf  Ländoreion.  welche  dem  Beklagten  nicht  zu  Eigentum  gehören, 
und  überhaupt  auf  Schadensersatz  weizen  Schadenszufügung  anf  einer  solchen 
Grabe  werden  nach  der  Zuständigkeit  des  Ortes,  wo  die  Grube  sich  befindet, 
angebracht." 

.\  n  ni  e  r  k  u  n  <i; : 

Goldgruben  werden  als  Zubehör  des  Grund  und  Bodens  angesehen 
and  teilen  die  Zuständigkeit  der  Uaiiptsache  {Holmsten  S.  63). 

35.  „Klagen  gegen  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften werden  vor  demjenigen  Friedensrichter  erhoben,  in  dessen  Beairk 
deren  Verwaltung  oder  Firma  ihren  Sitz  hat.  ' 

Anmerknngen: 

1.  Für  die  Bezirksgerichte  ist  die  gleiche  Bestimmung  in  Art.  220 
enthalten.  Die  Bestimmung  des  Art.  34  bleibt  durch  die  Vorschrift  des 
Art.  35  unberührt:  fUr  die  Klagen  aus  Art.  34  bleibt  das  Gericht  der 
belegenen  Sache  zuständig,  auch  wenn  sie  sich  gcgm  (  iiu  (ies*  Uschall 
richtet  iDorotcikowaki  §  4  za  Art.  34,  §  1  2»  Art.  22Ü;  Gordon 
§  1  zu  Art.  220 i. 

2.  Fflr  Klagen  gegen  ausländische  Gesellschaften,  deren  Verwaltung 
oder  Firma  im  Auslande  sich  befindet,  bestimuit  sich  die  Ztist.lnditrkeit 
nicht  nach  diesem  Artikel,  sondern  nach  anderen  Vorschriften,  so  nach 
dem  Wohnsitz  des  Agenten,  dem  Sitz  der  Filialrerwaltiiiig  gemftfi  Art.  36 
(cf.  Artt.  36,  2ä0,  221  and  die  Anmerkaiigen). 

36.  „Klagen  gegen  Alrtiengesellsebaflen,  Gesellacbaften  vnd  Genossen- 
Bchaften  aas  Verträgen,  die  mit  ihren  örtlicben  Kontors  oder  Agenten  ge- 
schlossen sind,  werden  erhoben :  entweder  nach  der  Zuständigkeit  des 
Ortes,  wo  diese  Kontors  oder  Asrcnten  sich  b<  !>Tid*  n,  oder  des  Orte«,  wo 
die  Hauptverwaltung  oder  du-  Firma  ihren  .^itz  hat.  • 

A  n  III  e  r  k  u  ü  j4  e  n  . 

1.  Dieselbe  Bestimmung  wie  hier  enthält  der  Art.  S21  fflr  die  Bezirks- 
gferirhte  Wegen  ausländischer  Gesellschaften  cf.  Anm.  2  zu  Art.  Hö.  Wo 
der  Agent  sich  befindet,  d.  h.  wo  der  Agent  seinen  Wohnsitz  hat;  der 
seitweilige  Anfenthalt  (Art.  82)  begrOndet  hier  die  Zuständigkeit  nicht 
(Grordon  §  1  zu  .\rt.  221^ 

2.  Für  Klagen  gegen  Eisenbahngesellschaften  konkurriert  nach  Art.  127 
des  Bisenbahngesetses  (Swod  Sakonow  Bd.  XII  T.  1  Anag.  1886  in  der 
Fassunii:  von  189.H)  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  mit  den  Orten  iles  Sitzes 
der  Hauptverwaltung  und  der  Zwei^^verwaltung  auch  noch  das  Gericht,  in 
dessen  Bezirk  die  Absendnngsstation  sich  befindet:  nnter  allen  diesen 
Gertebten  kann  der  Kläger  wählen. 
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„laagCT  ans  Verditgeiigiyerträgen  mit  IwidwirtwiiiaftllriiM  Artet- 
tern  künnen  bei  dem  nach  dem  Orte  der  ErfBUnng  de»  Tertimge»  snatiiMligm 

Gericht  erhoben  weiden."  •  , 

Anmerkung: 

Die  Zaständigkeit  aus  Art.  36^  ist  nur  eine  Spezialbestimmung  der 
allgemein  Ti  Vorschrift  des  Art  wonach  fQr  Rerhtsstreitigkelten  aas 

Vertragen  da«  Uericht  zu^tüudig  ist,  in  dessen  Bezirk  der  Vertrag  u 
erfflUen  war  {Holmsten  8.  W). 

36-.  „Eine  Klage  gegen  einen  Gewerbetreibenden  des  Goldsacher- 
gewerbee,  wddie  nach  den  allgemeinen  Beatimmnngen  Aber  die  Znitiadigkcit 
nach  dem  Orte  dee  Wohnsities  des  Beklagten  an  «heben  ist,  kann  nach  dem 

Orte,  wo  der  Goldfundort  sich  befindet,  erhoben  werden." 

37.  „Für  die  Verhandlung  einer  8aeh(>,  für  deren  Zustäridifrkeit  d-t 
Wohnort  oder  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  entscheidend  ist,  sind  die 
Parteien  einen  der  ehrenamtlichen  oder  ikzirksfriedensrichter  je  nach  ihrer 
Wehl  infolge  getroffener  Übereinkunft  anzogeben  berechtigt." 

Anmerknngen: 

1.  Die  Yereinbarnnf^.  rmrrfrarion  des  Forums)  kann  auch  in  dt^r 
Weise  erfolgen,  daß  die  Partei  sich  vorbehält,  die  aus  einem  bestimmten 
Vertrage  etwa  hervorgehenden  kttnfUgen  Bediteatreitigkeitai  vor  eis 
Gericht  erster  Instanz  und  gleicher  Art),  welches  sie  sich  au.swlihleu 
werde,  zur  Entscheidoog  zu  bringen  {ßorowikowaki  zu  Art.  37, 
Goräon  §  1  m  diesem  Artikel).  Die  Vereinbamng  kann  aoch  stfll- 
schweigend  geschehen,  wenn  der  Beklagte,  ohne  die  Unznständijjkeit  des 
angeridenen  (an  sich  unzuständigen)  Gerichts  einzuwenden,  sich  in  die  j 
'Verhandlung  znr  Haopteaehe  einiftfit  {£folm»ten  8.  69,  ef.  Anm.  7  n 

Art  31).  I 

2.  Die  TertragUcbe  Vereinbarung  des  Gerichts  hat  die  Bedeutung  | 
daB  das  Yereinliarte  Gericht  anBaohlieSlich  znslftndig  ist,  nad  du 
daneben  nicht  das  Gericht  di  s  Wohnortes  oder  Aufenthaltsortes  des  Be-  ' 
klagten  vom  Kläger  angerufen  werden  kann  {Holmsten  ^.  70).  I 

3.  Ffir  Rechtsstreitigkeiten,  die  eine  unbewegliche  Sache  zum  OegOK 
Stande  haben  (Art.  31  *),  ist  das  Gericht  der  belegenen  Sache  ausschließlich 
zuständig;  es  kann  durch  Prorogation  nicht  boMitigt  werden  (ßordon  ' 
a.  a.  0.  §  2,  cf  Art.  228). 

38.  „Eine  Widerklage,  welche  zur  ZuäUiudigkeit  des  Friedeusgericbts 
gehört^  ist  von  demselben  Riditer  an  entschmdmi,  vor  welchem  die  Klage 
erhohen  Ist." 

Anmerkungen:  : 
1.  Über  Klage  uud  Widt  rklage  ist  zusammen  zu  erkennen  (Äoro- 
wikotcski  §  1  zu  Art.  38),    Nach  erhobener  Widerklage  muß  fiber  ' 
dieselbe  enfsrhieden  werden,  und  der  Umstand,  daß  der  Kläger  seine  Klapc 
zurUckgenuiiiiueii  hat,  ist  für  die  Entscheidung  über  die  Widerklage  tiii-  | 
flnBlos  (Borotoikowftki  a.  a.  0.  §  2,  Oordon  §  2  zu  Art.  38). 

2    Eine  Konnexität  zwischen  Klage  und  Widerklage  (Art  39)  ist  : 
nicht  erforderlich:  die  Klage  braucht  mit  der  Widerklage  gar  nicht  im 
Zoaammenhang  an  stehen  nnd  kenn  (irtlidi  vor  ein  anderes  (gleichartiges) 
Gericht  snstKndig  sein  {Borotoikowski  a.  a.  0.  g  Ir  ^  Art,  340). 

39.  ;,Wenn  die  Widerklage,  die  mit  der  Elage  eng  ▼M'bnnden  ist»  nach 
ihrem  Streitwert  snr  Zuständigkeit  des  Friedensrichters  nicht  gihOrt^  m  ' 
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■teilt  der  Biditer  dM  VetfohittB  dn  imd  stdlt  den  Partden  anbelm,  eich  ea 
d*8  Beiirkigeficht  au  wenden." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Einstellung  des  Verfahrens  erstreckt  sich  aucli  uuf  die  Klage, 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung  ihres  engen  Zusammenhanges  (der 
Konnexität)  mit  der  Widcrklaß:«».  deren  Streitwert  die  Zustlindifikoit  des 
Friedensgerichts  (500  Rubeln  übersteigt.  Fehlt  die  Konnexität,  so  hat  das 
Friedensgericht  über  die  Klage  zu  entscheiden  (Borowikowski  2  tm 
Art-  39)  Ebenso  findet  dtr  Art.  39  keine  Anwendung,  wenn  die  Wider- 
klage nicht  dem  Streitwerte  nach,  sondern  ihrem  Ciegenstande  nach  i^z.  B. 
wenn  es  ein  Immobile  betrifft)  zxa  Zuständigkeit  des  IViedensgericlite  nielit 
{rehört;  auch  in  diesem  Falle  mnC  üImt  die  Kla^re  entschieden  werden 
{^Borotoikotcski  a.  a.  0.  g  7,  Gordun  ^  1  zu  Art.  39). 

8.  Der  Streitwert  der  Widerldege  nwB  fttr  eich  500  Babel  flber- 
steigen.  wenn  hoi  Torhandener  KonncxitSlt  der  Art  39  anwendbar  sein  sf  ll 
Ein  Zusammenrechnen  des  Objekts  der  Klage  und  der  Widerklage  lindet 
nic^it  etatfc  {Borowikowahi  a.  a.  0.  §  1.  &ordon  a.  a.  O.). 

3  Das  Vorhandensein  einer  Konnt  xitäf  zwischen  Klage  und  Wider- 
klage bat  das  Qericht  von  Amts  wegen  festzustellen,  auch  wenn  die  Par- 
teien einen  Einwand  nach  dieser  Richtnni^  nicht  erheben  {ßordon  a.  a.  0. 
§  2)  Da  die  Erhebung  einer  Wi  ]•  rl:!  i<,'e  in  der  Berufungsinstanz,  überhaupt 
nicht  zuUissig  ist  ^cL  Aum.  3  zu  Art.  12),  so  bat  sie,  wenn  sie  dennoch 
eAohen  wird,  die  Anwandwig  dee  Art.  W  nielit  nur  Folge;  dae  Goddit 
bat  sie  unbeachtet  zn  lassen  nnd  Ober  die  Klage  sn  entadieiden  (Isaat- 
9chenko  S.  332). 

4.  Hat  das  Friedensgericht  in  Gemäßheit  des  Art.  99  das  Verfahren 
eingestellt,  so  hat  die  Partei  selbst  das  Bezirksgericht  anzurufen,  eine 
Überweisung  der  Sache  seitens  des  Friedensgerichts  findet  selbst  auf  Antrag 
nicht  statt.  Der  Kläger  braucht  in  diesem  Falle  nicht  abzuwarten,  bis 
der  Beklagte  seine  Widerklage  beim  Bezirksgericht  erhebt,  er  kann  viel« 
mehr  selbst  seine  Klage,  obgleich  ihr  Objekt  nnter  .öOO  Rubel  ist,  beim 
Bezirk.sgericht  erheben  {Euro  tc  i  k  a  w  ak  i  a.  a.  U.  §  ü,  Go  >  d  u  n  a.  a.  U.  §  3). 

40.  „Zuständigkeitsstreitigkeiten  ^Kompetenzkonflikte)  zwisrhen  Friedens- 
richtern werden  von  der  Friedensrichter  Versammlung  des  Bezirks  entschieden.' 

Anmerkung: 

Die  Artt.  40—43  regeln  das  Verfahren  beim.  YoriiaBdeniein  eines 

Rechtsstreits  tiber  die  Zuständi^'keit  oder  eines  Kouipetenzkonflikts  Tiwischen 
den  friedensgcrichtlichcu  luätiiuiiuueu.  Ein  Kompet^nzkoullikt  liegt  dann 
vor.  wenn  zwei  Gerichtsbehörden  oder  eine  Gerichts-  und  eine  Verwaltungs- 
behörde beide  sieh  in  eintm  Tlerhtsstreit  für  zuständig  erklären,  oder 
beide  ihre  Unzuständigkeit  aussprechen.  Im  erstercn  Falle  liegt  ein  posi- 
tiver, im  «weiten  Falle  (wo  alle  Gerichte,  an  die  jemand  sich  mit  einer 
Klage  wendet,  dieselbe  we<ren  I'n/iisf iindigkeit  nicht  annehmen)  ein 
negativer  Kompetenzkuntlikr  vor  Hol  utsfen  S.  76,  cf.  Art.  22^^  f!.). 

41 .  „Kompetenzküntlikf  e  zwischen  Kriedensrichft  rn  verschiedener  Friedens- 
gerichtbbezirke  werden  vuu  der  Friedenbiichterversaiiimlung  desjenigen  Bezirks 
entschieden,  in  welchem  die  Sache  zuerst  anhängig  geworden  ist." 

43.  .Kompetenxlconflikte  swisohen  FriedensriditervenamnilangDn,  od« 
nwischai  dnem  Friedensrichter  oder  einer  Friedtturlchterrersanimlnng  einer» 
«dta  nod  einem  Bezirksgericht  andererseits  werden  von  dem  Appellhof  ent- 
«Aicden,  in  dessen  Besnrk  die  Sache  snerst  anhängig  geworden  ist/ 
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A  n  m  c  r  k  n  n  g  e  n : 

1.  Die  Entscheidung  einer  Friedeasrichtervecsammlang  über  ibte  Um- 
smtindigkeft  entgegen  dem  Beicliliiß  des  Appellhob  ist  nidit  vät  der 
Kn^'^nti  iir-hi'schwerde  anft-cbtliar,  sondern  in  dorn  für  Kompetenzkonflikte 
vurgeächriebenen  Verfahren  za  erledigen  (Borowikotcski  su  Art.  43^ 
Qordon  $  1  sa  Art.  42).  Der  Antrag  um  AmreitQiig  des  nutüiMseii 
Gerichts  ist  in  diesem  Falle  bei  dem  Appellhof  zu  stellen  Gordon  a.  a.  O.). 

2.  Ein  KompetenzkoDflikt  zwischen  der  FriedeDsrichterversammliu^ 
nnd  einem  OautiMcaeriebt  (fOr  lAoeriklie  AngelegenlidtMi,  cf.  Anm.  8  xn 
Art  31  wird  tob  dem  &beq[eoTdtteten  Appellhof  entadiieden  {Kordon 
a.  a.  Ü.  i;  2i. 

42'.  -In  den  Orten,  wo  das  (Jesetz  betreffend  die  ländlichen  Bezirk«- 
kommissare  eingeführt  ist,  werden  Kuuipeteuzkonflikte  zwischen  Landschafrs- 
kommissaren,  Stadtrichtern  oder  Kreisversammlungen  einerseits  uad  deo 
irledenagerichtUcben  InsÜtatienen  oder  den  KieiBmitglicdm  der  Benrk»- 
gericlite  andweraeits  von  dem  Besirkagezicht  entaehieden,  in  denen  Besiflr 
die  Sache  zuerst  anhängig  geworden  ist,  wobei  an  der  Besetzung  des  Gerichts 
der  Vorsitzi  nde  der  Kreisrersammlnng  des  Ortes  teilnimmt,  wo  du  Oericht 
seinen  iiits  hat.' 

Anmerknng: 

Für  die  ländliche  Bevr.lkcrunt:  sind  durch  Gesetz  vdiii  12.7  89 
(jetzt  Besondere  Beilage  zum  Gesetz  betr.  die  Stände  III.  Buch  Swod 
Sakanow  Bd.  IX,  Ausg.  1899  in  det  Passung  von  1902)  unter  AaBerkr&ft' 
Setzung  der  friedensgerichtlit  lien  Institutionen  besondere  Behörden  geschaffen, 
welche  administrative  und  richterliche  Funktionen  in  sich  vereinigen.  Der 
Landkreis  (unter  Ausschluß  aller  Städte  und  stadtähnlicher  Ortschaften) 
wird  nach  diesem  Gesetz  in  eine  Anzahl  von  landschaftlichen  Bezirken 
einj^i'teilt  nnd  je  einem  Üindlicht-n  Bezirkskommissar  unterstellt.  Du-  L;iiul- 
schüftbbezirkäkomuüsäare  eini^s  Kreitses  bilden  eine  Kreisveräammluiig.  Itu 
Ührigen  ist  das  Vofohren  aualog  demjenigen  vor  den  Friedensrichtern  nnd 
den  Friedensrichterversannulungen  und  ist  in  einem  besonderen  Hesetz  Tom 
12.  8y,  Ausg.  1892  in  der  Faranng  von  1902  (jetzt  im  ^wod  Sakonotc 
Bd.  XVI  T.  1)  dugelegt  (d.  Art.  29  Anm.  und  Einleitung). 

43.  «Gesndie  nm  Anweisnng  des  snstftndigen  Friedenariehtets  oder  des 

inständigen  Gerichts  werden  bei  einem  derjenigen  Gerichte  eingereicht,  nnter 
denen  der  Kompetenzkunflikt  hervorrretreten  ist.  Das  Gesuch  wird  nebst 
einer  Erklärung  demjenitien  dericht  zur  Prüfunj;  übersandt.  weiches  gemäß 
den  vorstehenden  Artikeln  zur  Entscheidung  über  den  Kompetenzkonflikt 
berufen  ist;  das  Verfahren  wird  inzwischen  bis  zur  Entscheidung  des  ent- 
stand«ien  Kompetenskonflikts  ausgesetzt.* 

A  n  in  (  r  k  u  n  g : 

Alle  Angelegenheiten  betri  fli  iid  Kompetenzkonflikte  werden  nur  auf 
Omnd  von  ^sch werden  in  dem  in  den  Artt.  43,  232,  235,  23ti  ZPO 
Torgeschriebenen  Verfahren  erledigt.  (Von  Amts  wegen  wird  ein  Kompe- 
tenzkonflikt mcht  erhoben,  Qordon  an  Art.  43,  Holmaten  S.  76.) 

ZweltM  Knf  itel. 

Von  den  Bevollmächtigten. 

44.  „Als  Bevollmächtigte  vor  friedenscerichtlichen  Institutionen  auftreten 
können  aofier  yereideten  Anwälten  auch  Phvatanwälte,  andere  Personen  jedoch 
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nr  iH  dm  FUlen  und  mtar  den  VomuMelniiigtii,  wcldur  in  dem  Geriohti- 
wUmnagigwet»  ugegelien  sind." 

Anmerkung: 

Vereidete  Anwälte  mflssen  nach  den  Bestimmangen  der  Artt. 
868  R.  des  OVO  mdi  ftbaolviortem  Universitätsstudinm  ö  Jahre  im  Justiz- 
ressort tätig  gewesen  sein.  Als  Pri vutanwälte  werden  nach  Art.  4()6 
a.  a.  0.  Personen  zugelassen,  <iie  hierzu  ein  besonderes  Zeugnis  von 
Kollegialgerichten  besitmn,  jedoch  nur  bei  dem  in  dem  Zeagnis  bezeichneten 
Gericht.  Indessen  kann  ein  Privatanwalt,  der  bei  einer  Friedensrirhter- 
versammlung  zugelassen  ist,  auch  vor  dm  dieser  untergeordneten  Friedcns- 
gerichten  auftreten.  Ferner  kann  jeder  Privatanwalt  die  einmal  Über- 
nommene Sache  durch  alle  lotitaiizen  vertreten.  Daneben  können  Verwandte 
der  Partei,  ebenso  der  Verwalter  derselben,  oder  jemand,  der  eine  gleiche 
.Sathe  hat,  stet«,  aiidt-re  Personen  aber  nur  in  Ausnahmefällen  und  nur  in 
einer  beichtiüiktfm  Anzahl  von  Fällen  zur  Prozeäftlhrung  vor  Friedens- 
ricbtern  ragvlMNn  werden  (Artt.  309,  4ü6Bis  a.  a.  0.,  cf.  im  übrigen  die 
Artt  245.  246  und  die  Anm.  dun  hinnehttich  der  anderen  Geridite). 

45.  ,AIe  BeToUv&ehtigte  in  den  vor  den  friedensgericbtliclaen  Inttitn^ 
tlonen  verliandelten  Sachen  können  nicht  zngelaeeen  werden: 

1.  Personen,  welche  die  Volljährigkeit  nicht  erreicht  haben; 

2.  Mönche,  außer  in  denjenigen  Sachen,  in  denen  sie  ihn  K]<istcr 
oder  deren  Insassen  vertreten  oder  im  Aultrage  ihrer  Kloster- 
behörde auftreten; 

3.  Fenonen  der  Weltgeistlichkeit,  anfier  in  den  Sachen)  in  denen 
sie  das  geistliche  Ressort»  oder  ihre  eigenen  Fhwen  und  Kinder, 
ebenso  die  in  ihrer  Fürsorge  befindliehen  Pfleglinge  vertreten; 

4.  PtTsnnen.  wclrli.;  für  zahlungsunfähig  erklärt  sind,  sulaiitio  als 
tibec  die  Natur  ihrer  Zahlungsunfähigkeit  noch  kein  Beschluß 
ergangen  ist; 

5.  Personen,  die  nnter  Vormundschaft  stehen; 

6.  Schaler.  Zttglinge,  Studenten  und  Hörer  von  Lehr-  und  akade* 
misclifn  KnrHen,  Solanixc  sii'  sulcln-  nicht  bicndct  haljon.  aiiBer 
nur  in  denjenigen  Suchen,  deren  Filhrunjj  sie  für  ihre  Eltern, 
Brüder  und  bchwebtern  übtrnouiUieii  haben ; 

7.  Friedensrichter  desjenigen  Friedensgerichtsbezirks,  in  welchem 
die  Sache  anhingig  ist,  ebenso  der  Staatsanwaltsgehille  der 
SrtUdien  Friedensrlchterrersauimlnng; 

8.  Personen,  welche  zufolge  Urteils  des  geistlichen  Gerichts  Ton 
der  Kirche  ausgeschlossen  sind; 

9.  Personen,  welchen  alle  8tandesro(  lite  (nier  alle  besonderen  i)ersr;a- 
lichen  und  ihrem  Stande  zugceigueteu  Rechte  und  Vorrechte 
aberkannt  sind,  ebenso  diejenigen,  denen  diese  Strafen  durch 
AllerbOehstes  Gnadenmanifest  erkaaen  sind; 

10.  Personen,  gegen  welche  ein  gerichtliches  Verfahren  wegen  der 
.\n.sclniUiiL;uiiir  soh-her  Verbrechen,  die  d<-n  Verlust  alU-r  Standes- 
rechte oder  aller  besonderen,  persönlichen  und  ihrem  Stande  zu- 
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geeigneten  Rechte  und  Vorrechte  nach  sich  ziehen,  erOfbnt  war, 
und  die  durch  ge  richtliches  Urteil  nicht  freigesprochen  wnrtlen; 

11.  Personen,  welche  durch  gerichtliches  ürteil  ana  dem  öffentlichen 
Dienste  oder  aus  dem  geistUdten  Amte  wegen  Verfehlungen, 
oder  M»  Terdnen  oad  Adelakinponrfloiieii  sniolfe  tob  BeaehUlMMi 
derjenigeii  St&nde»  denen  sie  angehören,  aoigoiGlilosseii  aisd; 

12.  alle  diejenigen  Personen,  denen  das  Aoftfotell  TOrOczicht  dwrcb 
gerichtliches  Urteil  verboten  ist  * 

Anmerkung; 

Die  Lesens-  und  Sclireibensnnknnde  ist  keia  HladeniiigBgruiid,  «la 

Prozeßbevollmächtipter  vor  einem  Friedensrichter  aufzutreten  {Boroici- 
kotcski  §  1  zu  Art.  45,  Gurdun  1  und  3  zu  diesem  Artikel,  cf. 
dagegen  Art.  246  Ziffer  1  hinsichtlich  der  anderen  Gerichte).  Friedens- 
richter können  außerhalb  ihres  Bezirks  als  Prozeübevollinilchtigtc  auftreton 
[Bui  uic  ikoicski  a.a.O.  §4.  Gordon  a.  u.  0.,  cf.  im  übrigeu  An- 
merkungen zu  Art.  246).  Im  Falle  des  Konkurses  (zu  Ziffer  4)  muß  über 
die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit,  ob  onglückliclte,  fahrlässige  oder  bös- 
liche, besonders  entschieden  werden  ^cL  das  russ.  Konkursrecht,  §  528, 
Zteeh.  XV  96). 

46.  .Die  Proaefl]mrtäen  habm  die  Ton  ihnen  getroffene  Wahl  «iaea 
fieTolfanftditigten  dem  Friedenerlditer  mfliidlkli  oder  adutttUeh  anmieigen. 
Sie  können  auch  ibrem  BevoUmSehtigten  eine  in  To^^esebriebeiier  Form  be- 
glaubigte Vollmacht  erteilen.* 

47.  gDie  mündliche  Erklnnintj  über  die  Wahl  eines  Bevollniächtigten 
hat  der  Friedensrichter  in  sein  Journal  einzutragen,  welche  auch  von  der 
Partei  «i  nnteredtreiben  Ist»  wenn  sie  des  Sdureibeas  kundig  ist  Die  daran! 
heiflgliche  Erklftmng  kann  entwedw  in  dem  Qesoche  selbst  oder  in  einer 
besonderen  Vollmacht  erfolgen  In  dieser  Erklärang  muß  die  Unterschrift 
des  Machtgebers  von  einem  Friedensrichter,  "^tn  ltrlcbter,  BezirkskomnüsBar» 
Notar,  von  der  Polizei-  oder  der  Gemeindcbeliürde  beglaubigt  sein.* 

Anmerkung: 

Falls  die  Partei  des  Schreibens  unkundig  ist  und  di«  Erklärung  üIht 
die  Wsdü  eines  Bevollmächtigten  nicht  unterschreiben  kann,  maß  dies  iok 
Jonmal  vermerkt  werden  {Borovoihowaki  §  1  cn  Art.  47,  Gordon  §  1 
zu  diesem  Artikel).  Die  in  der  im  Art.  47  vorgeschriebenen  Form  erteilte 
Vollmacht  ermächtigt  nicht  zur  Einlegnng  von  Rechtsmitteln  und  zur  Ver- 
tretnng  in  den  bBheren  Initanzen  (Borowikowaki  a.  a.  0.  §  6,  Oordo» 
a.  a.  0.  §  3). 

48.  »Der  Berollmicbtigte,  dem  die  Partei  die  Ftlhrung  des  Prozesses 
vor  dem  Friedensrichter  übertragen  hat,  kann  denselben  durch  Togldfih  bei* 
legen,  auch  wenn  dies  in  der  Vollmacht  nicht  erwähnt  ist.' 

Anmerkungen: 
1.  Der  von  dem  Bevollmächtigten  geschlosseoc  gerichtliche  Vergleich 
ist  nidit  allein  für  den  Machtgeber  bindend,  sondern  di  '^er  kann  auch 
keinerlei  Ansprüche  gegen  den  ProzeijljcvuUmächtigten  daraus  herleiten, 
da0  der  Vergleich  ungün^ti^'  i><t  />>>  rotrikoteski  §  2  zu  Art  48).  Das 
Ver^prerhen  einer  Kniiveiiti. malst i:i!e  allerdings  liegt  nicht  in  der  Befugnis 
zur  gütliclieu  Beilegung  det»  licchtbälieilä  i^Gordon  ^  4  zu  Ai't.  46). 
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2.  Nur  zam  Abschloß  eines  gerichtlichen  Vergleichs  ermächtigt 
die  Vollmacht,  znm  außergerichtlichen  Vergleich  bedarf  der  Bevollmächtigte 
einer  speziellen  ErmSichtigong  {Borowikowaki  ft.  a.  0.  §  4,  Gordon 

a.  ».  0.  §  2),  cf.  Art.  2öO. 

49.  .Der  Bevullm"ächti|t(te  kann  die  Vertretung  niederlegen,  er  darf  aber 
dann  nicht  die  ProzeLivertretun^;  der  üegenpfirtei  Übernahmen,  und  ist,  im 
Falle  der  Abwesenheit  seines  Machtgebers,  diesen  von  der  Niederlegang  der 
VertreUmg  so  leitig  in  Renntni«  nt  sataen  vetpfliehtct,  daß  er  som  Ver- 
bMdtangiteniüa  tellMt  m  eneheliiMi  oder  einen  tadeMD  BeTdlmteliligten 
so  beiteilen  imstande  ed.* 

A  n  m  orknng: 

Die  nicht  rechtzeitige  Bi  iiuchrirhtigung  des  Machtgebers  durch  d  -n 
ßevoUmikhUgUiii  macht  dieheu  ev.  6chadenaersatzpflichtig,  ist  aber  iur 
den  Pn»eflgnng  ohoae  JEinftvfi  {Qordou  §  2  sn  Art.  2ö2  ZPO.). 

50.  ,Der  Machtgeber  kann  jederzeit  die  dem  Bevollmächtigten  erteilte 
VolUnacht  aufbeben,  wobei  er  dies  dem  Friedensrichter  achriftlich  oder  münd- 
lich aaraeigen  hat;  der  Friedensrichter  ist  aber  weder  verpflichtet,  die  Ver* 
bftiidlnng  ans  diesem  Omnde  ni  yertagen,  noch  gehalten,  die  Bestellung  oder 

das  Erscheinen  eines  anderen  Bevollmiditigten  abzuwarten.  Alle  Handlungen, 

welche  der  Bevollmächtigte  bis  zum  Zeitpunkte  des  Empfanges  der  bezeich- 
neten Anzeige  durch  den  Friedensrichter  vorgenommen  hat,  bleiben  in  Kraft 
bestehen.* 

Anmerknngen: 

1.  Die  Bestimmung  des  Art.  öO  beruht  auf  der  allgemeinen  Vorschrift 
des  Art.  2332  Zi\  ilkod.  über  Vollmachten  Uberhaupt  Wenn  auch  die  Voll- 
macht fflr  eine  gewisse  Zeit  oder  fUr  bestimmte  Handlungen  oder  Oeschäfte 
erteilt  ist,  so  kann  der  Machtgeber  dennoch  vor  Ablauf  der  Zeit  oder  vor 
Erledigung  der  fraglichen  Geschäfte  die  Volhiuicht  widerrufen,  unbeschadet 
der  Rechte  des  Bevollmächtigten,  etwaigen  Schadensersatz  wegen  der  vor- 
■eitiften  LSsnng  des  VoUmachtOTerhftltniMWS  an  rerlaagen.  Dieses  Recht 
des  jederzeitigen  Widerrufs  der  Vollmaeht  kann  dem  Machtgeber  durch 
Vertrag  nicht  beschränkt  werden  ißorotcikowMki  §  1  zu  Art.  251, 
Gordon  §§  1  nnd  2  an  diesem  Artikel,  Holms  ton  S.  104). 

2.  Die  Aufhebung  der  Prozcßvollmacht  kann  auüer  durdi  Anzeige 
an  das  Gericht,  vor  \v»  Ic  hem  der  Bevollmächtigte  den  Machtgeber  vertreten 
soll,  auch  noch  nach  allgemeiner  Vorschrift  über  den  Widerruf  von  Voll- 
machten überhaupt  erfolgen  (Arft.  2381,  '2SS2  Zivilkod.):  a)  durch  öffent- 
liche Bekanntmachung  des  Widerrufe,  dt  r  gfgen  Dritte  erst  mit  dem  Zeit- 
punkte des  Eraciieineus  der  di'u  Widerruf  publizierenden  Zeitung  an  deren 
W(AnsitB  wirksam  wird,  falls  sie  in  gutem  Glauben  sich  mit  dem  Bc  voll- 
michtiet«-n  in  Ofsrhäfte  einu'chswn  hahen:  b)  durch  Wegnahme  der  Voll- 
machtsurkunde, di«'  auch  dtirch  polizeilich*«  Vermittelung  erfolgen  kmm 
{Borofßikowoki  a.  a  0.  §  3.  Gordon  a.  a.  Ü.  §§  3,  4)  Dem  Bevoll- 
ra&cbtigten  gegenüber  ist  s«  hon  die  Willenskundgebung  des  Macht gelx  r.s, 
die  VoUmachtsurkunde  zurückzuerhalten,  genügend  ;  von  dem  Zeitpunkte  an, 
wo  er  die  Ititteiloag  seines  Machtgebera  erhält,  daii  ihm  die  Vollmacht 
zurückgeschickt  werde,  darf  er  filr  ihn  nicht  mehr  handeln,  bei  Vi  nneidung 
zivilrechtlicher  and  strafrechtlicher  Verantwortung  {Boroicikotoski  a.  a.  O. 
§§  4,  6,  Gordon  a.  a.  0.). 

Z«it«olurtfl  f.  IntMB.  FMvat-  n.  Oflimtl.  Beeht.  ZVI.  81 
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Drittes  Ksyltel. 

Ton  der  Erhebnng  der  Klage  und  der  gericbtlicbeB 

Vorladung. 

51.  |Dm  bei  dem  FHedensriehter  sa  erhebende  Klagegesoch  km 
•diriftlieb  oder  mflndlich  sein.' 

A  n  m  c  r  k  I!  n      n  : 

1.  Die  Klap  mnß  vor  dem  Fricdtnsnchter  selbst  erhoben  werdts, 
die  edtriftUcbe  Klage  kann  ihm  anch  per  Poet  flbmaadt  werden,  ebcr 

diesem  und  nicht  <  twa  der  Oerichtsschreiberei  {Borowikowski 
zu  Art.  51,  Gordon  §  4  zn  diesem  Artikel). 

2.  Irgendwelche  Formen  (abgesehen  von  dem  im  Art.  54  angegebenen 
Inhalt  des  Klagegesuchs)  sind  für  die  Klagen  vor  dem  Friedensrichter  nicht 
vorpeschriebeii.  Es  schadet  daher  nicht,  wenn  die  Klageschrift  unrichtig, 
als  llappurt  odtr  dergl.  bezeichnet  ^vird  \B(jrotcikotc8ki  tk.  ^.0.  %  \, 
Gordon  a.  a.  0.  §  1).  Die  im  Art.  <i(>3  ZPO  vorgeschriebene  schriftUche 
Form  für  die  Nebenintervention  (den  Anschluß  eines  Dritten  an  den  Kläger 
oder  Beklagten)  findet  auf  das  Verfahren  vor  dem  FriedensricJiter  keine 
Anwendung:  hier  kann  die  Nebenintervention  (die  gesetzlich  als  Klagegesoch 
(  liarakterisiert  ist)  gemäß  Art.  61  auch  mfindUch  erfolgen  \ßorowikoto»ki 
a.  a.  0.  §  3,  Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

52.  .Das  mündliche  Gesuch  wird  von  dem  Friedensrichter  in  ein  Boch 
eingetragen  und  dann  drm  Kläger  vorgelesen  and  von  ihm,  wenn  er 
Schreibens  kundig  ist,  unterschrieben.'' 

Anmerkung: 

Die  Eintragung  des  Klagegesuchs  in  ein  hierzu  bestimmtes  Bach 
durch  den  Friedensrichter  ist  obligatorisch  Gordon  ^  2  zn  Art.  52/. 
Vou  der  ^ftempel gebühr  ist  sowohl  die  mündlich  zu  PrutukuU  vor  dm 
Friedensrichter  als  andi  die  schriftlich  bei  ihm  eiogeiüchte  Klage  belNtt 
(Moüve  bei  Gordon  a.a.O.  $  1). 

68.  »Eine  Klagetchrift,  die  der  Prttfnng  durch  den  Ftiedenaiichter  oicfel 

unterliegt,  wird  dem  Klfiger  mit  einem  Bescheide  zurückgeschicirt,  und  Aber 
die  Nichtannahme  eines  mündlichen  Gesuchen  wird  dem  Kllger  auf  dcam 
Verlangen  eine  schriftliche  Bescheinigung  erteilt." 

Anmerkungen.: 

1.  Unter  die  Bettimmung  des  Art.  63  feilen  nieht  nvr  die  Kkfe- 
gesnche,  welche  die  örtliche  (^der  sacldi(he  Zuständigkeit  des  FrieJm?- 
hcbters  übersteigen,  sondern  auch  alle  diejenigen,  die  überhaupt  einer 
Frttfnng  durch  den  Friedensrichter  nicht  nnterliegen,  x.  B.  wenn  sie  vor 
eine  andere  IVliörde  gehören  (Buroicikotcski  §  1  zu  Art.  53). 

2.  Der  Bescheid,  mit  v,  •  lum  die  Klagesi  hrift  zurückgeschickt  irird. 
darf  kein  Randvermerk  auf  der  Klageschrift  tsclbüt  sein  [Borotcikotcski 
a.  a.  0.  §  2,  Gordon  §  S  zu  Art.  Ö3,  Motive  daselbst  zu  Art.  267  §  1^. 
sondern  ein  von  dieser  gesondert» Sf^liriftstück.  f'er  Bescheid  muß  weh 
die  Gründe  für  die  Nichtannulmie  der  Klage  aniuliren  (Motive  a.  a.  0.»- 
Einer  Frttfnng  der  Sache  selbst  hat  sich  der  Friedensrichter  zu  enthalten 
{Borowikowoki  a.  a.  0.    1,  Gordon  a.  a.  0.  9  2,  cf.  anch  Art 

64.  „In  dem  schriftlichen  sowohl  wie  in  dem  mUndtichen  Oesndi  kit 
dw  Klttger: 
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1.  den  Staad,  Namrai,  VatanDamm,  FamiUennamen  oder  Bnfnam«! 
und  den  Wohiiort  aowohl  von  ihm  edbet  und  der  Zeugen,  falls 

er  auf  solche  Bezog  nimmt,  als  auch  des  Beklagten  anzugeben; 

2.  die  Beweismitt^^l  zu  bezeichnen,  auf  welclie  er  seine  Klage  gründet; 
'6.  den  Streitwert  anzugeben,  aasgeoommen  diejenigen  Sachen,  die 

nicht  sdAtnhar  sind; 
4.  m  erklftveit,  was  er  Terlaagt,  oder  wa»  er  nadimcht'* 

A  n  m  e  r  k  u  II   e  n  : 

1.  Die  Erfordernissf-  de«  Art  51  sind  wesentliche  Bedingungen  des 
Klagegesuclis,  uhiie  deren  Erluliuxig  dtiu  angebrachten  Gesuche  die  Beden- 
tung  einer  Klage  fehlt  {Gordon  §  1  za  Art.  54).  Die  Nichtangabe  der 
Beweismittel  in  dem  Klagegesnche  indessen  kann  später  nachgeholt  werden 
(Borowikotcaki  §  3  zu  Art.  54,  Gordon  a.  a.  0.  §  2,  cf.  Alt.  57). 

2.  Der  vollständige  russische  Name  besteht  uns  drei  Teilen:  Vor- 
namen, Vatersnamen  und  Familiennamenj  also  z.  B.  Alexander  lu/onth 
witsch  (.Sohn  des  Iwan)  Popow. 

3.  Über  nnschUshaie  Objekte  cf.  Art.  29,  Ziffer  2,  4  nnd  6. 

56.  „AI»  Stieitwttt  ist  der  Betrag  aainsehen,  der  In  dem  Klagegesadi 
angegebeii  ist  unter  ffinsorechnnng  der  bis  sum  Tage  dtf  Klsgeerhebmig 
Teilangten  Zinsen  tarn.  Kftpital.^* 

Anmcrktinsren; 

1.  Maßgebend  ist  der  Streitwert  am  Tage  der  Klagetrhebuug  \Boro- 
toik»*d9ki  §  1  zu  Art.  ').'):  cf.  Anm.  1  zu  Art.  29).  Die  Zinsen  swar 
werden  7nm  Objekt  der  Klage  hinzugerechnet,  nicht  aber  die  Prozeßkosten, 
selbst  weuu  sie  ziffernmäßig  in  der  Klageschrift  angegeben  and  zosammen 
mit  dem  Kapital  (nicht  aber  wenn  sie  allein  eingeklagt  sind)  verlangt 
werden  (ßorowiknwski  a.  a.  0.  §  2.  Gordon  zu  Art.  272\ 

2.  Bei  Interventionsprozessen,  wo  dus  VcriuöKeiisstück.  in  welches 
die  Zwangsvollstreckung  vorgenommen  ist.  von  einem  Dritten  in  Ansprach 
genommen  wird,  ist  -Klageobjekt  nicht  der  Wert  dieses  Vermögensstticks, 
sondern  der  znr  Beitreibung  gestellte  Betrag  {Borowikowski  a.  a.  O.  ä  3). 

3.  Ober  die  Bestimmung  des  Stieitwwts  ist  Art  278  su  vergleieiML 

66.  „Im  FaUe  der  Beniiogelung  des  in  dem  Klagegesuche  angegebenen 
Streitwertes  wird  derselhe  Ton  Sacfarerstibidigen  in  einem  vom  Friedensrichter 
hiena  anberaomten  Termin  festgesetsf 

Anmerkungen: 

1.  Ohne  Betnilnüelung  seitens  des  Bf  klugten.  von  Amts  wegen,  darf 
das  Gericht  nicht  die  Angaben  über  daa  Kiageobjekt  einer  Prüfung  unter- 
ziehen {Boroic ikotcski  §  1  zu  Art  66,  Gordon  1 4  SU  diesem  Artikel). 
Das  Gericht  hat  aber  den  Kläger  zur  Bezeichnung  des  Klap  (ibjcktH 
anzahalten,  wenn  dieses  aus  der  Klage  sonst  nicht  erhellt  und  abächiitzbar 
ist  {Borowikowski  a.  a.  0.  §  2.  Gordon  a.  a.  0). 

2.  Sind  Gerichts-  und  Prozeßkosten  Gegenstand  der  Klage,  ebenso 
wenn  über  die  Höhe  der  eingeklagten  Vergütung  für  die  ProzeBfflhrung 
Streit  ln'rrsclit,  so  sind  nicht  Saebvristandige  zu  hon  n,  sondern  das  Gericht 
maß  selbst  nach  den  vorhandenen  Angaben  und  aus  den  sonstigen  Umst&nden 
den  Strdtwert  bestimmen  {Borowikowski  a.'  a.  0.  §  6,  O-oräon 
a.  a.  0.  §  2). 

3.  Wegen  Ernennung  der  Sachverstündigen  ist  Art.  123  zu  vergleichen. 

31» 
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67.  ,J)tr  Kläger,  welcher  mtm  Fordenug  auf  sclinftliche  Beweis- 

dofeament*'  irrflrdt-t,  hat  diese  fimi  Friedensrichter  bei  Anbringung  des 
K.lage^'^'^Tn  hs  innl  jedenfalls  rm  ht  »paUr  als  um  zwei  Thr  Narhmittags 
desjenigen  lages.  an  welchem  dbr  Verbaadliingstermin  aobeniumt  ist,  gegen 
boiliOfrtmMiM^gang  ftmmniAm." 

Anmerkaag: 

Die  Beatimmai^  des  Art  57  bezweckt  lediglich.  VertugnnfTPn  zn 
vermeiden,  es  können  aber  Beweisdokumente  von  den  Parteien  auch  nach 
dem  ersten  Verhandlungstermin  im  Laufe  des  Prozesses  nnd  selbst  in  der 
Berufungsinstanz  vorgebracht  werden  (Borowikowski  ta  Art-  57, 
Gordon  §  2  und  die  Motive  im  §  1  sn  diesem  Artikel). 

Ö8.  „Infolge  des  Kiagegesuchs  veimniaßt  der  FriedeDsnchter  die  Ladoog 
dm  Bd^agten  tot  Oari«bt  «od  tittt  disiQM  Mwie  iora  Kligsr  d«  Vsr- 
liaiidltiiigitemüii  mit.'* 

Anmerkungen: 

1.  Über  die  gesetzlichen  Vertreter  des  Beklagten,  sowie  darüber, 
wer  als  Beklagter  zu  laden  ist,  sind  die  Artt.  86,  fl^  S81,  288  und  die 
Anmerkangcn  zu  diesen  Artikeln  r.n  vergleichen. 

2.  Personen  des  geistlichen  und  Mönchstandes  dilrfen  als  Beklagte 
nicht  zu  denjenigen  Tagen  nnd  Standen  geladen  werden,  an  denen  sie 
kirchlichen  Dienst  zu  verrichten  haben,  ebenaow^g  während  der  ersten 
and  letzten  Woche  des  grofiea  Fastens  {Boroteikoicski  §  2  sa  Art  275, 
Oordon  §  2  sa  dieaem  Artikel). 

69.  JKb  Ladmigsfalafc  (Binlassmifafdat,  d.  Ü.)  ftr  den  Beklagten  wiid 

berechuer  vuii  dem  Zeitpunkt  der  Behändigung  dt  r  Ladung  auf  mindestens 
je  eintn  la^'  für  jede  fflnftehfl  Wecft  der  finUemaqg  seinea  WalmiitMt 
vom  Fri^ensrichter." 

Anaaerknng. 

Die  Berechnung;  der  Einlassungsfrist  gemäß  Art.  59  ist  nur  für  dii- 
Fricdensrichter  vorgeschrieben,  nicht  aber  für  die  FriedenszicbtarversamBÜung 
(in  der  Berofünigafiistana),  welebe  den  Art.  69  nidit  tu  beadkten  branehC 
aber  die  Bestimmung  des  Art.  817  zu  berücksichtigen  hat.  Avonach  jvde 
Ladungfrist  so  zu  bestimmen  ist,  daß  den  Geladenen  die  Vornahme  der 
erfordetliclien  processQaleB  Haadlinig  bia  ainn  Termin  mSglioli  wird  (BorO' 
trikutcski  §  2  zu  Art  59.  (loi  Jon  §  2  zu  diesem  Artikdi.  Die  Nicbt- 
beacbtung  des  Art.  59  ist  nicht  so  wesentlich,  daß  dies  die  Kassation 
begranden  kitainte  {Boroteikowahi  a.  a.  0.  §  1,  Oordon  a.  a.  0. 

60.  .,Erücheiaen  beide  Parteien  persönlich  vor  dem  Friedensrichter,  so 
kaon  dieier  aolect  aar  Yeriiandlig  ikret  Baditastinita  aoMfeen,  ohne  im 
itbrigen  die  Briedigang  der  auf  dleaen  Termin  amr  Veriiandhmg  angcnetaten 
Sadien  au  Tertagen." 

Anmerkung: 

Der  Bddagte  kann  im  Falle  des  Alt.  60  einen  Blniraad  daiaas,  daß 
er  keine  formale  Ladung  erkalten  k*t^  nicht  herleiten  {ßordon  an  Art  60). 

61.  „Die  Ladung  der  Parteiea,  Zeugen  nnd  anderer  Personen  Tor 
Oeirioht  erfolgt  durch  Mitteiluugeii.  in  welchen  angegeben  wird: 

1.  der  G^<^rnstand  der  Klage ; 

2.  wer  geladen  wird  und  auf  wessen  Antrag; 
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3.  der  Ort,  an  welcliem  rn  eraclieinen  ist  . 

4.  der  Tag  und  nötigenfalls  die  Stnnde  des  Erscheinens; 

5.  die  Folgen,  denen  der  Ueiadene  im  Falle  seines  Nichterscheinens 
«iterzogen  v«rd«ii  Inna. 

Anmerkiiiigcii: 

1.  Der  Art.  61  bezieht  sich  auf  die  Ladungen  sowohl  vor  die  Friedens- 
cichtar  ab  auch  vor  die  FriedeoariditervtrsaminiMagen  Über  die  Ladung 
voi  die  ofdenfUebeM  Oevlehte  cL  Att  27& 

2.  Der  Gegenstand  der  Klage  nauS  in  der  Ladung  deshalb  angegeben 
sein,  weil  d«r  Beklagte  eine  Abacl&ifl  der  Klage  nicht  erhält ;  (im  Yeriahren 
TOT  den  Vriedemcicliter  wird  di»  Kkfe  mtadlieh  oder  eehiiftlidi  yorge- 

bracht.  eine  Klageabschrift  für  den  Beklagten  ux  ni  ht  erlorderlich,  cf  Air  ,')! 
Durch  die  Ladung  erb&lt  der  Beklagte  erst  Kenntnis  von  der  gegen  ihn 
erhobenen  Klage.  Anden  abor  Terhilt  steb  die  8a«1ie  im  YeriSlireii  Tor 

den  Bezfrks^erirhten .  wo  eine  KInL'fabsrhrift  dem  BeklaL'ten  mit  der 
Ladung  zugestellt  wird;  das  Erforderiüs  der  Ziffer  1  iäilt  daher  dort  weg, 
ef.  Art.  276. 

3.  Die  Angahe.  wer  geladen  wird,  ist  dahin  zu  verstehen,  daß  auch 
die  Streitgenossen,  wenn  auch  nicht  im  einzelnen,  so  doch  im  allgemeinen 
sa  erwfthnen  Bind.   Dies  ist  deshalb  sdkr  wichtig,  wdT  beim  Crsebeiiien 

einiger  der  Streitgenossen  das  ergangene  rrtvjil  nach  Art.  724  an  eh  hin- 
sichtlich der  nicht  erschienenen  Streitgenossen  als  kein  Ver- 
s&omnisurteil  anzusehen  und  daher  nnr  mit  der  Bemfang,  nicht  aber 
mit  dem  Einspruch  anzufe<'hten  ist  Der  Beklagte  muß  also  davon  in 
Kenntnis  gesetzt  werden,  «lal]  aulkr  ihm  noch  andere  Personen  mitverklagt 
sind,  und  datt,  wenn  er  auch  nicht  erscheint,  die  Mitrcrklagten  aber 
erscheinen,  auch  gegen  ihn  kein  VersiUimni.surteil  ergehen  könne.  (Sei.- 
Eutsch.  vom  Vi.  1.  02  Nu.  ly  pro  1902,  Gordon  g  2  zu  Art.  61). 

4.  Die  Angabe  der  Tenniaastauide  ist  nicht  w^ntlichee  Erfordernis 
der  Ladung  Bu  ro  tcikotcsk  i  >{  4  zu  Art.  ßl,  GonJo/i  a.  a.  0.  §  6), 
ebenso  ist  es  kein  Kassationsgruad,  wenn  das  Gericht  dim  in  der  Ladung 
angegebene  Lokal  gewechselt  und  die  Parteien  davon  nicht  benachrichtigt 
hat  iBnrowikowski  a.  a.  0.  %  18,  Crordoii  a  a  O  3  nicichfalls 
kein  Kassationsgrund  ist  die  Nichtbeachtung  der  Vurschrift  der  Zifft-r  b 
{Borowiko  u  s  ki  a.a.O.  §  2,  Gortlnn  a.a.O.  §  7).  Hingegen  i^^t  lUe 
Angabe  des  T.rniinstagcs  wesentlirhes  Erfordernis  >Ut  Ladung:  die  Ver- 
letzung dieser  Vorschrift  ist  ReTtsiunsgrand,  es  sei  denn,  dab  der  Beklagte 
zum  Termine  erschienen  war  nnd  TwhaiMMt  tot  {B9rowik9m9hi  ».  n.  0. 
§  ö,  Gut  tlon  a.  a.  0.  i5  4*. 

ö.  Die  i'art«!,  welche  gemäß  Art.  1452  beantragt  hat.  daß  in  ihrer 
Abwesenheit  verhandelt  werde,  liraucht  nicht  geladen  zu  werd<  n  lioro' 
tcikuwski  a.  a  O.  t;  17 1,  Oort/ftfi  a.  a.  O.  ö),  ebenso  nicht  (iiej.-nigf» 
Partei,  welche  von  di-m  Verhandlungstermin  mündlich  benuehricht igt  worden 
ist  nnd  dies  diirth  ihre  Unterschrift  bescheinigt  liat  !{<>  ntu- 1  kutcski 
a.a.O.  §  8  und  zu  Art  HO.  Gordnn  a.  a.  0.  §  5).  (ileichf.illa  liraucht 
in  der  Berufungsuislunz  die  l'artei  mcht  geladen  zu  werden,  wenn  aus  der 
zurückgekommenen  Ladung  ersichtlich  ist.  daß  sie  ins  Ausland  abgereist 
ist  \Botow  iJiitwski  a.  a.  U.  8  13).  Überhaupt  gilt  die  fjadung  als 
ordnungsmäßig  zugestellt,  anch  wenn  sie  der  Empfänger  nicht  erhalten  hat, 
jedoch  durch  sein  eigenes  Verschulden,  z.  B.  wenn  er  seine  Adresse  nicht 
nchtig  angegeben  oder  sein«}  Wohsongswechsel  nicht  angeseigt  h»t  {Boro- 
wikowaki  ft.  n.  0.  §  12). 
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fi.  Wird  in  dem  Termine,  zu  welchem  dir-  I'arteieii  or(lnanfi;sniäßig 
geladen  sind,  die  Sache  auf  einen  anderweiten  Termin  vertagt,  »o  braochen 
sie  zu  diesm  letzteren  nfeht  gelad«i  tn  werden,  gleichviel  ob  lie  tarn 
ersten  Termin  ers(  liiciun  sind  oder  nicht.  Es  ist  eben  Sache  der  ordnuni^s- 
mäßig  geladenen  Partei,  sich  darüber  zu  erkundigen,  welcher  Beschloß 
verkündet  ist.  <Die  Vertagung  ist  gleidifalls  ein  BeschluB.)  Dies  ist 
Standpunkt  des  Senats  in  seinen  letzten  Entscheidungen  in  Abweichung 
V0T1  seiner  frflheren  entgegengesetzten  Ansicht  {Borowikowtki  a.  a.  0. 
^  1-4). 

7.  Bei  der  Terminsbestimmung  ist  auf  die  Sonn-  und  Feiertage,  auch 

diejenigen  nach  dem  Glanbi-näbekonntnisse  der  Partei  Rücksicht  zn  nehmen 
Personen  jüdischen  (ilaubens,  die  zu  einem  Termine  an  einem  iSoauabend 
gieladen  abid,  haben  d:is  Recht.  Vertagung  auf  einen  anderen  Wochentag 
zu  verlangen.  Haben  sie  aber  einen  diesbczflerliehen  Antrag  ni(ht  gestellt 
80  können  sie  einen  Einwand  daraus  nicht  herleiten  {Borotctkuwski 
a.  a.  0.  9  19). 

62.  ,Die  Ladungen  werien  d«n  au  lad^en  Perionen  dmA  dn  bdm 
Friedenaciehter  angestdlten  Gerichtadioier,  od«r  dareh  die  PoHieOiehöide^ 
oder  durch  die  flrtliehe  Gemeinde-  oder  Dorlbebttrde  mgcetellt.' 

A  n  m  e  r  k  n  n  p  e  n  . 
1.  Die  Wahl  des  Organs,  durch  welches  die  Zustellung  erfolgen  soll, 
hingt  Yon  dem  Ermessen  des  Ftiedensricfeibers,  je  nach  der  Sadua«,  ab 
{Boro  tc  ikiiwski  §  1  zu  Art.  62,  Gordou  ^  1  zu  diesem  Arnkel).  Durch 
ZirkularverfUgong  des  Justizministers  ist  jedoch  die  Direktive  gegeben 
worden,  daB  die  Friedeosrichter  in  erster  Linie  sich  der  Oericlitsdiener  be- 
dienen, die  polizeilichen  Organe  aber  dann  in  Anspruch  nehmen  sollen,  werm 
es  sich  darum  handelt,  die  zu  ladende  Person  zu  ermitteln  oder  dergleichen 
(GoräoH  a.  a.  0.  §  2).  Zur  Znstelhng  anBerhalb  des  FHedaugeiiehlih 
hezirks  bedient  ^ich  der  Friedensrichter  dtt  PoSt  oder  der  sonStigeB  T0^ 
handenen  Verkehrsmittel  (a.  a.  Ü.  §  3). 

2.  Ftlr  die  Zustellung  erhalten  die  Ocrichtsdiener  und  die  Organe  der 
Poliz('il)ehörden  keine  Vergütung,  wie  sie  die  Gerichtsvollzieher  gemSß 
Art.  866  ZVO  erhalten,  mit  Ausnahme  des  Warschauer  Qerichtsbeztiks 
{Burotcikotcski  a.  a.  0.  §  2,  Gordon  a.  a.  0.  §  4). 

62^.  -In  d(  ti  Kechtsstreitigkeiten  gegen  landwirtschaftliche  Arbeiter 
wegen  ihres  eigenmächtigen  Aufgeben^  der  Arbeit  wird  die  gerichtliche  Yor- 
ladong,  falls  der  Aufenthaltsort  des  fortgegangenen  Aibeitm  nnhekannt  iiu 
an  die  PoUsei-  oder  Qemeiiidebehörde  des  Ortes,  wo  er  sogeeehrieben  ist, 

behufs  ordnungsmäßiger  Zu.stetlun^  gesandt.  Die  Niehtsustellung  der  Ladang 
hält  die  Verhandlung  vor  dem  Frieden.srichtcr  zn  dem  anberaumten  Termin 
nicht  auf.  sofern  die  Klage  auf  einen  Vertrag  sich  stützt,  der  nach  einer 
Vertragsliste  geschlossen  ist." 

Anmerkung: 

Das  Dingen  landwirtschaftlicher  Arbeiter  kann  mündlich  und  schriftlich 
erfolgen :  wird  die  schriftliche  Form  gewählt  und  dazu  eine  soprenannt« 
Vertragsliste  benutzt,  so  genießt  eine  solche  Vertragsform  besondere  Vor- 
rechte, so  z.  B.  kann  der  Arbeitgeber  polizeiliche  Hilfe  in  Anspruch  nehma, 
um  den  Arbeiter,  der  eigenmächtig  die  Arbeit  verläßt,  zur  Rückkehr  lu 
zwingen  und  zu  bestrafen.  Die  Vertragslüton  wurden  vuu  den  Polizei- 
und  uemeindcverwaltungen  ausgestellt  und  den  Arbeitern  gegen  eine  Ver- 
gtttung  von  ö  Kopeken  fUr  jedes  Exemplar  ansgebftndigt.  Die  sehr  detail* 
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Uerten  Bestimmungen  hierüber  sind  in  dorn  Oesetz  betreffend  da«  Dingen 
l&ndwirtacbaltlieber  ArlMiter  (Swod  Sakanöw  Bd.  XII  T.  2,  Ausg.  190S) 
enthalt«!!. 

63.  .Die  Iittdiiikg  wird  der  za  ladenden  Pecaon  sdlist  bdiSodigt.* 

Anmerknng: 

Im  Falle  der  Annnhmovcrwf  igcrnng  wird  dif:  Ladiinfj  in  der  Wohnung 
des  zu  Ladenden  zurUclcgelassen,  oder,  wenn  dies  nicht  ausführbar  ist, 
m.  B.  wenn  d«r  Qerichtnnener  (oder  GericbtsTollzidier)  in  dk  Wohnung 
nicht  gelassen  wird,  bei  dtr  Ortspolizei-  oder  Gcraeindebchrrdp  zurück- 
gelassen und  dies  in  beiden  Exemplaren  der  Ladung,  sowohl  dem  zurttck- 
snlassenden  als  ancb  dem  «weiten,  an  das  Oerfim  Burttcksoreidienden, 
vermerkt  iBorou}iki>icsk i  §  2  und  Gordon  %  1  zu  Art.  2«2  ZPO). 
Irgend  ein  Zwang  zur  Annahme  der  Ladung  ist  ausgeschlossen  {ßorowi- 
howskf  a.  a.  0.  §  1.  Gordon  a.  a.  0.  ct.  die  Anmerkungen  m  Art.  2BS). 

64.  „Im  Falk'  der  AbwcsL-nheit  des  zu  Ladenden  wird  die  Ladunj?  bei 
dessen  Hausgenossen,  oder  üutsvtrwalttr,  oder  Hausverwalter,  oder  bü  einem 
der  Nachbarn,  welcher  die  Ladung  der  zu  ladenden  Person  zu  übergeben 
beieü  ist  nnd  darttber  eine  Bescheinigung  gibt,  snrackgdaisen." 

Anmerkungen: 

1.  Abwesend  ist  der  zn  Ladende  dann,  wenn  er  zwar  seinen  Wohnsitz 
in  dem  betreffenden  Orte  bat,  aber  augeublieklich  nicht  anwesend  ist;  ist 
er  ganz  fortgezogen  ans  dem  Orte,  so  ist  eine  Zustellung  gemäß  Art.  64 
nicht  ausfahrbar  B o r oic ik otoski  §  d*-  an  Art.  282,  Qordou  g  2  Sit 
diesem  Artikel  und  §  1  zu  Art.  66). 

9.  2a  den  Penonen,  denen  gemftB  Art  64  angestellt  werden  kann, 
sind  r!i<  Ehefrau  und  andere  im  Hanse  des  zu  Ladenden  verweilende 
Personen,  der  Portier  des  Hauses,  der  Eigentümer  und  das  Hauspersonal 
eines  Gasthauses,  falls  der  au  Ladende  in  einem  solchen  wobnt,  zvl  a&hlen 
(Boroicikoivskl  a.  a.  O  H.  GunJoH  a  a.  0.  %  3).  In  der  Ladung 
muß  namentlich  die  Person  bezeichnet  sein,  welcher  die  Ladung  über- 
geben ist  {Borowikowski  a.  a.  0.,  Ooräon  a.  a.  0.  §  4). 

65.  „Falls  keine  von  den  im  vorstehenden  Art.  (i>4^  bezeichneten  Personen 
angetroffen  wird,  so  bat  der  Gericbtsbote  das  eine  Exemplar  bebufs  Über- 
mittelung an  den  zu  Ladenden :  in  der  8tadt  —  bei  dem  Polimnbeamten,  und 
auf  dem  Lande  —  bei  d«r  drtUehen  Oen!einde>  oder  Dorfbebdrde,  oder  bei 
dem  PoBaeidiener  (Anisdier  oder  Zebntmann)  surflekznlassen.*' 

A  n  ni  (■  r  k  n  n  ir : 

Art.  65  ist  nicht  nur  dann  anwendbar,  wenn  eine  der  im  Art.  64 
bexeichneten  Personen  nicht  angetroffen  wird,  sondern  aneh  dann,  wenn 

sie  zwar  angetroffen  wird,  aber  zur  Annahme  der  Ladung  behufs  Aus- 
häudigung  an  den  za  Ladenden  nicht  bereit  ist  ifiordon  g  2  zu  Art.  65). 

66b  „Anf  der  Ladnng  wird  bei  der  Zastellong  die  Zeit  ihrer  Beh&ndignng 
▼«merkt,  das  zweite  Exemplar  der  Ladung  aber  wird  mit  der  Empfangs- 

bescheiniVnng  des  Empfänsrers  dar mf  und  der  Antrabe  der  Zeit  der  erfolgten 
ZusteiiuHK  dem  Friedeusrichter  übermittelt  Kann  oder  will  der  Empfän(;er 
der  Ladung  eine  Empfangsbescheinigung  nicht  geben,  m  wird  dies  auf  beiden 
Exemplaren  der  Ladong  Termerkt  mit  der  Angabe,  wem  und  wann  die 
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LaduQg  behändJgt  ist,  and  warum  die  Quittung  des  BrnpÜngen  nicbt  rot- 
hiDd»  tot'* 

Anmerkiing: 

Ob  die  Ladung  rechtzeitig  und  ordnungsmäßig  zugestellt  ist,  hat  dits 
Gericht  von  Amts  w^en  zu  prüfen.  Das  Gericht  hat  daher  in  die  YerhandloDg 
der  Saebe  niclit  einzatreten,  bevor  ^e  Ladung  von  der  ZüstelHnig  nrflek- 
gekommen  ist ;  im  letzteren  Falle  hat  das  Gericht  die  ^' n  ]ii  zu  vertaj^fn 
und  die  Parteien  zu  dem  anzuberaumenden  neuen  Termin  zu  laden,  fiat 
das  G«rlebt  indmien  nieht  Tertagt  vmä  die  Sache  TerbaBdelt,  so  ist  Aat 
kein  Kassationsgrund,  wenn  die  später  eingegangene  Ladung  als  recbtxeitig 
und  ordnungsmäßig  zugestellt  sich  erweist  {Boroteikototki  §§  1  md  2 
SU  Art  66). 

67.  ..Der  vom  Friedensrichtpr  anberaumte  Verhandlungstenoin  kum 
auf  Antrag  beider  Parteien  veriugi  werden.  ' 

AnmerkiiBg: 

Eine  Ludung  zu  dem  neuen  Termin,  auf  welchen  vertagt  ist,  ist  im 
Falle  des  Art.  66  nicbt  erforderlich,  selbst  wenn  die  Parteien  nicht  erschienen 
sind,  (wenn  sie  schriftlich  um  Vertagung  eingekommen  sind)  sofern  der 
YertagungsbswUiiA  in  öioitUdier  SItraiig  Yerkllndet  worden  iH  {B^rd^m 
ni  Art.  67). 

TlortM  Kapitel. 

Tom  ErscbftliiftB  dar  Parteien  und  von  dorn  ProsafiTOtlahrta 

Tor  dem  FiiedeiiBriehter. 

68.  „Die  Verhandlung  der  Sachen  Tor  den  Friedensrichtern  ist  öffentlicb 

und  mflndlich;  die  Verhandlung  kann  aber  auch  nicht  öffentlich  sein  wenn 
beide  Prozeßparteien  dies  beantragen  und  der  Friedensrichter  ihren  Aotrag 
für  begründet  hält." 

Anmerkung: 

Die  mflndlidu  Verhandlung  ist  obligatorisch.    Der  Beklagte  kum 

zwar  seine  Einwendungen  schriftlich  einreichen,  sie  werden  aber  nur  be- 
rücksichtigt, soweit  sie  mündlich  vorgetrageu  siud  ^Boruwikoicaki  sa 
Art.  68,  Gurdon  §  2  zu  diesem  Artikel).  Die  Prozeflhandlungen  des 
Friedensrichters  müssen  sehr  einfacher  Natur  sein,  und  deswegen  darf  bei 
der  Verhandlung  vor  dem  l'^riedeusrichter  weder  die  Erhebung  von  Gcrichts- 
kosten  noch  von  Stempelgebflhren  stattfinden,  und  der  ganze  Prosefigaaff 
muß  möglichst  erleichtert  sein.  Die  allgemeine  schriftliche  Beschwerdeform 
kann  für  Gerichte  dieser  Art  uieht  als  verbindlich  anerkannt  werden,  and 
cdne  Torhereitende  Schriftlichkeit  zu  der  mündlichen  Verhandlung  wiie 
nicht  angebracht  Die  Verhandlung  muü  mündlich  sein  unter  Befragung 
der  Parteien  durch  den  Richter,  welcher  verpflichtet  ist,  sich  in  unmittel- 
bare  fiesiehnng  au  Omen  an  setzen  (UotiTO  bei  Qordon  §  1  s.a.0.,  «f. 
auch  Artt.  13,  324—326). 

69.  .Der  Beklagte  kann,  ohne  Erklimogen  snr  ^nptsadie  ahngeben, 
einen  proiefihindernden  Einwand  in  folgenden  Fällen  erheben: 

1.  wenn  dit  Sache  zur  Zuständigkeit  eines  anderen  Friede asrichten 

oder  eines  anderen  Gerichts  trehört, 

2.  wenn  bei  deuiselberj  ü«ier  einem  anderen  Friedensrichter  oder 
bei  einem  anderen  Gericht  ein  Rechtsstreit,  über  denselben  (hffiBf 
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Staad  nad  iwIiqImii  deoMllMn  Penomn  oder  da  mit  der  ta* 
litagigea  Klftge  eng  zQMnunenhäii^'ender  Beelttsstreit  scliwebt, 

8.  wenn  die  kl&g(?nsche  Fordenini'  in  ibreiD  gaaien  Bestände  auf 
einen  anderen  Beklagten  Bezug  hat. 

4.  wenn  die  Klage  von  einer  Persun  angestellt  ist,  welche  nicht 

das  Recht  hat,  vor  Gericht  zn  klagen  oder  verklagt  sn  werden.* 
Anmerkungen: 

1.  Die  Ziffer  1  bezieht  sich  aaf  die  prozeßhindernde  Einrede  der  sach- 
lichen oder  örtlichen  Unzast&ndigkeit  des  Gerichts,  Ziffer  2  —  auf  diejenige 
der  Rechtsh;in!4ii/k(  it,  Ziffer  3  auf  diejenige  der  mangelnden  E^issivlegitimation 
und  die  Ziffer  4  auf  diejenige  der  manij::elnden  Prnzeßflihiirkeit  Die  Ein- 
wendunguu  des  Art.  69  muli  die  Paxt^i  erheben,  von  Ami^  wegen  ist 
eine  Prüfung  nach  dieiea  Richtnngen  ausgeschlossen.  Den  Einwand  der 
Unzuständigkeit  kann  nnr  der  Beklagte  erheben  [Bo rowikoutaki  9§  1|  2 
und  6  zu  Art.  571.  Got  don  §  B  zu  diesem  Artikel). 

2.  (Zn  Ziffer  1 .  <  Seine  sachliche  Znstlndigkeit  hat  der  Friedensrichter 
gemäß  Artt  79,  29,  31  auch  von  Amts  wehren  zn  prüfen,  and  zwar  in  jedem 
StAdium  des  Prozesses.  Die  Bestimmung  der  Ziffer  1  Art.  69  ündet  aber 
daan  Anwendung,  wenn  die  örtliche  Unzuständigkeit  eingewendet  oder 
wenn  der  Gerichtsstand  der  Yertragserftlllnnpr  bemSlngelt  wird.  Der  er- 
hobene £inwand  der  Unzuständigkeit  muß  auch  begründet  sein,  es  muß 
angegebett  werden,  waram  nicht  das  angerafene  und  welches  Gericht  zu- 
ständig ist.  so  z.  B.  weil  der  Wohnsitz  de.s  Beklatjten  nicht  in  dem  Bezirke 
dieses,  sondern  eines  anderen  Gerichts  sich  betlndet,  oder  weil  in  dem  ge- 
gebenen Fall  daa  Oerielit  der  Yertragserfflltang  (forum  eontraetus)  fe- 

geben  ist.  Da.s  Gericht  hat  sich  auch  ledi^'lich  auf  die  Prüfun-r  der  von 
er  Partei  angegebenen  Grttnde  zu  bescb^änken,  es  hat  z.  B.  nicht  zu 
prflfea,  ob  das  forum  emtraetu»  mr  Oeltang  komme,  wenn  die  Partei 
nur  die  Unzuständigkeit  wegen  der  falschen  Bezeichnung  des  Wohnortes 
gelt^  macht  {Borowikowski  a.  a.  0.  §^  3,  4,  Gordun  a.  a.  0.  7,  9j. 
Der  Einwand  der  Unant&ssigkeit  des  Rechtsweges  (also  des  C(e- 
richte.s  überhaupt,  well  z.  B  eine  Administrativbehiirde  zustiindii?  sei)  ist 
als  ein  prozeßhinderoder  nicht  anzusehen,  vielmehr  als  ein  solcher  in  der 
Hauptsache  {Borowikowski  a.  a.  0.  §  5,  Gordon  a.  a.  0.  §  6). 

3.  (Zu  Ziffer  2.)  Der  Einwand  der  Rechtshängigkeit  greift  nicht  allein 
dann  Platz,  wenn  derselbe  Rechtsstreit  zwischen  denselben  Parteien  schon 
anhängig  ist,  sondern  auch  dann,  wenn  ein  anderer  Rechtsstreit  zwar,  aber 
swiK^n  denselben  Partden  schwebt  und  mit  der  jetzt  erhobenen  Klage 
in  engem  Znsammenhanjre  steht  Während  aber  in  dem  ersten  Falle  (der 
eigentlichen  cjcceptiu  litis  pcndentis}  die  begründel«  Einiede  die  Klage* 
abweisnng  zur  Folge  haben  muß,  kann  im  zweiten  Falle  die  Fulge  nur  die 
sein:  a)  daß  beide  gleichartige  oder  miteinander  eng  verbundtn-  Prozesse, 
wenn  sie  bei  demselben  Gerichte  schweben,  zur  tremeinsamen  \  eriiandiuog 
and  Entscheidung  yerbunden  werden,  was  ab(  r  mir  auf  Antrag  des  Be- 
klagten geschehen  kann,  oder  b>  daß  da.s  Vt  rfahre:!  in  leiii  .später  anhängig 
gewordenen  ProzeU  bis  zur  rechtskräftigen  Eut&cbeniung  des  früheren  aus- 
gesetzt wird  {Bonncikotcski  a.  a.  0.  i^i;  7,  12,  Oordon  a.  a.  0.  §§13, 
14).  Der  Einwand  der  Rechtshängigkeit  ist  aber  nur  dann  zuläseii;.  wenn 
beide  gleiche  oder  miteinander  eng  verbundene  Prozesse  bei  demselben 
oder  emem  anderen  Gericht  anhängig  sind;  wenn  aber  der  eine  dieser 
Prozesse  bei  einer  Verwaltungsbeh'irde  schwebt,  so  kann  dies  den  Einwand 
der  Rechtshängigkeit  nicht  begründen  [Borotcikotoski  a.  a.  O.  §  11, 
ßordon  a.  a.  0.  }  12).  VMaoMetmtng  femer  lAr  die  ZnlAssigkelt  de* 
Binwandeo  ist,  das  der  frOheie  Prose0  nocb  schweb nidit  aber  wenn 
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er  schon  rechtskräftig  ontschicil'  r  ist  Tn  leteterem  Fall  kann  ev.  der 
Einwand  der  rechukräilig  entäclufd.nfn  iSache  'exceptio  rei  Judhaiae) 
begründet  sein.  Schwebt  die  Sache  in  der  KassationsiiiStAnz.  so  ist  sie 
nach  Art.  ^92  ZPO  als  iMtie  rcolitskräftig  entschifdono  anznschen:  hier  ist 
der  Einwand  der  Hechtshüngigkoit  nicht  gegeben  {Gordon  a.  a.  0.  §  12). 

Mit  dt  r  AlUMtBIlIlg  des  Verfahrens  infolge  des  Einwanden  der  Rechts- 
hängigkeit nicht  za  verwt  olistln  ist  die  Aussetzung  des  Vorfalirtns  infolge 
finps  Strafverfajirens,  welches  fttr  den  Zivilprozel  von  präjudizieller  Be» 

1  uTiing  ist  (Artt.  5—8  ZPO),  wo  die  Aussetzung  von  Amts  wegen  erfolgt, 
ohne  daß  es  eines  Einwandcs  seitens  dir  Partei  bedarf. 

4.  (Zu  Ziffer  8.i  Der  Einwand  der  mangelnden  Passivlegitiraation 
muß  mit  der  Bezeichnung  der  Person  begründet  sein,  welche  nach  der 
Meinung  des  Einwendenden  als  richtiger  Beklagter  in  Betracht  kommt 
{Boroicikowski  a.a.O.  §  18.  Gordon  a.  a  0.  §  19).  Der  Einwand 
ist  nur  dann  begründet,  wenn  die  Klagt-fordfTunfij  in  ihrt  r  Gesamtheit  auf 
einen  anderen  Beklagten  Bezug  hat;  wird  die«  nur  von  einem  Teile  der 
Ktagefordemng  behauptet,  so  li^  kein  prozemriodernder  Einwand  -ror 

normt  ikotcski  a  a  0.  ß  20,  Oonlon  a  a  0.  §  16.  Holmsfen  S.  21)2), 
und  die  Einlassang  zur  Hauptsache  kann  nicht  Terweigert  werden.  Im 
Falle  der  notwend^en  Streitgenoeseiucliaft  auf  selten  des  Beklagten  kami 
der  Beklagte,  falls  nicht  alle  Mitverpflichtete  mitverklagt  sind,  dies  In 
Wege  des  prosefihindernden  Einwandes  der  mangelnden  PassivlegiUmatioii 

Ellend  BUtcben  (IssatBch&Mko  S.  194  LXXIX,  S.  197;  ef.  Anm.  7  m 
t.  4). 

d.  (Zu  2Uffer  4.)  Die  mangelnde  Prozeßfähigkeit  ist  in  den  Artt.  16, 
19  nnd  21  behandelt,  cf.  die  Anmerkungen  sn  diesen  Artikeln. 

70.  ,Nach  voraufgcgangeuer  Auseinandersetzung  mit  beiden  Parteien 
schlägt  der  Friedensrichter  ihnen  vor,  die  Sache  gtttUcb  beizulegen,  wobei  er 
ilmea  die  oaeh  seim^  Meinung  TorliaiidMien  wirknameB  Mittel  dam  beidcfanct 
Auch  w&hrend  dee  Prozeßverfahrens  ist  der  Friedensrichter  verpüelitet,  Maft> 

nahmen  7ai  treffen,  um  die  Partelen  zur  gütlichen  Einigung  geneipt  zu  machen 
und  erst  im  Falle  der  Erfolglosigkeit  zur  l  rteilsf&Uong  za  schreiten.' 

Anmerkung: 

Irgend  einen  Zwang  darf  der  Friedensricht^  bei  seinen  Einigungs- 
versuchen auf  die  Parteien  nicht  ausüben  Andererseits  ist  die  gänzliche 
Unterlassung  eines  Einigungsversuchs  kein  Kassationsgrund  (Borotci- 
houiBki  9  8  sn  Art  70,  Görden  §9  8, 3  xn  diesem  Arükel,  ef.  Art.  177). 

71.  ,Der  Vergleichsschluß  der  Parteien  wird  schriftlidi  da^elegt  nnd 
nach  Verlesang  von  Ihnen  oder  denen,  wdcben  sie  T^nmen,  onterschrieben. 
Der  dorch  Vei^lddi  beendete  ProseB  kann  nicht  wieder  aofgenomm»!  werden.' 

Anmerkungen: 

1.  Schriftluhe  rrutokyllierung  und  Unterschrift  der  Parteien  oder, 
falls  sie  nicht  schreiben  können,  andocer  Personen  für  dieselben  ist  obliga- 
torisch (ledruckte  Blanketts  dürfen  zu  den  Vcrglcichsprotokidlcn  nicht 
verwendet  werden.  Die  Unterschrift  des  Friedensrichters  für  die  des 
Schreibens  unkundige  Partei  ist  unzulässig  (die  frühere  Rechtsprechung  des 
Senats  ließ  dies  zu,  Sen.-Entsrh  pro  1878  Nr.  165).  es  muß  für  eine  solche 
Partei  ein  Unbeteiligter  untersclirLihen  \Bo rotcikotcski  %%\—'i2.üXxi.'i\, 
GordoH  i  .i  7.11  diesem  Artik«  1  . 

2.  Der  Nergleich.  den  der  Kläger  mit  demjenigen  geschlossen  hat, 
dem  der  Beklagte  den  Streit  verkündet  hat  (dem  Litisdennnziaten)  und 
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der  dem  Pro/eß  beigetreten  ist,  ist  auch  für  rlen  Beklagten  seihst  bindend 
{Borowikowski  a.a.O.  §  10,  Gordon  a.a.O.  §  4).  Haben  sich  die 
Parteien  dahin  geeinigt,  die  Beetimmmig  der  Höhe  der  Yergleichssumuie 
einem  Sarhvprständig:en  211  überlassen,  so  ist  dessen  Gutachten  entscheidend, 
and  PS  kann  von  keiner  Seite  ein  Snperarbitriam  verlangt  werden  x^Boro- 
wikinr.ski  a.  a.  O.  §  11,  Gordon  a.  a. 0.  §  6).  Der  Vergleich  erUdij^t 
alle  Ansprüche  ans  demselben  Klagegrnnde.  wenn  nicht  ansdrück- 
lich  die  Geltendmachnng  anderer  Ansprüche  ans  demselben  Kiagefnndament 
vorbehalten  ist.  80  schließt  z.  B.  der  Vergleich  in  einem  ProMft  wegen 
Stellung  des  gestörten  Besitzes  auch  jeden  E  n  t  s  c  h  a  d  i  s(  n  n  p s  a  n  s  p r u  ch 
aus  demselben  Klagefnndament  aus,  wenn  er  nicht  vorbehalten  ist  {Boro- 
Wikotcaki  a.  a.  0.  §  8,  Gordon  a.  a.  0.). 

3.  Der  gerichtlich  geschlossene  Vergleich  unterliegt  nicht  ohne  weiteres 
der  Vollstreclning,  es  wird  also  lieine  vollstreckbare  Ausfertigung  von  dem- 
selben erteilt.  Wird  der  Verglfich  nicht  erfüllt,  so  kann  nur  von  neuem 
aui  Erfüllung  geklagt  werden  {Borotoikoteaki  A.a.O.  g  Q,  Qordon 
a.  a.  0.  §  .4,  ffolmaten  S.  232). 

4.  Über  die  Form  des  außergerichtlieben  VMgleidha  cf.  Axtt.  1367  bis 
136ti  ZPO  (sie  muß  notariell  sein). 

72.  ,Bei  der  Verhandlung  der  Sache  läßt  der  Friedensrichter  den  Kl&ger 
die  Tatnmst&nde  darlegen  und  sein  Verlangen  erklären,  sodann  hört  er  die 
Erklärungen  deä  Beklagten  au,  wubei  er  der  einen  und  der  anderen  Partei 
aveli  nacUier  nBcheinander  ihre  Eildiniiigett  su  etgiiaeii  gestattet  mid  aneli 
«einenüta  die  znr  Anfkiarang  der  Sadie  ndtigen  Fragen  «teilt  Wenn  der 
Friedensrichter  findet,  daß  die  Sache  genl^pend  antgeklirt  iit^  w  acfaUefit  er 
die  Verhandlang." 

Anmerkung: 

Die  Verhandlung  vor  dem  Friedensrichter  ist,  wie  die  Motive  (bei 
Gordon  %  1  zu  Art.  72)  ergeben,  von  allen  Fnrmalvorschriftt n.  wie  sie 
für  das  Verfahren  vor  dem  Bezirksgericht  gegeben  sind,  wie  die  Einreichung 
einer  Klageschrift,  vorbereitender  Schriftsätze,  Replik,  Duplik  usw.  befreit. 
Auch  die  Führung  eines  Protuicolls  ist.  abgesehen  von  den  F:il'i  n  der  Artt. 
IUI,  110.  lUJ,  öOÖ  und  556  ZFO.  und  wenn  die  I'artei  ati.->(it ucklich  die 
Protokollierung  bestimmter  I^zeßvorgänge  verlangt,  nicht  erforderlich. 
Das  Protokoll  wird  da,  wo  es  gefilhrt  wird,  von  dem  Friedensrichter  eeilMt 
niedergeschrieben,  nicht  von  einem  Protokollführer  (a.  a.  0.  §  3). 

73.  ,In  Rechtsstreitigkeiten  wegen  Wiederherstellung  des  gestörten  Be- 

sitaes  bat  der  Friedensrichter  auf  eine  Prüfung  der  das  Eigentumsrecht  an 

dem  Oranditick  boBBbeliilgenden  Urkunde»  nicht  etnsngeben,  sondern  er  stellt 

mir  den  gestörten  Besiti  wieder  her." 

-Anmerkungen: 
1.  Die  Beätininiung  des  Art.  73  ist  nicht  dabin  zu  verstehen,  daü 
bei  possessorischen  Klagen  Urkunden,  welche  das  Eigentum  an  dem  frag- 
lichen Grundstfick  beweisen  sollen,  überhaupt  nicht  in  der  Sache  ge- 
würdigt werden  sollen.  Die  Bestimniuni:  liesagt  nur,  daÜ  solche  Urkunde«, 
sofern  sie  lediglich  zum  Beweise  iles  Eigentums  vorgebracht 
werden,  einer  Prüfung  nicht  unterliegen.  80II  aber  durch  dergleichen  Ur- 
kunden der  faktische  Besitzstand  oder  überhaupt  ein  Tatumsand  bewiesen 
werden,  der  zur  Entscheidung  eben  des  Rechtsstreit«  beizutragen  geeignet 
ist,  so  ist  der  Friedensrichter  nicht  nur  berechtigt,  sondern  selbst  verpflichtet, 
die  Urkunden  zu  prüfen,  so  z.  B.  wenn  der  Beklagte  eine  Urkunde  vorlegt. 
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welche  den  Besitzübergang  aaf  ihn  (]r\rrh  Vf  rfösriing  dfr  ■Rpgiernng  oder 
durch  Pwrteieinigung  dartut.  Solche  I  rkuiait-n  beweisen  ^war  das  EUgcu- 
tmuMiht)  aber  aadi  das  Besitzrecht  an  dem  Qmadslück  und  äiid  im 
IMSsessoriscben  Prozeß  nnbwlinjrt  zu  berück  sicbtigen  (Bo  rotcikoiegki 
gg  3 — 6  zu  Art.  73,  Gor  dun  3  zu  diesem  Artikel,  cf.  die  Aumerknsgen 
sa  Art.  2i)  Ziffer  4>. 

2.  Die  Bestimmung  des  Art.  73  enth&lt  materielles  B«ckt  md  ist 
nicht  nur  für  die  Friedensrichter,  sondern  auch  fftr  die  waämok  Oedekte 
nafigvimd  {Boromikowaki  m.  a.  0.  S  7). 

74.  ,In  RechtsstfCltlgkeiten  wegen  BrfOllung  von  Verträgen  und  Ver- 
bimlliolikeiteii.  die  in  vorpostliiit'bener  Form  trrichtft  oder  beglaubigt  sind, 
wird  der  Beklagte  zu  einem  sehr  nahen  Termin  vorgeladen,  und  wenn  der 
Friedensrichter  seine  Einwenduugea  als  nicht  erheblich  erachtet,  so  ha^  er 
dae  Bntidieidiiiig  Aber  die  «iiTenllglicbe  SifQUaiig  der  Yerbisdlidikeifc  ni 
ßUlen  and  gldehseitig  dem  Klftger  eine  ▼eUetKelcban  Awfertigug  fieaee 
Urteite  sa  erteileB.' 

Aumerkung: 

Im  Verfahren  vor  den  Beiirksgerichten  findet  hier  gemftS  Art  349 
Ziffer  3  das  abgeklinte  Verfahren  Anwendung  (Art  860  f.). 

"ih.  ."Die  Vertacrnnj?  der  Verhandluny;  aof  Antrag  einer  der  Parteien 
wird  nur  in  den  auUersten  Fällen  t^owährt " 

Anmerkung: 

Die  \  ei-t^ung  kann  nur  anf  Qrond  mündlicher  Verhandlung  erfolgen. 
Weder  Kraiikbeit  noch  anderweitige  notwendige  Besch&ftigung  sind  als 
Grund  für  eiiu;  Vertagung  augesebeii  worden.  Ein  besonderer  Besckluli 
über  (Iii  Vertagung  ist  nicht  erforderlich  (Borotcikotoaki  4,  6,  7  zu 
Art.  7j.  G  orfton  §§  2,  H.  4  zu  diesem  .\rtikel).  Über  die  Verta^nng 
auf  beidorseititren  Antrag  cf.  Art.  77  Ziffer  1. 

76.  „Zur  Erlangung  einer  zur  Aufklärung  der  Sache  notwendigen  Aus- 
kunft oder  der  Abschrift  einer  L'ikunde  von  irgend  einer  Behörde  oder  einer 
Aratspenon  ertdit  dar  Friedensrichter  der  Partei  anf  deren  Verlangen  eine 
Bescheinigung  dahin,  daß  die  Auskunft  oder  die  Almbfift  der  Urkmda  tat- 
sScUicb  notwendig  sei  und  innrrhalh  welcher  Frist  notwendig  eeL* 

Anmerkungen: 

1.  Die  analoge  Beetinunung  wie  bier  ist  andi  fflr  das  Verfabien  Tor 

den  Bezirksü;eri(  liten  im  Art.  452  ZPO  getroff»  n  Die  Bestimmung  bezieht 
sich  lediglich  auf  die  Fälle,  wo  die  erforderliche  Auskunft  usw.  von  Be- 
hörden oder  Amtspersonen  als  Mleboi  n  erteilen  ist;  ist  dieee  ren  Privat- 
personell  zu  erfordern,  so  streift  Art.  445  a.  a.  0.  Platz,  d.  b.  das  Gericht 
erfordert  die  im  Besitze  des  Dritten  behudlich«  Urkunde  unmittelbar  von 
diesem  {Borowtkotoski  fi  10  m  Art.  4&2,  (?or<foi»§  1  an  diesem  Artikel). 

2.  Der  .\ntrag  auf  Erteiluntr  einer  Eieseheinigung  gernäß  Art.  76  muß 
genau  die  Auskunft,  die  erteilt,  oder  die  Urkunde,  von  welcher  eine  Ab- 
schrift gegeben  werden  soll,  bezeichnen  {Borowikoioeki  a.  a»  0.  S  6, 
OordoH  a.  a.  0.  §  2». 

77.  „Das  Prozeßverfahren  vor  dem  Frie  lensrii  hter  wird  ausgeaetnt: 

1.  infnlcre  iiegeuseitiger  Übereinkunft  der  Streitparteien. 

2.  iui  Falle  des  Todes,  der  Geisteskrankheit  einer  der  Parteien 
oder  der  Aberkennung  aller  Standesreelite.* 
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Anmerkvngeii: 

1.  Dieselbe  BcatimmuD^  ist  fttr  die  Bezirksgerichte  im  Art.  081  ZPO 
enUuUten.  Der  Art.  77  (für  Besisksgetichte  Art.  681)  erschöpft  nicht  &Ue 
FlUe  der  Anmetzang  des  Verfahrens.  So  ist  nach  Art.  8  die  Ausetsiuig 
des  Zivilverfahrens  bis  zur  T'rrnrii<:niu'^  (  Ines  prijudizii  Iii  ii  Strafverfahrens 
geboten.  Kbeoso  erlordert  der  Fall  dos  Art  69  Zifier  2  (für  Beaürksgeriohte: 
Alt.  671  Ziffer  2}  oft  die  AnMetTang  des  Verfafarent  (d.  kam.  8  n  Art.  60), 
ebetiso  der  Tod  des  ProzeL^lx  \  niiniächtigten  {Bor9feiküWSki  §  7  SU 
Art  681,  Gordon  g  2  za  diesem  ArtÜiel). 

S.  Tm  Fan«  des  Todea  eines  Ton  mehreren  Streitgenossen  —  auf 
seiti  n  der  Icliigerischen  oder  beklagten  Partei  —  ist  die  Aussetzung  nicht 
nnr  bezüglich  des  Verstorbenen,  sondern  flberhaapt  des  ganzen  Prozeß- 
verfahrens anssttsprediein  {Borowikowaki  a.  a.  0.  §  4,  Kordon  a.  a.  0. 
^  :Vi  Die  Aussetzung  des  Verfahrens  hat  von  Amts  wegen  zu  erfolgen, 
sobald  der  Tod  der  Partei  zur  Kenntnis  des  Qeridits  gelangt  ist  {Boro- 
ifiikoietki  a.  a.  0.  §  1,  Goräou  a.  a.  0.);  sie  hat  ab«r  sn  nnterbleiben, 
wenn  die  Erben  des  Verstorbenen  in  den  Prozeß  eingetreten  sind  (Boro- 
wikuufski  a.  a.  0.  §0,  Gordon  a.  a.  0).  Die  Aberkennung  aller 
Slande»rechte  hat  den  verlnst  alter  Rechte  flberhanpt  «nr  Folge  (Art  88 
StGB  Ansg  1R85,  Art.  25  des  StGB  vom  22  :^  V.m).  ist  daher  dem  htttget» 
lic^  Tode  gleich  zn  achten  (Motive  bei  Gordon  a.  a.  0.  §  1). 

ä.  Die  Tatsache  der  Qeisteskrankhett  Iwffrttndet  die  Anssetanng 
des  Verfahrens,  auch  wenn  der  Geisteskranke  noch  nicht  nntrr  A'irmund- 
schaft  gestellt  ist  (^Borotoikowgki  a.  a.  Ü.  §  4^  Gordon  a.  a.  O.  g  4, 
I»9at9ch0nko  S.  409  f.). 

•4.  Bezüglich  der  Unterbrechung  der  Beruftingsfrist  im  Fdle  dCSTodCS 
der  Partei      Artt  7öl,  7ö4,  cf.  auch  Art.  689. 

76.  , J>at  V«clabfeft  wird  auf  Antrag  beider  Farteien  oder  einer  der* 
selben  wieder  anfgenonunen." 

Anmerkung: 

Dleaelbe  Beitinimnng  für  das  Verfahren  tot  den  Besirksgertchten  ist 

im  Art.  687  erster  Satz  enthalten.  Der  Friedensrichter  hat,  wenn  er  dem 
Antrag  stattgibt,  neuen  Termin  anzuberaumen  nnd  die  Prozeßbeteiligten 
rat  demselben  cn  laden  (ef.  Anm.  sn  Art  687).  Wird  Ton  denr  Reimte- 
■achfolger  d>  r  Partei  die  Wiederaufnahme  des  Proz-ss  s  verzögert  oder 
mudi  wAßhit  Keclitsnaciifolger  nicht  bekannt,  so  wird  iluit-u  auf  Antrag  ein 
Vormund  oder  Pfleger  bestellt,  nnd  dieser  ist  an  laden  (Wo  im  »tan  8. 199). 

79.  „Wenn  der  Friedensrichttir  aus  der  Verhandlung  der  Sache  ersieht, 
daB  sie  ni  sdner  Znstftndigkeit  nicht  gehört  (Artt  89  nad  81),  so  hat  er 
das  weitere  Verfahren  bei  sieh  einanstellen.** 

Anmerkung: 

Über  die  Zostftndigkdt  der  Friedensgehclite  et  Artt  29.  31  und  die 
Anmerkungen  sn  denselben.  Über  die  Prüfung  der  sachlichen  Znstftndigkeit 
von  Amts  wegen  und  die  prozeßbindernde  Einrede  der  üiizu-stiindigkeit 
des  Gerichts  cf.  Art.  684,  Anm.  2  zn  Art.  69,  Holms ten  S.  133,  iien.- 
Entsch.  pro  1903  No.  73.  Die  Bestinunnng  des  Art  79  ist  anch  fttr  die 
Berufungsinstanz  verbindUdi  {Borowikotoaki  |  8  saArt79,  Goräon 
g  3  zu  diesem  Artikel). 

80.  „Die  Fälle,  in  welchen  der  Friedensrichter  einer  Schwierigkeit  im 
FroaeßTerlahien  begegnet^  sind  von  ihm  auf  Grand  der  Vergleichang  der  in 
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dieicm  Bocbe  gegebenen  Vonduiften  mit  den  nlhmii  Beetimmniigen  Aber 
das  Prozeflyerfdirai  Tor  den  aUgememen  Qeriditen  la  enttoheiden.'* 

An  merkung: 

Dieses,  d.  i  das  erste  Buch  behandelt  das  Verfahren  vor  den  Friedens- 
^erichten,  und  zwar  sind  alle  prozemtalen  Vorschriften  der  besseren 
Übersichtlichkeit  wegen  hier  zusammengestellt,  obgleich  dieselben  Vorschriften 
in  den  weiteren  Tcikn  der  ZPO  zuweilen  wörtlich,  wif^derhuh  werden 
(cf.  Vorbemerkung  zu  diesem  Buchj.  Der  Art.  80  trifft  aber  noch  überdiea 
die  Bestimmung,  daß  überall  da,  wo  dieses  Buch  keine  besonderen  Vor* 
Schriften  für  die  Friedensgerichte  gibt,  die  allgemeinen  Vorschriften  der 
ZPO  anzuwenden  sind.  Ebenso  sind  die  letzteren  Vorschriften  überall  da 
von  dt  n  Fried»  nsfrerichten  anzuwenden,  wo  sie  mit  den  Vorschriften  dieses 
Buches  vereinbar  sind,  also  ihnen  nicht  entgegenstehen  {Borotcikowiki 
9  1  CT  Art.  80.  GordoH  %  2  m  diesem  Artikel,  Sen.-Bntsch.  pro 
Nu.  in.  231.  r)age^,'en  sind  solche  Vorschriften  der  ZPO,  die  mit  denen 
dieses  Boches  nicht  zu  vereinbaren  sind,  im  Y^erfabren  vor  den  Friedens- 

fsrichtai  von  der  Anwendung  ausgescbloaeen.  Als  im  Yerfihren  toi  den 
riedensgerichten  nicht  an\s(ndbar  hat  der  Senat  ins1>i-suudere  folgende 
Artikel  der  ZFO  erklärt:  2ü9,  m,  äöä,  356,  411,  653,  656,  663.  719,  727, 
729,  743-747,  825,  1363  nnd  1364  (Borowikoicski  a.  a.  0.  §  3). 

80'  ,,Bei  der  Verhandlunc  von  Sachen  aus  Schuldverschroibunsron  und 
Vcrdinguut^äverträgen  haben  die  Friedensrichter  die  Vorschriften  über  dus 
vereinfachte  Verfahren  (Artt.  366 ^ — ^365^)  und  die  nacliBtehenden  Bestimmungea 
ansnwenden: 

1.  Kine  Saehe  nnterUegt  nicht  der  Vethandhing  im  TenlBfachten 

Verfahren,  wenn  die  Klage  lieh  gegen  mehrere  Beklagte  riditet^ 

die  in  verschiedenen  Friedensgerichtsbezirken  wohnen. 

2.  Im  Wechselprozeß  aus  protestierten  Wechseln  ist  der  Friedens- 
richter nicht  berechtigt,  für  die  Begleichung  der  Urteilssumme 
Teilsahlnogen  oder  Anfsclnib  sä  pwfthien. 

a  Wenn  der  PtoMßgemlUIAitt.  3661^  nnda66*>  in  daaoffdentiiche 
Verfahren  umgewandelt  wird,  hat  der  Friedensrichter  im  Falle 
der  Anwesenheit  der  Parteien  sofort  znr  Vornahme  nnd  PrQfnnp 
der  Beweismittel  in  dieser  Prozeßform  zu  schreiten  und  im  Falle 
der  Abwesenheit  einer  der  Parteien  beide  znm  nldntw  Sitzungs- 
tage in  laden. 

4.  Bd  Entwshddung  der  Sachen,  welche  in  das  ordentliche  Verfahren 

umgewandelt  sind  (Arft.  und  3R5*'''i.  ebenso  in  Rechts- 

Streitigkeiten,  welche  L'emälj  Art.  Mö—  erhoben  sind,  sind  für 
den  Friedensrichter  die  im  vereinfachten  \  crlaJtircu  ergangeueu 
Entacheidangen  nicht  bhndend/' 
Anmerkung: 

Das  vert  infachte  Verfahren  cf.  Anmerkung  zu  Art.  1481*  (Anhangl 
Nur  bei  protestierten  \\'ccliseln  ist  die  Gewährung  von fiatenzahlangen 
oder  eines  Aufschubs  unzulässig.  Dieses  ist  durch  EQ  z.  neuen  WO  vom 
27.  5.  02  unter  VIII  eingeführt,  weil  die  n( ue  WO  grundsätalich  die 
protestierten  vor  den  nicht  protestierten  Wechseln  begünstigt. 
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Füutte««  kupitel. 
Von  den  Beweismitteln. 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimnmngrpn 

81  ..Der  Kläger  hat  seine  Klageforderun u  zu  be  weisen.  Der  Bekla«;tp, 
welcher  gegen  die  Forderung  des  Klägers  Einwendungen  erhebt,  hat  seine 
£iiiwendungen  zu  beweisen/* 

Anmerkungen: 

1.  Fflr  die  Berirkageriebte  ist  dieselbe  Beetinunimg  im  Art.  366  ge- 

troffen.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels  bringt  den  römiscbrecbtlichen 
Orundsatz  offirmanti  incumbat  probatio  som  Aosdmck  (MotiTe  bei 
Gordon  §  1  «n  Art.  366).  ,,Jede  Purfcd  bftt  die  Tatumstinde  va  beweisen, 
wi'lclit'  si»'  zur  BeirrUndtin^'  ihres  Rechts  vorlirinL^t.  und  zwar  nur  diejenigen, 
welche  von  der  Gegenpartei  bestritten  sind,  aber  keineswegs  negative 
TatnmstSnde."  Diese  Gnmdafttxe  hat  die  Rechtsprecbntig  de*  S^wts  in 
einer  ganzen  Reihe  von  Entscheidungen  ausgesprochen  {Borowikowaki 
§^  9,  11  zu  Art.  366,  Gordon  a.  a  O  ?5  2^. 

2.  Ob  eine  Tatsache  als  bewiesen  oder  ab  nicht  bewiesen  anzusehen 
Ist,  ist  Tatfrage  ttnd  unterliegt  nicht  der  NacbprOfnng  durch  das  Kassations- 
g^cricht.  Dagppen  ist  eine  Verletzung  der  B<-\veisreiioln.  cbciisu  die  Verteilung 
der  Beweislast  im  Kassationswege  angreifbar,  jedoch  unter  Wahrung  des 
Orandsatses  der  freien  Beweiswardignng.  Die  Bewelspflicbt  de«  Belclagten 
tieginnt  erst  dann,  wenn  Kläger  seine  Klapofordernnfj  b»  wiesen  hat.  bis 
dahin  kann  er  sich  lediglich  bestreitend  rerhalten  (Borowikowski  0. 
§§  1—4,  8,  23.  Qordon  A.  a.  0.  §§  6,  8,  iBtafehtnko  S.  91, 
Molmsten  S.  170). 

3.  Hinsichtlich  der  vertraglichen  Vereinbarunor  der  Parteien  üher  die 
Beweislast  hat  der  Senat  in  seinen  früheren  Entscheidungen  den  Grundsatz 
ausgesprochen,  daß  durch  eine  solche  Parteirereinbarung  die  Bestimmungen 
der  ZPO  nicht  abgeändert  werden  k«^nnen.  da  letzt,  re  öfTentHchrechtlicher 
Natur  sind.  In  seiner  späteren  Entscheidung  dagegen  pro  IbiA)  !No.  ÖO 
eticennt  der  Senat  einer  solchen  Vertragsbestimmnng  Terbindliche  Kraft 
ZV;  das  Gericht  hat  hier  lediglich  die  Vertragsbestimmung  anzuwenden 
iOordon  u.  a.  0.  §  7).  Eine  Parteivereinbarung  Uber  die  Würdigung 
bestimmter  Beweismittel  ist  dagegen  in  keinem  VMe  rechtswirksam.  Wenn 
daher  die  Parteien  dahin  (Ihpreinjxek'ominen  sind.  daC  sie  sich  nur  schrift- 
liclier  Beweismittel  bedienen  dUrfeu,  oder  daü  schriltUchcn  Beweisdokumenten 
eine  bestimmte  Beweiskraft  beixnmessen  sei,  so  sind  sie  trotsd^  niebt 
gehindert,  aiuh  snnstit^t  ixt  st  fzlich  zulässige  Beweismittel,  z.  B.  Zeugen- 
I)ewei8,  vorzubringen  (Burotcikotoeki  a.  a.  0.  ^  IB,  17,  Qordon 
«.  A.  0.,  ef.  Anm.  xn  Art  3). 

4.  Gegen  eine  praesumpiio  Juri«  ist  Oegenbeweis  zugelassen.  Das 
Bestehen  einer  Vormundschaft  wegen  QeistesstfJninfi  beirriitidet  die  Ver- 
mutung der  tatsächlichen  Geisteskrankheit  der  betreffenden  Person:  es  ist 
aber  Gegenbeweis  snlässig  [Borowikotcski  a.  a.  0.  §  28).  Das  Eigen- 
tumsrecht wird  al«?  ein  nnhf  srhränktrs  a.  a,  0.  §  31),  der  Besitz  wird  aLs 
Eigenbesitz  vermutet  (a.  a.  u.  §  33).  Der  Besitz  einer  Urkunde  begründet 
noch  nicht  die  Vermutung  für  den  Besits  des  in  derselben  beurkundeten 
Rechts,  Soft  rn  dieses  nicht  auf  den  Namen  des  Besitzers  lautet  a.a.O.). 
Die  Erfüllung  eines  Vertrages  wird  nicht  vermutet;  wer  Erfüllung  behauptet, 
mÜB  rie  beweisen  (a.  a.  0.  §  3G). 
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82.  »Dm  FriedenBrichter  Wngt  keine  Beweiamittel  and  Anakflofte  la- 

sammen,  er  gründet  vielmehr  seine  Entachddang  «imdJkftlich  mI  die  von 
den  Parteien  TOigebraohten  Beweise." 

Anmerkung: 

Die  Vorschrift  des  Art.  82.  mit  welchem  diejenige  des  Art.  367  für 
die  Bezirks^'erichu-  übereinstimmt,  fließt  aas  der  Verhwdiungsmaxime  nnd 
ans  dem  Grundsatz  des  Proaeßbetriebes  durch  die  Parteien.  Das  Gericht 
hat  den  Parteien  keine  Direktive  zu  gfben  und  keine  Beweisfragen  anzu- 
regen, die  nicht  von  den  Parteien  selbst  vorgebracht  sind  (Motive  bei 
Gordon  ß  1  zu  Art  3fi7  ZPO,  Boroicikotcski  §  1  zu  diesem  Artikel. 
Hol  mute  n  6.  li>i!;  es  darf  keine  Beweise  erheben,  auf  welche  die  Partei 
sich  nicht  bezieht.  Auskünfte  von  Behörden  und  Personen  zu  erfordern  ist 
das  Gericht  nicht  befugt,  sondern  bat  dies  gemäß  Artt.  76,  452  der  Part«  i 
zu  überlassen.  Ausländisches  Recht  muß  die  Partei,  welche  sich  darauf 
lieiaft,  dem  Qeneht  beweieen  (Oordon  a. »  O.  §  8). 

82^.  .Personen,  welche  Grund  zur  Besorgnis  haben,  daß  eine  Zt  ugtuver- 
DehmoBg,  eine  Angenichdiieipnalime,  oder  da«  Erfordern  eines  Mehventftndigen 
Gutachtens  sp&ter  unmöglich  oder  weeentlich  enchwert  werden  wflrde»  können 
die  SicberaBg  dieser  Beweise  benntmgen.* 

.\nmerknne: 

Ob  die  Besorgnis  semäß  Art.  82*  tatsächlich  besteht,  hat  das  Gericht 
tu  prflfen ;  die  bloie  subjektive  Besorgnis  des  Antragstellers  aUein  ist  fltr 

ihit:  Hi  rirht  nicht  inaßgebeini  :  f,  )  <l >i  ^  1  zw  Art.  H2'V  Heuen  die  al>- 
leimeuiie  Entscheidung  des  (iurichu»  (ikschiuß)  ist  die  Beschwerde  an  die 
höhere  foskaas  nnd  gegen  deren  Entscheidnng  Kassationsbesdiwerde  an 
den  Senat  gegeben  (a.  a.  0.  $  2,  §  1  an  Art.       Boreteikowski  m 

Art.  82^). 

S2-.  .Antrüge  auf  Sicherung  des  Beweises  sind  sowohl  während  des 
Prozeßverfahrens  als  auch  vor  Kiageerhebuiig  zulässig." 

82*.  «Anträge  auf  Sicherung  des  Beweises,  welche  vor  Kiageerhebuog 
gestellt  woden,  werden  dnnh  den  Friedensrichter,  in  ^saen  Beiirk  der  n 
besichtigende  Oegeastond  sieh  befindet,  .oder  die  Zeagen  oder  die  SadiTer- 
Btrini!ii.'t  n  ihren  Wohnsitz  haben,  und  diejenigen,  welche  nach  Klageerhebung 
gestellt  werden,  durch  den  Friedensrichter  entschieden,  vor  dem  der  Prozeß 
schwebt.  In  letzterem  Falle  können  Anträge  dieser  Art  nur  dann  bei  dem 
Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  sich  das  Beweismittel  Iwfindct,  gestellt 
werden,  obgleich  die  Klage  bei  einem  anderen  Riditer  oder  bei  den  ordentlichoi 
Gerichten  erhoben  ist,  wenn  die  HaBnshmen  anr  Sichemng  des  Beweises 
keinen  Aufschub  erleiden  " 

H2*.  „Der  Antrag  auf  Sicherunj<  des  Bevveises  muli,  gleichviel  ob  er 
mündlich  oder  schriftlich  gestellt  ist,  euihu,iu.u  :  1.  Vor-  und  Zunamen  der 
Gegenpartei;  2.  die  Beaeichnnng  der  Tstsschen^  an  deren  Bestätigung  an! 
die  Beweismittel  Beang  genommen  wird,  and  8.  den  Grand,  ans  wdehem  d«r 
Antragsteller  die  Sicln mncr  derselben  beantraj^t  " 

82^  ,.f%er  den  Antra;,'  auf  Sicherung  des  Beweise.^  in  den  Fflllen,  die 
keinen  Aufschub  leiden,  kann  durch  den  Friedensrichter  auch  ohne  Ladung 
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der  Ocgenptttd  entochieden  werden.  Der  BeseUnfi  Aber  Znlusang  der 
Slcberung  des  Beweiees  miterlicgt  nlebt  der  Anfeelitiiiis  dnzoh  Beschweide.'* 

Anmcrkunp: 

Gegen  den  ablehnenden  Bescheid  sind  Rechtsmittel  gegeben  (cL 
Anm.  n  Art.  92*), 

S2*»  „Im  Felle  der  Zalaaeniig  der  Siehemag  dce  Beweine  werden  die 
aUgioneuien  Beetiaunongen  dieeee  Oeeetwe  ftbw  Ai^geneclieiaeuuialinie,  Zengen* 
und  SachversttodigeaTenehmung  »ni  Anweadnng  gebradit.  Zur  Beteiligung 
am  Verfahren  werdMi  eowohl  der  AntrageleUer  eli  aacli  die  Gegenpartei 
geladen." 

82  7.  „Die  Sicherung  des  Beweise  wird,  wenn  der  Antragsteller  die 
Gegenpartei  nieht  beaeieluiet,  nnr  dann  aogdteseen,  wenn  de?  Antragsteller 
die  Fereon  nieht  angeben  kann,  welcbe  dieee  Partei  danteilt." 

82^.  .,Der  rmstand,  daß  dem  Antrag  aof  Sldierong  des  Beweises  statt- 
popcben  ist,  ist  für  die  Fray:e  über  dessen  Ziilassnnp:  nnd  Wirksamkeit  in 
der  Sache,  in  welcher  der  Antraprst^ller  die  Ergreifung  der  Maßregeln  zur 
äicberuQg  nachgesucht  hat,  nicht  präjudiziell.  Di^  Partei,  welche  zum  Yer- 
faümn  wegen  Sicherung  des  Beweise  nicht  geladen  ist,  oder  die  Ladung  nicht 
eriiatten  hat,  iit  berechtigt,  im  Frei eSrerfahren  an!  die  bei  der  Siehenuig 
des  Beweieee  Toigekonunene  Verletsung  der  geeetiUchen  Yorwdixiften  bin* 
saweiflen.' 

Anmerkung: 

Eine  Sichening  dee  Beweieee  kann  aneb  im  Anelande  beantragt  werden 

im  vorliegenden  Fallo  war  die  zu  besichtigende  ^^■ar^  in  Hamburg  — , 
in  solchem  i'^alle  sind  die  Gesetze  des  Auslandes  beim  Verfahren  wegen 
der  Sicbemng  dee  Beweieee  anwendbar  {Grebntr  No.  809). 

Zweiter  Abschnitt. 
Zeugenbeweis. 

83.  „Niemand  ist  berechtigt,  sein  Zeugnis  an  verweigern ;  yon  «Ueier 
YMsdnift  aind  ansgoiemmen: 

1.  die  Verwandten  der  Parteien  in  aufstei^^emier  und  abtteigender 

gerader  Linie,  ebenso  die  leiblichen  Geschwister; 

2.  die  Personen,  welche  von  der  Ents(  heidnng  der  fcjar  he  zugunsten 
der  einen  oder  der  anderen  Partei  einen  Vorteil  haben/' 

Anmerkung: 

Der  Vorschrift  des  Art  H3  entspricht  diejenige  des  Art.  370  für  Be- 
xirksserichte,  nur  ist  dort  noch  bei  den  Verwandten  (Ziffer  1)  hinzugefügt, 
daß  ur  ZeugnisTerweigerungsrecht  sich  nicht  anf  die  Fälle  bezieht,  wo  sie 
fiher  Stande^rerhte  Zeugnis  ablegen  sollen  Dit  ser  letztere  Zusatz  ist  hier 
weggelassen,  weil  Recbtestreitigkeiten  über  Standesrechte  (eigentlich  Standes* 
amtUche  B^te)  bei  den  Fri^enägerichten,  weil  sie  für  solche  nicht  zu- 
etSndig  lind,  nicht  Torkommen  fcftnnen. 

84.  rfZor  Zeagenidiaft  werden  nicht  fogelaeeen: 

1.  FeaamusOf  weldie  als  geiatesicrank  erklirt  sind  nnd  solche,  weldie 
weder  idttiRüch  nech  mündlich  sich  verständigen  können,  ebenso 
Penenen,  weldie  infolge  Zerrüttung  ihrer  Getsteski&fte  auf 
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Yorfügung  der  zast&ndigui  BelMe  in  IntUeber  Uatmddwiig 

oder  Behandlung  stehen; 

2.  Personen,  welche  infol^  kurperlKiiir  oik-r  geistiger  MSngel  keine 
XeuDtnifl  vüD  dem  zu  beweiienden  Tatumstaude  haben  kuanen; 

3.  Kinder  gegen  Ihn  RHeni; 

4.  die  Ehegatten  der  Parteien; 

6,  Gt  istHcIio  hinsicbtUoh  deMMn,  wia  ibncn  bei  der  Beiclit»  uiTer» 

traut  wurde; 

6.  Personen,  welche  durch  Urteil  des  geistlichen  Gerichts  von  der 
Kifcbe  ftoigesGliloiMD  dad,  diMtt  lUe  Staadenedite  alefkaant 
lind,  nnd  dief  enigoi,  weldie  mit  einer  Strafe  Megt  dnd,  mit 
weldiAr  die  Abokemiiuig  des  Recbte,  Zeuge  n  eein,  Terirandeii 

ist. 

Alle  diese  Personen  werden  von  der  Zeugeoschaft  durch  den  Ricliter 
selbst  und  ohne  Hinweis  oder  Antrag  der  Parteien  ansgeschIo«sen,  wenn  er 
dl^  erwilmtai  Gründe  der  UnfBUgkdt  rorliegen  si^" 

A  n  m  f '  r  k  u  ri  g  o  ti : 

1.  Fttr  die  Besirkegericbte  enthält  Art.  871  genau  dieselbe  Bestimmung. 
0ie  in  diesem  Artikel  Deneanten  Zeugen  sind  von  Amts  wegen  ron  der 
Zeagcnschaft  auszuschließen. 

2.  (Zu  Ziffer  2).  Als  Personen,  welche  infolge  ihrer  körperlidien 
oder  geistigen  Hingel  Ton  dem  sn  Beweisenden  keine  Kenntnis  haben 
können,  sind  z.  B.  Blinde  hinsichtlich  solcher  Tatumstünde,  w<  li  he  zu  ilin  r 
Wabmehmang  die  Sehkraft  erfordern;  Taube  hinsichtlich  der  durch  das 
GdiSr  wabnranehmenden  Tatsachen  und  dergl.  amtnseben  {Holm»ien 
8.  l^x» 

3.  (Zu  Ziffer  H.)  Kinder  als  Zeugen  zugunsten  der  Eltern  sind 
nicht  ex  offizio  anssnscblieOen,  sie  kQnnen  al»er  ihr  Zeugnis  abidmen 

(Art.  83  Ziffer  1>  oder  von  der  Gegenpartei  abgelehnt  w  rdm  (Art  86 
Ziffer  1),  cf.  auch  bti  Holmsten  S.  191.  Unter  den  Kiiidern  sind  hier 
eheliche  zu  verstehen  {Holmsten  a.  a.  0.). 

4.  Kinder  bis  zum  Alter  von  7  Jahren  sind  zwar  in  den  Art.  84  nicht 
aufgenommen,  sie  sind  aber  dennoch  unter  die  Personen  zu  zählen,  die  als 
Zeugen  nicht  Temommea  werden  dflrfen ;  die«  folgt  ans  Art  86  (Hoimaten 
&  190). 

85.  „Kinder  von  sieben  bis  na  Tiendm  Jahren,  ebenso  Personen  evan» 
gelischen  Glaubens  Tor  ihrer  Konfirmation  kSnnen  Temommen  werden,  Jedoch 
unbeeidigt." 

Anmerkung: 

Für  die  Beiirksgerichte  enthlUt  Art.  372  dieselbe  Bestimmung. 

86.  ,Iniolgc  Ablehnung  der  Gegenpartei  werden  von  der  Zeugenschaft 


1.  Verwandte  aller  Qrade  unbesdirinkt  in  der  geraden  Linie,  der 

ersten  drei  Grade  der  Seitenlinie  und  der  ersten  zwei  Grade 

JtT  Schwägt  rsrliuft  (Icrjenigen  Partei,  welche  sich  auf  sie  beruft . 

2.  ilii'  Vonnün(l(  r  di  r  i'artei,  welche  sich  auf  sie  beruft  oder  von 
ihnen  btsvoruiuudet  wird; 
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3.  di*"  Aflnptiv,  li«ni  der  Partei,  welche  sich  aal  sie  l>eraft  oder 
von  ihnen  adoptiert  ist; 

4.  Fttsoneii,  wM»  mit  «iner  Puteien  im  FlroseB  stehen,  and 
Personen,  deren  Vorteil  von  der  Entscheidung  der  Seche  la- 
gonsten  derjenigen  Futei,  welche  sich  anf  sie  heroft,  abhängt; . 

6.  fievoUmIditigte.  wenn  sich  deren  Machtgeber  anf  sie  bemfen." 
Anmerkungen: 

1.  Die  Bestimmong  des  Art.  86  stimmt  mit  derjenigen  des  Art.  373 
ffir  die  ordentlichen  Gerichte  ttbercin;  nor  ist  bei  Ziffer  2  die  Ausnahme 
hinsichtlich  der  standcsrcchtlirlipn  Tatsachen  gemacht  wie  bei  Ziffer  1  des 
Art.  83  (cf.  die  Anmerkung  zu  Art.  83).  Der  Ablehnungsantrag  muß  be- 
giUndet  und  die  Gründe  unter  Beweis  gestellt  sein  {Gordon  §2  snArt. 373). 

2.  (Zu  Ziffer  1  )  Der  AMehnnnfr  nnterliegen  anrh  Zeugen,  welche 
mit  beiden  Parteieu  verwandt  sind,  außereheliche  Kinder,  wenn  deren 
Mtttter  sich  auf  sie  beruft  {Borowikowtki  §§  9,  13  nn  Art  373, 
Oordon        *>  §  5). 

3.  (Zu  Zißer  2.)  Die  Vormundschaft  ist  Ablehnungsgrund  nur  beim 
Beetehen  derselben  zur  Zeit  der  Zeugnisablegung,  der  gewesene  Vormand 
unterliegt  nicht  der  Ablehnung  {Borowikoieski  a.  a.  0.  §  16,  Qordon 
a.  a.  0.  §  7). 

4.  (Zu  Ziffer  4.)  Ablehnnngsgmnd  ist  ein  Prozeß  des  Zeugen  mit 
einer  der  Parteien,  gleichviel  mit  welcher,  ob  mit  dprjenitzt'n,  welehe  si*-h 
auf  ihn  beruft,  oder  mit  der  Gegenpartei  {Borotoikowaki  a.  a.  Ü.  §  18, 
Gordon  a.  a.  0.  §  8).  Ein  Prozeß  im  Sinne  dieser  Ziffer  ist  nur  ein 
Zivilprozeß,  ein  Strafprozeß  ist  kein  Abkhnnngstrrtmd  (Bo/dw/ko/rslci 
a.  a.  0.  §  23,  Gordon  a,  a.  0.).  Der  Prozeil  muß  auch  zur  Zeit  der  Ver- 
nehmung des  Zeugen  noch  schweben,  ein  früherer  jetzt  beendigter  Prozeß 
mit  einer  der  Parteien  ist  kein  Ablehnnngsgmnd  {Borouti&oteski  a.a.O. 
§  19,  Qordon  a.  a.  0.). 

5.  (Zn  Ziffer  5.)  Der  fr  Aber  e  Berollrnftchtigte  der  Partei  knnn 
nicht  abeelehnt  werden  (ßorowikoioaki  a.a.O.  §25,  Gcräon  a.a.O. 
§  11  und  zu  Art.  86). 

87.  ,  r>i<'  Ablehnung  von  Zeugen  muß  vor  ihrer  Beeidigung  oder  vor 
ihrer  Vernehmung,  falls  diese  unbeeidigt  erfolgt,  geltend  gemacht  werden." 

Anmerkung: 

Für  die  Bezirksgeridite  ist  in  Art  375  die  gleiche  Bestimmung 
getroffen. 

88.  „Der  Zengc  wird,  wenn  die  Partei  ihn  selbst  nu  stellen  sich  nicht 
verpfliclitft,  mitt<-ls  einer  I-aduni,'  vori,'<-laden.  Pprs(»n<>n  der  ersten  zwei 
Rangklassen  MitirUeder  desStaatötatLs.  .Minister  und  die  Hauptverwaltungschefs 
einzelner  Verwaltungszweige,  ihre  Stellvertreter,  Staatssekretäre,  Senatoren, 
Ehrenvormllnder,  Qeneralgonvemenre,  Truppen  kommandeura  Ton  Ifilitftr- 
bezlrkeni  Qenmledjntantw,  ebenso,  im  Berdcbe  der  ihnen  unterstellten 
Bezirke,  Divisionscliefs  und  die  ihnen  im  Amte  gleichstehenden  Chargen  in 
der  Marine  und  im  Heere,  Erzpriestir.  Gouverneure,  Stadthauptteute,  der 
Oberpolizeimeister  d»  r  Stadt  Moskau,  in  gh  iehcr  Weise  die  Personen,  welche 
zeitweilig  die  Funivtionen  der  oben  bezeichneten  Amtspersonen  versehen, 
können  im  Falle  sie  als  Zeugen  geladen  sind,  innerhalb  dreier  Tage  vom 
Empfang  der  Ladung  beim  Frieden«ricfater  um  ihre  Vernehmung  am  Orte 

32» 


482 


KUlMuidci, 


ihres  Wohnsitzes  nachäucbeu.  lu  diesem  Fülle  erfolgt  ilue  Vernehmung  in 
üeiuäübeit  der  im  Art.  93  gegebenen  Yoracbrift." 

89.  „Zeugen  Ton  den  unteren  MiUtlrcbugen,  die  im  tattfcbliehen 
Dienste  stehen,  werden  dorcb  Termittelnng  ibrer  nftchstoi  TefgesetitenBehSrde 
geladen.  Offiziere  werden  unmittelbar  vermittels  Ladungen  vorgeladen,  ihre 
gerichtliche  Vorladung  entbindet  sie  jedoch  nicht  von  ihren  dienstlichen 
Obliegenheiten,  falls  sie  keinen  Urlaub  von  ihrer  vorgesetzten  Behörde  eibälten 
haben.  FUla  die  lUUtiibe^iSfde  sieb  «beneugt,  d«ß  der  ab  Zeuge  Qdndeoe 
von  den  nntmn  Militirdiaigen  ans  militlrisohen  Rflcksiditen  pezaSnlidi  tot 
Geridit  nicbt  creebebMU  kann,  wird  der  Geladene  an  aein«n  Dienatorte 
vernommen." 

89^.  ..Zeugen  von  den  bei  den  Eisenbahnen  angestellten  Beamten,  deren 
Ämter  in  einem  besonderen,  nach  gegenseitiger  Vereinbarung  zwischen  dem 
Jnstisnlnister  nnd  dem  Verkebrsminister  anfgestellten  Veneicbnis  angegeben 
sind,  werden  durch  Ladungen  Torgeladen»  wetcbe  ibrer  nidisten  örtlichen 
vorgesetzten  Behörde  nicht  später  als  sieben  Tage  TOt  dem  in  der  Ladong 
angegebene»  Termin  zugcstollt  werden.*' 

90.  „Zeugen  von  den  Kirchengeistlichen  und  des  Mönchastandes,  welche 
an!  die  erste  Ladung  nicbt  eracbeinen,  worden  iwcdk  Yermittlnng  ibzw  nldwt 
torgesetcten  BebSrde  gdadm." 

91.,  ,,Wegen  Nichterscheinens  zum  angegebenen  Termin  verfällt  der 
Zeuge,  welcher  keine  crheMi'-l'»  n  Entjichuldifningsgründe  vorbringt  auf  Vor- 
filgung  lies  P'riedensrichurs  einer  üeldsirafe  von  fünfundzwanzig  Kupeken 
biä  lünf  Rubel,  je  nach  der  Wichtigkeit  der  Sache  und  dem  Stande  des 
Zeogen,  wobei  ibm  ein  nener  Termin  an  seinen  Ersdieinen  anberanmt  wird. 
Derselben  Strafe  verflUlt  der  Zenge,  wenn  er  aneb  snm  aweiten  Termin  nldit 
ersrhcint. 
Aamerlcnng: 

1.  Die  an!  Grand  dieses  Artfbels  (91)  festgeaetsten  Stmito  werden 

dem  Fonds  für  die  Errichtung  von  Arrestlokalen  !ür  mit  AnestSbaito  sn 
belegende  Personen  in  den  Friedensgerichtsbezirken  zugewendet. 

%.  Zu  den  gesetaUcben  HinderungsgrOttdai  fOr  das  Niehtoscheitten  von 
Zeugen  (Artt  91  und  93)  in  den  fünf  nordöstlichen  Kreisen  des  Gouvernements 
Wologda(Wclikoustjaacbz,Mikolsk,  Jarensk.Ssolwytschegodsk  and  Ustssyssolsk) 
ist  aneb  die  IBntfemnng  Ton  Aber  800  Werst  swisehem  ibrem  Wobntwt  nnd 
dem  Orte,  wohin  sie  geladen  sind,  zu  rechnen. 

3.  Daä  Verfahren  bei  der  Auwendung  von  Strafen  und  Beitreibungen, 
welche  von  den  Friedensgerichten  in  einigen  QonTemementa  Terbängt  werden, 
ist  durch  die  im  Geaetse  betreffend  die  Inhaftierten  gegebeneii  Vorschriften 
geregelt." 

Anmerkung: 

Die  gleiche  Bestimmung  wie  hier,  nur  mit  einer  anderen  Normierung 
der  Strafen,  ist  für  die  Bezirksgerichte  im  Art.  383  enthalten.  Die  hier 
angeführten  Vorschriften  des  Gesetzes  betr.  die  Inhaftierten  sind  in  den 
Artt  124  fT.  dieses  Gesetzes  Swod  SakoHow  fid.  2U.V  Ausg.  1890  in  der 

Fassung  vom  Jahre  19<)2  gegeben. 

92.  „Der  Zeuge  kann  innerhalb  zweier  Wochen  von  dem  Empfang  des 
BescbhisseB  des  Friedensrichters  Uber  eUie  ibm  auferlegte  Strafe  oder  beim 
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BncliebieB  sq  dem  nea  Mberanniteii  TMmin  seliie  EntocbnMigangsgrttiide 
Im!  dttDwelben  Friedensrichter  Torbringen ;  dieser  entbindet  ihn  Ton  der  Strafe, 
wenn  er  seine  Batiohiddlgiuigs^^ründe  für  orhebUeli  ereditet" 

Anmerkung: 

Hiniiditlioli  der  Beiirksgcrichte  d.  die  aiialoffe  Beetinimiiiig  dei 
Art.  384. 

03.  „Bin  Zeuge,  welcher  wegen  Kreiddiett  ver  den  Friedenniditer 
Bicbt  erscheinen  kann,  wird  an  eeinem  Wohnorte  in  Gegenwart  der  ParMen, 

wenn  sie  dies  wünschen,  vernommen.    In  glpi^hf-r  Weise  wcrdon  Zfut?*«  an 
iiirem  Wohnorte  auch  in  dem  Falle  vernommen,  wenn  in  der  Sache  die 
Vemehmong  einer  erheblichen  Aiuabl  vun  Perttuuen  erforderlich  ist,  die  in 
einem  Orte  wohnen. 
Anmerkung: 

In  den  in  der  Anm.  2  zn  Art.  91  bezeichneten  Ort^n  kann  der  Friedens- 
richter den  üntersuchnngsrichter  um  Vernehmung  von  Zeugen  ersnohcn.  Die 
Ausführung  dieses  Auftrags  ist  für  den  üntersuchuiiLrsii  hter  in  den  Füllen 
obUgatoriscL  wo  die  bezeichnete  Handlung  in  dem  Orte  seines  stilndigen 
oder  zeitweiUgen  Anfentbalta  vorgenommen  werden  soll.* 

94.  ,Die  Zeugen,  welche  in  einem  Friedensgerichtsbezirk  wohnen,  der 
TOtt  d«n  Orte,  wo  die  Y «rhandhing  atattllndet,  entfernt  iat^  kannen  von  dem 
Friedeiuvieliter  des  Beiirke,  in  wddbem  sie  wohnen,  nach  vecgiagiger  Bo- 
nachricbtignng  der  Parteien  und  in  dum  Gegmwart.  falb  sie  ni  dem  hiersn 
aohnanmten  Tennin  erscheinen,  Temommen  werden." 

95.  ,Die  Zeugen  werden  vernommen,  nachdem  sie  vereidigt  worden 

sind,  falls  die  Parteien  nach  gegenseitiger  Übereinkunft  sie  von  der  Vereidigung 

nicht  entbinden.    Falls  ein  Geistlicher  nicht  zur  Stelle  ist,  hat  sie  der  Friedens- 

riehter  nnlneidigt  zu  vemehoien,  nachdem  er  sie  an  die  Pflicht  gemahnt,  alles 

was  ihnen  bekannt  ist,  mit  reinem  Gewiesen  anesnsagen,  nnd  ihnen  eine 

schriftliche  Erklärung  abgenommen  hat,  daß  sie  alles,  was  sie  ausgesagt  haben, 

falls  eine  der  Parteien  dies  verlan^'cn  sollte,  eidlich  sn  erhArten  sich  verpflichten.* 

Anmerkungen: 
1.  Die  Vereidigung  durch  den  Einzelriditer  selbst  ist  nnsnllssig,  da, 

wie  die  Motive  hervorheben,  die  Vereidigung  nach  der  Anff  i^  nng  der 
russischen  Kirche  zu  den  kirchlichen  Handlungen  gehört,  die  durch  eine 
geistliehe  Posen  Torgenommen  werden  mnfl.  Der  Bid,  durch  den  Richter 

abgenommen,  würde  auch  ii^  <\'-n  Auf^en  des  Volkes  an  Bedeutung  verlieren. 
£s  ist  deswegen  zu  dem  Auükunftsmittci  gegriffen  worden,  daü  bei  Ab- 
wesenheit eines  QeistUcben  die  Vernehmung  uneidlich,  aber  mit  dem  Ver- 
sprechen der  eidlichen  Erhärtung  erfolgen  soll  (Gordon  §  1  zu  Art.  95). 
Die  Nichtanwesenheit  eines  Geistlichen  an  Gerichtsstelle  rechtfertigt  nicht 
die  nneidlictie  Vemelunnng  des  Zeugen  gemäß  Art.  95.  Vielmehr  hat  der 
Friedensrichter,  sofern  ein  Geistlichor  in  dtnn  Orte  ist,  wo  das  Gericht  sich 
befindet,  diesen  auf  Antrag  der  Partei  vorzuladen,  wenn  dem  lüudemisse 
nicht  entgegenstehen  {Boroieikowaki  g  2  zu  Art.  95,  Gordon  a.a.O. 
§  3).  Die  nachträglielie  Ver<  i(?!LMinir  des  gemiiC  Art  O.ö  uneidlich  ver- 
nommenen Zeugen  uut  i'arteianirag  erfolgt  in  der  Berufungsinstanz  vor 
dem  Friedensrichterplennm ;  hierbei  muß  aber  die  Vernehmung  wiederholt 
werden,  ohne  solche  ist  die  blofie  Vereidigung  auf  die  IrUlier  gemachte  Ans» 
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sage  wirkungslos  (Boroteik  otcski  a.  a.  0.  §  6,  Gordon  a.  a.  0.  §§  6,  2). 
Der  Antrag  der  Partei  au!  nachträgliche  Vereidigung  kann  auch  sehriftlich 
gestellt  werden;  dt-m  Antraf;  niuB  stattf^efiebt'n  werden,  auch  wenn  die 
Putei  im  Termine  zur  milndlichen  Verhandlung  g&r  nicht  erscheint.  FaUa 
«her  ^  nacliträglich  zu  Tereldigende  Zeuge  nJelit  enehienen  Ist,  nniB  die 

anwesende  Partei  Verta>run^  behufs  Vornahme  der  Vereidij^ung  beantragen, 
da  andernfalls  die  unterlassene  Beeidigung  nicht  mehr  gerügt  werden  Icann 
{Boroitikou>9ki  a.  a.  0.  §§  »,  10,  Gordon  a.  a.  0.  §§  6.  6,  ef.  aaeh 
Alt.  995  und  die  Anmerkungen  zu  demselben). 

2.  Bin  in  erster  Instana  uneidUch  Temonunener  Zeuge,  welcher  nach 
«einer  nneidlidnn  Tentelnninig,  alwr  Tor  seiner  nachtittglieiieii  Verafdiginig 
einen  ProzeB  mit  der  ]*artei  bekommen  hat,  kann  nidit  mehr  aus  Ziffer  4 
des  Art.  »6  al^elehnt  werden  {ßorowikowski  a.a.O.  §  12,  ßordon 
a.  a.  0.  %  4). 

96.  ,Von  der  Eidesleistung  sind  befreit: 

1.  Fersonen  dei  Priester^  nnd  Mtodmitanihs  iller  cbiiillifibsB  B«- 
Irennbiiase; 

2.  Persiint  n.  welche  Konfession^  und  Sekten  angehören,  die  eine 

Eidesleistung  nicht  zulassen :  anstatt  der  Eidesleistung  geben 
sie  das  Ver^prr  c  hen  ab,  die  ganze  Wahrheit  mit  reinem  Qe- 
wissen  auszujjagon  " 

Anmerkung: 

Dieeelbe  Bestiniffiiuig  fOr  Besfrkegericbte  ist  im  Art.  896  cnlbalteii. 

97.  ,Jeder  Zeuge  wird  in  Anwesenheit  der  zur  Vernehmung  ersctiienenen 
Parteien  einadn  TeniMimen.' 

98.  .Die  noch  nidit  ▼«»ommcnen  Zeugen  dOrfen  bei  der  Yemehnaag 
der  anderen  Zengen  nicht  anwesend  sein  " 

Anmerkung; 

Für  die  Besirksgerichte  Bind  die  BMtimmungcn  d«r  Artt.  97  und  98 
in  dem  Art.  891  wiedagegeben. 

99.  «Nachdem  der  Zeuge  seine  Aussage  gemacht  hat»  stellt  dar  Friedens- 
richter den  Parteien  anheim,  ihreneits  dem  Zengen  Firagen  Uber  alle  nadi 
ihrer  Ansidit  notwendigen  Fonkte  Tonralegen." 

Anmerkung: 
cf.  Art.  400  (ffir  Bezirksgerichte). 

100.  ,.Fm  Wider«!pri5rhe  in  den  Aussagen  der  Zengen  über  wesentliche 
Punkte  aufzuklären,  veranlaßt  der  Friedensrichter  eine  Gegenüberstellung  der 
Zengen." 

Anmerkung: 
cL  Art.  404  (für  Bezirksgerichte). 

101.  „Das  Wesentliche  in  der  Ansage  des  Zengen  wird  in  e  in  Protokoll 

eingetragen,  welches  dem  Zentren  rorfrelesen  und  vf>n  ihm  wie  auch  vom 
Friedensrichter  unterschrieben  wird.  Ist  der  Zeuge  analphahet.  so  wird  dies 
im  Protokoll  vermerkt,  M'clches  dann  vom  Friedensrichter  allein  unter- 
schrieben wird." 
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Anmerkung: 

Die  H.  sriTninung  des  Art.  101  ift  obligatorisch  für  den  Friedensrichter 
wie  für  das  Friedensrichterplenum,  In  letaterem  muß  das  Protokoll  vom 
Yorsitmiiden  und  den  Bdiitseni  nntenduieben  int^{Boroteikowaki 

§  1  zu  Art.  1"!  Gordon  1,  2  zu  diesem  Artikel).  Die  hier  erforderte 
besondere  Pruiukullieruug  der  Zeugeuaubiiagcu  kauu  dnrch  eine  Aufnahme 
dieser  Aussage  tat  das  Urteil  nicht  ersetzt  werden  (Borotcikowaki  a.  a.  0. 
§  2,  Gordon  a.  a.  0.).  Die  Xichtbeobachtung  der  Vorschrift  des  Art.  101 
ist  kein  Kassationsgrund,  wenn  tiiclit  behauptet  wird,  daß  die  Aussage  (im 
Urteil  oder  im  nicht  nnterschriebeiien  Protokoll  usw.)  nicht  richtig  wieder- 
gegeben ist,  oder  wenn  das  L'rteil  nicht  auf  die  Aussage  der  betreffenden 
Zeugen  allein  sich  gründet  {Borowikotcgki  a.a.O.,  Gordon  a.a.O. 
cf.  MCh  Art  406  fOr  fieoirk^geriehte). 

lOS.  „Die  Beweiskraft  der  ZengenansBagMi  wird  je  nach  dar  Qlaub- 
Würdigkeit  der  Zengea,  der  Klarkeit^  VollstSodigkeit  und  Wahraelieinliehkeit 
der  Angaben  tod  dem  Friedensrichter  bestimmt/* 

Anmerkung: 

Die  Bestimmung  des  Art.  102  statuiert  für  die  Friedenssterichte  in 
gleicher  Weise  wie  .\rt.  411  für  die  Kollegialgerichte  den  (iriindsatz  der 
freien  richterlichen  Beweiswürdignng.  W&brend  aber  der  Art.  411  für  die 
Kollegialgericht«  vorschreibt,  daß  die  Ortnde  der  BewelawUrdigung  im 
Urteile  darzulegen  sinil,  besteht  diese  Vorschrift  für  die  Friedensgerichte 
nach  Art.  102  nicht:  diese  brauchen  im  Urteil  nicht  anzugeben,  warum  sie 
dem  Zeugen  nicht  oder  nicht  in  allen  Punkten  glauben  vsw.  (Boroioi- 
kotcski  §  1  zn  Art.  102,  &Qräon  §  1  zn  diesem  Artikel,  cf.  auch  an 
Art.  411). 

103.  „Ein  Zeuge,  der  Entschädigung  för  die  Beliin  l'  rinitf  in  seiner 
Beschäftigung  oder  für  Reisekosten  wünscht,  muti  dies  hti  Beendi^'ung  seiner 
Vernehmung  erklären.  Diese  Entschädigung  wird  von  der  Partei  erhoben, 
welche  lieb  an!  den  Zeafen  bemfen  hat" 

Anmerkung: 

Aach  der  nicht  Ternommene  Zeiwe  liat  Anspruch  auf  die  Gebühren 
ans  Art.  108.  Die  obsiegende  Partd  bat  dae  Recht,  die  Tm  ihr  geoAB 

Art.  103  erhobenen  Zeiiu^i-n^ebUbren  von  der  unterliegenden  erstattet  SU 
verlangen  {Borowikowski  §§  2,  3  zu  Art.  lOü). 

104.  ..Die  Enfschiidiiiung  an  den  Zeuj^en  wird  von  dem  Friedensrichter 
in  der  Hohe  von  zehn  Kopekm  bis  zu  einem  Rubel  für  den  Tag.  je  nach 
dem  Preise  des  Tugesverdienates  und  anderen  örtlichen  Umständen  festgesetzt.'* 

Anmerkung: 

Gegen  die  Festsetzunir  der  Ent.^rhädirninfr  durch  Jen  Friedensrichter 
steht  dem  Zeugen  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  zu  {^Borowikowski 
§  3  und  &ordon  $  2  zn  Art.  104,  ef.  Art.  408  fttr  Bezirksgerichte). 

Dritter  Abschnitt. 
Schriftliche  Beweismittel. 
lOö.  „Urksndai  aller  Art,  sowohl  solche,  die  in  Totgeschriebener  Form 
errichtet  und  beglanbigt  sind,  als  ancb  privatsehriftUehe,  ebenso  auch  andtte 
Schriftstücke  werden  von  dem  Friedensrichter  bei  der  Entscheidung  der  Sache 
in  BerttcksicbtigaDg  gezogen.** 
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Anmerkan  g: 

Die  Würdigang  der  einzelnen  Scliriftstürko  ist  in  das  riehtcrliche 
Ermuüäcn  gu&tellt,  jeducb  iimerlialb  dan  RahiutiUü  der  darüber  bestebendeu 
gesetzlichen  Vorschriften  der  Artt.  78,  438,  466,  339  ZPO  (cL  diflie  Artikel 
nnd  die  Erlänteruogeii  m  denselben). 

IOC.  „Der  Inhalt  von  schriftlichen  T'rkimden,  welche  in  vorpesehricbonpr 
Form  errichtet  oder  begUabigt  sind,  kann  durch  Aaswgen  von  Zeugen  nicht 

widerlegt  werden." 

Anmerkungen: 

1.  Der  hier  aufgestellte  (der  Beslimmnnjj  de.s  Art.  1341  Code  Xa- 
poUon  nachgebildete)  Grundsatz  der  Unwiderlegbarkeit  von  äugeuatuiun 
offiii^en  Urkunden  findet  in  den  Artt.  409,  410  fQr  die  Bezirksgerichte 
seinen  .Ausdruck.  Unter  offiziellen  T'rknnden  im  Sinne  des  .\rt  lf)G  .sind 
bülche  zu  verstehen,  die  notariell  beglaubigt  oder  in  die  Notariatiregister 
eingetragen  sind  {Borotcikotcski  ^  1  zu  Art.  410).  Die  notarielle  Be- 
glaubigung muß,  wenn  die  Urkunde  die  ihr  in  den  Artt.  106,  410  ZPO 
zugeeignete  Bedeutung  haben  soll,  sich  auf  die  ganze  Urkunde  erstrecken, 
nicht  bloß  auf  die  Unterschrift.  Eine  nur  der  Unterschrift  nach  beglaubigte 
Urkunde  wird  lediglich  als  eine  privatschriftliche  angesehen  (Gordon  1 1 
zu  Art.  410).  Zu  den  offiziellen  ürknnden  sind  femer  alle  diejenigen  zu 
rechnen,  welche  von  Amtspersonen  innerhalb  ihrer  Ziistiindigkeits- 
•phäre  aufgenommen  aind.  Öo  können  auch  die  in  einem  rechtskräftigen 
tTttdl  festgestellten  Tataachen  durch  Zeugenbeweis  iriefat  widerlegt  weraen 
{Boroicikoirski  a.  a.  0.  §  10-12.  Görden  a.  a.  0.  ^  T. 

2.  Die  ünzulässigkeit  des  Zeugenbeweises  gegen  amtliche  Urkunden 
besidit  sieb  anf  deren  Inhalt,  d.  b.  es  ist  S^eogenbeweis  nidit  dabin  in» 
lassig.  daß  in  Abänderung  oder  Ergänzung  !■  r  I  rkunde  etwas  ver- 
einbart ist  (Holms ten  S.  1U3).  £s  ist  aber  Zeugenbeweia  fttr  solche 
Tatnmstftnd«  nilftssig,  welche  der  Brriehtnng  oder  Erteilnng  der  Urkunde 
vorhergehen  oder  nachfolgen  (niiroir  ikmcsJci  a.a.O.  ß  fi.  Gordon 
a.  a.  0.  §  2).  Als  wichtige  Einzelfälle  aus  der  Senattsjudikatur  sind  an- 
sofObzen: 

I.  Zeugenbeweis  ist  unzulässig:  dafür:  a)  daü  das  beurkundete 
Rechtsgeschäft  ein  fingiertes  ist  (Horotcikuicski  a.  a.  0.,  Gordon 
a.  a.  0.  §  3^;  h)  daß  kein  Entgelt  dafür  gezahlt  ^valutalos)  ist;  ins- 
besondere gilt  dies  von  \Ve(  hseln,  uurh  nieht-protestierten  iDo  r  owikotcski 
a.a.O.  §§  7»,  27,  28,  Cioräon  a.  a.  U.  §  'M);  c)  daü  ein  Wechsel  zur 
Tilgung  eines  anderen  hingegeben  ist  {Borutcikotoski  a.a.O.  §30, 
Gordon  a.  a.  0.):  dt  daß  auf  die  Rechte  aus  dem  Vertrage  einseitig  oder 
seitens  beider  Konirahtnten  verzichtet  oder  daß  der  Vertrag  aufgehoben  ist 
{Borotcikotcski  a.  a.  0.  §  8,  Gordon  a.  a.  0.);  c)  daß  die  Formalitäten 
einer  notariellen  Urkunde  entgegen  ihrem  Inhalt  nicht  beobachtet  sind 
{Gordon  a.  a.  0.^;  T)  daU  ein  Wechsel,  eine  Pfand verschreibung  und  dergl. 
dni^h  Zahlung  getilgt  ist  (Borotcikotcski  a.  a.  0.  §§  3,  16). 

II.  Der  Zeugenbeweis  ist  zugelassen:  a)  gegen  den  Inhalt  amt- 
licher Urkunden  außerhalb  des  Rahmens  der  Zuständigkeit  derselben,  t.  B. 
zur  Widerlegung  eines  polizeilichen  Protokolls  in  Zivilsachen  {Bur  i  , 
koujskt  a.  a.  0.  i)  11,  Gordon  a.  a.  0.  g  2);  b)  zum  fieweise  dafür,  d&ti 
der  Ql&ubiger  eine  Quittung  aoasnstellen  sidi  geweigert  bat  {Borotci- 
kotcski a.a.O.  §  18,  cf.  oben  If);  c)  daß  die  Zahlung  narh  einer  vor- 
gelegten Quittung  von  einer  bestinunten  Person  geleistet  ist  (a.  a.  0.  §  20), 
oder  da6  sich  die  Quittung  auf  eine  bestimmte  Scbnld  besiebt  (a.  a.  0.  §  19). 

3.  Die  Bestimmung  des  Art  IWl  be/ieht  sich  ihrem  Inhalte  nach 
nur  auf  amtliche  (offizielle)  Urkunden,  nicht  aber  aoi  privatecbriftUcbe. 
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HfntieliiUeb  der  letiteren  ist  Art  ^10  und  die  Anmerknngeii  zu  demselben 

zu  verf^leichcn.  Ebenso  ist  die  Unznlässigkeit  des  Zeugenheweises  nur  für 
die  an  der  Urkunde  beteiligten  Personen  bestimmend;  dritte  an  der  Er- 
richtung der  Urkunde  nicht  betdligte  Pnwmen  kSnnen  in  Tollem  Umfug 
nnd  lin  !!  T!i  Weismittel  ihren  Inhalt  widerlegen,  daß  daa  darin  be- 
urkundete Rechtsgeschäft  üngiert  ist  osw.  darton  {Borotoikotcski  ».  a.  0. 
S§  9.  22,  23). 

107.  „Werden  von  den  Parteien  Zweifel  an  der  Echtheit  einer  Urkunde 
erhoben,  so  vergewissert  sich  der  Friedensrichter  von  ihrer  Echtheit  dorch 
ihre  Yerglddiiiiig  mit  anderen  Sehriftiticken,  Yetgleidmng  der  HMdidirift 
und  VefnebmuDg  von  Zengui,  und  hierttber  nimmt  et  ein  Protokoll  Mtf." 

iOB.  «Ab  der  Echtheit  dner  Urlconde  können  Zweifel  von  derjenigen 
Penon  nicht  erhoben  werden,  namens  weit  b  r  lit  s*  Ibe  erteilt  oder  errichtet 
ist,  lofem  diese  Person  die  Urkunde  nnterscbriebeu  bat.* 

109.  ,An  der  Bebtiwit  Ton  gmndftktenniftBigen,  notwiellen  nnd  in  vor- 

geschriebener  Form  beglrabigten  Urknndim  iet  die  Qeltendmachnng  Ton 

Zweifein  nnznllaaig.'' 

Anmerkung  (zu  Artt.  1U7— 109). 
Den  Artt  107—109  entsprechen  die  Artt  541—543  fUr  die  Besirks- 

gerichte.  Von  Amts  wegen  darf  das  (uTicht  irgend  eine  Prnfung  drr  Echt- 
heit einer  Urkunde  nicht  vornehmen  {Borotcikowaki  %  1  zu  Art.  107, 
Qordon  §  1  so  Art.  541).  Die  Echtheit  einer  Urkunde  kann  von  der 
Person,  die  sie  nnterschricbcn  hat,  nicht  angezweifelt  werden,  wohl  aber 
kann  sie  Fälschung  behaupten  und  das  hierfür  vorgesehri ebene  Verfahren 
einschlagen  (Motive  bei  Gm  don  bei  Art  Das  Gleiche  gilt  von  den 

im  Art.  109  bezeichneten  Urkunden  —  auch  hier  ist  die  Behauptung  einer 
Fälschung  zulässig  (a.  a.  0.  §  2  zu  Art.  543,  Borotoikoic s k i  zu  Art.  543). 
Im  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  ist  für  den  Fall  der  Anzweiflung 
der  Echtheit  von  Urkunden  in  den  Artt.  545  554  und  für  den  Fall  einer 
behaupteten  Fültichuug  in  den  Artt.  ü6ö— 6i>ö  eine  lieäoudere  Pruxedur  vor- 
geechrieben. 

110.  ,Wenn  gegen  aohiiftlidn  fflr  die  Bntseheidnng  der  Sache  weaent* 
Bdie  Dokumente  ein  Fälschungsstreit  erhoben  ist,  hat  der  Friedemrichtw 
zuvörderst  der  Partei,  welche  solche  Urkunden  vorgebracht  hat,  vorznsrhlagen. 
dieselben  7,nrückzunehuien ;  falls  sie  sich  dazu  nicht  versteht,  hat  er  dem  die 
Fälschung  Behauptenden  die  ganze  Wichtigkeit  der  Folgen  klarzulegen,  denen 
dieser  sich  aassetzt,  falls  die  P&lechvng  nicht  tatsbchlicb  bewiesen  wird. 
Wenn  die  ^urtei  nnf  dem  FUsökungsrerfahren  besteht»  letst  der  Friedens- 
richter die  Verhandlung  bei  sich  aus  und  übersendet  die  für  gefälscht  er> 
klärten  Dokumente  dem  Staatsanwalt  des  örtlichen  Bezirksgerichts  zum 
Zwecke  der  gerichtlichen  Prilfung  der  Frage  der  Fälschung  in  der  vor- 
geschriebenen Form.* 

Anmerkung. 

cf  .\nmerknng  zu  Art.  Wfihrend  im  Falle  der  bloßen  Anzweifhmg 
der  Echtheit  einer  Urkunde  die  Prüfung  der  Echtheit  durch  die  im  Art.  107 
angegebenen  Mittel  von  dem  Friedensrichter  selbst  vorgenommen  werden 
kann,  hat  er  im  Falle  eines  Fftlscbungsetreits  g«n&0  Art  6  ZPO  das  ganse 
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Yerfftbren  auBsmetcen  und  die  Smcbe  mit  RBdMdit  mt  ihre  Wfelitiglc«it 

zur  Weiterverfolgung  der  zusfändigon  Behörde  zu  ülnTlassen  (Motive  bei 
Gor  dort  §  1  zu  Art.  110,  lasatschenko  S.  24^).  Die  l'artei,  welche 
das  Torgelegte  DolniiDent  mich  dem  Vonchlmge  des  Rictiten  surttckgenoiimMn 

hat.  hat  damit  auf  stinr'  Rr  niitzunpf  endgiltig  verzichtet  tind  kann  es  nicht 
in  der  Ikrufuugäiu&iauz  wieder  vorbringen  (a.  a.  0.  g  2).  Hat  die  Fart«i 
auf  die  Benutzung  des  als  gefftlseht  MselcliBeten  Dokument«  gemäß  dam 
Vorschlag  des  Richters  verzichtet,  so  find'^r  'Aue  Anssetznnj^  des  Verfahrens 
nicht  statt,  der  Prozeß  wird  zu  Ende  gcHihrt.  liierdurch  wird  aber  dm 
K  l!  und  die  Pflicht  des  Richters,  eine  Strafverfolgung  wegen  der  erkainnten 
Fals(hun>r  von  Amts  wegen  ein/uleiten,  nicht  berührt  [Bomir  ikmcsk  i 
§^  7,  8  zu  Art.  HO).  Ist  eiuo  Urkunde  im  Zivilverfahren,  sei  es  infuige 
der  Bemängelung  ihrer  Echtheit  (Art.  107)  oder  infolge  einer  behaupteten 
Fälschnii^  für  unecht  oder  gefälscht  erklärt  worden,  so  ist  ihre  Renutzangj 
ausgeschlu^jiiL-n,  auch  wenn  sie  im  Strafverfahren  hinterher  als  echt  erkauut, 
oder  wenn  ihre  l'tuchtheit.  als  nicht  enriesen  angenommen  wird  (8en.> 
Entsch.  vom  27.  3.  02  No.  40  pro  02). 

III  .  Ein  Fälschungsrechtsstreit,  der  gegen  eine  rrknnde  erhoben  ist, 
von  welcher  im  wesentlichen  die  Entscheidung  nicht  abhängt,  hemmt  das 
Prozeßverfahren  nicht.  ' 

Anmerkung: 

Ob  eine  L'rkonde  fUr  die  Ent^cheidong  einer  Sache  wesentlich  ist,  ist 
eine  Tatfrage,  —  die  Bnt8cheidun<;  kann  nvr  dann  mit  det  Kaasalloii 

angefochten  werden,  wenn  die  iiies])e/,ii>:fliehe  Annahme  de.s  ricrichts  den 
festgestellten  Tatsachen  nicht  entspricht  ißorowikowski  g  2  zu  Art  III, 
OordoH  I  2  m  diesem  Artilrel). 

Vierter  Abschnitt. 
Daa  Anerlramtnla. 
112.  „Wenn  eine  der  Pattdoi  im  Lanfe  dw  Verhandlnng  ibrei  Sadw 

vor  dem  Friedensrichter  schriftlich  oder  mündlich  die  Richtigkeit  eines  solchen 
ümstatides  seihst  anerkennt,  der  zur  Bestätigung  der  Rechte  der  G**ffenpartei 
dient,  so  wird  er  als  einen  weiteren  Beweis  nicht  erfordernd  angesehen." 

Anmerkungen: 

1.  Für  das  Verfahren  vor  dem  Bezirksgericht  cf.  Art.  48(1.  Hier  wieder 
ist  die  Protokolliemng  der  das  Anerkenntnis  enthaltenden  Erklärung  aul 
Antrag  der  Partei  o1>n$rstori«ch  (Borowikotoaki  §  1  sn  Art.  118, 

Gord'iii  i;  1  zu  diesem  Artik«!)  IDas  Gericht  ist  auch  nicht  gehindert, 
aus  der  nicht  protokollierten  Parteierklärung  ein  Anerkenntnis  su  folgern, 
alsdann  mllssen  aber  die  Tatnmstftnde,  ans  denen  das  Anerkenntnis  getolgnt 

wird  weniL'stens  im  T'rteil  angegeben  sein.  Ein  Mangel  nach  dieser  Richtung 
ist  Kassationsgrund  {Borowikowski  a.  a.  0.  3,  4,  5,  6  an  Art.  479, 
Gordon  a.  a.  0.      2,  5  an  Art  479). 

2.  Die  Aufnahme  einer  Bestimmung  dahin,  daß  das  Anerkenntnis 
nicht  geteilt  werden  dürfe,  ist  im  Interesse  der  freien  richterlichen  Würdi- 
gung aller  Tatsachen  nnd  Farteierkiärungen  abgelehnt  worden.  Ebenso 
ist  es  ahs;e!ehnt  worden,  dem  Rirhter  fÜp  Beftisrnis  zu  trehen.  das  persönliche 
ErNchcineii  der  Parteien  behufs  ihrer  Vernehmung  anzuordnen,  obgleich  er 
sictit.  il  iij  Partei  des  Prozeßbevollmächtigten  sich  bedient,  am  nicht 
s<  llist  Rede  und  Antwort  stehen  zu  müssen  und  um  dies  mii  r  jenes  besser 
Uli  Dunkeln  las.sen  zu  kuiiimi  Es  ist  dies  deshalb  geschehen,  um  nicht 
dem  ZivilprozeU  einen  inqui.>it(>ris(  )u  n  (  liarakter  SU  Terlellieil  (Motive  Itfli 
Gordon  g  1  sab  U  und  lU  zu  Art.  479). 
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3.  Das  Anerkenntnis  in  eiuem  yorbereitenden  Schriftsatz  (im  Ver- 
fahren vor  den  Bezirksgerichten)  ist  wirksam  (Borotcikowski  §  8  za 
Art.  479.  Gorr/^y«  §  3  zu  diesem  Artiktli.  Ein  gerichtliches  Anerkenntnis 
kann  auch  darin  t:rblickt  werden,  wenn  die  erschienene  Partei  gegen 
die  geltend  gemachte  Fordemng  nichts  einwendet,  oder  der  richterlichen 
Aufforderung  zur  Reibringung  von  Beweisen  für  ihre  Einwendungen  nicht 
nachkommt.    In  dem  bloßen  Nichterscheinen  der  Partei  dagegen  ist  ein 
Anerkenntaus  nicht  zu  erblicken  (Art.  722,  Borowikowski  a.  a.  0.  §7, 
Crordon  a.  a.  0.  §  4,  Holms t e  u  S.  \i\2').  Das  fiorichtliche  Anerkenntnis 
der  Partei  in  einer  anderen  Prozeßsache  hat  für  den  schwebenden  Prozeß 
nur  die  Bedentang  eines  auBergerichtlielieB  AnerlmnitnissM,  »Iso 
eines  Bewiismittels  wie  jedes  andere  Beweismittel  {Boraioikoioski 
a.  a.  0.  8  lU,  Gordon  a.  a.  0.  §  6  Il>. 

lin.  ..Das  vnn  einem  der  Streitgenossen  im  Prozesse  abfrepebene  An- 
erkenntnis bat  nur  hinsichtlich  desjenigen  von  ihnen  Wirksamkeit,  welcher 
es  abgegeben  hat." 

Anmerkung: 

Die  Regel  des  Art.  113  (482  für  Bezirksgerichte),  daß  das  Anerkenntnis 
nur  gegen  den  Aiierkcimcnden  wirkt,  gilt  für  alle  Streitgenossen,  also 
auch  wenn  eine  notwendige  Streitgenossenschaft  vorliegt  {Jssatschenko 
S.  389,  Borotcikotcski  zu  Art  113).  Die  Wirksamkeit  des  Aner- 
kenntnisses erstreckt  sich  dagegen  nicht  blos  auf  den  Anerkennenden, 
sondern  auf  dessen  Erben  E oroteikotoaki  §  2  sn  Art.  482,  Oordon 
§  1  zu  diesem  Artikel).  Das  Anerkenntnis,  welches  einer  von  mehreren 
Vormündern  derselben  Partei  abgibt,  ist  gar  kein  Anerkenntnis,  wenn  die 
HitvormSnder  dem  Anerkenntnis  nicht  beitreten  {Isaatschenko  S.  426). 
D.1S  Anerkenntni.s  des  Nebenintervenienten  dahin,  daß  er  der  richtige  Reklagte 
ist,  hat  nicht  zur  Folge,  daß  die  beklagte  Uauptpartei  als  solche  ans  dem 
Prozesse  snsselieideii  müsse,  oder  dsfi  die  Klage  gegen  sie  atenweisen  sei 
(Boroioikoieski  a.  a.  O.  $  3). 

114.  ,,Streitgeiii»ssen  in  einem  Proiesse  kflnnen  dta  Folgoi  des  Aner* 

kenntnisses  eines  von  ihnen  nnr  in  dem  Falle  unterworfen  werd^,  wenn  sie 
sich  dnioh  solidarische  Bfligschaft  verpflichtet  haben." 

Anmerkung: 

Fflr  die  Besirksgeriehte  enth&lt  der  Art.  488  dieselbe  Bestimmvng 
(cf  .  Anm.  zu  diesem  iätikel). 

Füniter  Abschnitt. 
Der  Eid. 

llö.  „Den  Parteien  ist  es  nicht  verboten,  nach  gegenseitiger  Ubercin- 
konft  den  Friedensrichter  zu  bitten,  den  Prozeß  an!  Grund  eines  einer  Ton 
Urnen  abgenommenen  Bides  sn  entsclieiden;  der  Friedensrichter  aber  kann 
weder  die  Parteien  znr  Annahme  eines  Eides  zwingen,  nock  seinersdte 
einen  solchen  dem  Klftger  oder  dem  Beklagten  anlerlegen.'* 

Anmerkung: 

Für  Bezirksgerichte  ist  dieselbe  Bestimmung  im  Art.  485  enthalten. 
Die  Bestimmung  besagt,  daß  ein  richterlicher  Eid  zur  Ergänzung  des 
Beweises  an«!jresrhlng«ien  ist.  Anrh  in  dem  Falle  des  Art.  2H)7  des  Zivil- 
kudex,  wo  beiiu  Verlust  des  zur  Aufbewahrung  gegebenen  Gegenstandes 
der  AQfl»ewahrer  nach  einem  rem  Deponenten  zu  leistende  Eid  Sckadou- 
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ersaU  zu  leisten  Iiat,  ist  im  Geltangsbereich  der  ZPO  der  richterliche  Eid 
uuniliMig  iBorowikowaki  %2  m  Art.  115). 

116.  „INe  Futeieii  haben  idlMt  den  Eid  sn  teilten,  nnd  ab«r  Oiie 
Yneinbening,  den  Pron6  dmdi  Sid  snr  Bntadiddnng  la  bringen,  mfiaaen 

sie  einen  von  ihnen  selbst  und  nicht  von  ihren  Pro7eObevonmächtigten 
anterschricbenen  Antrag  einreichen  oder  ihre  Vereinbarung  im  Protokoll  des 
Friedensrichters  unterschreiben.'* 

Annerknng: 

Di.  persünlidie  Erklärnag  der  Piirtcien  srhriftlich  oder  zu  gericht- 
lichem Protokoll  ist  obligatorisch.  Dieser  Erklärung,  bezw.  dem  Antrag 
ist  die  eehriftUdie  BIdenionn  nnter  Angabe  der  sn  beechw^lraiden  Tateadie 

bii/nf  lu»^.  n  (Art.  489).  Es  wird  sodann  ein  Termin  zur  Eidesleistung 
anberauuit,  zu  welchem  die  aohwnrpfliohtige  Partei  mit  der  Verwarnung 
zu  laden  ist,  dsB  im  Fnlle  ihcee  AoBblelbens  oder  der  Bideeweigermig 

hinsichtlich  der  zn  beschwörenden  Tatsache  ihr  Anerkenntnis  angenommen 
werden  wird.  ^Art.  492.)  Diese  Vorschriften  der  Artt.  iSih  492  sind  auch 
für  dasVerfobren  vor  den  Friedensgerichten  maßgebend  iBoroici kntoski 
§  7  zu  Art.  Die  Norrnii thtt^'  und  Abnahme  des  Eides  erfolgt  in  der 

Instanz  auf  Urund  i^ium  Bewtisbesuhlusses,  gegen  welchen  Beschwerde  an 
das  Friedensrichterpienum  zulässig  ist  {BorowikotOMki  %  \2  %.  tk,  0., 
Cf.  im  übrigen  Artt.  485—598  ZPO). 

117.  .Durch  die  Eidesleistung  wird  dasjenige,  hinsichtlich  dessen  sie 
erfolgt  ist,  als  bewiesen  angesehen  und  kann  durch  keinerlei  andere  Beweis- 

mittel  widerlegt  werden.' 

118.  ,Der  Parteieid  ist  unzulässig: 

1.  in  Beehtsstceltigitelten,  m  denen  NiiAtTollj&brige  nnd  ttberiisnpt 
Personen  beteiligt  sind,  d«ien  die  freie  VerUgong  Über  ibr 

Vermögen  nicht  zusteht, 

2.  über  Tatumstände,  welche  mit  einem  Verbrechen  oder  Vergeben 
im  Zusammenbange  stehen, 

9.  in  Becbtaatteitigkeiten,  weldie  wl%  dnem  LiteveHe  der  atut> 
liehen  Verwsltnii^bebOrden,  der  LsndscbsflsbeliOrdeii  und  der 
städtischen  oder  ländlichen  Gemeinwesen  verbunden  sind, 

4.  in  Kechtsstreitigkeiten  der  QeieUschaften,  Oenoasenschaften  and 
Aktiengesellschaften, 

5.  zur  Widerlegung  des  klaren  Sinnes  einer  der  Echtheit  nach 
nieht  veidlebtigen  Urlrande.' 

Anmerkung: 

Der  Parteieid  ist  rechtlich  als  ein  Vergleich  der  Parteien  «oteefafit 
(Motive  bei  Gordon  su  Art  118);  daher  ist  er  musolässig  ttbetnU  d«, 
wo  ein  VergleichsabaeblnA  nnniftwig  ist  Anf  dieser  Brwbgnng  bembt 
die  Vorschrift  des  Art.  118. 

Sechster  .Abschnitt. 

Besichtigung  au  (.)rt  und  .Stelle  und  da«  (iuiaeliten  Sachverständiger. 

119.  .Eine  Besichtigung  an  Ort  und  öt<  lle  unt«  r  Zuziehnnt?  von  Sach- 
verdtändigen  oder  ohne  solche '  erfolgt  sowohl  uuf  Antrag  einer  der  Parteien 
als  ancb  nach  Ermessen  des  FriedoiBiicbteTS.*' 
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Anmerkung: 

Die  Bestimmang  des  Art.  82,  wonach  das  Gericht  nur  anf  Antrag 
Beweis  erbebt^reift  bei  der  Aagenscheineinnahme  und  beim  Sachverständigen- 
bew«i8  nicht  nftte:  hier  kann  aach  die  BeweiMufaafaBie  ▼<«  Amli  wagwn 
«rfolgen  {ß9r9i»ikov>aki  §  ö     Art.  öQ7). 

120.  „Die  Besichtigung  erfolgt  durch  den  Friedensrichter  selbst  antw 
Zuziehung  von  zwei  glaubwürdigen  Zeugen  und  der  Prozeßparteien,  wdche 
mündlich  oder  durch  Ladungen  geladen  werden. 

Anmerkung: 

In  den  in  der  Anm.  2  zu  Art.  91  Ittzeichntten  Orten  kann  der  Friedens- 
richter um  Vornfthme  der  Ortsbesichtigung  den  Untersuchangsrichter  ersuchen. 
Fflr  den  Untersuchungsrichter  ist  die  AtulOhning  dieses  Auftrages  in  den 

Fällen  oliligatorisdi,  wenn  lüe  liezeiclmete  Iliuullung  an  seiaem  Stiodigen 
«der  zeitweiligen  Aufenthaltsorte  vurgenommen  werden  soll.' 

121.  ,Di"  Niclitanwcsenheit  der  Prozeßparteien  bei  der  Besichtigung 
hält  dieselbe  nicht  aul,  und  die  Ausgebliebenen  gehen  d(>s  Rechts  verlustig, 
gegen  die  Handlangen  des  Friedensrichters  bei  Vornahme  der  Besichtigung 
BcBchwerde  an  erheben.* 

122.  »Der  Friedensrichter  kann  anf  Parteiantrag  oder  nach  eigenem 
Bnneasen  das  Ontachten  von  Sachmstandigen  Aber  soldie  Ünutftnde  er- 
fordern,  zu  deren  Benrteilang  oder  PrflfODg  besondere  Sachkenntnisse  er- 
forderlich sind.* 

123.  „Sachverständige  werden  in  der  Zahl  von  ein«n  bis  zu  dreien 

nach  gegenseitiger  t'boreinkunft  der  Parteien  erwählt;  wenn  aber  eine  Über- 
einkunft nicht  erzielt  wird,  werden  sie  vom  Friedensrichter  ernannt.  Eine 
Ablehnung  dei'äell>en  erfolgt  uach  denselben  Voiöcbriften  wie  die  Ablehnung 
Ton  Zeugen.* 

124.  ,Über  die  Ortsbesichtigung  and  die  Aassage  der  SachversUlndigen 
wird  ein  Protokoll  avIgnioninieB,  wdches  von  dem  Friedensrichter,  den  Proseß» 
Parteien,  den  Zeugen  and  Sachverst&ndigen  unterschrieben  wird.  Falls  eine 
der  bezeichneten  Personen  analphabet  ist,  so  wird  dies  im  Protokoll  vermerkt. 
Anmerkung; 

Die  Geldstrafen  fQr  das  Ausbleiben  der  durch  Friedensrichter  geladenen 

Sachverstündigen  ohne  erbeMirhe  Ent.'.rhaldigungsgründe  sowie  für  die  Nicht- 
einreicbung  ihres  Gutachtens  zum  bestimmten  Termin  werden  dem  Fonds  filr 
die  Erriditang  Ton  Arrestlokalen  fflr  mit  Arreststiafen  an  belegende  Personen 
in  den  Frieden^eriditsbeiirken  zugewendet  (vgl.  Art  91,  Anm.  1).* 

Anmerkung: 

Für  die  Bezirksgerichte  sind  die  Bestimmungen  Ober  die  Augenschein- 
einnahme in  den  Artt.  507  nl 4  und  über  den  yachvtrstaiuliir(nt)eweis  in 
den  Artt.  61ö— 033  enthalten.  Die  Bestimmung  des  Art.  512,  wonach  das 
Protokoll  aber  die  Besichtigung  zu  verlesen  iirt,  and  wobei  die  Parteien 
ihre  Erklärungen  abgeben  kiumen,  ist  auch  im  friedensgerichtlichen  Ver- 
fahren anwendbar  (Borowikowski  g  1  zu  Art.  121).  Über  die  Ab- 
lehnung von  Zeugen  (Art  123)  of.  Art.  86  und  die  Anmerknngsn  dasn. 
Über  da9  Protokoll  \  kxl.  124)  ist  Art.  101  und  die  Anmerlcung  m  dem- 
selben zu  vergleichen. 
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StchitM  Kif  IM«. 
VoD  der  Sicliernng  der  Kl»geforderaDg. 

126.  ,JDem  Antrag  auf  Slehetttllg  doer  Klagofordernng  itettingeben, 

hängt  vom  Friedt-nsrichtcr  ab :  wenn  aber  gleich  bei  Vorbringnng  einer  in 
vorgeschriebener  Form  errichteten  oder  beglaubigten  SrhuldverHohreibung  oder 
eines  proteütierteo  Wechsels  zar  Einklaguug  der  Gluubiger  äicherung  ver- 
langt, 80  iffe  der  FHedenarlditer  nicht  berechtigt,  ihn  denlt  »tanweiieD. 
Wenn  die  Klage  dnee  Arheitgehere  gegen  einen  Arbeiter  anf  einen  Var- 
dingnngs vertrag  za  ländlichen  Arbeiten  sich  gründet,  der  nach  einer  Vertrags- 
liste geschlossen  ist,  so  ist  der  Friedensrichter  ebenfalls  nicht  berechtig,  dem 
Kläger  die  ^)iche^ang  der  Klageforderuug  za  verweigern,  wenn  er  sie  gleich 
bei  der  Erhebung  der  Klage  beantragt." 

Anmerlcnng: 

Über  die  Bevorzugung  der  protestierten  Wechsel  vor  nicht  pro- 
testierten cf.  Anm.  zu  Art.  8(M,  über  Verdingungs vertrage  nach  Vertrags- 
listen cf.  Anm.  zu  Art.  62  ^  Die  Sii-herbeit  der  Klageforderung,  die 
namentlich  anrh  bei  Abwesenheit  des  lUklatrteii  zulässig  ist  {Borotci- 
kotcski  §  1  zu  Art.  Gordon  §  2  zu  ditam  Artikel)  setzt  jeden- 

falls die  Erhebung  der  Klage  vorevs,  und  daß  der  Klagcanspruch />/-tma 
facie  begründet  erscheint  und  zwar  auch  nach  der  Richtung,  daß  die  Zu- 
ständigkeit des  angerufenen  fJerichts  gegeben  ist.  Es  ist  daher  der 
Antrag  auf  Sicherung  der  Klageforderung  abzuweisen,  wenn  der  Streitwert 
nicht  angegeben,  die  Zuständigkeit  des  Friedensgerichts  also  nicht  begründet 
ist,  oder  wenn  die  Klage  nicht  spätestens  mit  dem  Antrag  auf  Sidierong 
eingereicht  ist  (Borotcikotcsk i  a.  n.  0.  §  8  mid  sn  Art  186,  &ordon 
a.  a.  0.  §  3  und  §  1  an  Art.  126). 

12n  .Die  Sicherung  der  vor  den  Friedensgerichten  erhobenen  Klairen 
erfulgt  nach  den  im  Bache  II  dieses  Gesetzes  (Artt.  590— 652  gegebenen 
Vorschriften.*' 

Anmerkung: 

Über  die  näheren  Bestimmungen  für  die  Anordnung  und  Vollziehung 
des  Arrestes  sind  die  zitierten  Artt.  5iM)  -  652'  zu  vorgleichen.  Der  Arrest 
ist  nur  bei  ihrem  Betrage  nach  bestimmten  Forderungen  zul&ssig  (Art.  593). 
Der  Antragsteller  mtiß  genaue  Angaben  darüber  machen,  in  welcher  Weise 
die  Sicherung  erfolgen,  welches  Vennügensobjekt  mit  Arrest  belegt  werden 
s(»ll,  und  wo  sich  dieses  iiefimlet  {Gordan  §  2  zu  Art.  126).  Die  VoU- 
xiehung  des  Arrestes  (Sicherung  der  Klageforderungj  hat  nicht  der  Friedens* 
riohter  selbst  ni  venmlassen,  sondern  er  erteilt  ehien  ToUstrn^baren  HWA 
darüber  (Arrestbefehl),  der  im  Wege  der  ZwiingsvoUstreckung  zu  voll/iehen 
ist  (a.  a.  0.  g  3).  Wird  die  Klage  später  rechtskräftig  abgewiesen,  so  kann 
der  Beklagte  Schadensersatz  wegen  der  Arrestlegung  verlangen  (Art.  601). 

127.  ,Ücr  Friedensrichter  ist  befugt,  auf  Autrag  des  Klägers  vi»u  dem 
Mitweilig  im  Frieden^gerlditebesirk  sich  anibaltenden  Bddagten  die  BesteUang 
eines  Pfandes  oder  der  BOrgschaft  dnreb  einen  niTerUssigen  OrtseingcMSsenen 
in  yerlaagen»  falls  gei^  die  Botseheidong  dn  Reditamittel  eingelegt  wird.* 

128.  „Wird  diesem  Verlangen  nicht  genügt,  so  ist  der  Friedensrichter 
befugt,  auf  das  bcwei^liche  Vermdgen  des  Belclagten  inUühe  des  nnerlcanntm 
Betrages  Arrest  zu  legen." 
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Von  der  Entseheidttng. 

129.  »Nach  Anhörung  der  Farteiea  ]»t  der  Friedennichter  alle  in  der 

Sache  vorgebrachten  Tntnm stände  in  Erwä^np  zn  ziehen,  nach  pflichtgemäßer 
tiberzeugunjr  Bedeutung  und  Wirksamkeit  der  Beweismittel  fe8tii;usr-■l^  n  und 
Bodauu  eine  Eutächeidiing  zu  fällen,  welche  den  (besetzen  nicht  ziiwid<;riaufen 
diif.« 

Anmerknngen: 

1.  Das  Gericht  hat  das  gesamte  Parteivorbringen  zu  prüfen  und  dies 
in  der  Entscheidung  (gleichviel  ob  Urteil  oder  fieschluü)  auch  zum  Aus* 
druck  zu  bringen.  Ist  irgend  ein  Tatomstand  flbergangen.  so  ist  das 

ebenso  Rassationsgrund  wie  eine  Yerkehrung  der  Tatsarhen  (Unrow i- 
knwski  §  5  zu  Art.  129,  Qordon  S  2  zu  diesem  Artikel).  Eine  Ver- 
letzung des  Art.  129  liegt  auch  dann  vor,  wenn  die  Entscheidung  sich  «of 
Tatumstände  gründet,  die  außerhalb  des  Prozeßverfahrens  liegen, 
oder  auf  die  Unrichtigkeit  solches  l'arttivorbriugens,  welches  von  der 
Gegenpartei  gamicht  b^tritten  worden  ist.  Vielmehr  bat  das  Qerioht  auf' 
das  Partei  vorbringen  in  diesem  Prozeß  sich  zu  beschränken,  und  es 
hat  alles  das  als  richtig  zu  unterstellen,  was  die  Gegenpartei  unbestritten 
gelassen  hat  (Borowikowtki  ».  a.  0.  §  5,  Gordon  a.  a.  0.  §  2).  Die 
Würdigung  dagegen  der  vorgebrachten  Beweismitt«^!  ist  t  itsii<  hlicher 
Natur  und  unterliegt  nicht  der  Nachprüfung  im  Ka^sationäwege  {ßoro' 
wikowski  a.  a.  0.  §§  8,  3,  QordOH  a.a.O.  §  3). 

2.  Das  Gericht  hat  zwar  seine  Entscheidung  nach  pflichtpemäßer 
Uberzeugung  zu  fälleu,  es  muß  aber  diese  seine  Überzeugung  begründen 
und  mit  den  für  den  konkreten  Fall  bestehenden  Oesetzesvorscbiiften  in 
Übereinstimrnnnp  bringen;  Itdi^'licli  auf  seine  pflichtgemäße  Überzeugung 
darf  sich  der  liichter  in  der  Entscheidung  nicht  stützen  [Boroicikotcaki 
a.a.O.  §  1,  Gor  dort  a.  a.  0.  §  1).  Er  darf  auch  nicht  trotz  des  be- 
st(henden  Grundsatzes  der  freien  BeweiswUrdigung  die  gesetzlich  ge- 
^'ebcueii  Hcw eisregeln  verletzen.  Der  Richter  darf  z.  B.  nicht  Jlaudels- 
bUcher,  die  nach  gesetzlicher  Bestimranng  Teilen  Beweis  liefern,  anders 
beurteilen,  und  ihnen  die  Beweiskraft  versagen,  bloß  darum,  weil  sie  nach 
seiner  Überzeuguug  nichts  beweiiieu  {Bu ruwikowaki  a.a.O.  §  4, 
Qordon  a.  a.  0.  §  3). 

?>.  Über  die  Auslegung  der  Gesetze  cf.  die  Anmerkungen  in  Axt.  0, 
über  Beweisregeln  cf.  Art.  öl  und  die  Anmerkungen  dazu. 

130.  „Bei  FiUnng  der  Entscheidung  kann  der  Priedensricbter  allgemein 
bekannte  Ortsgewohnheiten.  falls  eine  oder  beide  Parteien  sich  auf  solche 
berufen,  zur  Anwendung  bringen,  jedoch  nur  in  dem  Falle,  w(  nn  das  Gesetz 
die  Anwendung  von  Ortegewohnheiten  zuläßt,  oder  in  den  durch  das  Gesetz 
mit  Bestinimtlieit  nicht  entsciuedenen  FAllen." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Bestinunonfr  des  Art  190  ttlter  Anwendnng  des  Gewobnhdte- 

rechts  ist  eine  fflr  alle  fTeriehte  gültige,  nicht  bloß  für  die  Priedensgerichte 
{Borowikowski  %^  41,  45,  48  zu  Art.  9,  Isuatschenko  b.  2ö3). 
Dies  folgt  aus  Art.  9  ZPO,  weldier  unter  den  allgemeinen  Nbr  alle 
Gerichte  geltenden  Bestimmungen  seinen  Platz  hat.  Überdies  ist  die 
Zulässigkeit  des  Gewohnheitsrechts  eine  materiellrechtliche  Bestimmung, 
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die  wicJerhült  auch  an  undt-ren  Stellen  des  matt  riellon  Rechts  \hu-n  Aus- 
druck tindet.  i>o  bestimmt  Art.  1Ö39  Ziffer  4  Zivilkodex,  daß  bei  der 
Auslegung  von  Verträgen  das  Oewohnbeitsrecbt  anzuwenden  sei.  falls  der 
Vertrag  selbst  und  die  Oesetzesvorschriften  keinen  Anhalt  zur  Aaslegong 
einer  zweifelhaften  Stelle  in  demselben  bieten.  Femer  bestimmt  Art.  1 
des  Handelsgesetzbuchs  iSwod  Sakonotc  Bd.  XI  T.  2,  Ausg.  I903i  ganz 
allgemein,  daß  für  Handelssachen  in  erster  Linie  die  Handelsgesetze,  sodaan 
die  Zivilgesftze  nnd  endlich  die  Rnndelsusan^en  anzuwenden  sind.  Dasselbe 
bestiuimeu  die  Artt.  14H  und  827  der  HPO  [Stcud  Sakonotc  ebenda).  Fttr 
binerliche  Angelegenheiten  bestimmt  der  Art.  1  der  Allgemeinen  Baaem- 
ordnunfj  Boil.  zum  Gesesctz  betr.  die  Stünde  Stcod  Sakonotc  Bd  IX 
Ausg.  1^02;,  duLi  iu  Vormundschaftssachen  und  Erbschaftsangelegenk' Ucb 
der  Bauern  das  Gewohnheitsrecht  anzuwenden  ist.  Weitere  Fälle  der 
Zulassung  der  AnAv»>?H?nTi<r  des  Oewohnbeitsrechts  durch  das  Gesetx  selbst 
sind  Artt.  442,  1184  Zivilkodex. 

2.  Da  wo  die  Anwendung  des  Gewuhnheitsrechts  j^esetziiob  zulässig 
ist,  tritt  es  an  die  Stelle  des  Gesetzes.  Wenn  auch  der  Art.  130  davon 
spricht,  daß  der  Richter  das  Ge  wohnheitsrecht  anwenden  kann,  so  ist 

•  damit  nicht  gesagt,  daß  die  .\nwendung  in  das  Belieben  des  Richten 
gestellt  ist;  vielmehr  ist  die  Anwendung  des  Gewohnheitsrechts  unter  den 
gegebenen  Voraussetzungen  für  den  Richter  obligatorisch  \^Borowi- 
kowski  a.  a.  0.  §  46,  Gordon  §  6  ni  Art.  130,  Issatschtnko 
S.  283,  285.  315). 

3.  Definiert  wird  da^s  Uewohnbeitsrecht  vom  Regiereudt^n  Scuat  als: 
„Rechtsregel,  welche  zwar  nicht  im  Gesetze  snm  Ausdruck  gebracht  ist, 
welcher  aber  die  Einwohner  eines  bestimmten  Ortes  sich  ständig  nntor- 
werfen,  indem  sie  sie  wie  das  Gesetz  selbst  als  für  sich  verbindlich  ansehtu.  - 
{Ifsatschenko  8.  2B4.  Borowikowski  a.  a.  0.  §  37,  Gordon 
a.  a.  0.  5?  2).  Als  „Recbtsregel'*  unterscheid 1 1  ich  das  Gewohnheitsrecht 
von  der  ,,gewöbnUch  sich  wiederholenden  Tatbache'',  welche  aber  ebenfalls 
als  Rechtsqaelle  yvm  Senat  anerkannt  wird  (Boroieikou^aki  a.  a.  0. 
§  52,  Gordon  a.  a.  0,  §  3i 

4.  Die  Voraussetzungen  fOr  die  Anwendbarkeit  des  Gewohnheitsrechts 
sind:  a)  es  mii6  sich  um  allgemein  bekannte  Örtliche Gewolmhefts» 
re( litssätze  handeln ;  b)  es  darf  keine  gesetzliche  Bestimmung  vorhanden 
sein,  anter  welche  der  konkrete  Fall  subsumiert  werden  könnte  (d.  h. 
Oewohnbeitsrecbt  praeter  legem  oder  gar  contra  legem  wird  oidit 
anerkannt),  oder  das  Gesetz  selbst  muß  die  Anwendung  des  Gewohnheits- 
rechts auch  für  den  Fall,  wo  es  selbst  eine  den  konkreten  Fall  deckende 
Bestimmung  enthält,  für  zulässig  erklären  (in  welchem  Falle  Issatschenko 
von  einem  (iewohnlieitsrecht  contra  legem  spricht,  was  aber  nicht  zutrifft, 
weil  das  Gesetz  hier  das  Gewohnheitsrecht  an  seine  eigene  Stelle  sttzt, 
also  freiwillig  ihm  seine  Stelle  einräumt);  c)  eine  oder  beide  l'arteien 
müssen  auf  das  Gewohnheitsrecht  Bezug  nehmen;  ohne  solche  Bezugnahme 
der  Partei  darf  der  Richter  auf  das  (Jewohnheitsreeht  nicht  zurticktrreifen, 
sollte  es  ihm  auch  bekannt  sein  \Isfiatschenko  ».  a.  0.,  Buruwi' 
kowski  a.  a  Ü.  §i?  .iS-40,  Gordon  a.  a.  0.  §  4.  HolmBten  S.  156  f., 
cf.  auch  Ztscli  Bd  XV,  Das  niss.  Handelsrecht,  Anm.  zu  §  1,  S.  525). 

5.  Das  Gewohnheitsrecht  muß  bewiesen  werden  von  demjenigen,  der 
sich  anf  dasselbe  bemft,  %.  B.  durch  amtliche  Aiskunft,  oder  durch  Vor- 
le^nn^  von  Beschlüssen  der  Landjremeindcn  hinsichtlich  des  Gewohnheits- 
rechts bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung.  IfötigenlaUs  hat  das  Gericht 
gemäß  Art  368  der  Partei  eine  Frist  nur  Herbeiachaffang  des  Beweises 
zu  setzen,  {Boroicikoteaki  a.  a.  0.  §  48,  Gordon  a.  a.  0.  4,  6, 
Holms  ton  a.  a.  0.). 
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131.  „Der  Friedensriebtur  Ut  weder  behigt,  dne  Bütacbeidaiig  Uber 
Oegenstlnde  bq  ttllen,  hinsichtlich  deren  dne  Forderung  nicht  erhoben  ist, 
noeb  nsoerlmiiien  Aber  dasjenige  hiimns.  was  von  der  I^urtei  TerUuigt  ist." 

Anmerkung: 

Dieselbe  Bestimmung  wie  faitf  (aber  noch  erweitert  Mnstcbtlidi  der 

Verjährangsfrajif,  ff  unten  Art  132 1  cnthült  il-v  Art.  Tor.  für  die  Bezirks- 
gerichte. Der  Grundsatz,  daß  das  üericht  ultra  petita  nicht  gehen  darf, 
ist  anoh  dann  verletst,  wenn  die  Forderung  dem  USger  ms  eiuMa  anderen, 
als  dem  von  ibm  angegebenen  Omade,  ange^rodien  wird  {Qordcn  §3 

au  Art.  im). 

182.  gDer  Friedeusriditfr  hat  die  Frage  wegen  Verjäturong  nicht  an- 

snregen,  wenn  die  Parteien  sich  aui  sie  nicht  berufen." 

Anmerknng: 
c(.  AnmeriroDg  sn  Art.  131. 

138.  «Bei  FUbii^  des  Urteils  bat  d«  Fiiedemrkibter  die  unterliegende 
Partei  andi  snr  Erstattung  der  Kosten  an  die  obsiegende  Partei,  wenn  sie 
dies  beaoteagt,  an  Temrteilen.' 

Anmerkungen: 

1.  Vun  Amts  wegen  ist  über  die  Kosten  nicht  zu  erktuueu  \Boro' 
u  ikoicski  §  d  an  Art  188,  Gordon  g  3  an  diesem  Arül»!  nnd  na 
Art.  7()6). 

2.  Der  Art.  133  bestimmt  nur,  daß  auf*  Antrair  über  die  Kosten 
gleich  im  Urteil  zu  erkennen  ist.  Welche  Kostm  al)>  r  zu  erstatten  sind, 
ist  im  Art.  868  angegeben,  weicher  gemäß  Art.  HO  auch  für  die  Friedens» 
gerichte  maßgebend  ist  (Boroteikotooki  %  2  nnd  Gordon  §  2  zu 
Art.  13:'  \  i_l  ii!  ihaupt  den  Abschnitt  üb^'r  das  Kostenerstattuiigs- 
verfahreu  Artt.  873  ZPO).  Zu  den  Kosten  gehören  Qericbtskosten, 
ZengengebUhren,  Anwaltsfroeten  nsw.  nnd  eine  EntscbSdigung  für  die  Prozd)- 
fUhruHi;.  Für  ilas  Priizi  tlverfahri'H  vor  den  Fnp<lfii.sgi  ri(  htcn  \vir<l  eine 
ganz  geringe  üericbtskostengcbUhr  erhoben;  von  der  Stempelgebiilir  ist  es 
Überhaupt  befreit  (ef.  Aitt  200—801  ZPO). 

3.  T"'m  die  Kosf.  ii.-rstattnrifr  i^loii  h  in  das  rrtril  aiifzanrlitiK u,  bedarf 
CS  des  ausdrücklichen  Antrags  der  Partei.  Ist  ein  solcher  Antrag  aber 
nicht  gestellt,  so  geht  die  Partei  deswegen  nidit  ihres  Kostenerstattang»- 
anspnirhs  verlustig,  sie  kann  norh  ecniäß  Art  HW  in  der  Vnllstreckungs- 
instanz  die  Festsetzung  und  üeiLreiLung  dt  r  Küsten  erlangen  und,  wenn 
de  dies  versäumt  hat,  dann  weiter  gemäü  Art.  921  innerhalb  6  Monate 
^oTt  der  Rechtskraft  des  Urteils  in  besonderem  Pro/*  C  die  Kosten  einlclagen 
{Borowikotcski  a.  a.  0.  g  7,  Gordon  a.  a.  0.  § 

134.  ,Rechtsstr(  itigkciten  wegen  eines  Betrages  Ton  nicht  Ulwr  dreißig 

Babel  entscheidet  der  Friedensrirhtt  r  riidmiltii;.* 

A  II  ui  c  r  k  u  n  g  e  n  ; 
1.  Hit  Rücksicht  auf  die  gewöhnlich  sehr  einfach  li^enden  Rechts- 
Verhältnisse  bei  solchen  geringfügigen  Streitwerten,  sowie  im  Interesse  der 
Vermeidung  von  Kost4?n.  die  nicht  im  Verhältnis  aum  Prozeüobjekt  stehen 
würden,  ist  für  die  Rechisstreitigkeiten  mit  einem  Objekt  von  nicht  über 
30  Rat)el  die  Beruf ongsiuBtanz  ausgeschlossen  (Motive  bei  Gordon  §  1 
zn  Art.  134).  Maßgehend  ist  hierbei  das  ursprünglich  in  der  Klage  an- 
gegebene Objekt:  i>t  ursprünglich  mehr  als  HO  Hulnl  verlangt,  dann  abor 
das  Klagepetitum  aui  3(J  RiiVirl  ermäßigt,  so  greift  Art.        nicht  Plata 

Z«itaohrift  f.  Intern.  Püvat«  u.  UfTentl.  B«olit.  XVL  33 
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{Bin  Dwikotcski  §  1  zu  Art.  134.  Gordian  a  a.  0.  2'  Diber  ist 
auch  in  allen  EhrenbcleidigungskUigeo  (Art.  22  Ziffer  3)  die  Beruhing  zu- 
1&8Sig,  sollte  auch  auf  weniger  als  90  Rubel  erkannt  sein,  weil  der  Maximal- 
betrag,  auf  den  erkannt  werden  kann.  50  RuTk  I.  also  über  30  Rubel  igt 
{Borowikotcski  a.a.O.  §3,  Gordon  a.  a.  U.  §3).  Die  Zinsen  werden 
stets  dem  Objekt  zugezählt,  nicht  aber  Kosten  {Borotcikotcski  a.a.O. 
§  4,  Gordon  a.  a.  0.). 

2.  Nicht  untrr  die  Bestimmung  des  Art.  134  fallen  ancli  Rfhti- 
streitigkeiten.  in  (l*  ntn  der  Streitwert  nicht  abschätzbar  ist,  tkusj  wo 
nielin  re  Ansprüche  mitttillMder  verbunden  sind,  sofern  der  Oesamtbetrif 
30  Rubel  Ubersteigt,  wenn  auch  jeder  Anspruch  für  sich  unter  .V)  Rabel  ist 
{^Borotcikotcski  a.  a.  0.  ^§  (>,  7,  Gordon  a.  a.  O.i  —  in  ulku  dieseo 
Rechtssti«  itiL'keitcn  ist  die  Berufung  zulässig. 

3.  Während  gegen  die  nicht  «  ndijHltitrcii  Entscheidungen  des  Friedeni- 
richters  das  Rechtsmittel  der  Berufung  tAppcUaUuiij  an  das  Friedensrichter- 
plenum  gegeben  ist  (Art.  162).  ist  gegen  die  endgültigen  Entaclieidimgcfl 
atis  Art  134  die  Kassationslx^srhwerde  znlässifr  ^\rt.  .  abor  nicht  an 
deu  Regierenden  Senat,  suiidem  ebenfalls  an  das  l^'nedLUsrithierplenam. 
Es  ist  hierbei  gleichgültig,  wie  sich  das  Rechtsmittel  selbst  bezeichne  t :  das 
Friedensrirlitt  rplenum  hat  unlu  kiiininprt  um  iVwsv  Bc/.cir  Inuinii  di-  -  ni;- 
gültige  Kiitschcidung  nur  iui  Kassationswege,  d.  h.  nur  in  rechtlitkr  Ik- 
?:iv-hiHiL'.  prflfen.  Hat  aber  das  Friedansricbterplenum  eine  endgültige 
Entscheidung  anf  ilcin  Appellationswege,  oder  nmtjt'kehrt  ein-'  nirht  end- 
gültige im  Kasaation^wege  ^anstatt  im  Wegt  dci  Appeüationj  entscbieden. 
80  ist  gegen  eine  solche  Entscheidung  des  Plenum  die  Kassation  &a 
dm  H  c  e r e n d e n  Senat  snlässig  {Boroioikowki  a.  a.  0.  8»  9, 
Gordon  a.  a.  0.       4,  5). 

\Xi.  ..Tu  i1en  von  dem  Friedensrichter  endgültig  entschiedenen  Recht«- 
strcitigk«  it.  n  Ii.  stitumt  dieser  in  dem  t^rteil  einfn  Termin,  bis  zu  welchem 
der  verurteilten  Tartei  anbeimge^tt  llt  ist.  di  in  Urteil  freiwillig  zu  genügen.* 

Anmerkung: 

Die  Bestimmang  des  Art.  135  besieht  steh  lediglich  anf  die  FUle  des 
Art.  134  (Borofoikowski  and  Qard«n  zxi  Art.  13ö). 

136.  ^ Falls  die  vmrteilte  Partei  keinerlei  bereite  Mittel  zur  Bezahlung 
(Ipr  tlnrrh  das  Urtfil  zuffespruchcnon  Summe  besitzt,  kann  der  Fricdciisrii  !:t-r 
die  Zuhlun^'  in  bestinnnten  Raten  i^ewShren,  je  nach  der  il(ilie  iKs  Ivi- 
zutreibendcn  Betrages  und  den  Zahlungsmitteln  des  Schuldners,  womber  er 
auf  Verlangen  der  Parteien  ihnen  eine  Bescheinigung  aasstellt  Bei  der  Bei* 
treibnng  ans  einem  protestierbui  Wedisel  Ist  dne  ratenweise  Zahlung  da 
Urteilssomme  nicht  snliaslg.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  BesliniinnnLT  des  Art.  13Ü  hat  allgemein  fQr  alle  I  ru-ik  «Itr 
Friedensrichter  zu  L'tlten,  nicht  bloü  für  die  endgültigen  aas 
Art,  134  und  nicht  blniJ  für  die  Friedensrichter,  sondern  auch  fflr  ii^ 
Friedensrichterplenum  [Borowikowski  §§  2,  3  zu  Art.  136,  Gordvn 
§§  2.  3  zu  diesem  Artikel). 

2.  Die  Befugnis  des  Richter?.  Ratenzahlungen  gemäß  Art  11^6  n 
gewähren,  kann  sowohl  im  Urteil  selbst  als  bei  der  Volütreckung  desseibea 
aosgeUbt,  sie  kann  ab«  nnr  anf  Antrag  des  Bddagten  betätigt  werda 
(&.  a.  0.)  und  nur  dann,  wenn  der  Richter  f.  st l'*  stellt  hat,  daß  der  Schuldner 
keinerlei  Barmittel  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  besitzt.  Überhaupt  ist 


Digrtized  by  Google 


Di«  nmiacbe  ZiTilproseßordnang. 


497 


die  Befagnis  aus  Art.  136  in  den  äußersten  Notfällen  auszuüben;  sie  darf 
s.  B.  nicht  ausgeübt  nie n.  wenn  feststeht,  daß  Schuldner  bewegliches  oder 
nnbew^licbea  Vermögen  zur  Befriedigang  des  Gläubigers  beaitst  {Bcro- 
toikowgki  a,  a.  0.      4—7.  Goräon  a.  a.  0.      5,  6). 

137.  „Der  Schuldner,  der  sich  eine  I  npunktiicbkeit  bei  der  Zahlung  zu 
Schulden  kommen  läßt,  nachdem  ihm  auf  Grand  des  vorstehenden  Artikels 
(136)  die  Zf^hlong  in  Raten  gew&hrt  woidoi  war,  wird  «ilf  Antrag  des 
Kllgen  durch  Verfagnag  des  Friedensricliters  der  sdortigen  Beitidbimg  der 
gaazeD  ütteilssninme  unterworfen.* 

Anmerkung: 

Die  den  Friedensgerichten  vom  Gesetze  zugeeignete  Tendenz,  die 
Streitigkeiten  möglichst  auf  gütlichem  Wege  beizulegen,  rechtfertigt  die 
Bcstimmnngen  der  Artt.  135^136.  Diese  Bestimmungen  dürfen  aber  nicht 
dazu  führen,  die  UrteilsYoUstreckung  in  lässiger  Weise  zu  betreiben,  dem 
wirkt  Art.  137  entgegen  (Motive  hei  Gor  dun  ^  1  zu  Art.  137).  Bei 
vorgekommener  Unpttnktlicbkeit  wird  die  ganze  Jadikatssnmme  fillig, 
gleicfayfel  ob  di«  Ün|iaiikt1iebkeit  dnrcb  irgend  ein  VersebnldeD  berbeigefOIirt 
ist  oder  niclit  Die  rnpiinktlichkeit  hat  iiber  iioeh  nicht  ohnt-  Weiteres 
die  Vollstreckung  zur  Folge;  vielmehr  maß  der  Gläubiger  zunächst  be- 
antragen,  daft  der  Richter  die  ganze  Jndikatssnnune  !ir  sofort  flUÜg 
crkUüte  {Borowikowtki  §  1  an  Art.  137,  Oordon  a.  a.  0«  §  2). 

138.  ,In  den  Bedttsstreitigkeiten,  welche  dorcb  den  Friedauiriditer 
nicht  endgültig  entschieden  werd^,  ist  die  Torlftnfige  Yollstreckong  des  ür- 
t«ils  nicht  anders  snlässig  als  anf  Antrag  der  Partei  und  Überdies  nur  in 
folgenden  Fällen: 

1.  wenn  die  Zwangsvollstreckung  zugesprochen  ist :  aus  einer  Grund- 
hnchakte,  ans  einer  netariellen  oder  in  Torgesckrieboier  Form 
beglaubigten  Urkunde,  oder  ans  einem  seiner  Bchtbdt  nadi  nicht 
bestrittenen  protestierten  Wechsel,  oder  ans  einer  privatschrift- 
lichen rrktimir.  liie  von  (h  r  Partei,  gegen  weldie  sie  gdtend 
gemacht  ist.  nicht  bL-stritfcn  ist; 

2.  wenn  nach  Ablauf  der  Mi<:U>zeit  der  Mieter  nach  dem  Urteil  d&s 
TCtmietete  VermSgeosobjekt  xn  rftnmen  oder  xvrttcksngeiriUiren 
hat,  oder  wenn  durch  das  Urteil  die  Rflckgewfthr  dnes  in  nn< 
gesetzmäßigem  Besits  befindlich  gewesenen  Gegenstandes  ange- 
ordnet wird  : 

3.  wenn  in  einer  liechtsstreitigkeit  wegen  eines  persönlichen  V^er- 
dingungsvertrages  durch  dss  Urtdl  den  Dingenden  aufgegeben 
wird,  den  bei  ihm  in  Dienst  und  Arbeit  Stehenden  in  entlassen, 
oder  diesem  letsteren  anheimgestellt  ist,  von  dem  Dingaden 

fort7ii(jehpn  : 

4.  wenn  der  Klt^^er  durch  ein  zuverlässiges  Pfand  Sicherheit  leistet 
und  die  Verantwortung  für  den  Schaden  im  Falle  der  Aufhebung 
des  Urteils  dnrch  die  FriedensrichtCTrersammlnng  flbemimmt, 
wenn  hierbei  anzonehmen  ist,  daß  die  Vollstreckung  infolge  ihrer 
Versttgerung  später  nnmttgUcb  sdn  wird." 

33* 
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Anmerkung: 

Der  Antrag  anf  vorläuliice  Vollst reckbarkeit  muß  in  der  mUDdUchen 
Verhandlang  vor  Erlaß  deä  Urteils  gestellt  werden.  Ist  das  Urteil  nicht 
fflr  Tdrläufig  vollstreckbar  erklärt,  kann  der  Antrag  anf  vorläufige  Voll- 
streckbarkeit in  (lor  Bonifangsinstanz  beim  Friedensricbterplenum  gest.llt 
werden,  und  es  wird  über  ihn,  nachdem  er  dem  Gegner  zugestellt  ist,  vor 
der  Verhanclliuig  zur  Hauptsache  gemäß  Artt.  741,  742  vorab  cntschietka 
{Gordon  zu  Art.  138,  HoJm.^ten  S.  285).  Über  protestierte  Wechsel 
cf.  Anm.  zu  Art.  80^  cf.  auch  Art.  737  und  zn  Art  157. 

13^ ,Die  vorläutige  YoUätreckbarkeit  kann  auf  Antrag  der  Partei 
auch  in  anderen,  aafier  den  im  vorstehenden  Artikel  (138)  bezeichneten  FäUeo 
aasgesprodien  werden,  jedodi  nur  tram  die  Biitscbddiiiig  ergsagen  ist: 
1.  im  Yers&iiiniiisyerfahren,  oder  8.  wenn  iwsr  nidit  Im  Yasftiimiiisverfadifen, 
aber  doch  auf  vom  Beklagten  eingelegten  Einspruch  gegen  das  erst«  Ver- 
Sftiimnisurteil,  aus  welchem  die  vorläufige  Vollstrcckbarkeit  zngelassen  war.* 

1382.  ^Wenn  ein  Urteil  auf  Grund  der  Ziffer  2  des  Art  i:^>  für 
vurläulig  vuUslreckbar  erklärt  wurden  ist,  su  behalten  die  aus  dem  erstes 
Yenftnmnisuteil  To^genommenen  VoHstndEongsliandlungen  ilire  Wirkssokeit 
in  dem  HaBe,  In  welcliem  dieses  Urteil  dnreh  die  nachfolgende  fintscbeidirog 
des  Richters  bestätigt  worden  ist." 

138^  .In  den  in  den  Ziffern  1-  3  des  Art,  138  und  im  Art.  i:«»  be- 
zeichneten Fällen  hängt  es  vom  Richter  ab.  die  vorläuüge  V'ollstreckbarkfit 
mi^  oder  ohne  Erfordern  einer  bidierstellung  seitens  der  Partei,  welche  die 
VoUstreckbarkeit  heantragt,  znsnlassim.  Diese  Slcherstellung  kann  darin 
bestellen,  daft  die  Übwgabe  des  mit  Arrest  belegten  od^  gepttndeteii  Te^ 
mögensgegenstandes  an  den  Kläger,  oder  der  Verkauf  dieses  yemi6geht> 
ppircnstandcs.  oder  die  Übergabe  der  vom  B«'kl;iirten  beltretricbeTicTi  oder  norh 
lieizut reihenden  Beträge  an  den  Kläger  eingestellt  wird  Die  Ein^telluni: 
dieser  Übergabe  oder  des  Verkaufs  muß  stattfinden,  wenn  die  fjicherstellung 
bei  YoUstreckvng  eines  Yersäumnisurteils  (Art.  138^)  erfordert  ist* 

138.  .Nach  Erlafl  des  Urteils  sehreibt  es  der  Friedensrichter  kun  nieder 
nnd  Tsrkllndet  es  den  Parteien  in  öffentlicher  Sitcong.* 

Anmerkuntr: 

Die  Yerkündong  der  Entscheidung  hat  sofort  nach  ihrer  Is'iederschrift 
zn  erfolgen,  und  daß  das  Urteil  TerktSidet  worden  ist,  mnfl  in  demedbes 

ancrci^chf-n  sein.  Dir  Niederschrift  des  Urteils  und  des  Protokolls  hat  un- 
bedingt durch  den  Friedensrichter  bczw.  den  Vorsitseuden  des  Plenums  zo 
geschehoi,  nicht  dnrch  den  Sekretir.  Alle  diese  Yorscbriften  sind  s» 
wesentlich,  daß  ihre  VerletzunL'  die  Kassation  begründet  (Bomwikouiski 
g§  1,  2  zu  Art.  Gor  dun  3,  4  zu  diesem  Artikel).  Die  Begrändong, 
die  Qesetxesbestinunnngen,  anf  welche  das  Urteil  sich  stfltst,  bCMldeB 
bei  der  Urteilsverkündunfi;  nieht  ;uifi:e^'eben  /u  werden  {Boroloikcwki 
a.a.O.  {j  1.  Görden  a.  a.  n.  ^  2.  cf  an«  h  Art.  7tK)i. 

140.  .Der  Friedensrichter  h;it  iu  i  Verkiindung  des  Crteils  den  Farttieu 
zu  erklären,  doli  sie  die  öache  an  die  Friedensrichterversammlung  zur  Prüfung 
so  bringen  berechtigt  sind,  welche  Frist  dam  TorgcsduMben  ist,  sowie  ds£ 
im  Falle  der  Yersiomung  dieser  Frist  das  ergangene  Urtdl  Rechtskraft 
erlangt." 
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Anmerkung: 

Daß  die  Belehrung  erfolgt  iüt,  maß  im  Urteil  angegeben  sein  (Gordon 
$  4  za  Art.  140).  Die  Unterlassung  der  Belehrung  jedoch  oder  selbst  eine 
linrichti^'e  Belehrung;  kann  allein  dti'^  <  iüir'  lf'^k-  Rechtsmittel,  auch  nicht 
die  Kassutiou  begründen.  Hat  aber  liit-  Partei  infolge  der  falschen  Be- 
lehrung das  Rechtsmittel  zu  spät  eingelegt,  so  kann  sie  tiie  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  SUnd  beantragen  {ßorowikowtki  §g  2-— 4  WH  Axt.  140, 
QorduH  a  a.  0.  §§  2,  3). 

141.  jNach  Verkündung  des  Urteils  ist  der  Friedensrichter  verpflichtet^ 
dasselbe  in  spätestens  drei  Tagen  in  endgültiger  Form  niederzuschreiben.' 

Anmerkungen: 

1.  Als  der  Tag  der  Verkündung  des  Urte  ils  für  die  Bt  nchniinc  der 
Rechtsmittelfrist)  hat  der  Tag  seines  Erlasses  zu  gelten  und  nicht  seiner 
endgültigen  Abfassung  {Borotoikotcski  §  1  zu  Art.  141,  Gordon  %  1 
nn  diesem  Artikel,  St  n  -Entasch  pro  1902  Nr.  17). 

2.  Bi^i  der  schnliUebcu  Abfassung  des  Urteils  kann  der  Richter  eine 
Kttdere  Begründung  vornehmen  als  die  bei  der  Verkündung  gegebene  (Bo- 
rötcikoicski  a.a.O.  §  4).  Ist  aber  einm;il  die  Entsrheidtinj^  mit  der 
Begründung  bei  der  Verkündung  untertHrhriebeu  worden,  so  darf  sie  bei  der 
en^filtigen  Abfasnmg  nicht  mehr  gehadert  weiden  (».  a.  0.  §  6). 

148.  uDae  in  endgültiger  Form  »hgelaBte  Urtdl  des  Fciedeniriehten 
mnft  enthalten: 

1.  die  Angabe  dee  Jahra,  Monate  and  Tagef,  an  dem  es  er- 
gangen ist: 

2.  Stand,  Tiamen  und  Familien-  oder  Zonamen  der  Parteien; 

8.  dne  kone  Darlegung  der  Tatomethnde  anter  Anführnng  dw 
Pnrteihegehten; 

4.  das  Wesentliche  der  Bntecbeidnng  and  der  Grflnde,  anl  welehe 

sie  sich  stützt ; 

ö.  die  Angabe  der  der  ubsicgenden  Partei  zugesprochenen  Kosten; 

6.  die  Angabe,  ob  daä  Urteil  vorläufig  vollstreckbar  ist; 

7.  die  Unterschrift  des  Friedennriehters.' 

Anmerkung; 

cf.  Art  701,  704,  711.  Bei  der  Begründung  des  Urteils  braucht  sich 
der  Blehter  an  die  Ton  der  Partei  gegebene  rechtliche  KotiTiemng  nieht 
y.w  halten,  er  mofi  sie  ab«  anführen,  efent.  widerlegen  (ffoimoten  6. 166, 

cl.  zu  .^rt.  9). 

li'.i.  .Der  Friedetisriehttr  bat  seim  rrteile  entweder  für  jede  Sache 
in  ein  besonderes  Protokoll  oder  in  t  in  gt  nu  in.sames  Buch  einzutragen.' 

Anmerkungen: 

1.  Für  die  Eintragungen  der  Entscheidungen.  Urteile  usw.  sind  be- 
sondere Bücher  eingerichtet,  in  denen  der  Richter  die  einzelnen  Sachen  und 
die  Vorgänge  darin  nur  kurz  vermerkt  (Motive  bei  Gordon  §  1  zu  Art.  143). 

2.  Die  Aufnahmt  eines  besonderen  Protokolls  ist  außer  in  dm  in  dm 
Artt.  101,  107,  110,  112,  116.  124,  132,  147,  479,  556  vorgesehenen  FiUleu 
nur  dann  obligatorisch,  wenn  die  Partei  die  Protokollierung  eines  bestimmten 
Vorgangs  oder  Antrags  verlangt,  ebenso  über  den  Antrag  auf  Vorlegung 
von  Urkunden.  Abgesehen  von  diesen  Fällen  kann  der  Richter  ein  be- 
soadcns  FrotokoU  anfnämiffiB,  wo  er  es  Mr  nütig  hält  ißorotoikowaki 
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§  1  la  Art  143,  GordoM  t^.  a.  0.  §  3).  In  alleo  Fällen  der  obligato- 
ilachen  ProtokolUerung  mnfi  dinw  in  der  Sitsvng  und  Yom  Richter 

persrinlich  noscbchen ;  es  kann  aber  anch  dif  Partei  selbst  zur  Ein- 
tragoDg  ihrer  Erklärung  ius  Protokoll  vom  Kicbter  veranlaßt  werden. 
Ungenanigkeiten  in  der  richterlichen  ProtokolUemng  mflssen  auf  Antrag 

der  Partei  bi richtigt  werden:  der  BerirhtijninRsantrag  muß  bei  der  Ver- 
handlung gestellt  werden.  bjiUttT  kaiiu  die  Kichtifikt  it  des  Protokolls  nicht 
bestritten  werden  {Borotci kou  ski  a.  a.  0.  §  2.  (rurdon  a.  a.0.  §§3—5). 
Das  Protokoll  liefert  vollen  Beweis  für  den  protokollierten  Vorjrantr.  die- 
jenigen Tatsachen,  die  nicht  protokolliert  und  nicht  iu  der  gerichtlichen 
EntBcheidnng  oder  in  Torbereitenden  Schriftsätzen  enthalten  sind,  geltes 
als  nicht  vorfrcbrnrht  Formvorschriften,  deren  Beobachtung  nicht  proto- 
kolliert ist,  gelten  als  nicht  beobachtet.  Das  i'rutukoll  gilt  als  Beweis 
gegen  den  lätbestand  d«t  Urteils,  wenn  es  mit  diesem  im  Widerspuich 
Steht  (Borowikoieski  a. «.  0.  §§  4»  5,  Qerdon  a.  a.  0.  g§  4—8). 

144.  „Eine  ürteilsabschrift  hat  der  Friedensrichter  spätestens  am  dritten 
Tag  nach  Eingang  des  dicsbez(i^:lichen  Antrags  zu  erteilen." 

Anmerkung: 

Die  BesÜnunungen  der  Artt.  453  und  716  gelten  auch  hier:  die 
Partei«  n  kennen  jedefadt  die  Akten  einseben  oder  Abschriften  ans  den- 

selben  verlangen. 

Arhtes  Kapitel. 

Von  dem  Versänmnisurteil  und  von  dem  Einspruch. 
145  .Wenn  der  Beklagte  ZU  dem  anberaumten  Termin  nicht  erscheint 
und  eine  schriftliche  Erklärunff  zur  Fache  lArt  Uö*/  nicht  einreicht,  so  bat 
der  Richter  auf  Antrag  des  Kliigers  ein  Verbau mnisurteil  zu  erlassen,  nnd 
wom  der  KlSger  nicht  cfsdidnt  nnd  die  Yeriiandlung  der  Sache  in  seiner 
Abwesenheit  (Art.  145')  nidit  beantragt  hat,  hat  er  das  Verfahren  ein- 
zustellen, oder  aber,  auf  Antrag  des  Beklagten,  ein  rrteil  nach  den  ;ill- 
freineinen  Vorschriften  zu  erlas<:fn.  indem  er  eine  l'rüfutisr  der  Beweisruittel 
und  die  Vornahme  einer  anderen  die  Vorbereitung  der  Entscheidung  der  Sache 
betrefMen  Handlung  beacblleffi;.  Im  Falk  der  Blnatsltang  des  Verfshmia 
Terliert  der  Kliger  das  Recht  nicht,  den  ProsdS  durch  Brhebnng  einer  aeoen 
Klage  zu  erneuern.  In  diesem  Falle  nnterbridit  das  eingestellte  Verfahren 
nicht  den  Lauf  der  Landesverjälnun^r" 

Anmerkung: 

Als  Versänmnisnrteil  ist  nur  das  gegen  den  Beklagten  in  seiner 

Abwesenheit  ercnntrrne  Urteil  anzusehen.  Die  .Einstellung  des  Verfahrens* 
in  Gemätiheit  des  Art.  145  ist  kein  Urteil  {Gordon  za  Art.  145).  Im 
Falle  der  Einstellttttg  des  Verfahrens  wird  KlKger  anch  geralB  Art.  718 
Ziffer  2  zur  Erstattung  der  rjorirhts-  nnd  Vrr?änmniskosten  an  ilen  Be- 
klagten verurteilt,  nicht  aber  zur  Krutattung  der  Prozeßkusten  (der  .Küsten 
fOr  die  FrOceBfüluiug'' die  nur  bei  Erlaß  eines  kontradiktorischen  Urteils 
zugesprochen  werden  können  (ßorowikowgki  zu  Art.  145,  Oordon 
a-  a.  0.  cf.  Artt.  mi  71H). 

145 ^  „Der  Beklagte  kann,  anstatt  zum  Verhandlungsternun  selbst 
oder  dnreh  einen  BeTollmftchtigten  verireten  an  erscheinen,  eine  schrifUiebe 
Erklftmng  einreichen  nnd  beantragen,  daß  ihm  ehie  Abschrift  der  in  der 
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Sache  ergehenden  Entscheidung  zugestellt  werde.  Die  schriftliche  Erklärung 
de»  Beklagten  wird  bei  der  Verhandlung  dem  Kläger  vorgelegt,  und  das  in 
der  Saclie  ergangene  ürteO  wird  ab  ein  VereftunnianrteU  nicbt  angesehen. 

Es  hängt  jedoch  vom  Richter  ab,  dM  Bncfaeinen  des  Beklagten  in  Person 

oder  eines  Bevollmilchtigteii  dessrlbpn  zn  vcrlanjjpn.  wenn  die  Tatumatlnde 
die  Notwendigkeit  seiner  mUndiichen  Erklärungen  ergeben.* 

Anmerkung: 

Über  die  OebOhr  fflr  die  Abschrift  der  Entsebeldnng  et.  Ziffer  8  sn 
Art  200*;  dieselbe  ist  mit  dem  Antrag  auf  Ab\ves(  idieitsverhanJlnng  ein- 
snsenden.  Yor  Empfang  der  Abschrift  kann  die  Partei  ohne  Frozetinachteile 
Jede  weitere  prozessnale  Handlung  unterlassen;  die  Versftnmung  der  Be- 
mfongsfrist  wird  ihr  in  einem  solchen  Falle  als  VcrsSnmunfr  nicht  anfrorrchnct 
iflordon  zu  Art.  Uö^;.  Die  Berufungsfrist  läuft  demnach  von  dem 
«Empfang  der  ürteilsabselirifl. 

1452.  ,Der  Kläger  kann  hfim  Friedensrichter  benntragen,  daß  in  seiner 
Sache  entschieden,  und  daß  ihm  eine  Abschrift  der  in  der  Sache  ergehenden 
Bntecheidnng  zugestellt  werde.  Von  dem  Richter  h&ngt  es  jedodi  ab,  das 
Brseheinen  det  KUgers  in  Person  oder  eines  BeroUmllcbtigten  desselben  sn 

verlangen,  wenn  die  Tatnmstände  die  Notwendigkeit  seiner  miindUcben 
Erklärungen  enzehnn.  Kommt  der  Kläger  dieser  Anordnung  nicht  nach,  so 
stellt  der  Richter  das  Veriahren  ein.  es  sei  deun,  dal>  der  Beklagte  den  ErlaÜ 
eines  Urteils  in  der  Sache  beantragt  (Art.  145)." 

Anmerkung: 

Die  Folgen  dt  s  Nif  Iit«  rscheinens  sind  anders  hier  als  beim  Beklagten 
(Art  14ö^j.  FOr  den  Fall  des  Nichterscheinens  des  Beklagten  können 
prozesstiale  Polgen  nicht  angedroht  werden;  eine  solche  Androhung  ist 
auch  nach  dem  bestehenden  Gesetz  nicht  angängig,  weil,  selbst  wenn  er 
nicht  erscheint,  der  Eicbter  in  eine  sachliche  Prüfung  der  Klageforderung 
eintreten,  er.  den  Tom  Kläger  angebotenen  Beweis  erbeben  mnft  (Artt.  145, 
14(1)''  Das  Allh  s  fällt  beim  Nichterscheinen  des  Klägers  fort  Ft  rner  aber 
kann  auch  der  Kli^;er  eine  Abschrift  der  zu  erlassenden  Entscheidung 
▼erlangen,  der  Lauf  der  Recbtsmittelfrist  aber  beginnt  hier  nkdit  nacb  der 
RcchtssprechuHLT  des  Senats  mit  dem  Empfang  dieser  Abschrift  durch  den 
Kläger,  sondern  schon  mit  der  Verkilndung  der  Entscheidung  {Gordon 
an  Art  145«). 

Uo-i  .W  t  im  Ih  ide  Parteien  nicht  erscheinen,  und  auch  keine  von  ihnen 
eine  Entäclieidung  der  Sache  in  ihrer  Abwesenheit  beantragt  (Artt.  145^  und 
145<),  so  wird  die  Sacbe  aus  der  Reibenfolge  ansgetcblossen  nnd  kann  von 
neuem  zur  Verhandlung  nicbt  anders  angesetat  werden,  als  bis  die  eine  oder 
die  andere  dies  beantragt.* 

Anmerkung: 

Beantragt  eine  der  Partvieu  Entscheidung  in  iluer  Abwesenheit,  so 
muß  dies  geschehen,  und  die  Sache  kann  in  der  Reihenfolge  nicht  gestricbra 
werden,  audi  wenn  beide  Parteien  nicbt  erschienen  sind. 

146.  .Dnrcb  Versftaninisurteil  triebt  der  Friedensrichter  dem  Klager 
die  Fordenmg  zn,  soweit  sie  von  ihm  bewiesen  Ist.' 
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Anmerkung: 

Das  Nichterscheinen  des  Bekl^ten  wird  nicht  in  dem  Sinne  eines 
Anirkeimtnisfleft  «afgefaftt  {Molmaten  &  16S,  cf.  Anmerkung  zu  Artt  145* 

und  722j. 

147.  ^Wi'iin  der  Frieili  nsrichttT  auf  iii^einl  eine  Wt  ise  am  Sitznnpstage 
in  Erfahrung  gebracht  haL,  dau  der  Grund  für  d&a  ^Nichterscheinen  des  Klagers 
oder  des  BeUagten  imflbenrindtidie  Hindemisse  dnd.  oder  doA  die  Ladmig 
mm  Termin  dem  BeUagten  nicht  xeeliCfeitig  mgeetellt  worden  ist,  eo  rertagt 

er  die  Sache  niirl  setzt  den  Parteien  einen  neuen  Verhandlungstermin  an, 
von  welrhf'Tn  t  r  (l«  n  Kr«irhi(>nenrii  nuindlich  und  dea  Michterscbienenen  durch 
Zustellung  einer  Ladung  in  Kenntnis  setzt." 

Anmerkung: 

Dali  die  erschicntni'  Partfi  durch  mündlich«'  Mitteilung:  d«^s  Termins  ' 
geladen  iet^  mnß  zu  Protokoll  festgestellt  and  von  der  Partei  unterschrieben 
sein,  fi^s  sie  des  Schreibens  kundig  ist;  ist  sie  es  niebt.  so  mn6  das  im  ' 
Protokoll  vermerkt  werden  (Gordon  ?  2  zu  Art  147     Erscheint  der 
Beklagte  auch  zufolge  dieser  zweiten  Ladung  nicht,  so  greüt  Art.  153  Plate 
{BorewikoioBki  f  8  «i  Art.  147,  Qordon  &.  a.  0.). 

148.  ,Vor  Erlaü  des  Vei&äumnisurteilä  in  der  Sache  selbst  kann  der 
BIchter  die  Yemebmiing  von  Zengen,  mt  wdebe  der  Kläger  sich  b^nfen 
hat,  eine  Ortsbesichtigung  oder  das  Erfordern  eines  sachverttindigen  Ont- 

achtens  beschlieüen.  f;ills  er  nach  den  Tatnmständen  dies  für  nötig  hält 

Gegen  dlcsfn  BescbluL)  ist  ein  Einspruch  nicht  zulässig,  und  er  kann  nnr  mit 

der  Appellation  in  der  dache  selbst  angefochten  werden." 

Anmerkung: 
cf.  Art  720,  Art  146  nnd  Anm«rknng  daaa. 

149.  „Der  Beklagte,  welcher  den  Verhandlungstermin  venftumty  aber 
Tor  Erlaß  des  Urteils  in  der  Hanptaache  vor  Gericht  erscheint,  wird  sn 
mflndlichen  Erklärt! ngt  n  verstattet.  Das  daranf  ergehende  Urteil  iHrd  als 
ein  Vers&omnisarteil  nicht  era<  htct  * 

Anmerkung; 

Ersclmnt  der  Beklagte,  nachdem  das  Gericht  sich  berdts  znr  Beratung 

zurtk  k^czogcn  hat.  so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  AnbOmng  {BorO' 
wikowski  §  2  zu  Art.  13),  cf.  im  übrigen  Art.  721.  ^ 

150.  ^Eine  Abschrift  des  Yersiomnisarteil*  wird  dem  Beklagten  mittels 
Znatellungsorkonde  zugestellt.*'  1 

Anmerkung: 

Die  Zustellung  des  Yersäumnisurteils  erfolgt  von  Amts  wegen  nnd  | 
zwar  nach  d*  n  Yorschriften  der  Arit.  62—66;  mit  der  nach  diesen  Yor-  i 
Schriften  trfulgU'ii  Zustellung  gilt  das  Yersäumnisurteil  ab  dem  Be  klagten 
mitgeteilt  Borowikntcski  §§  1—8  und  Gordon  §§  1.  2  zu  Kx\.  150, 
cf.  auch  Art.  725;.  Das  Urteil  gegen  den  nicht  *  rscbicneneti  li<  klagten  ist 
beim  Yorhandonsein  von  noch  Mitbt  klai,'ten.  die  aber  er- 
schienen sind,  kein  Vcrsäumnisurtoil ;  gegen  ein  sol.  hes  Urteil  hat  auch 
der  nicht  erschienene  Beklagte  nicht  das  Reclitsmittel  des  Einspruchs, 
sondern  der  Appellation  (Sen.-Bntsch.  Tom  9.  1.  02  ^o.  19  pro  02,  cf.  An- 
merkung 3  zo  Art.  61). 
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161.  „Im  Laufe  Ton  zwei  Wochen  vom  Zeitpunkt  dor  Zastcllunt^  der 
Abschrift  des  Yersäumntsartcils  ist  der  Beklaj^te  berechtigt,  beim  Friedeus- 
jdchter  die  Ladung  des  Klügers  und  erneut«  Prüfung  der  Sache  zu  beantragen/' 

Amnerkung: 

Der  Antrag  auf  erneute  Verhandlung  (Einsprach)  kann  auch  mündlich 
erfolgen  (Anders  bei  den  Kollegialgerichten,  cf.  Art.  727  fi.}.  Andere 
FoimaUttten  dnd  im  Terfahren  Tor  den  Fdedcnsgeriohten  nidit  voige- 
Bchrieben  (Oordon  so  Art  150)  cL  Anm.  am  Art.  150. 

152.  »Nndi  Sntgegeniialime  des  Binq»nic1iB  hat  der  Fiiedensrichter 
sofort  die  Sacbe  zur  Verhandlung  lorosetzen  und  die  Parteien  hiervon  in 
Kenntnis  zu  setzen.  Nucli  der  cmcnten  Prüfung  der  Sache  hat  der  Friedens- 
richtr  r  ein  Urteil  zu  f&llen,  nach  dessen  Erlaß  das  frühere  Urteil  seine  Kraft 

verliert."' 

Anmerkung: 

Hinsichtlich  der  Vollatreckong  ms  dem  Yeraliiunnieiirteil  ci.  Art  138*. 

152^.  «Soirohl  gleich  bei  Einl^ng  des  SinBpmchs  als  aoch  spiter» 

solange  das  erneute  Urteil  vom  Friedensrichter  nicht  erlassen  ist,  k«m  der 
Beklagte  die  Einstellung  dor  aus  dem  Ver^JUimnisurteil  zugelassenen  vor- 
läufigen VoUisiitckung  beantragen.  Über  dit,at-fi  Antrag  wird  spätestens  am 
dritten  Tage,  nachdem  er  gestellt  ist,  entschieden.  Vuu  dem  Richter  hängt 
ftb,  gleiehMitig  mit  der  Binstellong  der  ZwangsroUstreckang  MafiiMhmcii 
aar  Siehenuig  der  Klmgefordemng  n  treflen." 

Anmerkung: 

Die  Sicherung  der  Kiageforderuug  (d.  h.  den  Arrest)  ordnet  das 
Gerioht  im  Pdle  des  ScUnisatiea  des  vorstdioiden  Aitikels  tob  Amts 
wegen  an  {SolmaUn  S.  287,  cf.  Art  732). 

153.  ,Lb  FnUe  des  wiederholten  Nichtersoheinens  des  Beklagten  wird 

auf  Antrag  des  Klägers  ein  zweites  VersKomnisnrteil  erlassen,  gegen  welches 

der  Bünspmoh  nicht  zolissig  ist." 

Anmerkung; 
cf.  Art.  733  (dieselbe  EestinimQng  fttr  die  anderen  Gerichte). 

154.  ,Der  Kläger  sowohl  wie  der  Beklagte  können  gegen  das  Ver- 
alnmnisarteO  AppellfttioB  einlegen,  sofern  die  Sache  nach  der  Htfhe  des 
Streitwerts  der  Anleditniig  naterli^.'* 

Anmerkung: 

Die  Berufung  (Appellation)  ist  neben  dem  Kinsprucb  zulässig.  Ist 
Bemfiuig  ond  Binspracn  eingelegt,  so  moB  anerst  ttber  das  letstere  Reehts- 

mittc'l  entschieden  werden,  weil  mit  dessen  Zulässigkeit  die  Berufung 
gegenstandslos  wird  (Crort^oTf  zu  Art.  734j.  Die  Bemfongsfrist  läuft  auch 
rar  den  Klftgor  von  der  Znsteilung  des  Urteils  an  den  Beklagten  (Boro' 
tcikotc-l-  i  zu  Art.  7.'i4i  Über  die  Sachen,  die  nach  der  Höhe  des 
Streitwertes  einer  Anfechtung  (Berufung)  nicht  unterliegen  cf.  Art.  184. 

\hb.  .,Die  Frist  zur  Einlpgnng  der  Appellation  gegen  das  erste  Ver- 
sänninisurteil  wird  sowohl  für  den  Kläger  als  atich  für  den  Beklagten  entweder 
von  dem  Zeitpunkt  des  tatsächlichen  Euiylau^n  der  Abschrift  des  Versäumnis- 
nrteils  durch  dim  Seidagten,  oder  vom  Zeitpunkt  der  Vorlegung  dw  Bonach- 
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richtiiiunir  über  die  Vollstreckung  des  Urteils  gerechnet,  je  nachdem,  was 
zuerst  erfoljft  ist.  Zu  dieser  Frist  wird  die  Zeit  für  die  Entfcrmint;  hinzu- 
gerechnet. Wenn  infolge  eines  Einspruchs  gegen  ein  Versaamuisart^il  ein 
neuet  Urteil  ergebt,  so  wird  die  Frist  sar  Einl^ng  des  Reclitniüttelä  gegen 
diesM  letKtere  nadi  allgenieiiier  Yomslirlft  Tom  Zeitpaakt  der  Ifitteilniig  im 
Urteils  gereoluict.* 

Anmerkung: 

Vor  Beginn  der  ZwAngevoIletreckung  maß  diese  dem  Sehnldoer  gemlA 

Art.  Itli  ni^'ekQndigt  wcnieii  Wiim  also  Kl;i;rcr  Atta  Versäumnisurteil 
vollstrecken  will,  so  muti  er  dies  dem  Beklagten  ankflndigep,  und  falls 
diese  AnkOndigung  vor  Zustellung  des  Urteils  an  den  Belcisgten  erfolgt 
ist.  so  beginnt  der  Lauf  der  BMlitsmittelfrist  mit  dies»  Ankttndignng, 
cf.  Anm.  2  zu  Art.  162. 

Über  die  Zeitgewihning  fflr  die  Entternnng  (Werstseit)  eL  Art  d9. 

155 ^  .In  Bechtsstreitigkeiten  ans  einem  naeh  einer  Vertiagallste  ge- 
sdilossMien  Yecdingnngsrertnge  mit  einem  landwirtseliaftlidiBn  Arbeiter  ist 

der  Kläger,  zu  dessen  Gunsten  ein  Vers&uninisnitdl  ergangen  ist  (Art.  145) 
berechtigt,  zu  der  rmontrn  nnf  Antrat  lU-.s  Beklagten  anberaumten  Verhand- 
lung (Art.  löl)  nicht  zu  erscheinen.  Falb  das  zweite  Urteil  nicht  zugunsten 
des  Klägers  ergeht,  kann  letzterer  gegen  dasselbe  Appellation  einlegen,  sollte 
anch  die  Sacbe  nach  dMn  Streitwerte  einer  Anfechtung  durch  Rechtsmittel  ' 
nicht  nnterliegen/ 

Anmexkung: 

Uber  die  Sachen,  die  nach  ihrem  Streitwerte  der  Bemfut^  nicht 
nnterliegen  cf.  Art  134,  tthcr  Vertragstiatem  cf.  62^.' 

flennten  Inpitel. 

Von  der  Vollstreckung  der  Urteile  der  Friedensrichter. 

156.  »Folgeade  Urteile  des  Friedensrichters  werden  ab  rechtskrftftig 
erachtet : 

1.  Urteile  in  den  Sachen,  deren  Streitwert  90  Bnbel  nicht  über- 
steiget ; 

2.  Urteile  in  Sachen  mit  höherem  Streitwert,  oder  in  Sachen,  die 
nicht  ahschMibar  sind,  wenn  in  der  bestimmten  Frist  Appellation 

nicht  eingelegt  ist; 

3.  Vcrsäntnnisurteile.  wenn  in  der  bestimmten  Frist  weder  Einbruch 
noch  Appellation  ein^icle^rt  i^t." 

Anmerkung: 

Über  die  Frist  sur  Einlegung  des  Einspruchs  cf.  Artt.  151  bezw.  728 
für  das  Verfahren  vor  den  Itesirlugerichten,  Ulier  die  Berufungsfrist  d 

Artt.  läö,  162  bezw.  8JI2. 

157.  „üemäü  dem  friedensgerichtlichen  Urteil,  welches  die  Rechtsicraft 
erlangt  hat  oder  der  vorläutigtu  Vollstreckbarkeit  unterliegt,  erteilt  der 
Friedensrichter  der  Partei  auf  deren  Antrag  eine  vollstreckbare  Ausfertigung. 

Anmerkung: 

Die  Urteile  ans  Rechtsstreitigkoiten.  welche  aus  Verdingungsverträgen 
laiMNrirtschaftlicher  Arbeiter  hervorgehen,  unterliegen  der  Torllufigen  V(^ 
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etreckbarkeit.  Auf  den  Antrasj  des  Arbciti^rs  am  Aufhebung  des  Verdingungs- 
vertrages,  der  nach  einer  YertragsUbie  geschlossen  ist,  wird  die  vorllLufige 
Tollstreckbarkeit  des  zti  seinen  Gunsten  erlassenen  Urteils  mit  dem  Abver- 
langen des  Legitimationspapiorcs  und  der  Vortragsliste  dos  Aibf  it(  rs  von 
dem  Arbeitgeber  verbunden.  Gibt  sie  der  Arbeitgeber  nicht  zurück,  so  erteilt 
der  Friedeosriditer  dem  Arbeiter  eine  Besdieinigang  snm  Zwecke  des  sofortigen 
Empfanges  eines  neuen  Legitinuttionspftpieres  nnd  einer  Liste." 

Anmerknm: 

Über  die  Vertragsliste  cf.  Art.  62^  Anm.;  über  Beginn  der  VoU- 
streekong  cL  Artt  926—9^.  Die  Torlftnfige  VoUstreeknng  gemftS  der 
Anm.  zu  Art.  157  ist  ohne  alle  Sicherheit  angelassen  {Holmaien  8.  286). 

158.  „Die  Urteile  des  Friedensrichters  werden  durch  die  Ortspolizei- 
beamten,  oder  durch  die  Gemeinde'  nnd  DorfbehOrdoi,  oder  endlieh  durch 
die  bei  der  FriedensrichterTersammlnng  angestellten  GerichtSTolhsieher  toII- 
streckt.  Alle  diese  Personen  unterstehen  bei  der  Vollstreekung  des  Urteils 
dem  Friedensrichter." 

Anmerkung: 

Die  Answahi  des  Yollstrecknngsbeamten  erfolgt  dnreb  den  Friedens* 

richter  in  Berücksirhti^ung  der  jeweiligen  Verhältniss«  Ii <>  rote i kowski 
§  1,  Qordou  g  2  2U  Art.  lötfj.  Die  Gerichtsvollzieher  der  Friedens- 
gerichte sind  nnr  für  die  Vollstreckung  der  Urteile  dieser  Gerichte,  also 
nicht  z.  B.  der  Urteile  der  Handelsgerichte  oder  Bezirksg(ri(  hto  zuständig 
{Borotcikotcski  a.  a.  0.  §  4.  Gordon  a.a.O.  §  1).  In  den  Gouverne- 
ments des  Königreichs  Polen  sind  laut  Zirkular  des  Jnstizministers  vom 
31.  7.  1880  die  geringfügigen  Vollstreckungssachen  vorzugsweise  d<m 
Bürgermeistern  und  Gemeindevorstehern  zu  Übertragen,  cf.  Art.  d37. 

139.  „Von  FriedeDsrichtem  erlassene  Urteile  und  Verfügungen  werden 
nach  den  im  II.  Buche  dieses  Gesetzes  gegebenen  Vorschriften  Yollstieckt. 

Anmerkung: 

Bei  Vollstreckung  der  endgültigen  Urteile  der  Friedensrichter  (Art.  134) 
werden  die  in  den  Artt  814—814*  gegebenen  Vorschriften  nicht  in  Anwen- 
dung «xrbracht.  Dit;  in  dm  Artt.  12221—1222"'  iri  iri  honen  Vorschriften  werden 
auch  in  denjenigen  Sachen,  welche  bei  den  Friedcnsgericbten  verhandelt 
werden,  unter  Beobachtung  dabei  der  Artt.  58,  59  und  61—66  angewendet." 

inO.  ,.Alk'  Strritiffkoiten.  welolie  ans  der  Vollstreckung  der  Urteile 
hervorgehen,  ebtnsu  J^eschw*  rd»  n  uln  r  \'(  r/jit(<  i*ungen  in  der  Vollstreckung 
unterliegen  der  Entscheidung  durch  den  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk 
die  Vollstvedcung  erfolgt.*' 

Anmerkung: 

Der  Art  IBO  hrzieht  sich  lediglich  auf  die  Voilstrf  rknng  von  Urteilen 
der  Friedensrichter,  n icht  der  Friedensrichterversammlungen ;  für  Be- 
schwerden fiber  Verzögerungen  bei  der  Vollstreckung  von  Urteilen  der 
k'tztertn  ist  der  Vorsitzende  des  Plenums  zuständig.  Zu  den  Streitigkeiten 
im  öinne  des  Art.  160  gehören  auch  solche  Uber  die  Höbe  der  vom  Gerichts- 
ToUzieher  liquidierten  Gebtthren,  nicht  aber  wegen  Schadensersatzes  i  infolge 
des  Verlustes  des  Schuldtitels  .  die  vom  Vorsitzenden  des  Friedensrichter- 
Plenums  entschieden  werden  Bo rotoikoicski  g§  1,  2,  3,  Qordo»  §  1 
zu  Art.  160),  cf.  auch  Art.  yü2. 
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161  -Die  bei  Vollstreckunt,'  eitus  Urteils  entiitehenden  Zweiiel  über 
den  Sinn  des  Urteils  werden  tod  dem  Friedensrichter  entschieden,  der  das 
Urteil  erlassen  hat.* 

A  II  in  f  r  k  IUI  g  : 

ci.  Axt.  964.  Ötreitigkeiteu  über  die  Aoslegnng  eines  Urteils  sind 
stets  TOQ  den  Gericht  m  entscheiden,  welches  das  Urteil  erlassen  hat 

Zehntes  Kapitel. 
Von  der  Anfechtung  der  Urteile  der  Friedensrichter. 
162.  ,Gegra  Urteile  der  Friedensrichter  In  Reditsstreltigkciteii,  deren 

Streitwert  dreißig  Rubd  übirstiiirt  od«r  lUclift  abschätzbar  ist,  können 

Appfllarionslirschwtnlen  an  die  Friedciisrirhterversammlung  eingt-U'pt  werden. 
Die  Frist  zar  Einiegung  der  Appellation  wird  auf  einen  Monat  TomTage 
der  Hitteilung  des  Urteils  bestimmt.' 

Anmerkungen: 

1.  Di»'  Appi  lliition  oder  Benifnnf^  hczwcckt  eine  nochmalip:»'  Pnifiiiii? 
desselben  Kccbtsstreites  durch  die  bübcre  Instanz  in  den  in  der  ersten 
Inatans  gegebenen  Qrenaen  nnd  an!  derselben  in  der  ersten  Instans  se- 
Bchaffonrn  Grundlage.  Es  dürfen  daher  in  der  Berufungsinstanz  weaer 
nene  Ansprüche  geltend  gemacht,  es  darf  das  Klagefundament  nicht  ge- 
ändert werden,  noch  darf  eine  reformatio  in  pejus  stattfinden,  weil  über 
die  Partt^ianträge  nicht  hinavsgegaBgen  werden  darf  {ßolmeten  8.  268^ 
Art.  77a  ZPUj. 

2.  Gegen  die  endgültigen  Urteile  der  Friedensgeridite  (bd  einem 
Stroitwert  nicht  über  30  Rnbol'  ist  dip  Kassation  nnd  zwar  nicht  an  den 
K<;giereudcii  Senat,  äundera  ebenfalls  an  die  Friedeuäricliterversammlung 
zulässig.  Es  kommt  aber  nicht  darauf  an.  wie  das  eingelegte  Kerhtsmittel 
bezeirhnct  ist.  soiidtTii  auf  dessen  Inhalt:  ist  das  ein^jflcgto  Roditsinittol 
als  Kassatiuu  btzuichuet.  wahrend  nach  der  Sachlaj^e  die  Apptllaliuu  zu- 
lässig ist,  so  hat  das  Friedensrichtcrplenum  das  Rechtsinittrl  als  Appellation 
zu  behandeln  und  umgekehrt.  Gegen  das  Urteil  des  Plenums,  welches 
dagegen  verst<)l!t,  ist  die  Kassation  an  den  Regierenden  Senat  gegeben 
[Borotrikun  ski  §  1  n>  Art.  168,  0ordoH  §  6  an  diesem  AitfkeU  et 
Anm.  3  aa  Art.  1.34t). 

S.  Die  Appellationsfrist  von  einem  Monat  beginnt  Tom  Ti^  der 
mündlirln  n  Mitteilung,  d.  h.  der  Yerk  inidung  des  ürtvils.  und  nicht  vom 
Tafe  der  Zustellung.  Die  Frist  läuft  vom  Yerkündangstago  (nicht  dem 
anf  die  VerkOndung  folgenden  Tage)  bis  12  Uhr  mitternachts  des  letalen« 
dorn  Verkündungstage  entsprechenden  Tuut  s  Wird  die  Ri-rufungsschrift 
mit  der  Fost  abgeschickt,  so  ist  gemäü  Art.  828  ZPO  die  Frist  gewahrt, 
wenn  das  Schriftstflck  rechtsei  tig  bei  dem  Festamt  des  Ortes,  wo  das 
Gf  rirlit  sich  befindet,  eingegangen  ist  {Boroteikoioaki  a.  a.  0.  §  3, 
Gor  (Jon  a.  a.  0.  §  2). 

Wegen  des  Rechtsmittels  der  Appellation  gegen  ein  VersSnmnisnrt«!] 
ist  Art.  155  und  Anmorktnifrf^n  zu  ver'jl*  ifh<  ti  Als  Versäumnisnrt*  il  aber 
im  Sinne  des  Art.  löö  ist  nur  dasjenige,  welches  gegen  den  abwesenden 
Beklagten  ergangen  ist,  zu  erachten.  Ein  gegen  den  abwesenden  Kliger 
ergangenes  Urfiit  ist  kein  Vtrsäumnisurteil.  die  Appellationsfrist  gegen 
ein  solches  ist  auch  An.  1G2  zu  bereclinen  {Borowikotcskia..&.0.^'A^, 
Gor  dun  a.  a.  0.). 

4.  Vor  Ablauf  der  Appellationsfrist  von  finem  Monat  kann  der  Ver- 
handlungstermin vor  dem  1' riedeusrichterplennm  nicht  anberaumt  werden 
{Boroufikowaki  a.  a.  0.  §  6,  Gordo»  a.  a.  0.  §  6). 
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5.  Gegen  die  erstinstanzlichen  Urteile  der  Bezirksgerichte  ist  —  mit 
Änsnahme  derjenigen,  welche  im  abgekOnten  and  VollBtreckungsverfahren 
ergangen  sind,  wo  auch  die  Appellatioosfrist  auf  einen  Monat  bemessen  ist, 
—  gemäß  Artt.  843,  923  ZPO  die  Appellation  innerhalb  einer  Frist  von 
vier  Monaten,  ebeofalls  vom  Tage  der  Verkllndang  der  Entecheidiuig  ge- 
nsdmet,  ralftisig. 

163.  ,In  der  Appellationsbcschwcrde  mUssen  die  GrUnde  angegeben  sein, 
ma  denen  der  AjqidUiÄor  das  Urteil  für  nnriclitig  halt.  Die  Gdtendmadmng 
neuer  Forderungen  ist  in  der  AppellaUonsinstans  nicht  inlSsaig.* 

Anmerkung: 

Das  einzige  Erfordernis  für  die  Appcllationsschrift  im  fricdenägfricht- 
liehen  Verfahren  ist  die  Angabt  der  (iründe  in  irgend  einer  Form, 
warum  das  ang:cfochteno  Urteil  für  uiiriihtip  gehalten  wird;  sonstif^r  Form- 
vorschriiteu  sind  nicht  zu  beobachten,  also  auch  nicht  die  I^ezeichnuag  der 
Schrift  als  Appellation.  Ist  die  Appellationsschrift  unklar,  ungenau  oder 
unvollständiti:  abircfaßt.  so  steht  ts  dem  Vorsitzenden  des  Friedensrichter- 
plenumä  frei,  das  Fragerecht  gtuiaii  Art.  175  auszuüben  {Boroicikowski 
SU  Art.  163,  Gordon  §  2  zu  diesem  Artikel). 

Für  die  Appellationssohrift  im  bezirksgerichtlichen  Verfahren  ist  gemäß 
Art.  740  ZPO  die  Angabe  obligatorisch:  ob  das  ganze  Urteil,  oder  ob  und 
welche  Teile  desselben  angefocht<'ii  M  irden,  durch  welche  Tatsachen  oder 
geeetsUche  BesÜmmnngen  die  Unrichtigkeit  des  Urteil«  begrOndet  wird, 
eines  bestinunten  Antrag  und  des  Wohnortet  dei  Appetlators. 

164.  .Die  Appellationsbeschwerdc  wird  in  zwei  Exemplaren  bei  dem 
Friedoiariiditer,  wdcher  die  Entscheidung  in  der  Sache  erlaswn  hat,  ein- 
gereicht" 

Anmorknnj?: 

Für  die  Appellatiuii  ist  die  bchriftlichc  Furui  vorgeschrieben:  sie  niuli 
dem  Friedensrichter  persönlich,  nicht  seinem  Sekretär,  überreicht  oder  per 
Post  Ubersandt  werden  {ßorowikowtki  1—^,  Qordon  g  1  sa 
Art.  164). 

160.  jDer  Friedensrichter  übersendet  das  eine  Exemplar  der  Appellations* 
4diiüt  nehst  alten  Anlagen  und  Akten  des  Verfahrens  spfttestras  drei  Tage 
aaeh  Bmpfong  an  die  Friedensrictaterrersamnilung,  und  das  sweite  Exemplar 
•tdlt  er  mit  Znstellurknnde  der  Gegenpartei  zu." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Zustellnng  der  Appcllationsschrift  an  die  Gegenpartei  ist 
obligatorisch,  die  Nichtbeobachtung  dieser  Vorschrift  ist  Kassutionsgrund, 
es  sei  denn,  daß  die  Gegenpartei  zum  Verhandlungstermin  in  der  ikruiungs- 
instanz  geladen,  aber  nicht  erschfraen  war,  oder  «war  erschienen,  aber  die 
Nichtzustellnn^'  der  Bcnifungsschrift  nicht  ueriii,'!.  vielmehr  zur  Sache 
verhandelt  hat  {Borotcikowski  §  1,  Gordon  §  2  zu  Art.  16ä).  Die 
Gegenpartei,  welcher  die  Appellationsschrift  (Bemfungsscbrift)  gamicht  oder 
so  bpiit  ziitjestellt  i^t,  daß  sie  .sich  darauf  nicht  .  rklärcn  kann,  kann  Ver- 
tagungbeantragen, dem  Antrag  muß  stattgegeben  werden  \Borowikotcski 
a.  a.  0.  §  8,  Gordon  a.  a.  0.). 

2.  Die  Abschrift  der  T^e^chwerd.  si  lirift  wird  der  Gegenpartei  nach 
der  zu  den  Akten  angezeigten  Adresse  zugestellt.    Ist  diese  nicht  richtig 
und  kommt  deshalb  die  Sendung  anrück,  so  gilt  die  Zustellung  dennoch 
als  bewirkt  {Borowikowaki  XU  Art.        Qordon  a.  a.  0.  §  4)  ct. 
Artt.  758-762. 
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166.  .BeBondere  Beichwerden  gegen  BeBchlttaee  des  Friedemiehltti 
sind  Bnr  suiammai  mit  der  AppdUtion  snlMg  mit  Anraalmie  der  Be- 
schwerden: über  Verzögerungen,  Aber  die  Nichtannaliine  eiDes  Klagegesw^ 

einer  Eiii,spruchs«!rhrift  oder  einer  Appellationsschrilt  und  peptn  ßwhlttase 
aus  Antriiircn  auf  Sicherung  der  Klapt-furilerunii:  oder  vorlHuhge  Volhtr^rk- 
barkeit  eines  L'rteils;  in  diesen  Fallen  kann  die  Beschwerde  auch  gesondert 
Ton  dei  Appellation  eingelegt  werden.'' 

Anmerkungen:  | 

1.  Als  „besondere  Beschwerde"  ist  das  RechtsmiiU;!  beztichnet,  mit  j 
welchem  nicht  eine  Endentscheidung,  ein  Urteil,  sondern  ein  BesddnS  de*  i 
Gerichts  ant:':'fii(-'ht('n  wird.  S'olflic  Besrliliisse  nun,  die  während  des  Proteß-  ' 
verlahrtiuh  trgehen,  aber  nicht  tlaa  Verfahren  zum  Abschlag  bringen,  " 
sondern  die  CrtellsfftUang  vorbereiten  sollen  (üIbo  vorzogeweise  Beweil- 
brscliliisse  s'jilfii  nur  /usammen  mit  dem  Urteil  selbst,  zu  dessen  Vorhrmtcng 

sie  dienen,  angefochten  werden  können,  um  das  Verfahren  nicht  aufzuiialUA 
(Motive  bei  Gordon  K  1  an  Art.  166).  Diese  YorschrÜt  ist  aber  niebt 
so  aufzufassen,  daß  in  denjenigen  Puchen,  wo  einr  rrteilsfällung  garnicbt 
Stattfinden  kann,  alle  Gerichtsbeschlüsse  unangefochten  bleiben  sollen.  Dem 
würde  der  Pandamentalgrondsats  des  Art  11  widersprechen,  wonach  jede  j 
Zivilsarhc  der  Prüfung  in  zwei  Instanzen  unterlicfft.    Tlicrall  da  also,  wo  | 
eine  Endentscheidung  nach  Lage  der  Sache  gar  nicht  ergehen,  Appellatio&  ! 
demnach  itfebt  eingelegt  werden  kann,  rind  alle  Gerichtsbescblflsse  inbe- 
schränkt mit  der  ,. Besonderen  Beschwerde"  anfechtbar  '  Bf  roicikowtki  \ 
8  2  zu  Art.  11,  §§  1—5  zn  Art.  im.  Gordo)i  a.  a  (>      !>.  . 

2.  Da,  wo  die  Beschwerde,  gesiondert  von  der  Appellation.  zuiäs->jg  ; 
ist.  erlangen  die  Beschlüsse,  gegen  welche  dieses  Rechtsmittel  nicht  dngiete|;t  ' 
ist.  die  Rcclitakraft  und  kötuicn  dann  mit  der  Berufung  nicht  mehr  ang^ 
fochten  werden.    Denigemäü  muü  auch  die  Endentscheidung,  das  Urteil, 
welches  anf  dnen  solchen  rechtskräftig  gewordenen  Besehlul]  sich  stützt, 

als  materiell  unangreifbar  gelten  {Borotcikotcski  §  0  zu  Art 

Die  besondere  Beschwerde  ist  als  solche  nach  ihrem  Inhalt  in 
behandeln,  gleichviel  wie  sich  das  Rechtsmittel  selbst  besddmet  (a.  a.  0.  §  7). 

.3.  Für  das  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  bestimmt  der  Art.  IPi. 
dali  das  Rechtsmittel  der  ,. Besonderen  Beschwerde"  gegen  im  Laufe  des 
Prozeßverfahrens  ergehende  Beschlüsse  nur  mit  der  Appellation  adbtt 
anfechtbar  ist,  mit  Ausnahme  der  im  Gesetze  ausdrücklich  vorgeseheoen 
FrUIc,  wo  die  Beschwerde  als  besonderes  Rechtsmittel  eingelegt  werdea 
kaim.  Diese  Fälle  sind:  1.  die  Entscheidung  darüber,  ob  fOr  einen  Rechts- 
streit das  ordentliche  Gericht  oder  die  Verwaltungsbehörde  zuständig  ist 
f  Artt  237,  239):  2.  die  Entscheidung  über  die  Zulassung  eines  prozetJ- 
bindernden  Einwandes  (Art.  586i ;  3.  die  Entscheidung  über  Nichtzulässigkeit 
des  prozetihindernden  Einwandes  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  (Art.  587:; 
4  die  Entscheidungen  betrefft  nd  die  Sichernnti  der  Klagefordemngen  (Arrest) 
(Art.  596) ;  5.  die  Entscheidung  übei'  die  Zulassung  oder  Nichtzulassuns^ 
des  Beitritts  eines  Nebenintervenienten  snm  Prozeß  (Art.  664 1;  6.  die 
Entscheid unir  darüber,  daß  die  Ablehnun«;  eines  Richters  unbegründet  ist 
(Art.  1)73k  7.  die  Entscheidung  über  die  Mchtzulaüsang  eines  Einspmcb 
(Art.  730);  8.  die  Nichtannahme  der  lierufungsschrift  {Appellationsschrift) 
(Art.  7.')7i ;  0  die  Entsrhi  iduntf  über  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  l»f  i  Versiiütnunu'  der  lierufiiii^äfrist.  —  In  allen  diesen  F&llefl  ist 
Bewundere  Beschwerde  binnen  14  Tagen  (im  Kalle  3  hinnen  sieben ud 
im  Falle  6  binnen  3  Tagen)  vom  Kriafi  des  Beschlusses  nüftssig. 
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167.  „Die  Besondere  Beschwerde  ist  in  der  Frist  von  sieben  Tagen 

vom  Zeitpunkt  der  Verkündung  des  Gericht^besrhltissos  einzulegen .  mit 
Ausniibiiic  der  Beschwerde  Uber  Yerzögerangeo,  ittr  welche  eine  Frist  nicht 
bestimmt  ist.' 

Anmerkung: 

Über  die  Besebwerdefrist  im  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  cf. 
Anm.  3  am  Ende  zum  vorstehenden  Axt.  166.  Die  Beaehwerdeschrift  ist  in 

zwei  Exemplaren  finz-ureiclicn.  vüu  denen  das  eine  Bxemplar  der  Gegen- 

piiriei  zacrestellt  wird  (Artt.  7ö6,  788). 

168.  „Die  Beschworden  ühov  Verzn^ernngPTi  des  Friedensrichters,  oder 
über  die  Verweigerung  der  Annahme  eines  Klagegesuchs,  einer  Einspruchs- 
oder AppeUationsschrift  werden  bei  der  Friedensrichtenrenammlung,  di£  anderen 
Besi^erden  dagegen  M  dem  Friedennticliter  eingeideht»  der  sie  binnen 
sieben  Tagen  vom  Zeitpunkt  der  Einreichong  der  Beschwerde  mit  seiner  Er- 
IdArnng  an  die  Friedenaiiehterversammlung  übermittelt.* 

Anmerknag: 

Die  im  Art.  168  bennlclmeten  Besehwerden  müssen  nicht  unbedingt 

bei  der  höheren  Instanz,  dem  Fried«  nsiieliterplenum  unmittelbar,  i  !cünnen 
auch  bei  dem  Friedensrichter  eingereicht  werden.  Die  Einreichuug  bei  der 
höhere  Instanz  ist  nur  ein  Recht  des  BeschwerdefObrers  (Ooräon  %  2 
zu  Art.  168,  anders  Tssatschenko  ü.  329).  Die  Akten  braucht  der 
Fricdensnchter,  wenn  sie  nicht  von  ihm  eingefordert  sind,  an  das  Friedens- 
richterplennm  nidit  mitansehickai,  er  bat  nnr  eine  yltrlittmng*  Uber  die 
Beschwerde  mit  dieser  zusammen  zn  ttbersenden  {ßordon  a.  a.  0.  §  3, 
Borowikowski  §  2  zu  Art.  1<»8). 

Für  dii.^  \'er!ahren  Tor  den  B^drksgericbten  entbaltoi  die  Artt  784, 
790  eine  gleiche  Bestinunnng. 

169.  „In  der  Fricdensrichterversammlung  wird  über  diese  Beschwerden 
ohne  Ladung  der  Parteien  enti^chieden ;  die  erschienenen  Parteien  werden 
jedoch  zu  mündlichen  Erklärungen  verstattet  * 

Anmerkung: 

Eine  .Abschrift  der  Beschwerde  icf.  Anm.  zu  .\rt.  inTi  wird  der 
Gegenpartei  zugestellt,  weldier  es  freisteht,  eine  Qegenerklürung  einzu- 
reichen. Bine  Absohrift  dieser  Ciegenerklärung  an  dui  Besdiwerdefahrer 
zuzustellen  ist  jeilm  h  das  Gericht  nickt  veipflidbtet  (iforowiAoio« A4  §  1, 
Gordon  §§  1  und  2  zu  Art.  169). 

Elftes  Kapitel. 

Von  der  Ordnung  des  Verfalirens  vor  den  Friedensrichter- 
ve rsamiu  1  u  ngen. 

170.  „Die  Partei,  welcher  die  Appcllatiunsschrift  zugestellt  ist,  kann 

bis  IQ  dem  Termin,  mleher  nur  Verfaandbmg  der  Sache  vor  der  Friedens- 

ricbterTerwammlnng  anberanmt  ist,  ihre  schriftlidie  IBrkUmng  aal  die  Appd- 

lationsschrift  bei  der  Vetaammlnng  dnreieken.* 

Anmerkungen: 
1 .  Kine  Absclirif t  der  Gegenerklärung  dem  Berufungsklagtr  zuzustellen 
ist  d;is  Gericht  nicht  verpflichtet  (Borowikotoski  §  2  zu  Art.  170, 
Gut  (1(1  n  §  2  zu  diesem  Artikel).    In  der  Gegenerklärung  kann  sich  der 
Berufangägegner  der  Berufung  anschließen  und  seinerseits  Abänderung  des 
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ersten  rrtcils.  soweit  es  ihm  ungflnatig  iat>  beantrag«!  (Soroieik9W$ki 

und  Gordon  a.  a.  0.  §  1). 

8.  Naeb  Attstavseb  der  Berofangsscbrift  und  der  OcgenerklSniif  ibd 

weitere  Schriftsiitz  ht  mehr  zuzulassen ;  es  sind  dann  nur  noch  Er- 
klärungen in  der  miindUchen  Verbaodlang  zuläfi&ig.  Diese«  folgert  der 
Smat  am  äem  Shm  der  Aftt.  168— 165,  170  (BorowikowfM  nd 
Qordon  a.  a.  0.  §  3,  Holmsten  S.  267). 

Für  daa  Verfahren  vor  den  Bezirk^erichten  sind  gleiche  Bestimmaogea 
in  den  Artt  'TOO.  761.  764  getroffen.  Die  Benifangsinstanz  fflrürtdleder 
Bezirksgerichte  sind  die  Appellationsgeritbte,  deren  es  \?>  für  das  ganze 
Beich  (mit  Ausnahme  von  Finland)  gibt  und  zwar  in:  St.  Petersburg.  Moskau, 
Charkow,  Odessa,  Kasan,  Ssaratow,  Kijew,  WUna,  Warschau  (für  Konigraii 
Polen  .  Tifli.s  (fflr  dM  GeUet  de*  Kankanu),  Irkiuk  nnd  Omsk  (fllr  8ilm) 
und  Taschkent. 

171.  „Von  dem  zur  Verhandlung  der  Sache  vor  der  Friedensricht«- 
versammlunfT  anberaamten  Termine  werden  die  Parteien  dorcb  Ladnnga 
nachrichtigt. " 

Anmerkang: 

Das  in  Abwesenluit  des  geladenen  Beklagten  ergangene  l'rteil  in  der 
Berofungainstanz  ist  kein  VersäumnisarteiL  Das  Urteil  wird  Bit 
seiner  VerkOndnng  als  mitgieteilt  angesehen«  von  diesem  Zeitpunkt  an.  niiM 
Ton  der  Zustellung  der  rrteilsubsrlirift,  laufen  die  Rechtsmittelfristen,  z.  B. 
fOr  die  Kassationsbeschwerde  ißorowikotoski  §  2  su  Art.  171,  (ror- 
don  §  2  zn  Art.  172). 

172.  ,Da8  Nicht4ir8cheineu  der  Parteien  hält  den  Erlaß  des  Urteil;?  nic  ht 
auf.  Durch  daa  Nichterscheinen  einer  der  Parteien  verliert  die  andere  nicht 
dM  Recht,  mttndlidie  Erklärungen  abzugeben.* 

Anmerkung: 

Nicht  erschienen  ist  die  Partei,  welche  vorschriftsmäßig  geladen,  aber 
zam  Termine  nicht  erschienen  ist,  worüber  die  bei  den  Akten  betindlicbe 
Zustellungsurkunde  Auskunft  gibt  {Görden  §  1  zu  Art.  172).  Ist  eine 
Partei  nicht  vorschriftsmäßig  geladen,  so  kann  die  Verhandlung  der  Sache 
nicht  stattfinden,  cf.  auch  A^m.  zum  Art.  171.  Das  Erscheioeu  der  Parteien 
ist  in  der  Bemfangainstans  ttberhanpt  nicht  erforderlich,  sie  mflsses  aar 
geladen  werden,  damit  ihnen  Gelegenheit  zu  mündlichen  Erklärungen,  k 
xnr  mündlichen  Verhandlung  gegeben  werde  (Holmsten  S.  251). 

173.  ,Die  Verhandlung  der  Sachen  vor  der  Friedensrichterversammlnng 
ist  öffentlich  und  mündlich.  Sie  wird  eröffnet  mit  dem  Verlesen  der  an- 
gefochtenen Entscheidung  des  Friedensrichters  nnd  der  gegen  diese  Ent- 
scheidung eingelegten  Beschwerde.  Hierauf  erfolgt  die  mündliche  streitige 
Verhandlnng  d«r  Parteien.' 

Anmerkungen: 
1.  Von  den  einfachen  Formen  des  Prozeßganges,  insbesondere  von 
dem  mündlichen  Verfahren,  welches  für  Friedensgerichte  grundsätzlich  Tor- 
geschrieben  ist,  wiril  in  dem  Verfahren  vor  dem  Friedensrichterpleniun  n 
weit  abgewichen,  als  unbedingt  durch  den  Charakter  dieser  Instanz  als 
KoUtgialgericht  noLweudig  erscheint  (Motive  bei  Gor  don  ^  1).  Es  ist 
daher  nur  die  Verlesung  des  Urteils  und  der  Berufnngsrechtfertigung  rot- 
ge.sf  hrit  hen,  weil  dadurch  in  der  R»  uel  ein  Bild  von  der  Sachlage  den 
Gerichtsmitgliedem  gegeben  wird;   dagegen  ist  die  Verlesung  anderer 
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Schriftstücke,  insbesondere  also  aacb  der  Gegenerklärung  des  Berafungs- 
beklagten  nidit  Torgeflehrieben,  dM  mtiS  Tielmehr  dem  mflndlioben  Pftrtei- 
Vortrag:  vorbehalten  bleiben  {Boroic  i/rotcski  §  8,  Gor  (Jon  3.  4  zu 
Art.  173).  Beobachtet  und  gewürdigt  muß  aber  auch  dieae  Gegenerklärung 
wie  flherbaapt  der  ganse  AjfteDinbut  werden,  gleicbriel  ob  er  Torgetragen 
oder  verlesen  ist,  oder  nicht  {SoroteikowBki  «.  ft.  0.  §  8,  Gordan 
a.  a.  0.  §  3). 

2.  Nach  Art.  331  hat  die  Partei,  fUb»  der  Oeinier  neue  Dokumente 

vfirhriTT^'t.  (l.<is  Recht  au!  Vertagung.  Diese  für  das  Vorfiihri'i)  vor  den 
Bezirksgerichten  getroffene  Bestimmung  findet  gemaii  Art.  bU  auch  hier 
Anwendung  {Borowikowaki  a.  a.  0.  $  tl). 

174.  ,£ine  Wiederholung  der  Beweisaufnahme  erfolgt  entweder  vor  der 
Yersammlnng  selbst  oder  svfolge  ihres  Attftngs  durch  eines  ihrer  ADtglleder." 

Anmerkung: 

Eine  Wiederholttiu[  der  fieweisaofuiüune  in  der  aweiten  Instanz  ist 
niebt  dnrehans  erferderneh,  es  hingt  Tielmehr  von  dem  Ermessen  des  Ge- 
richts all.  oll  OS  die  in  der  ersten  Instanz  erhobenen  Beweise  in  der  Be- 
mfungainstanz  nachprüfen  will  iBorowikowiki  §  1,  Gordon  g  1  za 
Art  174,  Hotmsten  8.  Wb\ 

17Ö.  ,Der  Vorsitzende  der  Friedeusrichterversammlung  kann  den  Parteien 
Frag«!  nr  Anfklimng  der  Sache  rorlegen.* 

Anmerkung: 

Die  Appillution  (Beni*iii'L'  darf  das  Gericht  dcshiilb  nicht  zurück- 
weisen, .weil  ihr  Inhalt  siniilu-,  sei.  denn  in  einem  bulcheu  Falle  ist  die 
Bestimmung  des  Art  175  anzuwt  iiden  und  das  Fragerecht  auszuüben,  um 
so  das,  was  der  Appellator  will,  mit  Kbrluit  fcstzuHttllf n  Bni  otci- 
kowski  §  4  zu  Art.  17ö.  Gordon  2  zu  ditsciu  Artikel/.  lui  übrigen 
aber  ist  die  Ausübung  des  Fragerechts  ein  Recht  und  nicht  eine  Pflicbt 
des  Yorsitzenden  {Borotoikoteski  und  Gordon  a.  a.  0.  g  1). 

176.  „Hält  der  Vorsitzende  der  Friedensrichterversammlung  die  Saclw 
durch  die  mündlichen  Erklärungen  der  Parteien  fttr  genügend  aufgeklärt,  so 
schlieft  er  die  Verhandlung.* 

Anmerkung: 

Nach  Verlesung  dt  .s  Urteils  und  der  Schriftsätze  haben  die  Parteien, 
oder  wenn  nur  eine  Partei  erschienen  ist,  diese  das  Recht  srum  mündlichen 
Vortrag  Toretattet  zn  werden,  und  zwar  in  gleichmalji;zer  Weise:  jede 
Partei  hat  das  Recht,  so  oft  zum  Worte  verstattet  zu  werden,  wie  die 
G^enpartei.  Dieses  Becht  auf  mttndUche  Verhandlung  kann  den  Parteien 
nicht  mit  der  Begrftndnng  beschrftnkt  werden,  daS  die  Sache  schon  durch 
den  B(  richt  des  Kefercnten  Lr<  iiiiL;end  aufgeklärt  .'?ei  *  B ti  rotoikotc sk  i  ij  1 
zu  Art.  176,  Gordon  zu  diesem  Artikel).  Nach  Schluß  der  Verhandlung 
kann  das  Gericht,  wenn  sieh  hei  der  Beratung  ergibt,  daft  dieser  od«  jener 
Punkt  der  Aufk^äruii^'  1k  darf,  von  neuem  den  Eültritt  itt  die  Veriiandlang 
beschlieöen  (Bo  rutcikowski  a.  a.  0.  §  2i. 

177    .Dem  Vorsitzenden  der  Fri»  densrichterversammlong  liegt  es  ob, 

auf  eine  gütliche  Einigung  der  Parteii  n  hinzuwirken.* 

Anmerkungen: 
1.  Die  Nichtbeobachtung  der  Vorschrift  des  Art.  177  ist  nur  dann 
Kassationsgrund,  wenn  eine  di  r  Parteien  eine  Sühneverhandlnntf  hon  n  r  r  a  irt, 
das  Gericht  aber  dem  Antiai:  nicht  stattgegeben  bat.    Will  die  Partei 
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dies  beweisen,  so  muß  isie  darauf  lüuwirken,  daü  ihr  Aulrag  ins  Protokoll 
aufgenommen  wird :  wenn  dann  im  Protokoll  oder  im  Urteil  nicht  erwähnt 
ist.  (laß  dtm  Aiitrif  ^tatt^H'^'obcn  ist.  so  ist  damit  die  Verletzung  der 
Bestiiinuun^i  des  Art  177  bewR'seu  {Bo  rotcikotoski  §g  1 — 3  zu  Art.  177, 
Oordon       12  zu  diesem  Artikel). 

2.  Die  Beobachtung  di  r  Vorschrift  des  Art.  177  ist  nicht  erforderlich: 
a)  wenn  das  Gericht  sich  für  unzuständig  erklärt  fBorotcikotcski  a.  a.  0. 
§  7.  Gordon  a.  a.  0.  §  3»;  b)  wenn  das  Gericht  die  Aktivlcgitimation 
des  Klägers  verneint  {Borotcikowsk i  a.  a.  0.  jj  8.  Gordun  a.  n  n  i; 
c)  in  denjenigen  Sachen,  die  von  der  Friedensrichterversammluiig  im 
Kassationswege  verbAiiileli  werden  {Boroieikowaki  a.  a.  0.  g  6,  Qor' 
doH  a.  a.  oj. 

178.  „Falls  die  Parteien  den  Rechtsstreit  auf  gütHcbem  Wege  beendigen 
wollen,  so  wird  der  Vergleicb  in  das  Protokoll  eingetragen  nnd  von  ihnen 
onterBcbriebea.* 

Anmerknnf^: 

rix  r  die  Erfordi misse  des  gerichtüi  li  L:<'schIoi8enen  Yetglelche  QOd 
»eine  Wirkungen  cf.  Anmerkungen  1—3  zu  Art.  71. 

179.  .In  Rechtsstreitigkeitrn  von  Personen,  welche  die  Volljährigkeit 
nicht  erreicht  haben,  der  Taiibsiummen  und  G«>i«<t<**<kranken.  in  Sachen  der 
staatlichen  Verwaltung,  der  landschaftlichen  Behörden,  der  städtischen  und 
ISodlidien  Gemeinden»  eowie  in  den  die  Zvst&ndigkeit  betreffenden  Fragen 
bat  der  Vertreter  der  Staatsanwaltecliaft  nach  Beendigung  der  mflndliehen 
Verhandlung  der  Parteien  seine  Meinung  zu  äußern.  Der  Vertreter  der 
Ftaats;iTnvaltscli:ift  lirit  ;tuch  seine  MrinTinpr  in  den  Sachen  zu  äußern,  in  denen 
die  klägcrische  oder  beklagte  Pf)rt<  i  Hisi uljahnverwaltungcu  sind." 

Aumtjrkuugfu: 

1.  Das  Gericht  ist  an  den  Antrag  der  Staatsanwaitschart  nicht  ge- 
bunden [Borowikotcski  §  lu  zu  Art.  179.  S  1  zu  Art.  343).  Die  Judi- 
katur des  .Senats  über  die  Frage,  ob  die  Nichtanhörung  der  Staatsanwalt- 
Bchuft  da,  wo  sie  gehört  werden  soll,  Kassationsgrniid  ist.  war  eine  Zt;it- 
lang  schwankend.  Jetzt  ist  diese  Frage  dahin  entschieden,  daß  die  Nicht- 
anhörung der  Siaatsanwaltachaft  in  der  Regel  Kussationsgrund  nicht  ist, 
wenn  die  Entscheidung  der  Vorinstanz  an  sich  zutreffend  ist  (Boratei- 
kotcski  a.  a.  0.  §  17,  Gordon  ^  1  zu  diesem  Artikel).  In  Rechts- 
streitigkeiten dagegen,  an  denen  Minderjährige  oder  staatliche  Verwaltungs- 
behörden beteiligt  sind,  ist  die  Nichtanhitniiiu'  d(  Staatsanwalts  stets 
Kaseatiuosgruod  {Borowikoieski  a.  a.  0.  U,  lö,  lU,  16  zu  Art.  343, 
Görden  ^  S  m  Art.  343). 

2.  Eine  B-  t«  ili^ung  am  Prozesse  im  Sinne  dis  Art.  179  liiL-^t  nur 
dann  vor.  wenn  der  Alinderjährige,  der  Fiskas  usw.  Prozeäpartei  ist. 
Derjenige,  der  am  Ausgang  des  Prozesses  bet«t1igt  ist.  dem  der  Streit  rer- 
kündt  t  i-,t  d-'t  aber  dem  Prozes?r  als  Partei  nicht  lu  i^'ftrt-tfn  i.st.  L'ilt 
nicht  als  am  Prozesse  beteiligt  ißorowikowski  ^  11,  13,  18  zu  Art.  343, 
Gordon  a.  a.  0.      ö.  7,  9i. 

3.  Für  das  Verfahren  vor  di  ii  ?>!  zirksu«  rirhti  n  i utliillt  d*  r  Art.  343 
die  gleiche  Vorschrift  wie  hier,  nur  sind  dort  außer  den  hier  bezeichneten 
noeb  folgende  Rechtsstreitigkeiten  angefahrt,  wo  gleirhfalls  die  AnhSrang 
des  Si  i  itHüMwalts  vorgeschrieben  ist,  und  zwar:  in  si  hlu  n,  an  d<  iit^n  un- 
bekannt Abwesende  beteiligt  sind;  wegen  eines  KompetenzkonÜikts;  wo 
Merkmale  einer  Straftat  vorliegen;  bei  Ablehniing  von  Richtern;  wo  ftber 
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die  Erteilung  d<-s  Armfiirechts  entschieilen  wortlon  soll;  in  Ehesachen  und 
in  Sachen  wegen  Anerkennung  der  Yaterscbait;  in  Schadensersatzprozeasen 
gefen  Beamte. 

180.  ,Der  Friedensrichter,  dessen  Entscheiduntt  oder  Handlung  an- 
gefochten wird,  darf  weUer  au  dem  Verfahren  in  der  bache  vor  der  Friedens- 
richterremmmlniig  nooli  bei  dw  Bnticheidang  in  dieser  SmIk  wsk  IwtdligeD. 
Sind  Anfklilnuigen  tob  Adner  Seite  erlorderlicb,  so  wird  er  Ton  der  Fried«iH- 
richterversammlung  geladen ;  sofort  naeb  Abgabe  jedoch  seiner  EfkUnUigeB 
hftt  er  sich  ans  dem  Verhandluntrszimmpr  za  entfernen.* 

Anmerkaugen: 

1.  Die  BestimmuDg  des  Art.  180  ist  in  der  Znsammensetsimg  der 

PriedeDsri<  hter\t  r>aminlung  (als  Appellationsinstanz  Keinen  die  Urteile  der 
einseinen  Friedensrichter)  aus  den  Friedensrichtern  des  Kreises  begründet 
(cf.  Vorbemerkung  snm  1.  Bnehe). 

2.  Der  Richter,  gegen  dej-seu  TJrt<  il  uder  Handlung  die  Beschwerde 
sich  richtet,  darf  nicht  nur  an  der  Verhandlung  und  Entscheidung  der 
betreffenden  ,  Sache  nieht  beteiligt,  sondern  avoh  im  Beratnngndmmer 
nicht  anwesend  sein,  selbst  wenn  das  Plennni  ausdrücklich  erklärt,  daß  er 
sich  an  dem  Verfatiren  oder  an  der  Urteilsfällung  in  keiner  Weise  beteiligt 
bat  {Sorowikovfski  §  2,  Gordon  %  1  m  Art.  180).  Selbst  die  irr- 
tiimlirhe  T>e7..  irhnunu  dieses  Richters  am  Kopfo  des  tTrtnilsfnrnujIars  als 
an  dem  Urteil  mitbeteiligt,  obwohl  seine  Unterschrift  unter  dem  Urteil 
fddt  und  das  Kolleginm  seine  Nicbtmitwirlrang  bescheinigt,  ist  Kassations- 
grund {Bi'roiriktiu'sk i  a  a.  0.  §  3,  Gordon  a.  a  0  i;  :V  Als  Zuhörer 
im  Zuhörerrauux  kann  ein  solcher  Richter  anwesend  sein  {^Borowikowski 
a.  a.  0.  §  2,  Gordon  a.  a.  0.  §  1). 

3.  Jede  Mitwirkung  an  der  Urteilsfällung,  nicht  aber  an  dem  Ver- 
fahren in  erster  Instanz  schließt  den  Richter  Ton  einer  Beteiligung  in  der 
Berafongsinstans  ans,  es  sei  denn,  daB  das  Verfahren  in  der  Bemfnng  ge- 
rügt wird.  So  ist  di  r  Richter,  der  \  u\\  ih  r  Berufunjrsinstanz  mit  der 
Beweisaufnahme  beauftragt  war.  oder  der  Richter,  vor  dem  die  Parteien 
den  gerichtlichen  Vergleich  geschlossen  haben,  der  jetst  Oegnistand  des 
Prozesses  in  der  P'  riifnnusiustanz  ist,  und  in  dt  r^'leichen  Fällen,  von  der 
Teihiahme  am  Plenum  in  der  Berufungsinstanz  nicht  ausgeschlossen,  falls 
nicht  die  betreffenden  Handlnngen  angefochten  werden  (Borowikowski 
a.  a.  0.      6,  8,  J».  Gordou  u.  a.  0.  §  2  IT) 

4.  Die  Vorladung  des  Richterü  erster  Instanz  zur  Abgabe  von  Er- 
klärungen hängt  vom  Ermessen  des  Bemfnngsgerichts  ab  ohne  Antrag  der 
I'artek  ii :  .lei  liichter  ist  &1k  r  iii.  iit  Zeuge,  und  er  wird  daher  einem 
Kreuzverhör  durch  die  Parteien  nicht  unterworfen  {Borotcikowaki  a.  a.  0. 
§g  14,  16,  Gor  dort  a.  a.  0.  §  4) 

181.  „Die  Fnedeusrichtervcrsammlung  erlaiit  die  Urteile  nach  Stimmen- 
mehrheit Bei  Stimmengleieliheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitienden  den 
Ansschlag." 

.\nmprkung: 

Die  Bestimmung  des  Art.  1»1  triSt  nicht  nur  auf  Urteile,  sondern 
anf  Entscheidungen  aller  Art  m.  Wird  eine  präjudizielle  Frage  gegen 
die  Miiiderhi  if  •■ntsrhiedrn.  haben  die  in  der  Minderlit-it  i^rhliehenen 
Richter  auch  an  der  Abstimmung  über  die  Hauptsache  teilzunehmen  KBoro- 
wikowski  und  Gordon  zu  Art.  61)8).  Fttr  das  Verfahren  vor  den 
Besirksgericbten  entbiUt  die  gleiche  Bestimmung  wie  hier  der  Art.  696. 

34» 
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181*.  .Die  IJrtcili'  clnr  Friedi'nsrichtcrvcrsnmmlnngcn  werden  io  der  im 
Art.  142  vorgeschriebenen  Form  dargelegt,  anter  Anführung  dor  Namen  der 
Richter,  welche  an  der  Entscheidung  teilgenommen  haben  and  unter  Afigabe 
des  Antrags       Staatsanwalts,  wenn  ein  solcher  gestellt  ist.' 

Anmerkang: 

Die  Ausffrfisxiinf?  dos  Urteils  liegt  den  Richtern  seihst  oh  um!  darf 
nicht  der  Kanzlei  Ubertragen  werden,  welche  lediglich  mit  der  ächrift- 
ffllmiBg  m  befaMOi  ist  {Gordon  m  Art.  181^). 

182.  ,Die  Eutiicheidungen  der  FriedeusrichterversamoiluDg  werden  vc>ü 
dem  Vonitsenden  nnd  doi  Mitglieden,  wdche  an  Am  ürtdle  teHgaunnca 
iMbeo,  ontenchrieben  und  Tom  Seknt&r  beglMiUgt* 

Anmerkung: 

Die  Yerkündung  der  Entscheidung  erfolgt  erst  nach  ihrer  Unkt- 
sddninng,  nnd  mit  dw  Untereeiehnung  gilt  die  Bntacheidoiig  sls  iutaa4»- 

^c■]itmnm■n  (Borotpi/icicsk l  ßSJ  1  und  2  zu  Art.  182'.  Eine  Ahwtii Imn;: 
der  verkündeten  von  der  niedergeschriebem  n  Entscheidung  ist  Kass&üoB^ 
grnnd:  offenbare  Schreibfehler  kOnnen  jedoch  zu  jeder  Zeit  berichtigt  «ndei 
^Bornw/koirski  8§  1,  2  ZU  Art.  711.  i<  4  sa  Art.  700,  $4  sa  Art 966; 
Gordon  §  1  zu  Art.  70O,  §  1  zn  Art.  966). 

183.  „Der  Vorsitzende  der  Fricdensrichtenrersammlong  Terklbidet  da 

Parteion  das  Urteil  in  derselben  Sitzung;  in  vorwirkelten  ^»achen  kann  er  di* 
Verkfinduiig  des  Urteils  vertagrii,  jedoch  nicht  über  die  letzte  Sitzung  der- 
selben Friedensncbterversammluug  hinaus. 
Anmerkung: 

Die  Urteile  der  Friedensrichterversauunlungen  der  Re.sidenzstädtc  >' 
Petersburg  and  Moskau)  werden  in  endgültiger  Form  spätestens  in  siebea 
Tageii  DMb  ihrer  Vwkündung  niedergeschrieben.' 

Anmerkun  g; 

Als  Begel  gilt  die  Yerkündung  der  Entscheidung  mit  den  Gründen  in 
derselben  Sitzung,  in  welcher  sie  ergangen  ist;  die  AnlieranmuDg  eiaa 
Verkündungstermins  ist  nur  eine  Ausnahme  und  nur  dann  zulas.<ik.'.  winn 
die  sofortige  Yerkündung  Schwierigkeiten  begegnet  (Motive  bei  GorioH 
§  1  zu  Art.  183K  Dieser  Verkündungstermin  darf  nicht  über  den  letstoi 
Tag  derselben  Sitzungsperiode  des  Plenums  hinausgeschoben  werden.  Die 
Niederschrift  des  Urteils  nebst  den  Gründen  mufi  spätestens  in  3  'ü^^ 
erfolgen  {Gordon  a.  a.  0.  §  2,  Art.  141). 

184.  „Die  Urteile  der  Friedensiichterversaniinlung  werden  als  endgültig 
erachtet  und  unterliegen  der  sofortigen  Vollstreckung  in  der  in  den  Artt 
166— 161  Y(ng«8chrieh«n«D  Ordnung  vnter  Beobaditang  faleirbei  der  in  des 
Arttw  814—814*  gegebenen  Bestimmungen.* 

Anmerkungen: 

1.  Urteile  der  Berufungsinstanz  sind  grundsätzlich  nach  nissisckiB 
Zivilprozeßrecht  als  rechtskräftig  und  vollstreckbar  anzusehen  (Artt  94& 
920  ZPO;.  Die  Kassation  oder  Revision  wird  nicht  als  ordentliches  Rochta- 
mittel  erachtet,  welches  den  Eintritt  der  Bechtslcraft  und  die  VoUatrecJr* 
harkeit  des  Urteils  hemmt  (Art.  H14). 

2.  Die  Artt.  814  — 814 «  bestimmen,  daß  im  Falle  der  Einle^fung  des 
Rechtsmittels  der  Kassation  die  Einstellung  <ier  ZwangsvoUstreckaog gegd 
Sicherheitsleistung  auf  Antrag  angeordnet  werden  kann. 
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Urteile  der  Berufungsinstanz  in  Ehesachen,  in  Sachen  betreffend  die 
Anerkennnnjj  der  Yati?rsfhaft  und  in  Vermessnngssachen  sind  nicht  voU- 
£txeckbar,  hulauge  die  Einlegung  der  Rassation  (4  Monate^  möglich  oder 
in  der  Kassationsinstanz  <R^;teteiider  Senat)  Aber  das  Becii(«inittd  nicht 
entschieden  ist  (Art  814 1). 

Zwölfte««  Kapitel. 

Von  derAulhebungderUrtcil«-  dorFriedensricht  er  and  ihrer 

Versammlungen. 

185.  .Die  Gesuche  um  Aufhebang  Ton  Urteilen  der  friedensgerichtUchen 
Institatiimen  kttnaoi  dreierlei  Art  adn: 

1.  Gesaehe  nm  Kassation  von  Urteilen,  die  der  Appdiation  nicht 

unterliegen ; 

2.  Gesuche  um  Revision  von  Urteilen  (Wiederaufnahme  des  Ver- 

fulirt  us,  d.  II.). 

3.  Gesuche  von  Personen,  die  am  Prozesse  nicht  beteiligt  waren.'' 

Anmerknngen: 

1.  Dieselbe  Bestimmung'  vf'w  hier  ftlr  die  Urteile  der  anderen  Gerichte 
cf.  Art.  792.  Die  in  dem  Art.  185  bezeichneten  Rechtsbehclfe,  also  auch 
die  Kassation,  zählen  nicht  zu  den  ordentlichen  Rechtsmitteln  (cf.  Anm.  1 
SU  Art.  184),  sie  haben  lediglich  die  Aufhebung  eines  bereits  rechtskräftig 
gewordenen  Urteils  zum  Oeprenstande  und  unterscheiden  sich  von  den  ordent- 
lichen liecbLümittelu  dadurch,  daß  letztere  den  Eintritt  der  Rechtskraft  und 
die  Vollstreckung  aufhalten,  diese  aber  nicht  Mit  der  Berufung  (Appel- 
lation') ist  die  materielle  Prüfunt,'  des  Kecht-sstreits  erschöpft  cf.  Art.  11); 
die  iüiäbationsinstanz  , prüft  uicht  den  ötreit  der  I'arteien  hinsichtlich  eines 
bflrgerlichen  Rechtsanspruchs,  sondern  den  wahren  Sinn  des  <iesetzes  und 
seine  richtige  Anwendung  auf  die  von  der  jjerichtlicheu  lustaiiz  festtrestellten 
Tatsachen"  (8en.-Entsch.  pro  1873  Ko.  71U  bei  Borotoikoic^ki  55  1  zu 
Art.  792.  Gordon  g  4  zu  diesem  Artikel.  Sen.-Entsch.  pro  19(12  No.  66). 

2.  Das  Rechtsmittel  der  Kassation  ist  vollkommen  demjenigen  ilor 
Revision  der  deutschen  ZPO  gleich,  es  ist  gegeben  gegen  alle  endgültigen 
Entscheidungen  der  Berufungsgerichte  in  streitig;«  r  und  unstreitiger  Gerichts- 
barkeit (cf.  Art.  11  .Sf-n -Entsch  pro  19<J2  Nr.  33).  Hierbei  ist  die  Regel 
festzuhalten,  daü  dieiemgeu  Entscheidungen  mit  der  Kasaatiun  anfechtbar 
sind,  welche  den  Secntsstreit  (in  der  Bemfungsinstanx)  materiell  zum  Ab- 
schluß bringen,  so  daß  er  keinen  weiteren  Fortgang  mehr  hat,  gleichviel 
ob  diese  Entscheidung  ein  Endurteil  oder  ein  Beschluß  ist.  So  z.  B.  wird 
die  EntseheidODg  über  die  Zuständigkeitsfrage  durch  einen  BeschlaB 
aTi^^fj;  '^prochen.  Dieser  Beschluß  bringt  aber  den  Rechtsstreit  zur  voll- 
staudigen  Erledigang,  wenn  er  die  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
aasspricht;  geffsn  cdnen  solchen  Beschluß  in  der  Bemfnngsinstans  ist  die 
Kassation  gofrehon.  Ein  solcher  Beschluß  ist  dagegen  durch  die  Kassation 
nicht  anfechtbar,  wenn  er  im  Gegenteil  die  Zuständigkeit  annimmt,  denn 
dann  erfolgt  nach  Erledigung  der  präjudiziellen  Frage  der  Znstttndigkeit 
eine  Entscheidung  in  der  Sache  seihst,  gegen  welche  letztere  Entscheiduntr 
die  Kassation  zulässig  ist,  a'obei  allerdings  aach  die  Zuständigkeitsfrage 
aar  BrSiterang  gebniäit  worden  kann  {Borf»wik9i09ki  §  12  an  Art  798, 
Gordon  §  3  an  Art  793,  lagataehenko  S.  336,  HolmsUn  8.  260 
Anm.  3). 

3.  IKe  Reyisionsgesache  der  Ziffer  2  des  Art.  185  {beaw.  792)  sind  An< 

trüge  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  propter  noviter  reperta,  und 
der  Rechtsbebeli  unter  Zi5er  3  ist  demjenigen  gegeben,  der  am  Prozesse 
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odor  Ml  der  Saebe  «war  alt  Partei  nicht  beteiligt  war,  de«eii  Redtte  aber 

durch  (la.s  rerhtskraftiLio  rrti  i]  oder  seostigtt  Eodeutaclieiduiig  verletst «Bd 

(Sen.-Entsch.  pro         Nu.  Hii). 

186.  ^.Gesrirlu'  tun  Kassation  von  Urteilen  sind  zulässig: 

1.  im  Fallt-  <  in>  r  offenbaren  Verletznne  des  richtigen  Sinnes  des 
Gesetzes  oder  seiner  unrichtigen  Auslegung; 

2.  im  Falle  einer  Verletioiig  der  Voraehiüten  tmd  Formen  der 
ZPO,  die  Bo  wesentlich  sind,  dafi  infolge  üurer  Nicbftbeobaditnng 
die  Entscheidung  als  ein  g^btlidies  Urteil  nidit  anerkannt 
werden  kann: 

3.  im  Falle  einer  (  lurschreitung  der  Grenz» n  drr  dem  Friedens- 
richter oder  der  Friedensrichtcrversammluug  zugewiesenen  Zu* 
8t&ndiglrelt  oder  Hachtbefagnis." 

Anmerkungen: 

1.  Die  gleichlautende  Bestimmung  für  die  ordentlichen  Gerichte  ist 
im  Art.  798  enthalten.  Die  Kassation  ist  zulässig  gegen  die  endgültigen 
Urteile  sowohl  der  Friedensrichter  icf.  Art.  184  und  die  Anmerkungen  zu 
demselben  I  wie  auch  der  Friedensrichterversammlungen  Eine  Aufzählung 
derjenigen  prozessualen  Bestimmungen,  deren  Verletzung  die  Kassation  be- 
gründet, ist  von  der  legislativen  Kommissimi  ahL'i  lchnt  worddi,  wiil  eine 
erschöpfende  Anfzählung  nicht  möglich  ist  und  eine  unvolUtändige  achäd- 
Ucbe  Folgen  haben  kann  (Motive  bei  Gordon  §  1  zu  Art.  106  nnd  793 
ZPO).  Es  ist.  während  jede  Verletzung  einer  raaterielleTi  Rechtsnorm 
Kaasationsgrand  ist,  hier  nur  die  allgemeine  Begel  anfgeatellt,  daii  die  Ver- 
letzung dner  siyilprozessaalen  Norm  dann  die  Kaseatfon  begrflndet,  wenn 
sie  so  wesentlich  ist.  daß  der  Richterspruch  als  Titeil  nicht  gelten  kann; 
wann  dies  im  einzelnen  der  Fall  ist,  moü  der  Entscheidung  jedesmal  in 
eoneretö  vorbehalten  bleiben.  Die  Verletxnng  der  FormTorsemift  muß  in 
ursäclilirhi  iii  Zusaiiiiin  iilKUit;  mit  dt  ni  Tr'eil  st(  ln  ii.  d.  Ii  es  muß  liie  An- 
nahme begründet  erscheinen,  daß,  wenu  die  betreffende  Formvorsdirift  be- 
obachtet wftre,  ein  anderes  Besnltat.  ein  anderes  Urteil  oder  gar  kein  Urteil 
erzielt  worden  wäre  (Holvist en  S.  271.  273  .  Wegen  der  Anwemlunt; 
der  Gesetze  and  des  Gewohnheitsrechte  sind  die  Artt.  ^  und  130  und  die 
Anmerkongen  zv  denselben  zu  vergleichen. 

2  D  l-  NrM  hprflfung  durch  die  Kassationsinstanz  unterliegen  nnr 
die  Anwendung  des  Hechte  auf  den  gegebenen  Tatbestand  und  die  Aus- 
legung der  Reditssfttze  in  der  angefochtenen  Entscheidung,  nicht  aber  Fent- 
strlIun_''  Ti  tatsachlicher  Natnr.  s.>!lf(  n  str  .TUfh  offenbar  irrig  sein  iBoro- 
tcikütcski  g§  2H,  4y,  62  zu  Art.  793.  Gordon  §  6  zu  diesem  Artikel). 
Die  Wfl  rd  i  g  a  n  g  jedoch  der  festgestellten  TatomstAnde.  ihre  Qualifikation, 
und  zwar  nicht  nur  nach  ihrer  rechtlichen  Seite,  sr.mli  rn  nach  ilirrm 
gemeinhin  angenommenen  öinue  unterliegt  der  Nachprüfung  un  Kassauons- 
wege.  Die  Auslegung  eines  Vertragen,  einer  letztwiUigen  Verfflgung  ist 
Tatfrage  und  der  NachprUhintr  im  Kassatioiisw*  entzogen.  Ist  alvr  ein 
Vertrag,  eine  letztwillige  Verfügung  nicht  aus  ihrem  Inhalt  heraus,  sondern 
nach  anderen  außerhalb  derselben  Tiegenden  Nelienvmst&nden  interpretiert, 
so  ist  dies  Kas-sation^irrnnd ;  K  is>at!»ins<p'rund  ist  anrh  din  Aiislcfrnnp  riner 
bestimmten  Ausdruckswciät;  nicht  nach  der  diesem  Aasdruck  vum  ücstize 
zu^'  iLiiH  r.  n  Bedeutung,  sondern  in  einem  anderen  Sinne.  Überhaupt  ist 
eine  VtTkehrnng  der  Tatsachen,  eine  Festslelluntr  enrirepen  d*  ni  .\kton- 
iulialt  stets  Kussatiunsgrund.  Hierher  gfhürt  auch  die  Mangelhaftigkeit 
des  Tatbestandes,  eine  Unvollständigkeit  in  der  tatsicblichen  Pe»talellnng, 
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welche  dem  Kassationsgericht  die  Möglichkeit  nimmt,  die  Richtigkeit  der 
im  angefoebtenen  Urteil  gemachten  SchlnBfolgerongen  nachznprttfen  {Boro- 

trfkowsfci  a.  a.  0.  i;;;  n2  öti.  C,().  Gordon  a.  a.  0.  S§  H.  lOi  Dor  ^'ach- 
prlifang  im  Kassatiooswege  unuiiliegt  auch  die  Anweudung  und  Auslegung 
aosl&naisehen  und  H»ndelsgewohnheit«rechta  (Borofoikotoski  §  2  zu 
Art.  709.  Gnrtfon  a  a.  0..  Holmsten  S.  271). 

3.  Im  Kaäüationswcgc  kann  nicht  gerügt  werden:  äj  eine  den  amt> 
lieben  Motiven  nicht  entsfmebende  Gesetzesinterpretation  {Borotcikenoaki 
a.a.O.  §  46.  G  trdon  a.a.O.  §  7t;  h)  eine  uiiri  liti^^e  Auslegung  des 
Gesetzes,  wenn  die  Entscheidung  sonst  richtig  ist  [Bu  i  u  ic ikowski  a.  a.  0. 
$  43,  Qordon  a.a.O.);  c)  eine  unrichtige  Gesetzesanwendung,  die  schon 
in  erster  Instanr  vorrrpkomraen,  in  der  zw«  it<  n  Instanz  wiederholt,  von  der 
Partei  aber  in  der  asweiten  Instanz  nicht  gerügt  worden  ist  [Borotoi- 
kotcski  a.  a.  0.  §  31.  Gordon  a.  a.  0.,  Holmaten  S.  272i,  wie  denn 
überhaupt  in  der  Kassationsinstan?;  zuerst  vor^pbrachte  Erwägungen  und 
Gründe  unberücksichtigt  bleiben  {Borotcikotcski  a.a.O.  25,  29, 
Qordon  a.  a  0.  §  lOi.  Hingegen  kann  die  Ünznstftndigkeit  des  Oerichts 
zum  orsten  Mal  auch  in  der  KiKsationsinstanz  geltend  gemacht  werden, 
auch  wenn  sie  in  den  früht;i«a  Instanzen  nicht  geltend  gemacht  worden 
war  {Bnrowikowski  a.  a,  0.  §  27i;  d)  Mängel  des  Verfahrens,  welche 
die  Partei  in  der  früheren  Instanz  rügen  konnte,  aber  nicht  L^rilirt  hat 
{Bo rote  ik u  wski  a.  a.  0.  §  30,  Gordon  a.  a.  0.  §  7):  e)  Miiiigcl,  welche 
dem  Bf  .sohuirdef (Ihrer  zum  Vorteil  gereichen  {Borotcikotcski  a.  a.  0. 
t;  i:^  Goidon  a.a.O.).  oder  welche  zufolge  des  Antrags  oder  der  Zu- 
htimmuMg  des  Beschwerdeführers  begangen  sind,  oder  welche  er  selbst  ver- 
schuldet hat  {Bo rote ikownki  a.  a.  0.  §§  14,  16,  Gordon  a.  a.  O.  §  5): 
f)  solche  Mängel,  welche  für  die  Entscheidung  der  Sache  ohne  £iDflatt  sind 
{Borotcikotcski  a.  a.  0.  §§  7,  47i. 

4.  Der  Kassation  louui  sich  der  Kassationsg^ner  anschließen, 
ebenso  atirli  Kontrekassation  einlegen:  für  den  Fall,  daß  der  Kassation 
stattgegobtu  wird.  Die  Folge  ist  dann:  d.ili  fiir  den  Fall  der  Aufhebung 
des  Urteils  znfolge  der  Kassationsbeschwenlc  dir  iSenat  auf  die  Anschlofi» 
kassation  iKontrekassatiom  eingflnn  und  darüber  befinden  muÜ  (Boro- 
tcikotcski  a.  a.  0.  §  10.  Gordon  a.  a.  0.  ^  4*.  Die  Rücknahme  der 
Kassation  ist  ohne  Einfluß  für  die  Prüfung  und  Entecheidnng  Aber  die 
Anschlußkassation  '  Biirotr  ikotcski  a.a.O.  §  ISHi. 

5.  Derlnii  tit  der  Kassationsschrift.  Die  KassationsächrÜt 
muß  die  Beschwenlri»iinkte  angeben,  welche  nach  Ansicht  de«  Beschwerde- 
führers vrrli  tzt  "iind.  Es  genügt  nicht  die  I>(  Z(  irhnnn(.r  dpr  irp^otzlirhrn 
Bestimmungen,  deren  Verletzung  gerügt  wird,  sondern  es  lauLi  angegeben 
sein,  worin  die  gerügte  \  rii^  t^ung  des  Gesetzes  oder  der  Rechtsnorm  be- 
steht. Dagegen  ist  ciin  irrt  ümliche  Bezrirhnnn«,'  d.  s  al.'^  v<  rlf  f  zt  irrrilgten 
Gesetzes  unschädlich:  i  btuho  schadet  es  autli  nitlit,  wenn  in  di:r  litöthwerde- 
schrifi  nicht  angegeben  ist.  welches  von  den  drei  in  dem  Art.  \X)  ibezw.  798) 
angeführten  R*m  lir>iiiittt  ln  sie  darstellen  soll  d»  Kassation.  Wiederaufnahme 
des  Verluhreris.  AuJlit-bungsgesuch  Dritter  'Bot  vwikotcski  a.  a.  0.  §§  3 
bis  6.  3ö.  Gordon  a.  a  0.  S  9i.  Das  Kassationsgericht  beschränkt  sich 
ausschließlich  auf  die  Prüfung  der  in  der  Kassationssolirift  anirtfinirten 
Beschwerdepunkte.  Hervorgetretene  aber  in  der  Kassationssthiill  lUüht 
gerügte  Gcsetzesverletzungen  hat  der  l^enat  im  Kassationswege  nicht  zv 
prüfen  i Borotcikotcski  a.  a.  (>.  S  1.  Gordon  a.  a.  O.  Jj  12  .  l)er  Prüfung 

•  unterliegen  auch  nur  die  in  der  Kassationsschrift  selbst  angegebenen  Mängel; 
etwaige  Nachträge  zu  dies«  Schrift  bleiben  unberttcksiclitigt.  auch  wenn 
sie  innerhalb  der  Frist  eingereicht  sind.  .\uch  ein  nachträgliches  Vor- 
bringen von  Be^chwerdcpunkten  in  der  mündlichen  Verhandlung  ist  un- 
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zulässig  und  bleibt  unberücksichtigt  iBorutciktucski  a.  a.  0.  §  36, 
Bordon  a.  a.  0.  §  9). 

6.  Die  Aufhellung  <lt'fi  angofochtfnen  Frteils  erfolgt  nur  soweit  »ine 
solche  Aafhebung  begründet  ersciieiut:  erscheint  nur  das  Urteil  zu  einem 
Tdle  recbtsintllinlieb,  so  wird  nur  dieser  Teil  aufgehoben,  Mfern  er  aidi 
ans  dem  ^nnzon  Bestände  der  angefochtenen  Enischr  idnnc  aii8BOll4eni  IlSt 
[Borowikotoski  a.  a.  U.  §  17,  Gordon  a  a  ü.  §  lät. 

7.  Berechtigt  zur  Einlegung  der  Kassation  ist  die  zum  Teil  oder 
«jaT!7  unterlegene  Partei,  ebenso  auch  der  Neben-  oder  Hauptinterrenient, 
kurz  derjenige  Prozeßbeteiligte,  zu  dessen  Nachteil  das  IJt  rutuiigsurteil  er- 
gangen ist  und  nur,  soweit  er  unterU  gen  ist  Soweit  aber  der  Ihrose6* 
beteiligte  nicht  nnterlrsren  ist,  steht  ihm  das  Rechtsmittel  nicht  zu:  es 
Icauu  niemals  die  ubsie^endc  Partei,  soweit  sie  obsiegt,  Kassation  einlegen, 
obgleich  sie  mit  den  Urteilsgründen  nicht  zufrieden  ist.  Dagegen  kann 
die  obsiegende  Partei  Kontrekassation  einlegen  (cf .  Änm.  4  i  Prozeß- 
beteiligter  ist  anoh  derjenige,  dem  der  Streit  verkündet,  und  der  dem 
Prozeß  beigetreten  ist :  der  Beitritt  aber  zum  Prozesse  in  der  Kassatioia* 
instanz  zum  Zwecke  der  Einlegung  der  Kassation  ist  unzuliissitj  Rnro- 
tcikowski  a.  a.  0.       8,  U,  13,  §  4  zu  Art.  792.  Gordun  a.  a.  0. 

187.  .Gesuche  um  Keviätun  vuu  Urteilen  ^Wiederaufnahme  des  Ver* 
labieDs)  «ind  zvlinig:  Im  Falle  der  Attffindmig  neuer  T«t8««heii  oder  Im 
FftUe  einer  in  den  ürkanden,  «ü  welche  das  Urteil  sich  grOndet,  hervor- 
getretenen  FjUschnng.' 

Anmerkungen: 

1.  Der  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  gemäß  Art.  187 
ist  von  der  Friedensrichterversammlung  zu  entscheiden  und  nicht  vom  Senat, 
und  zwar  im  Kassationsverfahren,  gleichviel  ob  das  Urteil,  gegen  welches 
der  Antrag  sich  richtet,  vom  Friedensrichter  in  endgültiger  Form  erlaben 
ist,  d.  h.  IhI  einem  Objekt  bis  zu  Hn  liuhel  (cf.  Art.  liUi  oder  ob  das 
Objekt  30  Kübel  Ubeceteigt-  QieicbgUltig  ist  ea  auch,  wie  der  Antrag 
braeichnet  ist;  auf  seinen  Inhalt  kommt  es  an  {Boroutikotegki^i.  3 
zu  Art.  187;  Goidnn  §  1  zu  diesem  Artikeli.  Gegen  die  Entsehcidung 
des  Friedensncbterplenums  ist  dann  noch  das  Hecbtsmittel  der  Kassation 
an  den  Reglerenden  Senat  gegeben  {Borowikowiki  a.  a.  0.  §  1,  Got' 
düH  a  a  0.  §  2).  Für  die  Wiederaofnahme  im  nicht  friedeoagerifditUdien 
Verfahren  cf.  Art.  794. 

2.  Die  Wiederaafnahme  des  Verfahrens  ist  nicht  nur  gep;t'n  Urteile, 
sondern  auch  gegen  Beschlüsse  zulässig,  welche  den  Kerht.s.streir  zum 
endgültigen  Abschluß  gebracht  haben  {Borowikotoski  §  1  zu  Art.  794. 
Gordon  §  2  lu  diesem  Artikel,  cf.  Anm.  2  zu  Art.  I8ö).  Der  Antrag 
auf  Wiedf  raufnahme  des  Verfahrens  kann  auch  mit  der  Kassation  verhunden 
werden,  iu  welchem  Falle  die  Verwerfung  der  Kassation  nicht  auch  die 
Abweisang  des  Wiederanfnahmeantrags  zur  Folge  hat;  Uber  dieien  muß 
dann  besonders  entseliied^  werdm  {Borowikoutaki  a.  a.  0.  $§  86,  27, 
Gordon  a.  a.  0.  §  8). 

3.  Begründet  werden  kann  der  Wiederaufnahmeantrag  nur  mit  solchen 
neu  ermittelten  Tatsachen,  die.  während  der  Prozeß  in  den  früheren 
Instanzen  noch  schwebte,  schon  vorhanden  waren,  an  deren  Geltend- 
machung aber  der  Antragsteller  ohne  sein  Verschulden  gebindert 
war  (Sen.-Entsch.  bei  Grebner  und  Uobrotcolski  No.  3<)6,  Sen.-Entsch. 
pro  1902  No.  109).  Die  Erfordernisse  des  Wiederaufnahmeantrags  sind 
daher:   a)  das  Vorbringen  nener  Tatsachen,  bj  die  frOher  idraii 
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vorhrin  Ion  waren;  t)  die  der  Antragsteller  im  Pro7e9se  ans  Gründen,  die 
uuabiiangig  von  seinem  Willen  waren,  nicht,  geltend  machen  konnte,  and 
d)  der  Beweis  aller  dieser  Tatamstände.  Nar  die  llnmitglichkeit  der 
Geltendmachung  der  noviter  reperta  in  1.  viml  2.  Instanz  kommt  hier  in 
Betracht,  auch  wenn  der  Autragsteller  die  neu  ermittelten  Tatsachen 
während  der  Anhängigkeit  des  Prozesses  in  der  Kassationsinstanz  schon 
kannte,  weil  in  der  Kassationsinstanz  neue  Tatsachen  nicht  vorgebracht 
werden  können  {Borowikotoski  a.  a.  0.  §§  2—4,  Gordon  a.  a.  0. 
§  5,  Sen.-Entsch.  pro  1902  No.  1()9).  Tatsachen,  welche  der  Antragsteller 
schon  in  dem  rechtskräftig  abgeschlossenen  Verfahren  vorbringen  konnte, 
sind  nicht  geei^niet,  den  Wiederaafnahmeantrag  zu  begründen.  Ebenso 
können  Tatsachen,  welche  nach  Erlaß  des  Berufangsurteils  nicht  nur  ermittelt 
oder  aufgefunden  wurden,  sondern  jetzt  erst  entstanden  sind,  nicht 
hierher  gerechnet  werden:  solche  Tatsachen  können  die  Grundlage  einer 
neuen  Kla^je  abgeben,  aber  ein  Wiederaufnahmeantrag  kann  mit  ihnen 
nicht  begründet  werden  {ßoroufikowtki  a.  a.  0.  §§  4,  7,  8;  Gordon 
a.  ».  O.  §  7).  Bs  mttssen  nene  Tatsachen  Torgebracbt  werden,  nicht 
etwa  neue  (Jrllnde  und  Erwägungen,  und  die  neuen  Tatsachen  müssen  für 
die  zecbtskrältig  entschiedene  6acbe  Ton  aosschlaggebender  Bedeutung  sein: 
eine  um  ermittelte  Tatsache,  welche  die  Annanme  einor  Anfbebung  des 
rechtskri)f'iL'<'n  rrtrüs  nicht  begründet,  vermag  auch  den  Wifderaufnahme- 
antrag  nicht  zu  begründen  {Borotcikotoski  a.a.O.  ^2,  16;  Gordon 
a.  a.  0.  §  5,  ffoimaten  8.  256). 

4.  im  einzelnen  sind  folgende  Beispiele  aus  der  Judikatur  des  Senats 
ansuführen,  in  denen  der  Wiederaafnalimeantrag  für  begründet  erachtet 
wurdet  a)  die  Anfhehnng  einer  Bntsehddnngr  einer  Yerwaltangs-  oder 
Gerichtsbehörde,  welche  die  Grundlage  des  rechtskräftigen  Urteils  war; 
b)  eine  auigefundene  Urkunde,  welche  für  die  rechtskräftig  entschiedene 
fiaehe  von  wesentlicher  Bedeatnng  ist ;  e)  die  später  henterirte  Unriditifflcelt 
einer  behnrdlichen  Ausknnft,  auf  welche  das  rechtskräftige  l''rteil  sich 
Stützt;  d)  die  später  bekannt  gewordene  Ueisteskranicheit  der  Partei,  welche 
sohon  wibrend  des  VerTahrMis  des  reehtskrftfti^  entschiedenen  Prosesses 
bestand ;  e>  die  später  durch  rechtskräftiges  Urteil  des  Strafgerichts  erfolgte 
Feststellung  der  Fälschung  einer  Urkunde,  auf  welche  das  Urteü,  gegen 
das  der  Wiederanfnahmeantrag  sich  riditet,  sich  stützt  {Borowikowaki 
a.  a,  0.  §§  5,  10,  11,  12.  20,  23,  Gordoii  a.  a  0  §  6) ;  f)  die  in  gleicher 
Weise  später  erfolgte  Feststellung  der  Verletzung  der  Eidespflicht  durch 
einen  Zeugen,  auf  dessen  Aussage  das  Urteil  sich  gründet  [Holmsten 
S.  255).  Ein  später  bekannt  gewordener  Verjährungseinwand  oder  sonstige 
später  hervorgetretene  Einwendungen  sind  weder  WieJerauIiiahmegrund, 
n04Sh  können  sie  selbst  in  der  Kassationsinstanz  zuerst  geltend  gemadit 
werden  (BorotcikovfBki  a.  a.  0.  §  8,  Oordon  a.  a.  0.  §  7,  Isaat- 
sehen kn  8. 

188.  ,Die  Gesuche  (um  Aufhebung  von  Urteilen,  d.  Ü.)  von  am  Prozesse 
nicht  beteiligten  Bersonen  sind  In  denjenigen  FUtea  snlissig,  wo  daa 
xeobtskzftftig  gewordene  Urteil  ihre  Rechte  rerletst.* 

A  11  m  e  r  k  u  Ji  g  e  n  : 
1.  Für  die  Aufhebungsanträge  gegen  Urteile  der  anderen  Gerichte 
enthalt  Art.  795  diesdbe  BesUmnntng  wie  hier.  Von  der  rar  Entscheidung 
über  die  Anträge  aos  Art  188  bemfenen  Lutaas  gilt  das  in  Annt  1  xn 

Art.  187  Gesagte. 

8.  Der  Anfhebnngsantrag  aus  Art.  188  (bezw.  795)  richtet  sich  gegen 
rechtskräftige  gerichtliche  rrt<-ile  'niclit  aueli  rechtskräftige  das  Verfahren 
abschließende  Beschlüsse)  gleichviel  ob  erster,  oder  zweiter  Instanz,  oder 
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Versäumnisurteile,  welche  die  Rechtskraft  beschritten  haben,  weil  die 
bestimmten  Rechtsmittel  nicht  eingelegt  sind  [Borowikowski  §  46  zu 
Art.  795,  Olli  (l(,n  4  zu  Art.  795).  Mit  dem  Recht  auf  den  Antrag 
aus  Art.  18ti  konkurriert  das  selbständige  Klagerecht  des  Antragstellers; 
es  bleibt  ihm  fiberlassen,  den  Weg  zu  wählen,  den  er  zur  Erreichung 
seines  Zieles  mw  <r<H  iirnetsten  hält;  er  kann  auch  nach  Abweisung  seines 
Antrags  ans  Art.  lÖÖ  die  selbständige  Klage  gegen  denjenigen  wählen,  der 
auf  Gmnd  eines  reohtskriftigen  Urteils  sein  Recht  Tcrletst.  Irgend  eine 
Frist  für  dio  selbständige  Klageerhebung  ist  nicht  voi^fschritlxii :  sie  ist 
innerhalb  der  gesetzlichen  Verjährungsfrist  von  sehn  Jahren  zulässig 
ißorotoikofoaki  §  1  sn  Art  795,  Goräon  a.  a.  0.  §  3). 

8.  Legitimiert  zur  Stellung  des  Antrags  aus  Art.  188  ibezw.  795) 
ist  jede  Person,  die  am  Prozeß  nicht  beteiligt  war,  und  ein  persönliches 
oder  Vermögensrecht,  nicht  bloß  ein  Interesse  nachweist,  welches 
durch  das  rechtskräftige  Urteil  verletzt  wird  und  bereits  beim  Erlaß 
des  Urteils,  dessen  Aufhebung  verlangt  wird,  bestanden  hat.  Das 
erworbene  Recht  des  Antragstellers,  muß  durch  das  TTrteil  tatsächlich 
verletzt  sein,  das  Be-stehen  der  Möglichkeit  einer  solch»  ii  Richtsverletzung 
genttgt  nicht  {.Borowikowski  a.  a.  0.  2,  3,  26,  27,  Gordo* 
R.  a  0.  §  5,  Sen.-Entsch.  pro  1902  No.  17). 

4.  Dia  Nichtbeteiligung  am  Prozeß  ist  Voraussetzung  fOr  die  SteHrag 
des  Antrags  ans  Art.  188.  Beteiligt  aber  am  Proze  ß  sind  nicht  nur  die 
Part(>ien  selbst,  sondern  auch:  ai  diejenigen,  die  am  Ausgang  des  Prozesses 
unmittelbar  beteiligt  sind  und  sich  deshalb  einer  der  Prozeßparteien 
anschließen  können ;  b)  die  Erben  der  Parteien,  deren  Rechte  durch  den 
Nacblaßpflegcr  vor  Gericht  vertreten  werden;  c)  der  Vormund  eines  Ver- 
sidiwenders,  auch  wenn  der  Verschwender  selbständig  ohne  Zuziehung  des 
Vormundes  den  Prozeß  geführt  hat  (cf.  Art.  20  Anm.);  d)  überhaupt  die 
gesetzlichen  Vertreter,  Erben  nnd  Reebtsoachfolger  der  Prosefiparteieo 
{Borowikowski  a.  a.  0.  4.  H,  7,  8,  10,  12,  Gordon  a.  a.  0.  §  I, 
Isaatschenko  8.  4ö0,  Holmsten  S.  25B). 

5.  Einzelne  Beispiele  fSr  die  Znlässigkeit  des  Anfhebungsantnigs 
gemäß  Art.  188  siiul :  :i  des  Hauptintcrvcnientcn  i  Art.  lUiij  ZPO  .  der  schon 
bei  Klageerhebung  den  in  Streit  betindliohen  (iegenstand  fUr  sich  bean- 
spruchen  konnte,  seine  Rechte  im  Wegie  der  Haoptinterrention  geltmd  m 
ma<li('n  iintt'rlassen  hat:  b)  desjenigen,  il'iit  der  Stn.it  viikiiiidit  ist.  d^r 
aber  in  den  Prozeß  nicht  eingetreten  war  und  uanmebr  Aufbebung  des 
tJrt«i1s.  welches  gegen  ihn  rollstreckt  werden  Boll,  beantrag:  c>  de«  6e- 
klatrtri).  di  r  gar  nicht  geladen  worden  war  (derselbe  ist  in  diesem  Falle 
auch  kein  Prozeßbeteiligter,  da  die  die  Beteiligung  am  Prozesse  bersteilende 
Ladung  fehlt);  d)  der  Testamentserben.  falls  der  ProzeB  wegini  Zahlung 
einer  Schuld  des  filrblass*  rs  L'etri  n  dm  Testament svollsfreeker  gerichtet 
war;  e}  der  volljährigen  unter  Kuratel  stehenden  oder  großjährigen  Erben, 
falls  der  ProzeB  gegen  den  Vormund  der  minderjährigen  Hiterben  gerichtet 
war  (die  Volljälirigkoit  tritt  mit  dem  17  .Tahre  ein  und  dauert  Iiis  zur 
(iioßjiilirigkeit:  während  dieser  Zeit  besteht  keine  Vormundschaft,  sondern 
eine  Pflegschaft,  Knratel,  cf.  hierzu  Art.  19  nnd  Anm.^:  fi  der  Hiteigea- 
türner  eines  Grundstücks-,  die  als  solche  zum  Pioz.  sse  iilx  r  das  Grundstück 
nicht  hinzugezogen  waren;  gj  des  neuen  EigeutUm&rs  eines  Urundstiicks, 
Yorausgesetst,  &0  «r  es  schon  hei  Klageerhehnng  war.  in  einem  PMiefi 

L-'i  n  den  früheren  Eigentümer  u.  a.  ä.  ^Borotcrkmr.^L  i  a  a  0  ^9» 
lU,  14,  15,  17.  19.  44,  Gordon  a.  a.  0.  §  2,  Holmsten  b.  2dti). 

6.  Der  Aufhebnngsantrag  gemäß  Art.  188  (besw.  79&>  hat  die  Anf- 
hehiiHLf  d- s  r'^r!;t=:kräfligen  Urteils  nur  h  i  n  ?  t  r  !i  1 1  i  c  h  des  Rrrhts  des 
AntragättUerä  zur  Folge,  im  übrigen  bleibt  das  Urteil  zwischen 
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den  Parteien  als  res  Judicatn  hcstehpn.  Nach  Aofhebnnsr  des  rrtellstritd 
die  iiache  an  die  Vohnstanz  zurttckverwiesen,  and  diese  hat  von  Amts 
wegen  in  eine  erneute  Prttfong  der  Sadie  dnnitreten  (Art.  810  ZFO)  nnd 
festzustellen,  ob  das  frühere  Crteil  tatsächlich  die  Rechte  dos  Antraprstr^llors 
beeinträchtigt,  und  dann  eine  anderweite  Entscheidung  zu  treffen,  welche 
die  Rechte  des  Antragstellers  nicht  verletzen  darf  (ßorowikofeski 
a.  a.  0.  §§  48—61,  Qordon  a.     0.  §  6). 

189.  .Die  Oesncbe  nin  Anihebniig  von  Urteilen  der  PriedenBiichter 
werden  an  die  Friedensricht^rversaminlnng,  und  diejenigen  nm  Aufhebung 

von  Urteilen  der  Friedensrirht*  rversammlungcn  an  den  Regierenden  Senat 
gfrirlitct.  Die  Gesuche  um  Aufhebung  von  Urteilen  der  Friedensrichter- 
Versammlungen  werden  unter  Beobachtung  der  im  Art.  74fi  gegebenen  Vor- 
achrift  bei  dem  St&ndlgen  Mitglied  der  VerBammlung  eingereicht,  wdehes 
Unsiclitlich  der  Annalime,  der  Rficlcgabe,  der  NicbtberOckiichtignng  und  der 
Beförderung  dieser  Qesndie  an  den  Regierenden  Senat  nach  der  für  die 
Appellationsgeridite  Toigeachriebenr^Ti  Ordnnnir  verfährt  (vergl.  Art.  801).* 

Anmerkungen: 

1.  Die  VorBclirift  dei  Art.  1^  beueht  «ich  anf  alle  im  Art.  185 

ifhnott  Ti  rn-.surli»'.  W'us  (He  Form  dieser  Gesuche  anlangt,  so  ist  sio 
diejenige  der  Appellatioosbeschwerde  gemäß  Artt.  164,  Viü  {Qordon  §  2 
zu  Art.  169).  Diefl  betagt  andi  der  bier  angezogene  Art.  746.  nach  welchem 
dem  üe.sui'lu-  fdort  flcm  Appclhitinns-.  liii  r  dem  Aufhrljiiiii^sL't  suche)  soviel 
Abschriften  beizufügen  sind,  als  Beschwerdegegner  vorbanden  sind.  Einzn- 
reichen  ist  das  Gesuch  wie  jede  RechtsmittelKhrift,  bei  derjenigen  Instani, 
wi  It  he  die  angefochtene  Eiitsrhcidung  erlassen  hat:  diese  Vorschrift  ist 
obligatorisch,  die  Einrcichung  bei  der  Beschwerdeinstauz  bat  die 
Rücksendnng  des  Gesacbs  zur  Folge  {Borowikowdki  §  1  an  Art.  189, 
Art.  743). 

2.  Auch  für  das  weitere  Verfahren  bei  der  Einreichung  der  Gesuche 
sind  die  Bestimmungen  maßgebend,  welche  fär  die  Einreichung  der 
A|ipf llationsbeschwerde  in  den  Artt.  755,  757  — 7()0,  762,  764  getroffen 
sind  {Borowikuwski  a.  a.  ü.  §  3,  Gordon  §  3  zu  Art.  18H..  Nach 
diesen  Bestimmungen  hat  das  Gericht,  bei  welchem  das  Gesuch  eingereicht 
ist,  dasselbe  nrbst  den  Akten  und  den  Al>.s(  lirift«n  des  O.  surbs  (b  rn  Be- 
schweidegericht  zu  übersenden  (Art.  762).  Die  mit  dem  (iesuche  eingereichte 
Abschrift  ist  nach  Annahme  des  Gesuchs  dcA*  Gegenpartei  zuzustellen, 
wHcbo  iniK  rhalb  der  Frist  von  ciiirm  Monate  Gunter  Hinzurechtniticr  von 
Ent{irniii!L'3t;iK'  ni  eine  Gegtiierliliirung  «'inzureichen  hat  lArtt.  7.'>ö,  TbU). 
In  der  L;l»  icl)('n  Frist  kann  die  Gogenparii  i  si*  h  dem  Rechtsmittt  1  anschließen 
und  /..  B.  Anschlulikftssation  einlegi  n  mir  dem  Antrag  auf  .\b<inderung  des 
ihr  ungünstigen  Teiles  des  angefothteJien  Urteils  (An.  746).  Ist  das 
Gesuch  nicht  fristgerecht  oder  von  einem  nicht  dazu  legitimierten  Bevoll- 
mächtigten eingereicht,  so  ist  es  dem  Gesuchsteller  zurückzusrliicki-n 
(Art.  755».  Gegen  diese  i^'iclitannabme  (Rücksendnnyi  des  Gesuch.s  ist  dus 
Rechtsmilt^'l  der  Beschwerde  innerhalb  zweier  Wr.rli. n  vom  Tage  der  Zu- 
stellmitr  d<  s  /urf'K  kLri  .s:iiKlten  Gesuchs  zulässig  (Art.  757;.  Das  Beschwerde- 
gericht hat  nacii  Enipiuiig  des  (resuchs  nebst  den  Akten  Verhandlungstermin 
aasnberaumen  nnd  die  Parteien  zu  laden.  Wird  das  Urteil  wegen  Verletzung 
wesentlicher  prozessualer  Vorschriften  aufgeholii  n.  so  wird  das  A'i  rfahren 
von  derjenigen  Handlung  an  fortgesetzt,  weicht  dtu  Grund  zur  Auilicbung 
des  ang^ocutenen  Urteils  gegeben  hat  Art.  810 1  ;  die  anderen  prosesBuaien 
Handinngen  d^gen  bleiben  in  Geltung  \Holmsteu  S.  26U;. 
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3.  Das  „Ständige  Mitglied  der  Fririh-nsrirlitfrvorsanimliin«:"  cf.  Vor- 
bemerkung zam  1.  Buche)  hat  das  Gesuch  auzuuehnieu,  wo  es  aach  ihm 
überreicht  sdn  mag,  nicht  nur  in  dem  Amtigebftntle.  Das  ihm  flherrei^ 
KassationsL'«  siic)i  hat  er  lediglich  daraufhin  zu  prüfen,  ob  et  form-  und 
fristgerecht  iat,  ob  es  iu  den  Fällen  des  Art.  7öö  (ci.  oben  Anm.  2)  dm 
Gesttcheteltor  raraekmeclilekeB  ist,  od«  ob  es  ohne  Fortgang  (unberflek- 
Sicbtigt!  blcihon  soll.  Letzteres  ist  der  Fall:  wenn  dem  Gesuche  die  An- 
lagen nicht  beigefügt  sind  (Axt.  269  Ziffer  '6) ;  wenn  für  das  Gesuch  oidtt 
die  erforderliche  Stempelgebfihr  verwendfit,  oder  denuelbeB  dfe  Geridit»> 
kosten  nicht  liciijcftl^t.  oder  die  nötige  Anzahl  von  Abschriften  cf.  ob«i 
Anm.  1)  beigelegt  sind  (Art.  7d6,  cf.  auch  Art.  190).  Dagegen  bat  du 
Ständige  Hitglied  den  weiteren  Inhalt  des  Gesneoes  nidit  zu  prüfen, 
sondern  fs,  sofeni  « .s  formell  in  Ordnung  ist,  an  das  Beschwerdegericht 
abzuschicken  {Borowikowski  a.a.O.  §3,  Gordon  a.a.O.  §3,  d 
oben  Anm.  2). 

190.  .Dem  Gesuche  sind  eine  Abschrift  des  Urteils  und  alle  Urkunden, 
auf  welche  das  Gesuch  sich  stutzt,  beizulegen.  Mit  dem  Gesuche  um  Atil- 
hebnng  von  Urteilm  der  Friedensricliterrersammlnngen  sind  als  Phnd  ^ 
den  Fall  des  Unterliegens,  d.  Ü.)  sehn  Rubel  so  flbenenden,  ohne  vdche  du 

Gesuch  nicht  angenommen  wird.  Das  Pfand  fQr  ein  Gesacb,  welches  von 

Regierenden  Senat  als  unbegründet  zurückgewiesen  ist.  <rel:uitrt  in  die  Staats- 
kasse, für  ein  ftesnrh  aber,  welches  für  begründet  befunden  ist,  wird  dem 
Einzahlenden  zurückgewährt.  Von  der  Einzahlung  eines  Pfandes  sind  alle 
staatlichen  Verwaltungsbehörden  befreit. 

Anmerkung: 

Findet  der  Begierende  Senat,  daS  der  Beschwerdeführer  in  einer  Ltge 

sich  befindet,  welche  unbedingt  die  Anwendung  des  Arnienrechts  rechtffrtij.'l. 
80  kann  er  die  Rückzahlung  des  Pfandes  an  ihn  anordnen,  sofern  seine  Be- 
Bcbwerde,  wenn  anch  nicht  fttr  begründet,  dodi  nicht  jed«r  Grandlige  ent- 
behrend befanden  wird.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  gleiche  Bestimmung  wie  hier  ist  im  Art.  bOO  für  die  anderea 
Gerichte  getroffen.  Der  Betrag  des  einsnsahlenden  Pfendes  ist  dort  asf 

100  Rubel  erhöht.  Wird  der  Betrag  des  Pfandes  nicht  gleichzeitig  mit  dem 
Gesuch  eingesandt,  so  wird  das  Gesuch  zurückgeschickt;  wird  dies 
erst  bemerkt,  nachdem  das  Oesnch  an  den  Senat  abgegeben  ist  (Am  S 
zu  Art.  lH!(i.  so  liat  der  .^enat  dasselbe  zurückzuschicken.  Eine  Frist  zur 
Nachholuiig  der  Einzahlung  wird  nicht  gestellt,  und  ist  eine  solche  Fiin 
irrtflmlich  gesetzt,  so  ist  die  nachtrtigliche  Einzahlung  nnr  dann  ton  6^ 
deutung,  wenn  sie  innerhalb  der  für  die  Kinlegung  des  Rechtsmittels  be- 
stimmten Frist  (cf.  Artt.  191,  192)  erfolgt  {ßorowifcowski  6-7  n 
Art.  800,  Gordon  §  7  za  diesem  Artikel.  Anders  HolmaUn  8.  340, 
welcher  die  Nichtzahlung  des  Pfandes  als  Grund  dafür  bezeichnet,  daß  das 
Gesuch  ohne  Fortgang  bleibt.  Über  den  Unterschied  zwischen  dem  Bleiben 
des  Oesnches  ohne  Fortgang  und  der  Rücksendung  cf.  Anm.  zo  Art.  191). 

2.  Der  Betrag  der  l'fandsumme  ist  für  jedes  Aufhebungsgesuch  aus 
Art.  185  zu  zahlen,  gleichviel  ob  es  ein  Endurteil  oder  einen  Beschloß  so* 
fechten  soll.  Aach  die  Anschlußkassation  ist  von  diesem  Pfände  ni^ 
befreit.  Der  Betrag  von  10  (bezw.  l(K)i  Rubel  ist  derselbe,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Anzahl  der  Personen,  welche  die  Partei  bilden,  die  das  Rechtsmittel 
einlegt  {ßurowikowski  a.  a.  0.  §§  11,  13,  U,  15,  Gordon  a.  a.  0.§2). 
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3.  Außer  dem  Falle  des  OI»i«gwiB  lud  des  Annenrechts  der  Partei 

wird  das  Pfand  auch  zurücKu^ezahlt.  wenn  der  S»  iiut  die  Kassation  als 
seiner  Prüfung  nicht  unterliegend  erachtet  (d.  h.  wenn  die  Kassation  irr- 
tflmlich  an  ihn  gerichtet  war).  Dies  ist  durch  eine  Hinisterialverfügnng 
vom  Jahre  1900  anjrpordnet  'Gordon  a.  a  O.  ^  nV  Zurücktrezahlt  wird 
auch  der  Pfand  betrag,  wenn  das  Gesuch  gemüU  Art.  7üö  zurückgeschickt 
wird  (et.  Anm.  2  zu  Art.  189).  oder  wenn  es  snrQckgenommen  wird:  in 
rtipscTi  Fällen  wird  das  Gcsurli  nicht  zurückgewiesen,  das  Pfand  verfällt 
daher  nicht  (Borowikouaki  a.  a.  0.  8S  21,  22,  Gordon  a  a  0.  §  f)i. 

4.  Befreit  von  der  Verpflichtung  der  l'fajjdbestellung  siiul  kaliglich 
die  staatlichen  Yerwaltongsbehörden,  also  nicht  die  städtischen  und 
Provinzialbohf^rdcn:  nicht  einmal  ilie  Arraonpartei  ist  von  dtT  Einzahlung 
befreit;  üic  liut  nur  das  Kcchi,  uach  crfulgtei-  Einzahlung  die  Rückzahlung 
unter  im  in  der  Anmerkung  zum  Art.  190  angegebenen  Voraussetzungen 
nachzusuchen,  in  welchem  Falle  die  Rückzahlnncir  anf  Anordnung  des  Senats 
erfolgt  {Borowikotoski  a.a.O.  §§  16,  ib,  Gunlon  a.a.O.).  Vom 
Pfände  befreit  sind  auch  diejenigen  Beschwerden:  a  welche  sich  gegen 
die  Nichtannahme  des  Gesuches  aus  Art.  IH.t  fhezw.  7t>2)  richten;  bi  welche 
im  Aufsichtswege  an  den  .Senat  gerichtet  werden;  o  welche  der  OemRin- 
tcboldner  gegen  den  gtrichtlichen  Beschluß  gemäß  Art.  b2^\.  d<T  HPO 
iSwod  Sakonotc  Band  XI  Teil  2  Auhg  V.)m.  cf  Das  russische  Konkurs- 
recht Ztsch.  XV  97  f.),  wonach  seine  Zahlungsunfähigkeit  als  eine  fahr- 
l&ssige  erklärt  wird,  erbebt  {Borowihoto9ki  a.  a.0.  §§6, 10.  Gordon 
a.  a.  0.  §  2). 

6.  Der  Pfandbetrag  wird  bei  dem  Gerichte  unterer  Instanz  eingezahlt, 
bei  welchem  auch  das  (Msnch  ans  Art.  185  eingereidit  wird,  und  verbleibt 
dort  bis  zur  Entscheidung  des  Senates  über  die  Vtrwendung  bezw.  Rück- 
zahlung des  Betrages.  Das  Gericht  der  unteren  Instanz  hat  anch  in  dem 
mit  dem  Gesuche  an  den  Senat  abgeschickten  Bericht  anzugeben,  ob  der 
Pfandbetrag  eingesaUt  ist  [Borowikotoski  a.  a.  0.  §  19,  Qoräon 
a.  a.  0.  8§  ö,  7). 

191.  .Die  Frist  sor  Einreichnng  eines  Oesncbes  nm  Aufbebung  des 
Urteils  eines  Friedensricbtars  (Art  134)  wird  anf  einen  Monat,  xnr  Ein' 

reicbnng  eines  Kassationsgesuches  gegen  ein  üfteQ  der  Friedensricbtenrer^ 
Sammlung  (Art.  185  Ziffer  Ii  auf  zwei  Monate.  z»r  Einreichun'/  <ines 
Wiederaufnahraegpsachcs  gegen  ein  I  rteil  (kr  i'^nedtusrichtt  rv(  r>annnlung 
(Art.  185  Ziffer  2j  und  der  Gesuche  am  Prozesse  nicht  beteiligter  dritter 
Personen  nm  Anfhebung  eines  Urteils  der  FriedenBricbterrersamnilnng  (Art.  18o 
Ziffer  3)  —  an!  Tier  Monate  bestimmt.* 

Anmerkung: 

Für  die  anderen  Gerichte  (nicht  Friedensgerichte)  bestimmt  der  Art.  796 
fttr  alle  hier  bezeichneten  Gesuche  eine  einheitliche  Frist  von  vier  Monaten. 
Die  Frist  ist  gewahrt,  wenn  das  Gesnch  innerhalb  derselben  eingereicht 

ist.  sollte  sie  auch  ohne  Fortgang  geblieben  sein  (cf.  Anm.  3  zu  Art.  189), 
sofern  nur  der  Antragsteller  innerhalb  der  ihm  hierzu  gerichtsseitig  ge- 
setzten Frist  das  Versänmte  nachgeholt  hat.  Anders  verhält  es  sich,  wenn 
das  Gesuch  M'egen  Nichtbt  ^b  i«  htung  von  Formvorschriften  nicht  ange- 
nommen und  zurückgeschickt  wird  ^cf.  Anm.  2  zu  Art.  lH9i:  diese  Ein- 
reichung unterbricht  nfcht  die  Frist.  Eine  Verzögerung  in  der  Rück- 
sendung kann  die  Wie  b  r'  insetzung  itt  den  vorigen  Stand  begründen  [  Bo- 
rotoikotcski  §§  1,  2  zu  Art.  796,  Gordon  g§  2,  ä  zu  diesem  ArtikelJ. 
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192.  ,Dto  in  dem  yonteiieiiden  Artikel  bestimmte  Friat  wird  gemhoci: 

1.  !Ur  Q^che  um  KMBation  von  Uiteüeti — vom  Tage  dar  MitteOani: 

der  Entscheidang ; 

2.  für  Wiederaufnahmegesnche  —  von  dem  Tafre.  an  welchem  dem 
Antragsteller  d^r  tiuue  ala  Grundlage  des  WiederaafBabni*>T<>r 
fahrens  dienende  Tatumstand  bekannt  geworden  ist,  und  im  i-aile 
einer  ürkandmflüacliang  Yon  dem  Tage»  an  wekdMm  dM  Uitd 
dei  Straigwichtfl,  in  dem  die  Urkonde  all  gefiUadit  inerkumt 
wird,  die  Bechtekraft  «riangt  liat^ 

3.  !ttr  Gesuche  am  Pro/esse  nicht  beteiligter  dritter  Personen  tin 
dem  Zeitpunkte,  an  welchem  das  Urteil  dem  Antragsteller  bekannt 
geworden  ist.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Prflfang.  ob  das  Oesach  Mstgereeht  angebracht  ist,  Ue0  dc^ 

jenigen  Instanz  üb,  bei  weUlior  dii.s  Gesuch  tinf^trcicht  wird  nf  Anm.  2 
und  3  zu  An.  is;».  Bot  ou  i/cuu-sk!  $  1,  Gordan  ^  1  zu  Art  75i7i- 

2.  Die  Frist  zur  Eiiileguiig  dfr  Kassatiuu  läult  vuu  der  Mitt*ilnng, 
d.  h  von  der  Verkündung  des  Urteils,  und  nicht  von  seiner  Niei- r>  hrift 
in  endgiiltiiror  Form  (cf.  Anm.  1  /u  Art.  141 1.  Dit  letzter»'  Zeiipunkr  ist 
in  deujeuigen  Fällen  der  Beginn  dcä  Laufs  der  Kusäuiiunsfrist,  wo  die 
Kassation  sich  gegen  ein  Urteil  des  Appellationsgcrichts  riehlet  (Bora- 
trikotr.sici  a  a.  0.  5?^  2,  Qu)  ilun  a.  a.  0.  §  2,  Holnt  ^  t  cn  S  2;i'^ 
Dieselben  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Kassationsirist  gegen  Besctiluä^' 
{Borowikowski  a.  a.  0.  §  6). 

8.  Die  Einhaltung  der  Frist  für  Wiederaufnahmegesuche  iZiffer  2 
wird  von  dem  Beschwerdegericht  (dem  Senat)  geprüft.  Beim  Nichtbesireittn 
der  Gegenpartei  muß  die  Angabe  des  Antragstellers  gelten.  Letzterer  muü 
aber  jedenfalls  angeben  (nicht  beweisen i,  wann  die  neue  Tatsache  zu 
seiner  Kenntnis  gekommen  ist,  da  andernfalls  der  Wiedcraufnahtneantra^ 
unberücksichtigt  bleibt.  Bestreitet  die  Gegenpartei  die  Richtigkeil  dtr 
Angaben  des  Antragstellers,  so  liegt  ihr  die  Beweispflicht  ob  (ßor^vi- 
kotrskf  a.  a.  0.  ^  7,  Gordon  a.  a  O  ^  3i. 

4.  Der  Beginn  der  Frist  für  Gesuche  aus  Zilfer  3  ist  die  Kenntnii- 
erlangung  yon  dem  Urteil,  dnrdi  welches  die  Rechte  des  Antragstellen 
verletzt  sind  Ob  die  Frist  darnach  iin^ffhaltcn  ist,  hat  der  Sm^it  zu 
prttlen.  Auch  hier  liegt  der  bloüen  Behauptung  des  Antragstelicrs  gegta- 
Aber  der  Gegenpartei  me  Beweispflicht  ob,  wobei  zu  bem^ken  ist,  dal)  der 
Beginn  der  Zwantrsvollstreckung  aus  dem  antCL-fot  htenen  Urteil  gegtn  den 
Beklagten  noch  nicht  der  Zeitpunkt  der  Kenntoiserlanguug  von  dem  Urtdl 
durch  den  Antragsteller  stt  sein  braucht,  seihst  wenn  die  ZwangSToUstrednni; 
auf  dem  Gute  vorgenommen  ist.  auf  dem  der  Antragsteller  gewöhnlich  semn 
Wohnsitz  hatte,  denn  der  Antragsteller,  gegen  den  die  ZwangsvoUstreckaog 
sich  ja  nicht  richtet,  braucht  die  nineren  Umstände  dieser  ZwaogSToU- 
streckung  und  das  ihr  zugrunde  liegende  Urteil  nicht  zu  kennen  {B9T0' 
toikotoski  a.  a.  0.  §§  8,  11,  16,  Gordon  a.  a.  0.  §  4). 

193.  „Die  Friedensrichtenrersammlnng  hat,  wenn  sie  das  Gesuch  um 
Aufhebung  des  Urteils  für  begründet  erachtet,  das  angefochtene  Urteil  auf- 
zuheben nnd  an  einen  anderen  Friedonsrirhtcr  zur  Entscheidung  zu  rerweiseo. 
In  gleicher  Weise  hat  der  Regierende  äenat  bei  Aufhebung  des  Urteils  ei&er 
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Friedensricbt«rversammlui)g  die  Sache  an  eine  aodere  Fiiedeasrichterrersamm- 
limg  SQ  verweiMn.* 

Amnerkang: 

cf.  Art.  189.  Für  die  anderen  Gerichte  trifft  Art.  809  dieselbe  Be- 
atimmaog  wie  hier.  Das  Besch werdegericht  hat  im  Falle  der  Aufhebung 
des  Frteils,  d.  h.  wenn  es  dem  Gt^cm  stattgibt,  niemals  selbst  anderweit 
zu  entscheiden,  sondern  stets  an  die  Vorinstanz  zurückzuverweisen,  und 
»war  6tet8  an  ein  anderes  gleichartiges  Gericht,  welches  mit  der  Sache  noch 
nicht  befaßt  war.  Yerstaßt  die  Friedensrichterrersammlung  gegen  diese 
Vorschrift,  oder  sie  ontscheitici  soUist  andtTweit,  odor  sie  bebandelt  ein 
Kasaationsgesach  im  BerufungaTerfahren,  und  umgekehrt,  so  kann  diese 
ihre  Entscneidnnf^  wiederom  mit  der  Kassation  bei  dem  Regierenden  Senat 
angefitchttn  wonicn  \  Borotcikuwski  §  3  zu  Art.  l!)3.  §  1  zu  Art,  809. 
GordoH  §  1  zu  diesem  Artikel).  Das  Gericht,  au  welches  die  Sache  zur 
anderweiten  Veciiandlttng  und  Entsebeidiing  Terwicaen  ist,  ist  an  die  Ent- 
eclu  iduim  des  Bescbwt-rd*  richts  gebunden  {Gordou  a.  0.  §  2,  Alt. 
811  ZFO,  cf.  Anm.  2  zu  Art.  194). 

194.  „Der  Friedenariekter  oder  die  PriedenäriditerTersanuntnng,  an  welche 

die  Sache  zur  Verhandlung  verwiesen  ist,  tritt  an  die  Entscheidung  nicht 
anders  heran  als  narh  crfulgt»  r  Tiiiduiiii;  IkMi  r  Parteien  und  unter  Beobachtung 
hei  Verhandlung  der  Sache  der  in  den  Artt.  ÖIO — 813  gegebenen  Vorschriften." 

Anmerkungen: 

1.  Über  Ladung  der  Parteien  cf.  Artt.  171,  172.  Die  Vorschrift  des 
Art.  810  ist  oben  Anm.  2  a.  E.  sn  Art.  189  wiedergegeben.  Die  Verhand- 
lung vor  dfin  G<  ri<  ht.  uii  wclchos  dir  Sarho  verwiesen  ist.  findet  nach  den 
für  dieses  Gericht  bestehenden  Vorschriften,  also  nach  den  Artt.  — 8U^ 
fttr  die  Friedensgnrlchte^  nnd  Artt.  170—184  fttr  Priedenarichterrersamm- 
Inngen  statt.  Die  Ladung  aor  f'irt  i n  rf  lirt  naeh  den  zu  den  .\kten 
angegebenen  Adressen  derselben.  Die  l'üiU;!,  welche  inzwischen  ihren 
Wohnort  gelindert  bat,  nrafi  ihre  neue  Adresse  dem  Gerieht,  an  welches 

die  S'arhe  verwiesen  ist,  und  welches  sie  aus  der  ihr  zuffi  stallten  Abschrift 
des  Urteils  des  Bcschwerdcgerichta  (der  Friedensrichterversammlung  oder 
des  Senats)  eraiebt.  ohne  Verzag  anzeigen  {Borotcikowski  und  Qordon 
§  1  zu  Art.  ^fUt^  Ist  das  ani^'-fnchtene  rrtoil  auf  das  (Josudi  eines  am 
Prozesse  nicht  Beteiligten  deshalb  aufgehoben  worden,  weil  dtrjeuige,  gegen 
den  die  Klage  gerichtet  war.  niebt  der  richtige  Beklagte  ist,  so  hat  da« 
Gericht,  an  welehes  die  Sache  verwiesrn  ist,  eine  Entseheidunji^  dahin  zu 
treffen,  dai5  die  Klage  unberücksichtigt  zu  bleiben  hat  {ßorototkowski 
§  18  im  Art.  810). 

2.  Nach  den  angezogenen  Artt.  811—813  hat  das  Gericht,  an  welches 
die  Sache  verwiesen  ist,  ohne  Rücksicht  auf  das  aufgehobene  Urteil  eine 
nene  Entscheidung  zu  erlassen,  wobei  es  an  die  rechtlichen  Ansfflhrungen 
und  Grsirhtspunkte  des  Senats  in  dmi  das  aiiLr*  focht nif  T'rteil  aufhebenden 
Erkenntnis  gebunden  ist,  sonst  aber  in  tatsächlicher  Beziehung  nicht 
gehindert  ist,  neuen  Beweis  tn  erheben  oder  den  früher  erhobenen  Beweis 
zu  wiederholen  oder  best.  hi  ii  /u  lassen  und  das  Ergebnis  anders  zu 
würdigen  usw.  Die  neue  Entscheidung  kann  in  dcrsell>en  Weise  wie  die 
anfgehobene  mit  der  Kassation  nsw.  angefodhten  werden.  Besonders  iat 
es  ein  Kassationsgrund,  wenn  die  nein  Entscheidung  von  den  rechtlichen 
Ausffliirungen  des  Senats  abgewichen  ist  {ßorototkowski  §§  1,  '6  zu 
Art.  813,  Gordon  §  2  sn  Art.  811,  §  2  sn  Alt.  813,  JE[olm*t0nS.f^n). 
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Drelsehnlm  Kapitel* 
Ton  der  Ablehnniig  Ton  Friedensricbtem  and  Hitgliederi 
der  PriedesrichterTertammlangen. 

195.  ,Der  Friedenaridttar  ist  verpflichtet,  in  folgenden  F&Ikn  iM 
MUSnschließen  nnd  kann  von  den  Parteien  abgelehnt  werden  : 

1.  wenn  er  selbst,  seine  Ehefrau,  seine  Verwandten  in  gerader 
Linie  ohne  Beschränkung,  in  der  Seitenlinie  die  VerN^  andteD  der 
ersten  vier  und  die  dnreli  SebirAgenchnft  verlnuidenen  ¥«• 
wandtm  dar  ersten  drei  Omde,  elnmao  wenn  von  ihm  edeptkite 
Personen  an  dem  Frexesse  beteiligt  sind; 

2.  wenn  der  Richter  Vormund  einer  der  Parteien  ist,  oder  deren  ' 
(reschüft  verwaltet,  cnlt-r  wenn  die  Partei  das  Geicb&ft  oder  , 
das  Gut  des  Hicht«rs  verwaltet; 

S.  wenn  der  Richter  oder  dessen  Ehefrau  die  nächsten  gesetsUcJm  | 
Erben  einer  der  Parteien  sind,  oder  mit  einer  von  ihna  im 
FroxeBse  stehen.*  > 
A  n  m   r  k  n  n  g  e  n  :  ' 

1.  Dieselbe  Bestimmung  wie  Art.  l\iö  für  die  Friedensgericbte  enthüll  | 
Art.  007  fttr  die  Gerichte  anderer  Art.  Die  BesÜnunang  mtdefc  ni<fct  ntr  i 
in  streitiger,   sondern  auch  in  unstreitiger  Gerichtsbarkeit  Ai)wtn.!rjne 
(Borotcikotcski  a.  a.  0.  §  4^,  Gordon  ^  2  zu  Art.  667).  lüne  Ab- 
lehnung des  Gerichts  in  seinem  Ctesamtbestande  (der  Priedensridlte^ 
versamnilunirl  wegen  Befangenheit  i.st  nnr  in  di  r  ^^^->i3e  möglich,  daß  jeder 
einzelne  Richter  besonders  abgelehnt  wird  {Borowikotoaki  §  1  M  1 
Art  667,  Oordon  g  7  zn  diesem  Artikel),    ünter  Verwandtschaft  ool  I 
Schwägerschaft  im  Sinne  dieses  Artikels  ist  die  gesetzliche  zu  verstehtn.  I 
nicht  die  natürliche  i^Holmsten  iS.  39).  Wenn  an  der  Sache  des  Adoptiv- 
vaters der  Richter  beteiligt  ist,  so  ist  das  kdn  Ablehnnngsgnind  {Efolm$Un  I 
8.  89). 

2.  Der  Ablehnnngsantrag  muß  vor  Verhandlang  zur  Uaapisacbe 
gestellt  werden,  da  andernfalls  einVercicht  anf  das  Ablehnongsreclit 

angenommen  wird.  Der  l'mstand,  daß  der  Rieht*  :  ii  h  selbst  nicht  aas- 
geschlossen  hat,  ist  kein  Kassation^rund,  obwohl  der  Richter  hierzu  auch 
ohne  den  Antrag  der  Partei  abzuwarten,  in  den  gesetzlich  (Art»  195  bcsv. 
667)  bezeichneten  Fällen  verpflichtet  ist  (Art  669,  BorowikowMM 
a.  a.  0.  §§  3,  4,  Gordon  a.  a.  0.  §§  5,  6). 

3.  Die  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  mit  dem  BeroUmlchtigUn 
der  Partei  ist  gleichbedeutend  wie  die  Verwandtschaft  oder  Schv  agersrhaft 
mit  der  Partei  selbst  {Borotcikowski  a.  a.  0.  §  13,  Gordon  a.  a.  0. 
§  3  b).  Dagegen  ist  der  Umstand,  daß  der  Bevollmächtigte  der  Partei 
zugleich  auch  Bevollmächtigter  des  Richters  in  einer  anderen  mit  der  va 
Verhandlung  stehenden  nicht  im  Zusammenhang  stehenden  Sache  ist,  kein 
Ablehnungsgruiid  {Borotcikowski  a.  a.  0.  §  15,  Gordon  a.  a.  0.  «S 
Ziffer  2). 

4.  Nnr  die  Schwiigersrhaft  der  Partei  mit  dem  Richter,  nicht  aock 
mit  destöcn  Ehefrau,  i4>t  Ablehüungsgnind  {Boroicikoicski  a.a.O.  §  18, 
Qordon  a.  a.  0.  §  3^).  Eine  Verwaltung  des  Gntcs  im  Sinne  des  Art.  \^ 
(bezw.  667j  Ziffer  2  ist  iii<]it  vorhanden,  wenn  die  Partei  das  Trat  de» 
Richters  gepachtet  hat  {ßut  aicikoicaki  u.  a.  U.  ^  16,  Qordun  a 

5.  Eine  Beteiligung  am  Prozeß  liegt  nicht  allein  bei  den  Parteien, 
dem  Nebenintenrenienten  nnd  Haaptinterrenienten,  sondern  noch  dsiui  T<Vt 
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wenn  der  Richter  in  moralischer  Beziehung  am  Prozesse  beteiligt  ist.  Daher 
kann  derjenige,  der  als  Zenge  In  der  Sadhe  Temommen  Ist  oder  die  Sadie 

als  Bevollmächtigter  vertreten  hat,  nicht  als  Richter  in  derselben  Sache 
iungieren  {Qordon  a.  a.  0.  §  3j.  Ebenso  kann  der  Vorsitzende  einer 
Kreditgeseusehaft  anf  Gegenseitigkeit  oder  ttberhanpb  der  Beteiligte  an  einer 

Gesellschaft  in  einem  Prozesse  dieser  Gesellschaft  nicht  das  Pii(  htt  iaiut 
l)ekleiden  ißorotoikotoski  a.  a.  0.  §  15^  Gordon  a.  a.  0.,  Holmste» 
8.  40). 

6.  Das  Bestehen  eines  Prozesses  zwi^i  hen  Richter  uikI  Partei  ist  von 
der  KlageerhcbuDg  bis  zur  rechtskräftigen  Erledigung  anzunehmen.  IS  ach 
rechtskräftiger  BHedignng  besteht  der  Prozefi  nicht  mehr,  sondern  er  hat 
bestatiileti.  unrl  dies  ist  kein  AblehnunfrstTrnn<1  Aber  nicht  nur  ein  Zivil- 
prozeü,  der  zwischen  einem  Richter  und  der  Partei  schwebt,  ist  Grund  zur 
Ablehnung  des  Rlditm,  scmdorn  aneh  ein  Strafverfahren,  in  welchem  der 
Richter  als  Partei  auftritt  iz.  B  hei  Antragsdelikten).  Indessen  ist  der 
Richter  in  einem  Strafverfahren  gegen  die  Partei  wegen  Beleidigung  des- 
selben im  Amte  nicht  als  Partei  anzusehen  [Borowikoteski  a.  a.  0. 
§§  17.  1«.  Gnrdov  a.  a  0  ^  3V  Narh  Holfiif'frn  S  40  soll  der  Prozeß 
zwischen  Richter  and  i'artei  schon  vor  Beginn  der  zur  Verhamllung  stehenden 
Sache  begonnen  haben,  da  andernfalls  die  Partei,  welche  einen  ihr  miß- 
liebitreii  Richter  beseitigen  wollte,  mit  iliiu  eimn  iiiilutjrtiiideten  Proiefi 
beginnen  könnte  i^was  aber  im  Geäetzt  selbst  keine  Stütze  ündet). 

7.  Nach  Art.  148  des  Gerichts verfassnngsgei«etzes  (Sicod  Sakonoto 
Bd.  XVI  T.  1  Ausg.  1892  in  der  Fassung  vorn  Jahre  19(>2)  dürfen  die 
Richter,  die  an  der  Verhandlang  und  Entscheidung  der  Sache  teilnehmen, 
nicht  antereinander  verwandt  oder  verschwägert  sein.  Diese  im  Interesse 
der  Rechtssicherheit  und  UnparteiHclikeit  ijetroffeiie  Bestimmung  ist  so 
wesentlich,  daß  sie  selbst  durch  einen  ausdrücklichen  \  erzicht  der  Parteien, 
einen  Einwand  hieraus  herzuleiten,  nicht  beseitigt  werden  kann.  Eine 
Verletzung  dieser  Bestimmung  ist  stets  Kassationsgrund  ifiorotoikotoaki 
a.  a.  0.  §  6). 

..Das  GesTirh  tun  Al)lelinui!L.'  'ies  Kriedensrirbt^r«  unter  ATifiihriiag 
der  Gründe  muß  vum  Klager  bei  der  Einreichung  der  Klage  und  vom  Be- 
klagten nicflit  spftter  als  im  ersten  Yerhandinngstermin  angebracht  sda." 

A  n  m  e  r  k  u  n  g : 

Die  Folge  der  nicht  rechtzeitigen  Anbringung  des  Ablehnungsgesuchs 
cf.  oben  Anm.  2  zu  Art.  195.  Der  Umstand,  daß  eine  Partei  im  ersten 
Verhandlungstermin  abwesend  ist,  hebt  die  Folgen  der  nicht  rechtzeitigen 
Anbringung  des  Ablehnungsantrags  nicht  anf  (Borowikoicaki  %  1, 
Gordon  §  2  zu  Art.  669).  Nach  Art.  669  kanu  der  Ablehnungsantrag 
aurh  spater  im  Laufe  des  Prozesses  gestellt  werden,  wenn  der  AblehnungV" 
grund  später  hervorgetreten  ist. 

If*?.  „Der  Friedensrichter,  der  die  AblehnungsgrUnde  fflr  gerechtfertigt 
hält,  gibt  die  bei  ihm  eintrereichte  Khijre  niit  allen  ihren  Anla^ren  an  den- 
jenigen Bezirks-  oder  ehrenamtlichen  Friedensrichter  ab,  welcher  im  Voraus 
in  seiner  Vertretung  in  tthnlielien  Fällen  auf  Grand  des  Oeriehtsrerfanungs- 
gesetms  bestimmt  ist.* 

Anmerkung: 

Nach  den  Bestimmungen  der  Artt.  15.  16.  43  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzee  ist  für  j  l  i  Friedensgerichtsbezirk  ein  Friedensrichter  und  ein 

ehrenamtlicher  Fried»  nsrirhter  idurch  Wahl  oder  Ernennung^  7a\  bestellen. 
Im  Falle  der  Behimlernnt:  oder  Ablehnung  des  Friedensrichters  des  Bezirks 

ZelUchrilt  f.  Intern.  Privat-  u.  Uffeotl.  Eochl.   XVI.  35 
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wixd  dieser  dnrcb  den  elNrei»iiiiUobeii  Fried^iBricliter  oder  den  FMedeiu> 
ricbter  des  beiMcbliarteii  Bezirks  nacli  einer  vorher  bestimmten  BeflMnJolfe 

vertreten. 

198.  ,Erurlnot  ili'i-  Fri.  (k'iisriolitor  die  vorgebrachten  Ablebnungsgründe 
au  seiner  Anssrhlii.Ljniif,'  iii^ht  für  jiusii-ichpnd.  während  dif  Partei,  nachdem 
ihr  hiervon  ^iitt^iiung  gemacht  ist,  bei  Uet  Ablehnung  verharrt,  so  hat  er 
deren  Ablehnangsantrag  snsanunen  mit  seiner  eigenen  Krkl&mng  nicht  spiter 
als  zwei  Tage  Tom  Zeitpunkte  der  Binreidinng  an  die  FriedenBrichterrer» 
Sammlung,  falls  die  Sitzungen  derselben  schon  begonnen  haben,  oder  innerhalb 
einer  Woch'^  bi?<jnnnen  sollen,  zur  Entsclieiduii«  fu  übersonilfii,  im  anderen 
Falle  hat  er  die  dache  unverzüglich  »acli  den  im  vorstehenden  Artikel  ilÖTi 
gegebenen  Vorschriften  an  einen  anderen  Friedensrichter  abzugeben,  und  in* 
xwischen  legt  er  die  Frage  wegra  seiner  Ablehnong  dw  Friedenarjchterrer' 
sammlnng  in  ihm  ersten  Sitsong  nnr  Bntsoheidnng  tot.* 

Anmerkung: 

Die  Behaadlung  der  Al)lehnuugsantr&ge  soll  nach  der  Absicht  des 
Oesetzgebers  än  den  HotiTen  bei  Qordon  §  1  zn  Art.  196)  eine  beschleunigte 
sein,  tim  oint'  Vrizriircrnnif  des  PrdZpBfranifes  r.w  rermeiden.  Ersieht  die 
Friedensncht*iveisamuiiüiig.  welche  zur  Entscheidung  des  Ablehnungs- 
antrags berufen  ist.  daß  die  vorgebrachten  Ablebnungsgründe  nicht  nur 
auf  d«  n  ziisf  iuuliireii  I'rii  dinisrichter.  sondern  auch  auf  alle  .indrrtMi  Bt  zirks- 
friedensrichtei  desselben  Kreises  passen,  so  kann  sie  ohne  weiteres  die 
äache  dem  ehrenamtUcben  Friedensrichter,  der  nach  der  vorher  bestimmten 
Ordnung  zur  Vertretung  hrnifen  ist,  überweism  (Borotcikotcski  im 
Art.  11»8.  Gnrdmi  §  2  Ell  diesem  Artikel,  cf.  Annurkuii^tn  zu  Art.  197'. 

.I.Jiis  (icsuch  um  Ablehnung  von  Mitgliedern  der  Frit-dinsrichter- 
versamnalung  wird  bei  dem  Vorsitztndt;u  der  Versammlung  mündlich  oder 
sehrifUich  vor  Beginn  der  Verhandlung  in  der  Sache  angebracht  und  von 
der  Friedensrichterversammlong  ohne  BeCeüignng  des  abgelehnten  lUebtsn 
nach  AnhOrong  des  Antrags  des  StaatsanvAltschaftsgehillen  entaehieden.'' 

Anmerkung: 

Der  Ablehnnngsantrag  kann  nach  Aiikuiidigung  dtr  ijache  zur  Ver- 
handlung durch  den  Vorsitzenden,  muii  aber  vor  Eintritt  in  die  Ver- 
handlung gestellt  werden  (liorotcikowski  und  Gordon  g  I  zu 
Art.  191)).  Werden  alle  Mitglieder  der  Versammlung  oder  doch  so  viel  von 
ihnen  abgelehnt,  daü  die  übrig  gebliebene  Anzahl  der  Richter  zur  Beschluij- 
lühigkeit  nicht  ausreicht,  so  muU  gemäU  Art.  i>77  verfahren  werden:  die 
Verhandlung  wird  ausgesetzt  und  der  Ablehnungsantrag  mit  den  Äußerungen 
der  abgelehnten  Richter  an  den  .Senat  zur  Entscbeidnng  abgaben  {Boro- 
ufifcoufiki  und  Qordon  ^  2  w  Art.  Itftf). 

Vieneluitat  KnpiteL 
Von  den  Qerichtskosten. 
200.  ,Das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern  nnd  Fricdttasrichterrer- 
samnüongen  ist  von  der  Stempelgebtthr  bdreit* 

.\nmerkung: 

Filr  das  Prozeßverlahren  bei  den  anderen  Gerichten  werden  nach 
Art.  839  Oebtthren  viererlei  Art  erhoben:  1.  Stempelgebtthren,  2.  Gericht»- 
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koiten,  8.  KanzldgebUhren  und  4   Gebühren  fttr  den  Betrieb  der  Sache. 

Der  Stempelgeböhr  nnterlituen  alle  Klait^cn.  Gesuche,  Anträtr«'  <»fkr  sonstige 
Eingaben  an  die  Oerichte,  und  zwar  wird  dit'  Stempelgebühr  nach  Art.  14 
des  Stempelgesetzes  iStcod  Sakonotc  Band  V  Ausg.  1^3)  im  Betrage  TOB 
60  Kopeken  pro  Bogen  der  '  ini/ereichtoti  Si  hriftstiScke  und  ihrer  Anlagen 
erhoben.  Die  Gebühr  wird  m  der  Form  vuii  öU-uipelboj/cn  uder  Sttsrnpel- 
markcn  erhoben.  Wird  eine  Klageschrift  usw.  ohnt-  \ Crwendong  des 
Stempelbo4rens  oder  der  8tt  iiipelrnarke  eingereicht,  so  hkibt  sie  ubue  Fort- 
guug,  und  dtiu  Kläger  bezw.  dem  Antragsteller  wird  eine  Frist  zur  iiath- 
belang  des  Versäumten  gestellt.  Nach  fruchtlosem  Ablauf  dieser  Frist 
wird  die  Klageschrift  curiickgeschickt,  und  die  Klage  kann  nnr  durch  Ein- 
reichujig  einer  neuen  Klageschrift  wieder  erneuert  werden  (Art.  269  Ziff.  2, 
Art  271)  ZPO.). 

An  Qerichtskosten  werden  nach  dem  Objekt  der  Klage  oder  Wider- 
klage ÖO  Kopeken  fär  je  volle  lUO  Rubel.  oUt^r  für  den  Betrag  über 
öO  Rubel  und  je  25  Kopeken  für  den  Betrag  bis  Sil  60  Rubel  erhoben. 
n<r.S(llnn  flrbilhr  unterliegen  Anträge  auf  Zulassung?  zum  Beitritt  zum 
]'rozt-si;c,  fiir  den  Einspruch  gegen  ein  Versäumniä urteil  und  für  Appellations- 
schriften. Wegen  des  Pfandes  bei  Kanationsbeaohwerdeii  a.  d«rgl.  el.  Alt,  190 
nad  die  Anmerkungen  dazn 

An  Kanzleigebuhren  wt-rden  je  40  Kopeken  für  jeden  Bogen  der  vom 
Gericht  erteilten  Abschriften  und  Ausfertigungen  erhoben.  Außerdem  werden 
noch  für  di<'  B  idnirkang  des  Amtssiegeis  20  Kopeken  pro  Bogen  erhoben 
(Art.  854  ff.  Zl'U.j. 

Zu  den  Kosten  fttr  den  ProzeBbetrieb  werden  Zea|^<  nnd  Saeh- 
YrrstrinrlifTf  nir '  ^tlhrt  n.  Diiiten  der  Gerichtspersonen  für  Reisen  zum  Zwecke 
einer  urtsbesichtigong  und  dergl.  Auslagen  gerechnet.  Für  die  Erstattung 
eines  OntAehtens  erhalten  Sachverständige  26  Kopeken  bis  25  Rubel  neben 
den  Kosten  für  eine  etwuitrp  rntersuchung  usw.  7.v\\ii*-x\  erhalten  eine 
Entschädigung  von  'ih  Kopeken  bis  A  Kübel  je  nach  Umständen.  Daneben 
erhalten  Zeugen  und  SachYerstftndige  an  Fuhr^'«  Id  je  10  Kopeken  pro  Werst 
der  Hin»  nna  Rttckreise  xnsanunen  (Art.  8ö7  fi.  ZPO.). 

200^.  „Ftlr  ZiTilsacfaen,  die  vor  friedensgerichtlichen  Instttntieiien  Ter» 

bandelt  werden,  werden  zugunsten  des  Semstwo  i Landschaf tsr^handes,  d.  Ü.) 
a  :  ri  iitskosten  und  b)  Aktcugebabr  gemäß  den  nachstehenden  YMSduiftoi 
\Aru  2u«>^— 2UÜ*^j  erhoben.^ 

Anmerkung: 

Die  Artikel  SOOi— dOO»  sind  durch  Novelle  vom  10.  Mai  1877  in  die 

Zivilprozeßordnung  eingefügt  und  haben  geniiiLi  di  r  .Vllerliöchst  bestätigten 
Meinung  des  Stuatsrates  vom  4.  ö.  b2  ruckwirkende  Kraft.  Die  Bestim- 
mungen haben  auch  fttr  den  Bereich  des  Königreichs  Polen  Geltung  {Gor- 
doHza,  Art.  2U0i). 

200*.  ^ie  Geriehtskosten  werden  fttr  jede  bei  dem  Friedensrichter 
mündlich  oder  schriftlich  angebrachte  Klage,  ebenso  für  jede  WiderUag», 
für  den  Antrag  einer  dritten  Person  auf  Beitritt  zum  Prozeß,  für  den  Einspruch 
gegen  ein  Virsiinmni'^iirreil  und  für  eine  Appellationsschrift  im  Betrage  von 
einer  Kopeke  iür  jeden  verlaugten  oder  bestrittenen  Rubel  erhoben.  In 
Sachen,  die  nicht  absch&tsbar  sind,  werden  die  Gerichtskosten  von  dem 
Friedensrichter  bei  Abfassung  des  Urteils  in  Höhe  tou  nicht  über  Ittnf  Babel 
bestimmt." 

3o* 
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Anmerkungen: 

1.  Eingaben  an  Friedensgerichte  in  niclitstifitiger  Gericbtslitrkoit 
tmterliegen  deu  Gcbühien  gemkü  Ait.  2U0-  nicht  \Bot  ou)ikuwki  g  1  zu 
Art  800>;  Qordon  §  2  so  diesem  Aftllcd). 

2.  Der  Entrichtung  Jor  Gorichtskost^n  nntcrliegrn  mir  solche  Schrift- 
stücke, die  ein  Klagebegehreu  enthalten.  Hierher  gehören  gemäß  Art.  Uö 
Anlal^l^  mi  Wiederaufnahme  des  infolge  Nichterscheinens  Um  Klägers  ruhen 
gebliebenen  Prozesses  Die  Oerichtskosten  werden  einmal  erhoben  für  jede 
Klage,  jeden  Einspruch  uäw.,  gleichviel  wie  viel  Personen  dabei  beteiligt 
Bind  [Qordon  a.  a.  0.  §  1).  Für  Gegenerklärungen  auf  Klagen.  AppellL 
tionen  usw.  werden  Oerichtskosten  nicht  erhoben  (Gordon  n.  h  0  ). 

3.  Für  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  der  Friedenärichterrer- 
aammlungcn  und  für  Gesuche  um  Aufhebung  von  Urteilen  der  FHeden»- 
richter  fArt  189)  werden  Oerichtskosten  nicht  berechnet  (Gortfon  a.a.O. 
§  2).  Für  alle  Gesuche  aber,  die  an  den  Senat  gerichtet  werden,  ist  ein 
Pfand  n  lünterlegen  {Boroieikoieski  a.  a.  O.  §  2,  ef.  Art.  190  und  Amn.)* 

800*.  JXa  Aktengebtthr  wird  im  Betrage  Ton  aehn  Kopeken  für  jeden 
Bogen  de»  in  einer  Zivilsache  eingerüditai  Qesaches  und  der  Anlagen  zu 
demselben,  und  ebenso  für  jeden  Bojren  der  von  den  Parteien  eingehenden 
Schriftstücke  sowohl  als  auch  der  (erteilten,  d.  V."*  vollstreckbaren  Aiisferti- 
guugeu,  Urteilsabschriiten,  Auskünfte  und  dergleichen  erhobeu.  Für  ein 
mflndfich  wklbtee  Gesocii  wird  eine  Qebfthr  fdr  einen  Bogen  erhoben.'' 

Anmerkung: 

Die  Akten-  (oder  Kanzlei-'  Gebühr  gemiiß  Art.  200^  haben  nur  die 
Parteien  zu  entrichten ;  andere  Tersunen  dagegen,  welche  im  Laufe  des 
Verfahrens  aus  Anlaß  irgend  welcher  Prozcßhandlunu'en  Eingaben  zu  den 
Akten  macheu,  oder  Abschriften  aus  denselben  erhalten,  haben  diese  Oebükr 
nicht  zu  zahlen  {Gordon  §  1  zu  Art.  200^).  Wegen  der  Folgen  der 
Nichtzahlunt;  dii  ser  Oebühren  cf.  Anm.  zu  Art.  2(X)  ersten  Absatz  und 
Art.  2ÜU^  Die  Klage  bleibt  ohne  Fortgang,  dem  Kläger.  Appellationskläger 
wird  gem&6  Art.  200^  bezw.  766  ZPO  eine  Frist  zur  Nachholung  des  Ver- 
Büunten  geeetst. 

aOO«.  ,4>er  BntrifllitDiig  der  Koiten  nnd  Oebfibren  (Artt.  200<»  200*) 
unterliegen  nicht: 

a)  diejeniu'en  Sachen,  welche  auf  Wunsch  der  Partien  au  deu 
ehrenamtlichen  Friedensrichter  zur  Entscheidung  abgegeben  sind ; 

b)  Klagw,  derw  Streitwert  sehn  Rubel  nidit  flbenteigt; 

e)  aus  Stra^roseeeen  hervorgdiende  zivllreditiiebe  Klagen,  deren 
Prüfung  gleichseitig  mit  dbr  Yerbandlnng  der  Strafsache  erfolgt 
(Art.  ö)  und 

d)  Klagen  der  staatlichen  Verwaltunirisb-  horden.  welche  nach  Ziffer  2 
des  Art.  31  zur  Zuständigkeit  der  i*Yiedensgericbte  gehören." 
Anmerknng: 

■Maßgebend  ftlr  die  Erhebung  der  Gebühren  und  Kosten  ist  das  nr- 
sprüngliche  Klageobjekt:  wird  auf  eine  solche  Klage  dann  ikrulung 
eingelegt  nnd  die  Bemmngssnmme  ist  geringer  als  10  Rnbel,  so  ist  gleicf 
wohl  die  Berufung  nicht  gebührenfrei  ans  Art  200*  sub  bi.  die  Gerirht?- 
.  kosten  werden  aber  berechnet  nach  der  Berufungssumme  und  nicht  nach 
dem  ur^rttnglichen  Klageobiekt  (Borowikotoski  sa  Art.  200^  Qotdo» 
§  2  SU  diesem  Artikel).    Werden  die  AnsprOehe  mehrerer  Personen  Im 
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Gesamtbetrag«  Ton  Aber  10  Rnl)el  in  einer  Klage  verbanden,  so  genießt 

eine  solche  Kliuj;«^  mVhr  lif  QebUhrenfreibeit  aas  Art.  20(M  unter  b).  sollte 
aacb  der  Ansprucii  jedes  einzelnen  Kli^^ers  unter  10  Babel  sein  (Gordon 
■  ft.  ft.  0.  §  8). 

200^.  „Das  Klagegesadi  bleibt  okiie  Fortgang,  weim  die  rea  «kan  Kläger 
m  entrichteiideii  Oebflhien  (Art.  200*,  ÜOO^  nfelit  beigelOgt  dod.  Zar  Eiii- 
nblang  derselben  v.ii  1  iem  Kläger  eine  Frist  von  sieben  Taiy;en  unter 
Hinznrecbnnn^  der  Entfernungsfrist  gesetzt.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird 
das  Klagegesach  dem  Kläger  zarückgeschi(  kt  und  die  Sache  kann  nicht  anders 
erneuert  werden,  als  durch  Einreichang  einer  neuen  Klage.'' 

Anmerkung: 

Die  Bestimmung  des  Art.  200''  findet  nicht  nur  auf  Klagen,  sondern 
auch  auf  Appellationen  und  aberhaupt  auf  alle  Geaucbe  Anwendung,  für 
weldie  G«bflbxeii  so  entariohten  lind  (Sonneikowaki  und  Gordon  m 

Art.  aoo»). 

200*.  „Die  Too  den  Fftctelen  entcichteteii  GdbUlneii  werden  iham  snrlldlc- 
geiahlt: 

a)  wenn  sie  sich  vor  Erlaß  eines  Urteils  in  der  Sache  gütlich  einigen ; 
in  diesem  Falle  werden  den  Parteien  nur  diejenigen  Beträge 
nrückgezablt,  welche  sie  ftti  die  Instanz  entrichteten,  in  welcher 
die  gtttlidie  Binignng  erfolgt  ist; 

b)  wenn  die  Partei,  bevor  ilirem  Gemohe,  Sinspruch  oder  ihrer 
Beschwerde  irgend  welcher  Fortgang  gegeben  ist,  erklärt,  daß 
diese  ohne  Folgen  bleiben  sollen ;  der  diesbezügliche  Antrag  darf 
nicht  später  als  innerhalb  der  Frist  von  einem  Monate  vom 
Tage  der  Entrichtung  der  OebQhren  gestellt  werden; 

c)  wenn  die  QeriehtekostMi  oder  die  Gebühren  in  einem^bSheien 
Betnge,  als  bestimmt  ist,  gezahlt  sind.  In  diesem  Falle  wird 
der  Ttb^r^chießende  fietrag  dw  Partei,  welche  ihn  gesahlt  hat, 
sorUckgewährt.'* 

Anmerkung: 

Diejenigen  Sachen,  in  welchen  infolge  des  Nichterscheinens  des  Klftgers 

das  Verfahren  eingestellt  und  später  wieder  aufgenommen  wurde,  genießen 
nicht  die  Vergünstigung  uus  Art.  200«  {Gordon  §  1  zu  Art.  200").  Wird 
das  Gesuch  wegen  Ünzuständigkeit,  bevor  ein  V«  rfahren  stattgefunden  hat, 
zurQckgeschickt,  so  werden  die  entrichteten  Gerichiskosten  zurückgezahlt. 
Ist  aber  die  Unzuständigkeit  im  Laufe  des  Prozeßverfahrens  hen'orgetreten, 
so  wird  das  Verfahren  eingesteUt^  eine  Rüdcsahlnng  der  Qebtthren  erfolgt 
aber  nicht  (a.  a.  0.  $  2). 

200^.  „Unvermögende  Personen  sind  von  der  Entrichtung  der  bestimmten 
Kosten  und  (Jebülirm  Artt  2fX»2,  200''  befreit,  falls  der  Friedensrichter  ihr 
Unvermüiren  zur  Entriebtuiit;  derselben  anerkennt.  Wegen  der  Befreiung 
von  der  Entrichtang  der  Kosten  und  Gebühren  sowie  über  die  ZorUckwehsung 
eines  solchen  Antrags  erlftfit  der  Friedouriehttt  hinsichtlich  jeder  einseUien 
Sache  nnd  Person,  wdcfae  diMram'  nnchsni^t,  einen  besonderen  BeschlnA.  Die 
Beidkwerde  ist  gfigm  diese  BescblllSBe  nicht  snlisstg." 
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A  u  üi  f  r  k  u  ng: 

Für  die  anderen  Gerichte  bestimmen  die  Artt  S8iiff.  ZK»,  liaß  die 
Bfirduui;  vüü  den  Gerichtskosten  nur  erfolgt,  wenn  der  l'iirtei  diu  Aiuisb- 
recbt  bewilligt  ist.  Dieses  wird  auf  Grand  von  Zeugnissen  flbw  ito  »• 
günstigen  Vermflgensrerliftltniaae  des  Antragstelters  bewilligt 

200^.  ^ür  die  Beibringung  falscher  Auskünfte  über  ihre  Yerm%ent- 
losigkcit  werden  die  Sdmldigtn  der  Beatnlang  nedi  An.  913  des  SlßB 
UAterwofffeu/' 

Anmerkung: 

In  Art.  943  Ziffer  3  StGB,  Ausg.  1885  (Sieod  Sakonow  Bd.  XVi  ist 
die  Strafe  für  das  Vergehen  aus  Yorstphpn<I<'ni  Artikel  auf  3  Wochen  Ui 
zu  3  Monaten  Arrest,  oder  auf  2  bis  i  Muuutt;  Gefängnis  bestimmt. 

21M)'-'.  ., Unabhängig  ron  den  dar^cU  jiten  Bestimimitifr'  n  haben  die  FriedcBS- 
perichtt?  bei  der  Erhebung  der  Gerichtskosten  uud  (itbiiliren  sich  nach  den 
allgemeinen  Vorschriften  der  Artt.  839—890  zu  richten,  insoweit  jene  Vor- 
adviUeB  tteeea  Beitlnarangea  vidrt  atgegenstita." 

Anmerkung;: 

cf.  Anm.  ztt  Artt.  200  and  200?.  Die  Ikälimmungen  der  «ngefQhrteo 
Artikel  über  die  Erhebung  der  Stempelgebühre  u  urul  der  0«btthren  für  den 
Prozellbt  trii  b  tinden  hier  keine  Anwendung,  weil  dn-m-  Gobührenartt  n  speziell 
für  das  Verfahren  der  ordentlichen  Gerichte  bestimmt  sind  [Gor<ii>n  zn 
Art.  200*).  Insbesondere  finden  hier  Anwendung  die  Bestimmungen  dtr 
Artt.  .868  ff.  über  die  Erstattung  der  Kosten  dueb  die  unterliegende  an  <ii' 
obsiegende  Parte!  Beim  t«  ilweisen  Obsieg  werden  die  zu  erstatte&deo 
Kosten  entsprechend  verteilt. 

200  w.  .Das  Verfahrt  II  fflr  die  Rechnungslegung  wegen  der  durch  die 
vorstehenden  Artikel  (2tA>^— 20(1^)  iK'stimiuten  Kosten  nn«1  rTt-Hiihr.-n  wird  von 
dem  Justizminister  im  ElnTeniehmen  mit  dem  Finftnzutinuter  uud  dem  Reichs- 
kontrollamt festgesetzt.'* 

901.  .Bei  Ertailinig  Ten  Abesbriftea  Tom  Urteüen  und  ProtokoUen  der 
Fiiedennicbter  und  FriedensricliterTemiQnilaogeD  wenisK  sngnntten  der 
KaTi7li i  II  Jt-r  betreffenden  Friedensrichter  md  ihrer  Versammlungen  je  zeh« 
Kopeken  für  jeden  Bogen,  jede  Seite  zu  25  Zeilen  gereebnet,  erhobeii.' 

Anmerkungen: 

t  Qenftfi  Artt  200*,  200«  201  sind  im  IHedeiiagericbtUeheB  Te^ 
fahren  dreierlei  Gebühren  zu  erheben  :  a)  Gerichtskosten  in  Höhe  von  1  "o; 
b)  10  Kopdcai  pro  Bogen  für  jeden  Antrag  (also  auch  für  den  Antrag 
s.  6.  snf  E^ihing  einer  AfMclvift  n.  dergl.),  für  jede  Eingabe  nebst  den 
AnlaL't  n  usw.  und  ci  10  Kopt-ken  pro  B<i|;en  einer  jeden  erteilten  .Ab- 
schrift. Unter  L'rteil  im  Sinne  des  Art.  201  ist  jede  Entscbeidung  zu 
Yerstebeu  {Gordoti  §  2  zu  Art  201).  Der  Bogen  wird  na  4  SeitMt  ^ 
Seite  zu  2.5  Zeilen  in  gevdbnlicber  Sebrift  von  einen  Rsnde  lum  andem 
gereebnet  (a.  a.  0.  §  3). 

'2.  Die  Abschriften  unterliegen  sofort  bei  ihrer  Ertettong  andi  wA 
der  Stempelgcbühr,  falls  sie  dazu  bestimmt  sind,  b^^i  Behurdeii  nier 
Amtspersonen  eingereicht  zu  werden  (a.  a.  0.  §  5).  Die  ScbreibgiebülueB 
sind  gleich  mit  dem  Antrag  auf  Erteilung  der  Abschriften  zn  entitebten 
{Borotcikotcski  §  4  zu  Art.  201).  Über  die  Zahlung  der  Gebühr  list 
der  Friedensrichter  eine  Quittung  nnsnsteUen  {Borden  ».  ^  0.  1  6). 
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Anhang, 
Ffinftos  BncdL 

Vu  Ci«rklitsTerfalir«i  Ib  Oeblete  ies  KaikaSM»  1b  d«B  OoBrememeats 
€«8  WanelMBer  Ovrichtobeilits  unA  im  Atn  Ostoe«gonv»nieBi«Bt9« 

Krstor  Absolinitt. 

Von  dem  Proz<  ßvL'if:ihreB  im  Gebiete  cUs  Kaukasus. 
1641.  „Im  Gebiete  des  Kaiikasns  werden  die  Vorschriften  dieses  GesetsM 
anter  Berücksichtigung  der  in  den  nacblolgendeu  Artikeln  (1462—1481) 
gegebenen  Aasnahmen  angewendet.* 

1462.  ,Zar  ZoitiBdigkcit  des  IMensrielrtn»  gelriteen: 

1.  Beehtwtreitigkiitan  umHA  «vs  innftnüdieii  TerbindliddEeiteB 
nnd  Verträgen  als  auch  wegen  beweglichen  und  nnlteweglielMil 
Vermdgens  mit  einem  Streitwert  von  nicht  über  sweitanteftd 
Rubel ; 

2.  Schadensersatz  klagen,  deren  Wert  zweitausend  Rubel  nicht 
flbertteigt  oder  snr  Zeit  der  Klngeeiiiebang  mit  ZoTerllniKlceit 
nit^t  m  bettimmen  iit; 

9.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  penSnlleher  Bbrenkrtnlnisgen  nnd 

Bf'lf-idiLTnngen : 

4.  Kechlsstreitigkeiteu  wegen  Herslelluiig  des  gestörten  Besitzes 
wenn  vom  Zeitpunkt  der  Besitzstörung  nicht  über  sechs  Monate 
foflomen  sind; 

6.  Beditestreitigkelten  wegen  des  BeeUB  nnf  private  lOtbenntinng 

und  Mitgenuß  an  fremdem  Vermögen  ^Zivilkodex  Artt  442, 
44.5   iöl\  wenn  seit  der  Rechtarerletzang  nicht  Uber  ein  Jahr 

YerÜossen  ist; 

6.  QesBche  um  Sicbernng  de«  Beweises  ans  Reebtaetreitigkeiten 
Aber  Jeden  Betrag.* 

A  n  merk  ang: 

cf.  Art.  2;*  nebst  Anuarkiingen. 

1463.  „Zur  Zuständigkeit  «jes  Frii  densriditers  gehören  nicht  • 

1.  Rechtsstreitigkeiten,  welche  mit  dem  Interesse  der  Stuatskrisse 
verbunden  sind,  mit  Ausnahme  derjenigen  wegen  Herstellung 
des  gestörten  Besitses  nnd 

9.  Recbtastreitiglceiten  awiachen  Landbevobnem,  welche  mt  Zn- 
Btttndlgkeit  ihrer  besonderen  Gerichte  gehören,  es  sei  denn,  daß 
Trwisohen  dem  KlJliXfr  und  dem  BeklaErten  eine  Vereinbarung 
getroßen  ist  Khi^ieu  dieser  Art  der  Prflfung  des  Friedens- 
richters zu  unterwerfen." 

Anmerkttng: 

of.  Alt  31. 

1464.  „Der  Str^twert  würd  nach  den  Vorsehritten  der  Aftt.  272—274 
beitlmnit.* 
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Anmerkung: 

Nach  Artt.  272—274  gilt  als  Streitwert  der  in  A>:r  Klatrt-  augegebenc 
Betrag.  Enthält  die  Klage  eine  solche  Angabe  nicht.  b<i  ist  Streitwert:  die 
eingeklagte  Forderungssumme  unter  Hinzurechnung  der  Zinsen  bis  zur  Klage- 
erhebnng;  bei  Immobiliarrecbten  der  zuerst  vom  Klüger  angegebene  Betrag, 
falls  Beklagter  ihn  bei  der  ersten  Verhandlung  nicht  bestritten  bat:  bei 
verbumkiuii  Klaiien  der  Gesamtljctraic ;  bei  fortdauernden  Leisturtr<n  dpr 
Betrag  aller  Leistungen ;  bei  zeitlich  unbeschränkten  Leistungen  oder  bei 
solchen  auf  Lebenszeit  —  der  zehnjährige  Gesamtbetrag;  bei  Enteigniuc 
eines  Grundstütks  zu  Zwecken  des  Eisenbahnverkehrs  —  der  T'ntprschitd 
zwischen  dem  Gebot  der  Eisenbahnverwaltung  und  der  Forderung  des  Grand- 
atUdrseigentttmen. 

1465.  .Der  Kl%er,  welcher  zu  dem  vom  Friedensrichter  anberanmtdi 
Tennin  ebne  vom  Siebter  fttr  etbebUcb  erachtete  QrOnde  nidi^  ertdieiiit, 
TerfiUlt  wnat  Tom  Richter  an  bestimmenden  StKafe  von  dneu  bis  fOnf  BoM, 
wobei  der  Kläger  vor  Entriohtong  dieser  Strafe  die  Klage  zn  emenen  nicht 
berechtigt  ist." 

1466.  , Falls  der  Schuldner  an  der  Echtheit  priviitschriftlicher  Urkunden, 
die  anstatt  durch  [Jnterscbriften  durch  Siegel  bescheinigt  sind,  Zweifel  erhebt, 
•0  ist  den  Glftnbigem  anheimgegeben,  die  Echtheit  dieser  Urkniiden  in  der 
in  d«a  Artt  107  and  547  angegebenen  Weise  an  beweisen.  Diese  Yorsehritl 

erstreckt  sich  nur  auf  diejenigen  im  Art.  921  der  Zivilgesetze  bezeichnete 
privatschriftlichtn  Urkunden,  die  im  Laufe  von  drei  Monaten  nach  Publikation 
der  Gesetze  vom  Iii.  11  71  uemäß  den  Artt.  136— 138  dtr  Notariatsordnang 
bei  Notaren  und  Friedensrichtern  und  deren  das  Amt  von  Friedensrichtera 
versehenden  (Gehilfen  gemeldet  sind.* 

Anmerkvng: 

(  f.  Art.  107,  der  mit  dem  Art.  547  p:ieirlien  Inhalt  hat.  Im  Art.  921 
Zivilkodex  ist  von  privatiichriftlicben  Verptlichtnngsscheinen,  (^uitiuDgen, 
RechnnngNi  vu  dergl.  die  Rede,  die  von  des  Lesens  und  Schreibens  kundigen 
Personen  ansgr-stellt  werden:  (üosl-  rrknnilcii  bi'dürfen  zn  ihrer  GfiltiirkiMT 
nur  der  Unterschrift  de^enigen,  der  sie  erteilt  Durch  Gesetz  vom  16.  U.  <l 
ist  bestimmt,  daS  diese  Urkonden  bei  den  Notaren  gemeldet  werden  (Artt 
136-138  der  Notariatsordnnng). 

14661.  »Die  in  den  Artt  200^900 beseichneten  Oericbtslcesten  und 

Aktengebühren  werden  im  Bezirke  des  Appellhofes  Tiflis  zugunsten  derjenigen 
Quellen,  aus  denen  die  friedensgerichtlichf  n  Institutionen  dieses  Bezirks  nnter- 
halten  werden,  im  Verhältnis  zu  den  aus  diesen  Quellen  für  die  ge>i:icht«D 
Institutiuufu  zu  bt^treitenden  Ausgaben  verwendet.  Die  Gerichtskoäten  für 
diejenigen  Sachen,  welche  Tor  dm  iriedensgerichtlichfitt  Institationoi  Tna»' 
kankasiens  Terbandelt  werden  nnd  nicht  abschittibar  sind,  werden  bei  Kris8 
des  Urteils  im  Betrage  von  nidit  Aber  swansig  Rubel  festgesetzt' 

1467.  „Eiiu'  Entscheidung  des  Friedensrichters  wird  als  endgültig  tta<  ht*t 
wenn  lüe  Kla^rfunl'run?  nicht  über  einhundert  Rubel  betrigt  und  sicJi 
nicht  auf  ein  (iruiidstück  bezieht." 

14bb.  , Gegen  alle  anderen  Entscheidungen  des  Friedensrichters,  abg^ 
sehen  von  den  im  Art.  1467  bezeichneten,  können  AppeliaÜonabescbpenlH 
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beim  Bezirksgericht  eingelegt  werden.  T,H  diesem  Oeridite  werden  anch 
Beäoii<1>'r»-  Beschwerden  gegen  Yerfügnngen  des  Friedensrichters  in  den  in 
den  Artt.  16Ö  und  36ö'*  bezeichneten  Fällen  erhoben.'' 

Anmerkung: 

( f  Art.  166.  Nach  Art.  365^*  ist  innerhalb  einer  siebentägigen  Frist 
von  der  Verkflndnn^  des  Beschlusses  die  Besondere  Beschwerde  zulässig: 
gegen  die  ^^'ichtannahme  des  Gesuches  zur  Vorhandlung  im  vereinfxichten 
Verehren:  gegen  die  Einstellung  oder  Aussetzung  des  Verfahrens  oder 
gegen  die  Vertagung  der  Verhandlung;  ipegen  Beschlüsse  hinsichtlich  der 
oicherung  der  Klageforderung  und  gegen  Beschlüüäe  über  die  Nichtanuahue 
einer  Beschwerde. 

1468.  „Bei  Siulegung  Ton  Appellations-  und  Besondnen  Beuhwenlen 
und  Im  deren  Prafnny  durch  dae  Beiirksgerfcht  Itommen  die  in  den  Artt. 

162 — 184  gegebenen  Vorschriften  mit  der  Maßgabe  zur  Anwendung,  dftß  die 
Abwesenheit  der  Perteien  bei  dem  Bericht  den  BrUfl.der  Entoobeidang  nicht 
aolbält". 

1470.  „Gauche  um  Aufhebung  endgültiger  EntRrluidungen  der  Fnedens- 
flditer  und  der  BeddOffiiehte  werden  an  den  Appcllhüf  gerichtrt  und  oieh 
den  in  den  Arft.  185—194  gcgehttoen  VondiriHen  behandelt;  hierbei  werden 
•In  Unterpfand  dafür,  daß  die  Beschwerde  gerechtfertigt  befunden  wird,  tflnf 

Rnbel.  wenn  sie  sich  gegen  das  end^riiltige  Urteil  eines  Friedensrichters,  und 
awanziL'  !{nhel.  wenn  sie  sich  gegen  diisjenige  eines  Bezirksgerichts  richtet^ 
eingezahlt,  uhiu-  welche  Einzahlung  das  Gesuch  uicht  angenommen  wird." 

1472.  „Im  Falle  der  Aufhebung  eines  Urteils  des  Bezirksgerichts  wird 
die  8a^  an  dasidhe  Gerfolit  in  mäetvt  Besetzung  zarftclcr«rwiesen." 

1474.  „Oesoche  am  Yollstrecknng  Ten  0rteÜm,  welche  T«n  Friedens- 
fiebtem  und  deren  Odiflllen,  ebense  Ton  Beiirksifsrklibai  anf  die  (AppdlaÜom-) 
Beschwerde  gegen  Urteile  von  Friedensgerichten  erlassen  sind,  sind  an  den- 
jenigen Friedcnsrich'  r  !  r  rt  (  ieliülfcn  zxL  richteni  in  dessen  Bezirk  die 
Vollsti^kungshandlungen  vorzunt  lnnen  sind.'* 

1476.  „Bei  der  VollstreckunL'  entstehende  ^Streitigkeiten  werden  in 
Gemäßbeit  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  ZPO  vom  Friedensrichter  oder 
Besirhsgericht  entschieden." 

1478.  „Im  Sakatal'schen  Kreise  kommen  die  in  den  Artt.  1462—1477 
gegebenen  Vcfsehriften  in  den  Sach<n  aller  Personen,  mit  Ansnahme  der 
Einheimischen  dieses  Beurks  und  des  Daghestanschen  Gebietes,  xor  An* 
Wendung." 

147i^.  „Die  Rechtsstreitigkeiten  der  Einbeimischen  des  Sakatal  sehen 
Bezirks  and  ebenso  der  dort  lebenden  Bewohner  des  Daghestanschen  Gebietes 
gegen  Personen  tob  andmr  Herkunft  nnterltegen  der  Gerichtsbarkeit  der 
Fded^sgerichtsabteilnng  d^  Sakatarschen  Bezirks  oder  des  Bezirksgeriohts 

Tiflis  je  nach  ihrer  Zuständigkeit.  Denselben  Gerichten,  ebenfalls  je  nach 
ihrer  Znst.lndigkeit  sind  zugewiesen  allt  B<  chts«itreitifrkeiten  unter  den  be- 
zeichneten Einheimischen,  ebenso  diejtiiiL'en  trcgiMi  die  letzteren  von  Personen 
anderer  Herkunft  in  deu  Fallen,  wcuu  eine  der  l'ürteien  dies  wünscht.'' 
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1480.  tJo  dM  Gebieten  von  Daghestan  und  Kars  und  in  den  Bezirfett 

von  Batara  nnd  Artwin  kDinnion  die  in  den  Artt  1402  -  1477  iit  j^t-benen 
Vorschriften  in  allen  Sacben  zur  Anwondunir.  an  denen  als  KUiger  oder 
Beklagter  Personen  beteiligt  sind,  welche  der  Bergbevölkerung  oder  der  ein- 
bebntselicii  BerDtkerang  nicht  angebsren.'* 

1481  >.  „In  den  Ton  der  Bergbevölkening  bewelmten  Orten  des  Kuika> 
sischcn  Gebietes  werden  die  unter  der  I?org:bovölkerung  entstehenden  Streitig- 
keiten, die  von  der  ZnstÄndigkeit  dei  Friedens-  und  allgemeinen  Oerichtc 
ausgeschlossen  sind,  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze  Uber  die  bürgerliche 
Prozeßordnung  behandelt". 

Anmerkung: 

Wegen  der  Gesetze  Uber  die  BOrgerlkhe  Prozeßordnung  cf.  Einleitung. 

1481  -.  ..Die  Gerichte  im  Gouvernement  Tschemomore  rS<  hwarznuw- 
jfonvemeiuent»  verfaltren  gemäß  den  Artt.  1461  — 1466  und  14tki^  — 1477  und 
den  iu  den  nachstehenden  Artikeln  (1481 3— 1481 getroffenen  Änderongen 
nad  Biglmaiigm.** 

1481  f  „In  TeNiafneliteii  PvMellTeclKhxen  geboren  nr  Znsfcindigkett 
«bs  Friedensrichters  mit  den  nnten  im  Artikel  1481  *  bezeichneten  Ausnahmen 
Klagen  in  Höhe  jedes  Betrages  gemäß  den  Vorschriften  der  Artt.  80^, 
ä&ö>— und  365'— ii6ö^<  Bei  der  Umwandlung  in  das  ordentliche  Ver- 
fahren haben  sidi  die  Friedensriehter  dem  Streitwert  enteprechend  nnek  ZMkr  3 
des  Art.  80^  mnd  Art.  366«  m  rlehten.« 

Anmerkung: 

cl.  Art.  8U^.  Ifach  den  Artt.  366' — 360^  werden  im  vereinfaebten 
Verfahren  anf  Antrag  des  Klfigen  folgende  Recbtntreitigkeiten  Ter1uuid«lt: 
ft)  aus  Werhseln  und  anderen  schriftlirhen  T'rkunden  und  aus  Mietsverträgen 
wegen  Zahlang  des  Mietszinees,  falls  diese  Zahlung  von  dem  Eintritt  sn 
beweisender  Bedingungen  nicht  abhängt;  b)  wegen  Bttekfei^dir  dw  Miet»* 
Sache  nach  Ablauf  der  Vertritgszeit.  wenn  seitdem  nicTit  Uber  ein  Jahr 
verflossen  ist.  Das  vereinfachte  Verfahren  ist  onzuliLssig,  wenn  der  Be- 
klagte im  Auslände  oder  nnbekaimtett  Anfenthtlts  ist,  wenn  mekref«  Be- 
klaitjte  .sind  und  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken  wohnen,  wenn  die  Zahlung 
aus  dem  Klagedokument  Uber  5  Jahre  gestundet  ist  oder  die  Erben  des 
y^rplUchteten  rerklngt  sind.  Ortlich  snst&ndlg  ist  ansschliefilieh  das  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  .seinen  Wohnsi*/  irr  zeitweiligen 
AtfentluUt  hftt:  Der  KU^;er  hat  in  der  Klageschrift  die  Verhandlung  im 
▼ereinfecktflo  Verfahren  sn  beantragen  und  all«  die  Klage  b^frltaidaaden 
Dokumente  im  Oritrinal  beizufügen   Artt,  365'— 305'*) 

Die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sachen  im  vereinfachten  Ver- 
fahren erfolgt  vor  einem  dnsu  bestimmten  Hitglied  des  Bezirksgeriekts  als 
Einzelriehter  In  den  Orten,  wo  das  Gesetz  betr.  die  ländlichen  Bezirks- 
kommissare  eingeführt  ist  (cf.  Einleitung)  tritt  an  die  Stelle  de»  Mitglieds 
des  Besirksgericfats  das  Krmsmitglied  des  Bezirksgerichts,  wenn  der  Be- 
klagte auf  dorn  T^ande.  eines  d.  r  Mitglieder  des  Bezirksgerichts,  -renn  ef 
in  der  Stadt  seinen  Aufenthalt  hat.  Die  Einlassungsfrist  (zwischen  Klage- 
znstellung  und  Verhaadlnngstermin  f  beträgt  24  Standen  und  kann  noet 
bei  Gefalur  im  Verzuge  und  wenn  der  I3ek1agte  am  Orte  des  Gencin  seinen 
Aufenthalt  hat,  weit4.'r  abgekürzt  werden  (Artt.  3üö^— 365'). 

Die  Ladung  muß  angeben,  dafi  die  Sache  im  vereinfachten  Verfahren 
▼erhandelt  werden  sollt  andernfalls  kann  der  Beklagte  Vertagnng  beantM^. 
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Das  NichterBchfintn  dor  P.irteien  liiilt  das  VcrfalirLM  iiidn  auf.  Alk'  Ein- 
wendttQgen  hftt  Beklagter  spätestena  im  ersten  Verhandlungstermin  geltend 
ni  mumm  rad  Us  daUn  raeli  klle  seine  Bduraptongen  begrfindenden 

Urkunden  einzureichen.  Der  Streit  wegen  Fälsrhuni;  einer  l'rkunde  ist  in 
jeder  Proxcälage  zulässig.  Die  EntscheicUiog  muß  im  ersten  Verhandlungs- 
tennin  erfo^n,  wenn  nicht  Kläger  wegen  vorgelegter  tlrlnindeB  Vertagung 
beantragt  Eine  weitere  Vertagung  ist  ntir  atif  beiderseitigen  Partei- 
antrag zoläasig.  Als  Beweismittel  sind  nur  eingereichte  Urkanden  und 
gerichtlidiet  Oestladiiie  snISssig  (Art.  Stib^). 

Die  Sachen  werden  (ilin»:'  Anhr.nin^r  do.s  Staatsanwalts  entsrhieden; 
die  Erhebung  einer  Widerklage,  die  Htreitverklinduog  und  der  Beitritt 
eines  Dritten  snm  Proseft  ist  nnsnlKssig  (Art.  865'*).  Im  FaUe  der  Be- 
ra&ngf  IrnL'  der  Echtheit  einer  Mr  lie  Entscheidung  der  Sache  erheblichen 
ürkund«  oder  der  Aassetsung  des  Verfahrens  (Art.  ö,  6Slj  stellt  der  Einzel- 
rkhter  das  Tereinbehte  Yerfohren  ein  und  gibt  die  Sache  an  das  Besirks* 
gericht  zur  weiteren  Veranbi'isnng  ab.  Der  Kläger  kann  ji  ilerzeit,  der 
Beklagte  nur  in  folgenden  Fällen  die  Umwandlong  des  vereiniachten  in  das 
ordentliche  Verfahren  beantragen:  1.  wenn  die  Klagelerdenrag  atif  einer  ' 
privatschrUtlichen  Urkunde  beruht,  mit  Ausnahme  eines  protestierten 
Wechsels;  2.  wenn  beit  der  Stundung  oder  Ausstellung  einer  fristlosen 
Obligation  Uber  ein  Jahr  verflossen  ist.  Der  Beklagte  muB  hierbei  gleich- 
T.cixig  die  in  dem  vereiiifarhten  Verfahren  nicht  /niri^ssigen  Beweismittel 
angeben.  Der  Richter  entscheidet  über  den  Antraf?  nach  freiem  Ermessen 
endgültig  (Art.  385'"' . 

Das  in  Abwebciiheit  des  Beklagten  ergehende  Urteil  ist  kein  Ver- 
säumnisurteil und  gilt  mit  setner  VerkUndung  aU  den  Parteien  mitgeteilt. 
Eine  vollstreckbare  Ausfertigung  des  auf  Verurteilung  lautenden  Urteils 
ist  auf  Antrag  des  Klägers  sofort  hei  der  Urteilsverkündung  zu  erteilen 
(Ärtt.  HOö'ö— 366"  Art.  3ßö".  cf.  Anm.  zu  Art.  14(>8i.  Ein  Rechtsmittel 
i.st  ge^en  das  im  vereinfachten  Verfahren  ergehende  Urteil  nieht  gegeben; 
jede  der  Parteien  kann  aber  innerhalb  eines  Monats  von  der  Ver- 
küudaug  des  Urteils  die  Uuiwandlung  iti  das  ordentliche  Verfahren  be- 
antragen. Das  ordentliche  Verfahren  tiiidet  vor  dem  ordnnngsm&Big 
besetzten  Bezirksgericht  statt  l  Artt.  :^f;5-  '.  :5t;.^-'  Nach  .\blaaf  dieser  Frist 
kann  der  Beklagte  innerhalb  eines  Jahres  von  der  ersten  ßehändigung  der 
Vollstrecknn^sbenachrichtigung  Rückzahlung  oder  Befreiung  toq  der  Ver- 
bindlichkeit im  ordentlich-  n  Klai;«  wei^e  bcantrajijpn.  In  den  beiden  letzteren 
Fallen  kann  auf  Antrat:  die  Einstellung  der  Zwangsvollstreckung^  gegen 
oder  ohne  Sicherheitsleistung  beschlossen  werden  lArtt.  365*^—305^). 

Der  Art..  14h  1*  bestimmt,  daß  Klagen  mit  einem  Streitwert  über 
2000  Kübel  gegen  mehrere  in  versctuedenen  Gerichi6l>ezii.'ken  wohnhafte 
Beklagte  snr  Zustftndigkeit  des  Besirksgericfats  gehören. 

14Bttt.  ,3eidnr«ideB  Iber  die  unrichtige  Yollstrecinuig  von  Urteilen, 

sowie  alle  Vollstreckungsstreitigkeiten,  mit  Ausnahme  derjenigen  über  die 
Ausl<^<jnnL'-  der  Urteile,  nnterlir  gren  der  PrUfnng  des^ienigen  FriedeDsrichters, 
in  dessen  Bezirk  die  Vollstreckung  erfolgt." 

Zweiter  Abschnitt. 

Ton  dem  gerichtlichen  Verfahren  in  den  Goavemements  des  Warschauer 

Oerichtsbezirks. 

148SL  „Die  Vorsdurifteu  dieses  Gesetzes  werden  im  WarschMier  Oerichte- 
hezirk  mit  den  In  den  nnehHehenden  Artikeln  nagegehenen  EigAnsUDgen 
und  Ahftnderungen  znr  Anwendung  gohncht/^ 
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Anmerknng: 

Die  hier  erwähntr-n  A*>vvf'irlmnffen  sind  zum  größten  Teil  in  itm 
Umstiiudc  begründet,  dal]  im  K.uui^;mcli  Polen  iseit  1809)  der  Code  A'apuUvn 
herrscht.  Seine  ersten  515  Artikel  sind  durch  das  sogen.  Zivilgesetz  von 
IJIS.  &  2ö  und  das  EbescbUeflnngvgeseU  vom  ia/38.  ä.  äU  «rsetzt 

Zweites  Kapitel. 

Von  dem  Verfahren  vor  den  friedensrichterlichen  Institutionen. 
1489.  „Zur  Zuständigrlf^it  der  Frieriens-  und  Gemeindegerirht*  gehören: 

1.  Rechtsstreitigkeiten  aus  persönlichen  Verbindlichkeiten  and  Ver* 
trXgen  aowie  Aber  XoUlieiii  deraa  Weit  dreilutndei't  B«W 
Hiebt  ttbnsteigt; 

2.  Schadenstisatzkiagen.  deren  Wert  dreihundert  Rubel  nicht 
uberstt iut,  oder  zur  Zeit  der  KlageeriMboog  mit  Z«Teriim|^ 
nicht  zu  bpstimmpn  ist; 

3.  Recbtsstreitigkeiten  wegen  Wiederberstelluag  des  gestörten 
Besitzes,  wenn  Tom  Zeitpunkte  der  Besitzstönu^  nicht  über 
sechs  Monate  Terfloasen  sind; 

4.  fieehtestreitiglcttten  wegen  der  im  sweiteo  Bache  des  Öode  mtü 
bezeichneten  Servituten,  wenn  vom  Zeitpunkte  der  BeehtSTO^ 
k'tzung  nicht  über  ein  Jahr  verflossen  ist. 

5.  (iibiichi'  um  SirheruQg  des  Beweises  aas  Rechtjsstreitigkeiten 
ül>er  jeden  Betrag." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Gemeindegerichte  in  den  Gouvernements  des  Köniarcicts 
Polen  haben  in  den  l&adlicben  Bezirken  dieselben  Funktionen  wie  die 
Friedensgeriehte  in  den  stftdtischen.  Sie  werden  gebildet  tob  einem  6e> 

meinderichter  und  drei  Beisitzern.  Gemeinderichter  >\  i*  BeibitziT  geben 
aus  Waliien  hervor;  die  Wahlperiode  ist  eine  dregibnge  ^Art  168  fi.  Ue- 
richtsverfaesnngsgesetz^. 

2.  Von  den  Servituten  ]i:vndelt  der  vierte  Abschnitt  des  II.  Buebes 

des  Cnile  civil  (cf.  Anm.  zu  Art.  i4ö2;i. 

1491.  ,Zttr  Zuständigkeit  der  Friedens*  und  Qemeindegerichte  geb&mi 

nicht: 

1.  Reefatsstreitigkeitett  wegen  des  EigentnmsreditB,  sowie  wegen 
Bmpbytense,  Erbpoeht-,  Erbzinsreebts  an  der  Brdoberlliebe  edn 
an  dem  Erdinnem,  wegen  Servituten,  Ffandbesitzes  sowie  wegen 
aller  anderen  dinglichen  Rechte  mit  Ausnahme  der  für  die  Os- 

meindegerirhte  in  Ziffer  2  des  Art   14iK>  aufgeführten: 

2.  Rechtsstreltitikeiien.  welche  mit  dem  luteress«  der  Staatskasse 
Terbunden  sind,  mit  Ausnahme  derjenigen  wegen  Wiederherstellnng 
des  gest5rten  Betitzes; 

3.  Becbtsstreitigkeiten  wegen  der  Privilegien  an!  EntdeGknogen 

nnd  Erfindungen.  * 

Anmerkung: 

Der  Zuständigkeit  d«r  Gemeindegerichte  sind  nach  Art  1490  ZPO 

außer  den  im  Art.  1489  bezeichneten  Sarhen  eine  Anzahl  rein  binerlidur 
Erbschafts-  und  Immobiliarangelegenbeiten  zugewiesen. 
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14H2  .Klagen  auf  Wiedcrln  i  >tcllun^  des  postörten  Bc-sitzes.  we^en 
Störung  hl  der  Natznng  von  Servituten,  wegen  ScbadensersaUes  lür  an  (irund- 
stücken  verursachten  Schaden  und  Verlust,  ebenso  Erbschafts-  und  Teilungs- 
klagen (Art.  1490)  werden  nach  der  Zuständigkeit  des  Ortes,  wo  das  Grund- 
•tOek  bdegen  ist,  erbobeo.* 

1493.  .Anf  das  Ynlalinn  Tor  den'  G«iiieiiidegerichteii  finden  die  im 
ersten  Buche  dieses  Gesetzes  gegebenen  Vorschriften  mit  den  in  den  naich- 
eteherulen  Artikeln  "TUlinltenen  AbJlnderungen  Amvcndnng.*" 

1494.  .Der  Ikkiagtf  kann  unter  Verweigerung;  der  Verliaiidluug  zur 
Hauptsache  auLer  den  im  Artikel  bezeichneten  f  allen  auch  dann  die  prozeß- 
bittdernde  Einrede  erlleben,  wenn  ibm  aof  Gmnd  der  tfrtlicben  ZiTilgeaetse 
das  Recht  snatdit^  neb  gevlaaer  Fristen  ntr  Anfstellnng  eines  Vermögens- 
Inventars  and  snr  Überlegung  binsicbUich  der  Annabnte  des  Vermögens  zu 
bedienen." 

1495.  „Bei  Anwendung  des  Art.  71  dieses  (Tcst  tze.H  siml  dif  Artt.  20ö'S 
hin  20öS  des  dritten  Buches  des  Code  civil  zu  beachten,  in  denen  die  Fälle 
der  Reditsniwiilcsanikeii  von  Vergleicben  aafgexihlt  sind.' ' 

1496.  .In  den  Sacben  lietreffend  die  Wiederherstellung  des  gestörten 
Besitzes  und  die  Benutzung  von  Servituten  haben  der  FriedensrichU^r  und 
<\vr  Gemc'inderichter  die  das  Recht  an  dem  Grundstück  bestätigenden  Urkunden 
nicht  zu  prüfen,  sondern  lediglich  den  gestörten  Besitz  oder  die  gestörte  Be- 
nutzung wieder  herzustellen.*' 

1497.  .In  dem  im  Art.  94  bezeichneten  Falle  können  die  in  der  Gemeinde 
wohnenden  Zengm  in  der  in  diesem  Artikel  Torgeecbriebenen  Ordnung  durdi 
0en  Ortlichen  Gemeindericbtitf  Temommen  werden." 

1498.  ,Bei  Vernehmung  von  Zeugen  röniisch-katholischcn  Bekenntnisses 
vor  den  Gemeindegerichten  ist  die  im  Art.  129Ö  der  ätPO  gegebene  Vorschrift 
ztt  beachten.* 

Anmerknng: 

Art.  1298  StPO  bestimmt,  dulj  der  Zeuge  uneldlich  zu  vernehmen  ist, 
falls  keines  der  Gerichtsmitglieder  dem  Belcenntnis  des  Zeugen  angehört 

1499.  ,Bei  Anwendung  der  Votschrift  des  Art.  114  sind  die  Bestimm 
iiuingen  der  örtlichen  ZiTilgesetze  su  beachten  (rgl.  Artt.  1197—1216,  Buch  III 
Code  cMl^* 

Anmerkung: 

Die  Axtt  1197—1216  des  Code  cMi  handeln  von  der  Solidarhatt  auf 
der  Otftubiger-  oder  Scbuldnerseite. 

1500.  .Soll  eine  Klagefordemog  hypothekarisch  sichergestellt  w^en, 
80  bat  das  Gemeindegericht,  ohne  die  Frage  nach  der  Art  der  Sicherstellung 

ZQ  prOfen,  lediglich  einen  Bcsehluü  dahin  zu  erlassen,  daB  der  Antrag  auf 
Sicherstellnng  der  Klageforderung  für  begründet  erachtet  wird.  Dieser  Be- 
schluß wird  zur  weiteren  ordnungsmäßigen  Veranlassung  dem  Vorsitzenden 
des  Bezirksgerichts  oder  dem  Friedensrichter  vorgelegt,  je  nachdem,  wo  die 
Grundakten  Uber  das  Grandstück  gefOhrt  werden.' 
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^Das  Gemeindegericht  kann  bei  Erlaß  sein*  r  Entscherdnnä:  i\f^f 
auf  die  allgemein  bekannten  Ortsgewohnbeitoo  gründen,  fall&  eise  oder  beide 
Pftrtden  sieh  aoi  di^  berufen.* 

160S.  «Die  GeindiidegeTiobte  eflltochelden  Reefatnlxdtigkd^ 
von  nicbt  «ber  30  Rab«l  endgnitig." 

160B.  ,Bd  AnwMtdimg  der  Arft.  166  und  lfi9  tat  duaaf  ni  adttn, 

daB  die  Beschlaase  der  Gemeind^richte,  betreffend  die  ZwangSToIIslreckiiDg 

in  Ornnf!stnckp.  nicht  anders  voil^rnv^k*  nlen,  als  durch  einen  bei  der 
FriedeiLsrichtfrvorsanimlang  angestcilttii  (ienchtsvoUzieher,  der  aaf  Anir»^ 
des  Gläubigers  vun  dem  Vorsitzenden  der  Friedensrichterversammlung  (hierz«) 
bestimmt  wird." 

1504.  „Die  Vorscbrift  des  Art  162  findet  aneh  auf  die  BntBcbndiniget 
der  Gemeindegerichte  Anwendong,  diejenigen  nicht  aosgeoommen,  v^cJk  ii 
den  der  Zuständigkeit  dieser  Gerichte  zugewiesenen  Sactien  Gmndstlicke  be> 
treffend  (Art.  14iH)  und  Anm  >  erlnssrn  sind." 

lo<)5.  „In  den  vor  den  Kriedensrichterversammlungen  verhandt  lt.  n  S^i  h  n 
ist  der  Staatsanwultsgebillfe  außer  in  dem  Falle  des  Art.  179  auch  in  den 
Saclien  verheirateter  Frauenspersonen,  die  von  ihren  Ehem&nnem  keine  Voll* 
macht  haben,  nnd  in  solchen  Sachen  zu  h9r«i,  in  denen  die  Yertretang  Pflegen 
(Kuratoren)  obliegt" 

1506.  „Die  Vors '  Inift  dt  .s  Art  180  findet  auch  auf  den  H.  ineindcrichter 
Anwendung,  der  au  der  Füllung  der  angefochtenen  Entscheidung  das  Oemeiiide- 
gerichts  teilgenominm  hat." 

1Ö07.  „Die  Friediusrichterversamuiliinir.  welrlif  d  is  Urteil  eines  Cn- 
meiudegerichts  aufhebt,  hüt  die  Sache  an  ein  amieres  Gemeindegericht  mt 
Verhandlung  zu  ▼erweisen." 

IÖ08.  „Der  Friedensrichter  hat  im  Falle  des  Art  197  dieses  Oesetia 
das  Klagcgesnch  mit  allen  Anlagen  an  den  Friedensrichter  abzugeben,  der  gemSI 
Art.  ÖIW  Gerichtsverfassungsgesetzes  ihn  im  Falle  seiner  ßehindemng  vertritt 

1. .,Bei  Ablehnnnir  Piiies  (n  intMudt-richterH  <>drr  Boisitzf-r^  sind  die 
Vorschriften  der  Artt.  4ül  und  4t)'J  (i«  rl«  lu^vtrfaäsuugsgcsetzes  zu  beobachteo." 

Anmerkung: 

Nach  Artt  491  und  492  tritt  in  diesem  Falle  der  sutot  bestellte 
Vertreter  ein. 

1510.  „Die  Geltung  der  Artt  200*— 800»  erstreclct  sich  auf  die  Rried«»- 
und  Gemeindegerichte  des  Warschauer  Oerichtsbesirfcs  unter  Beobaebtniig 
folgender  Vorschriften: 

2.  In  denjenigen  Sachen,  welche  vor  den  Friedens-  und  Genieinde- 
gerichten  verbandelt  werden  und  nicht  abschätzbar  sind,  werden 
bei  Erlaß  des  Urteils  die  Gericbtskosteu  in  Höbe  von  nicht  Uber 
drei  Rubel  festgesetzt.  ' 

1510 „Die  Vorschriften  über  Verhandlung  der  Sachen  im  vtreinfachtea 
Verfahren  (Artt  80^  und  dß&^—dßb^  werden  von  den  Gemeindegerichtes  in 
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den  zu  ihrer  Znstilndigkeit  gehörigen  Sachen  nit  der  Jfafigabe  in  Anwendong 
g«braoht,  daß 

1.  die  Verhandlung  \mr\  Entschpidung  der  Sache  dem  üemeinde- 
richter  als  Einzelricbtcr  obliegl,  und 

2.  die  Besehwexde  gegen  Verfügungen  der  Qemdnderichteri  die  im 
Art.  S65>  erwihnt  aind,  tob  der  FiiedensiichtcvTweammlttng 
entschieden  werden," 

Anmprknnfl:- 
Über  das  vereinlachte  Verfahren  cf.  Anru  zu  Art.  14ölf 

Dritter  Abschnitt. 
Von  dem  gerichtlichen  Verfahren  in  den  BultiHclu  n  (iouvcraementB. 

1799.  „Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  linden  in  den  Crouvernements 
I«iYUuid,  Estland  and  Knrlaud  mit  den  in  den  nachatehenden  Artikdn  dar- 
gelegt«!  Ergänzungen  nnd  Abftnderangen  Anwendung." 

Erst«»  Kapitel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

1800.  yßä  der  Bntsdieidnng  von  bfli^erlicben  Angelegenheiten  hahen 
die  Gerichte  die  Vorschriften  des  dritten  Teiles  des  Kodex  der  Ortsgesetse 

und  die  örtlichen  Bauernordnungen  mit  Ausnahme  derjenigen  Teile  der 
bezeichru  tt  ii  (ics»  tzc  anztnvrnflrn.  wrlrbf^  durch  die  Vorschriften  dieses  Ab- 
sclmitts  aufgehoben  oder  abgeämt«  i  t  siiul" 

A  n  Iii  e  r  k  n  n  g : 

Zufolge  Kaiserlicher  Anordnung  vom  1.  6.  45  sind  alle  in  den  Ostsee- 
provinzen geltenden  Gesetze  gesammelt  und  in  russischer  SpraclK^  kodifiziert 
worden.  Der  3.  Teil  dieser  Sammlung  enthält  die  Zivilgeseize  und  ist  erst 
nadi  ▼iellachen  Revisionen  im  Jahre  1864  erschienen. 

1801.  „Zu  den  bttrgerUchen  Rechtsetreitigkdten  gehören  auch  Klagen 
w<^tt  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  Ton  Rechtsbeziehungen,  sofern  dtt 

Kläger  im  gegebenen  Z(  iti)iiiikf  ein  Interess»»  an  der  pdichtlichen  Bestätigung 
dieser  Beziehunjjen  liut.  Klagen  dieser  Art  wridrii  n:irh  don  allurmpinen 
Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  bei  demjenigen  Gerichte  erhoben,  zu 
dessen  Zuständigkeit  die  Klagen  wegen  Störung  der  gedacht«a  Rechts- 
besiehnngen  gehören  würden,  und  falls  die  Zuständigkeit  nach  dem  Streitwert 
nicht  feststtstell«!  ist  —  bei  dem  Besirksgericht." 

A  n  ra  e  r  k  n  n  ir : 

cf.  Anm.  6  zu  Art.  1 .  Klagen  auf  Anerkennung  einer  Urkunde  oder 
Feststellung  der  ünechtheit  derselben  nach  §  256  der  deutschen  ZPO  werden 
zwar  von  den  Gericht^-n  der  Baltisrli-u  (lonvrmfmcnts  zugelassen ;  der 
Senat  erkläxt  aber  diese  Kategorie  von  Klagen  fdr  unzulässig,  weil  jede 
Urkunde  bei  ihrer  Geltendmachang  im  Prozeß  ihrer  Echtheit  nach  bestritten 
werden  kann,  unrl  di'  K'^htlu  lt  i!;inn  nnrh  Arft  .öir'  -.önö  in  oinom  besonderen 
Verfahren  festzustellen  ist   .Motive  bei  ixoi  dvti  ^  1  zu  Art  IHOl). 

ISO:?  .Bri  Anwendung  der  Artt.  17.  19  und  20  dieses  Gesetzes  sind 
die  Bestimmungen  der  Artt.  8.  9.  IL  12.  2S\-  -M.  41.  42,  207.  215.  216  und 
Ö09  des  dritten  Teiles  des  Kodex  der  Uriögtsetzts  zu  berücksichtigen." 
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A  n  m  p  r  k  n  n  g : 

Die  hier  angezugenen  Artikel  des  Kodex  der  Ortsgesetze  bestimmen, 
dafi  dem  Ehetaftun  das  NfeBbraudw-  tind  VennütaiigHxedit  ffbir  du  Yct^ 

mögen  seiner  Frau,  dem  Vater  über  dasjenige  seiner  Kinder  smtrtt  wd 

daß  der  Verschwender  nicht  handlungsfähig  ist. 

.Die  Bestimmung  des  Art.  21  dieses  Gesetzes  erstreckt  sich  ow 
auf  Klagen  wegen  des  zur  Konkursmasse  gehörigen  Vermögens  ' 

1804.  aBei  Anwendung  des  Art  27  dieses  Gesetzes  ist  die  Vorscbrih 
des  Art  2916  de»  dritten  Teiles  de«  Kodex  der  OrUigeaetae  llbw  die  Ver- 
tretung der  jnrietisclien  Personen  durch  deren  gesetsUdie  Vertreter  si 
lierttcksichtigen.'* 

Ziyoite'J  Knpitol. 
Erster  Abscimitt. 
Von  dem  Verfahren  vor  den  Friedensgerichten. 

1806.  ,Znr  Znstindigkeit  der  Friedensriehter  gekftmi  anDer  den  in  da 
ZÜeni  1,  2  nnd  6  d«k  Art.  89  nsd  in  den  Artt  82^—88*  dieses  Gesetns 
bcneiehneten  Sachen:  1.  Rechtsstreitigkitten  wegen  Wiederherstellung  des 
gestörten  Besitzes  (Kodex  der  Ortscrcsetze  III.  T.  Artt.  682—699) ;  2.  Rechts- 
Btrcitigkeitcn  wejjeTi  Störung  in  der  ^'utzung  von  Servituten  an  Grundstücken, 
wenn  vom  Zeitpunkt  der  Störung  nicht  ühur  ein  Jahr  verflossen  ist:  3.  Kl^igen 
wegen  Vorzeigung  eines  beweglichen  Gegenstandes  (Kodex  der  Ortsgesetze 
m.  T.  Artt  4693—4600)  und  4.  Airestgesneiie  vor  Klageerhelning  (Artt 
18S3— 1830  dieses  Gesetses)  in  jeder  Hdke.* 

.\  n  III  e  r  k  iin  g : 

Die  G^nche  aas  Ziffer  4  sind  bei  dem  Gerichte  anzubringen,  wo  die 
zn  arrestiiacende  Sache  sich  befindet  Die  Bntocheidnng  kann  andi  ohne 
Anliönmg  dos  Arrest aten  erfolgen.  Die  Arrestfordernn^  ist  glaubhaft  zu 
machen;  der  Arrest  kann  gegen  und  ohne  äicherbeit  angeordnet  werden; 
der  Axfesth^^l,  der  binnen  14  Tagen  nadi  seinem  Brlafi  nicht  vollstieeht 
wird,  mliert  seine  Kraft. 

1807.  yln  den  Sachen  betreffend  die  Wederherstellnng  des  gestAitcn 

Besitzes  und  der  Nutzung  von  Servituten  hat  der  Friedensrichter  in  eine 
Prüfung  der  Doknmcnte.  welche  d:is  Eigentumsrecht  an  dem  Grundstück 
oder  das  Recht  an  der  bervitut  an  einem  solcht  n  bescheinigen,  nicht  einzu- 
treten, sondern  lediglich  den  gestörten  Besitz  oder  die  Benutzung  wieder 
henusteUen.* 

Vierter  Abschailt 
Von  dem  gerichtlichen  Verfahren  im  Gouvernement  Archungel  und  in  den 
Kreisen  Jarensk  und  Üst-Ssyssolsk  des  Gouverneiucnts  Wologda. 

2<)W.   „Die  Znstiindifjkeit  der  Oerirhte  fflr  die  bürgerlichen  Angelegen- 
heiten iui  Gouvernement  Archaugel  und  die  Grenzen  der  Machtbefugnis  der 
Friedensrichter  hinsichtlich  des  Erlasses  von  endgültigen  Urteilen  werden 
dnreb  die  Vorschriften  der  Artt  1468,  1463,  1467  und  1477  bestimmt. 
Anmerkung: 

Zur  Zusfändiprlccit  der  Fricdcnsrirhtfr  gohöron  nicht  Klagen  unter  den 
im  Gouvernement  Archangel  wohnhuften  Sauiojeden,  die  zur  Zuständigkeit 
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ihrer  eigeoen  Gerichte  gehören,  es  sei  dünn,  daU  zwischen  Kläger  and  Be- 
klagten verainbart  worden  ist,  Klagen  dieser  Art  aar  Verbandlnng  ror  dem 
lÜedenaricbter  an  bringen." 

8100.  „Im  Terelnhehten  ProaeBverfaliren  gehören,  mit  den  nntm  im 

Art.  2101   gegebenen   Ausnabmen,  zur  Zoständigkeit  des  Friedensrichters 
KhfTfn  in  H(lhe  jedes  Bctmcres  nach  den  Vorschriftf'n  der  Artt.  8()*, 
bis  HH.')  '  und  Sßö'— Htjj-'  Mmwandlung  der  Sachen  in  das  ordentliche 

Verfahren  halfen  die  Friedensrichter  dem  Streitwerte  entsprechend  nach 
Ziller  8  des  Art.  80^  und  nach  Art.  365»  sieb  zn  richten.*' 

Anmerknng: 

Über  das  vereinfachte  Verfahren  —  Artt  36ö^— S65M  —  d.  Anm.  an 

Art.  14H13. 

2101.  ..Klafren  wetren  eines  Betrages  von  iH>pr  zweitausend  Rubel,  die 
gi'gen  mehrere  in  verschiedenen  Friedensgerichtsbezirkei»  des  Gouvernements 
wububufte  Beklagte  erhüben  sind,  gebüren,  im  Falle  des  vereinfachten  Ver- 
fahienS)  aar  Znstftadiglceit  des  Beairksgerichts  nach  den  Vorschriftai  der  Artt. 
3651-^»  nnd  3667-.365M  <• 

2103.  , .Beschwerden  (Berufungen,  d.  C)  gegen  nicht  endgültige  Urteile 
der  Friedensrichter,  ebenso  BeRf»ndere  Bfsrhwcrtb'n  pfpen  Kosrhitlsse  derselben 
sind  beim  Bezirksgericht  Archangel  als  Fhedensncht«rveräammiung  nach  den 
Vurschriften  dieses  Gesetzes  Aber  die  Bechtsmittel  gegen  Entscheidungen  der 
Flriedensrichter  sti  erheben.*' 

2104.  ..Gesuche  um  Aufbebung  von  t  tnitriiliiu»  n  Urteilen  der  Friedens- 
richter sind  bei  dem  Bezirksgericht  ArcliaiiL^Ll  anzubringen.  Im  Falle  der 
Anfhfbung  eines  L'rteils  wird  die  Suche  zur  <  rneuten  Verhandlung  an  den 
Friedensrichter,  der  das  Urteil  erlassen  hat,  oder,  wenn  das  Gericht  es  für 
nötig  erachtet,  an  einen  anderen  Friedensrichter  verwiesen." 

2106.  «Qeaaclie  mn  Aafbebnng  endgültiger  Urteile  des  Besirksgendita 
Arch;iiii;t  1,  \vt  Irhc  es  als  Friedensrichterversammlung  erlassen  hat,  sind  an 
das  Zivilkassationsdepartement  des  Rctrii  ri  tulcn  Senats  zu  richten.  Im  Falle 
der  Anfhebun?  des  Urteils  wir<l  dii  .^k  he  zur  erneuten  Verhandlung  an  das 
Bezirksgericht  in  anderer  Besetzung  verwiesen.'^ 

2107.  ,Die  Fristen  fttr  Rechtsmittel  gegen  Urteile  nnd  Handlangen 
der  Friedens-  und  ordentlichen  Gerichte  werden  nicht  als  versaamt  angesehen, 
wenn  vor  ihrem  Ablauf  die  Rechtsmittelschrift  bei  der  anständigen  Bdiörde 
aar  Beförderung  mit  der  T^^st  :»birf"_'fben  ist." 

2111.  , Beschwerden  über  die  nicht  gesetzmiiüige  VolNt  r.  i  I<nn>:  von 
Urteilen  und  alle  Streitigkeiten  aus  Anlaß  von  VuUstreckujigeu,  luii  Ausnahme 
derjenigen»  welche  die  Aaslegang  der  Urteile  betreifen,  unterliegen  der  Ent^ 
sdlddong  durch  den  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  die  VollstrecicUQg  erfolgt* 

2Un  .  T).is  Bezirksgericht,  als  Friedensrichterversammlung  bat  für 
die  im  Art.  201  Ii«  zeichnete  Gebtthr  dem  l*rozeübeteiligten  narb  seinem  Wohn- 
ort eine  Urteilsabschrift  spätestens  in  sieben  Tagen  nach  Stellunfj;  des  dies- 
bezüglichen Antrags  and  falls  der  Antrag  vor  Erlaß  der  Entscheidung  gestellt 
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iat,  in  emw  riebentififigen  Frist  Tom  Tage  des  Brlanes  der  Bbtedwidong  n 

flbersendcn  r.rlcr  auszuhändigen." 

211»;,  .Ist  Pin  Antrai,'  eomüß  dem  vorstehenden  Artikel  f2n5!  t^esttlll, 
80  wird  aLs  Üririim  der  Frist  zur  Einlegung  von  lU'clitsinitti'ln  >£e*^an  Vrtnh 
des  Bezirksgerichts,  welches  solche  als  FVicdeuäricbterversammlung  erlassen 
hat,  der  Zeitpunkt  der  Beb&ndigung  der  ürteilsabschrüt  an  den  Beaebwade* 
fObrer  gerechnet,  wobei  so  dieaec  Friit  diejenige  nadt  der  Entienrang  (Wcnt- 
frist)  binsogerecbnet  wird." 

Fünfter  Abeohnitt. 

Uber  das  Gertchteverfabrcn  in  den  Gouvcmemcnta  und  Gebieten  Sibiriens 

2120.  „Die  Vorschriften  dit^es  Ge&etzeä  kuminen  in  den  GoaremeiaeQt:! 
und  Gebfetm  SIbiiiena  mit  den  Ab&nderongen  and  Brgtnnnngen  der  nadh 
ttebenden  Artikel  (2121—2149)  nr  Anwendung/ 

2121.  ,Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  für  die  bürgerlichen  Angelegt 
heften  und  die  Grenzen  der  Machtbefugnis  äcr  Friedensrichter  hinsi*  htli«  h  des 
Erlasses  von  ( inl)ziiltigen  Urteilen  werden  durch  die  V^orsrhrift«  n  du  Artt 
1462,  1467,  1477  sowie  der  nachstehenden  Artikel  (2122—2126^  bestinuut' 

2122.  ,Zur  Znat&ndigbeit  der  Friedenqg«lebte  geböten  nicht; 

1.  Rechtastreitigkeitra,  welche  mit  dem  Interease  der  Staatakaae 
vnbnnden  sind,  mit  Ananahmi  de  rjenigen  wegen  Herstellaog 
des  LT  störten  Besitzes  und  der  Klagen  we^cn  EntsdiiJi^mg 
für  durch  Abweiden  verursachten  Schaden  und  für  andere  Be- 
äcliüdigungcn  an  Ländercien  im  VerwaUungsbereich  der  Ministeii«a 
des  Kaiserlichen  Hauses  und  der  Apanagen,  der  Laadwirtschatt 
und  des  Staatarermdgens  eder  dar  anderen  Tor  Gerieht  die 
Becbte  der  Staatakaaae  genieflenden  Behörden,  aofezn  der  Stnil> 
wert  zweitausend  Rubel  nicht  übersteigt. 

2.  Rorhtsstrpitifjkoiton  zwischen  Dorfbewohnern,  ebenso  zwischen 
den  Fremdvölkeni,  wt- Ithe  zur  Zuständigkeit  ihrer  eigenen  Standes- 
gerichte gehören,  es  sei  denn,  daii  zwischen  Kläger  und  Beklagte 
eine  Verelnbamng  getroff«»  iat»  Klagen  dieser  Art  der  Va- 
handlnng  Tor  dem  Friedensrichter  au  untenieh^,  und 

3.  die  Angelegenheiten,  welche  der  Zuständigkeit  vor  den  bäaer- 
lidun  K(rimmis<?aren  auf  Grund  der  Artt.  440  und  441  der  Ver- 
ordnung betreffend  die  Bäuerlichen  Administrativ bi  hnrden  Qeseti 
betr.  die  Stände,  Besondere  Beilage  Bach  III)  zug«: wiesen  sind." 

Anmerkung: 
Zu  Ziffer  3  ist  die  Einleitung  tu  vergleichen. 

2123.  „Die  Secfatastreitigkeiten  «wischen  den  Fcemdvölkeni:  1.  «siehe 
sidi  anf  Akte  grUnden^  die  nach  den  allgemdnen  Gesetaen  des  Beiehes  mitff 

Zosiehnng  der  anstindlgen  Behörden  errichtet  sind,  und  2.  diejenigen,  welche 
Ton  Fremdvölkern  gegen  ihre  im  Bereiche  der  russischen  Wfdinpl&tze  wohn- 
haiten  iStammesgenossen  erhoben  werden,  gehören  ztu  Zustftndigkeii  der 
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Friedensgorii  htc  oder  der  ordentlicben  Gerichte,  je  uadtdem  diese  oder  jene 

zuständig  »iod  "' 

8125,  212«,  8130,  8131  entspredmi  den  Aztt.  8100,  8101,  21(»,  8104 
mit  der  IbBgftbe,  dafi  an  Stelle  des  BesirlngeiiehtB  Arcbeogel  das  bier  in- 

atftndige  Bezirksgericht  tritt. 

2132.  213:?  c-ntsprerh.n  den  Arft.  2115.  2116. 

2134.  „Gesuche  um  Aulhebung  von  endgtiltigeD  L'rteilen  der  Bezirks- 
gerichte, welche  sie  in  der  Eigenschaft  von  Friedensricbterversatumluugen  er- 
laMeD  luben,  sind  es  den  AppeUbof  m  ricbten.  Ln  Fklle  dee  Anllwlwns  des 
Urteils  wird  die  Sadie  mr  ementen  Verlitndlong  ea  das  BeiirlEfligeridit  in 

anderer  Zusammensetzung  verwiesen." 
2137  entspricht  dem  .Art.  2107. 
2144  entspricht  dem  Art.  2111. 

Sechster  Absohnitt. 
Von  dem  Gerichtsverfatiren  in  den  Gebieten  Ssyr-Darja,  Samarkand,  Forg:ao, 
Ssemirjetschensk.  Transkaspien.  Akmolinsk,  Ssemipalatinsk,  Ural  und  Turgai. 

Die  Einfiifarunpbestimmungen  zar  ZPO  für  die  im  sechsten  Abschnitt 
beieicluietai  Beicbsgebiete  gleidMn  dm  Tontdumdeii  in  den  AbM^tm 
4  nnd  6;  es  entsprechen  insbesondere  den  Aitt  8121,  8188,  8186,  8126,  21S0, 

2131.  2115.  2116,  2134,  2107  und  2111  die  Artt.  8151,  8168,  2168^  8164, 
2157,  2168,  2159,  2260,  2161,  2164  nnd  2170. 
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Das  englische  Einwanderungsgesetz. 

Von  Wim  Wlttmaadc»  Beichegefichtmfe  a.  D. 

Am  11.  8.  05  ist  für  das  Vereinigte  Königreich  von  Groß- 
britannien, also  für  England,  Schottland  and  Irland,  ein  Gesetz 
gegen  die  Einwanderung,  die  Aliens  Act,  erlassen,  welches  am 
1. 1. 06  in  Kraft  getreten  ist  Danach  darf  ein  Einwanderer 
von  einem  Einwanderungsschiffe  nur  in  einem  Hafen  gelandet 
werden,  in  dem  sich  ein  Einwandemngsbeamter  befindet.  Die 
Landung  eines  solchen  Einwanderers  darf  nur  mit  Erlaubnis 
des  Einwaaderungsbeamten  erfolgen,  die  erst  nach  einer  in  Ge- 
meinschalt  mit  einem  Arzte  voi^genommenen  Untersuchung  erteilt 
werden  darf. 

Ein  Einwanderungsschiff  ist  ein  solches  Schiff,  welches 
mehr  als  20  Zwischendeckspassagiere  nach  dem  Vereinigten 
Königreiche  bringt.  Der  Staatssekretär  kann  die  entscheidende 
Zahl  solcher  Passagiere  allgemein  oder  für  einen  bestimmten 
Hafen  anders  festsetzen.  Unter  Einwandeier  ist  ein  aus- 
ländischer Zwischendeckspassagier  zu  verstehen;  zu  den  Ein- 
wanderern gehören  nicht  solche  Personen,  welche  nachweisen, 
daß  sie  sich  nur  vorabergehend  in  Großbritannien  aufhalten 
wollen,  oder  welche  eine  im  voraus  bezahlte  durchgehende  Fahr- 
karte nach  einem  fremden  Staate  haben,  wenn  in  diesem  Falle 
der  Kapit&n  des  Schiffes,  mit  welchem  sie  angekommen  sind, 
oder  desjenigen,  mit  welchem  sie  weiter  befordert  werden  sollen, 
Sicherheit  dafür  leistet,  daß  sie  nicht  unerlaubterweise  im  Lande 
bleiben  oder  dorthin  zurückkehren  werden. 

Die  Erlaubnis  zu  landen  darf  nicht  erteilt  werden,  wenn 
der  Einwanderer  nicht  nachweisen  kann,  daß  er  genügende 
Mittel  in  seinem  Besitze  hat  oder  sich  verschaffen  kaim,  sich 
und  seine  Angehörigen  angemessen  zu  alimentieren,  oder  wenn 
er  geisteskrank  oder  geistesschwach  ist,  oder  wenn  es  wahr- 
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scheinlich  erscheint,  daß  er  infolge  einer  Krankheit  oder  eines 
körpt  rlichen  Fehlers  der  öffentlichen  rntcrstützungr  zur  Last 
fallen  oder  in  anderer  Weise  das  Publikum  schädipreii  würde, 
oder  wenn  er  in  einem  fremden  Staate,  mit  wcldiem  ein  Aiis- 
liefernnfifsvertrag geschlossen  ist,  wegen  einerjitnif baren  HaiHlluiii:, 
die  im  Verhältnis  zu  dipsem  Staate  einem  Ansliefenrngsgruiid 
nach  i\vm  Auslit't'cniiif^siit'St'tz  von  1870  sein  würde,  verurteilt 
ist,  vorausgesetzt,  daL»  die  iStratlat  kidnon  politisrhen  Charakter 
hat,  oder  wenn  er  auf  Grund  des  Gesetzes  aus  (iroßbritannien 
ausgewiesen  worden  ist.    Jedoch  soll  die  Erlaubnis  zu  binden 
wegen  Mangels  genügender  Mittel,  oder  weil  es  wahrsch«  inlii  Ii 
ist.  daß  der  Kin Wanderer  der  öffentlichen  Unterst ützinig  zur  I.;i>t 
fallen  wiinb'.  nicht  verwei<,n'rt  werden,  wenn  dw  Kinwaiidtnr 
nachweist,  daß  er  nur  deshalb  Zulassung  in  Großbritaiiiii- ii 
verlange,  weil  er  sich  einer  strafrechtlichen  Verfnlrnm^^  o<ltr 
einer  I>('strafun'j  aus  religiösen  oder  politischen  Gründen  oder 
wegen  eines  \ Crgt  hens  von  politischem  Charakter  entziehen 
will,  oder  weil  er  einer  mit  Gefahr  für  seine  Freiheit,  für  sein 
Leben  oder  seine  körperliche  Integrität  verbundenen  Verf<dirung 
wegen  seines  Ghiubens  entgehen  will.  Ferner  soll  die  Erlaubnis 
zu  landen  nicht  verweitrert  werden,  wenn  der  Kinwanderer 
nachweist,   daß  er  nach   einem   Aufenthalt  von  mindestens 
6  Monaten  in  Großbritannien  von  dort  ans  unmittelbar  sich  c\w 
Fahrkarte  nach  einem  fremden  Lande  genommen  und  sich  dorthin 
direkt  eingeschifft  habe,  daß  ihm  dort  aber  die  Zulassung  ver- 
weigert worden  und  er  dann  direkt  nach  einem  großbritannischen 
Hafen  zurückgekehrt  sei.    Ferner  soll  die  Erlaubnis  zn  landen 
lediglich  auf  Grimd  des  Mangels  der  erforderlichen  Mittel  nicht 
verweigert  w  erden,  wenn  der  Einwanderer  nachweist,  daß  er 
in  Großbritannien  geboren  und  sein  Vater  britischer  Untertan 
ist.   Diese  Ausnahme  umfaßt  nicht  alle  britischen  Untertanen. 
Jeder,  welcher  in  Großbritannien  geboren  wird,  ist  britischer 
Untertan,  auch  wenn  sein  Vater  Angehöriger  eines  anderen 
Staates  ist.    Andrerseits  werden  die  im  Auslande  geboreneil 
Kinder  eines  britischen  Untertans  nicht  immer  britische  Staats^ 
angehörige,  wenn  ihre  Vorfahren  zwar  britische  Staatsangehörige 
gewesen,  aber  au^rhalb  Großbritanniens  geboren  sind. 
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Entsteht  )>ei  der  Anwentinnfr  des  Gesetzes  die  Fra^re,  ob 
eine  Persun  ein  Ausländer  ist  oder  xiiclit,  SO  trifft  diese  Person 
die  Bevv eislast. 

Über  die  Zulassun^r  von  Ansländera  wird  im  Verwaltmigs- 
vfvrrQ  rntseliiedeii.  (iejjc!)  den  Beschluß  dos  Kinwaiiderungs- 
beamten  {imniifiratiou  oflirfr),  welcher  die  Erlaubnis  zu  landen 
verweigert,  findet  eine  lierufung'  an  eine  aus  3  Personen  zu 
bildende  Kommission  (Immigration  hoardi  statt,  welche  end- 
gültig entscheidet.  Der  Staatssekretär  kann  ein  Schiff  von  den 
Bestimmungen  der  Akte  dispensieren,  wenn  genügende  Gewähr 
dafür  geleistet  wird,  daß  Einwanderer,  deren  Zulassung  nicht 
gestattet  ist,  nicht  anders  als  zum  Zwecke  der  Durchreise  ge- 
landet werden. 

£än  Einwanderer,  welcher  unter  Übertretung  der  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  landet,  wird  als  Vapabonde  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  gegen  die  Vagabondage  bestraft. 
Der  Kapitän  eines  Schiffes,  welcher  eine  solche  Landung  ge- 
stattet, verwirkt  eine  Geldstrafe  bis  zu  100  ^. 

Der  Staatssekretär  ist  ermächtigt,  nähere  Vorschriften  zur 
Ausführung  des  Gesetzes,  insbesondere  auch  fiber  das  Verfahren 
vor  der  Einwandenmgskommission,  zu  erlassen. 

Mit  den  Vorschriften  über  die  Einwanderung  sind  in  dem 
Gesetze  Bestimmungen  über  die  Ausweisung  von  Ausländem 
verbunden.   Der  Staatssekretär  darf  danach  nach  seinem  Er- 
messen einem  Ausländer  aufgeben,  Großbritannien  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  zu  verlassen  und  künftighin  nicht  wieder 
zu  betreten:  erstens,  wenn  der  Ausländer  wegen  eines  Veigebens, 
welches  ausschließlich  mit  Freiheitsstrafe  bedroht  ist,  oder  wegen 
Übertretung  einiger  angegebener  Polizeigesetze  verurteilt  ist 
und  der  Gerichtshof  beantragt,  daß  die  Ausweisung  in  Vei^ 
bindung  mit  der  von  ihm  erkannten  Strafe  oder  statt  derselben 
erfolge,  zweitens,  wenn  der  Fremde  innerhalb  12  Monaten  nach 
seiner  Ankunft  und  innerhalb  3  Monaten  vor  Einleitung  dea 
Yerfohrens  eine  solehe  öffentliche  Unteratützung  empfangen  hat, 
welche  ihn  unfähig  macht,  für  das  Parlament  zu  wählen,  oder 
wenn  er  ohne  nachweisbare  Mittel  nmherstreift,  oder  wenn  er 
infolge  einer  zu  starken  Anhäufung  der  Bevölkerang  an  einem 
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Orte  unter  gesnndbeitsscb&dUcben  Yerh&ltnissen  lebt,  oder  wenn 
er  nach  Erlaß  des  Gesetzes  in  Großbritannien  angekommen 
und  in  einem  fremden  Staate,  mit  welchem  ein  AnsliefenuigB- 
vertra^  besteht,  wegen  einer  Handlung  verurteilt  ist,  welche 
im  YerhiUtnis  zu  diesem  Staate  nach  der  Aualiefemogsakte  von 
1870  einen  Anslieferongagrand  bildet,  vorausgesetzt,  daß  die 
strafbare  Handlung  keinen  politischen  Charakter  hat. 

Der  Ausländer,  welcher,  nachdem  ein  AuswandenrngsbefeU 
gegen  ihn  erlassen  ist,  in  Großbritannien  betroffen  wird,  soll 
als  Yagabonde  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die 
Yagabondage  bestraft  weiden. 

Der  Staatssekretär  kann,  wenn  ein  Ausländer  ausgewiesen 
wird,  nach  seinem  Ermessen  die  mit  der  Abreise  des  Anslindets 
und  der  voi|;ängigen  BewacHung  desselben  verbundenen  Kosten 
ganz  oder  teilweise  auf  die  Staatskasse  Übernehmen. 

Wenn  ein  Ausländer,  welcher  nicht  schon  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  zuletzt  nach  Großbritannien  gekommen  ist, 
oder  welcher,  später  angekommen,  Erlaubnis  zu  landen  nicht 
erhalten  hat,  auf  Grund  eines  innerhalb  6  Monaten  nach  seiner 
letzten  Ankunft  eingetretenen  Ausweisungsgrundes  ansgewieses 
wird,  so  ist  der  Kapitän  des  Schiffes,  mit  welchem  der  Äu- 
länder  angekommen  ist,  und  auch  der  Kapitän  jedes  anderen 
derselben  Reederei  gehörigen  Schiffes  haftbar  für  die  auf  Onmd 
des  Gesetzes  bezüglich  des  Ausländers  gemachten  Ausgaben; 
die  Kapitäne  sind  weiter  gehalten,  auf  Yerlangen  des  StastB- 
Sekretärs  den  Ausländer  und  dessen  Angehörige  in  ihr  Schilf 
aufonnehmen  und  ihnen  &eie  Oberfahrt  nach  dem  Einschüfungs- 
hafen  und  angemessenen  Unterhalt  während  der  Fahrt  zu  ge- 
währen. Weigert  sich  der  Kapitän,  dem  Ausländer  und  dessen 
Angehörigen  die  freie  Überfahrt  zu  gewähren,  so  verwirkt  er 
eine  Geldstrafe  bis  zu  100 

Der  Kapitän  eines  Schiffes,  welcher  Passagiere  in  eUiem 
großbritanniseh^  Hafen  landet  oder  einschifft,  hat  nach  näherer 
Anordnung  des  Staatssekretärs  jedem  ausländischen  Passagier 
einen  Schein  auszustellen,  worin  eine  Auskunft  über  dessen 
Yerhältnisse  enthalten  ist.  Der  Passagier  hat  dem  Kapitän 
die  zu  diesem  Bebufe  erforderliche  Auskunft  zu  erteilen.  Erfüllt 
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der  E^pitan  diese  Yeipflichtuiig  nicht  oder  stellt  er  eihen  nn* 
richtigen  Schein  aus,  so  verwirkt  er  eine  Geldstrafe  bis  za 
100  £,  Der  Ausländer,  welcher  dem  Kapitän  die  für  die  Aus- 
stellang  des  Scheins  erforderliche  Auskunft  verweigert  oder 
eine  onrichtige  Auskunft  erteilt,  wird  mit  Gef&ngnis  bis  zu 
3  Monaten  bestraft.  Der  Staatssekretär  kann  auf  Widerruf 
eine  bestimmte  Klasse  von  Passagieren  und  eine  bestimmte  Art 
von  Reisen  und  bestimmte  Schiffe  und  H&fen  von  diesen  Vor- 
schriften dispensieren. 

Ein  Einwanderer,  ein  Schiffskapitan  oder  eine  andere  Person, 
welche  gegenüber  dem  zustandigen  Beamten  bei  Anwendung 
dieses  Gesetzes  eine  falsche  Angabe  macht,  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  3  Monaten  bestraft. 

Entsteht  bei  einer  Berufung  an  die  Einwanderungskommission 
die  Frage,  ob  ein  Schiff  ein  Einwanderungsschiff  ist,  oder  ob 
Jemand  ein  Einwanderer  oder  Zwischendeckspassagier  ist,  oder 
ob  eine  Straftat  eine  solche  von  politischem  Charakter  ist,  oder 
ob  ein  Verbrechen  oder  ein  Vergehen  ein  solches  ist,  wegen 
dessen  die  Auslieferung  stattfinden  kann,  so  soll  diese  Frage 
dem  Staatssekretär  in  Gemäßtieit  der  von  diesem  zu  erlassenden 
Ansfühmngsbestimmnngen  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden. 

Die  Enn-länder  scheinen  bislier  wenig  Frende  von  dem 
tVeradengesetiJ  geliabt  zn  haben.  Das  Ucsetz  selbst  wird  von 
einem  Teil  der  Bevölkerung  scharf  getadelr  iiiul  als  eine  Schande 
bezeichnet.  Aucii  wird  behauptet,  daß  tla.s  Gesetz  in  harter 
und  grausamer  Weise  anp' wandt  worden  sei.^)  Die  gegen- 
wärtige Keg'irriing  liat  denn  auch  neuerdings  Anweisungen  er- 
lassen, um  eine  milde  Handhalumg  des  (.iesetzes  herheizuführen. 
Wilhrend  nacli  einer  ei*sten  Anweisung  des  8taat<sekret;u-s  des 
Innern  schnii  ein  Schiff  mit  mehr  als  12  Zwiscluiidecks- 
passagieren  als  ein  Kinwandei  iingsschift'  angesehen  werden  sollte, 
hat  man  neuerdings  die  gesetzliche  Vorschrift,  daß  die  Zahl  der 
Zwischendeckspassagiere  20  betragen  müsse,  wieder  hergestellt. 

^)  Wegen  der  H&tten,  die  die  Anwendung  des  Gesetzes  in  ehuelncn 
F&Uen  gebabt  bat,  sind  bereits  BeUamationen  fremder  Regierangen  Tor< 
gekommen. 


OÖ2  Wittmiaflk,  Das  engÜBcbe  Einwandenuigsgesetz. 

läDe  eingreifende  Bestimmimg  ist  weiter  getroffen,  um  den 
Klagen  darfiber,  daß  mssisclie  politiache  Flüchtlinge  znrück- 
gewieaen  seien,  Rechnung  zu  tragen.  Es  ist  angeordnet,  daß, 
wenn  ein  Einwanderer  ans  einem  Teil  dee  Kontinents,  in 
welchem  politische  Unruhen  vorhanden  seien,  komme  und  be- 
haupte, daß  er  aus  politischen  oder  religiösen  Gründen  geflohen 
sei,  diese  Behauptung  im  Zweifel  als  war  angesehen  werden 
soUe.^)  Femer  ist  angeordnet,  daß  jemand,  welcher  von  einer 
ansteckenden  oder  widerwärtigen  Krankheit  frei  sei,  nicht  des- 
halb zurückgewiesen  werden  dürfe,  weil  sein  Gesundheitszustand 
ein  kritischer  sei,  wenn  die  Zurückweisung  eine  große  H&rte 
gegen  ihn  enthalten  würde.  (VergL  Verhandlungen  im  engl. 
Unterhause  vom  14.  3. 06  in  Times  vom  15.  selbigen  Monats.) 


1)  Die  lechtlldw  Zalisiiglnit  dietet  Anordmuig  wiid  bettrittan. 
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Die  Verhandlungen  des  Instituts  für  internationales  Recht 
in  den  Sessionen  zu  Edinburg  1904  und  Gent  1906.*) 

Von  Oeheiiiint  Dr.  TM  PlilMim»  Utkneiwii. 

Das  reiche  Programm  der  ktzteii  Sessionen  des  Instituts 
umfaßt  eine  Keilic  von  Gegenständen,  die  mehrfach  mit  den 
wichtigrsten  Problemen  des  Völkerrechts  zusammenhängen  — 
ein  Beweis  dafür,  daß  sich  die  Aufgabe  des  Instituts  im  Laufe 
seiner  Wirksamkeit  keineswegs  eingeengt  hat,  wie  man  etwa 
im  Hinblick  auf  den  Beschluß  zu  Neufchätel  1900,  nur  mehr 
alle  zwei  Jahre  Sessionen  abzuhalten,  raeinen  möchte.  Durch 
die  Haa^r  Konventionen  v.  J.  1899  sind  allerdings  wichtige 
Materien  des  Völkerrechts,  welche  das  Institut  seit  seinem 
Bestände  wiederholt  beschäftigt  hatten,  im  Wege  internationaler 
Kodifikation  einem  gewissen  Abschluß  zugeführt  worden.  Allein 
es  sind  doch  auch  Lücken  übrig  geblieben,  die  noch  der  Aus- 
füllung harren  und  überdies  zeigt  die  Anwendung  der  Vorschriften 
über  das  internationale  Schiedsrecht  (insbesondere  der  Vorschriften 
über  das  Verfahren),  daß  auch  hier  der  Weiterbildung  des 
geltenden  Bechts  noch  ein  großer  Spielraum  offensteht.  Femer 
befindet  sich  die  Kodifikation  des  internationalen  Priyatrechts 
durch  die  Haager  Konferenzen  so  recht  im  Fluß,  so  daß  auch 
von  dieser  Seite  dem  Institut  eine  reiche  Fülle  von  Stoü  zur 
Vorbereitung  für  die  weiteren  Kodifikationsversuche  zuströmt. 
Auch  schafft  ja  der  immer  intensiver  sich  gestaltende  inter- 
nationale Verkehr  gerade  in  unseren  Tagen  stetig  neue  Lebens- 
verhSltnisse  von  Volk  zu  Volk  und  innerhalb  der  ganzen 
zivilisierten  Völkergemeinschaft,  die  eine  internationale  Regelung 
dringend  erheischen,  so  daß  auch  hier  neue  Probleme  an  das 
Institut  herantreten.  Schließlich  und  im  ganzen  bieten  die 
politischen  Vorgänge  und  Komplikationen  der  letzten  Jahre, 


*)  Vgl.  ttber  die  Torhergeguigene  BrllSMler  Session  (190S)  Ztach.  Xil  447. 
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die  ihre  Kefleze  noch  in  die  Gejsrenwnrt  werfen,  dem  Institnfc 
Anlaß  ^enu?.  im  Geiste  seines  Wahlspruchs :  JustiHa  e<  pace 
für  die  rechtliche  AusgeKstaltung  der  F  r  i  e  d  e  n  s  <  n  !  n  u  n  g  der 
Nationen  eine  rep:e  Tätigkeit  zn  entwickeln  und  daduich  zor 
Sicherung  der  Grundlagen  unserer  Zivilisation  —  des  vo^ 
nehmsten  Schntzobjekts  des  internationalen  Rechts  —  beizutragen. 
Diese  Ansähe  tritt  m.  E.  gerade  in  unseren  Tagen  zunehmender 
internationaler  Beziehnngen  und  bewußten  Zusammenwirkens  der 
Staaten  für  wichtige  solidarische  Rechts-  und  Eulturinteressen  so 
lebhaft  zutage,  Ist  es  dann  aber  nicht  eine  seltsame  firscheinong, 
daß  in  unseren  Tagen  gleichzeitig  mit  einer  stetig  znnehmendeit 
AnniUieruiig  der  Staaten  doch  auch  Symptome  starker  Gegen- 
sätze hervortreten,  die  zu  wiederholten  Malen  das  friedlicbe 
Zusammenwirken  der  Staaten  zu  zerstörten  drohten?  Dieser 
Erscheinung  gegenüber  ist  es  immerhin  eine  gewisse  Bemhigung, 
daß  der  Antagonismus  der  Staaten  doch  fast  nur  von  nnverant- 
wörtlichen  Elementen  zur  Konstruktion  von  Konflikten  aus- 
gebeutet wird,  während  gleichzeitig  die  besonnenen  und  ibrer 
moralischen  Verantwortung  bewußten  Persönlichkeiten  iminer 
lauter  und  in  einer  bisiier  gar  nicht  bekannten  oder  übliches 
Form  unsere  lebendige  Überzeugung  von  der  Solidarität  der 
Güter  und  Interessen  der  Kulturvölker  betonend,  die  herv0^ 
getretenen  Gegensätze  auf  ihr  richtiges  Bfafi  zuruckznfiihien 
bez.  zu  beseitigen  suchen  und  die  Wege  zeigen,  auf  denen  ein 
friedlicher  Wettstreit  der  Nationen  innerhalb  der  zivilisierten 
Staatengemeinschaft  sich  vollziehen  kann  und  nach  der  Grundidee 
unserer  heutigen  Zivilisation  auch  in  Wahrheit  vollziehen  m&. 
Jene  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  der  Weiterbildung 
des  internationalen  Rechts  beherrscht  auch  die  Regierangen: 
die  von  dem  Präsidenten  Hoosevelt  gegebene  Anregung  zur 
Fortsetzung  des  Werkes  der  Haager  Konferenz  von  1899  M 
auf  fruchtbaren  Boden;  es  war  für  den  Frühling  1907  der 
Zusammentritt  einer  neuerlichen  Konferenz  im  Haag  in  Aussicht 
geitommen.  Indessen,  die  Vorgänge  in  Rußland  ließen .  eine 
vorläufige  Vertagung  rätlich  erscheinen.  Bis  zum  Zusammentritt 
dieser  Konferenz  wird  auch  das  Institut  Gelegenheit  haben, 
seine  Meinung  über  die  zu  behandelnden  Fragen  zum  Aasdnok 
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ZU  bringen.  Unter  diesen  hat  inslicsondere  die  im  Haag  einer 
neuerlichen  Konferenz  Torbelialtene  Fra^re  des  Nentralitätsiecbts 
das  Institut  sowohl  in  Edinburg  wie  in  Gent  beschäftigt.  Die 
Frage  stand  übrigens  schon  auf  der  Tagesordnung  der  Session 
im  Haag  1898.  Descamps  und  Kleen  wurden  damals  zu 
Berichterstattern  gewählt.  In  der  Session  zu  Neufchfttel  1900 
konnte  indessen  noch  kein  Bericht  vorgelegt  werden;  Descamps 
beschränkte  sich  darauf,  seinen  Essay:  Sur  le  Pacigirat  ou 
U  regime  juridique  de  la  paix  en  temps  de  guerre  mtt  dem 
Wunsche  vorzulegen,  da6  von  selten  der  Mitglieder  Gutachten 
eingehen  mochten.  Die  Angelegenheit  wurde  sodann  der  Tages- 
ordnung der  nächsten  Session  fiberwiesen.  In  dieser  (Brüssel  1902) 
wurde  von  Descamps  eine  Reihe  von  Thesen  vorgelegt.  Die 
darflber  in  Edinburg  eingeleitete  Diskussion  wurde  jedoch  nur 
mit  folgender,  von  Pillet  beantragten  Resolution  geschlossen: 
„L*Institut  .  .  ,  se  räf4rant  au  uoeu  eatprim^  par  les  mem- 
hres  de  la  Confirence  de  la  Haye  et  s^accociant  ä  ViniHative 
priae  par  M.  le  Präsident  Booseveltf  exprime  le  ddsir  que 
les  divers  Etats  se  prSoccupent  de  donner  ä  la  Neutralitä 
une  r^lementation  plus  parfatte  et  plus  conforme  aux 
necessiiäs  du  temps  präsent  In*der  dieser  Resolution  vorauf- 
gegangenen Debatte  vertrat  Descamps  die  von  ihm  aulge- 
stellten Thesen  (cf.  Annuaire  XIX,  p.  351  sq.  und  XX,  p.  211  sq), 
insbesondere  die  Notwendigkeit,  dem  traditionellen  Begriff 
der  Neutralität  den  von  ihm  formulierten  Begriff  des  padg&at 
zu  substituieren.  Was  Descamps  pacigärat  nennt,  bedeute 
einen  positiven  Begriff  der  Stellung  der  Eriegffihrenden  und 
Nichtkriegführenden,  während  der  Begriff  (und  Ausdruck)  Neu- 
tralität nur  ein  negativer  Begriff  sei,  der  nichts  über  die 
Stellung  der  Kriegführenden  zu  den  Neutralen  aussage:  er 
normiere  nur  die  Stellung  der  Neutralen  zu  den  Kriegfülirenden 
und  dies  in  einer  Weise,  daß  nur  die  Pflichten  der  Neutralen 
in  den  Vordergrund  träten,  während  der  Begriff  des  Pacig&at 
die  friedlichen  Beziehungen  der  Neutralen  und  Krie^ührenden 
im  Auge  behalte  und  die  Pflichten  der  letzteren  gegenüber  den 
Neutralen  betone.  Es  erhoben  sich  indessen  Stimmen  gegen  die 
Einführung  eines  neuen  Ausdrucks  (paduerat)  zur  Bezeichnung 
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eines  Zustands,  für  den  sicli  der  Ausdruck  Neutralität  jedenfalls 
schon  eingebürgert  hat,  wenngleich  man  zugehen  mußte,  daß 
dieser  Ausdruck  die  Sache  selbst  nicht  erschöpfend  bezeichnet. 
In  eine  Diskussion  fiber  die  ganze  Materie  konnte  aber  auch 
in  Edinburg  nicht  eingetreten  werden,  da  es  an  einem  Kom- 
missionsbericlite  fehlte.  Man  beschränkte  sich  daher  auf  die 
Annahme  obiger  Resolution,  deren  praktischer  Wert  im  fiiablick 
auf  die  von  der  Haager  Konferenz  in  Aussiebt  genonimeoe 
Behandlung  dieses  Gegenstandes  in  einer  späteren  Konferenz 
in  die  Augen  springt.  Die  Saciie  selbst  wurde  der  nächsten 
Session  in  Gent  überwiesen.  Für  diese  wurde  von  Kh.en, 
dem  Verfasser  des  verdienstvollen  Werkes  über  die  Neutralität 
(schwedisch  und  französisch  —  Lois  et  mages  de  Ja  NeutralUe. 
Paris,  1898,  1900,  2  Bände)  der  Entwurf  eines  BeglemaU 
concemant  les  lois  et  coutumea  de  la  NeuiraHU  bearbeitet 
Femer  wurden  die  Bemerkungen  der  Herren  General  dm  Beer 
Portugael  und  Prof.  HoUand  (Oxford)  über  den  Kleen*^^ 
Entwurf  Toigelegt.  Siebt  man  selbst  davon  ab,  daß  eine 
gründliche  Erörterung  dieser  wichtigen  Materie  sehr  viel  Zeit 
in  Anspruch  nimmt,  während  die  Tagesordnung  der  Session  in 
Gent  aufier  der  Neutralitftfesfrage  noch  eine  Reihe  anderer 
wichtiger  Gegenstände  umfaßte,  so  mußte  schon  im  Hinblick 
au!  den  Umfang  des  Entwürfe  —  70  Artikel  —  der  Zweifel 
entstehen,  ob  das  Institut  auf  Grund  des  iT^eei^'scben  S^ntwoiii 
in  dieser  Session  überhaupt  zu  einem  positiven  Resultate  gelangen 
konnte.  Gegenüber  der  damals  noch  für  den  Frühling  1907 
in  Aussicht  stehenden  internationalen  Konferenz  wäre  es  aber 
von  größtem  Wert  gewesen,  die  Anschauungen  des  Institote 
rechtzeitig  zu  formulieren.  In  richtiger  Erwägung  dieser  Sachlage 
hatte  Sir  Jchn  MacdaneU  den  Vorschlag  überreicht,  das 
Institut  möge  wenigstens  die  dringendsten  Fragen  des  Neotnli- 
tätsrechts  sofort  einer  Beratung  unterziehen  u.  z.  gerade  die^ 
jenigen  Fragen,  welche  voraussichtlich  die  nächste  Haager 
Konferenz  beschäftigen  dürften.  MacdoneU  hebt  13  Punkte 
hervor,  insbesondere  die  Konvoyierung  neutraler  Schiffe,  die 
Legung  von  Streuminen  außerhalb  der  Eigengewässer  der 
Belligerenten,  Dauer  des  Aufenthalts  von  Schiffen  der  Belüge- 
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reuten  in  neutralen  Gewissenif  Uefenmg  yon  Eoble  und 
Lebensmitteln,  Postsendungen  an  Bord  neutraler  Schiffe,  Verkanf 
von  Schiffen  neutraler  Eigentümer  an  Belligerenten  während 
des  Krieges,  Entschädigung  der  Eigentümer  neutraler  Schiffe, 
Verhinderung  der  Herstellung  telegraphischer  Anlagen  der 
Belligerenten  auf  neutralem  Gebiet  und  von  Anlagen  drahtloser 
Telegraphie  in  neutralen  GewSssezn  usw.  Bezuglich  aller  dieser 
Punkte  formuliert  MacdoneU  betreffende  Bechtssatze.  Leider 
war  der  Antragsteller  nicht  anwesend  und  wurde  über  seinen 
Vorschlag  nicht  verhandelt.  Man  schritt  zur  Beratung  des 
A'/e^'schen  Entwurfs,  die  aber  nicht  über  die  ersten  18  Artikel 
hinauskam;  hiervon  wurde  übrigens  nur  etwa  die  Hälfte  ange- 
nommen. Im  übrigen  gewann  man  die  Überzeugung,  daß  eine 
Regelung  dieser  Materie  auf  anderer  Grundlage  in  Angriff 
genommen  werden  muß.  Der  Kleensoh^  Entwuri  schließt  sich 
allzu  eng  an  das  theoretische  Werk  des  Verfassers  an,  ormangelt 
infolgedessen  gerade  jener  Eigenschaften,  die  für  die  Herstellung 
eines  Komplexes  von  Rechtsnormen  unerläßlieh  sind;  es 
handelt  sich  doch  hier  in  gewissem  Sinne  um  die  Vorbereitung 
eines  Akts  internationaler  Rechtssetzung  —  die  Aufgabe  ist 
also  eine  eminent  legislatorische.  So  kann  man  es  als  einen 
glücklichen  Zufall  bezeichnen,  daß  inzwischen  die  Vertagung 
des  Zusammentritts  der  neuen  Konferenz  im  liaag  crfol^rte :  das 
Institut  hat  Zeit  gewonnen,  auf  neuer  (  irundlage  im  Frühling  1908 
(in  Florenz)  diesen  wichtigen  Gegenstand  in  Angriff  zu  nehmen 
und  hoffentlich  zu  einem  positiven  Ergebnis  zu  gelangen. 

Eine  andere  wichtige  Materie,  welche  auf  der  Tagesordnung 
der  beiden  Sessionen  stand,  ist  das  internationale  Schieds- 
wesen.  >\  ilirend  es  sich  hei  der  Neutralität  wesentlich  darum 
bandelt,  der  künftigen  Konferenz  vorzuarln  it»  n,  erwachsen  dem 
Institut  auf  der  dun  Ii  tl'n-  llaager  Konvention  über  das  Schieds- 
wesen  geschaffenen  (irundlage  anderweite  Aufgaben.  Der 
Haager  Schiedshof  war  bereits  wiederholt  in  der  Lage,  Streitig- 
keiten zu  entsclieiden,  fern(*r  hat  eine  Reihe  von  Staaten  in 
Ausführung  des  Art.  19  der  Konvention  neue  allgemeine  fuler 
besondere  Übereinkommen  abgeschlossen,  um  die  obligatoi  is(  lie 
äcbiedssprechung  auf  solche  Fülle  auszudehnen,  die  ilu*  nach 


058 


von  Ullrnaim, 


ihrer  Ansicht  UDterworfen  werden  können.  Damit  ergibt  sich 
schon  jetzt  ein  Material  für  die  kritische  Behandlung  des  neuen 
Instituts  und  der  Anwendung  der  durch  die  KonTention  ge- 
schaffenen Nonnen.  Insbesondere  sind  es  zwei  Punkte,  die  das 
juristische  Interesse  bisher  angeregt  haben:  gewisse  Punkte 
des  Inhalts  der  neueren  Vertrage  und  die  Anwendung  der 
Normen  über  das  Verfahren  (Art.  30  ff.  der  Konvention). 
Bezüglich  der  Prozedur  hatte  sich  das  Institut  alsbald  nach 
seiner  Schaffung  in  dem  Entwurf  eines  Reglements  (1876) 
ausgesprochen.  Schon  damals  erkannte  das  Institut  die  Wichtig- 
keit des  Schiedswesens  für  den  Ausbau  der  internationalen 
Friedensordnung.  Wie  wenig  übrigens  die  öffentliche  Meinung 
für  diesen  Gegenstand  noch  damals  yorbereitet  war,  zeigt  die 
Aufnahme,  die  ein  zu  derselben  Zeit  —  1876  im  Haag  —  in 
den  Verhandlungen  der  Association  pour  la  riforme  et  codi- 
fkation  du  Droit  international  (jetzt  International  Law 
Association)  von  iSTenryi^fcftare^  gemachte  Proposition  gefunden 
hatte.  Ridtard  empfahl  die  Schaffung  eines  Gerichtshofs,  der 
nach  Art  des  nordamerikanischen  obersten  Gerichts  (bezüglich 
der  Streitigkeiten  der  tJnionsstaaten)  zur  Entscheidung  der 
internationalen  Streitfälle  berufen  wäre.  Man  hielt  eine  solche 
Idee  damals  für  einen  schönen  Traum,  der  skh  niemals  ver- 
wirklichen lasse.  Inzwischen  ist  diese  Idee  doch  yerwlrklicht 
worden.  Hatte  das  Institut  in  dieser  Sache  die  ersten  Anre- 
gungen gegeben  und  der  rechtlichen  Ordnung  dieser  Materie 
vorgearbeitet,  so  ist  es  jrepenwärtig  zweifellos  eine  seiner  vor- 
nehmsten Anfga1*en,  für  den  Ausbau  der  von  den  Staaten 
geschaffenen  Institutionen  beizutnig^en. 

Der  unermüdliclie  Förderer  des  Scliiedswesens  Sir  Thomas 
Barclay  hatte  im  Jahre  1903  die  Frage  dci-  ständigen  Schieds- 
verträge (Art.  19  der  Konvention)  auf  die  Tagesordnung  des 
Konseils  gebracht.  Barclay  wurde  mit  der  vorbereitenden 
Berieliterstattung  üi)er  <lt  ti  (  iegenstand  betraut.  Der  Bericht 
wurde  in  der  Session  m  Edinburg  erstattet.  Der  Bericliterstatter 
beantragte  die  Wahl  einer  permanenten  Kommission,  der 
die  doppelte  Aufgabe  zu  Stellen  wäre:  einmal  die  Texte  der 
neueren  Schiedsverträge  zu  studieren,  um  für  die  künftig  ab- 
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zuscbließeDden  Yertrlge  eine  zutreffende  Fomraliernng  wichtiger 
Bestandteile  ihres  Inhalts  zu  gewinnen  —  sodann  sollte  das 
Beglement  des  Instituts  v.  J.  1875  und  der  Vertrag  v.  J.  1899 
Art.  soff,  in  der  Richtung  der  Ausfüllung  vorhandener  Lücken 
in  den  Bestimmungen  über  das  Verfahren  geprüft  und  eine  Art 
Code  de  practfdure  für  den  Gebrauch  des  standigen  Schiedshofs 
vorbereitet  werden.  Aus  der  Debatte  möge  folgendes  hervor^ 
gehoben  werden: 

Die  bisher  abgeschlossenen  Verträge  weisen  drei  Typen 
auf :  in  dem  englisch-amerikanischen  Vertrage  vom  12. 1. 1897 
(der  von  dem  Senat  nicht  genehmigt  wurde)  sind  alle  Streit- 
fragen unter  den  Kontrahenten  der  schiedsgerichtliehen  Ent- 
scheidung unterworfen.  Dieser  Vertrag  enthält  jedoch  eine 
eigentümliche  Bestimmimg  :  er  unterscheidet  zwischen  Streit- 
fragen,  die  eine  große  nationale  Bedeutung  aufweisen  und  nünder- 
wichtigen  StreitföUen.  Ergeben  die  cUplomatischen  Verhand- 
lungen, daß  ein  vitales  Interesse  eines  der  Kontrahenten  in 
Frage  kommt,  so  ist  der  betr.  Kontrahent  berechtigt,  die  Ent- 
scheidung der  Sache  durch  eine  schiedsrichterliche  Kommission 
(je  3  Delegierte  jedes  der  beiden  Kontrahenten)  zu  unterwerfen. 
Die  Entscheidung  ist  nur  dann  definitiv,  wenn  sie  mit  einer 
Majorität  von  5  Stimmen  gefaßt  wurde;  in  Fällen  einer  ge- 
ringeren Majorität  hat  jeder  der  beiden  Kontrahenten  das  Recht, 
die  Entscheidung  binnen  3  Monaten  abzulehnen.  In  dera  hol- 
ländisch-dänischen Vertrage  vom  \-2.  2.  04  werden  alle  Streit- 
fälle, die  auf  diplomatischem  Wege  nielit  l  i  kdigt  werden  konnten, 
der  KiitsLlu'idiin<i:  durch  das  Haager  Schiedsgericht  vorbehalten. 
Dagejri  ii  hat  der  englisch -französische  Vertrag  vom  14.  10.  03 
dem  Haaf^cr  Schiedsgerichte  nur  bestimmt  bezeichnete  Kate- 
gorien von  Streitsachen  vfnl  »ehalten  und  fordert  üben  lies,  daß 
der  Streifall  weder  vitah»  Interessen,  noeii  die  Unabhüugigkcit 
und  die  Ehre  der  beiden  Kontrahenten  berühre.  In  der  Debatte 
wui  de  der  Vorzug  des  huUändi.-:eh-dänischen  Vertrages  gegenüber 
der  allzu  engen  Fassung  des  englisch-französischen  betont;  man 
war  sich  aber  gleichzeitig  des  Umstandes  bewußt,  daß  die  Lage 
der  Großmächte  in  dieser  Frage  eine  schwierigere  sei  als  die  der 
kleineren;  es  empfehle  sich  daher  eine  mittlere  Formel,  die 
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enger  ist  als  die  holländisch-dänische,  aber  auch  wieder  nicht 
so  eng  wie  die  englisch -französische.  Insbesondere  empfahl 
Dfiscamps  den  intirits  tntaux  und  dem  honneur  noHonaJ  den 
Ausdruck  äreUs  tnoHänables  zu  substituieren.  Der  Begriff  der 
Unablifingigkeit  wurde  als  unbrauchbar  bezeichnet,  weil 
er  mit  der  Idee  des  Schiedswesens  in  Widerspruch  stehe.  Im 
weiteren  Verlauf  der  Debatte  wurde  insbesondere  von  Martens 
betont,  daß  dem  positivrecbtlichen  Stande  des  Schiedswesens 
und  den  bisher  abgeschlossenen  Verträgen  gegenüber,  der  ge- 
planten Kommission  eine  ausschließlich  praktische  Aufgabe  e^ 
wachse  und  es  sich  derzeit  um  die  Geltendmachung  idealer 
Anschauungen  über  den  Gegenstand  nicht  handeln  könne.  Von 
anderer  Seite  wurde  freilich  darauf  hingewiesen,  daß  es  von 
praktischem  Nutzen  wäre,  wenn  der  Diplomatie  für  die  in  Zu- 
kunft abzuschließenden  Vertifige  schon  jetzt  eine  brauchbare 
Formel  zur  Verfügung  gestellt  werden  könnte.  Auch  bezoglich 
der  Frage,  ob  sich  die  Kommission  auf  die  kritische  Früfang 
der  bereits  abgeschlossenen  Vertrage  zu  beschränken  oder  (dem 
Antrage  Barclay*s  gemäß)  auch  die  Regeln  des  Verfahrens  m 
untersuchen  habe,  bestand  Meinungsverschiedenheit.  Da  die 
Vertrage  entweder  besondere  Frozedurvorscbrlften  enthalten  oder 
auf  die  Vorschriften  der  Konvention  verweisen,  wird  die  kriti- 
sehe  Prüfung  der  Verträge  notwendig  auch  das  Verfahren  nm- 
fassen  müssen.  In  diesem  Sinne  wurden  die  Verhandlungen  in 
Edinburg  abgeschlossen :  Der  künftige  Bericht  über  den  Gegen- 
stand habe  auch  die  Beform  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens 
zu  umfassen. 

In  der  Session  zu  Gent  wurde  eine  Mitteilung  des  Bericht- 
erstatters Barclay  und  eine  Reihe  von  Bemerkungen  des  Oenenk 
De»  Beer  Portugael  über  jene  Mitteilung  vorgelegt.  Bardimf 
lenkt  die  Aufmerksamkeit  insbesondere  auf  3  Punkte,  die  in 
den  neueren,  dem  englisch -französischen  und  den  von  der 
nordamerikanischen  Union  mit  einigen  europäischen  Staaten 
abgeschlossenen  Schiedsverträgen  nachgebildeten  VertrSgen 
hervortreten.  Es  handelt  sich  a)  um  die  Fassung  der  Eingangs- 
f(«mel  betr.  Verträge,  sodann  b]  um  das  Wesen  mtd  die 
Notwendigkeit  des  Art  2  der  bezeichneten  Verträge  und  schliefflich 
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c)  lim  (lip  Ratiükationsklaiispl  in  den  nordamerikanischen  Ver- 
trä<r('n.   Bezüglich  des  ersten  Pnnktes  (a)  behält  sich  Barclay 
betr.  Vnrschläjire  vor,  da  ihm  augenblicklich  das  erforderliche 
Material  nocli  nicht  znr  Verfügung  steht.    Da^epren  maclit 
Den  Beer  PorfiKjael  schon  jetzt  in  seinen  Bemerkiinfren  auf 
die  verschiedene  Fassnnp:  der  Eingangsformel  in  dem  englisch- 
französischen i  HiOHi  und  dem  holländisch-portugiesischen  Ver- 
trafre  (1904)  ferner  in  den  von  der  nordamerikanischen  Union  mit 
anderen  Staaten  abgeschlossenen  Schiedsverträgen  anf merksam. 
In  dein  ersteren  wird  zur  Bezeichnung  der  Kontrahenten  die 
Wendung  1e  Gouvernement  de  In  Republique  frattcaisp 
et  le  Gott  rem  ement  De  Sa  Maj.  Brilannique,  in  (hm  zweiten 
die   Wentbuifi-   le  Souverain  gebraucht,    während    in  den 
amerikanisclien  Verträgen  als  Kontrahenten  die  Staaten  selbst 
(Etats)  bezeichnet  werileii.    Er  hält  die  Ausdriicke  Gouverne- 
ment und  ^fdt  für  zu  vag.  —  ad  bs  Der  Inhalt  des  Art.  2 
der  oben  bezeichneten  Verträge  scliließt  sicii  an  die  Satzung 
des  .\rt.  .11  der  Konvention  v.  J.  1899  an.   Nach  diesem  Artikel 
unterzL'icimen  die  Mächte,  welche  die  Scliiedssprechung  anrufen, 
eine  besondere  Urkunde  (Sctiie(lsvertra^\  cotHjn-otnis).  worin  der 
Streitgegenstand,  sowie  der  Umfang  der  lU  fugnisse  der  Schieds- 
rirhter  klar  bestimmt  werden       Der  Originaltext  liezeiciinet 
«Ii«  I"  «besondere  Urkunde"  als  ,.acte  npci  tal^ .   Wenn  nun.  wie 
Bari  hl y  meint,  in  Art.  2  des  englisch-franzüsisclieu  Vertrags 
uud  in  den  auu  rikanisclien  Verträgen  der  Inhalt  des  Art.  31 
der  Konvention  lediglicli  wiederholt  wird,  so  entstehe  gegenüber 
dem  Umstände,  als  die  Kontraheuten  solcher  allgemeinen  Schieds- 
verträge zugleich  Kontrahenten  der  Haager  Konvention  sind, 
die  Frage  nach  der  Notwendigkeit  des  Art.  2  und  seiiu  r  wahren 
Natur.    Den  Beer  Portugael  ist  in  seinen  (-Gegenbemerkungen 
anderer  Meinung:  er  erblickt  in  dem  fraglichen  Art.  2  keines- 
wegs eine  bloße  Wiederholung  des  Art.  31  der  Konvention. 
Art.  2  des  englisch-franzüsischen  Vertrages  gelie  vielmehr  weiter 

^)  Der  Originaltext  der  beti^ffenden  Stelle  dei  Art  31  Untet:  „Lea 
Hautes  Puissnnce!^  qui  recourent  ä  Varhitragp  sigvcnt  un  acte  spih  ial 
(comp ro Ulis)  dans  leqMl  snnt  nettement  d^terminia  Vobjet  du  litig^ 
aimi  que  l  itendue  des  pouvuirs  des  arbitres". 
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als  Art.  31  der  Konvention,  denn  er  beschr&nke  sich  niclit  auf 
den  ^^Streitgegeustand'^  (objet  du  UHge)  und  den  „Umfang  der 
Befugnisse  der  Schiedsrichter'*  (l'^tendue  des  pauwirs  de  Var- 
Wre)f  sondern  fügt  noch  einen  dritten  Gegenstand  hinzu:  Je» 
d^taüs  ä  observer  en  ce  qui  canceme  la  ctmeUhtHon  du 
trümnal  arbitral  et  la  proc4dure''.  Aach  genüge  es  nicht, 
wenn  die  Kontrahenten  in  Art.  1  der  betreffenden  Verträge  die 
daselbst  generell  bezeiclineten  Streitsachen  dem  Haager  Schieds- 
gerichte vorbehalten,  wie  Bardafß  meint  Das  würde  nur 
dann  genügen,  wenn  es  nur  eine  Art  schiedsrichterlichen  Ver> 
fahrens  gäbe,  w&hrend  doch  Art.  30  der  Konvention  geradezu 
sagt:  „Um  die  Entwicklung  der  Schiedssprechung  zu  fördern, 
hatten  die  Signatarmä4:bte  folgende  Bestimmungen  festgestellt, 
die  auf  das  Schiedsverfahren  Anwendung  finden  sollen,  soweit 
nicht  die  Parteien  über  andere  Bestimmungen  über- 
eingekommen sind**.  In  der  Tat  bleibt  nach  dieser  Be- 
stimmung den  Kontrahenten  im  einzelnen  Streitfalle  immer  die 
Möglichkeit  offen,  dem  Schiedsgerichte  eine  von  den  Bestimmungen 
der  Art.  31—58  der  Konvention  v.  J.  1899  abweichende  Prozedur 
vorzuzeichnen.  Die  durch  die  Haager  Konvention  geschaffene 
Rechtslage  ist  eben  folgende:  Heute  erscheint  neben  den  von 
den  Mächten  in  Ausführung  des  Art.  19  der  Konvention  v.  J.  1899 
abgeschlossenen  allgemeinen  SchiedsvertrSgen  das  Kompromifi 
als  ein  accessorischer  Akt,  der  aber  unerläßlich  ist,  um  die 
konkrete  Streitsache  vor  den  Haager  Schiedshof  zu  bringen. 
Früher  hatte  der  Kompromißvertrag,  soweit  nicht  unter  den 
Parteien  ein  allgemeiner  Schiedsvertrag  schon  in  Greltung  war, 
durchaus  primäre  Bedeutung.  Heute  bildet  das  Kompromiß  in 
den  betreffenden  Fällen  eine  Konsequenz  des  zwischen  den 
Streitteilen  bestehenden  allgemeinen  Schiedsvertrages  und  in 
letzter  Reihe  ihrer  Verpflichtungen,  die  sie  durch  die  Untere 
Zeichnung  der  Haager  Konvention  Übernommen  haben.  £s 
wird  also  der  Ausdruck  special  (acte  spicial)  in  Art.  31  der 
Haager  Konvention  nicht,  wie  Barday  meint,  als  überflüssig 

1}  Indem  er  hetTorbebt,  daß  rieh  .die  Kontrahenten  ab  Signatare  der 
^Mger  KoBTention  obDehin  Kbon  dem  in  Art.  32  iq.  nomüerteii  Verfahren 
nnteiirorfeti  haben. 
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zu  stniclu  n  se  in.  —  ad  c)  lenkt  Barclay  die  Aufraerksunikeit 
auf  die  in  den  amerikanischen  Verträgen  ül)liclie  Formel  zur 
Bezeichnung  der  die  Ratifikation  erteilenden  Organe :  tfie  Presi- 
dent of  the  U.  S.  A.  by  and  with  the  consent  of  the  Senate. 
Eis  ist  eine  Frage  des  Landesreclits,  welche  verfassungsmäßigen 
Organe  die  Ratifikation  zu  erteilen  haben.  Die  Art  und  Weise, 
wie  die  Katifikation  erfolgt,  interessiert  den  anderen  Kuutra- 
lieiiten  nicht.  Nach  anlicn  handrlt  es  sich  immer  nur  um  eine 
\S  ülenskiindgebiiii^  des  Staates  durch  sein  Rei)räsentativ()r<;;in. 
Barclay  befürchtet,  daß  die  Methode  der  amerikanischen  Ver- 
träge auswärtijren  Mächten  die  Möglichkeit  Itictet.  sich  ein 
R^'cht  der  Prüiunj;  der  Kompetenz  der  Exekutivui^fane  des 
Gcgenkontralienten  anzumalien. 

Im  Ansdiiulj  an  das  eben  behandelte  Thema  mag  einer 
Frajze  ^redacht  werden,  die  seinerzeit  in  der  Session  zu  Cam- 
bridge aus  Anlaß  des  Entwurfs  der  Revision  der  iieruer  Kon- 
vention vom  !».  \y  isOO  l)etr.  den  Sehutz  des  literarischen  und 
artistischen  Eigentums  an^^  regt  wurde.  Es  handelte  sich  um 
die  Frage  der  Ernehtun;;  eines  oder  mehrerer  internationaler 
Gerichte  für  die  Entscbi  idung  von  Fällen  streitiger  Interpre- 
tation  der  den  internationalen  Unionen  zu^-runde  liefi^^enden 
Verträge.  Nachdem  Rouuin  und  Darras  in  Kojienhagen  181(7 
ülier  die  ]'>agp  "Rericlit  erstattet  hatten,  wurde  von  de  Seigneujo 
in  lirüssel  1902  ein  neuer  Entwurf  vorgelegt.  In  Edinbnrg 
wurde  die  Beratung  wieder  aufginommen  und  die  Errichtung 
besonderer  inteniationaler  (Berichte  fallen  gelassen  und  auf 
Antrag  von  Harburger  folgende  Resolution  angenommen:  „L' In- 
stitut de  Dr.  int.  ^stime  qu'au  cas  d  interpretation  divergente 
des  Conventions  internationales ,  il  y  a  Heu  pour  les  gouver- 
nements  de  reconrir  ä  VinterverUion  de  la  Cour  pemutnefUe 
d'arbitrage  de  la  Haye.^ 

Aus  dem  Gebiete  des  Kriegsrrrhts  sei  lüer  vor  allem 
der  durch  die  Ereignisse  zur  Zeit  des  Anfangs  des  rassisch- 
japanischen  Kriegs  angeregten  Frage  des  Kriegsbeginns 
gedacht.  Die  Frage  wurde  vom  Konseil  auf  die  Tagesordnung 
der  Session  in  Edinburg  gestellt  und  Alberic  Bolin  mit  der 
Berichterstattung  betraut.  Der  Yorläoiige  Bericht  ging  von  dem 
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richtigen  Gedanken  aus,  daß  es  sich  für  das  Institut  niclit  I1I06 
darum  handeln  könne,  das  geltende  Recht  festzustellen;  eshaüdelt 
sich  hier  vor  allem  um  die  Fracre,  ob  die  Praxis  des  Krie?«- 
beginiis  ohne  Krieprserk  1  1  rnnp:  zu  billig^en  ist  tiud  ob 
sie  vereinbar  ist  mit  der  Fonlt  ruiig"  loyalen  Verhaltens  zivili- 
sierter Staaten,  den  nll^fuieinen  Interessen  der  AiitjrliedtT  der 
internationalen  ( leiiiemschaft  und  insbesondere  den  lnler»>sen 
der  Beiiigerenten  und  Neutralen.  Praktisch  wichtige  Moinentt 
kommen  hier  in  unserer  Zeit  in  Betracht  und,  wie  ich  hier 
hinzuführen  ni(trlite,  maßprebende  juristische  Erwägungen,  die 
auf  dem  lioden  eines  i-elativ  schon  ausii^ebildeten  Kriegsrechts 
die  Frajre  der  Befrründung  des  K  r i e g s re c h  t s  v e  r Ii  ä  1 1 n  i s s es 
durch  einen  reciitlich  maßgebenden  Akt  —  die  Kriegserklärung 
—  in  den  Vordergrund  dränfzrn.  Ich  halte  mich  für  berechtigt, 
dies  in  dem  vorliep'enden  Berichte  y.u  erwähnen,  um  die  Ar^i- 
mente  der  detinitiven  P>eratnng  in  (lent,  die  diese  Seite  der 
Jfrage  nicht  berührt  haben,  zu  erg'änzen. 

Rolin's  vurläuti^rer  Bericht  brinp't  reiches  Material  aas 
der  Zeit  seit  dem  Krimkrieg  1854  bis  in  die  Gegenwart,  außt  r- 
dem  Ausführungen  über  die  Doktrin  und  deren  Rtellung  zu  (ieni 
Gegenstand.  Der  gründliche  Bericht  Rolin's  berührt  in  er- 
schöpfender Weise  alle  Fragen,  welche  die  wissenschaftliche 
Behandlung  des  Gegenstandes  zur  Voraussetzung  bat.  Die 
Fragen  wurden  zunächst  in  einem  Fragebogen  den  Mitgliedern 
vorgelegt.  Eine  umfassendere  Äußerung  hatte  (  ieneral  Den  Beer 
Portugael  vorgelegt;  außerdem  bezieht  sich  der  Bericht  ad 
Äußerungen  von  Renault,  Kleen,  Duptm,  Holland,  StrisoweTf 
Meringhac.  Es  ist  mir  leider  nicht  möglich,  in  dem  eign 
Rahmen  dieses  Berichtes  an  der  Hand  der  einzelnen  Fragen 
die  Anschauungen  zu  entwickeln,  die  im  Laufe  der  in  Gent 
durchgeführten  Beratung  hervorgetreten  sind ;  ich  muß  mich  auf 
die  Wiedergabe  des  Resultats  beschränken.  Bekanntlich  fordert 
die  ältere  Zeit  für  die  Begründung  des  Kriegszustandes  eine 
förmliche  Erklärung,  deren  Abgabe  in  der  Regel  in  soknner 
Form  erfolgte.  Insbesondere  wird  der  Begriff  des  bellum  Jmtum 
mit  der  üidicUo  oder  denuntiatio  belli  verknttpft.  Auch  in 
neuerer  Zeit  kommen  förmliche  Kriegserklftmngen  Tor.  Indessen 
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ist  nach  heutigem  Becht  der  Begiim  des  Kriegszustandes  von 
einer  förmlichen  Kriegserklämng  nicht  abhängig.  Jedenfalls 
treüen  jene  sachlichen  Grände,  welche  in  früheren  Zeiten  eine 
förmliche  Kriegserklärung  notwendig  erscheinen  ließen,  mit 
Rficksicht  auf  die  Publizität  der  Vorgänge  in  den  modernen 
Staaten  nnd  die  heute  zar  Verfugimg  stehenden  Publikations- 
mittel nicht  mehr  zu.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  außer 
gewissen,  mit  der  Ausbildung  eines  förmlichen  Kriegsrechts 
verbundenen  streng  juristischen  Grttnden,  die  ich  oben  kurz 
angedeutet  habe,  evidente  ZweckmäBigkeitsgrönde  dafür  sprechen, 
daß  der  Eintritt  eines  so  exzeptionellen  Zustandes,  wie  es  der 
Krieg  ist,  der  namentlich  in  unserer  Zeit  sofort  nach  den  ver^ 
schiedensten  Richtungen  und  Entfernungen  bedeutsame  Wirkun- 
gen auch  für  die  nicbt  beteiligten  Staaten  äußert,  an  eine 
förmliche  Kriegserklärung  geknöpft  werden  sollte.  Mit  dem 
Ausbruch  des  Krieges  erwächst  den  Neutralen  eine  Reihe  von 
Verpflichtungen,  bezüglich  weldier  der  Zeitpunkt  des  Kriegs- 
beginns in  verschiedenen  Richtungen  von  größter  Wichtigkeit 
sein  kann.  Kann  nun  derzeit  der  Kriegszustand  lediglich  durch 
die  Tatsache  gegenseitiger  milil^Bcher  GewaMbung  (eof  vi 
mutua)  eintreten,  so  fehlt  es  doch  nicht  an  jeder  Willens- 
äußerung, da  in  neuerer  Zeit  eine  Kriegsverköndung 
(publicaHo  belli)  durch  Erlassung  eines  motivierten  Manifestes 
an  das  eigene  Volk  oder  an  dritte  Staaten  oder  an  alle  Staaten 
üblich  geworden  ist;  dazu  kommen  Mitteilungen  durch  Zirkular- 
II (»teil  und  Publikationen  auf  amtlichem  Wege  im  eigenen  Staate. 
Für  den  Krief^sheffinn  hat  nach  neuerer  Übung  auch  die  Er- 
lassung  eines  so^.  Ultimatums  (verbunden  mit  der  Abberufung 
der  diplomatischen  Mission)  die  Jiedeutung  einer  eventuellen 
oder  bedingten  Kriegserklärung  erlangt.  Das  Ultimatum  ist  ein 
letzter  Vorschlag  des  verletzten  oder  sich  als  verletzt  behaup- 
tenden Staates  an  den  Gegner;  es  wird  darin  die  Forderung 
gestellt,  binnen  einer  bestimmten  Frist  sich  zu  äuliern. 

In  der  Debatte  machte  sich  allseitig  die  Überzeugung  geltend, 
daß  der  gegenwärtige  Rechtszustand  an  einer  (^mphndliclien 
Unsicherheit  leidet  und  daß  es  Aufgabe  der  Weiterbildung  des 
Kriegsrechts  ist,  diese  Unsicherheit  zu  beseitigen.  Diesen  An- 
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schauungen  entspricht  denn  auch  die  in  Gent  beschlossene 
Resolution  des  Inhalts:  ü  est  conforme  auae  eoßigence  du  droU 
international^  ä  la  lo^autä  que  les  nations  ee  eMvetU  dam 
leurs  rapports  mutueHs,  ainsi  qu*  ä  VintMt  commm  de  tmia 
les  Mats,  que  les  hostilitäs  ne  puissewt  commeneer  sans  un 
averOssement  pir4alable  et  nm  äqtdtfoqne.  Diese  Benacli- 
ricbtigungr  kann  eine  förmlicbe  Eriegserldäning  (dSdaratm 
de  ffuerre  pure  et  simple)  oder  ein  Ultimatnm  (bedingte  Kriegs* 
erklärnng)  sein.  Die  Majorität  wollte  keine  anderweite  gleidh 
wertige  Erklärung  zulassen  und  sprach  bezfiglich  der  Befristung 
des  Kriegsbeginns  die  Meinung  aus:  les  hostilH^s  ne  pwrroni 
commeneer  qu*  apris  Vexp^raUtm  d*un  düai  süffisant  pomr 
la  r^le  de  Vavertissement  prMabUe  ne  puisse  itre  considirit 
comme  elud4e.  Botin  hatte  eine  Frist  von  sieben  yoUen  Tagee 
für  den  Landkrieg  und  eine  Frist  von  yierzehn  Tagen  für  den 
Seekrieg  vorgeschlagen. 

Eine  für  das  Friedens-  und  Kriegsrecht  gleich  wichtige 
Materie  wurde  durch  die  Erfindung  der  drahtlosen  Tele- 
graphie  geschaffen.  Die  Verwandtschaft  dieses  Gegen* 
Standes  mit  der  Regelung  des  Luftballonwesens  veranlagte 
den  Konseil  f  den  in  Neufchfttel  1900  für  den  letzteien 
Oegenstand  bestellten  Berichterstattern  FauehiUe  und  ancb 
die  Vorbereitung  der  ersteren  Frage  für  die  Session  in  Gent 
zu  fibertragen.  FauckUle  hatte  einen  eingehenden  Bericht  YVt- 
bereitet,  der  den  Verhandlungen  in  Gent  zugrunde  gelegt  weiden 
konnte.  Die  von  ihm  vorgeschlagenen  Normen  bebandehi  ui 
den  einleitenden  Bestimmungen  zunächst  das  juristische  Prinzip 
der  Freiheit  der  atmosphärischen  Luft,  das  dann  die  Grundlage  tär 
die  Normen  bildet,  die  in  Friedens-  und  in  Kriegszeiten  zu  gelten 
hätten.  Jenes  Prinzip  fand  Anerkennung :  „Les  itats  n'antm 
lui  en  temps  de  paix  et  en  temps  de  guerre,  que  les  droits  nSoes- 
saires  ä  leur  consermtion."  Mit  großer  Majorität  wurde  der  V<n>- 
schlag  abgelehnt,  dem  Staat  volle  Souveränität  an  der  LuftsSnle 
über  dem  Staatsgebiete  zuzugestehen.  Augenscheinlich  hat  die 
Anerkennung  jenes  Prinzips  bedeutsame  praktische  Folgen  nicbt 
war  fir  die  drahtlose  Telegraphie,  sondern  auch  ffir  die  redit- 
lifihe  Regelung  der  mit  dem  Luftballonwesen  verknüpften  Vff- 
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hältnisse.  Im  Hinblick  auf  die  Grenzen  dtT  Atcmbarkeit  der 
Luft  (5000  ni),  der  Tragrweite  der  Geschütze  (4800  m)  und  der 
Möglichkeit  der  Herstellung  von  Photographien  (1500  ra)  können 
mancherlei  Schwierigkeiten  in  der  Praxis  entstehen.  Darauf 
ist  in  zutreifender  Weise  von  Kebedgy  in  der  Gazette  de 
Lausanne  1906  No.  238  aufmerksam  gemacht.  Hiernach  wird 
der  Staat  den  Verkehr  von  Luftballons  in  einer  Lufthöhe  von 
weniger  als  1500  m  wohl  Terbieten  können;  ebenso  wird  er 
den  Betrieb  der  drahtlosen  Telegraphie  nnd  den  Durchgang  der 
^fenr'schen  Wellen  in  ein»  LvfthSlie,  in  der  es  nötigr  erscheint, 
yerhindem  können.  So  wurde  u.  a.  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  die  Ausfahrung  des  aswiscben  Engfland  und  Italien  abge- 
schlossenen Vertrages  von  der  Zustimmung  Frankreichs  abhängen 
wird,  durch  dessen  Gebiet  die  elektrischen  Wellen  ihren  Weg 
nehmen  werden.  Mit  Bezug  auf  den  Krieg  hat  das  Institut  die 
Meinung  ausgesprochen:  VAtat  neutre  a  U  droit  et  le  devoir 
de  fermer  <m  de  prendre  eous  aa  adnUntstraOan  V^ablisae- 
mmt  d*un  ^tat  beUigirant,  qu'ü  avait  autorisS  ä  fonctioner 
sur  son  terrUoire,  Bezfiglich  der  Behandlung  von  Peisonen, 
die  im  Besitze  von  Apparaten  der  drahtlosen  Telegraphie  be^ 
troüen  werden,  wurde  folgender  Grundsatz  angenommen:  Ne 
sont  pas  coHsidMSf  en  principe,  comme  dspiane,  mais  doivent 
itre  traitäs  comme  prisonniers  de  guerre,  s'Hs  sont  capiur^, 
les  individus  qui,  malffrd  la  difeme  du  beUig^ant,  se  livrent 
ä  la  transmission  ou  ä  la  rdception  par  tiUgraphie  sans 
fil  des  däpiches  entre  les  diverses  parties  d'une  armäe  ou 
d'un  territoire  helligirant.  R  doit  en  itre  autrement  si  la 
correspondance  est  faite  sous  des  faiux  pr^extes.  Das 
Material  des  neutralen  Kontravenienten  (Schiffe,  Ballons,  Appa- 
rate, Depeschen)  können  konfisziert  oder  sequestriert  werden, 
je  nachdem  feststeht,  ob  die  Korrespondenz  bestimmt  war,  dem 
Kriegsgegner  Nachrichten  über  militärische  Bewegungen  zu 
liefern. 

Eine  weitere,  durch  die  Erfahrungen  im  russisch-japanischen 
Kriege  akut  gewordene  Frage  betrifft  die  Verwendung  von 
Minen  im  Seekrieg  —  eine  Frage,  die  in  Ztsch.  XVI,  121  ff. 
von  Schikkmg  in  trefflicher  Weise  erörtert  worden  ist.  Die 
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Frage  wurde  von  Kthedgy  in  der  Session  zn  Edinbnrg  ange- 
regt. In  der  Session  zu  Gent  wnrde  auf  Orond  eines  Berichti 
von  Kßbedgy  über  den  Gegenstand  verhandelt.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  das  Becht  der  Belligerenten,  sich  dieses  Kriegs- 
mittels  zn  bedienen,  nicht  unbeschränkt  sein  kann.  Das  Interesse 
der  Neutralen,  insbesondere  in  der  Sichtung  der  freien  Benutzung 
der  offenen  See  auch  im  Kriege  wäre  durch  die  schrankenlose 
Anwendung  von  Hünen  den  größten  Gefahren  ausgesetzt  Diese 
Gefahren  entstehen  aber  nicht  blos  durch  Legung  von  Sl>KH- 
minen  in  offener  See,  sondern  auch  dadurch,  daß  in  £igen- 
gewässem  gelegte  sog.  „abhängige"  Minen  sich  von  ihrem 
Stützpunkte  loslösen  und  in  offener  See  einen  ITnfaU  vernrsacben. 
Das  Institut  hat  nun  das  Verbot  der  Legung  abhängiger  und 
unabhängiger  Minen  in  offener  See  dadurch  ergänzt,  daß  es 
auch  verboten  sein  soll,  Minen  in  Eigengewässern  zu  Iciitn. 
wenn  die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  daß  derlei  .AI inen  durch 
Loslösung  von  ihrem  Stützpunkt  eine  Gefalir  iür  die  Schiffahrt 
außerhalb  der  Eig^enpewiisser  verursachen  könnten.  Dieselbe 
Einscliränkun«r  wurde  auch  für  die  Neutralen  anerkannt,  wenn 
sie  in  ihn  in  Sreg^ebiet  Minen  zum  Schutz  iluer  Neutralität  zu 
legen  veranl.iLt  wären.  —  Schwierigkeiten  ergeben  sich  gegen- 
über der  Fraf^^e,  ub  ilie  Neutralen  und  Belligeranten  zur  Noti- 
fikation der  Legung  von  Minen  vcrptlichtet  werden  sullen.  ferner 
bezüglich  der  Frage  der  Verantwortlichkeit  für  Unfälle.  An 
sich  besteht  natürlich  die  Pflicht  zur  Schadloshuining  auf  selten 
des  Staats,  der  die  Minenlegung  veranlaßt  hat.  Allein,  es 
liegt  nahe,  daß  der  Beweis,  welchem  der  Bellig-erenten  die 
Verursachung  des  Unfalls  zur  Last  fällt,  im  einzelnen  Falle 
nicht  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  bep-efmen  kann.  Kehedgtf 
wirft  für  derlei  Fälle  die  Frage  auf:  Peut  on  ftfirc  advietire 
la  respomabilitä  solidaire  des  dcKX  hpf/igcnnils  u  la  fois. 
par  cette  rahon  f/it'i'ls  on  troable  la  paix?  Die  Frage 
bei  der  gegen würti^en  Lajrc  des  positiven  Hechts  eine  offent. 

Zum  Zwecke  der  Aiislulirnii<r  der  Haager  Konvention  betr. 
das  Kriei'sreeht  wurde  Itekanntlich  lArt.  1)  stipuliert.  daß  die 
Signatiiit  iliren  Landheeren  Verhaltiinprsmaßregeln  geben  wenl(n, 
wadche  den  der  Konvention  beigefügten  Bestimmungen  über  die 
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Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs  eia>[ii  *  i  in  u  Tn  der 
Smion  zu  Eflinbnrg  hatte  c.  Martens  Anlaß  f^i'n i  iiniu  n.  mitzu- 
teilen, dali  Kußland  der  übernoiiimenon  Verhindliclikeit  durch 
Publikation  eineü  Ukas  für  die  russische  Armee  nachgekoinnieu 
ist  Zorn  Unterschiede  von  deiJi  für  England  von  Prof.  Hollaud 
bearbeiteten  Reglement,  das  in  der  Hauptsaclie  den  Text  der 
Konvention  enthält,  bildet  der  russische  Ukas  eine  Art  Katechis- 
mus. Die  Fominlierung  des  Inhalts  mußte  dem  sehr  verschiedenen 
Bildungi»grad  der  Oftiziere  und  der  >rannschaft  angepaßt  werden. 
Der  für  die  Offiziere  bestimmte  Teil  des  Lkaü  enthält  fast 
wörtlich  die  Bestimmungen  des  im  Haa^  beschlossenen  Regle- 
mentü.  Der  zweite,  iür  die  Mannschaft  bestimmte  Teil  hat 
den  Charakter  eines  Katechismus.  So  heißt  es  darin  z.  B. : 
Du  darfst  Dich  nur  schlagen  mit  den  feindlichen  Soldaten,  aber 
nicht  mit  den  friedlichen  Bewohnern  usw.  Eine  weitere  Mit- 
teilung machte  Fiore  mit  Bezug  auf  das  italienische  Dekret, 
welches  ein  Reglement  für  die  italienische  Armee  aufstellt  und 
einige  sehr  strenge  Sanktionen  enthält  ;  so  wird  jede  unnötige 
Zerstöning  feindlicher  Gebäude  aL>  Verbrechen  bestraft  und 
trifft  die  gesetzliche  Strafe  auch  die  höheren  militärischen 
Autoritä-ten. 

Auf  Anregung  von  Eduard  liolin  wurdt»  auf  die  Tages- 
ordnung der  Session  in  Edinburg  die  Frage  der  völkerrecht- 
lichen Stellung  von  Fremden  im  Z i v  11- oder  Mil itär- 
dienst  der  Belligerenten  gesetzt.  In  dem  von  Rolin 
vorgelegten  vorläufigen  Berichte  wurde  die  Frage  negativ  dahin 
des  näheren  präzisiert,  daß  es  sich  nicht  um  die  Stellung  dieser 
Personen  gegenüber  ihrem  Heimatland  und  auch  nicht  um  die 
Stellung  gegenüber  dem  Belligerenten,  in  dessen  Dienst  der 
Fremde  steht,  handeln  k^nne.  Die  Frage  ist  vielmehr  die: 
Hat  der  ITremde,  der  sich  in  solcher  Lage  befindet,  einen 
Ansprach  auf  Behandlung  nach  Kriegsrecht  seitens  des  anderen 
Belligerenten?  Die  in  dem  Berichte  vorgeschlagene  Resolution 
lautet:  La  comUHon  Juridique  ifttemaHauale  des-  ätrangers, 
eknia  ou  müüairea,  n'a^apartenant  par  leur  noHomUiU  ä 
ancun  des  paya  beUigiranta  ei  emgagds  a»  semice  de  Vun 
d*eux,  serat  aheolument  idenHque,  en  ce  qui  concerne 
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I '  applied  f  ion  des  lots  de  la  guerre,  ä  celle.  des  natio- 
naHx  de  l '  Etat  belligerant  au  service  duquel  ils  se  trauvent. 
Die  Krledif^ung  der  Frage  wurde  auf  die  Tafresordnunc:  der  Session 
ia  Gent  ge^ietzt.  kam  jedoch  noch  nicht  zur  \  erliitHtiluiig'. 

Im  Bereicli  des  internationalen  Privatrechts  beschäftigte 
sich  das  Institut  in  der  Session  zu  Edinburg  in  einer  Reihe 
von  Sitzungen  (4)  in  eingehender  Verhandlung  mit  der  schon 
in  der  Session  zu  Venedig  1896  auf  die  Tagesordnung  gesctzteu 
Frage  der  Gesetzeskollision  auf  dem  Gebiete  des  Übligationen- 
rechts  (Confiits  de  lots  en  nmtiere  d'obli{fatwns).  In  der 
Session  zu  Brüssel  hatte  Harburger  in  Übereinstimniiinf 
mit  r.  Bar  einen  Bericht  und  in  der  Session  zu  E<liuburg 
Rogiim  einen  Gegenbericht  vorgelegt.  I)ie  überaus  gründliche 
Verhandlung  führte  indessen  in  dieser  scliwierigen  Materie  zn 
keinem  positiven  Krgebnis;  alle  Vorschlüge  wurden  abgelehnt 
und  die  Sache  von  neuem  an  die  Kunnuis^ion  (Berichterstatter: 
Harhurger  und  Roguin)  verwiesen.  Aber  auch  in  Gent  kam 
es  wegen  Mangels  an  Zeit  nicht  zur  Verhandlung.  Nur  hatte 
Harhurger  seine  Bemerkungen  üt)er  den  Gegenstand  dem  lii.«>titut 
vorgelegt.  Da  die  Verliaudluugen  ül»er  die  Saelie  bisher  kein 
positives  Ergebnis  zu  H'age  gefi^rdert  iiaben,  glaiibc  icli,  von 
einer  Wiedergabe  des  Gangs  der  bisherigen  Beratungen  und  der 
Anträge  vorlänfig  T^mgang  nehmen  zu  können. 

I^agegen  gelang  es,  in  der  Session  y\\  (ient  bezüglicli  einer 
praktiseli  sehr  wichtigen  Frage  zu  wertvollen  Resolutionen  zu 
gelangen.  Es  ist  dies  die  Frage,  welche  die  Tagesordnung  mit 
den  Worten  bezeichnet:  Conflifs  de  lois  en  mattere  de  türes 
an  porteur.  Geht  der  Kigentümer  eines  Inhaberpapieres  z  R 
durch  Diebstahl)  seines  Besitzes  an  dem  Wertobjekt  verlustig, 
und  erwiibt  ein  Dritter  bona  fide  das  Papier,  so  kann  eine 
Gesetzeskollission  entstehen,  wenn  z.  B.  ein  deutsches  Papier 
von  dem  Dieb  an  einem  ausländischen  Platze  veräußert  wird 
Der  Fall  kompliziert  sich  sofort,  wenn  in  dem  Ursprungslaiitie 
dem  Eigentümer  gegen  den  bonw  fidei  possessor  ein  Vindi- 
kationsrecht  nicht  zusteht,  während  das  Recht  des  Landes,  wo 
die  Veräußenmg  stattfand,  eine  Vindikation  zuläßt.  So  das 
erstere  in  Deutschland  und  das  letztere  in  Frankreich.  Auf 
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Gnmd  einer  soigflltigen  Berichteistattaiig  durch  Ljfon-Caän 
gelangte  das  Institut  zn  folgender  die  kollidierenden  Interessen 
möglichst  wahrenden  Besulntion  und  zwar  znnäctist  hinsichtlich 
des  Verhältnisses  zwischen  dem  Schuldner  einerseits  nnd  dem 
Eigentümer  bezw.  dem  gegenwärtigen  Inhaber  des  Papieres 
andreiseits:  La  loi  du  pays  du  däbitmr  (^t,  province, 
sodäi  etc.)  doit  itre  appliquee  pour  d^ermkier  ä  qtteUes 
condUions  le  propriäkUre  d^oesedS  d'un  Utre  au  porteur 
peut  se  faire  payer  les  iut&ita^  arr4äffea  et  dividendee, 
Um^er  le  capiUü  devenu  exig^te,  obtenir  un  dupUcata  du 
titre  dont  le  prcpriäaire  est  prM.  Bezüglich  der  Rechte  des 
Eigentümers  und  des  home  fidei  paeeesear  wurden  folgende 
Grundsätze  ausgesprochen:  Lee  Utrea  au  porteur,  ä  quelque 
pays  gue  se  rattadie  le  däbUeur  qui  les  a  4mis,  m  peuveftt 
pas  itre  revendiques  par  le  propriätaire  d^^ossedi  die  Vift- 
staut  ou  He  ont  €tä  Vobjet  d*une  n^gociatüm  dans  un  pays 
eu  la  revendicaUtm  des  tUres  au  porteur  est  eäcdue,  alors  mime 
que  seit  au  mament  de  la  d^possesaim,  satt  au  mament  de 
Vexerdse  de  Vactkm  en  revindicatüm,  üs  se  trouveraient  dans 
un  pays  an  la  revindication  des  Hires  au  porteur  est  admise. 

Les  titres  au  porteur  peuvent,  au  contraire,  itre  reven- 
diqufy  par  le  proprütaire  dipossidd  quand  its  ont  4tä  l'objet 
d'une  negodatUm  dans  un  pays  ou  la  recendication  est 
admiise,  alors  mime  qu^üs  se  trouveraient  au  moment  de  la 
revendicaUon  dans  un  pays  ou  eUe  est  eaxiue,  tant  qu*ils 
n'ont  pas  iti  fobßt  d*une  acquisitum  r^fuiUre,  Außerdem 
wurde  empfohlen,  daß  die  Zulassung  fremder  Wertpapiere  in 
den  Tersehiedenen  Umdem  erst  dann  publiziert  werden  soll, 
wenn  die  Interessenten  die  betreffende  Stelle  über  die  im  ür- 
sprungslaade  zum  Schutze  des  Eigentümers  von  Inhaberpapieren 
in  Fällen  des  Verlustes  bestehenden  Rechtsvorschriften  informiert 
haben.  Erfolgt  die  Zulassung,  so  sind  jene  Recbtsvoiscbriften 
bekannt  zn  machen.  Ferner  wurde  die  Schaffung  uniformen 
Rechts  in  dieser  Materie  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  oder 
konventionellen  Regelung  dringend  empfohlen. 

Mit  Bezug  auf  das  Scbiedswesen  ist  noch  einer  interessanten 
Anregung  zu  gedenken,  die  v,  Bar  durch  die  ^ra^rc:  LHnstt- 
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tution  d  une  acadvniie  iniernationale  donnant  des  cotisul- 
tations  sur  des  differends  intern atiouaux  serait-elle  recon- 
mandable?  pegebeu  liat.  Schon  im  Jahre  1898  hatte  c.  Bar 
in  der  Wochenschrift  y.I)ie  Süäion  '  i  Nummer  vom  19.  10.)  and 
später  in  seinem  Essay:  Der  Hurenkrieg  usw.  S.  40—51  die 
Idee  der  Gründung  einer  dertUtigen  Akademie  ausgesprochen. 
Er  erblickt  in  einer  solchen  Einrichtung  ein  wertvolles  Mittel 
der  Erhaltung  des  Friedens  und  eine  Ergänzung  der  Wirksamkeit 
des  Haager  Schieds liof es.  Inzwischen  wurde  die  Prüfung  dieser 
Idee  auf  Anregimg  der  dänischen  Gruppe  innerhalb  der  inier- 
parlamentarischen  I  nion  in  Angriff  genommen;  so  kam  v.  Bar 
in  seiner  an  das  Tjistitut  gerichteten  Mitteilung  auf  die  Fra^ 
zurück.  r>a  sich  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  viele 
und  gerade  die  wichtigsten  Streitfälle  entziehen,  wiire  für  sulrht- 
Fälle  das  uni>arteiische  Gutacliten  einer  mit  großer  Autorität 
ausgestatteten  Körperschaft  unter  Umständen  von  jrri'ljtem 
Nutzen.  Nach  dem  Plane  des  Autors  soll  dieser  ( '.>n<>-iJ  per- 
manent mit  Delegierten  der  verschiedenen  Staaten  besetzt  seiü 
und  seinen  Sitz  in  einem  neutralisierten  Staate  haben.  Dr^ 
weiteren  bespricht  ?».  Rar  auch  die  liuauzielle  Seite  der  Fia^a 
und  die  nähere  Eiurichtuug  des  von  ihm  vorgeschlagenen  In- 
stituts. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  noch  die  Aniiiitiksamkeit  der 
Leser  dieser  Zeitschrift  auf  eine  hochbedeutsanie  Mitteilung 
Präsidenten  der  kgl.  niederl.  Kommission  für  interuationale» 
Privatrecht,  Staatsrats  Asser,  lenken.  Die  Verdienste  der  riietlprl. 
Regierung  um  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatreclits 
sind  bekannt.  Nun  schreitet  diese  offizielle  Kommission  an  dif 
Herausgabe  eines  Bulletin  des  Conferences  de  Ja  Haye  unter 
der  Leitung  der  niedcil  T\e<4-ierung.  Die  Bedeutuu^z  diestö 
ofRziellen  Unternehmens  tüi-  die  Aufgaben  der  Haa^^er  Konfe- 
renzen springt  in  die  Augen.  Das  Organ  wirtl  in  erster  Heiht 
den  Text  der  betreffenden  Konventionen  mit  Verweisungen  auf 
die  Verhandlungen  ibei  jedem  einzehien  Artikel»  und  andere 
wichtige  Dokumente  publizieren.  Die  A'eröffentlichung  der  Vi  r- 
handlungen  erfolgt  in  ejctenso,  wenn  ein  besonderes  Interesse 
dafür  in  der  Richtung  der  Interpretation  der  Konventionen  vor- 
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liegt..  Femer  sollen  die  von  dm  kontra  Ii  ieivnUen  Staaten  zum 
Zwecke  der  Ansfülirimg  der  Konvriitioiit-n  erlassenen  Landes- 
gesetze, eventuell  auch  die  parlarneiitariselien  Verhandlungen 
gleichfalls  in  dem  Bulletin  zur  VeröÖentliclmncf  jrelangen.  Da 
die  Konventionen  nur  für  einen  bestimmten  Zeitraum  abgre- 
schlosseu  sind,  um  an  der  Hand  der  in  der  Praxis  ^^emaciiten 
Erfahningen  Änderungen  und  Verbesserungen  der  stipulierten 
Normen  herbeiführen  zu  können,  iiandelt  es  sich  auch  um  ein 
gründliches  Studium  der  Gerichtspraxis  in  den  kontrahierenden 
Staaten;  es  ist  daher  auch  eine  vollständifre  Veriift'entlieliung 
der  betr.  gerichtlichen  Entscheidungen  in  Aussicht  genommen. 
Das  Buffpfin  wird  auch  eine  Chronique  führen,  welche  alle 
wichtigeren  Ersclieinungen  in  der  Gesptz{rebung  und  Doktrin, 
die  für  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts  von 
Bedeutunpr  sind,  bringen  soll.  Den  Srlilnß  bilden  bibliographische 
und  biographische  in  die  Materie  des  internationalen  Privatn  elits 
einschliijrige  Mitteilungen.  —  Das  Bulletin  wird  in  zwanglosen 
Heften  erscheinen. 


Internationaler  Arbeiterschutz. 

Von  Dr.  jor.  et  pbil.  WrmMtm  Ooeliow»  Heiddbeig. 

Die  Frage,  ob  und  wieweit  Uoterien  ans  dem  Grebiet  des 
Arbeiterrechtes,  insonderheit  des  ArbeiterBcbntz-  und  Ärbeiteiy 
yersicherungsrechtes,  international  zn  regeln  sind,  ist  bisher 
eingehend  nur  durch  Vertreter  der  Volkswirtschaftslehre  erwogen 
w(«den.  Die  erste  internationale  Arbeiterschutzkonferenz  des 
Jahres  1890  in  Berlin  bot  wenig  Anlaß  zu  jnristiscben  Er- 
örterongen.  Zarn^sagt:  «Internationale  Konferenzen,  aber  ohne 
Ergebnis,  fanden  (femer  noch)  statt  über  die  Frage  des  Arbeiter- 
schntzes  in  der  Industrie.  Diese  große  Frage  ist  für  eine  inter- 
nationale Lösung  derzeit  noch  nicht  reif;  daß  sie  immer  wieder 
in  Anjj:riff  g^enommen  werden  wird  bis  zur  endgültigen  inter- 
nationalen Hegelnng,  steht  aber  gleichfalls  außer  Zweifel/  Die 
Lehrbücher  des  Völkerrechts  müssen  sich  unter  Hinweis  auf. 
diese  Berliner  Konferenz  ebenfalls  damit  begnügen  festzustellen, 
daß  die  Bemühungen  zu  einer  internationalen  Regelunir  <ler 
Arbeiterschutzgesetzgebnng  zu  gehingen,  bisher  ohne  Erfolg 
geblieben  sind.^) 

Frhr.  v.  Berlepsch,  Die  Regierungskonferenz  für  internationalen 
Arbeitenebnti  in  Bern.  SoMfai«  PraaHa.  XIV.  1905.  8.  798. 

^  ,Iiiten>»tioi»]e  Konferanieii''.  JJeutseJu  Jur.-Ztg.  XI.  Ifl06.  S.38. 

3|  So  r.  LitMt,  Dm  Völkerrecht.  4.  Aufl.  Berlin  I9i)6.  S.  278  mit 
Litcraturangaben.  r.  ITllmn  nv .  Völkerrecht.  Tnhintn  n  1H!*H  S.  147.  287. 
Rivier,  Principes  du  dn>it  </<  v  genti.  Paris  IS'.id  1  2t>3.  Ritter, 
Lehrbuch  dea  Völkerrecht».  2.  Aull.  IbUO.  5.  2iJ0.  Uespagnet ,  Courx  de 
droit  international  puÜlie.  2.  Bd.  Paris  1899.  S.  506.  „La  eonfirtnnt 
de  Berlin,  en  1890,  pour  itabtir  uno  l^gialatiom  intemaHoHaie  du 
travail  n'a  jins  aboufi."  v.  Landjtiann-ßohni  f  r.  Koiniupntar  zur 
(}«'werVi(  >»rilnnnpr  f'ir  das  Deutsche  ncii  h  f  .\iirt  llHi:5.  I  IS  .Man  ver- 
ständigte i>ich  über  eine  Anzahl  von  (icsichtspunkien,  welche  bei  dem  wtittien 
Ausbau  der  Arbeiterschutzgeäctzgebung  in  den  beteiligten  Staaten  ina  Auge 
m.  faiwn  seien,  ohne  daß  indes  von  i^end  einer  Seite  eine  bindende  Vei^ 
pfliditnng  in  dieser  fieziehnng  abemommen  wurde.' 
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Der  nachfolgende  Bericht  hat  lediglich  den  Zweck,  auf  das 
Beachtenswerte  in  der  Literatur,  die  sich  in  den  letzten  Jahren 
mit  den  jüngsten  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  internatio- 
nalen ArbeiteEBchntzes  befaßt,  hinzuweisen  und  zwar  unter  be- 
sonderer BerQcksichtigung  der  beiden  Homente,  die  geeignet 
waren,  die  Aufmerksamkeit  auch  der  Juristen  aufs  neue  dieser 
fVage  zuzuwenden,  nämlich  der  Bemer  Konferenz  des  Jahres 
1905  und  des  französisch  -  italienischen  Arbeitsvertrags  des 
Jahres  1904. 

Ffir  die  Beurteilung  der  Frage  nach  der 

ZweckmäBigkeit  des  internationalen  Arbeiterscbutzes 

kommen  folgende  Abhandlungen  in  l^M'traclit : 

Adler.  Giorg,  Der  internationale  Schutz  dtr  Arbeiter.  Annalen 
des  Deuf.schoi  Reichs.  München  und  Leipaig  liiüö.  S.  465— 578.  Adler 
tritt  für  die  Notwendigkeit  des  internationalen  Arbeitersdiutzes  ein  und  be- 
rOcksiclitlgt  eingdieiid  die  bis  zum  Encheiiiai  seiner  Abhandlmig  Torliegendflii 
Schriften,  inebeiondae  aetst  er  ndi  mit  Cohn  wutäataaüa, 

Bauer,  St.,  Die  geschichtlich tn  Motive  des  inttrnationalen  Arl)oiter- 
sclintzes.  Viertel jahrsschrift  für  Sozial-  und  WirlschaftstjesciiicJile. 
Bd.  I.  Leipzig  iyu3.  „Die  nationalen  Fortschritte  in  dir  Lai^e  der  Arbeiter 
eines  Landes  rascher  zum  Gemeingut  aller  Völker  zu  machen,  das  iat  das 
veeentticl»  treibende  MotiT  ....  Nnr  wer  dra  oAtionalen  Arbeitencinits 
wfliueht,  kaoB  emitUeb  auch  den  internationalen  woUen.' 

van  der  Borght^  Volkawirteebaftspolitik.  Leipzig  1903.  S. 
, Maßhalten  und  Vermeidung  überstürzten  Vorgehens  ist  (deshalb)  durch  die 
Verhältnisse  durchaus  f^chotcn.  Im  übrigen  bedarf  es  trot^  des  in  allen 
Kulturstaaten  zu  Ta^re  ^letreteuen  und  üuerkaiinten  Schutzbedürinisses  einer 
Anpassung  an  die  besonderen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der  einzelnen 
Linder.  Eine  acbablonenbafte  internationale  61eieb!0rmig> 
keit  ist  hier  wie  in  allen  Tolkswirtiahaftliehen  Dingen  anegeaoblosien*" 
S.  38.  ,Die  Eigenart  der  technischen  und  wirtschaftlioben  Organisation,  die 
Gestaltung,  Ausrlehnong  und  Leistunt^sfähigkeit  der  produktiven  Arbeit  des 
Volkes  und  weiter  die  besondere  T^  if«,  Einsicht.  Bildung  und  Charakter- 
eigentUmlichkeit  der  in  der  ProdukLiuu  tätigen  Personen  bedingen  von  vorn- 
liecein  selcbe  ITntonehlede.  Q«rad«  deshvlb  lit  ee  aneh  verkebrt»  die  Oeetaltnng 
der  ArbdtersehntspoUtik  eines  bestimmten  Landes  ebne  Badnidit  anf  seine 
besonderen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  lediglidl  nach  dem  Stande  der  ent- 
sprechenden Gesetzgebung  anderer  Länder  zn  beurteilen.  Länder  mit  nocb 
nicht  gcfestet<;n  Kultur^ewohnhciten  bedürfen  an  sich  schärferer  Arbeiter- 
schutzbestimmuugeQ  als  diejenigen,  bei  denen  auch  ohne  gesetzlichen  Zwang 
ein  Terst&ndiges  Verhalten  der  allgemeinen  Gewobnbeit  entspridht* 
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Brants,  LögislaUon  du  travail  contparee  et  tnter naturnaU. 
Essai  tFintroduction.   Loavain,  Paris  1902. 

BrantSt  La  protecUan  intemaiümaiä  du  iro^idi.  Lontaiit  1904. 

Böhmertf  Die  Interaaüonalen  Bestnbitiigiii  fftr  Arbeitendnts  and 
Tttlkarftieden.  ArhHttrffnatd.  1905.  XLUr.  2. 

Bücher,  Karl,  Zur  Gesdiichte  d«r  internationalen  FabrikgeseU- 
gebnng  Deutsch«  Warte.  HecMUgegebeii  toh  E.  JPemerstorfer.  Wim 
lim.    6.  49. 

Cohn,  Gustav,  Internationale  FabrikgesetzgeboBg.  Jahrömher  für 
Natümalökonomie  $md  StaHatik,  N.  F.  Bd.  m.  Jg.  1881.  8.  3m  AV 
gedraekt  anoli  in  den  VotketoirtBchaftUOtm  AuftMem.  Stattipit  18tt 
S.  439. 

Cohn.  Gusiac.  Die  Kntwicklang  der  Bestrebungen  für  intematioiuüeB 
Arbeitersclnitz.  ArcJiiv  für  Soziale  Gesetzgebung  und  Statistik  Er!  XIV 
Berlin  1899.  S.  53—79.  Daselbst  S.  öö  Anhüming  weiterer  Schriften  Cohn» 
aber  diese  E'rege. 

Cohn  nntencheidet  did  Fliaeen  dee  intenwtiottakii  ArbdtetaeiiBtiei: 
1.  bie  xnr  Berliner  Konferenz  des  Jahres  1899  ;  2.  bis  inz  Qrflndong  der 
nitttranationalen  Vereinignng  für  Förderung  des  Arbeiterschutzes'  im  Jahre 
1899.  .So  hat  sich,  was  einst  in  seinen  Anfängen  ein  überschäumender 
Gebirgsbacb  gewesen,  iu  ein  friedliches  ficwässcr  verwandelt,  und  damit  \ii 
die  dritte  Phase  des  internationalen  Arbeiterschutzes  angebrochen.''  {Arckic 
S.  78.) 

DQcho  fo,  Intematioiialer  Arbeitenebats  (LiteiatnrlMiicfal).  /oftr* 
hücher  für  NatiomOShmomU  und  Statütik.  3.  Felee.  Bd.  XXX.  19Q& 

8.  640—546. 

Evert,  Art.,  Fabrikges'tzgebung  (Internationale  Refrclunj^).  Haiti' 
Wörterbuch  der  Staatsicisaeusc/uifteM.    2.  Aufl.    Jena  l'J()0.    III  782. 

Francke,  Der  internationale  Arbeiterschutz.  Dreklen  1903. 

Fre^t  Zur  Geachiebte  dw  Idee  dee  intematloiialen  Axbeitendwlna 
Bern  1900. 

Berkner,  Die  Arbeiterfrage.  Eine  Einftlbnuig.  3.  Aufl.  Berlin  190i 

,Die  Qrundanschauunp:on,  von  denen  die  Bewegung  für  IntemationalHU 
ausgeht  können  indes  durchaua  nicht  als  zutreffend  anerkannt  wfTfi'^n 
Man  kann  last  sagen,  das  Interesse  eines  Landes  an  der  Interna [luu^liut 
des  ArbeiterschatMfl  steht  im  umgekehrten  VecbUtnisse  rar  AneUldung  sdoff 
eigenen  Fkbrikgesetigebnng  (8.  888)  ....  Der  Vortail  der  IntenatioinlHft 
wllfde  Biob  im  weeentUoben  wif  den  Trost  rednsieren,  dafl  die  kleineren 
Fabrikanten  im  Lande  A  nur  dasselbe  Schicksal  erlitten,  das  auch  ihre 
Kollegen  im  Lande  B.  r  !!«w  prfiihrpn  (S.  383).  Der  Arhf'itf  r?''butz 
föhrdet  lediglich  diejenigen  üt-Uiebe,  wi  >he  nicht  die  Mit  d  l  li-.  bit/  n  ojb 
höhere  Löhne  oder  kürzere  Arbeitszeiten  durch  bessere  lecluiisclic  AusruüUUig 
wettnmadboi''  (8. 388).  HerknoT  weist  daxanf  Un,  da8  eine  intenittiswle 
Yereinbaning  ancib  ^ne  fortgeeetste  KontreUe  darflber  einrichten  laBtts,  «Ib 
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die  einzelnen  Länder  ihre  Arbeiterschutzgesetze  tatsächlich  durchfuhren.  ,Die 
internationale  Arbeiterscbntzgesetzgebung  hätte  also  eine  unausgesetzte  £in- 
mitnhmig  det  Anttaadm  In  die  Yerwftltitiigmtklltiikn  dM  InlandM  in  aot- 
iraiifigaii  Folg».  Weidier  iiiMbliiiigige  Staat  wird  dasn  sdne  Haad  Uetai!* 

(S.  383).  Vorschriften  gmrarbehygienischer  Xatur  krmnten  dagegen  um  so 
leichter  international  geregelt  werden,  da  die  RegeluTig  dieser  VeiMUtnisM 
zumeist  Sache  th  r  Verwaltungen,  Sache  der  Vollzugsorgane  ist. 

Hertz,  Int«rnationaler  Arbeiterschutz.   Sozialistische  Monatshefte, 
1904.   IL  Bd.   Vra.  (X.)  Jahrgang.   S.  631. 
^  Landmann,  Der  interaational«  Arbeitefseliiite.  1900. 

Milterand,  Im  traiti»  dn  irataü,  JUvne  PoiiHque  et  Parle- 
mentaire.   Paris  1908. 

r.  Philippovicht  Gnindiiii  d«x  PoUtiacben  Ükonomift.  U.  Bd.  1.  Teil 

Preiburg  1899. 

,Die  liotwendigkeit,  die  Entwicklung  des  nationalen  Arbeiterschutzes 
an  internatioiialfl  (TerfaftltnioBäßige)  Gleicfamäßigkeit  sni  binden,  besteht 
sweifellot  niebt.  Die  Brfahning  lehrt,  daB  die  Konkumna  nicht  von  den 
Lindern  mit  zurückgebliebene  Arbeiterschutzgesetzgebung,  sondern  von  den 
vorsesrhritteueu  Ländern  augeht,  deren  Arbeiter  pine  größere  T.tistnngs- 
fälitgkeit  erlangt  haben  ....  Jedenfalls  würde  sieh  zunächst  eine  inter- 
nationale KegeluDg  auf  solche  spezielle  Fälle  i^iu  deueu  sich  nachweisen  läßt, 

daO  infolge  von  Anfoxdeningen  dee  AiheltenchntieB  die  Konknnensfühigkeit 
der  Ündnetrie  gelitten  hat,  vnd  auch  hier  iat  iorti^tig  na  piflfen,  oh  man  ea 

etwa  nicht  nur  mit  einem  Übergangsstadimn  zu  tun  hat),  bezw.  besonders 
gesnndheitsschädliche  Produktionen  beschränken  müssen,  und  ihr  Wert  wird 
mehr  darin  gelegen  sein,  daß  sie  die  der  uatiuualen  Arbeiterschutzgesetzgebung 
irenndUche  Meinung  in  allen  Staaten  unterstützt.  Vollkommen  abzulehnen 
aber  Itt  es,  etwa  die  Fbrtbildnng  der  nationalen  Schntigeaetigebnng  -von 
internationalen  Regelungen  abhängig  zu  machen.  Solche  sind  so  schwierig, 
daß  sie  keinen  größeren  Umfang  erreichen  können,  vor  allem  deshalb,  weil 
die  Frage  der  Verwaltung  und  Kontrolle  solcher  internationaler  Vereinbarungen 
noch  zu  groik  Hindernisse  bietet  und  daher  der  nationale  Fortschritt  nicht 
gefordert,  aondera  gehennnt  wird"  (8. 163—164). 

«.  Stein,  Bandbvcb  der  Yerwaltnngilehre.  3.  Anfl.  Stuttgart  1888. 
Ten  m.  8.  210. 

V.  Ztciedineck-  Südenhorst ,  Arbeiterachntz  und  Arbeitenrer- 
sichernng.  Leipzig  U>i}5.  IIL  Die  Konkurrenzfähigkeit  d»r  cresf  hiU/ten 
Indoatrien  und  internationaler  Arbeiterachntz  S.  22—27.  „Wie  soll  wühl 
eine  solche  internationale  Alction  auf  die  einflußreichen  Industriellen  der 
Analandastaaten  mit  gwingerem  oder  keinen  Arbeiteaclniti  wirken,  wran  die 
Vertreter  der  geschützten  Industrie  ihr  Interesse  an  der  Sache  damit  be- 
gründen, daß  die  internationale  Ausgestaltung  des  Arbcitersrhutzes  ihnen 
eine  Erleichterung  im  Wettl>ewerb  bringen  soll,  uenn  sie  jenen  zurufen: 
iEUne  groiie  Zahl  eurer  ausländischen  Konkurrenten  wird  durch  den  Arbeiter- 
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schütz  im  Wettbewerb  gblähmt,  sehet  doch  zu.  duß  ihr  dies^elbeu  La3toii 
übernehmt,  damit  dieser  euer  Vorteil  nicht  länger  wirksam  bleibe!'  (S.  2ö) . , . . 
IKm  ,inten»tionl«  Oeietigebiuig''  ist  ja  in  der  Tkt  •ohon  mm  •tMtmAA- 
licbea  Grinden  (die  mit  der  ingatUcben  Wahnmg  der  SoaTeriaitIt  «nwunmett- 
lOngen)  ein  fiberspanntes  Ideal  *  v.  Zwiedineek  gibt  »1^  d»ß  der  VeilMlf 
der  II.  internationalen  ArbeitecschoU-Konierens  ra  gewtaen  HofimBgm 
bereelitigt  (S.  27^). 

Die  inteniaüoiiale  Yereimgimg  fOr  gesetBlicheD 

Arbeitenehiits.  ^ 

Scbriften  der  Vereinigaiig,  benumgegeben  yom  Bnneaii  der 
internaUoDalen  Vereinigimg: 

1  Die  internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  Be- 
richte und  Verluindluiigeii  der  Konstituierenden  Versammlang,  »bgehaltoi  n 
Basel  aoi  27.  und  28.  9.  Ol.    Jena  1901. 

2.  Verhandlangen  der  zweiten  Generalvert^ammlung  des  Komitee  der 
internationalen  Yexeinigang  fttr  gesetsliehe»  Arbeiteraehnts,  abgehalten  in 
K81n  am  26.  nnd  87.  9.  02,  nebst  Jabreeberiehten  der  intemationalai  Ver- 
einigung und  des  internationalen  Arbeitsamtes.    Jena  1903. 

3.  VorhanfUnnizsberirht  der  dritten  GeneralversaTninlnnj^  des  Koii5itp><^8 
der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterscbutz,  abgehalten 
zu  Basel  am  26.-28.  9.  04,  nebst  Jahresberichten.  Jena  1906. 

4.  Zwei  Draksdiiilten  snr  Yorbereititng  einer  fotetnationalen  Arbeiter- 
idhntikcnierenz.  ^)   Jena  1906. 

Fernor  sind  liier  zn  envühnen  nwei  umfangreiche  Sammelb&nde  Ton 
Sachverständigengularliten  über : 

Die  gewerbliche  ^Nachtarbeit  der  Frauen.  Berichte  Ober 
ihren  Umfang  nnd  ibre  geaetalidie  Regelung. 

Oesnndheitsgef&brlicbe  Indnstrien.  Beriebte  Aber  ihre  Oe- 
fabren  und  deren  Verhütung,  insbesondere  in  der  Zftndholzindustrie  und  in 
der  Erzeugung  und  Verwendung  von  Bleifarben.  Im  Auftra|,;e  der  inter- 
nationalen Vereinignnj?  für  fresetzlichen  Arbeiterscliutz  eingeleitet  und  heran?- 
gegeben  von  Prof.  Dr.  ütephan  Bauer,  Direktor  des  interuaiioQ&leQ 
Arbeltaatttet  in  Baad.  Jena  1908. 

Diese  Schriften  gewfthren  einen  Überblick  Uber  die  Entwicklung  nnd 
Tätigkeit  der  Internationalen  Vereinigug,  die  tllr  die  Wiifein  Anagestaltung 
des  internationalen  Arbf^itcrsehutzes  von  Bedentung  geworden  ist.  Ihre 
Gründung  wurde  in  I'ari:^  im  .Jabre  ÜXN)  angeregt,  im  folgenden  Jahre  fami 
die  konstituierende  Versauinilung  in  Basel  statt,  im  Jahre  1902  tagte  sie  in 
KObi,  swei  Jabre  spbter  in  Basel  und  im  lanfendeo  Jabie  werden  die  Deie- 
giertm  In  Oenf  anaammenkonunen.  I^e  ist  der  lOttsIpvnkt  geworden  für 

1)  Die  englisebe  Regierung  wftnscht,  daß  künfti^f  die  einer  Konf«eni 

Yoran^'eht  iiden  Enqueten  rieht  von  einer  privaten  Vereinigung,  sondern  von 
amtlichen  Organen  der  beteiligten  Kegierongea  ontemommeB  werden  sollen. 
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ftUe,  die  von  der  Notwendigkeit  einer  internationalen  Regelung  dn  Arbeiter- 
Scbutzes  ö herzengt  sind,  und  bietet  ihnen  die  Mfiglichkeit  zu  internationalen 
Aussprachen,  die  4^ch  die  Anweseniieit  von  Kegierungsvertretern  an  Be- 
deutung gewinnen. 

Seit  QrfLndang  der  internatiunalen  Vereinigung  verfolgt  die  „Sueiale 
Praxis'' f  ZentMlblatt  fttr  Sexialpolitik,  cagleich  Organ  der  dentadwB  Sektion 
der  Intornationalen  YemintgBng  fttr  geeetnlidien  Arbeltendinti  (.Gesdlacheft 
für  Soziale  Beform"),  alle  Vorgünge  auf  dem  Gebiete  dee  intenwtieoelen 
Arbeitersrhntzes  ond  bat  legelmiftig  ttber  die  Delegierfeen?enaaunlitngen  «in- 
gehend  berichtet. 

Außerduin  vergleiche  man: 

Francke,  Die  internationale  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
sclmtz  nnd  des  Internationale  Arbeiteamt.  SwiaU  Praxis.   1901.  XI.  2. 

Mahaim,  UaBSOciaHon  ütiemaHonaU  pour  la  jproiaeHau  legale 
dsä  iravatUeure.  JSevme  ieommiqtu  iniemaNoHale,  BrnzeUee  1904. 

Seichesberg,  Bestrebungen  und  Erfolge  der  Internationalen  Ver- 
einigung für  gcsetzliehen  Arbi  iterschutz  und  des  internationalen  Arbeitsamtes. 
Schtoeizeriache  Blätter  für  Wirtschafts-  und  Sogialpolttik.  laOö.  XIII. 

So.  3-5. 

Das  intentfttioiiale  Arbeitsaiiit. 

Schon  am  1.  ö.  Ol,  also  noch  yor  der  konstitiiierenden 
Versammliuig  der  Internatioiialeii  Vereimgiin^  wurde  in  Basel 
das  Internationale  Arbeitsamt  eröffnet  Ober  die  Vorgeschichte 
dieses  Amtes  gibt  ein  Bericht  des  Direktors  über  ,Die  Auf- 
gaben des  internationalen  Arbeitsamtes**  (Schriften  1,  8.  147) 
Auskonft.  Das  Reglement  ans  dem  Jahre  1903  (Schriften  2, 
S.  79)  bestimmt^  daß  das  Internationale  Arbeitsamt  ein  wissen- 
schaftliches Institut  sein  soll;  es  hat  die  ihm  durch  das  Statut 
der  Internationalen  Vereinigung,  beziehungsweise  die  ihm  auf 
Grund  desselben  durch  das  Komitee  der  Vereinigung  zuge- 
wiesenen Angaben  durchzuführen.  Das  Internationale  Arbeitsamt 
wird  den  Charakter  strengster  politischer  Neutralität  wahren. 
Es  erteilt  Auskunft  auch  an  Nlchtmitglieder  der  Vereinigung 
und  an  Begierungcn. 

Das  Amt  gibt  heraue  dee: 

Balletin  des  Internationalen  Arbeitsamtes.   Bd.  I— IV. 
Jena  190fi— 1905.  Bd.  V  im  Erscheinen.  Im  Bnlletin  wird  benehtet  ftber 

die  Fort^hritte  der  Arbeiterscbllts»  nnd  Versicberan^^f^esetzgebung.  über 
parlamentarische  Arbeiten  auf  diesen  Gebieten,  t!b*r  i^eschlüsse  nationaler 
ond  internationaler  ivougrea^e.    Beachtenswert  ist  die  Bibliographie. 

Zeitcohrift  f.  Intern.  Privat,  a.  UffenU.  Beobt.  XVI.  99 
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Über  das  Internationale  Arbeitsamt  orientiert: 

Bntirr,  Die  Anfjjabcn  dos  Internationalen  Arbeitsamtes-  H  f»  5  der 
Verüffentlichungen  der  iSchweizer  Vereinigung  zur  Förderung  des  interaatio- 
aalen  Arbeiterschutzes. 

Bauer,  The  Intemaiionai  Lahour  Office  in  Boele.  The  Betmmk 
Journal,  ike  Journal  of  ihe  Boifol  Eeonemie  Society.  1903. 

Bducr.  Die  Aufgaben  des  internationalen  Arbeitsamtes  Referat,  er- 
stattet von  Professor  Dr.  Stephan  Baner.  ahsfodnickt  in  Schriften  der 
Internationalen  Vereinigung  für  geHetzIicht  n  Arbeitt  rschutz.  1.  S.  147—167, 
Die  konstitaiereode  Versammlung  der  Internütiuualen  Vereinigung  erkUrte 
sieb  mit  dem  Inhalt  dieiea  Referates  ihrea  Qenenlaekntiia  nicht  einrentaadca 
nnd  sah  in  ihm  nvr  einen  peraOnlicben  Ifeinnogiaoadmck  det  PtoIcsMt 
Bauer  (Schriften  1.  8.  €5).  Dieser  neigt  hier,  wie  er  sich  die  AufeaUdtssf 
des  Amtes  dachte. 

Über  die  Tiitit^koit  des  Internatfonakn  .\rbeitsamtes  vemlpirbe  nun 
auch  die  Mitteilungen  in  den  leUU:u  Jaürgänuin  der  „Sozialen  Praxi»*. 

Der  französisch  ii^Uenische  Arbeitsvertrag 
▼om  15.  April  1904  und  die  Fortbildung  des  intematioiialeii 

Arbeiterrechtes. 

Das  Interesse  an  der  Internationalen  Konferenz  in  Ben» 
im  Jahre  1905  wurde  dadurch  erhöht,  daß  im  vorhergehenden 
Jahre  ein  Yertra«r*)  zwischen  Frankreich  und  Italien  abge- 
schlossen worde,  der  zum  ersten  Male  Materien  des  Arbeiter- 
rechts  regelte. 

1)  BoUetino  delF  Uffido  del  tawro.  Rom  I.  1904.  S.  317.  Onh 
peneione  fra  Vltalia  e  la  Francia  per  rcgolare  la  protezione  degU 
operai.  Ratifi/it  rting  des  Vortrages  für  Italien  durch  Gesetz  vom  29  ti 
BolU'tirvi  II  S  TiiT  Journal  officiel  du  12.  10.  04  --  Bulfetin  de  l'Of/ki^ 
du  Travail.  Paris  1904.  XI  S.  518.  La  Convention  de  tracail  franco- 
itaUeune,  BuileUn  XI  8.  875.  La  miee  en  vigeur  de  la  eonveiUieH 
de  Iraoail  franco-itatienne  du  15.  4.  04:  „Cetie  eonventiou  a  iti  tee- 
nUee  A  la  ratification  dans  h\s  fnnncs  pr^vues  dans  chacun  des  deux 
pays  par  ftes  lots  conslitutionvUes.  Un  projei  ilo  loi  donnant  phin  et 
entior  rffet  h  In  Conrentton,  fut  tli'posfi  le  4  Ju/n  par  le  goucenicmoi! 
italien  ä  la  Chnnibre  des  deput(  s  du  royaume,  qui  Vadopta  dans  «a 
eianee  du  3u  juin  emratU;  h  prujct,  rettvoyi  au  S^at  itaUe»  It 
2  juiUet,  fut  Sgalement  adopti  par  ee  demier  dane  sa  eianu  A 
9  jfuillet.  Uambaeeadeur  de  France  ä  Rome  ayant  procidi  U  21  sep- 
tembre,  ä  l'dchange  des  ratificationa,  le  President  de  la  Repuhfiq^te 
par  un  drcrct,  en  date  du  S.  10.  04  (Buffetin  XI  S  85)7?.  pnx  <" 
exetuiion  de  i  urlicle  S  de  la  loi  du  10.  7.  1870,  a  rendu  e.xecutotre 
la  Convention  en  meme  temps  que  Varrangement  relatif  aux  troee- 
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Der  Vertrag  gelangt  als  Anhang  zum  Abdruck,  weil  an- 
zunehmen ist,  daß  er  künftigen  Vereinbarungen  als  Muster  dienen 
wird  und  in  der  Literatur  eingehend  berücksichtigt  ist.  Nach- 
benannte Schriften  sind  zu  seiner  Beurteilung  heranzuziehen: 

Bulletin  des  internatioiiaUB  Arbeitsamtes.  Bd.  III.  1904. 
S.  IX.    Internatioiialer  Arbeiteitchnti  (Geschichte  des  Vertrages  und  ße- 

merktangen  zu  den  Einzelbestimmangen).  S.  IX  ht  ißt  <>s-  ,I)or  Vcrsucli. 
zwischen  zwei  Mächten  zu  einem  EinTcrnfbrnwi  über  die  Minimalbestimmuiif^iii 
des  Arbeiterschntzes  zu  gelangen,  iat  zweimal  fehlgeschlagen;  einmal  im 
Jahre  1871,  als  selche  UDterhandliiiigen  awischen  dem  BeielisfcaiUBler  FOiaten 
Bismarek  und  der  Osterrndiiscbeii  Regierang  gepflegen  wordMi,  das  andere 
Mal  im  Jahre  VM),  als  der  damalige  französische  Handelsminister,  Herr 
Millerand,  solche  Unterbandlangm  mit  der  kgl.  belgischen  fiegiemng  ein- 
zuleiten suchte." 

Fontaine,  Expose  des  franzüsisch-italienischen  Arbeit s- 
und  sozialen  Fürsorge-Vertrages.  Schriften  der  internationalen 
Vereinigung  fflr  gesetslichen  Arbdtersehatx.  III.  1905.  S.  34, 

Fontaine  gibt  neben  der  Vergeschichte  des  Votiages  wertvolle  Br- 
gftnanDgen  zn  seinen  Einzelbestimmuugen.  Auf  seine  Ausführungen  gehen 
zum  Teil  die  flbrigen  Autoren  aorttclc,  auch  da»  wo  sie  es  nicht  aosdrttcklich 
angeben. 

Fuld,  Die  Rechte  der  Ausländer  nuch  der  Iranzüsiscben  L'nfallver- 
slehernngsgesetzgcbung.   Die  Arbeiter- Versorgung.   XXII.  Jg.  1905.  8.  686. 

fetts  entrc  In  Caisse  nationale  ddpargne  de  France  et  la  Caisse 
d'epargne  postale  d Italic. 

Au  9t^t  de  ce  demier  arroHgementf  il  n^eei  pae  sans  iniitH 
iTindiquer  fu*un  arrangemeaU  analogue  a  dti  eigni  eutre  la  Ftramee 
et  la  Belgigue,  le  31.  5.  1HH2  et  promulguS  par  dt'cret  du  12.  6.  1882. 
Cet  arrangement  a  c'tc\  le  /  f  /  v.'>7,  Tabjet  de  inoäifuatiinis  gut  ont 
4te  promulguies  par  decret  du  fi.  .V.  IS'JT."  —  Fl ci sclDu  a  uu .  Völker- 
recbtsquellen.  Halle  liX)ü.  ä.  348.  Abdruck  des  Vertrags  nach  dem  Metnorial 
diplomatique  1904.  Ko.  20  nod  23.  ~  Seeue  de  droit  itttenwtUmäl  et 
de  ligieUUUm  eomparie.  1904.  8. 296.  —  Übttsetanngen  des  Vertrages. 
Bekshe-Arheit^Mattt  herausgegeben  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt, 
Abteilung  fflr  Arbeiterstatistik.  Bt  riin.  II.  1904.  S.  363.  —  ZacAer,  Die 
Arbeite rversichprnnü:  im  Auslande.  Heft  Via.  Berlin  IfMHi.  ,^  132.  Z (icher 
fügt  seiner  (  bersttzung  dtjs  Vertrages  das  Protokoll  bei.  —  BuUeLiu  des 
Interaationaleu  Arbeitsamts.  IV.  1904  (Deutsche  Ausgabe)  S.  149.  Das 
Bulletin  bringt  anßer  dem  Vertrag  und  dem  Protokoll  andi  die  Sparkass»i- 
konventien  (Bulletin  de  VOffice  du  Trawil,  XI.  1904.  S.  697)  in  dentscher 
ObersetKong.  —  Arrangom  nt  franco-italienm  du  20.  1.  06  relatif  cm 
trnnf^fert  de  (h'j^Mf!  oitre  les  caisses  dV'pargne  ordinairea  des  deux 
pays.  Bulletin  de  1' Office  du  Travail.  Xm.  190a  S.  348. 
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Die  Ausfühningen  beziehen  sich  auf  das  französische  ünfallversicherangs- 
gcsetz  des  Jahres  1905^)  (Loi  du  31.  3.  05  modijiunt  dicei  fi  artitle<  de 
la  loi  du  9.  4.  1^98  sur  les  accidents  du  tt  at)ail.  Bulletin  de  i  Office 
Oh  Travaü.  Patii.  XU.  1906.  S.  848),  in  den  die  Rechte  der  «idiiidiMte 
Arbeiter,  di«  einen  ünfell  erleiden  nnd  diu  transösiiehe  Stnetagebiet  vcrluMB, 
und  ihrer  Rechtsnachfolger  geregelt  werden.  Die  neuen  Bestimmungen  können 
durch  Staatsverträge  abgeändert  werden.  Fuid  weist  als  Yoriuld  aaf  dea 
französisch-italienischen  Vertrag  hin. 

Günther,  Die  Stellung  der  Ausländer  in  der  Arbeiterrersicberaag  da 
eoropftischea  Staaten.  Zeitschrift  für  die  gesamte  Ver8iekerHmg9tcim$h 
mtkaft,  Bd.  VI.  1906.  8.  m 

Gyot,  La  Conoention  fraiteo-Uüliennc  du  t  rar  all.  Jievue  de  droit 
inUsrnatiunale  et  de  Ugishitiun  comparee    Bruxelles  1904.  S.  .35:1 

„Quel  argument  vient  dotifter  aux  partisans  de  „la  protectum 
internationale  des  travailleurs"  la  Convention  f ranco-itaiienne !  J)eß 
don»  #oM«  U»  JotiTHaux  BoeiaHstes,  de  touiea  nmoHcea,  on  «m  eiUlkn  le 
grandeur:  mai»  aueun  d$  cm  Jou/moMX  n*a  aoiti  4$  mHire  m  rtgard 
te  ekiffre  des  Italiens  eivant  en  Fra$tee  et  U  eMjfre  des  Fra«(ai$ 
vivnnt  en  Italic!  Sil  n'y  a  aucune  iquitalence  entre  les  intereh 
frangais  et  les  interets  italiefts  engag^s,  il  en  sera  de  nith/w,  dunsune 
Proportion  plus  ou  moina  gründe,  entre  les  divers  pay  s  qui  pourraieiU 
eonclure  des  arrangements  de  ce  genre.  L'Italie  a  cru  de  son  itUirit 
de  cmtelure  une  wmoefMen  du  intvail  anee  la  F^anee»  ConaidinU' 
eile  qu'il  est  de  son  intirit  de  eonclure  une  eouvetUüm  9emiia6temse 
la  ripublique  de  Saint-Marin     (S.  364). 

f.  Lissf,  Das  V^ükerrecht.  4.  Aufl.  Berlin  190fi  f  ah  geschlossen  im 
Februar  llM)r>)  287.  , Geringe  praktische,  aber  größte  grundsätzliche  Be- 
deutung hat  der  zwischen  Frankreich  und  Italien  am  15.  4.  04  abgeschlossene 
ArlieitSTertnig. 

In  diesem  Vortrage,  dem  ersten  seiner  Art,  Teipfliclitet  aicli  jede  4cr 
beiden  Mächte,  die  Staatsangehörigen  der  anderen  Macht  in  Beiidniiv  Mf 
Arbeiterschutz  ihren  eigenen  Staatsangehfirigett  gleichzustellen. 

Ähnliche  Vereinbarungen  sind  in  den  neuen  Handels vert rügten  des 
Deutschen  Reichen  mit  Italien  und  Oäterreich-Uugaru  in  Aussicht  geuommen.* 
(8.  288.) 

Pie,  P.  La  Convention  franeo-ttaltenne  du  travaü  du  15. 4. 4M 
et  le  droit  internatimat.  Bevue  giniraU  de  droit  intemaOoiuk 
public   XT   S  515. 

Picque nard ,  Der  französisch-italienische  Arbeitsvertrag. 
Soziale  Praxis.  1904.  XIII.  S.  873.  ,Es  ist  zum  erstenmal,  daii  iwei 
Nationen  in  Sachen  der  Sozialpolitik  gegenseitige  Vereinlianingen  treffe»,  sei 

^)  Circu/dirc  du  niinistre  du  Commerce,  ett  date  du  ?>■  5.  05, 
adreasee  aua-  prefets,  sur  V application  de  la  loi  du  Hl.  3.  üb  sur  Isf 
aceidente  du  tranaü.  Bulletin  de  V  Office  du  Traoail.  m  190&.  8.466. 
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die  Wiehtigkdt  dieser  Yeieinlmfiing«!  Ist  um  m  gvDfier,  ab  aie  ungeUir 

alle  die  Punkte  einschließen,  die  bei  einem  Vertrag  dieser  Art  überhaupt  in 
Betracht  kommen  können."  —  Diese  AUiuidliuig  ist  nelMD  dem  Es^^oai  von 
Ftintaiue  beachtenswert. 

Stier-Somlo,  Die  erste  internatiüuale  Arbeiterschatz -Konvention. 
Blätter  für  vergleichende  RechtstoUsenschaft  mtd  VolkstcirtschaftS' 
lehr«.  1.  Jg.  Berlin  1906.  S.  198-205.  (Die  etnleltenden  AnBfUmgen 
dieser  Abhandlung  finden  sidi  mit  nnwesentildien  Verlndemngen  auch  in 
Stier-Somhi's  liwch:  Deutsche  Sozialgesetzgebung.  Oescliichtliche  Grund- 
lagen und  KrankenTerüchemngsreGht.  Jena  1906.  &  19  ff.  Daselbst  auch 
Li  teraturan  gaben/» 

Stier-Sumlo  sagt,  daü  die  gewerbliche  Arbeiterfrage  und  der  Arbeiier- 
sdinti  internationaler  Natnr  sind.  .Wieweit  es  aber  der  letztere  ist^  wird 
nidit  inunw  mit  Klarbeit  erkannL"   (8.  193.)   Den  bansAsiscb-italieniscben 

Vertrag  bezeichnet  er  als  eine  historische  Tatsache,  .er  stellt  die  erste  inter- 
nationale Arb('iter8chut7k(>nv»ntion  dar  —  man  übertreibt  nicht,  upiiü  man 
hier  von  einem  Merksteio  der  Geschichte  redet.*  (S.  798.)  Für  den  Arbeiter- 
schutz  im  eigentlichen  Sinne  bedeutet  diese  Konvention  zwar  einen  verheißen- 
den Anfang,  aber  sie  berobt  offenbar  nnr  anm  gani  geringen  Teile  auf 
sozialpolitischen  und  humanit&ren  Überlegungen ;  vielmebr  bestidit  d«  Wunsch 
Frankreichs,  der  anderen  lateinischen  Nation  ein  Zeichen  seiner  Freundschaft, 
einen  Beweis  seiner  Annäheruug  zu  geben.  Denn  unverkennbar  ist  der  \'er- 
trag  eigentlich  nur  für  Italien  von  besonderem  Wert.  Natürlich  spielen 
daneben  nocdi  andere  Interessen,  wie  die  der  PostTerwnltnngen,  und  die  Be- 
schaffnng  einer  anareichendeo  Zahl  Ton  italienisdum  Arbeitern  in  Flrankreiob 
eine  BoHe.*  (204.) 

Zacher,  Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande.  Heft  Via.  Die 
Arbeitorversichernng  in  Italien,  1.  Nachtrag  su  Helt  VJ.  Berlin -Grune- 
wald liM).    S.  135—143. 

Zacher  gibt  im  wesentlichen  im  Anschluß  an  Fontaine' s  Expoei 
sorgfältige  Erkiftrtmgen  an  dem  Vertrage.  Ans  seinen  Litwatnrangaben  (S.  19^, 
anf  die  hier  Yerwiesen  werden  kann,  seien  nnr  die  Ywbandlnngen  des  inter- 
nationalen Arbeiterversicherungskongresses  in  Wien  im  Jahre  19()5  und  be- 
sonders der  von  Laß  i  rstattete  Bericht:  , Internationale  Reehtsbeziohun^en 
auf  dein  (iebiete  der  Arbeiterversicherung "  erwähnt.  „Mit  dem  vorstehenden 
Vertrag",  sagt  Zacher  (8.  135),  welcher  der  Initiative  Italiens  entsprungen 
ist,  haben  sidi  die  beiden  vertragsscbliefienden  Staaten  das  Verdienst  erworben 
den  mten  Schritt  snr  Verwirklichung  eines  internationalen  Arbeiter- 
rechts getan  zu  haben,  dessen  Ausgestaltung  und  Durcbftthmng  bisher  fflr 
eine  Utopie  gehalten  wurde." 

r.  Ztciedeneck'Südenhorst,  Arbcitcrachutz  und  Arbeiterversiche- 
rung.  Leipzig  1905.   8.  87. 

«Der  am  15.  April  1904  swiechen  Fhmkreich  und  Italien  sustande 
gekommene  Vertrag  darf  als  erstes  internationales  Übereinkommen,  betreffend 
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den  Arbeiterschutz,  bezeicbnet  werden  Durch  dasselbe  wird  eine  besondCR 
Sicherung  des  J^diutzps  italienischer  Kiiuiir  in  Frankrtidi  i iHsoiidfTP  aas 
Italienern  best*»h»n<if  Srhntzkommissioncii  ni'strht  Fninkreicli  zu)  bi-/\vi.*kT. 
wogegen  seitens  Italiens  namentlich  im  Vertrag  und  im  äcbloCprotokoll 
OftTMitieii  fttr  dl«  Daidif llhrang  dar  ArbdtencInitibcstiiiiBiaiifea  bietet»  ja 
mgwr  darttber  hina«  die  VericAnniDg  auch  des  dbtllndigen  Arbeitetages  fttf 
Fraaen  allmählich  zu  verwirklichen  zusagt.  Es  ist  ein  erster  Schritt  in  der 
Richtung,  daU  zwei  Volkswirtschaften  ihre  öcbQtspoUtik  gefenseltig  an  be- 
einflussen,  zu  binden  unternehmen  " 

Während  Italien  und  Frankreich  die  Arbeitcrtiirsortzf  be- 
reits in  einem  besonderen  Vertrag  regreiten,  liaben  aiKlt  rc  Staaten 
ähnliche  Vereinharungen  zunächst  in  ihrni  Handt  lsvt'rtrii^o  n  in 
Aussicht  genommen.  Iii  (hMii  im  Jahre  1904  abgeschlos.^t'iim 
-Zusatzvertrag  zum  llaiidils-,  Zoll-  und  Srhiflfahrtsvcrtniir 
zwisclien  dem  Deutschen  Reich  und  Italien  vom  ü.  \  J  l^'M- 
wurde  ein  .\rtikel  2a  mit  folgendem  Wortlaut  anfgcnnnuiii n 

Die  vertragschließenden  Teile  vcrpUi' htcn  sich,  in  fr»  iindsrhaftli*  ht  i;i 
BinTerncbmen  die  Behandlung  der  italienischen  Arbeiter  in  Deatschland  und 
der  dentecbeD  Arbeiter  In  Italien  biniichtlicb  der  Arbeiterrenicherang  an  dem 
ZwMk  stt  prafen,  ttm  durch  geeignete  Vereinbarungen  den  Arbeitern  des 

einen  Landes  im  anderen  l.ande  eine  Bebandlnng  an  stcbem,  die  ihnen  mög- 
lichst gleichartige  Vurteile  liietet  Diese  Vereinhnrungen  werden  nnabhängig 
von  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  darcb  ein  besonderes 
Abkommen  festgesetzt  werden.* 

Alis  der  amtlichen  Denkschrift'}  ixvht  liervnr.  daß  dieser 
Artikel  auf  den  Wunsch  Italiens  Aufnahrae  geiundtn  hat.  -; 

>)  Vgl.  Zacher,  a.a.O.  S.  142.  «.  LitMt,  a.a.O.  S.  288.  BttlUtin 
«Us  ItUematbmaUn  Ärbeitaamle».  IV.  1906.  S.  XXIX. 

^  Art.  17  des  Handelsvertrages  Äwisch» n  Air  Schweiz  und  Italien  vom 
13.  7.  04  lautet  (übrigens  nicht  wört  lich  gki<  hlautend  mit  Art.  2a  des 
deutsch-italienischen  Vertrages,  wie  das  Internationale  Arbeitsamt  im  Bulletin 
IV.  1906.  S.  XXIX  annimmt) ;  ,Dic  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich, 
die  B^andlnng  der  italieaiBcben  Arbeiter  in  der  Schweis  and  der  schweiae» 
riseben  Arbeiter  in  Italien  mit  Rücksicht  auf  die  ArbeiterrersichemDg  in 
gemeinsamem  und  freundschaftlichem  Einverständnis  zu  prüfen,  zn  dem 
Zwecke,  den  Arbeitern  beider  Nationen,  durch  geeignete  Vereinbanitigen.  im 
anderen  Lande  eine  Behandlung  zu  sichern,  die  ihnen,  soweit  das  möglich, 
gleichartige  Vorteik  gewlhrt 

Dieee  Vereinbarungen  tollen  nnabblngig  von  der  Ihkrafteetanng  des 
^'egcnwärtigen  Vertrages  in  dne  besondere  Uricnnde  aafgenonunen  werden.* 
^Balieün  IV.  S.  177.) 
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Der  deutsch -Österreichische  Handelsvertrafif  vom  25. 1.  05 
geht  insofern  noch  weiter,  als  er  auch  Vereinharungen  fiber 
Arbeiterschutz  vorsieht. ') 

Zu  erw&bnen  sind  noch  zwei  internationale  Arbeiterver- 
sichern ngs vertrage  zur  Regelung  der  Rechte  der  Ausländer. 
Der  belgisch-luxemburgische  Vertrag  vom  15.  4.  05  und  der 
deutsch-luxemburgische  vom  2. 9. 05  sichern  den  im  Ausland 
arbeitenden  Angehörigen  der  vertragschließenden  Staaten  die 
Vorteile  der  Unfallversicherung.^) 

Die  Regierungskonferens  fftr  intematioiiftleii  Arbeiter- 

Bdraia  in  Bern  1905. 

yEs  ist  bekannt,"  schreibt  der  Staatsroinister  Frhr.  t^. 
Berlepsch,^)  der  Vorsitzende  des  ersten  Internationalen  Kon- 

Frbr.  v.  Berlepsch ,  Die  Regierungskonfereitz  für  iiU«inatiunalen 
Arbeitendnits  in  Bern.  Sogiah  PraxU,  XIV.  1906.  S.  796.  —  Verband* 
Inngen  des  Reichetnget  am  10.  Feteunt  1906. 

^)  Vertrag  vom  15.  4.  05  zwischen  dem  Großberzogtum  Luxemburg  und 
Belgien  über  Entschädigung  von  Betriehsunfällen.  Bulletin  des  Internatio- 
nalen Arbeitsamtes.  IV.  1905.  S.  3(10.  ^Deutsche  Übersetzung) — Abkommen 
«wischen  dem  Deatechen  Reicb  nnd  Laj^emburg  Uber  UnfalWersichernng  vom 
2. 9. 05.  Reieh9arbeii9btaU,  III.  1005.  S.  885.  (Verhandlungen  schweben 
mit  Österreich- Ungarn  ond  den  Niederlanden.)  Bulletin  des  Internationalen 
Arbeitsamtfs  IV  T0(>5.  S.  .306  und  S.  XLIX.  Bekanutmacbnn^,  betr.  das 
am  2  i»  (15  iiiitLiztiLliiato  Abkommen  zwischen  dem  Deut«chtii  Keitlie  nnd 
Luxemburg  Uber  L  nfallversicherung.  Vom  23.9.05.  ,Im  Qrot^herzogtum 
Liuentborg  ist  fOr  Arbeiter  nnd  Beamte  derjenigen  Betriehe»  wd^  dnrch 
das  vorstehend  abgedrackte  Abkommen  swisbben  dem  Dentsdien  Beiebe  nnd 
Lozemburg  aber  Unfallrersicberaiig  vom  2.  9.  05  getroffen  werden,  eine  der 
deutschen  ünfallvtrsichtnin^  entsprechende  Fürsorge  durcli^i  ffihrt  worden*  .  .  . 
Bulletin  de.s  Internatioi);ikti  .Vrbettsarntps.  IV.  19()5.  S  -  vergl  auch 

KeicJisarbeitsblatt  IV.  S.  235.    Außerkraftsetzung  von  Bcäiiuiiuungen 

d«r  dentscb^  UnfallTOSicherungsgeaetse  lugnnsten  der  Angehörigen  des 
KSnigreicfas  Belgien.  Die  glelehen  BesÜmmnngen  des  Gewerbe-  nnd  desBan- 
unfullversicherungsgosüt/.cs  waren  für  Angehörige  von  Osterreich-Ungarn  und 
Italien  bereits  VM)\  (iurch  lUnnlesratsbeschlull  auüer  Kraft  gesetzt.  — 
Bulietin  de  i  ÜJfice  du  Ti  avatl  Xiii.  iy(J6.  S.  714.  Conventions  inter- 
nationales concernani  V application  aux  uuvriers  etrangers,  les  legin- 
UUiem  naiionalea  eur  le»  aceiäenta  du  trawil. 

Prlur.  «.  Berlepeehf  Die  fiegiernngskonferenz  für  internationalen 
Arbeitcrscbutz  in  Bern.  Soziale  Praxis.  2UV.  1905.  S.  794.  (Vor  dem 
Zusammentritt  der  Konferenz  geschrieben.) 
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giesses  fOr  Arbeiterschatz  in  Berlin  im  Jahre  1890,  .daß  du 
Resultat  dieser  Beratungen  in  der  Aufstellung  einer  Beihe  tod 
Wünschen  hestand,  deren  ErlfiUnng  ein  verhSltnismäfiig  weit- 
gehendes If  aß  international  geregelten  Arbeiterschntzes  gewllnt 
h&tte.  Sie  sind  in  dem  Schlußprotokoll  vom  29. 3. 90  anfgefBlut. 
Zu  einem  yertragsmäßigen  Abkommen  aber,  das  die  Erfollaiig 
dieser  Wünsche  gewährleistete,  kam  es  nicht,  und  es  ist  desbalb 
yiellach  behauptet  worden,  daß  die  Berliner  Arbeiteischnte- 
konferenz  ohne  jedes  Resultat  verlaufen  sei.*'  Das  Ergebnis  sei 
aber  insofern  ein  bedeutsames,  als,  wenn  auch  nur  in  Fonn 
von  Wünschen,  von  den  Vertretern  der  europäischen  RegienmgeD 
laut  bekannt  wurde,  daß  der  Ausnutzung  menschlicher  Arbeits- 
kräfte durch  die  Gesetzgebung  eine  Grenze  zn  ziehen  sei;  ,,es 
wurde  eine  moralische  Barriere  aufgerichtet,  hinter  der  die 
Gesetzgebung  keines  zivilisierten  Landes  zurückbleiben  solle, 
und  zugleich  ein  Ziel  gesteckt  für  die,  welche  mit  dem  Arbeite^ 
schütz  noch  stark  im  Rückstände  waren'*.  ^) 

Der  Anregung  der  Internationalen  Vereinigung  für  gesetz* 
liehen  Arbeiterschntz  und  innerhalb  derselben  nicht  zum  ge- 
ringsten Teil  den  rastlosen  Bemühungen  und  dem  diplomatischen 
Geschick  des  Staatsministers  Frhr.  v.  Berlepsch  ist  es  za 
danken,  daß  eine  zweite  Begierungsvertreterkonferenz^  zustande 
gekommen  ist. 

Das  Resultat  der  Bemer  Konferenz  kommt  in  den  beiden 
hier  abgedruckten  Vorschlägen^)  zum  Ausdruck,  die  den  be- 
teiligten hohen  Staatsregiernngen  „behufs  gatscheinender  diplo- 
matischer Verhandlung  für  abzuschließende  internationale  Ver- 
einbarungen"^ zugestellt  sind. 

»)  Frhr.  r.  Berlepsch,  a.  n.  0.   S.  795. 

2)  Rtindsrhreibrn  des  Bundesrates  vom  30.  12.  'U  an  die  Regierungen 
von  Drutscliland,  Osti  iTcirli-rnjrarn.  Belgien,  Dänemark,  .Spanien.  Frankreich, 
Groijbritannien,  Orieehenland,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Portugal, 
Ram&nieii,  Serbien  und  Schweden  nnd  Norw«igen.  Bnlletin  des  iDtenatio- 
nftlen  Arbeitsamtes.  III.  1904.  S.  442.  Yergl.  dun  nodi  8.  ZXm.  - 
Seichstnbeitsbhüt  III.  1900.  S.  116.  -  Soziale  Praxis  \\\ .  1{K)5.  S.  m 

•''i  Schlußakte  der  Internationali  ii  KMiiferonz  f«r  ArbpiterschuU.  Bulletin 
des  TnlornatioTialf n  Arbeitsamtes  IV.  IDUo.  Vergl.  dazu  noch  S.  I— VI.  — 
Jieivhsarbeitsblatt  ill.  VMo.  «.  öyi. 
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I.  Orvndsflge  einet  liiterii»tloiieUii  Überetnkommeni,  betr. 
d«e  Verbot  der  Verwendung  Ton  weißem  Q{elbem)  Pboepbor 

in  der  ZOndholzindastrie. 

Art-  1.  Vom  1.  1.  11  an  ist  die  Herstdlnn^j.  die  Einfahr  and  der 
Verkauf  von  Zündhölzern,  die  wciUen  i  Reiben  i  Pliusphor  enthalten,  verboten. 

Art.  2.  Die  Urkunden  Uber  die  Ratifikation  sollen  spätestens  am 
81.  12.  07  Unterlegt  werden. 

Art.  8.  Die  Begiemag  von  J«pen  wird  dngeladen  werden,  bis  tarn 
31.  12.  07  den  Beitritt  za  dieeem  Übereinlrommen  an  erkiflien. 

Art.  4.  Das  Übereinkommen  tritt  in  Kraft,  wenn  die  an!  der  Konfeiem 
Tertxetenen  Staaten  and  Japan  beigetreten  sind. 

II.  GrondzQge  eines  internationalen  ÜbereinkoumeDü,  betr. 
dae  Verbot  der  indnetriellen  Nachtarbeit  der  Frauen. 

Art.  1.  IMe  induatrielle  Naebtarbeit  der  Fkanen  eoll  ebne  Unteradiied 
des  Alten,  vatUr  Vorbehalt  der  folgenden  Ansnahmen,  verboten  lein. 

Daa  Übereinkommen  erstreckt  sich  au!  alle  industriellen  Unternehmungen, 
in  denen  mehr  als  10  Arbeiter  und  Arheit<  rinn('n  bp'^r!;  iftlirt  sind  Es  findet 
keine  Anwendung  auf  Anlagen,  iu  denen  nur  Familunniitgliedf  r  tätig  sind. 

Jeder  der  vertragschließenden  Teile  hat  den  Begriff  der  industriellen 
UDtemebmungui  leetinetellen*  Unter  allen  ünietftnden  sind  aber  liiena  tu. 
rechnen  die  Bergwerke  nnd  Sieinbriielie,  sowie  die  Bearbeitong  nnd  die  Ver- 
arlieitttng  von  Gegenständen;  dabei  sind  die  Grenzen  zwischen  Industrie 
einerseits.  Handel  und  Land  Wirtschaft  andererseits  durch  die  Oesets^Kebnng 
Jedes  Staates  zu  bestimmen. 

Art.  2.  Die  im  vorhergeheuden  Artikel  vorgesehene  Nachtruhe  hat  eine 
Daner  von  mindestens  11  aufeinander  folgenden  Standen.  In  diesen  11  Stunden 
soll  in  allm  Staaten  der  Zeitranm  von  10  Uhr  abends  bis  d  Uhr  morgens 
inbegriffen  sein. 

In  denjenigen  Staaten  jedoch,  in  denen  die  Nachtarbeit  der  orwucbsencn 
industriellen  Arbeiterinnen  geffenwärti?  nicht  jjereijolt  ist,  darf  die  Dauer  der 
ununterbrochenen  Nachtruhe  wührend  tiner  L  bergangsfrist  von  höchstens 
3  Jahren  auf  10  Stunden  beschränkt  werden. 

Art.  3.  Das  Verbot  der  Nachtarbeit  kann  aufier  Kraft  treten: 

1.  im  Falle  einer  nicht  vorberznsebenden,  sich  nicht  periodisch  wieder-, 
holenden  Betricbsnnterbrochung.  die  auf  höhere  Gewalt  zurückzuführen  ist; 

2.  f'lr  die  Verarheittin*?  leicht  verde rhli(  lu  r  (i«  )xea6tände  Sttr  Verhütung 
eines  sonyt  unvennridlichen  W-rlustes  an  KolmiHttTial. 

Art.  4.  In  den  dem  EiuÜuäuc  der  Jahreszeit  unterworfenen  ludubtrien 
(Saisonindnstrien),  sowie  unter  auBergewfihnlichen  Verhlltnissen  in  aUen  Be- 
trieben, kann  die  Daner  der  ununterbrochenen  Nachtruhe  an  60  Tagen  im 
Jahre  bis  auf  10  Stunden  beschränkt  werden. 

Art.  Die  Urkunden  Uber  die  Ratifikation  des  Übereinkommens  soll^ 
spätestens  am  31.  12.  Ü7  hinterlegt  werden. 
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Für  das  Inkrafttreten  des  Übereinkommen«  wird  eine  Frist  von  3  Jahren 
bestimmt,  die  ron  der  Hlnterlegang  der  Ratifikatloiiaiirkuiideii  m  iv  recbnen  ist 
Diese  Frist  soll  10  Jahre  betragen: 

1.  für  die  Fabriken,  die  Rohzucker  aus  Rüben  tierttellra, 

2.  für  die  Schaf  Wollkämmerei  und  -Spinncrri. 

3.  für  die  Arbeiten  Uber  Tage  in  Bergwerken,  sofern  diese  Arbeittn 
fflr  die  Dauer  von  miodesteos  4  Monaten  im  Jahre  infolge  von  klimatischeo 
Yerliftltiiiiseii  eingestellt  werden  mflasen. 

Über  die  Bemer  Konferenz  yergleicbe  Quui: 
IntemAtionale  Konfereni  fttr  Arbef tersehots  in  Bern 

(8,-17.  ü.  Uö).    Amtliches  Protokoll 

Bulletin  de  l'Office  du  Trnrail  (M  inint  c  >  >■  <1  u  cum- 
merrp.  dp  1'  Industrie,  des  postes  ei  des  tiligrajphes).  XJI. 
iy«ö.  ^.  ."i;i7. 

Über  die  Konferenz  vergleiche  man: 

Bevue  du  Travail,  PubUie  par  r Office  du  Travatl  de  Belgique. 
X.  S.  678.  La  emfirenee  iHiemaHettale  de  Berne  peur  la  prefeetion 
ouvridre.   (Dubois.  Directeur  de  VOffiee  du  Tramtit,  war  einer  der 

belgischen  Delegierten). 

Von  der  Berner  internationalen  Arbeiterschutzkonferenz. 
Soziale  Praxis.   XIV.  1905.   S.  915. 

Frey^  Die  internationale  Arbeitendiati-Konferens  in  Bon.  Sckteeim- 
rieeke  Blälter  für  Wirtschafte'  uud  SoeialpoUHk.  XIIL  1905,  S.  513. 
{Frey  war  Vizepräsident  der  Konferenz.) 

Brantn,  V.,  La  Conference  internationale  de  Ber$te.  La  Beforme 
Soziale.    Paris  1905.    Oktober.    S.  1— ö. 

F.  B.,  Le  projet  de  confth  ence  du  travail  ä  Berne  et  la  coeveeutioH 
fraueo-itoBenne  du  16.  4.  04.  Beeue  Soaiale  Caiholique  8.  1904.  8. 331. 

Mahaintf  La  eonfirence  de  Berne  conccrnant  la  proteetüm 
ouvriere.    Revue  ecnvomique  intcrnatinnah'.    Bruxollos  1905. 

Zinne  r.  Die  internationale  ArbriUTschutzkonftTeiiz  in  Bern.  Corrc- 
spimdeti::hl(ftt  der  (xeicerkschaften  Deutschlands.  }{«Tlin  19Ü5.  XV.  No.  2.1 

Der  i'.uiide.srat  Detichvr  srliluß  die  U-tztc  rionarsitzuii«:  tlcr 
Berner  Kf)ntVn'nz  mit  tOl^^fiulcii  Wtirtcn'i:  ^Si  le  resultat  de 
nos  delHjet'uiioH^  esi  modeste,  aiirtoul  eti  ce  qui  coticerue 
Vindprrlirfinn  de  Vemploi  du  phosphore,  nous  pouvom  en 
revamüe  rortsidrrrr  comnie  fort  satLsfaisatite  la  softifwn 
donnee  u  la  questioti  du  repos  }iot'tHrne  des  ouvrleres.  Certes, 
les  delais  prevus  pour  l'ejieLiih'on  de  Ja  Convention  sont 
etendus  niais  une  gründe  conquete  est  acquise;  la  gUux  est 

1)  Bulletin  de  VOffiee  du  TraeaÜ.  m  190Ö.  S.  537. 
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rompiie,  le  premier  pas  est  fait  et  il  noiis  est  permis  d'esjx'rer 
qitHl  scra  possible  de  marcher  allegrement  en  aiunt  dam 
la  vole  d^sornmis  om^erte  .  .  . 

Messieurs,  cest  aiu:  Gouverf/ements  qu'incombe  ntainte- 
'uaui  le  soin  de  dedder  si  Voeuvre  i^sue  de  nos  deliberations 
est  approprUe  ä  son  bttt,  si  les  princlpes  que  nous  leur 
soumettons  sont  realisibles  et  susceptibles  de  faire  aboutir  un 
accord  qui  dornte  satisfaction  u  tous  les  interits  legitimes. 
Nous  avons  l  espoir  qirils  sancHonneront  notre  oeuvre  et 
qu'ils  ne  tarderont  pas  ä  entamer  les  negociations  diploma* 
iiques  desfinies  ä  apporter  la  sotuUon  äifinUhe." 

„Die  internationale  Diplomatenkonferenz  zur  Ratiteierung 
der  von  der  vorjährigen  Rcgierungskonferenz  in  Bern  gefaßten 
Besdilüsse,  betr.  Verbot  der  Verwendung  weißen  (gelben)  Phos- 
phors znr  Zundholzfabrikation  und  Verbot  der  gewerblichen 
Nachtarbeit  der  Frau,  soll  auf  Einladung  des  schweizerischen 
Bandesrats  nicht  im  Juni,  sondern  erst  im  September  dieses 
Jahres  stattfinden.  Großbritannien,  das  sich  im  vorigen  Jahr 
in  Bern  sehr  zurückhielt,  hat  jetzt  seine  Beteiligung  zugesagt. 
Hit  Japan  schweben  noch  die  Verhandlungen  über  seinen  Bei- 
tritt zum  Phosphorverbot. So  berichtete  die  „SösüUe  Praxis*, 
(XV.  1906.  S.  843.) 

Der  Schweizer  Bundesrat  hat  aufs  neue  das  Deutsche  Reich, 
Österreich,  Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich, 
Großbritannien,  Japan,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Portugal 
und  Schweden  nach  Bern  geladen.^)  Über  den  Verlauf  der 
Konferenz  berichte  ich  an  anderer  Stelle. 


Wie  sich  die  einzelnen  Staaten  in  Bern  1906  verhalten  würden,  wußte 
man  im  voraus  Charles  Dil  he  liatte  in  der  ..Tribüne"  die  ablehnende 
Haltung  Ciroi^briunniens  in  Hi  ru  scharf  kritisiert.    Einige  ^ätzc  aus 

diesem  Aafsatz  sind  wiedergegeben  in  der  Sozialen  Praxis  XV.  1906.  S.  624. 
H,  Glaättone^s  Antwort  im  Parlament  am  6.  tfKn  1906  findet  man  im 
BulMfn  de  rOffice  du  Tracail.  XIII.  imi.  S.  950.  La  Grande- 
Bretagne  et  la  Conference  inlerwttionale  de  Berne.  —  Dadarch  erfahr 
man  die  Än.sirht  der  Oroßbritanni^^rlif-n  Rrfrionintr  — 

Das  sozialpolitische  rrogramm  der  französischen  liegicrung  wurde  am 
13.  6.  06  in  der  DepnUertwikammer  verleeen.  Bezüglich  der  Regelung 
der  Ar1)eit8daaer  heifit  es:  Sie  loU  den  Erfordemisran  des  internationalen 
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Anhang. 

Der  französisch -italienische  Arbeitsvertrag  vom  15.  4.  04. 

Le  President  de  la  Mepublique  frangaise  et  Sa  Majeste  U  rot 
tPItaUe  dS^rant,  par  äea  aecord»  intenutHonatutt  atiurm'  A  ia  ptr- 
»atme  trawMUura  dea  garäntitB  de  ric^rociti  mnulo§ue$  k 
etile«  que  les  trait^a  da  eommarca  tmi  priwaa  paur  laa  pnkhdt» 

du  trttvail  et  purticuUercment : 

Facti  iter  ä  ieurs  mi  t  ionau.r  t  r  a  r  n  ilUint  ä  i  rt  ranger 
la  jouissance  de  leurs  ipargnes,  et  leur  menayer  le  bendfice  rfc« 
aaauraneaa  aoeialaa; 

2»  0-arantir  «rwr  travaiUaurs  U  maintian  daa  meauraa  dt 
protection  ddjä  idieUaa  an  leur  faveur  et  concourir  au  proftia  de 
la  legislaHoH  ouvrUra,  eni  r4aolu  da  canelmra  ä  cat  affat  una  cam- 
vanlion.  .  .  . 

Art,  1.  Des  negociations  seront  engagees  ä  Paria  apres  ia  ratt- 
flcatioH  da  la  priaenta  couvaHtion,  pour  la  eoMctmioH  d'arrougamamta 
fondh  n»r  laa  principaa  humda  d-t^pria  ai  daaiütia  ä  riglar  la  ditaü 
da  leur  appUcatiOHt  —  axeepUm  faiia  pour  VarraHgatnaHi  r^atif  ä 

la  Caisse  nationale  cTipargHe  de  FtOMCe  et  ä  la  Caisse  d'epargtu 
postale  d'ltaiie  prevu  aoua  le paragraphe  A^ci-deasoua,  qui  aera  amnejet 
ä  la  Convention. 

Wettbewerbs  Rechnung  tragen  und  nicht  ans  dem  Auge  lassen,  daß  gewis.^ 
Fortscliritto  sich  ulcichzeitig  bei  allen  konkurriprenden  Völkern  voHzi^h^n 
müssen  und  internationale  Arbeitiiabereinkoiiimen  eine  unabweisbare  ^ül- 
wendigkeit  werden  {Soziale  Praxis  XV.  ltX>ti.  S.  984). 

Der  Uinliter  der  AvBWirUgcn  Angelegenheiten,  Lian  Bourgeoia^  tagt« 
in  der  Depatlertenlcammer:  „Je  ereia,  eu  effat^  que  dam  touiaa  eaa  fMt- 
tions.  qui  touchent  ä  Vorganisatiofi  i-f  ä  In  duree  du  travail,  aux 
cnnditiotis  du  fmu  tinnuement  de  la  rie  econowique.  une  des  phf 
f/rasses  diffieultrs  da  progres  sozial  est  precisf^menf  rint^ffa!tt>  de 
Situation  et  de  t raitement  qui  existe  entre  les  conditions  de  la  pro- 
duetUm  daa  differents  pag».  II  p  a  lä  daa  quaatieua  da  eimatnme$ 
quHl  eat  extrSmement  dt^ficUa  da  rdgler  aana  um  antania.'*  {BtdMia 
de  rOffice  du  Travail.  XIII  V.m.  8.  879.  Vgl.  dazu  Soaiale  Praxis 
XV.  Id06.  S.Söi:  Graf  P»  s  a  dntr  s  J:  i/  (rkl;irt<'  im  Rcichst.ntr  nm  '^  2  ifv 
^Ich  glauhp.  wenn  dieses  Benu  r  .MiktMninni  rütitiziert  wird,  wird  kein  Ht- 
denken  mehr  bestehen,  eine  Änderung  der  Gewerbeordnung,  vielieicbt  mit 
einigen  Übergangsbestimmungen  fttr  einige  Jahre  herbeiinfillirea,  eine  Anderaog, 
die  aU  Endniel  die  BnnlLBigong  der  Arbeiteseit  der  Ftanen  an!  10  Stnndea 
Torsieht.'  —  Der  Schweizer  Bundesrat  hatte  bei  den  Regierangen  angefrtgt 
wie  sie  über  den  Abschluß  der  Verträge  dächten.  Die  Antworten  sind  ru- 
sammongostellt  in  dor  Sozialen  Pra^ris  XV  S  lOS.")  No  42  vom  19.  7.  Ü6j 
unter  der  Überschrift:  Internationale  Arbciterscbutzverträgc. 
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a)  Le»  fand»  ver»i$  ä  tUr§  if^^gm^  woU  ä     CaUae  nationale 

d'dparffm  de  France,  90U  ä  la  Caisse  (Tepargne  postale  d'Italie, 

pourront,  ftitr  la  demnnde  des  intäresstfs,  ßtre  transfrrvs  saus  frais  de 
Vune  des  coisscs  u  lautre,  chacune  de  ces  caisat^  uppitquant  aux 
d^püth  aimsi  trantsferes  les  regle«  generales  quelle  appUque  aux  depöta 

Vn  rigime  de  iram^fMrtj  mir  d§9  haa§*  tmaioiueBf  paurra  Hre 
immHhti  mttre  dioerMS  CaiUM  ^ipargne  priodM  de  France  et  d'ItaUe 

ayant  leur  siige  dans  de  grandes  agglotnirations  industrielles  ou  dans 
defi  Hlles  frontiärcff  Sans  comporfer  la  gratuttf^  absolue  des  trans» 
fetts,  ce  regime  atipulera  Ic  cuncours  des  admiHmtratitms  posteUes, 
»Ott  gratuit,  sott  ä  tarif  riduit. 

h)  Im  denx  goMtiememetit»  faetUierontf  par  rentremiw  tanU  du 
euktUnUiratUma  potiaiea  qtte  dm  eaissee  naHomdeSt  U  iwtement  de» 
caUeoHon»  des  Ilaliens  r^sidani  en  France  ä  la  Caisse  nationale  de 
prdrnynnce  d  Italie  et  des  Fran^ais  residant  en  Halte  ii  la  Caisse 
nationale  des  retraites  de  France.  Iis  faciliteront  de  memr  le  paye- 
fnent  en  France  des  pensions  acquises,  soit  par  des  Italiens,  sott  par 
diw  Frangais,  ä  la  Caieae  nationale  Ualienne  et  reciproquememi. 

c)  L*admieeüm  dee  ouvHere  et  emplajfi*  de  naHenaHÜ  itaUenm 
A  la  eeueUHMom  de  retraites  de  Heitteeee  et  peut'itre  dimalidUi, 
dans  le  regime  gdm-ral  des  retraites  ouvriires  actuellement  4lä6or^ 
par  le  parlemcnt  fran^ais,  aiusi  que  la  participatiun  des  nitrriers  et 
employrs  de  nationalite  fran^aise  au  regime  des  ouvrieres  eti  Italie, 
scroti  t  rcglees  aussitöt  apres  le  rote  de  dispositions  Idgislatives  dans 
les  pays  etmiraetamie. 

La  part  de  peneioM  eorrespendatU  ati»  vereenumte  de  Veuerier 
OH  emplayi  au  aux  retewue»  faites  eur  eon  ealaire  tet  eera  aequie 
intigralemeiit. 

En  ce  qui  concerne  la  part  de  pension  correspondant  au.e  con- 
tributions  patronales,  il  sera  Statut  par  Varrangement,  dans  les  con- 
ditians  de  rieiprociti. 

La  part  de  peueüm  ä  praeenir  ^eentueUement  de  eubeetMame 
bmdffitairee  eera  laieeie  ä  VappridoHim  de  ehague  Etat  et  payie  eur 
les  ressoureee  ä  eee  natiommsB  offont  aequie  uue  retraite  dam  i'ath 
tre  pays. 

Les  deux  Etats  cuHtructunts  faciliterant  par  l'entremise,  taut  des 
administrations  postales  que  de  leurs  caisses  de  retraite,  le  paiement 
am  Italie  dee  peneiene  aeguieee  en  Europe  et  reciproquement. 

Lee  deux  geuaememente  itudieront,  pour  lee  euwiere  et  empioffie 
a§fant  travailli  sueeeeeieement  dans  lee  deux  pays  pendant  dee  pSriedee 
mtnivta  h  diUerminer,  sans  remplir  dans  nnain  des  dcii.r  les  conditions 
requises  pour  lee  retraites  ouerüres,  un  rigime  späcial  d'acguisition 
de  retraite. 
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dj  Les  ouvriers  et  employds  de  natiottalitd  itdlienn^,  rictime»  tn 
Fratid-  ffdccidents  par  le  fait  rnt  ä  Voccasion  du  travail,  ainsi  qv« 
leura  t  cpt  esentanta  rösidant  en  Fi  ance,  aurotU  droit  aux  memes 
indemnitäs  que  les  Fran^ais  et  reciproquement. 

Ln  Italiem  MHifieiaim  de  renim  cesstaU  de  rSsider  en  Frame, 
ainsl  que  les  reprisentants  de  la  victime  qui  ne  risidaient  pas  em 
France  au  moment  de  Vctccideut,  auront  droit  ä  des  indemnitis  a 
(hUrrmiiter.  Les  cnpifftti.r  cotis/ihtf/fs  de  ces  indimnit*'-«,  t-palu^i 
d  apris  un  tarif  unnexe  ü  iarranycmeHt,  pourront  ilre  tierses  ä  la 
Cai^se  nationale  italienne  de  prvvoyance,  ä  Charge  par  eile  dassuier 
le  Service  des  rentes.  La  Caisse  nationale  Halienne  dassuranct 
eontre  le»  acHdents  du  travaÜ  aeeeptera  SgatemetU,  euivasU  tarif 
eomteHtwMnel,  pour  le  risque  d" indemnitA  aux  reprdsentantn  ne  risidaut 
pas  en  Fnirtce  des  ouvriers  italiens  Pictimea  d'accidenfs,  Irs  r>^aji»u- 
rances'  des  /  cassureurs  fratK^ais  dt'sireux  de  se  di'cimrger  t'rt'nturfh- 
menl  de  tuules  recherches  et  dimai  dies  ä  cet  ^gard.  Des  ucaHiajjt* 
^quioaUtU»  eeroMi  risemes,  par  reciprocite,  poHt  las  Fra9ifaia  tieUmet 
d'aeeidenis  du  travaÜ  eu  Ilalie. 

e)  L'admission  des  ouvriers  ei  eu^loffäs  italiens,  en  France,  ä 
des  institutions  d'assuravref)  ou  de  f^emurs  coiifre  le  rh'imaqr  sith- 
ventiont'es par  les  poumi i  s  publn  s.  1' admission  des  uucriers  t:t  cinjtt<  t/tis 
fraugais,  en  Italie,  aux  instituliofis  de  meme  nature,  seront  regUei, 
le  ea»  iehäant,  apris  le  wte  dam  les  deuu  pays  de  dispositiens  legales 
relatives  ä  ees  institutions. 

f)  Les  arrangements  privus  au  prisetU  ariicia  serout  cendtu 
pour  uue  dun'e  de  cinq  ann4es.  Les  deujr  parües  eontractans  detrvni 
SP  pri'rcnir  mutuellement  utte  avuee  farance,  si  icur  in/enNCn  est 
dy  uu-ttit'  fin  ä  Vexpirution  dr  cc  tcrnw.  A  defaut  d  un  (vi  atis. 
Varrmiyement  sera  prurvge  d  iintiee  en  unnee,  pour  un  di'lai  d'un  am, 
par  taeite  rewuduetim, 

Art  2,  a)  Les  deute  gautemements  ditermimroniy  pour  MIer 
les  erreurs  ou  les  fausses  diclartUionSj  la  nature  des  pieces  ä  presenter 
aux  consulats  italiens,  par  les  Jeunes  Italiens  embauches  en  France, 
ainsi  que  la  forme  des  ci'rtific<tt.'<  ä  ftiurnir  aux  mniries  pnr  Icxflifn 
consulats,  avant  ddlicrunce  aux  enfanls  des  livrets  prescrits  par  la 
ligislation  sur  le  travail  des  enfants.  Les  inspecteurs  du  traeaä  st 
feraut  repräsenter  les  eertifieats  ä  chaque  Visits;  Üs  retireront  le$ 
livrets  imMmeut  ditenus. 

h)  Le  gouvemement  fron r (Iis  organisera  des  comitSa  de pairom^ 
conprenant,  autant  que  possiöle,  des  Italiens  partni  Jeurs  mcmhre^ 
pour  les  regions  industrielles  oft  senoit  etnpluySs  en  gratfd  n-  ntbre  de 
Jeunea  Italiens  logvs  en  dehors  de  U'ur.s  fuinilles  par  des  inic  )  mrdiaires. 

c)  Les  mitnes  mesures  seront  prises  pour  la  protectio-n  des  jeuttes 
ouvriers  frangats  eu  Italie. 
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Art.  3.  Au  eas  rinttiaHte  tterait  pritg  par  Vun  des  deux 
£tat8  contractanta  ou  par  um  des  £tat8  avee  qui  iU  entreiieMueHi  des 

relntinns  (liphitnutiques,  de  nmroquer  dircrs;  ffnurernetnents  ä  une 
Conference  interna tionule  datis  fe  hut  d  iotifier,  par  des  conrvntiims. 
certaines  dispositiona  des  lots  protectrictm  des  tracailleurs,  l'adhesion 
de  Vun  des  deux  gtmeemeMenis  au  projet  de  amfirtuce  eniratnerait, 
de  la  pari  de  Vautre  gmvememeHt,  une  r^touse  favertMe  euprime^. 

Art.  4.  Am  momentde  signer  cet  accurd,  le  gourernement  italien 
previd  Vonrfttffpmcnt  de  conipfcfcr  Voi ganisnlion  dann  tout  le  royaume, 
et  jHtrticulierenient  dans  les  regiona  oii  le  trnrail  indusfn'd  rf  deve- 
loppv,  ä'un  Service  d  inspection  fonctionnant  .saun  iaulorile  de  l'Ktai 
et  öffrantt  pour  rappUeation  des  Ms,  des  garanties  analogues  ä  Celles 
que  präsente  le  servtee  de  riHspeetkm  du  travail  eu  Franee. 

Les  inspecteurs  feront  observer  les  lots  en  vigueur  sur  le  irawUl 
des  femmes  et  des  euftmts^  st  uotamment  les  prescriptüms  que  caU' 
cerncnt . 

l interdiction  du  tratail  de  nuit; 
2«  rdge  d^admissien  au  travail  dans  les  aielUrs  industriels; 
la  duräe  du  traeail  Jouruatier; 

4»  Vobligation  du  repos  hehdomndaire. 

gourrrH^nicnt  itnJien  f'engage  ä  publier  un  rapport  annuel 
tletuille  sur  l  application  des  lots  et  reglements  lelatifs  au  travail 
des  femmes  et'des  eufauts. 

Le  goueememeut  italieH  dielare  eu  outre  quHl  ä  Viuteuthu  de 
mettre  ä  Vetude  et  de  rdaliser  graduellement  la  riduction  progressive 
de  la  duree  du  trarail  jnumtdu'r  des  femmes  dans  f  industric. 

Art.  /».  ChncuHc  des  deu.r  pai  ties  cont nictantes  se  re^erve  la 
facultv  de  denoncer  ä  taute  epoque  la  prvsente  Convention  et  les  arran- 
gemente  prdtius  ä  Varticle  1,  en  faisant  couuattre  eou  intemtim  um 
au  tPavauce,  s'Ü  y  a  lieu  de  reeonnaitre  que  la  Ugislature  relative  au 
travail  des  femmes  et  des  enfants  n'a  pas  ete  respectöe  par  lautre 
pnrtie.  sur  les  points  rtionces  >?>''rf,fifff>-'-fif  ä  Varticle  4,  alinea  'J,  faute 
dune  inspection  süffisante,  ou  par  suife  de  tolcrances  rontraires  ä 
l'esprit  de  la  loi,  ou  que  le  leginlaleur  aura  dimtnue  nur  les  mämes 
points  la  protection  idicUe  en  faveur  des  travaüleure. 
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Von  dem  ehelichen  BOndnis  nach  ruesischem  Recht 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfred  Brombei^  i°  Hamborg. 

Die  prstp  Kodifikation  (Stcod  Sakonoic)  (it-r  einzelnen 
Rechtsmaterien  im  Russischen  Reiche  erfolgte  unter  Nikolaus  l. 
im  Jahre  1832.*)  Damals  ward  das  g:esamte  Zivilrecht  kodiliziert 
und  ziisiimiiiengestelit  im  Band  X,  der  im  Laufe  des  .lahrhuiiderts, 
zuletzt  im  Jahre  1000,  verschiedene  Revisionen  erfahren  hat 
Das  erste  Buch  dieses  Bandes  handelt  von  den  Rechten  und 
Pflichten  in  der  Familie,  der  erste  Teil  desselben  von  §  1  bis 
§  118  ^vom  ehelichen  Bündnis''. 

Die  Bestimmungen  dieses  Teils  sind  inzwischen  nur  durch 
Gesetz  vom  28.  5.  04,  publiziert  am  11.  8.  desselben  Jahres, 
bezüglich  der  Wiederverheiratung  in  zwei  Fällen,  die  §  45  sub  1 
feststellt,  und  zwar  im  fortschrittlichen  Sinne  abgeändert  worden. 
Auf  diese  beiden  Fälle  resp.  die  betreffende  Reform,  werde  ich 
später  eingehen. 

Zu  den  sieben  Sakramenten  der  griechisch-orthodoxen 
Kirche  gehört  die  &be.  Mii  Rücksicht  auf  die  sakramentale 
Katur  der  Ehe  im  Sinne  der  rerhtprläubigen  Kirche,  <rehören 
in  Rußland  auch  fast  alle  Ehestreitigkeiten:  Ehescheidon^- 
prozesse,  Ungültigkeitii!-  und  üngesetzlichkeitserklärungen  der 
£tie  vor  die  Geistlichen  Gerichte  bez.  Biscliöfliehen  Behörden, 
deren  Entscheidungen  resp.  Beschlüsse  in  bestimmten  Fällen 
der  Bestätigunjr  des  Heiligsten  Synods  bedürfen.  Die  Kompetenz 
der  Z  i  v  i  1  gerichte  (narli  Mordwinow  zu  §  24)  erstreckt  sich 
nur  auf  Entscheidungen  \\hvv  diejenigen  Persönlichen  und  Ver- 
mögensrechte, die  mit  dem  We.sen  der  gesetzlichen  Ehe  verbunden 
sind,  sowohl  bezüglich  der  Ehegatten  als  ihrer  legitimen  Kinder. 

Die  Verfassung  der  griechisch-orthodoxen  Kirche  kennt  die 
„absolute''  Ehelosigkeit  des  Klerus,  wie  in  der  römisdi* 

^)  8.  Ztach.  XIV  9.  Vgl.  aitoh  Ztach.  XVI  41öf.  Bad. 
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katholischen  Kirche,  iiiciit.  Doch  bestimmt  ij  2  des  Gesetzbuchs 
über  das  Zivilrecht,  daß  auf  (iriind  der  Kirrlieiisatznngen  die 
Ehe  fränzlif  h  verboten  ist :  den  l^Tsonen  des  ^[önrhstandes  und 
denjenig^en,  die  für  die  Priester-  und  Diakouwürde  geweiht  sind, 
so  lange  sie  diese  Würde  bekleiden. 

Die  Altersgrenze  beim  Elieabschluß  für  Personen  niiiniilichen 
(ieschiechts  bildet  im  allgemeinen  das  18.  Lebensjahr  und  für 
weibliche  Personen  das  16.  Lebensjahr;  in  Transkauka&ien  ist 
indes  den  Eingeborenen  gestattet  früher,  und  zwar  Männern  mit 
voHendetcm  lö.,  Mädchen  bereits  mit  vollendetem  IH.  Lebens- 
jahre zur  Ehe  zu  schreiten.  Insoweit  i^i'setzliche  Verbote  zur 
Eiiigeiiung  der  Ehe  erlassen  sind  v..  11  mit  (Jeist(-.L'"estörten 
und  Walinsinni;ren  bez.  i  liiii'  ]Mi:iubiiis  der  Eltern,  Vunnünder 
oder  Kuratoren,  ohne  gegeiis  itiu'  und  ungezwungene  Zustimmung 
der  Brautleute,  wie  solehe  \  erbute  in  allen  ivulturstaaten  West- 
europas bestehen,  bedürfen  dieselben  keiner  liesonderm  \\y- 
örterung.  Soweit  erforderlieh,  dürfte  dies  erst  später  bei 
Darstellung  des  Verfahrens,  betrefl'end  Anflösunfr  solrlier  Eiien. 
angezeigt  erscheinen.  Spezitisch  russiscii  sind  dagegen  die 
Verbote,  siehe  §  4,  im  Alter  von  über  80  Jahren  eine  Ehe  ein- 
zugehen, sowie  die  Einfrehunu  der  Ehe  zum  vierten  Male,  §  21. 
Auch  statuiert  das  Cesetz  besundere  Vorschriften,  um  der  Ein- 
gehung bigamischer  und  vierter  Ehen  vorzubeugen,  Vorst  hriften 
höchst  problematischer  Natur,  die  sich  auch  lediglich  auf  eut- 
sprechende  Vermerke  in  Pässen  und  Zeugnissen  beziehen.  Das 
Gesetz  (§  23)  verbietet  endlich  die  Eingehung  der  Ehe  mit  Per- 
sonen in  den  Verwaiidtschafts-  bezw.  Schwägerschaftsgradeu, 
die  durcli  die  Kirchengesetze  vorgesehen  sind,  desgleichen  die 
Doppelehe,  weiches  Verbot  sich  indes  nicht  auf  Moliammedaner 
erstreckt  20). 

Für  die  Mitglieder  des  Kaiserlichen  Hauses  stellt  ein  Spezial- 
gesetz {Swod  SaiiOHoir  '\\  \.  g.,  Osn.  Sak.  189  u.  ff.)  nuch  be- 
sondere Normen  auf,  sowohl  bc/uy:lich  des  Abschlusses  der  Ehe, 
als  der  Bestellung  einer  Mitgift,  des  religiösen  Bekenntnisses 
der  kuiüugen  Kinder  und  endlich  wegen  Scheidung  der  Khe  etc., 
die  zwar  in  vielen  Punkten  ndt  den  Hausgesetzen  in  anderen 
westeurupäischen  Staati>n   nianche  Almlichkeit  und  Überein- 
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stimmang  nicht  verkeiuen  lassen,  alier  doch  von  sUgeneinen 
Interesse  sind,  wegen  der  Bedeutnng,  welche  aneh  in  diesem 
Gesetze  dem  Sonyerän,  der  die  höchste  geistliehe  nnd  weltliche 
Ms^sht  im  russischen  Staate  in  sich  vereint,  beigelegt  woiden  ist 

Mit  Genehmigung  des  regierenden  Kaiseis  dfirfen  die  Mit- 
glieder des  Kaiserlichen  Hauses  eine  Hdrat  sowoU  mit  recht- 
gl&nbigen  als  mit  andersgläubigen  Personen  abschließen.  Handelt 
es  sich  indes  um  ein  Mitglied  des  Kaiserlichen  Hauses,  das 
eventuell  zur  Thronfolge  berufen  ist,  so  wird  die  Bhe  mit  einer 
Andersgläubigen  nur  im  Falle  ihres  Übertritts  zur  rechtgläubigen 
Kirche  vollzogen.  Verlobung  und  Ehe  sind  freilich  nach  den 
Kirchengesetzen  und  unter  Beobachtung  des  Kaiserlichen  Zere- 
moniells zu  vollziehen.  Doch  ist  Stellvertretung  dann  zuUttsig, 
wenn  dies  vertragsmäßig  genau  vereinbart  worden  ist.  Die 
£hen  der  GroßfQisten  und  GrofifQrstmnen  sind  durch  „Maui* 
feste*^  zu  verSif entlichen;  im  Falle  des  Obertritts  des  andern 
Teiles  zur  rechtgläubigen  Kirche  sind  sowohl  diese  Tatsache 
als  alle  damit  zusammenhängenden  Einzelheiten,  insbesondere 
bezüglich  der  neuen  russischen  Vornamen  belcannt  zu  gebeu. 
Bei  Ehen  anderer  Personen  aus  dem  Kaiserlichen  Hause  nfolgt 
die  Bekanntmachung  durch  den  dirigierenden  Senat  (HQcfafltes 
Gerichtshof)  in  St.  Petersburg.  Die  den  Mitgliedern  der  Kaise^ 
liehen  Familie  zustehenden  Rechte  gehen  denjenigen  Mitglied« 
resp.  seinen  Nachkömmlingen  verloren,  der  eine  nicht  standes- 
gemäße Ehe  abschließt.  Das  angezogene  Gesetz  stellt  noch 
besondere  Normen  auf  ffir  Eheverträge  von  Großfürsten  und 
Großfürstinnen  bez.  Abkömmlingen  ans  dem  Kaiserlichen  Hanse. 
Diese  Verträge  betreffen  Vermögensrechte  in  besug  auf  dea 
Todesfall,  die  Mitgift  von  Personen  weiblichen  Geschlechts,  die 
nur  in  beweglichem  Vermögen  und  ziffermäßig  festgelegtes 
Summen  bestehen  darf,  ferner  die  Beligion  der  ans  den  Ehea 
hervorgehenden  Kinder  etc. 

Die  Scheidung  der  Eben  vorgenannter  Mitglieder  oder 
Abkömmlinge  des  Kaiserlichen  Hauses  erfolgt  auf  Grund  der 
Kirchensatzungen  durch  den  Heiligsten  Synod,  dessen  Urteil 
der  Kaiserlichen  Bestätigung  unterliegt.  Dem  geschiedenea 
Ehegatten  aus  dem  Kaiserlichen  Hanse  gestaltet  das  Oesets 
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Wiederverheiratong,  falls  soldie  den  KirchensaUniigeii  nicht 
arawiderläuft. 

Die  Kinder  aber,  die  einer  Ehe  entstammen,  welche  gegen 
den  Kaiserlichen  Willen  vollzogen  worden  ist,  genießen  keine 
der  Privilegien,  die  den  Miligliedeni  des  Kaiserlichen  Hanses 
zustehen. 

*  * 

Das  Gesetz  über  dsus  eheliche  Bündnis  stellt  insgesamt 
sieben  Fälle  der  Ungültigkeit  auf  37)  und  im  §  45  sub  1, 
2  und  3  diejenigen  Fälle,  in  denen  auf  Antrag  eines  der  Ehe- 
gatten die  Ehe  formell  gescliioden  werden  kann.  In  allen 
Fällen,  sowohl  bei  der  Ungültigkeitserklärung,  als  auch  in  dem 
Falle  der  Ehescheidung  funktioniert  das  zuständige  geistliche 
Geriebt.  Die  Ungültigkeitserklärungen  der  Ehen  erfolgen  nicht 
auf  Grund  kuntradiktoriscben  Verfahrens,  sondern  nach  gericht- 
licber  Prüfung  des  Falles.  Die  Ehen  weiden  als  gesetzlich  und 
gftltig  nicht  anerkannt: 

1.  die  vollzogen  wocden  sind  unter  Anwendung  von  Gewalt 
oder  in  Getstesgestörtfaeit  eines  oder  beider  Bheköntraheaten ; 

2>  in  den  durch  die  Kirchensatzungen  verbotenen  Graden: 
der  Bluts-  und  geistlichen  Verwandtschaft  oder 
Schwägerschaft  (dieses  System  ist  minutiös  ausgearbeitet); 

3.  eheliche  Verbindungen,  die  als  bigamisch  erachtei  werden; 

4.  eheliche  Verbindung  solcher  PerBonen,  denen  nach  Auf- 
lösung der  Ehe  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  verboten 
worden  ist  (!); 

5.  ehelicher  Verbindungen  solcher  Personen,  die  das  durch 
die  Kirchensatzungen  bestimmte  Alter  nicht  eneicfat  hab«i; 
oder  welche  Uber  80  Jahre  alt  oder  zum  vierten  Male  sich 
verhehratet  haben; 

6.  eheliche  Verbindungen  von  Personen  des  Mönchstaades, 
sowie  deijenigen  Geistlichen,  welche  f ttr  die  Priester-  oder 
Diakonwiirde  die  Weihe  enqifaogen  haben,  so  lange  sie 
Jene  Würde  bekleiden; 

7.  Ehen  von  Personen  rechtgläubigen  Bekenntnisses  mit  Nicht- 
Christen. 

40* 
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Die  sub  4—7  aufgeführten  Fälle  sind  spezifisch  nissig 
und  finden  schwerlich  eine  Analogie  in  der  Gesetzgebong 
irgend  eines  europäischen  Knlturstaates.  Bezüglich  der 
sab  5  aufgefülirten  Ehen  solcher  Personen,  die  das  nach 
■  den  Kirchensatzungen  bestimmte  Alter  nicht  erreicht  haben, 
normiert  J;  39  des  angezogenen  Gesetzes:  dieselben  können 
nacli  Erreichung  der  im  |^  3  bestimmten  vollen  bürgerlichen 
Volljährigkeit  (18  resp.  16  Jahre,  in  Tran^kaukasien  15 
resp.  13  Jahre),  falls  sie  dies  wünschen,  die  eheliche  Ge- 
meinschaft fortsetzen :  in  diesem  Falle  wird  ihr  P.uihI  nach 
der  hierfür  festgestellten  OrdnnogSTorschhft  in  der  Kirche 
bestätigt. 

Für  Bigamisten  aber  bestimmt  g  40:  dieselben  können  das 
Zusammenleben  mit  ihren  Ehegatten  ans  der  früheren  Ehe  fort> 
setzen,  wenn  letztere  damit  einverstanden  sind.  Dagegen  ist  es 
ihnen,  selbst  nach  dem  Tode  dieser  Personen  (des  ersten  Ehe- 
gatte) verboten,  eine  neue  Ehe  einzugeben. 

«Ständige  Ehelosigkeit"  sub  4  tritt  ein,  falls  der 
der  Bigamie  schuldige  Ehegatte  von  dem  verlassenen  Teil  den 
Konsens  znr  Fortsetzung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nicht 
erhält,  bezw.  die  Erlaubnis  abseiten  der  geistlichen  Bebdide 
hierzu  verwe^ert  wird.  Gleiche  Strafe  trifft  deigenigen,  der 
den  andern  Ehegatten  verläßt  nnd  länger  als  fünf  Jsbre 
unbekannt  verborgen  bleibt.  Das  Moment  der  Böswilligkeit 
bei  der  Verlassung  kommt  hierbei  nicht  in  Betracht;  die  Tat- 
sache genügt.  Ausnahmen  etabliert  das  Gesetz  nnr  für  die 
niederen  Ghaigen  des  Soldatenstandes,  welche  länger  als  fünf 
Jahre  in  Gefangenschaft,  und  unbekannt  wo,  im  Kriege  abwesend 
gewesen  sind.  Diese  können  nach  ihrer  Rückkehr  wieder 
heiraten,  falls  die  erste  Ehe  inzwischen  aufgelöst  worden  ist. 

Scheidungsgründe,  die  sich  als  Analogien  des  §  1568  BGB 
darstellen,  kennt  das  russische  Eherecht  ebensowenig,  wie  Ün- 
gultigkeitsgründe  gemäß  §  1383  des  BGB,  auch  kennt  das 
russische  Gesetz  keine  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

In  dem  Abschn.  III  „Von  der  Scheidung  d^  Ehen**  spricht 
das  Gesetz  im  §  45  „abgesehen  vom  Ehebruch  nnd  der 
Unfähigkeit  zur  ehelichen  Beiwohnung"  .zwar  noch 
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von  einigen  anderen  ScheidungsgrQnden :  der  Vemrteilnng  eines 
Ehegatten  zn  einer  Strafe,  die  mit  dem  Verlust  aller  StandeB- 
rechte  yerfonnden  ist,  oder  zur  Verbannung  nach  Sibirien  unter 
Aberkennung  aller  besonderen  Rechte  und  Vorzöge,  endlich  vom 
Falle  unbekannter  Abwesenheit  des  Ehegatten. 

Nur  die  beiden  ersten  Fälle  bedfirfen  einer  eingehenderen 
Würdigung;  denn  hier  wird  nach  dem  Inquisitionsprinzip  und 
kontradiktorisch  verfahren;  es  findet  vor  den  geistlichen  zu- 
ständigen Gerichten  ein  regelrechtes  Prozeßverfahren  statt, 
während  In  den  flbrigen  Fällen  des  g  45  (sub  2  und  B)  auf 
einseitigen  Antra^r  unter  Beibringung  der  erforderlichen  Be- 
lege, wenngleich  nach  vorgängiger  richterlicher  Prüfung  das 
Scheidungsurteil  von  der  geistlichen  Behörde  gefällt  wird. 

Ein  Stthnetermin  findet  in  den  ersten  beiden  Fällen  nicht 
statt.  Aber  im  bischöflieben  Auftrage  hat  der  ort<;znständige 
Geistliche  den  Versuch  zu  machen,  eine  Versölmung  der  Ehe- 
gatten lierbeiznffihren.  Erst  wenn  dieser  Versuch  mißlangen 
ist,  beginnt  das  lYozelJverfahren  mit  der  schriftlich  ein- 
zureichenden Klage.  Anwaltszwang  he.stelit  nicht;  Anwälte 
sind  vielmehr  regelmäßig  ausgeschlossen:  Ausnahme  der  Regel 
bilden  Kranivheit  der  Partei,  dienstliche  Abwesenheit,  weite 
Entfernung  iks  (Jerichts  vom  Domizil  der  klägerischen  Partei 
und  einige  andere  (Jründe,  über  denn  Ziiliissigkeit  lediglich 
das  geistliche  Gericht  entsc licicht.  Will  (Kr  Beklagte  die  ihm 
zur  Last  gelegten  Tatsarlun  zugeben,  so  k;ini(  er  dies  auf 
schriftlichem  Wege  Inn.  aiicli  auf  Zustellung-  der  im  Laufe  des 
Prozesses  eiu^^eliPiKUMi  Sciiriftsätze  Verzicht  leisten.  Die  Beweis- 
mittel üiüd  dieselben  wif  nach  deut.sclienj  Pmzeljreclit.  Dem 
(Jest.indnis  des  schuldigen  Teils  i.st  nach  russischem  Recht 
gleu  litalls  nur  dann  Wert  beizulegen,  wenn  iiuch  im  übrigen 
Beweisniateriiil  für  das  Viuiiandenscin  der  Schuld  vorliegt.  Die 
Eiidentscheuliing  wird  beiden  Teilen  zu^^estellt.  Ein  Ivechts- 
raittel  hier^''egpu  ist  nur  innerhalb  zweier  Monate  an  den 
Heiligsten  .Synud  als  letzte  und  liöchste  Instanz  zulässig. 

HinKir.htlicli  der  Inipdtenz  als  Scheidungsgrund  fordert  das 
Gesetz  4^  >  den  Narliweis,  dalj  solche  entweder  angeboren  sei, 
oder  doch  bei  Abscliluli  der  Lhe  vorhanden  war.    Dnrcli  den 
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Kaiserlichen  Ukas  vom  28.  5.  04  ist  nim  bezüglich  der  Ehe- 
scheidungen wegen  Ehebruchs  bestimmt  worden,  daß  beim  Ehe- 
bruch auch  der  für  schuldig  erkannte  Teil  sich  wieder  vp^ 
heiraten  darf,  schlieiBt  aber  keineswegs  den  dritten  Mitschulditreo 
ans,  sondern  setzt  nur  fttr  den  schuldig  erklärten  Teil  Kircheo- 
bußen  von  2—7  Jahren  fest.  Nach  Verbüßung  derselben  steht 
der  Wiederverbeiratiiiig  nichts  entgegen.  Doch  im  Falle  aber- 
maliger Scheidong  wegen  Bhebrachs  wird  der  deshalb  abemuüs 
.  schuldig  erkUtrte  Ehegatte  znr  st&ndigen  Ehelosigkeit  verarteilt 
Solehe  Venoteiliuig  tritt  auch  in  jedem  Falle  der  Ebescheidang 
wegen  UnfiLhigkdt  zum  ehelichen  Znsammenleben  gegen  den 
nnr  ErfSlInng  der  ehelichen  Pflichten  nnfihig  erklärten  Ehe- 
gatten ein  (gemäß  vorhin  zitiertem  §  48).  Das  Institat  der 
,,Sitlndige-n  Ehelosigkeit  von  Rechtswegen'^  ist 
spezifisch  rassischen  Charakters;  der  offenkondige  Eingriff  in 
die  peraönliche  fMbeit  des  einzelnen  erscheint  aber  Tom- 
mssiflohen  rechlspolitlschen  Standpunkte  ans  begreiflich. 

Die  Kirchenbnße  wird  vom  Konsistorium  im  tTrtefl  ad 
7  Jahre  festgesetzt.  Sie  kann  aber  auf  Antrag  gemäß  dem- 
voriiin  zitierten  Ukas  vom  28.  5.  04  auf  zwei  Jahre  beiab- 
gesetzt werden,  und  zwar  durch  den  Bischof.  Die  EiicheBbvfie 
besteht  in  der  Ausschließung  vom  Abendmahl  während  der  fest« 
gesetzten  Zeit,  in  Yerbengungen  bis  znr  Erde  im  Hause,  is 
häufigem  Kirehenbesuch.  Jede  Kirchenbufie  erfolgt  unter  Auf- 
sicht der  betreffenden  Geistlieben,  indes  werden  die  BeziehnogBD 
des  Geistiichen  zum  Bflßer  nicht  kontrolliert.  Nach  ausdrück- 
licher Bestimmung  hängt  die  Entscheidung  des  Antrags  ssf 
Herabsetzung  der  siebenjährigen  Kirchenbufie  lediglich  ab  tob 
dem  Zeugnis,  beziehentlich  den  Erklärungen  des  funktionierendes  j 
mit  der  Aufsicht  betrauten  Oeistiichen. 

Schließlich  sei  noch  hervitrfrehohen,  daß  eine  willkurli(  lie 
Auflösung  der  Ehe,  außerg-erichtlicli,  ijiiolge  geg-onseitigcr  I'her-  , 
i'iFistimniung  der  Eheg-attcn  gesetzlich  aiisdrürklich  verbott'ii  ist. 
Andererseits»  kennt  da.s  russische  Gesetz  einen  dem  §  1Ö66  BCiB 
analogen  Scheidungsgruiid  nicht. 
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Bei  der  Bedeutung,  welche  die  rechtgläubige  Kirche  im 
iwischen  Reiche  seit  Wladimir  dem  Großen  (988)  einnimmt, 
eisobeiBt  der  Einflnß  der  Religion  und  des  religiösen  Bekennt- 
nisses auf  die  Gesetzgebmig  erldärlich.  Derselbe  kommt  nicht 
mur  im  ■  ProzeBTerfataren,  sondern  auch  im  materiellen  Recht 
bezuglich  des  Abschlusses  sowohl,  als  der  Auflösung  der  Rhen 
fiberall  nr  Geltung.  Aus  diesem  Gmnde  entbUt  das  Gesetz 
besondere  Bestinmungen  Ober  die  Eben  von  Personen  Christ^ 
lieben,  niobt  rechtgllnbigen  Bekenntnisses  untereinander  und 
mit  Peraonen  recbtgliubfgen  Bekenntnisses,  (Spezialgesetze  fOr 
Sektiei<er,  ein  besonderes  Kapitel  fiber  die  Ehen  yon  Nicht- 
ebristen untereinander  und  mit  Christen.  Diese  Normen,  bieten 
jedenfalls  vom  kulturellen  Standpnnitt  ans  ein  hervorragendes 
Interesse  und  lohnt  es  deshalb,  dieselben  wenigstens  in  ihren 
Gnmdz&gen,  wenn  auch  knnl  gedrftngt,  darzustelleD. 

Das  Gesete  (§  61)  besttnnit  zunächst,  dafi  Personen  aller 
obrisilicben  Bekenntnisse  die  Ehe  in  Bußland  schlechthin  ge- 
stattet ist»  nach  Mafigabe  der  betreffenden  Kirchensatztmgen. 
In  .allen  Filien  kommen  demgem&fi  die  Verbote  in  Betracht, 
welche  sich  anf  den  Ai>schlufi  der  Ehe  1.  durch  Zwang  oder  mit 
Geiitesgestdrten,  2.  anf  die  Zustiromnng  der  f|u.  Verwandten 
oder  der  vorgesetzten  Dienstbehörde,  sowie  3.  auf  die  Doppelehe 
benteben.  Die  Bestimmungen- fiber  die  Altersgrenze  gelten  auch 
hier;  bezfigUch  der  Grade  der  Verwandtschaft  entscheiden  die 
Yombriften  der  Kirche,  der  die  Bnntlente  angehören. 

Wenn  aber  nttr  der  Brfiatigam  oder  nur  die  Braut  dem 
lechtglfiabigeo  Bekenntnis  angehören,  so  werden  in  Bnfiland 
(Finnland  ausgenommen,  §  68)  Garantien  daffir  verlangt,  daß 
der  eine  Teil  nicht  reohtgifiubjgen  Bekenntnissos: 

.  ,den  anderen  Ehegatten  wegen  seiner  Reclitglfiubigkeit 
nicht  sohmiht,  auch  weder  durch  Verlockungen,  noch  dnich 
Dvohmigeii  oder  sonst  zur  Annahme  seines  Glanbens  be-- 
stimmt,  auch  daß  die  aus  der  Ehe  hervorgegangenen- 
Xinder  nach  den  Vorschriften  des  rechtglllubigen  Bekennt- 
nisses getauft  und  erzogen  werden*^. 
Hierzu  hat  sich  der  nicht  rechtgläubige  Veilobte  vor  der 
Bbeschiießung  schriftlich  formulargemäß  zu  verpflichten.*  Antb 
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sonst  ist  (§  «7.2)  he'/Ai^Uvh  solrlicr  Ehen  prößte  Vorsicht  im 
Tntert'sse  der  rechtgläubigen  Kirche  vorpeschriebeii.  Ehen 
zwischen  Personen  ifchtprlänbigen  Bekenntnisses  mit  solchen 
röniisch-katliölischen  l^ekenntnisses  werden  als  nn^rülti^  erachtet.  I 
so  lanjre  die  Ehe  niclit  aucli  von  einem  rechtgläubigen  Priorter 
eingesegnet  worden  ist  i??  72». 

Alle  übrigen  BestiinniMn<;e«  des  ersten  Abschnitts  des 
zweiten  Kapitels  bieten  kein  allgemeines  Interesse,  sie  beziehen 
sich  teils  auf  Diplomaten,  teils  auf  Sonderbestimmungen  für  die  | 
baltischen  Provinzen.  Von  Interesse  dürfte  der  letzte  Pararrraph 
dieses  Abschnitts  sein,  dessen  eigenartiger  Inhalt  verdient, 
wörtlich  wiedergegeben  zu  werden. 

Bei  der  Entlassuntr  Kriegsgefangener  in  ihre  Ueimatf 
welche  während  ihres  Auteuthaltes  in  Rußland  mit  russischen 
Untertanen  rechtgläubigen  Bekenntnisses  eine  Ehe  ein- 
•  gegangen  sind,  wird  von  ihnen  eine  Bescheiiiigung  darüber 
verlangt,  ob  sie  eu  ihren  Frauen  zurückkehren  wollen; 
und  wenn  ihre  Abwesenheit  länger  als  zwei  Jahre  dauert, 
so  erhalten  die  Frauen  die  Freiheit  zur  Eingehung'  einer 
neuen  Ehe. 

Das  Motiv  dieser  sonderbaren  Bestimmung  bildet  ersichtlich 
der  Schutz,  der  dem  rechtgläubigen  Bekenntnis  in  Rußland  ge- 
währt werden  soll;  im  Eingang  des  Paragraphen  hndet  irgend- 
welche (Qualifikation  der  Kriegsgefangenen  nicht  statt. 

Endlich  folgen  im  dritten  Kapitel  die  Normen  fftr  df ^  Shen 
der  NichtChristen  untereinander  und  mit  Christen,  tn '  erster 
Linie  handelt  es  sich  um  neu^etaufte  Personen.  Danach  ist  es 
einer  Person  nicht  cbristlichen  Bekentitnisscs.  sobald  sie  die 
Taufe  empfangen  hat,  gestSattetj  in  monogamischer  Ehe  mit  der 
nicht  getauften  Frau  weiter  zu  leben  Die  Ehe  bleibt  auch 
dann  zu  Recht  bestehen,  wenn  eine  Trauung  nach  griechisch- 
orthodoxem  Ritas  nicht  folgt.  Im  Falle  der  Taufe  der  oder 
einer  der  Frauen  eines  Mobannnedaners  oder  einer  Person  nicht 
christlichen  Bekenntnisses  ktiuin  die  Ehe  gleichfalls  in  Kraft 
bleiben  ohne  Bestitigung  abseiten  der  rechtgläubigen  Kircäe. 
Doch  muß  der  Ehegatte  bezüglich  seiner  Frau  und  dereii 
Hnftigen  Kiiider  alle  jene  bereits  frfther  auf^ftthiten  (rsrantfeii 
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im  Interesse  der  rucht^rUinbigen  Kirche  der  letzteren  leisten; 
zu  diesen  tritt  noch  die  VerpHichtimg  zur  monogamischen  Ehe 
hinzu. 

Weigert  sicli  d(  i-  Kheiiianii,  diese  Verpflichtung  eiii/.ii?^<  In  n. 
oder  wird  ermittelt,  dal»  die  Xeugetaufte  von  ihm  aus  der  iCiie- 
gcmeinschait  entlassen  w^rdiii  i.*^t.  so  ist  die  Folge:  Auflösun^r 
der  Ehe  und  l>efugung  der  Frau  zum  Abschluß  «  iner  luuen 
Ehe  mit  einer  Person  christlichen  liekenntnisseji.  Ähnliclie  Be- 
stimmungen gelten  für  den  Fall,  ilaü  einer  der  Fhegatten,  welche 
den  jüdischen  Naty.ungen  folgen,  sieli  zur  Keelitgläubigkeit  be- 
kehrt. —  1-rf^bte  der  Xeugetaufte  bisher  in  Folyganiie,  so  muß 
derselbe  nach  Empfang  der  Taufe  seine  Wahl  treffen.  Dann 
erfolgt  die  kirchliche  Einsegnung.  Dasselbe  gilt  im  Falle  der 
Polyandrie  für  Frauen,  welche  mit  mehreren  Männern  verheiratet 
waren  82). 

Die  Ehe  mit  Nichtchristen  ist  jedem  russischen  L^ntertan 
rechtgläubigen  und  römisch-katholischen  Bekenntnisses  verboten, 
aber  nicht  denjenigen  evangelischen  Bekenntnisses,  diesen  ilinr 
mit  Heiden  ;  bei  Strafe  von  2  Monaten  20  Tagen  Gefängnis, 
s.  4;  Hä,  bezw.  St.  1568  Flog.  Wenn  aber  ausländische  Asiaten 
(z.  15.  Inder)  sich  mit  russischen  Untertanen  evangelischen  Be- 
kenntnisses verheiratet  haben  sollten,  so  dürfen  bei  ihrer  Abreise 
aus  Rußland  nach  ihrem  Vaterlande  deren  Frauen  und  Kinder 
nicht  nnt  entlassen  werden.  Schließlich  werden  von  solchen 
ausländischen  Asiaten  noch  Garantien  verlangt,  bezüglich  der 
Rückkehr  und  der  Alimentation  ihrer  Familie  während  ihrer 
Abwesenheit.  Erfolgt  die  Rückkehr  nicht  innerhalb  zweier 
Jahre,  so  sind  die  »auen  als  von  der  Ehegemeinschaft  befreit 
erachtet  und  befugt,  sich  wieder  zu  verheiraten.  -  Bezüglich  der 
Ehe  der  Nichtchristen  untereinander  gilt  der  Grundsatz,  daß 
jedem  Stamme  und  Volke,  auch  den  Heiden,  erlaubt  ist,  nach 
den  Bestimmungen  ihres  Gesetzes  resp.  den  geltenden  Gebräuchen 
sich  zu  verehelichen.  Alle  übrigen  einzelnen  Bestimniangen 
sind  nicht  von  allgemeinerem  Interesse. 

Aus  den  vorstehend  wiedergegebenen  Bestimmungen  Über 
die  Khen  der  Nichtchristen  mit  Christen  resp.  der  Neugetanften 
erhellt  zur  Evidenz,  daß  keine  gesetzliche  Handhabe  unbenutzt. 
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geblieben  ist,  um  dem  rechtgläubigen  Bekenntnisse  im  rossifichen 
Beiche  zum  Siege  zu  verhelfen.  Dies  ergibt  sich  am  Itter* 
zengendsten  aus  den  Vorschrilten  über  die  Unterlassung  jeder 
Propaganda  der  Ungetauften  gegenüber  dem  rechtgläubigen  £be> 
gatten,  und  den  verhängnisvollen  Folgen,  welche  bei  Übertretoog 
der  diesbezüglichen  Yonchriften  eintreten  können  und  bis  zur 
Auflösung  der  Ehe  gehen. 

Wenn  auch  im  allgemeinen  das  Verhältnis  der  Ehegatten 
xneinaader  ähnlich  wie  in  der  Gesetzgebmig  anderer  Staaten 
geregelt  worden  ht.  so  nimmt  doch  der  Ehemann  nach  nissischem 
Rechte  eine  se  dominierende  Stellung  ein,  dafi  gemäß  §  108  die 
Frau,  vorsugsweise  Unterwerfung  unter  den  Willen 
ihres  Gatten  schuldet.  Charakteristisch  ist  indes  der  Zusatl 
daß  die  £hefrau  dadurch  nicht  befreit  wird,  von  den  Ver- 
pflichtungen in  Beziehung  aal  ihre  Eltern.  Schließ- 
lich sei  noch  bemerkt,  daß  in  sonderbarem  Gegensätze  zur 
Nmiiening  der  penSnliohen  Rechte  des  Ehegatten:  besQgUcb 
der  Vermögensrechte,  geeetdioh  daa  System  der  Ofltertrennimg 
henscbt,  auf  dessen  Sinielheiteii  hier  einxugehen  nicht  an- 
geieigt  eraobeint 

Also:  das  Standesamt  existiert  in  Rußland  nicht.  Die  Ehe 
trägt  dort  nicht  einen  bfirgerlichen,  sondern  einen  kirchlichen 
Chaiakter;  sie  wird  deshalb  vom  Geistlieheii,  nicht  vcm  Standes- 
beamten voUzogna.  Wie  die  VoHaiehimg  der.  Ehe,  so  erfolgt 
anoh  die  event.  Aufltenng  derselben  durch  kirchliche  Diener, 
d.  h.  vermittelst  der  Konsistorien,  Bischöfe,  event.  dordi  den 
Heiligsten  Synode,  anstatt  wie  in  Deutschlaad  durch  die  Zivil- 
gericbte.  .  Bigentttmlich  dem  rusmschen  Shereckte  -  aber  nnd 
sicherlich  ohne  Analogie  in  anderen  westeuroiriUschett  Gcseta- 
gebungen,  sind  die  Vcrachriften  über  Vorbengong  von  Doppel- 
ehen, das  Verbot  vierter  Ehen  und  der  Verehelkhung  von  Per- 
sonen im  Alter  ßber  80  Jahre,  daa  sonderbare  Institnt  der  Ve^ 
uiteilnng  zur  ständigen  Ehelos  igle  ei  t,  dessen  unvenneid*' 
liehe  sittliche  Folgen  klar  auf  der  Hand  liegen,  die  genüge 
Zahl  der  sogenannten  absoluten  ShescheidungagrQnde,  Bittlich: 
des  Ehebruchs  und  der  anormalen  KdrperhonstmktioD,  onter 
Ausschluß  aller  anderen  Gründe,  wodurch  in  vie]«n  Fitten  sieh 
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die  Ehe  za  einem  wenig  glückverbeißenden  Institut  gestalten 
wird,  insbesondere  infolge  des  Mangels  einer  dem  §  1333  BGB 
entsprechenden  Gesetzesbestimmung;  endlich  die  jedenfalls  in 
zeitlicher  und  prozessualer  Beziehung  almormen  Bestimmuiigen 
über  Ehescheidung  ire  Falle  der  Abwesenheit  und  unbekannten 
Aufenthalts  des  einen  Ehegatten.  Zieht  man  bei  diesen  Sonder- 
barketten des  russischen  Eberechts  den  überall  im  Gesetz  er- 
kennbaren, herrschenden  Einfluß  der  rechtgläubigen  Kirche  in 
Krwägiing  (sielie  dagegen  §  1588  BGB),  so  läßt  sich  die  Beform- 
bedürftigkeit  des  Gesetzes  nicht  verkennen,  welche  Bedeutung 
man  auch  der  Verschiedenheit  der  Völkerschaften  Rußlands  und 
der  Verschiedenartigkeit  ihres  Bildungsgrades  beilegen  mag. 


Qesetzgebungsschau. 

rV'erMidiala  der  bedetttmdereii  Geaetie^  Veroidnongen  etc.  —  Die  wichtigeren 
Teile  iiktern*tioii»1iB(i8cbeii  Inhaltes  sind  unter  dem  Stcieh 

mitg^jtelH.) 

IWej^cn  der  Abkürzungen  ist  in  erster  Linie  auf  das  mit  Heft  1  dieses  Bandes 
hinter  dem  Titelblutt  herausgegebene  Verzeichnis,  im  i  brigeo  auf  die  Bcschliiiiae 
des  deutschen  Joristentages  zu  verweisen.] 


L  DeatBches  Reich. 

(Vgl.  Ztedi.  XY  431.) 
1904. 

1    Vertr.  14.  ö.  m.  Lnxembug  bt  ZolMmiiig  d.  Fleiscliee  (RGBl  03 

ß.  709).») 

2.  V.  lü  H.  bt.  Portofreiheit  u.  Aoskunftstellen  f.  Knegi^faogeoe 
(RPAmtabl  löli*)^) 

•)  Ygl.  Ztscfa.  XV  437  Anm.  2. 


,Axt.  1  X;cchdeui  diu  .Schlachtvieh-  ntid  Fleischbeschau  im  GroU- 
berzogtame  Luxemburg  neu  geregelt  und  mit  den  vom  Deutschen  Reiche  aber 
den  gleichen  Gegenstand  erlassenen  Bestimmnngen  in  Übereinstimmung  gebracht 
worden  ist.  soll  Fleisch,  das  in  Luxemburg  nach  den  dort  geltenden  Vor- 
schriften UDtersacht  oder  abgefertigt  worden  ist,  in  I>ent8Cbland  ebenso  be- 
handelt werden  wie  da«  in  Dentechland  nntersnchte  oder  abgefertigte  FleisdL 
Das  Gleiche  gilt  für  die  Behandlung  deutschen  Fleisches  in  Laiemhurir 
Art.  2.  Dieser  Vertrag  soll  sobald  als  möglich  ratifiziert  werden  and 
tritt  mit  Beginn  des  ▼ienetoten  Tages  nach  dem  Tag»,  an  welchem  der  in 
Luxemburg  n  bewirkende  Aastansch  der  Battfikationsorlcnndeii  erfolgt  ist, 
in  ILraft. 

Art  3.  Jedem  der  rertragadilieflenden  Teile  steht  es  jedeneit  hei, 
von  diesem  Vertrage  naoh  Toigingiger  didoMnatUehw  Kflnd^nog  mrOelr« 

sutreten. 

Za  Urknnd  dessen  haben  die  bdderseitigen  BevoUmlchtigteD  den  gegen* 
whitigen  Vertrag  in  dopipelter  Ausfertigung  nnteneicbnet  und  gesiegelt' 

2)  „Nadi  dem  uuf  der  Haager  Friedenskonferenz  am  29.  7.  99  unter- 
zeichneten „Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs' 
und  den  zugehörigen  „Bestimmungen  über  die  Gesetze  und  Gebräuche  d^ 
Landlcriegs*  (ROBl  Nn.  44  flir  1901)  genieCtm  dir  bfim  Ausbruch  von  Feind- 
seligkeiten zu  errichtenden  Auskunftstellen  Uber  Kri^sgefangene  sowie  die 
Kriegsgefangenen  selbst  fflr  die  von  ihnen  abgesandten  und  für  sie  bestimmten 
Postsendungen  jeder  Art  Fertoheiheit   Zn  den  Kriegsgefangenen  werden 
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•  3.  ZosatiTCftrig  22.  6.  s.  Handels-  luw.  m.  Belgien  (6.  12.  1891) 
(RQBl  1905  S.  699).  >) 


nicht  nur  die  von  den  kricgfübrcndcn  Armeen  gemachtm  Gofarifrf'nen,  sondern 
auch  die  in  neutralen  Staaten  aufgenommenen  odur  da^clbäi  iiiuruierten  An- 
gehörigen der  Kriegsparleien  gerechnet. 

Das  Abkommen  ist  von  folgenden  Ländern  ratifiziert  worden:  Belgien, 
Bulgarien,  Dänemark,  Deutschtand.  (Vankrcich,  Großbritannien,  Griechenland. 
Italien,  Luxemburg.  Montenegro,  den  Niederlanden,  Österreich- IJngarn,  Portu- 
gal, Rumänien.  Rußland,  Serbien,  t>punien,  sowie  den  Vereinigten  ötMten  von 
Amerika.  Japan,  Mexiko,  Persien  and  Siam 

In  Gemäßheit  der  angeführten  Bestimmungen  sind  japanischerseits 
Auskunftstellen  Über  Kriegsgefangene  errichtet  worden  Sendungen  im  Ver- 
kehr zwischen  diesen  Anskunftstellen  und  den  Kriigstiff.inpinen  einerseite 
nrul  (Inn  dIicü  liczr-irlincten  fjändem  andererseits  siud  daher  in  den  Aufgabe-, 
Bestimmongs-  und  Zwiscbenländern  von  allen  Postgebühren  befreit.  Briefe 
und  Klstchen  mit  Wertangabe  sowie  Pakete  dflrfen  Ober  Länder,  die  das 
Haagcr  Abkiininu'n  nirlit  ratifiziert  lialx'D.  oder  die  der  Uberf-inkunft  über 
den  Austausch  von  Briefen  und  Kästchen  mit  Wertangabe  oder  von  Po»t- 
twketen  nicbt  beigetreten  sind,  niclit  geleitet  werden. 

Aus  ih  r  Aufsr-lirift  der  Scn(luii;j(.ti  muß  uiizwiikniaft  zu  ersehen  sein, 
daß  sie  für  AuskunfteteUen  oder  für  Kri^j^efangene  bestimmt  sind  oder  von 
solelien  Iterrflliren.  Znr  BegrOndnng  der  Pbrtofraiheit  mttsien  die  Sendungen 
außerdem  mit  dem  Vermerk  ..Service  fies  pn'mnniers  de  guerre"  versehen 
sein.  Ein  gleicher  Vermerk  ist  in  der  Spalte  »Bemerkungen'^  der  Geld-  nnd 
Fraditkarten  nach  dem  Anilude  biedersnscbieihen. 

Russischerseits  sind  Attskanftatell«!  Aber  Kri^gefangene  noch  nleht 
errichtet  worden."* 

^)  üervorsabcben  sind  folgende  Bestimmungen: 

,Art  2.  Hinter  Art.  12  des  bestehenden  Vertrags  wird  folgender 
Art.  12  A  eingefügt 

Wenn  zwischen  den  vertragschltebenden  Teilen  über  die  Auslegung  oder 
Anwendung  der  Tarife  des  gegenwärtigen  Vertrags  (Anlage  A  and  ^  oder 
Ober  die  Anwendung  der  Meist betiiinstiijungsklausel  hin.sichtlich  der  tatsärh- 
licben  Handhabung  der  sonstigen  in  lüraft  befindlichen  Vertragstarile  eine 
Ifeinungsverschledenbdt  entsteht,  so  soll  dieser  Streit  auf  Verlangen  des 
einen  oder  des  anderen  Teils  durch  Schiedsspruch  erledigt  werden. 

Das  äcbiedsgericht  wird  für  jeden  ötrcitfali  derart  gebildet,  daß  jeder 
Teil  ans  den  Angehörigen  seines  Landes  eine  geeignete  PenSnliehkeit  anm 
Soliiedsrichtcr  bestellt,  und  daß  die  beiden  Teile  einen  Angehörigen  eines  be- 
freundeten Staates  zum  Obmann  wählen. 

Die  beiden  Teile  behalten  sieb  Tor,  die  Ffetson,  die  im  gegebenen  Fblle 
das  .^mt  des  Obmanns  zu  versehen  haben  würde.  Im  vornus  fttr  einen  ge- 
wissen  Zeitraum  zu  bestimmen. 

Eintretendenfalls  nnd  vorbehaltlich  besonderer  Verständigung  werden 
die  vrrtratrsrhlieUenden  Teile  auch  Mcinungsverschiedcnlkiten  ztim  schieds- 
gerichtlichen Austrag  bringen,  die  awiscben  ihnen  über  die  Auslegung  oder 
Anwendung  anderer  als  der  im  ersten  Absatz  bezeichneten  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Vertrags  entstehen  kfinnten. 

Über  das  Verfahren  in  den  Fällen,  in  denen  auf  Grund  des  ersten  Ab- 
satnes  ein  scbiedsgeriehtlicber  Aastrag  stattfindet  wird  zwischen  den  vertrag- 
schließenden Teilen  folpendes  vereinbart: 

Beim  ersten  iStreitiall  hat  das  öcbicdsgericht  seinen  äitz  im  Gebiet  des 
beklagten  Teils,  beim  zweiten  Streith^U  im  Gebiet  des  anderen  Teils  und  so 
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abwecbaelnd  in  dem  einen  oder  dem  anderai  der  beiden  Linder.  Dojesige 

Teil,  in  dessen  Gebiet  das  Schiedsgericht  zusammenzutreten  hat  bestimmt 
den  Ort  des  Qerichtssitzcs ;  er  bat  für  die  Steliang  der  Käumlichkeiten,  der 
Schreibkräfte  und  des  DienstpwsonnlB  wo.  sorgen,  deroi  dM  Sdriedagokfet 
für  seine  Tätigkeit  bedarf  Der  Obmann  ist  V<  r  itzender  des  SdÜedigakiitS. 
Die  Kntscbeidangen  ergeben  nacb  Stimmenmehrhett. 

Die  vwtragscIiUdSaiden  Teile  wedlen  sicli  im  einsetnen  Fklle  oder  ein 
für  allemal  über  das  Verfabren  des  Schieds{:erichts  verständigen.  In  Er- 
mangelung einer  solchen  VeretiUidigang  wird  das  Verfahren  von  im.  Schied*- 
gericht  sdbst  bestimmt.  Das  Vorfahien  icann  setariftlidi  sein,  wenn  Iraner 
der  vertragsrhließenJen  Teile  Einspruch  erhebt.  In  diesem  Falle  kann  ten 
der  Bestimmung  des  vorhergehenden  Absatzes  abgewichen  werden. 

Hinsichtlich  der  ZnetelTang  von  Vorladongen  vor  das  Sehiedsgericht  nad 
d<  r  Erledigung  der  von  dif  srni  ausgehenden  Ersuchen  werden  die  Behrirdnii 
jedes  dei-  vertragschließenden  Teile,  auf  den  von  dem  Schiedsgericht  bei  der 
MtreSenden  Regierung  zn  stelloiden  Antrag,  in  derselben  Weise  ReditaUUe 
leisten  wie  auf  die  Anträge  der  inländischen  Zivil^erichte 

Die  vertragscblieüenden  Teile  werden  sich  im  einzelnen  Falle  oder  eic 
fdr  allemal  Uber  die  Verbnlnng  der  KoHen  verständigen.  In  Ermangeliuf 
einer  Ver^^tändi^ng  soll  Art.  67  des  Haager  Abkommens  vom  $9.7. 
zur  Anwendung  gelangen." 

•)  Hervorzuheben  sind  folgende  Bestimmungen ; 

I  ..Art.  2    Hinter  Abs.  l  wird  nachstehender  neuer  Absatz  eingtiiigt; 

.Die  dreijährige  Frist,  die  durch  den  Kaiserlich  Rassischen  Ukas  vom 
14  'A.  1887  für  die  Veräuljerung  der  Liegenschaften  Seiten.^  der  Ausliinder 
festgesetzt  worden  ist,  wird  für  die  deutschen  Reichsangehorigen  auf  z^hn 
Jahre  verlängert.* 

Die  Worte:  „Ebenso  sollen  sie*  im  Anfange  von  Abs.  2  des  Art.  2 
werden  ersetzt  durch:  ,Die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertrag- 
schließenden Teile  sollen". 

II.  Art.  6.    Der  Artikel  wird  wie  nächst  In  nd  gefaßt: 

.Art.  ij.  Die  rassischen  Boden-  und  (iewerbserzeugni&se,  welche  in 
Dentscbland,  und  die  deutschen  Boden-  mtd  Oswerboerzeagnisse,  welche  in 
Rußland  eingeführt  werden,  sollen  dort,  sie  mögen  zum  Verbrauch  oder  zur 
Lagerung,  zur  Wiederaui>fuhr  oder  zur  Durchfuhr  beitimmt  sein,  der  nämtichea 
Behandlung  wie  die  Erzeugnisse  des  meistbegflnstigten  Landes  unterlit^es. 
In  keinem  Falle  und  aus  keinem  rjrnnde  sollen  sie  höheren  oder  anderen 
Zöllen,  Gebühren,  Steuern  oder  Abgaben  unterworfen  »ein,  noch  mit  ZuschlagHi 
oder  einem  Einhihrverhote  belegt  werden,  von  denen  nicht  auch  die  gleich- 
artigen Erzeugnisse  irgend  einf  indnr'n  I.andes  betroffen  werden.  Insbe- 
sondere wird  jede  Begünstigung  und  Erleichterung,  jede  Befreiung  und  jede 
Bnnifilgnng  der  in  dem  Generutarif  oder  in  den  VOTlngstaiifen  eotiialteneii 
Eingangszulle.  welche  einer  der  vertragschließenden  Teile  einer  dritten  M;uht 
dauernd  oder  zeitweise,  ulme  (i^enleistung  oder  mit  Kompensation  zagestebt, 
ohse  weiteres  nnd  bediogungs-,  ▼««bebatta*  oder  kompeosntiottales  anl  die 
Boden-  und  Oewerbscrzeugnisse  des  anderen  ao^jedehnt  werden  " 

IV.  Art.  11.  Am  .ISnde  .vom  Abs.  1  der  Ziff.  3  wird  nadistchendes 
binangef  ügt : 
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,D(H}h  toll  die  dentabln  Binfiilir  in  glMvt  W«fas  aik  d«r  Binltolir  dn« 

earopäischen  oder  nordamcrikaniselwil  StMtM  in  dlMB  (HhiAtft  dagttSlunt«!! 

Zollerleichterungen  mitgenieäen." 

VI.  Nener  Artikel.    Der  nachstehende  Artikel  wird  hinter  Art.  12  ein- 

„Art.  12  a  Die  Kaiserlich  Hassische  Rcgir^rnng  erklärt  sich  bereit, 
innerhalb  einer  Frist  yoq  drei  Jahren  nach  dem  Iiikrafttreten  des  gegenwärtigen 
Vertrags  mit  der  Kaiserlich  deatteben  VLegiening  in  Verhandlungen  wegen 
des  Abschlusses  eines  Abkommcne,  betreffend  den  i^egenseitigen  Schutz  des 
Urheberrechts  an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Photographie,  einzutreten.* 

Art.  9.  Das  SdilnfiprotokoU  ram  Handels-  und  SchühlirtaTettnge  von 

10.  2 

^ — —  1894  wird  in  nachstehender  Weise  abgeändert: 
s9.  1- 

1.  Neue  BestiintiiuMg  z\i  Art.  1.  Die  nachstehende  Btiätimmung  wird 
eingefügt: 

.Zu  Art  1.  Haushaltlingsgegenstände,  die  schon  gebraucht  und  Bestand- 
teile des  Mobiliars  von  AngehürigeQ  eines  der  vertragschließenden  Teile  sind, 
die  im  Begriffe  sind,  !>ich  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  niedennluMi,  aoUen 
in  dem  letzteren  keinerlei  Eingangszoll  unterworfen  sein. 

Die  deutschen  Herufskonsulaie  und  die  Beamten  der  diplomatischen 
.Mwie  der  gedachten  konsularischen  Vertretungen,  die  von  der  Deutschen  Re- 
gierung naeh  Rnßland  entsandt  sind,  sollen  sowohl  für  die  Zeitungen  wie  für 
die  Erieugnisse  der  Wiasenschaften,  der  Künste  und  der  Belletri.stik  gegen- 
über der  russischen  Zensur  volle  nod  ganze  Freiheit  genieUen 

Die  nach  Art.  2  dee  Vertnge  zwiichoa  Dentichland  und  Rußland  vom 
ö  12 

1874  d«i  Konndatklieainten  attttdmtd^  Yonrackte  und  B^unngen 

wcTiicn  auch  den  den  deutschon  Konsulaten  in  Rußland  beige^eheneu  Speziul- 
beamten  sowie  den  Agenten  des  rassischen  Finanzministeriums  und  ihren 
Sekfetftren  (oder  AttMmto)  in  Deutschland  zugestanden.* 

2.  Zu  Art.  1  und  12.  Die  nachstehenden  Absätze  werdtii  hiniuoefflgt: 
.Die  Gültigkeitsdauer  des  Paßvisa  wild  in  Rofiland  aul  einm  Zatnum 

von  sechs  Monaten  erstreckt. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  anch  an!  das  PattTiaa  der  deatedwi 
Handlangsreisenden  mosaischer  Religion 

Die  Gebühr  für  die  Erteilung  der  Auslandspi^  an  die  in  Rußland 
wobnenden  Dentschen  wird  den  Betrag  v(w  60  Kopeken  ni^  übersteigen. 

Rußland  wird  auch  künftig?  für  die  Gültigkeit  der  Legitimationsscheine, 
welche  innerhalb  einer  Grenzzone  von  30  Kilometer  Geltang  haben  und  den 
Inhaber,  wie  dies  gegenwärtig  der  FtAl  ist,  znm  mdinnaligen  Übersdireiten 
der  Grenze  an  beliebigen  Grenzübergängen  berechtigen,  eine  Dauer  von 
28  Tagen  bewilligen.  Diese  Galtigkeitsdauer  wird  beiderseitig  vom  Tage  der 
ersten  Benntsvng  des  Sehekies  titii  Grenzfiberlrltt  an  lidt  der  Maßgabe  be- 
rechnct  wiidcn.  daß  die  gedachten  Scht-irif  ihre  Gültigkeit  verlieren,  wenn 
sie  nicht  zum  ersten  Male  spätestens  am  fünfzehnten  Tage  vom  Tage  der 
Anslertigung  an  gerechnet  kenntet  werden.  Diese  Daner  von  28  Tagen  wird 
in  keinem  Falb-  durch  den  während  der  Gültigkeitsdauer  der  Legitimations- 
scheine eintretenden  Jahreswecbäel  berührt  werden.  Die  in  zwei  Sprachen^ 
in  Dentsch  nnd  in  Raausch,  abgefaßten  Legltimatienssoheine  sollen  beidereelts 
nur  den  eig-  ntn  Staatsangehörigen  und  denjenigen  Angehörigen  des  anderen 
Landes  erteilt  werden«  welche  in  dem  Lande  wohnen,  wo  die  Scheine  aas- 
gestdlt  werden. 


Digitized  by  Google 


610 


Gesetsgcbttogwcliau . 


6.  ZoMtssrertrag  12.  11.  s.  Handelt'  asvr.  Vertrag  m.  d.  Schvcii 
(ta  18.  1891)  (RGBl  1906  S.819}.i) 


Du  Datam  des  Übertritts  Uber  ^  Orraae  wird  kUnftig  von  den 

russiscben  nnd  deutschen  Reliiirden  sowohl  nach  dor  russischen  wie  nach  der 
deutschen  Zeitrechnung  auf  den  Scheinen  vermerkt  werden. 

Die  Seluätte  weraen  anch  künftig»  wie  dies  Keinen  wärt  ig  der  Fall  iat, 
ebenso  wio  an  Christfn,  ;iuch  an  Israeliten  v('rahf<il_'r  wtrdfu 

Die  russischen  Arbeiter,  welche  nach  Deutttcblaud  kommen,  um  da«elb«t 
in  landwirtschaftlieben  Betrieben  oder  NebenbetriebeD  tu  arbeiten,  aoUen  wie 
bi^hor  ko<;t(  nfr«  i  mit  Lr^'ittniationspapieren,  gttltig  Tom  1.  2.  bis  SO.  12. 
neuen  Stils,  versehen  werden. 

Aveh  diese  Papiere  solle»  in  msalscber  nnd  in  dentsefier  Spradie  ab- 
gefaftt  sein.' 

d.  Neue  Bestimuiuiig  zu  Art.  3.  Die  nachstebende  Bestimmung  wird 
eingefflgt: 

„Zn  Art.  3.  Soweit  die  Angehörigen  eines  dritten  Staates  auf  Grund 
der  in  Kraft  stehenden  Verträge  nnd  übereinkommen  von  der  Vormund&chaft 
in  Rußland  befreit  sind,  sollen  die  deatscben  RelcbsanKehörigcn  in  Rußland 
hinsichtlich  der  Vormnndscbaft  Öfter  nicbtdeatscbe  lUndeijAbrige  dieselbe 

Vergünstigung  genießen." 

^)  Es  sind  folgende  Bestimmungen  hervorzuheben : 
,VII,  Dem  bestehenden  Vertrag  wird  fol^render  neuer  Artikel  eingefügt: 
Art.  10 a.  Wenn  zwischen  den  vertragschlirljfndfn  Teilen  ülxr  du-  Aus- 
legung oder  Anwendung  der  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten  Tarife 
A  nnd  B,  einschlieQUcb  der  Zusatsbc^stimmungen  zn  diesen  Tarifen,  sowie  der 
Zollsätze  der  von  den  verträgst ldi(|j(  nden  Teilen  mit  dritten  Staaten  ver- 
einbarten Vertragstarife,  eine  Ueinungsvetschiedenheit  entsteht,  so  soll  sie 
anf  Verlangen  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  dnrdi  Scbiedsspmeb  er- 
ledigt wcrdtn. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  jedeu  Streitfall  derart  gebildet,  daß  jeder 
Teil  ans  den  Angehörigen  seines  Landes  eine  geeignete  PersSnlidikeit  sam 
Schiedsrichter  bestellt,  und  daß  dir  beiden  Teiie  einen  Angehörigen  eines  1j€- 
frenndeten  dritten  Staates  zum  Obmann  wählen.  Die  beiden  Teile  behalten 
sieh  Tor,  sieh  im  voraos  nnd  fttr  einen  bestimmten  Zeitranm  Aber  die  Person 
des  im  geirel)cnen  Pallo  zu  ernennenden  Olunannes  zu  verstiindigen. 

Kiutretendeniails  und  vorbelialtlicb  besonderer  Verständigung  werden  die 
▼ertragächlieBenden  T^e  ancb  andere  als  die' Im  ersten  Abssts  Mseichneten 
Meinungsverschiedenheiten  über  die  Auslegung  oder  Anwendung  des  gegen* 
wärtigen  Vertrages  zum  schiodsgerichUichen  Austrag  bringen. 

VIIL  Es  wird  folgende  neue  Bestlmnrong  angefügt: 

IX.  Zu  Art  lOa  des  Vertrages.  Über  das  Verfahren  in  den  Fällen, 
in  denen  auf  Urund  des  ersten  Aitsatses  des  Art.  10  s  ein  schiedsgerichtlicher 
Aostrag  stattfindet,  wird  swisehen  den  ▼ertra||>sehlie8enden  Teilen  ^folgendes 
TOreinbart : 

Beim  ersten  Streitfälle  hat  das  Schitdugencbt  «einen  Sitz  im  Gebiete 
des  beklagten  Teiles,  beim  zweiten  Streitfall  Im  Gebiete  des  anderen  Teiles 

und  so  allwechselnd  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Oe^ipt,  in  einer  Stadt 
die  von  dem  betreffenden  vertragscblieüenden  Teile  bestimmt  wird.  Dieser 
bat  fttr  die  Stellnng  der  Rlnmlicbkeitoi,  der  Scbfelbkrifte  nnd  des  Dienst- 
personals zu  eorpen.  deren  das  Schiedsgericht  für  seine  Tätigkeit  bedarf.  Der 
Obmann  ist  Vorsitzender,  des  Scluedsgerichts,  das  nach  Stimmenmehrheit 
cntBcbeidet. 
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8.  Zmatsfertnig  ^  ^  s.  H«iidd«<  ww.  Vwtnig  n.  BonUnten  (21.  10. 
189B)  (ROBl  1905  8.  868). 


Die  TertragschUe0enden  Teile  werden  sich  im  einzelnen  Falle  oder  ein 
fttr  allemal  ttfter  das  Verfahren  des  Schiedsgerichts  verst&ndigen.    In  Br- 

manpplung  einer  solchen  Verständigung  wird  das  Verfahren  von  dem  Schieds- 
gerichte selbst  bestimmt.  Das  Verfahren  kann  schriftlich  sein,  wenn  keiner 
der  TertragschUeBenden  Teile  Einsprach  erhebt;  in  diesem  Falle  kann  von 
der  Bestimmung  tics  vorhergehemlen  Absatzes  abgewichen  werden 

HinsicbtHch  der  Ladung  und  der  Vernebmang  der  Zengen  and  Sach- 
Terstindigen  werden  die  Behörden  jcdt  s  der  vertragwehlleBenden  Teile,  avf 
das  vom  iSehiedsgerirht  an  die  betreffende  Regierang  7n  richtende  Ersuchen, 
in  derselben  Weise  Kechtshilfe  za  leisten  wie  aaf  die  Ersuchen  der  inländischen 
Zivilgeriefate." 

Htrvarzuheben  sind  folgende  Bestimmungen. 
.,V.  lieaer  Artiicel.   Der  nachstehende  Artikel  wird  hinter  Art.  12 

eingefügt: 

^Art.  12a.  Wenn  zwischen  den  TertragBcbließenden  Teilen  Uber  die 
Auslegung  oder  Anwendung  der  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten 
Tarife  B  nnd  <  ',  einscblieülicb  dt  r  Zusatzbestimmungen  zu  diesen  Tarifen, 
sowie  der  Zollsätze  der  von  den  vet  tr^igsehUeBendcn  Teilen  mit  dritten  Staaten 
▼ereinbarten  Vertragstarife  eine  Meinungsverschiedenheit  entsteht,  so  soll  sie 
au!  Verlangen  de.s  einen  oder  des  anderen  Teiles  durch  SchiedHspnuh  erledigt 
werden. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  jeden  Streitfall  derart  gebildet,  daiJ  jeder 
Teil  ms  den  geeigneten  Angehörigen  ätines  Ijandcs  einen  Schiedsrichter 
bestimmt,  nnd  daß  die  beiden  Teile  einen  Angehörigen  eines  befreundeten 
dritten  Staates  zum  Obnsnnne  wählen.  Die  vertragschlieüenden  Teile  behalten 
sich  vor,  sich  im  voraus  und  fttr  einen  bestimmten  Zcitrauut  Uber  die  Person 
des  zu  ernennenden  Obmanns  zu  verständigen. 

Kintretendenfall.s  und  vorbehaltlich  besonderer  Verständigung  in  dieser 
Kichtung  werden  die  vertragschlieüenden  Teile  auch  andere  uls  die  iui  Abs.  1 
beseldHMten  Meinungsversdiiedenheiten  über  die  Auslegung  oder  Anwendung 
des  gegenwärtigen  Vertrags  r.um  schiedsgerichtliehen  Austrage  bringen." 

Art  2,  Das  Schlutjprotukull  des  li  indels-,  Zull-  und  6chiffahrtsvertrags 
vom  21.  10.         wird  in  nachstehender  Weise  abgeändert: 

I  Zu  Art.  4  Der  nachstehende  Absatz  wird  hinzugefügt:  ,Man  ist 
darüber  einig,  dati,  falls  über  die  Staatsangehörigkeit  eines  Militärpflichtigen 
Zweifel  bestehen,  dieser  vor  Feststellunir  seiner  Staatsangehörigkeit  weder  za 
miliiärischen  Leistungen,  noch  insbesondere  zu  der  für  die  Aushebung  er- 
forderlichen  ärztlichen  Untersuchung  herangezogen  werden  kann.* 

IV.  Neue  Bestfmmnngen  ta  Art.  12a.  Die  nadistehenden  Bestimmangm 
werden  eingefügt: 

,.Zn  Art.  12a.  Über  das  Verfahren  in  den  Fällen,  in  denen  auf  Grund 
der  beiden  ersten  Absätze  des  Art.  12a  ein  schiedsgerichtlicher  Austrag  statt- 
findet, wird  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  folgendes  vereinbait: 
Beim  ersten  Streitfälle  bat  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  im  Gebiete  des 
beklagten  vertragschließenden  Ti  ibs.  beim  zweittMi  Streitfall  im  Gebiete  des 
anderen  vertragschließenden  Teiles  und  so  fortan  abwechselnd  in  dem  einen 
oder  dem  anderen  Gebiete.  Derjenige  Teil,  in  diesen  Gebiete  dos  Schieds- 
gericht znsamnienziitrrfen  hat.  be.stimmt  den  Ort  des  ( H-ricbtssitzes  Er  hat 
für  die  Stellung  der  Räamlichkeitcn,  der  ächreibkräfte  und  des  Dienstpersonals 
sorgen,  deren  das  Schiedsgericht -fttr  seine  Tätigkeit  hedarf. 

Zeit«chrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Offentl.  Becht.  XVI.  41 
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7.  Zusatzvertrag  8. 12.  s.  HftiidelB-  1MW.  Vertrug  m.  Italien  (6. 12.  Itth 
(RGBl.  190Ö  S.  4ia).ij 


D(  r  Obmann  ist  Vorsitzender  des  Schiedsgcricbti.   Die  EntecheidOBgC« 

ergehen  uacli  Sümmcnmehrhcit. 

Die  vertragschlieOenden  Teile  werden  neb  im  gegebenen  !^alle  oder  ein 
für  iiUeinal  über  das  VerfalirLii  des  Scliitdsgtriclif s  vtrstiimligeii  In  Ei- 
mangeluDg  einer  solclien  Vei'stäodigung  wird  das  Yerfabreu  von  dem  Sclüed»- 
gerichte  selbst  bestimmt.  Das  Verfahren  kann  schriftlich  sein,  wenn  loeiBcr 
der  vi-rtrauschließenden  Teile  Einspnieli  «rlicbt;  in  diesen  Falle  Icsnn  von 
der  Bestimmung  des  Abs.  1  abgewichen  werden. 

Hinsiebtticb  der  Ladung  nnd  der  VeniebmQng  von  Zeugen  and  Sacb- 
verständigen  werden  die  P»elii3rden  jedes  der  vertrayschlieljenden  Teile,  auf 
das  vom  Schiedsgericht  an  die  betreffende  Rqperang  zu  richtende  firsudieii. 
in  derselben  Weise  Rechtshilfe  leisten  vis  ani  die  &SDchen  der  inUndisckn 
Zivilgerichte." 

1)  Hervorznbeben  sind  folgende  Bestimmnngen : 

„.\rt.  14a.  Wenn  zwischen  den  vertragschlieOenden  Teilen  über  dir 
Auslegung  oder  Anwendung  der  dem  gegenwärtigen  Vertrage  iMigsfägtea 
Tarife  A  nnd  B,  dnscbUeBlieb  der  Zniatsbestimmangen  zu  diesen  Taitfen. 
sowie  der  Zollsätze  def  von  den  vertrapsrhließenden  Teilen  mit  dritten 
Staaten  vereinbarten  Vertragstarife  eine  Meinungsverscbiedoilieit  entstellt. 
M'  soll  sie  auf  Verlangen  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  dnreh  Schieds- 
spruch erledigt  werden. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  jeden  Streitfall  derart  gebildet,  daß  jeder 
Teil  ans  den  Angehörigen  seines  Landes  eine  geeignete  PersSnlicbheit  son 
Schiedsrichtt^r  fiestellt.  nnd  daß  die  beiden  Teile  einen  Anpohfirigen  eines 
befreondeten  dritten  Staates  zum  Obmann  wählen.  Die  beiden  Teile  behalten 
sich  Ter,  sieh  im  yorans  nnd  für  dnea  bestimmten  Zeitramn  Ober  die  Benes 
des  im  gegebenen  Falle  zn  ernennenden  OlTn-nnTies  zu  v<  rsr  rindigen 

JSintretendenfalls  und  vorbehaltlich  besonderer  Verbtundigung  werden 
die  vertragsehlleBenden  Teile  aneb  andere  als  die  im  Abs.  1  bezeichneleii 
Meinnntrsverschiedenheiten  iih^r  rHe  Auslegung  oder  Anwendung  des  gegen- 
wärtigen Vertrags  zum  schiedsgerichtlichen  Austrag  bringen." 

„Über  das  Verfahren  in  den  FMlen,  in  denen  anf  Grand  des  ersten 
und  zweiten  Absatzes  des  Art.  14a  ein  schiedst^'^orirhf 'icher  Anstn  ^  statt- 
findet, wird  zwischen  den  Tertragschlieliendcn  Teilen  iolgendes  vereinbart; 

Beim  ersten  Streitfalle  hat  das  Sebiedsgericht  sefnen  fllts  hn  Gebiete 
des  beklagten  Teiles,  beim  zweiten  Streitfall  im  Gebiete  des  anderen  Teiles 
nnd  so  abwechselnd  in  dem  einen  oder  anderen  (iebiete,  in  einer  Stadt,  die 
Ton  dem  betreffenden  YertragschUeBeiiden  Teile  bestimmt  wlfd.  Dieser  lisi 
für  die  St<^llung  der  Räuniliehkeiten,  der  Schreibkräfte  und  des  Dlsns^er» 
sonals  zu  sorgen,  deren  das  Schiedsgericht  für  seine  TäUglceit  bedarf. 

Der  Obmatin  ist  Vorsitsender  des  Sohiedsgeriobts,  das  naeh  Stinuncs- 
mebrheit  entscheidet. 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  sich  im  dnselnen  Falle  oder  «in 
Mr  allemal  «Iber  dae  Verfahren  des  Sobledsgerichts  TCtsCittdigen.  In  Bh 
mangelnnL'  einer  solchen  VerstTindipung  wird  das  Verfahren  von  dem  Schiede- 
g^cht  selbst  bestimmt.  Das  Verfahren  Icann  sohriftiioh  sein,  wenn  iraiaci 
der  VettragschlieBeiliden  Teile  Binspmch  erhebt;  in  diesem  Fntle  kann  fon 
der  T?esf ininiung  des  Aha.  I  ahgewichen  worden. 

Hinsichtlich  der  I^adung  und  der  Vernehmung  Ton  Zeugen  und  Sadt* 
Tszstindigen  werden  die  BehSrden  Jedes  der  veftragichlietoiica  Teils  «nf 
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1905. 

1.  B.  7.  3.  bt.  neue  Ausgabe  der  dem  Tnterniitioiia!)>n  ÜbeKeinkoiDinm 
ab.  d.  Eisenbahnfruchtverkehr  beigefügten  Liste  (RÜBl  Uü). 

2.  MV  16.  3.  bt.  Versteuerung  v.  ^achlaßgeldern  aus  einem  außerhalb 
Preato»  beflndlieben  Vermögen  (AbgbnZbl  172)  *)  i) 

*)  Verfügung  des  prenCij;* ht  n  Finauzministers  is.  unten  .S.  638  No.  Ba). 

das  Tom  Schiedsgericht  an  die  betrefiende  Regierung  zu  richtende  Ersuchen, 
in  denelbca  Wdse  Rechtiliilfe  leisten  wie  anf  Branchen  der  inUndtecbcn 
Zivilgeriohte/' 

»)  ,Im  Vt  rfolg  do,  Verfügung  vom  27.  6.  1885  {7jBI  S.  198)  übersende 
ich  Eurer  Hocbwohlgeboren  umstehend  Abschrift  der  Rundverfttgung  des 
Herrn  Ministers  des  Innern  vom  2.  d.  Mts ,  nach  welcher  den  I^orinzlal- 
stenerdirektoren  und  den  Regierungspräsidenten  eine  Mitteilung  zu  machen 
i^t,  falls  diesen  vom  Auswärtigen  Amte  Nacblaßgelder  aus  einem  außerhalb 
Preußens  befindlichen  Vermögen  zur  Auszahlung  an  deutsche  Reicbsangeliürige 
oder  in  Deutschland  wohnhafte  Personen  übermittelt  werden  und  der  Erb- 
lasser ein  preußischer  Staatsangehöriger  gewesen  ist  oder  seinen  letzten 
Wohnsitz  in  Preußen  gehabt  hat." 

„Nach  dem  Runderlasse  vom  17.  6  1885  —  I  A.  iSöi  — ,  MBl.  f.  d. 
i.  Verw.  S.  106/7,  Rind  dir  Rrgirrnngspriisiili  iiten  vptpflichtpt,  falls  durch  ihre 
Vermittelung  Gelder  aus  ilijitnlajsüunschaflvu  im  Auslande  verstorbener 
preuüisclK-r  Staatsangehöriger  zur  Auszahlung  gelangen,  den  Provinzial- 
Steuerdirektoren  von  dem  Erliaiifall  nmi  (1(  r  Höhe  ih-v  an  dii-  einzf'lnoTi  Krhen 
und  Vermächtnisnehmer  zur  Auszulilang  kuuimentkn  Beträge  zu  btnacli- 
riclitigen,  damit  wegen  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  das  Erforderliche  TCi' 
anlaßt  werde.  Der  Schlußsatz  dieser  Verfügung  ist  jetzt  nicht  mehr  zn- 

30.  5.  1873, 

irdfend;  denn  naeli  9§  9  bis  11  des  BrbechaftBstenergesetises  Tom  24  ^.  i89i 

GS.  1891,  S.  71,  richtet  sich  di«-  Berechtigung  des  preußischen  Fif  Kii  -  zur 
Erliebung  von  ErbscbaftAsteaer,  soweit  Grundstücke  in  Frage  kommen,  zwar 
nacb  wie  vor  naeli  der  Belegenheft  der  GrundatOelre,  dagegen  besttglieh  des 
übrigen  Vermögens  nicht,  wie  früi  i  nach  der  Staulsanuehorigki  it,  sondern 
nach  dem  letzten  Wohnsitz  des  Erblabsers.  Nach  g  11^  des  Erbschalts- 
Bteuergesetzee  kann  es  indessen  aasnahmsweiBe  Torltomnien,  daß  der  Nadilaß 
eines  preußischen  Staatsari^'ehriripen,  der  bei  bt-iuein  .Ableben  nicht  in  Prt'uCen 
wohnhaft  gewesen  ist,  der  diesseitigen  Erbschaftssteuer  unterliegt.  Der  Uerr 
Ftnansninister  legt  daher  Wert  darauf,  daß  den>  ÄroTinzialstenerdiretctoren 
eine  Mitteilung  auch  daun  zujicht,  wenn  der  Erblasser  zwar  nicht  se  inen 
letzten  Wohnsitz  in  Preußen  gehabt  bat,  aber  preußischer  Staatsangehöriger 
gewesen  ist. 

Es  kommt  ferner  nicht  darauf  an,  ob  diejenigen,  an  welche  die  Aus- 
zahlung der  Gelder  geschieht  (Erben  oder  Vermächtnisnehmer),  die  deutsche 
Beichsangehdrlgkeit  besitzen. 

Ich  ersuche  daher  Euere  Hochwolilgcboren  unter  Aufhebung  des  Rund- 
erUgsses  .  vom  17.  .6.  1885  ergebeost,  Uklb  Ihnen  vom  Auswärtigen  Amte 
Naehlaßgelder  aus  einem  außerhalb  Preußens  belegenen  Vermttgen  zur  Ans» 
Zahlung  an  deutsche  Reichsaiigehöritie  oder  in  Deutschland  wohnhafte  Per- 
sonen übermittelt  werden  und  der  Erblasser  ein  preußischer  Staatsangehöriger 
gewesen  ist  oder  seinen  Wolmsitz  in  Preußen  gehabt  hat,  gefälligst  den 
Provinzialsteuerdirektoren  von  dem  Erbaufall  und  der  Höhe  der  an  die  ein- 
zelnen Erben  oder  Veruäcbtnisnebnier  zur  Auszahlung  kommenden  JBeträge 
zu  benachrichtigen." 

41* 
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8.  V.  30. 'i.  bt.  Faiikentelegraphie  i.  öffentlichen  VeiMv  (RPAmtabI  67). 
4.  B       3.  bt  ÄiiswochMlong  d.  Fnnkeiitelegninine  m.  4.  Reidn* 

telegrapheiirietz  (RZBl  84;. 

ö.  a)  Abkommen  zwischen  d.  DeaUchen  Reiche  u.  anderen  Staaten 
s.  Schatz  (;cg.  d.  Mädchenhandel  (RQBl  190d  69ö)J) 


, Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser.  König  von  Prfnüen.  im  Namen 
des  Deutschen  Reichs,  Seine  iVIa^esiat  der  König  d«r  Belgier,  Seine  Majestät 
der  Köllig  von  Dänemark,  Seine  Majestät  der  KSnig  von  Spanien,  der 
Präsident  der  Französisrlu^n  RopnbJik,  Seine  Majcstrit  der  KrniL'  <^'-s  ver- 
eioigten  Königreichs  von  (iroßbritannien,  und  Irland  und  der  übers^^iscbea 
britischen  Resitzanpren.  Kaiser  von  Indien,  Seine  Majestät  König  von 
Italien.  Ihr(>  Majestät  die  Königin  der  Niederlande.  Seine  Majestät  der  K''5nijj 
von  Tortugal  und  Algarvien,  Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Reu^n,  Seine 
Majestät  der  Kffnig  von  Schweden  nnd  Norwegen  und  der  SebwKlzerisebe 
Bundesrat,  von  dem  Wunsche  geleitet,  trotren  das  unter  dem  Namen  .Mädch«  n 
huidel"  bekannt«  verbrecherische  Uescbäftstreiben  volljährigen  Frauensper- 
sonen, die  getinscht  oder  genötigt  worden,  sowie  minderjährigen  ranes 
und  Mädchen  wirksamen  Schatz  zu  gewähren,  haben  beschlossen  ein  Ab- 
kommen zu  treffen,  um  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  geeignete  Maßregeln 
xn  vereinbaren,  nnd  haben  su  Ibren  Bevollmächtigten  ernannt .  [folgen  die 
Namen)  die  nach  c^iXtnseitigcr  Mitteilnng  ihrer  in  gruter  und  g(  h<iriifer  Form 
befundenen  Vollmachten  Uber  nachstehende  Bestimmungen  übereingekommen 
sind: 

Art.  1.  Jede  d<  r  vcrtracrsehließendrn  "Retriernn^jen  verpflichtet  sieh, 
eine  Behörde  zu  errichten  oder  zu  bestellen,  der  es  obliegt,  alle  Nadmcbten 
über  Anwerbung  von  Franen  nnd  Mädeben  zu  Zwecken  der  Untnebt  im 
Ausland  an  einer  Stell»-  zu  Hammeln:  diese  llr  1  >ii!e  soll  das  Recht  haben, 
mit  der  in  jedem  der  anderen  vertragscblieUendeii  Staaten  errichteten  gletcb- 
artigen  Verwaltung  nnmittellmr  su  verkehren. 

Art,  2.  Jede  der  R«  uieruiigon  verpflichtet  sich.  ÜberwachanK  ausölM  n 
SO  iMflen,  um,  insbesondere  auf  den  Bahnhöfen,  in  den  KinschiSungsbÜen 
und  wäbnnd  der  Fahrt,  die  Begleiter  von  Franen  nnd  Mädchen,  weldie  der 
Unzncht  zuireführf  werden  sollen,  aasfindig  zu  machen.  Zu  diesem  Zwecke 
sollen  an  die  Beamten  oder  alle  sonst  dazu  berufenen  Personen  Wetsunges 
erlassen  werden,  nm  innerhalb  d«r  gesetalfohen  Gtensen  aUe  Nachricbfeen  n 
beschaffen,  die  geeignet  fiod,  Mtf  die  Spnr  eines  verbncherisebeii  Geadilfti- 
treibens  zu  führen. 

Die  Ankunft  von  Personen,  welche  offenbar  Veranstalter,  Gebilfen  oder 
Opfer  eines  solchen  Oesrhäftstreibens  zu  sein  scheinen,  soll  gegebenen  Falles 
den  Behörden  des  Bestimmungsortes,  den  beteiligten  diplomatischen  od«r 
konsularischen  Agenten  oder  je(Kr  sonst  zuständigen  Behörde  gemeldet  werden 

Art.  '^.  Dif  Hegierungeti  verpflichten  sich,  gegebenen  Falles  innerball) 
der  gesetzlichen  (irenzen  die  Aussagen  der  Frauen  und  Mädchen  fremder 
Staatsangehörigkeit,  die  sich  der  Unzacht  hingeben,  aufnehmen  zu  lasse«, 
nm  ihre  Identität  und  ihren  Personenstand  festzustellen  und  zu  ermitteln 
wer  sie  zum  Verlassen  ihrer  Heimat  bestimmt  hat.  Die  eingezogenen  Nach- 
richten sollen  den  Behörden  des  Heimatlandes  der  besagten  Franen  ooi 
Mädchen  behufs  ihrer  etwaigen  Heimschaffung  mitgeteilt  werden. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  innerhalb  der  gesetzlichen  Qrenus 
nnd  soweit  es  geschehen  kann,  die  Opfer  eines  verbrecberfschen  Öesch&tts* 
treibens.  wenn  sie  von  Mitt<'ln  entblößt  sind,  öffentlichen  oder  privaten  Unter- 
«ittttzungsanstalten  oder  Privatpersonen,  welche  die  erforderlichen  Sicherheitea 
bieten,  im  Hinblick  auf  etwaige  HeimscliaSung  vorläufig  anzuv.ertranen. 
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Die  Regierungen  verpflichten  sicli  auch,  innerhalb  der  gesetzlichen 
Oransen  nach  Möglichkeit  diejenigen  unter  diesen  Frauen  und  Mädchen  nach 
ihrem  Heimatlandc  zorftckznscndcn,  wclchr  ihr.  Ifeinischaffiin^'  nachsuchen 
oder  welche  von  Persuncn.  unter  deren  Gtuaii  aie  hu-hcn,  beansprucht  werden 
sollten.  Die  HeimschuITung  sull  erst  üusgeftthrt  M-erden  nach  Verständigung 
über  die  Identität  und  die  Staatsanfjeliiirigkeit  sowie  über  den  Ort  und  den 
Zeitpuukt  der  Ankunft  an  den  Grenzen.  .ledea  der  vertragschlieLendeu 
Lftnder  soll  den  Durcligang  durch  sein  Gebiet  erleichtern. 

Der  Schriftwechsel  über  die  Heimschaflaogen  soll,  soviel  als  möglich, 
auf  unmittelbarem  Wege  erfolgen. 

Art.  4.  Falls  die  heimzaschaifende  Krauensperion  (Frau  oder  Mädchen) 
die  Kosten  ihrer  Beförderung  nicht  selbst  zurückerstatten  kann  und  weder 
Ehemann,  Eltern,  noch  Vormund  hat,  die  für  sie  zahlen  würden,  so  sollen 
die  Kosten  der  Heimschatfung  dem  Lande,  auf  dessen  (iebiete  sie  sich  auf- 
hält, bis  zQ  der  Grenze  oder  dem  Einschiffungshafen.  die  in  der  Richtung 
nach  dem  Heimatlande  die  nächsten  sind,  zur  Last  fallen  und  im  übrigen 
dM  Heimatland  belasten. 

Art.  5.  Durch  die  Bestimmungen  der  obigen  Art.  3  und  4  werden  be- 
sondere Vereinbaiungen  nicht  berührt,  die  etwa  zwischen  den  vertrag- 
schließenden Regierungen  bestehen  mochten. 

Art.  6.  Die  vertragschließeüd n  Rej^ierungen  verpflichten  sich,  innerhalb 
der  gesetzlichen  Grenzen  nach  Mugiichkeit  eine  Überwachung  der  Bureaus 
und  Agentaren  auszoflbeii,  die  sieb  dmmft  befissen,  Frauen  und  HAdchcii 
Stellen  im  Auslande  zu  rermitteln. 

Art.  7.  Den  Staaten,  die  das  gegenwärtige  Abkummen  nicht  unter- 
zeichnet haben,  soll  der  Beitritt  freistehen.  Zu  diesem  Zwecke  haben  sie 
ihre  Absicht  auf  diplomatisrheni  Wege  der  Französischen  Rcgieranir  anzoselgeni 
die  hiervon  alten  veitragscbiicßenden  Staaten  Kenntnis  geben  wird. 

Art.  6.  Das  gegenwärtige  Abkommen  soll  sechs  Monate  nadi  dem 
Tage  des  Anstausches  der  Katilikationsurkundeii  in  Kraft  treten.  Kalis 
einer  der  vertragschlioßendeu  Teile  es  kündigen  sollte,  würde  die  Kündigung 
nnr  in  Ansehung  dieses  Teiles  wirksam  werden  nnd  twar  erst  iwttif  Monate 
nach  dem  Tage  der  besagten  Kündigung. 

Art.  \i.  Das  g^en  wärtige  Abkommea  6oll  ratiüüert  und  die  Ratifikations- 
urkunden sollen  in  mögliclwt  kurser  Frist  in  Paris  ausgetauaeht  weiden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  BeTollmichtigten  das  gegenwSrtigo  Ab- 
kommen unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  zu  Fans  am  18.  5,  04  in  einer  einzigen  Ausfertigung, 
die  i  m  Archive  des  Ministeriums  der  auswärttigen  Angelegenheiten  der  Fran- 
zösischen Republik  hinterlegt  bleiben  sull  und  wovot<  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift einer  jeden  vertragschlieCenden  Macht  Ubergebeu  werden  soll. 

(Jntorreicbnnngsprotokoll.  Die  unterzeichneten  BevoUmftchtigten, 
die  heute  zusammengetreten  .sind  nm  zur  Unterzeichnung  des  Abkommens 
stur  Gewährung  wirksamen  ^chuueä  gegen  den  „Mädchenhandel"  zu  schreiten, 
lialjen  hinsiehUicb  der  Anwendbarkeit  jenes  Abinnnment  auf  die  Kolonien 
der  Tertragsrhließenclpn  Staaten  tilgende  Erklärung  ausgetauscht. 

Art.  1.  Die  Länder,  die  das  obenerwähnte  Abkommen  ooterzeicbnet 
haben,  haben  das  Reeht,  ihm  jederzeit  fftr  ilire  Kolonien  dder  auswärtigen 
Resitzungen  beizutreten.    Zu  diesem  Zwecke  können  sie  entweder  eine  all- 

geraeine  Erklärung  abgeben,  wodurch  alle  ihre  Kolonien  oder  Besitzungen 
I  den  Beitritt  eingeschlossen  werden,  oder  diejenigen,  die  darin  eingeschlossm 
werden,  ausdrücklich  Ix  nennen  oder  sich  auf  die  An^lM  derjenigen  be- 
schränken, die  davon  aufgenommen  werden. 
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b)  B.  12.  7.  bt.  d.  internationale  Abkomuken  18.  6.  t.  Schütz  geg  d. 
Midehenhandel  (RaBl  705).  i) 


Art.  2.  Die  Deatsclie  Re^^ienmff  erklftrt,  sieb  ibre  BntscbliefioDfea 
wegen  ihrer  .Schutz^birti  vorzubehalten. 

Die  Dänische  Regierung  «rklärt,  daß  sie  sieb  das  Recht  vorbehält,  dem 
Abkoihmen  fdr  die  dlniseben  Koloiüeii  beisotreten. 

Die  Spuuischf  K  Kierting  erkl&rt,  sieb  ibie  Entacbließongen  wegen  ihrer 
Kolonien  vorzubehalten. 

Die  FnnzSsiflcltt  Regierung  erklärt,  daS  das  Abkonmen  aof  aHe  fran- 
ilteiseben  Kolonien  Anwendung  finden  snll 

Die  Regierung  Seiner  Britischen  Majestät  erklärt,  sich  das  Recht  vor- 
Sttbebalten,  für  jede  der  britischen  Kolonien  oder  Besitzungen  besonders  den 
Abkoimncii  lieizutreten  und  zu  kiindiiri  n. 

Die  Italienische  Regierang  erklärt,  datt  das  Abkommen  auf  diu  crythriiscbc 
Kolonie  Anwendung  finden  soft. 

Die  Regierung  «Icr  NicrlLrlatuIr  erklärt,  daß  das  Abkommen  auf  all« 
niederländischen  Kolonien  Anwendung  ünden  soll. 

Die  Portngiesisc^he  Regierang  erklftrt,  sich  fflr  spfttcr  die  Entsdieiduii^ 
darüber  vorzbethaltcn.  ob  das  .\bkommen  iii  einer  der  portugienschen 
Kolonien  in  Kraft  gesetzt  werden  soll. 

Die  Russische  Regierung  erkläit,  daß  das  Abkommen  auf  das  game 
Gebiet  des  Reiebs  in  Europa  und  in  Asien  unbeselirftnkt  Anwendung  finden 
soll 

Art  3.  Die  Regierungen,  die  weiterbin  Erklärungen  binsicbtlieh  ihrer 
Kolonien  abzugeben  haben,  sollen  sie  in  der  im  ArC  7  des  Abkommens  ve^ 

gesehenen  Form  abgeben. 

Itn  Begriffe  zor  ünterzeichuuag  dos  .Abkommens  zu  schreiten,  wünscht 
Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Radulin.  Deutscher  Botscbafker,  im  Namen 
seiner  Regierung  folgende  Erklärung  abzugeben : 

Nach  Auffassung  der  Dcntscbcn  Regierung  finden  auf  Personen,  die  in 
Qemäßbeit  des  gegenwärtigen  Ablcomroens  auf  dem  Wege  ülit  r  Di  utachland 
helmgeschafft  werden  sollen,  die  zwischen  dorn  Dont-srhon  Hoi«  Im  und  dem 
Ueimatstaate  wogen  wechselseitiger  Unterstützung  vou  liilfubedUrlugen  etwa 
bestehenden  Abmachungen  keine  Anwendujig. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  das  gegenwärtige  Fro* 
tokoU  unterzeichnet. 

Qesetaehen  so  Paris  am  18.  6.  IM." . 

1)  „Das  in  Paris  am  18.  5.  Ol   unterzeichnete  Abkommen  Ober 

'  Verwaitunesrnaßrogeln  zur  Gewährung  wirksamen  Schutzes  gepen  den 
Mädchenhandel,  das  nebst  ünterzeichnudgsprotokoU,  beides  mit  deutscher 
Übersetzung,  vorstehend  abgedraekt  ist,  ist.  nachdem  sämtliche  Bundes- 
regierungen nnd  (liT  Kiiiscrliclif  Statfhülffr  in  Elsaß-Lotlirinmii  ilir  Ein- 
verständnis damit  erklärt  hatten,  für  Deutschland  ratifiziert  worden;  es  ist 
femer  ratlfistert  worden  von  Dänemark.  Frankreieb,  Großbritannien.  ItaUes, 
RuCluiiil.  Si  liwi  ilrn  iin  l  Xorw.  i^'cn.  der  Schweiz  und  Spanien.  Die  Ratifi- 
kationaurkunden aller  dieser  Länder  sind  am  18.  1.  <Jd  in  Paris,  durch 
Niederlegung  bei  der  Französischen  Regiemng.  ausgctansebt  worden.  1« 
AnscliIiiU  an  IJnterzeichnungsprotokoll  hat  die  Dänische  Re^'i»  rnns;  gi  c»  n 
Uber  der  Französischen  Regierung,  wie  hier  von  dem  Botschafter  der  Ifrao- 
»Ösiseben  Republik  am  10.  9.  04  nitgetoilt  worden  ist,  auf  diplomatiseheB 
Wege  die  Erklärung'  il  Lrireii. n.  daß  sie  aiieb  far  Island  nnd  die  dänischei 
Antillen  dem  Abkommen  beitritt. 
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c)  B.  15. 7.  bt  Zentnlttelto  ».  MAmpfung  des  inUrnfttiraalett  H&dchen- 
handete  (BGBl  185). 

dl  B.  9.  8.  bt.  Ratifizierung  danib  Portugal  iKGBl  7l5i  '^i 
B    B  'V  n  bt.  d.  internationalen  Verband  z   Schutze  d.  gewerblicben 
Eigentums  (Beitritt  v.  Npuspchml  ii  l  oylom  (K(jB1  y:Ui  '') 

7.  Ges-  3.  3.  üb.  li.  Bildung  deutscher  Kummunalverbände  i.  d.  Kun^ulur- 

gerichtsbesirken  (BGBl  541). 


Bei  der  erwähnten  NirtctWgung  dir  natiilkationsurkunilni  ist  den 
Staaten,  die  das  Abkommen  unterzeichnet,  aber  bis  dabin  nicht  ratilisiert 
hatten,  vorbehalten  worden,  ihre  Ratifikatlonsurfronden  bis  «utn  1K.  7.  06 
zu  übermitteln,  mit  welchem  Ztitimrikrc  das  AbkoniüH  ii  l  i  iß  Art.  S  für 
alle  Staaten,  die  es  bis  dahin  rdtitiziert  haben,  in  Krutt  tretun  soll. 
Demgem&ß  hat  IVMgien  seine  Ratifikatlonsnrlninde  der  FransSsisehen  Re- 
gierung unter  dem  22.  (>.  Oä  übermitt<.'lt. 

Österreich- Uogani,  welches  das  Abkommen  nicht  unterzeichnet  hatte, 
ist  ihm  am  18.  1.  05  durch  eine  gemäß  An.  7  abgegebene  Erklärnug  bei- 
getreten;  ebenso  Braailien  am  12. 5.  Oö.*' 

Vi  ..Im  Art,  1  des  zwischen  dem  Reiche  und  anderen  Staaten  in  Paris 
am  1^.  ö.  04  unterzeichneten  Abkommens  Uber  Verw.altungsmaßregela 
zur  (iewährnng  wirksamen  Schutzes  gegen  den  Mädchenhandel  (RGBl.  1908 
S.  (tU.o)  hat  sich  jede  (!•  r  vertragschlieÜenden  Regierungen  verpflichtet,  eine 
Behürde  zu  errichten  oder  zu  bestellen,  d»  es  obliegt,  »Ue  l^iacbrichten  Uber 
Anwerbung  voll  Frauen  und  Mildchen  zn  Zwecken  der  tTnzacht  im  Ausland 
an  einer  Stolle  zu  sammeln,  und  die  das  II  rbr  habtn  .snll.  mit  der  in  jedem 
der  anderen  vertrajipchlielkinden  Staaten  errichteten  gleichartigen  Verwaltung 
unmittelbar  su  verlrehren. 

Als  solche  B-liörde  ist  für  Deutschland  untir  /ustiniimiiiir  .-ämtlicher 
Bundesregierungen  und  des  Kaiserlichen  Statthalters  in  ElsaU-Lotbringen, 
das  Königlich  PrenAiache  Potizeiprisidtnm  in  Berlin  bestellt  worden.  Die 
St^-Ile  führt  ihren  Geschäftsverkehr  iinft'r  der  Bezeicliimnir  .K<'ii»iu;li(lKr 
Polizeipräsident,  Abteilung  IV,  ^ntralpolizeistelie  zur  Bekämpfung  des 
international«!  HftdcbenbMidels,  in  Berlin." 

2)  „Außer  den  in  dor  Bekanntmachung  vom  12.  7.  05  (BOI.  S.  7ü5)  auf- 

L'i  fillirtrii  .^taat*'!!  hat  auch  Portugal  das  in  Paris  am  18,  5.  0-1  unter- 
zeicUnctü  Abkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  anderen  Staaten 
(Iber  VcrwaltnngsmaGregeln  zur  Gewibrung  wirksamen'  Schutzes  gegen  den 

MiiiMienhandel  R(5BI.  lS)'»ö  S.  On.'.i  ratifuirrt  Di.'  Matilikationsurkunde  ist 
der  l""ranzc)sis'  lifii  Itegicrung  unterm  TJ.  7  ii.')  ulicrinittvlt  wurdm 

''^}  ,,Die  Königlich  GroUbritaonische  Regierung  bat  dem  ächweizeriüchcn 
Bundesrat  unter  dem  12.  4.  d.  3».  den  Beitritt 

1  drr  Kr.'nni('  Xrii-Se  1  inrl  zu  itrr  /^iisatzakte  d.  d..Br(l»sol.  don  14  1*J  Ol), 
betr.  die  Abänderung  der  Übereinkunft  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  vom  20. 3.  IBBH  and  des  dazu  gehörigen  ScbluBprotokolIs  von 
demselben  Ta^r   R(}B1.  von  VMi  S  in?  fT.\ 

2.  der  Kolonie  Ceylon  zu  der  vorgenannten  Übereinkunft  vom  20.  3. 
1872  nebst  SehluBprotokoH  von  demselben  Tage  (RGBl.  1903  S.  148  ff.)  und 
dn*  Znsatzaktf  d  r!   I?rfl?^f  1,  don  14  12  00.  angezeigt. 

Der  lieitritt  <\>  \-  Ko  i'Mir  i  evloii  wird  am  10  ß.  d.  J.  in  Kraft  treten." 

1.    Durch  Beschluß  des  Bundesrats  kann  einer  deutschen  Nieder- 
lassung in  einem  Konsulargerichtsbezirke  das  Recht  «ines  Kommanalvcr« 
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bandes  verliehen  werden;  die  Yerleibung  erfolgt  auf  Grund  einer  vomHeidu- 
kttmler  naeh  Anhdfiiiig  cter  Betdligten  erl«8ieii«ii  GemetadeordBiog.  Dard 

die  Verleiht! nfij  erlaufet  (\*-t  Verband  Rccht.sfähigkcit 

Die  Vericibung  ist  unter  Angabe  des  Namens,  den  der  Verband  xo 
führen  hat,  durch  den  Rdcbsanzeiger  zu  ▼erOffentliehen. 

D(  r  V  rbantl  untersteht  der  Aufsicht  des  Reichskanzlers. 

Durch  Beschiuii  des  Bundesrats  kann  dem  Verband  im  öffentlichea 
Interene  das  Recht  eines  KommunalTerbandcs  wieder  entsagen  veidce; 
durch  die  Entziehung  verliert  der  Vt  rLand  die  Ret  hts&hjgbeit  Die  Ent- 
ziehung ist  durch  den  Reicbsanzeiger  zu  veröfFentlicben. 

§  2.  Die  Gemeindeordnung  bat  die  näheren  Bestimmungen  über  die 
YerfaHsunK  des  Komniunaherbandes  zu  enthalten,  insbesondere: 

1.  Uber  den  Zweck  des  Verbände.«!: 

2.  Uber  die  ihm  zustehenden  Befut^iiiä^ic  dea  öffentlichen  Rechtes; 

H.  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Mitgliedschaft; 

4.  Uber  die  Rechte  und  Ftlicht«n  der  Mitglieder: 

5.  Ober  die  Organe  des  Vpi bandes  und  ihre  Befugnisse: 

6.  über  die  Vertretung  des  Verbandes  nach  außen: 

7.  Uber  die  Feststellung  des  Haushalts  fttr  den  Verband  sowie  über  die 
Rechnungslegung ; 

8.  Uber  die  Ausübung  der  Aufsicht  durch  den  Reichskanzler. 
Soweit  nicht  in  der  OemeindpordnunK  ein  anderes  bestimmt  ist,  finden 

die  Vorschriften  der  8§  2-1,  26  bis  45  bis  58  des  Bürgerlichen  Oesetz- 
hnchs  entsprechende  Anwendung. 

§  8.  Dieses  Uesets  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verkflndigang  in  Kraft.* 

..Der  I^undesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  2.')  .*)  d  J  bcsrhlosscr 
daß  die  Ziffern  1  und  2  des  Beachluascs  des  Bundesrats  ,v um  U.  U.02iZlU 
S.  400)    wie  folgt  abgeändert  werden : 

I.  den  beim  Deutschen  Reiche  und  dem  Grußher? ogtu nie  Liu-mburg 
begkubigten  Botschaftern,  Gesandten  und  Ministerrestdenten  ist  auf  Rech- 
nuncr  der  Zotlfiremeinsehaft  fttr  ihr  Anzugsgut  usw.  wie  bliiier; 

2.  den  Räten,  Legatiunssekretüren  und  Attaches,  einschlif ßlirh  der 
Militär-  und  Marineattacht^s,  welche  den  beim  Deutschen  Reiche  und  dtai 
OroBherzf^ume  Luxemburg  beglaubigten  Botschaftern,  Gesandten  oder 
Ministerresidinten  ziifjeurdnet  sind,  ist  tinter  der  Voraus.setznn^r.  daß  nf-i^pn- 
seitigkeit  geübt  wird,  auf  Rechnung  der  ZoUgemcinschaft  ZoUfreiheit  usw. 
wie  nlsher." 

„Nachdeia  in  Frankreich  durch  Dekret  vom  22.  G.  (>l  neue 
."^chifTsvermessungsvorschriften  mit  dem  1.  7.  04  in  Kraft  gesetzt  worden 
sind,  werden  zufolge  einer  neuen  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Frankreich  die  Schiffe  der  beiderseitigen  Handelsmarinen  wie  fol(it 
behandelt : 

1.  In  franzuviisclieii  llafi  n  werden  die  nationalen  Meßliriefe  deutscher 
Dampfer  und  SegeUchiffe  in  der  Regel  ohne  Nachvenaesüung  anerkannt. 

2.  In  deutschen  Häfen  werden  die  nach  dem  HO  6. 04  ant^esteUtea 
Dokumente  französischer  Dampf-  und  Segelschiffe  über  Vermessungen  nsch 
dem  Dekret  vom  22.  ü  iM  [certificats  de  jauge)  in  der  Regel  ohn« 
Nachmessung  anerkannt 
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la  B.  15. 6.  U.  Beitritt  Chius  i.  d.  Hiager  Konventionell  S9.  7.  99 

11.  B.  9.  H.  bt.  Hinterlegung  d.  Ratiflkstioniarinnulen  Italiew  v.  d. 
Scliweiz  z  (1.  12.  6.  02  i.  Haag  abgeschlossenen  Abkommen  (RGBl  716V'i 

12.  Ahknmnu'D  2  H  m  (..iixoniburg  üb.  Tonfall vt  rsu-hrrnntr  iROBl  lr>'A<^\ 


Bezüglich  der  vor  dem  l.  7.  U4  ausgestellten  fraui^biscLita  Yer- 
messanK^dokutuente  bleiben  die  Anordnungen  anter  II  der  liestimmongcn  vom 
11  H.  18'J«)  iZHl  für  das  DeiitMbe  Reich  S.  457)  in  Kraft.  Ist  diesen 
äluren  Dukumeiiteu  ein  Yermesauug&ausweis  beigefügt,  der  Ergebnisse  nach 
den  neuen  französischen  Vennessungs Vorschriften  vom  22.  6.  04  oitliilt, 
50  sind  auch  die  Angaben  eine«  aolctien  Hiicbweiees  ohne  Hachramemuig 
anzuerkennen. 

3.  Jeder  Teil  hält  sich  die  Berichtigung  des  Tonnengehalt«  der  Schiffe 
des  anderen  Teiles  zum  Zwecke  der  Erhebung  von  Schiffsabgaben  für  den 
Fall  vor,  daß  wesentliche  Verschiedenheiten  in  der  Auslegung  der  Ver- 
UMHiuisrronolirifteii  beider  Lfaider  n  Tag»  tveten.** 

„Die  auf  dtr  Haager  Friedenäkonfenni  am  29.  7. '1899  TOa  dem  Ver- 
treter Chinas  onterzeichneteq  Abkummen: 

1.  Bttr  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfälle  ^RGBl  1901 
S.  393), 

2.  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention 
vom  22.  8.  1864  auf  den  Seekrieg  (RGBl  1901  S.  465), 

and  Erklärun^ren  : 

1.  betreffend  das  Verbot  des  Werfens  von  Oesohossen  nnd  Sprengstoffen 
ans  LnftMhiffen  oder  auf  anderen  ibnlldfen  neuen  Wegen  (RGBl 
1901  S.  470), 

2.  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung  von  Geschossen  mit  ersticken- 
den oder  giftige»  Gaaen  (BOBl  1901  S.  474). 

3.  betreffend  das  Verbot  von  npschu.ssen.  die  sich  leicht  im  menBchlichen 
Körper  aasdehuen  oder  platt  drücken  (RGBl  1901  S.  478), 

sind  Ton  China  ratifiziert  wordoi.  Die  ProtokoUe  ttbcr  die  im  Haag  bewiricte 
Hinterlegung  der  Ratifilcationsiiriciiiidiin  China«  tlnd  au  21,  11.  04  aufge- 
nommen worden." 

„Die  am  12.  6.  02  im  Uaftg  abgeschlossenen  drei  Abkommen  über  das 
iiitenatfoiiale  PriTatrecht  (RGBl  1904  U  221,  231,  240)*)  nftmUöh: 

1    .\bkoiiina'n  zur  Regelung  des  Oeltongabereiebs  der  Oeietae  ant  dem 

Gebiete  der  Eheschließung, 
2.  Abirommen  mr  Regelung  dei  Geitnnnbeidldit  der  Gcsetie  und  der 
Gcrirlitsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der  Bhesclieidiiiig  und  der  TtenonDg 
von  Tisch  und  Bett, 
d.  Abkommen  stir  Regelung  der  Vonnundsdiaft  ttber  Hinderjährige. 
von  denen  die  zn  1  und  za  2  bezeichneten  von  den  in  der  Bek mn' in  u  hunef 
vom  24.  6.  04  (RGBl  S.  249)  aufgeführten  Staaten  ratifiziert  wurden  sind 
iiiid  das  ta  3  beseiehnete  Abkommen  anfler  von  diesen  Staaten  laat  Bekannt- 
machung vom  17  7  O-t  rROl'.l  S  :V)'\  audi  von  Spanien  riiti(i;'i' rr  wurden 
ist,  sind  sämtlich  auch  von  Italien  und  der  Schweiz  ratifiziert  wurden.  Die 
Hinterlegung  der  Ratifilcationsarknnden  ist  am  17.  7.  06  im  Haag  erfolgt.*' 

>}  ,Art.  1.  Die  nach  den  UofaliTersicbemDgsgesetaen  beider  Staaten 
versichemngspflichtigen  Betriebe  {mit  Ausnahme  der  land«  nnd  forstwirtscbaft- 
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liehen  Betriebe  folgen  —  mangels  finderweitifr^r  von  dem  Deutscht-n  Rficis- 
karizler  and  dvr  Großherzoglicb  Luxemburgischen  Kegierung  L;t-ii>  hutigtet 
Vereinbarangcn  zwischen  den  zasttDdigen  ht  iili  rseitigen  Versieh»  ruii^strägeai 
—  hinsichtlich  (Ifrjcnitrrii  Pcr-sonrn.  wrlrho  in  einem  voriilici*:»  liciiil  in  dai 
Gebiet  des  aiidertii  Staates  ühcrgrcifcRdcn  Betriebsteile  btschuftigt  sind,  aarh 
fflr  dia  Dauer  dieser  Beschäftigung  der  Unfallversicherung  des  St«at««,  iu 
Avelrhera  der  Sitz  des  Hanpt-  odfr  Clesamtnnternehmens  pcl.'ireii  ist.  Als 
viinibergehend  übergreifender  ßeiriebsl<jil  im  Sinne  dieses  Abkuu»mens  gUt 
Hin  ein  solcher,  dessen  voraussichtliche  Dauer  sd  hs  Monate  nicht  übersteigt 
i  Zeitraam  wird  fttr  jeden  einzelnen  Übergreifenden  BetriebsteU  besonden 
berechnet. 

Als  vorübergehend  beschäftigt  sind  auch  das  Fahrpersonal,  welches  ia 

durrh;^'t'h('iiilfTi  Zilijcn  dir  Grenzp  fibprsrhr-itfr  '^^-avii  ^  ',  T\TS''inen  .mzi- 
sehen,  welche  ohne  Wechsel  ihres  diensllichen  Wuhnäities  m  dringenden  Fallen 
zur  vertretungsweisen  Wahrnehmung  des  Eisenbabndienstes  in  dem  Gebiete 
des  nndfien  Staates  nicht  über  sechs  Monate  hinaus  ahgeordnet  wciili'n. 

Art.  2.  Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  nach  Maßgabe  der  Art.  1  di« 
UnfallTcrsicherungsgesetze  des  einen  oder  des  anderen  Staates  anzuwenden 
sind.  80  entscheidet  —  mangels  einer  Verständigung  der  beiderseitigen  Ver- 
sicherungsträger untereinander  und  mit  dem  Betriebsunti  ituhnier  und,  falls 
es  sich  um  ein  Entschädigungsverfahren  handelt,  auch  mit  dem  Kntschädigungs- 
bercchtigtcn  --  darüber  in  ausschließlicher  Zuständigkeit  und  endgültig  die 
Behörde  in  dem  Staate,  in  welthrm  die  in  Prape  stehenden  Br  trit  b.stritigk. iten 
ausgeführt  werden,  und  zwar  zuticncndenfnllH  iin  Dtutbchen  Ileiche  da^  Reichs- 
VersicheiTingsamt,  in  Lu.vemburg  die  H<  git ning. 

Die  tfemäß  Alis.  1  offiehendo  Entsclu-idtniu;  ist  iiiaCgclH'Md  anrh  fflr  den 
Versicherungsträger  in  dem  anderen  Staate  suwie  überhaupt  für  dit  weacre 
Behandlung  der  äAche,  insbesondere  auch  für  das  Beitragsverfahren  und  fftr 
das  EiitS("hü.di{»«nG:sverfahren  und  für  die  Frage,  ob  die  Orcrane  in  dem  ein<'n 
oder  die  iu  dem  atidcreii  Staate  für  dii-  weitere  Behandlung  der  Sache  zu- 
ständig sind.  Vor  d«  r  Entscheidung  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Stelle  ilt 
(Km  hefeiligteu  Ver.-iielieruiigsirägem  und  dem  Bctriebsunt«rnehmer  so^rie 
falb  bereits  ein  Entschädigungsvcrfalircn  schwebt,  auch  dem  Entschädigungs- 
berechtigten  Gelegenheit  zur  ÄuSentng  ta  geben;  die  ergangene  Sntscfacidiiog 
ist  den  Beteiligten  mitzuteilen 

Art  3.  Li^  ein  zweifellos  entech&digungspüichtiger  Betriebsunfall  vor, 
best^en  JedixA  Zweifel  darttber,'ob  dieser  den  verneherangsträgem  in  dem 

einen  oder  in  dem  anderen  Staate  zur  Lust  fällt,  so  hat  der  mit  der  Sache 
zuerst  belattte  Versicbcrungsträjfer  nach  den  fUr  ihn  geltenden  gesetzlichen 
Bestimmnngen  einstwdlen  die  FOrsorge  fflr  die  BEntotmädigungsberecbtigtoi 
sa  übernehmen. 

Zur  endgültigen  Übernahme  dieser  Auiwendnngen  ist  derjenige  Ver- 
sicbcningsträger  verpflichtet,  welcber  denmiebst  ahi-  der  EMtoehädigungs- 
pAichtige  festge.steUt  wird. 

Art.  4.  Haben  nach  den  Grundsätzen  die.ses  .\bknmmens  einzelne  Be- 
triebe oder  Betriebsteile  aus  der  Unfallversicherung  in  dem  einen  Staate  in 
die  im  anderen  überzugehen,  so  erfolgt  dieser  Übergang  erst  mit  dem  Ende 
des  laufenden  Rechnungsjahres.  Durch  Vereinbarong  der  beiderseitigen  Ver- 
sicherungsträger kann  der  Übei^ang  mit  Rechtswirkung  für  alle  fktciligten 
bis  auf  den  Zeitpunkt  des  ukraittretflos  dei  gegenwictigen  Abkonmens 
(Art.  7)  zurückverlegt  werden. 

Verpflichtungen  aus  Unfällen,  welche  sich  vor  dem  Zeitpunkt«  des  t'ber 
ganges  ereignet  haben,  sind  anch  weiterhin  von  demjenigen  Verstcberung»- 


Digitized  by  Google 


Deutsdies  R«ioL 


621 


13.  B.  iU.  12.  ht.  Mitiiuliiiie  v.  Metlikaiueutcii  f.  d.  n.  großbriUnnischcn 
HJifon  beBtimmten  Schilfe  (RGBl  779)/ 

14.  Ges.  20. 18.  bt.  d.  HAndel8lie»ichttii(reii  t.  Britüehcn  Reiche  (RQBI 
773). ») 

15.  B.  22.  12.  bt.  (1.  liandcltibczichnngcii  z.  Britischen  Keiche  (KQBl 
798).«} 


tr&^er  zu  erfüllen,  bei  welchem  die  unfallbriDgende  BettiebatätiKlceit  vor  dem 

Zeitpunkte  dos  Überganges  versichert  war. 

Art.  b.  Bei  der  Durchführung?  (kr  Unfall vcrsicheiuog.  insbesondere  iMji 
der  Feststellang  solcher  Betriebsunfälle,  welche  der  inländischen  Unfallvor^ 
«irhpniTT^  nntrrlinirrn.  nhcr  im  Schiefe  des  anderen  Staates  »ich  creinnon, 
wird  gegenseitige  Hecht^hitfe  durch  die  zuständigen  Organe  and  Behörden 
gewfthrlcistet,  unbeBchodet  Ihrer  VerpHichlmig,  Boldie  BetiiebraoAlle  idshaM 
von  Ante  weisen  festzustellen. 

Art.  6.  Die  vurstebeuden  Bcsiimmangen  finden  entsprechende  Anwendaug 
anF  diejenigen  Beamten  des  Deutschen  Reichs,  eines  dentsehen  Btradesstaato 

oder  eines  deutschen  Kommunalverbandes,  welfli*  in  uiifallvr  isieherunf?8« 
Pflichtigen  Betrieben  der  im  An.  I  beaeichneten  Art  bescbüftigt  sind,  für 
welche  jedoch  an  Stelle  der  dentsehen  UnhillTwsichennig  eine  Unfallfflrsorge 

im  Sinne  des  S  7  des  deutschen  Qewerbeunfaltversicherungsgesetzt  s  be.siehtw 

D;ilu  i  tritt  an  die  Stelle  »It  s  im  Art.  '2  zur  Eiitsrlieidung  berufenen 
Reiehsvcrsirherungsamts  für  Keichsbeamte  der  Heichskanzler,  für  Staats-  und 
Kommunalbcamte  die  Landeszentralbehfirde. 

Bei  der  Anwendung'  der  rl('utyr!i.  ti  rnfullfilrsor^reirrsrtze  gelten  die  Vor- 
schriften dieser  Gesetze  Uber  die  (icltendraacbuDg  anderweitiger  infolge  des 
Unfalls  nach  den  dentsehen  Oesetzen  bej^tlndetcr  Ansprache  iinch'fttr  solche 
Ersatzansprüche.  M'olche  inful;,'c  lin-'s  uiif  luxembur^isrluin  Hebicte  einge* 
tretcnen  llnfalh  nnrli  den  luxemburgischen  Gesetzen  begriindef  sind 

Art.  7.  iJKijtäj  Abkommen  tritt  mit  dem  Beginne  des  :iuf  seinen  Ah- 
achluü  füllenden  Monats  in  Kraft  und  kann  beiderseits  zum  1.  1.  jedes 
Jahres  mit  Wirksamkeit  vom  1.  L  des  darauf  folgenden  Jahres  gekflndigt 
uerden. 

Kn  Urlrand  dessen  haben  die  beiderseitigen  Vertreter  das  gegenwirtige 
Abkommm  nnterseichniet  nnd  mit  ihren  Siegeln  vcrsdien.* 

,,Der  Bundesrat  wird  ennftehfcigt.  den  Angehörigen  nnd  den  Ersenir 

niss'ii  des  Vereinif^ten  Königreichs  von  (Jioniuit.iniiien  und  Irland  snwi« 
den  Angehörigen  und  den  £rzeugnisscn  britischer  Kolonien  und  auswärtigen 
Besitzungen  bis  zum  äl.  12.  07  diejenigen  Vorteile  einxuiilamen,  die  seitens 
des  Reichs  den  Aiitr<  hörigen  oder  den  Erzengnlssen  des  meistbegünstigten 

Landes  gewahrt  weiden. 

Dieses  (iesetz  tritt  mit  dem  1.  1.  fl6  in  Kraft." 

-)  ..Auf  (irund  des  Gesetzes,  betr  die  Iliindelsbeziehungen  zum  Britischen 
Reiche,  vom  20.  12.  Oö  RGBl.  S.  773)  bat  der  Bundesrat  beschlossen,  die  Ge- 
ltungsdauer der  in  der  Ik'kanntmachung  vom  11.  (i.  Ol  (RGBl.  S.  2(J5)  ent- 
haltenen Bestimmungen  für  die  Zeit  nach  dem  31.  12.  Ü6  bis  auf  weiteres  zu 
verhindern."* 
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n.  Die  deutschen  Bundesstaaten. 

(Vgl.  ZtÄch.  XV  44011.) 

Kaden. 

1904. 

1.  MV  lö.  12.  bt  d.  WmiMmcbtobDch  (Qei.*  a.  VBl  493). 

2.  MB  IS.  12.  bt  Tollstnekbarkeit  t.  Bntsebddnngeii  deatacber  Oer. 

i.  Österreich  u.  'östin.  Oeriehte  I.  D^atschhind  (StatftSMlseiger  595},*) 

H  MB  21.  12  bt.  Kosten  d.  Recbtabilfe  unter  vcfidiiedeneii  Bnndce- 

staateu  {(iei.-  u.  VBl  499)**) 

1{K)5. 

1.  MB  '^.  2.  hl.  StrafverfolguBg  schweirerischcr  Staüt.'sangeiiürigcr  vur 
den  k&DtonaleD  Gericht^u  wegen  in  Deutschland  begangener  Straftalea 
(Bedlaobe  Beebtapnud»  1905  a  110).  i) 

2.  MB  3.  2.  bt  AndieferangSTerkebr  m.  d.  Sebwdi  (Badiscbe  Rcebta^ 
pnuds  1905  S.  110).») 

8.  MB  9.  3.  bt.  Volb.ng  d.  internationalen  EbeschUeftuligaabkoiiuiieiif 
V.  1902  (Just.  Min.  Ko.  8274;  Bad.  Rechtspraxis  8.  95). 

♦)  Vgl  Ztscb  XV  448,  489  (No.  12).  XVI  «36  (Ne.  4).  —  Bed. 

♦*)  S.  Ztsch  XV  44Ö.  -  Red. 


^)  ,Die  Regierung  des  Kantons  UraubQnden  hat  in  Ansehung  der 
■trmfreebtlichen  Verfolgung  wegen  der  im  dent^ch-schweizeriscben  Ausliefenings» 
vertrage  vom  '24  1  1874,  wie  auch  wegen  der  im  schweizerischen  Aus» 
liefernngsgeseue  vom  22. 1.  1892  vorgesehenen  Straftaten  die  volle  Ot^gea- 
seitigkeit  zugesichert.* 

■)  , Zwischen  Deutschland  unti  der  Schweiz  findet  die  Auhlielcrting  v.,u 
Personen  auf  Gmnd  förmlicher  Gegenseiiigkeitserklärungen  außer  wegen  der 
in  dem  Erlasse  vom  13  12  1897  Nr  27474  bezeichneten  strafbaren  Hiini- 
lungen  auch  wegen  gevMiltMamer  Vornahme  unzüchtiger  Handlungen  m 
Fraaenapersonen  statt. 

Die  mit  ErlaC  vom  27,  tl  1898  Nr.  14519  ausgegebene  Zosammpnstellung 
der  den  Auslieieruugsverkehr  zwischen  Baden  und  der  Schweiz  betrefienden 
Voiachrlften  iat  bieniacb  entapiediend  tu  erginaen.* 

3)  ,Nach  Art.  5  Abs.  4  des  im  Haag  abgescbloBaeoen  intiaiiatioDalen 

Ahkiinimeiis  zur  Regeluniz  dt-s  HeltungslK  ii  der  Gesetze  auf  dem  Gebiete 
der  EbescblieÜuug  vom  12.  6.  02  (RUBI  1904  6.  221)  hat  jeder  Vertragsstaat, 
in  deaaen  Gebiete  von  einem  Angehörigen  einea  anderen  Vertragsstaata  die 
Ehe  geschlossen  worden  ist.  den  Behörden  dieses  Staates  (  im  beglaubigte 
Abechrift  der  Bb^hließungsurkunde  zu  übersenden.  Das  Abkommen  iat  bi» 
jetat  von  DentaeM&nd,  Belgien,  Frankreich,  Laxembnrg,  den  Niederlanden, 
Rnmänieii  und  Schweden  ratifiziert  wurden  und  am  .Sl.  7.  04  in  Kraft  getreten. 

Um  der  Bestimmung  in  Art.  5  Abs.  4  zu  genügen,  sind  über  diejenigen 
Ehen,  die  von  helgiachen,  franaOaiachen,  luxerabnrgiacben,  niederllndiachen, 
rnniiini'^rlirTi  olrr  schwedischen  Staatsangehnriiren  seit  dem  31.  7  Ol  in  den 
ätandcsamtabezirkcH  des  dortigen  Amtsgericbtsbezirks  geachlossen  worden 
Bind,  von  den  Standeaimtem  alabnld  hegtanbigte  Abacbriften  der  Hetrala« 
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4.  MB  18. 3.  bt  UntMmebmig  d.  Rheiawhifte  (Qea..  a.  VBl  79). 

5.  MV  5  4  ht  <]  freiwillige  Gerichtsbarkeit  (194). 

6.  MV  IH.  bt.  VerlässensL-hufteii  der  im  Großhcrzogtain  YentOfbeiMll 
rassischen  Staatsangehörigen  Bad  Hechtspra.vis  VM)ö  S.  31ö).*) 

7.  MB  7.  4.  bt.  Beglaubigung  d.  z.  Gebrauch  i.  Bnßland  bestimmten  Ur- 
kunden (111).«) 


nrironde  zu  erbeben  und  dem  Ministerium  des  Großh.  Hauses  und  der  aas* 
w&rtigien  Angelegenlieiten  vonnlegen. 

Für  die  Zukunft  liabon  die  Standesb«  a m t  >  n  jeweils  alsbald  nach  dem 
fiheabscbloß  Abschrift  jeder  derartigen  Ueiratsurknnde  diesem  Ministerium 
durch  Vermittlung  des  AG  in  beglaubigter  Form  vorsntegen. 

Das  AG  hat  vor  der  Vorlage  an  da<;  Ministerium  des  Auswärtigen  die 
Echtheit  der  Unterschrift  und  des  Siegels  des  Standesbeamten  za  beglaobigen. 

Anf  die  genaue  Beaditang  dieser  Anordnung  werden  die  AQ  gelegentlicli 
der  Prafang  der  ßtandescegltter  ibr  Augenmerk  liohten." 

'  -In  Ergänzung  der  Vorschriften  übt  i  die  Behandlung  der  Verlassen- 
schulleu von  im  Groüherzogtum  verstorbenen  russischen  i5ta»teangeh(^rigen 
ist  folgendes  bestimmt: 

a'i  Die  Ortsf^eriehte  liaben  in  allen  l'ai!' n  in  welchen  sie  von  dem 
Todesfall  eines  russischen  Sta^tsangehörigeu  Keuntuts  erhalten,  hiervon  an- 
▼enOglieh  don  susttedigen  Notariat  (Nadilafigericbt)  Anseige  m  erstatten. 
Sofort  narh  Kuipfang  dieser  Anzeige  hat  das  Notariat  iNachlaßgerirht^  seiner- 
seits die  Kaiserlich  Russische  Gesandtschaft  von  dem  Sterbef^  in  Kenntnis 
sttsfltaMi. 

b»  Mit  der  Anzeigt'  der  Ortsgerirhte,  wie  mit  der  Mitteilung  des  Nota- 
riats ist  die  Vorlage  des  l'asses  des  Verstorbenen  and,  falls  dieser  nicht  vor- 
gefunden wird,  die  Nnobricht  von  dem  Febten  des  Passes  in  Terbinden. 

Die  Nachricht  von  dem  Todesfall  und  die  Mitteilung  li  s  Passes  ist, 
soweit  die  ötadtgemeinde  Mannheim  in  Betracht  kommt,  an  den  Kaiserlich 
Rassischen  Visekonsul  daselbst,  soweit  der  Qbrige  Teil  des  GroBberzogtoms 
in  Betracht  kommt,  an  die  Kaiserlich  Ru.ssische  Gesandtsrhaft  in  Karlsruhe 
unniittelbaf  xu  richten.  Einer  Vorlage  an  das  Ministeriom  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  zur  Beförderung  der  Ifitleihing  an  die  Russläebe  Gesandt» 
Schaft  bedarf  es  in  diesem  Fall  nicht 

d)  Durch  die  vorstehend  angeordnete  Mittt:iluDg  wird  die  Vorschrift  des 
%  314  StBDW  Aber  die  Verpflichtung  der  Standesbeamten  sur  Einsendang 
von  Registerausziigcn  nicht  l)eruhrt,  ingleichcn  nicht  die  Vorschriften  des  §  94 
RPO  über  das  von  den  Urtsgeruhien  zu  beobachtende  Verfahren  (vgl.  den 
allgemeinen  Brlaß  vom  29.  1.  Ol  No  ^039,  BadRpr.  1901  S.  8ö),  sowie  die 
Vorschriften  nnsercs  allgemeiiKn  Erlasses  vom  9.  7  03  No.  22.')(i5  (BadRpr. 
1903  S.  311'  übt  r  das  von  den  NachlaOgericbleu  zu  beobachtende  Verfahren." 

-)  .Der  Legalisation  durch  die  Kaiserlich  russische  Gesandtschaft  be- 
dürftige Schriftstücke  sind  in  doppelter^  beglaubigter  Fertigung  beim 
Ministerium  des  Qroflb.  Baases  und  der  answärtigm  Angelegeaneitea  ein» 
zareichen. 

Blankoviilliitachtt-n  sind  nacli  den  russischen  Gesetzen  nicht  zugelassen 
nnd  dtirfen  daher  der  rassischen  Gesandtschaft  sur  L^alisation  niimt  vor- 
gelegt werden. 

Kerner  sollen  der  ruasisehen  Gesandtschaft  vorzulegende  Urlninden  Olwr 

Bevollmächtigungen  ohne  weiteres  ersehen  lassen,  auf  welche  besonderen 
Rechtsverhältnisse  sich  die  Vollmacht  bezieht;  so  sollen  z.  Ii.  Vollmachten 
in  PMaitaagel«genbeiten  den  Qeigenstand  des  Patmtee  beieiehnen.* 
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8.  MB  27.  5.  Ul  d.  Haagcr  Abkommen«  s.  B«galiiiig  v.  F^agoi  d.  ilitcr* 
nationalen  Privatmlits  14,  11,  mm  M7I  ,  >) 

MR  1.8.  bt  £rsu(-li(-n  nach  d.  Aoslande,  soweit ^si«  nicht  aal  Anv 
lieferung  oder  Festnahme  genchUit  sind  (892).  *) 

10.  MB  16.  6.  bt.  Vollstreckung  deatscher  Oewerbegericbtitttcile  m 
Bosnien  u.  d.  Henegowin»  (StMtasnseiger  428).  **) 


*)  t'bereinstininicnd  mit  der  pfenBiaeh«!  MY  unten  S.  699  Nr.  11. 
•♦J  Vgl.  Ztech.  XV  441. 


M  .Das  Justizministerium  hat  birli  verüulaLit  ^jesehen,  die  Gerichte 
darauf  hinzuweisen,  daü  nach  Art.  12  dm  IJaager  Abkomnicns  vom  14.  II.  18% 
(R'r!'l  '8!)!»  S  28.*)  /wiscluMi  (km  Deutschen  Reiche  und  Iklgien,  Dänemark. 
FraiikiLich,  Italien,  Luxtmburg,  den  Niederlanden,  Österreich-Ungarn.  Torta- 
gal.  Rumänien,  Rußland,  Schweden-Norwegen,  der  Schweiz  und  Spanloi 
solche  Entscheidungen,  durch  dio  dor  Küitzer  oder  Intervenient  in'dii' ?r''>^eß- 
kosten  verurteilt  ist.  in  jedem  der  anderen  Vertragsst&aten  iiath  Alüiigabe 
der  dortigen  Gesetze  für  vollstreckbar  zu  erkliren  sind,  wenn  der  KUger 
oder  Intervenient  nach  Art.  11  dieses  Abk^mtncns  oder  nach  dem  sonstigen 
Itechte  des  Staates  der  früheren  Klagerhebung  von  der  Sicherheitsleistoog 
für  die  Prozeflkoaten  befreit  war. 

Diese  als  Korrelat  für  die  wechselseitige  Befreiung:  von  der  .Sieberbeita- 
leistung  zugesicherte  VoUstreckbarkeitserklärang  der  ausländischen  Koites- 
aitacbeidnng  wird  naeli  Maßgabe  des  §  722  ZH)  dnreh  Vollatreekoiigvnneil 
zu  erfolgen  haben.  Hierbei  hat  si(  Ii  die  Prüfung  des  nach  §  722  Alis  2  zu 
ständigen  Gerichts  jedoch  gemäU  Art.  13  des  i^iager  Abkommens  auf  zvrei 
formale  Pnnkte  zn  beschranken,  nämlich: 

1.  ob  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteiltlttg  in  die  Kostet 
erfolgt  ist,  die  Ausfertigung  der  Entseheidnag  die  fflr  ihre  feweiikcaft 
forderiichen  Voraussetzungen  erfüllt; 

8.  ob  nneli  denselben  Gesetaen  die  Bntecheidnng  die  Keebtskitft 
erlangt  hat. 

Eine  weitergehende  Prüfung  —  etwa  nach  Maßgabe  der  Yorschriftm 
der  ZPO  in  §  328  ZiS.  5  und  §  723  a.  £.  —  findet  dagegen  in  den  Fllieo 
des  Art  12  des  Hanget  Abkonunens  nicht  statt. 

Daß  die  ausländische  Kostenentscheidnng,  für  welche  das  Vollst  reck  utigs- 
urteil  beantragt  wird,  sich  namentlich  als  , Urteil'  bezeichne,  wird  nicht  fflr 
erforderlich  zu  erachten  sein ;  vgl.  Struckmann-Koch,  8.  Aufl.,  II.  Bd.  n  1  n 
§  722  ZPO,  S.  107 ;  Petersen-Anger,  4.  Aufl.,  II.  Bd.  n  3  zu  §  722.  S  317. 
Ist  darin  nur  im  allgemeinen  über  die  Kostenpflicht,  nicht  auch  über  den  so 
erstattenden  Kostenbetrag  entschieden,  so  wird  bei  der  Unanwendbarkeit  da 
inländischen  KostaiCeBtseteingsverfahrens  (vgl.  §  104  Abs.  2  ZPO)  der  Antrag- 
steller zunächst  eine  nnserem  Kostenfest.setznngsbeschlnÜ  entsprechende  EnV 
Scheidung  des  ausländischen  Gerichts  beizubringen,  oder  er  wird  in  dem  in- 
landischen Verfahien  auf  die  nach  §  722  Abs.  2  ZPO  erhobene  Klage  des 
ihm  nach  dem  ausländischen  Rechte  zustehenden  Kostenbetrag,  in  desses 
Hohe  das  Vullstreckungsurteil  die  auslandische  Kostenentscheidung  fflr  toII- 
■treckbar  erklären  soll,  «in  anderer  \\  eise  dem  (Tcrichtc  nachzuweisen  haben: 
vgl  Ganpp-Stein-Wani^  (6.  und  7.  Aufl.)  II.  £d.  a  U  za  $  TSi  ZPO 
S.  383." 
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11.  MB  17. 10.  bt.  AusUefeioitgsTcrkehr  mit  den  Philippinea  (Jost.  Min. 
No.  36740).') 

12.  lidbV  10.  bt  VorbereituDg  z.  böberen  öffeotl.  Dienst  i.  d.  Justiz 
II.  inneren  VerwaUnng  (Ges.*  n.  VBl  447). 

Bayern. 

1905. 

1.  MB  3)0. 6.  bt  SutsdiädiguDg  {.  nnsehnldig  erlittene  UntersBcbnngB' 
baft  (JMBl  743). 

2.  MB  28. 7.  bt  d.  Uidchenbaiidel  (789).  >) 


*)  «Nacbdem  die  Pbüippincn  in  das  Gebiet  der  Vir.  inicttn  Staaten  von 
Amerika  einbezogen  worden  sind,  findet  der  zwisrlu-n  dein  GroCht-rzogtume 
Baden  und  diu  Vereinigten  Stautiii  vuii  Amerika  abgesclilussene  Auslieferungs- 
vertrag vom  30.  1.  18^  (RBl  No.  XV  ü.  155  ff.)  auch  auf  die  Ausliefemng 
flacbtiger  Verbrecber  Ton  nnd  nach  den  Pbilippinen  Anwendnng." 

~)  ,Zum  Vollzuge  des  Abkommens  zwiecben  dem  Deutschen  Reielic  und 
anderen  Staaten  über  Verwaltangsmaßregeln  xur  Oewabropg  wirksamen 
Sctantaes  gegen  den  Midebenbandel  rem  18.  5.  ▼.  3».,*)  welches  nebst  dem 

Unterzoichmintisprotnkolle  mit  Bekanntmachung  des  Hoirhskanzh  rs  vom 
12.  V.  Mts.  im  KQBl  1905  Ko.  33  Yeröffentlicht  ist,  wird  nachstehendes  be- 
kanntgegeben : 

Zu  Art.  1.  Als  Behürde  für  die  hier  bezeichneten  Aiif^(aben  hl  für  das 
Deutsche  Reich,  anter  Zastimmong  a&mtlicher  Bundesregitirungen  und  des 
Kaiserliclien  Statthalters  in  Blsaft-Iiotbringcn,  das  K.  Freußiscbe  Polisei> 
Präsidium  in  Berlin  bestellt  wordeo.  Diese  Stelle  Itthrt  ihren  OeachiLftsTerkehr 
QDter  der  Bezeichnung 

„Königlicher  PolixefprKsident,  Abtdlnng  TV,'  Zentralpoliseistelto 
zur  Bekämpfung  des  internationalen  Mädelienliandels  in  Berlin.'" 

Das  Nähere  tiber  die  Organisation  der  8tdle  enthält  die  Mtuisterial- 
bekanntmachnng  Tom  20.  5.  04,  Hinisterial-Amttblatt  8.  192. 

Zq  Art.  2.  Die  Generaldirektion  der  K.  Staatseisenbalinen  und  die 
Verwaltungen  der  Privatbahnen  werden  das  gesamte,  hiefUr  nach  seiner 
Dienstesanfgabe  in  Betracht  kommende  Personal  der  Bahnstationen,  ferner 
das  im  Per?>onen/.ti^'dienhite  verwendete  Schaffnerpersonal  anweisen,  von  allen 
Vorgängen  in  Bahnhöfen  nnd  Zügen,  welche  au!  das  Terbrecherische  Treiben 
des  Mädchenhandels  hinweisen,  sofort  Meldung  sn  machen. 

Das  Stationspersonal  hat  diese  Meldung  dem  ^-tationsvorstande  oder 
dem  diensttuenden  Stationsbramten  zu  erstatten,  in  dringenden  Fällen  auch 
anwesende  Organe  der  Sicheriieitspolizei  ohne  Verzog  zu  terstündigen ;  das 
Fubrpersonal  hat  die  Anzeige  an  den  Zugführer  zu  richten,  der  sii  bei  erster 
Gelegenheit  einem  Stationsrorstande  oder  einem  diensttuenden  8tationsbeamten 
übermittelt. 

Die  Stationsvorstände  oder  diensttuenden  Stationsbeamten  haben  für 
sofortige  Verständigung  der  Polizeibehörde  und  veranlaßtenfalis  dafür  au 
sorgen,  daß  die  Spuren  der  Verdächtigen  nicht  verloren  gehen. 

In  gleicher  Weise  haben  die  Stationsvorstände  oder  diensttuenden 
Stationsbeamten  zu  verfahren,  wenn  sie  aus  eigener  Wahrnehmung  oder  aus 
Mitteilungen  gefährdeter  weiblicher  Reisender  sowie  dritter  Personen  von 
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3.  ME  29.  7.  bt.  Verehelichong  v  Bayern  i.  d.  Schweix  n.  t.  Sehwdseni 
L  Bayern  («Da«  SUndesamt"  1905  &  220;. 0 


\  FL  ingcn,  die  auf  da«  Terbrecberisclie  Treiben  des  Middieiibaiidel«  UnwciaeB, 
Keuntois  erhalten. 

Iii  alleii  diesen  FMIen  ist  mit  dem  gebotenen  Talrt  nnd  znr  Yenneidaiig 
von  Mi6grifTeD,  mit  ruhiger  Übcrlegiintr  vürziifi;ehfn 

Im  übrigen  behält  die  in  der  obenerwähnten  Ministerialbckanntniacbuog 
ani^ftthrte  Entschliefinng  des  K.  Staatsministerinms  fOr  V^kehrsangelegen- 
heiten  vom  24.  3.  Ü4  ihre  Geltang. 

Za  Art.  3.  Die  in  AI»,  l  bezeichneten  Erhebungen  sind  von  den 
DistriktsTerwaltiingsbeliSrden  so  pflegen.  Die  Verliaiidlmigen  sind  der  obea 
(sn  Art.  1)  genannten  Zcntralpolizeistelle  mitzuteilen. 

Die  in  Abs.  2  vorgesehene,  vorläafige  Unterbringung  der  Opfer  eiaei 
verbrecherischen  Geschttftstreibens  obliegt  sleichfalls  den  Distriktsverwaltnngd- 
behiirden.  welche  behufs  Festsetzung  und  Einweisung  der  Kosten  auf  die 
Etatsposition  „Übrige  Ausgaben  auf  den  PuUzeidienst"  den  vorgeaetsen  K. 
Regierung(^n,  Kammern  des  Innern,  zu  berichten  haben. 

Auch  Ah.s.  bezieht  sich  nur  auf  Opfer  des  Mädchenhandels.  Nur  die 
Ueinuchaffung  von  solchen  (und  nicht  etwa  von  Prostituierten  im  allgemeineaj 
hat  auf  Grund  des  Abkommens  zu  geschehen. 

Zu  Art  4.    Die  Kosten,  welche  innerhalb  des  Rei(  lisgtbiets 

a)  durch  die  Ueimbeförderung  mittelloser  Inländerinnen,  die  noch  dem 
Ausland  verkuppelt  waren,  von  der  Reichsgrenze  bis  zu  ihrem  Be- 
stimmungsorte, 

b)  durch  die  Heimbeförderung  mittelloser  Ausländerinnen,  die  nach  dem 
Inland  verkuppelt  waren,  von  ihrem  Aufenthaltsorte  bis  an  die 
Reichsgrenze 

erwachsen,  sind  entsprechend  dem  Bundesratsbeschlusse  vom  2H.  2.  1878.  be- 
treffend die  Kosten  für  die  Beförderung  Ausgewiesener  (MABl  S  4U2>  SB 
behandeln,  also  von  jedem  I>uii  1  sstaat  insoweit  zu  tragen,  als  sie  Mt  Be> 
fSrderung  der  Verkuppelten  durch  sein  Gebiet  aufzuwenden  sind. 

Zu  Art.  ö.  Der  von  dem  Kaiserl.  Deutschen  Botschafter  in  Paris  aoi 
Schlüsse  des  UnterzcichnungsprotokoUs  vom  1K.  5.  v.  Js.  erklärte  Vorbehalt 
soll  insbesond*>re  zum  Ausdiuck  bringen,  dali  die  für  das  Reich  geltenden 
Äbkommeu  mit  ausliiüdischen  Staaten  über  die  wechselseitige  Tragung^  der 
Kur-  und  Beerdigungskosten  hilfsbedürftiger  Angehöriger  (Bfaenaeher  Über- 
einkunft vom  11  7.  IHö;]  im  Verhältnisse  zu  Österreich  -  Ungarn ,  und  die 
Abmachungen  des  Reicheib  wegön  wechselseitiger  Unterstützung  von  Hilfs- 
bedürftigen, insb(  si;n(iere  mit  iklgien,  Dänemark,  Italien,  Rußland  und  der 
Schweiz)  auf  Opfer  dt  .s  Mädciienhuiidels,  die  auf  Grund  des  Ablionmeiia  dudl 
Deutbchlund  durchgifuhrl  werden,  keine  Anwendung  finden. 

Zu  Art.  6.  He/üglich  der  Überwachung  derjenigen  Bureaus  und  Agen- 
turen, welche  sich  damit  befa.ssen,  Kranen  and  Mädchen  Stellen  im  Auslande 
zu  vermitteln,  wird  auf  die  MiDibt4.*nalbekanntmachung  vom  2U.  5.  ül,  den 
Umfang  der  Befugnisse  und  Verpflichtungen  sowie  den  (iescbäftsbetrieb  der 
Gesindevermieter  and  Stelienvetmittler  betreffend  (Oes.-  a.  VBl  &  436),  hin- 
ge wiesen.' 

^)  ,Im  riachgange  zu  der  Miniaterialentschließung  vom  4.  11.  Ol,  Ver- 
ehelichung  von  Bayern  in  der  Schweis  nnd  von  $k;hweizern  in  Bayern  be* 
treffend  (Min ABI  S.  .53 1),  wird  bekanntgegeben,  daC  das  in  Abs.  3  dieser 
Entschließung  erwähnte  Zeugnis  der  zuständigen  Heimatbehörde  über  du 
Nicbtbekanntsein  von  Ehebindemisaen,  dnrch  das  zugleich  der  Nachweis  der 
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I.  MB  \H  H.  bt.  Khescbüebiini;  v.  Schweizern  i.  Bayern  ^JMBl  801). i> 
ä.   MB  Iti.  11.  bt.  Aoslieferungsverkehr  m.  d.  Schweiz  (833).*)  2) 


*)  Vgl.  ZtBch.  XV  461.  —  Red. 


sivUreebtlieben  ZulSasfglreit  der  fihesdiKeBttni?  nach  den  lehweizerisehen  Qe- 

setzen  erbracht  werden  kann,  ui  rhlii-ßlich  dtirrh  ilio  schweizerischen  Zivil» 
Standesbeamten,  welche  die  Verkuodung  der  £be  vollzogen  haben,  aoezustellen 
ist  und  swar  durch  folgende  Brkl&mng  anf  dem  Verlrtndscliein : 

,Der  ZivilstandeBbt  ujiite  vtm         .  erklärt,  daß  er,  ohne  daß  irgend- 
welche Einsprache  erhoben  worden  ist,  die  VerkUndnng  der  Ehe  

▼orgenonimeii  hat  and  da6  dem  Vollzöge  dieser  Ehe  nach  schweizerischen 
Oeaetien  nichts  im  stdit.' 

M  ..Das  in  Abs.  3  der  Bekanntmachnng  vom  m.  10.  01  (JlIBl  S.  646)*) 
erwähnt»  Ziiiunis  der  /.aständigen  schweizerischen  Ueimatbebörde  darüber. 
daU  ihr  ein  nach  den  schweizerischen  Gesetzen  b^tebendes  Ehehindernis  nicht 
bekannt  geworden  ist,  wird  aasschließlich  von  dem  echweizerischcn  Zivil- 
standesbeamten ausgestellt,  der  die  VerkUndung  der  Kl»  TOllzogWl  bat.  Dieser 
setzt  auf  den  VerkUndschein  folgende  Erklärung: 

,,Der  Zivilst-mdesbeamtc  von  erklärt,  daß  er,  ohne  daß  irgend- 
welche Einsprach;  erhoben  worden  ist,  die  VerkUndung  der  Ehe  ....  vor- 
genommen hat  und  daß  dem  Vollzage  dieser  Ehe  nach  schweizerischeD  Ge- 
setzen nichts  im  Wege  steht." 

Durch  dieses  Zeugnis  wird  zugleich  der  Nachweis  erbracht,  daß  nach 
den  schwiüzerischen  Gesetzen  die  beabsichtigte  Eheschüefiang  zivilrechtlich 
z alässig  ist." 

..Die  Schweizerische  Tlepiernng  Imt  mitgeteilt,  dali  zu  den  Rehörden 
der  Schweiz,  die  belugt  sind,  die  vorliulige  Festnahme  lliiditiger  Verbrecher 
im  Aaslande  zu  beantragen,  die  kantonale  Polizeidirekt  i  :i  m  l'rdburg  hinzu- 
tritt Das  der  Ikkrinntnuichang  vom  15.  ö.  d.  Js.  (JUBl  &  6äö)  beigefftgte 
Verzeichnis  ist  hierniich  zu  ergänzen. 

Die  Schweizerische  Regierung  hat  lerner  das  im  Abdrucke  folgende 
Verzeichnis  der  Behörden  der  Schweiz  mitKet4»ilt.  an  die  unmittelbare  Ersarhen 
am  vorläufige  Festnahme  flüchtiger  Verbrecher  von  ausländischen  Behörden 
gerichtet  werden  können: 

A.  BmkdmhMtöm. 
Das  SdiweizeriKhe  Jnstis-  and  Poliseidcpartement  In  Bern. 
B.  Kaatonale  Bsli5rden. 

1.  Kanton  Zürich:  Die  kantonale  Jnstiz-  und  Polizeidirektion  und 
das  kantonale  Tolizeikommando  in  Zürich;  außerdem  für  den  Bezirk  Winter- 
thnr  die  dortige  Beslrksanwaltsehaft.  —  2.  Kanton  Bern:  Die  kantonale 
Polizeidirektion  in  B<^rn  ;  die  Hegierungsstatthalter  der  Amtsbezirke  A  irl  i  rg. 
Aarwangen,  J3ern,  Biel,  Büren,  Bargdorf,  Üoartcl&ry,  Delömont,  Erlach. 
Franehes-Nontagnes,  Fraabmnnen,  Vratigen,  Interlaken,  Konolfingen,  Lanfen, 
Lsupen,  Montier.  Keuveville,  Nidan,  Oberhasle.  Porrentruy,  Saanen,  8chwarzen- 
borg,  Seftigen,  Signau,  Nieder- Sinunentbal,  Ober-Simmenthal,  Thun,  Trachsel- 
wald,  Wangen.  —  3.  Kanton  Lnsern:  Das  Inatonale PoUzeidepartement 


*)  8.  Zticb.  Zn  IM.  —  Red. 
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6.  HV  25.  11.  ht.  d.  n.  d.  Justizbehörden  bdmfB  d.  Erwirkung  t.  Abs* 
|jef«ningen  z.  beobachtende  Yerbluren  (849).  ^) 


in  Luzcrn.  t.  Kunton  i  ["lic  kantonale  T'  -li/riürr  la-nii  in  Alt(!'<rf. — 
ä.  KaDtouäcbwyz:  Die  Staat^anwaltfichaft  und  das  Verboramt  in  Schwjz : 
die  Bezirkflftmter  S^hwyz,  Gersan,  March,  Binsiedem,  Kflfinacfat  nnd  HAfe.  — 
6.  Kanton  Unter walden  ob  dem  Wald:  Der  Regierungsrat;  die 
kantonale  Untereachungsbehörde ;  die  kantonale  Überweisongsbebörde,  alle  in 
Samen.  —  7.  Kanton  ünterwalden  nid  dem  Wald:  Die  kantonak 
Folizeldircktioii  in  Stans.  —  8.  Kanton  Glarus:  Der  Regiorun^'^rit  in 
Glaruä.  —  d,  Kanton  Zng:  Die  kantonale  Polizeidirektion  in  Zag.  — 
10.  Kanton  Freibur^:  Die  kantonale  Polizddirektion  in  Preiburg;  die 
Präfekten  und  die  (Ji  richtspräsidenten  der  Bezirke  Saane  fSarinei,  Senst- 
(Singine).  Greyerz  (ürny^re),  See  (Lac),  Glane  (GlÄne),  Broye  und  Yivisbadi 
(Veveyse).  —  11.  Kanton  Solotbnrn:  Das  kantonale  Polizeidepartement 
nnd  die  Staatsanwaltschaft  in  Solothurn  ;  die  Präsident »  n  der  Äint8gericht<' 
von  Solothurn-Lebern  in  Solothnrn,  von  Bacheggberg- Kriegstetten  in  Solo- 
thum, von  Balsthal  in  Baisthal,  von  Olten-Gösgen  in  Ölten  und  von  Domeck- 
Thierstein  in  Dornach.  —  12.  Kanton  Hasel-Stadt:  Das  kantonale 
Polizeidepartement  in  Basel.  —  13.  Kanton  Basel-Landschaft:  Die 
kantonale  Polizeidirektion  in  Liestal :  die  Statthalterämter  in  Arlesheim. 
Liestal.  Sissach  und  Waldenburg.  —  14.  Kanton  Schaffbausen:  Die 
kantonale  Polizeidirektion  in  Schaffliausen,  ~  15.  Kanton  Appenzell  A.  Rh.; 
Die  kantonale  Polizeidirektion  in  Trogen.  —  16.  Kanton  Appenzell  I.  Rh.: 
Die  kantonale  Polizeidirektion  in  Appenzell.  —  17.  Kanton  St.  Gallen: 
Pas  kantonale  Landj?!^*  rkommando  und  die  Staatsanwaltschaft  in  St.  Gallen: 
subsidiär  die  BezirksUiuter  St.  Gallen,  Tablat.  Rorschach,  rnterrheinthal  im 
Rheineck.  Oberrheinthal  in  Altstätten,  Werdenberg  in  Bncbs,  Sargans,  Gatter 
in  Kaltbrunn,  Seebezirk  in  T'znach,  Oliortoixjronburg  in  St.  .Tohann.  Neutoggen- 
bnrg  in  Wattwil,  Alltoggenburg  in  Kirchberg,  iTntertoggenburg  in  Flawil, 
Wil,  Gossau.  —  18  Kanton  GraubUnden:  Das  kantonale  Polizel- 
departement  in  Chur;  die  Krt  isrunter  Alvasdiein,  Btlfort.  BergUn.  (ib<  rlialb- 
Steini  Brusio,  Pnschlav  (Poscluavoi,  Ilunz,  LugneU.  Rui»,  Domlescbg.  ijalien. 
Thnaia,  Aren,  Rkeinwald,  8chams.  Rliazüns.  Trins,  Obtasna.  Remüs,  Unter- 
tasna.  Davos,  Jenaz,  Klosters.  Kühli.>^.  Lnzein,  Fünf  Dörfer  in  Trimmi^ 
Maienleid,  Schiers,  Seewis,  Bergell  (Bregaglia),  Oberengadin,  (Jalanca,  .Mis^ii 
(Mcsocco),  Roveredo^  Mttnsterthal.  Chnr,  Churwalden,  Schanfigg,  Disentis.  — 
19.  Kanton  Aargan;  Die  kantonale  Staatsanwalt.scliaft  in  Aarau;  die 
Bezirksämter  in  Aarau,  Baden,  Bremgarten,  Bragg,  Kulm,  Luulenburg,  Lenz- 
burg. Muri,  Rheinfeldcn,  Zofingen  und  Zorzach.  —  20.  Kanton  Thurgau: 
Die  BexirksänitiT  in  ArTton.  Bisohofszell.  Diessenliofen,  Frauenfdd.  Kreoz- 
lingen,  Mttnchwilcn,  Sieckborn  und  Weiufelden  i^als  Regel;;  sub.sidiär  das 
kantonale  Polizddepartement,  die  Staatsanwaltschaft  und  das  Yt  riuirricbtei^ 
amt  in  Frauen feld. —  21.  Kanton  Tessin;  Die  kantonale  Polizeidirektion 
in  Iklliuzona.  —  22.  Kanton  Waadt:  Das  kantonale  Justiz- und  Polizei- 
departement (Departement  de  Justice  et  Police)  in  Lanianne.  —  23.  Kao* 
ton  Wallis:  Das  kant^>nrile  Justiz-  und  rulizeidepartement  ^/Jcfpar/"«?«/?«/ 
de  Justice  et  Pulice)  in  Sitten.  —  2*1.  Kautun  Neuenbürg:  Das  kan- 
tonale Polizeidepartement  (Dipartement  de  Police)  in  Nenenbnrg.  —  86. 
Kanton  Genf:  Das  kantonale  Justiz-  und  Polizetdepartunent  ^i>(^ar^ 
ment  de  Justice  et  PoliceJ  in  Genf." 

^)  ...Die  Bestimmungen  der  im  JMBl  von  1890  S.  210  ff.  bekannt  ge- 
machten Übersicht  Uber  das  von  den  Justizbehörden  bebnis  der  Erwirkong 
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von  Aaslieferan^^n  zn  beobachtende  Ver fahren  wurden  einer  NacbprUfang 
unterzogen.  Dabei  haben  sich  aaüer  den  inzwischen  bereits  erfolgten,  im 
J  MBI  liebMint  gemachten  ÄndeniDgen  nnd  Ergftnsiuigeii  nodi  folgende  weitexe 
Änderungen  und  Ergänzungen  als  notwendig  (<rg;cbcn : 

1.  An  die  Stelle  der  Ziff.  10  Abs.  1  ist  zu  setzen: 

Der  dem  Staatsministerium  der  Justiz  oder  in  elligen  Fttllen  unmittelbar 
dem  Staatsministerium  des  K.  Tlatises  und  des  AuBem  zu  erstattende  Bericht, 
in  welchem  die  Uerbeifährung  der  Auslieferung  einer  verfolgten  Person  nach- 
fKesttdit  wird,  hat  den  Anfenthaltaort  des  Verfolgten,  soweit  er  bekannt  ist, 
ar7:n_'f  lien.  und.  vsTTin  Schritte  zur  Herbeiführung  der  vorninfigon  Kestnahrae 
im  Auslände  getan  sind,  diese  Schritte  genau,  auch  dem  Zeitpunkte  nach, 
sn  beseidmen.  Außerdem  sind  in  dem  Berlehte  sweifelhaft  gebliebene  Punkte^ 
die  für  die  Auslicfeninp:  von  Wichtigkeit  sein  könnten,  zu  erörtern,  z.  B. 
die  Staatsangehörigkeit  des  Verfolgten,  die  Frage,  ob  die  strafbare  Handlung 
nadi  de»  Oesetsen  des  Anslaades,  falls  diese  b^annt  sind,  iretjlhrt  ist,  oder 
weshalb  dies  nicht  angenommen  wird  usw  Der  Bericht  hat  sich,  wenn 
es  sich  um  ein  verhältnism&üig  geringes  Vergehen  handelt,  darüber  zu  äuüem, 
ans  welchen  Qrflnden  ein  öffentliches  Interesse  an  der  DnrobfDhmng  des  ge- 
stellten Antrags  vorlii  >i:t  fvpl  Ziff  47) :  er  hat  sich  geeignetenfalls  ferner  dar- 
über aoszolassen,  ob  auch  die  Beschlagnahme  und  Verabfolgung  der  im  Be- 
aitie  des  Verfolgten  etwa  gefundenen  Gelder  nnd  sonstigen  Gegenstände 
beantragt  werden  soll. 

2.  Zur  Zifi.  19  wird  bemerkt,  dat^  das  dort  mitgeteilte  Muster  eines 
Haftbefehls  nur  bei  einfach  gearteten  Tatbestftnden  Anwendung  finden  darf, 
daß  umfan^Tt  ichere  Sachdarstellungen  da^'i  ^'en  nicht  in  die  gesetzliche  Tat- 
bestandsformel einzuordnen,  sondern  dieser  vor-  oder  nachzustellen  sind. 

3.  Die  zur.  23  erfaftit  folgenden  Abs.  2: 

Der  Haftbefehl  oder  ein  !^<>n^,til^<  s,  di^•  Straftaten  des  Flüchtigen  ge- 
nauer bezeichnendes  Schriftstück  ist  dem  Berichte  nicht  beizufügen. 

4.  Die  Ziff.  24  erhftlt  folgenden  Abs.  2: 

Der  Haftbefehl  odi  r  ein  sonstiges,  die  Straftaten  des  Flüchtigen  genauer 
bezeichnendes  Schriftstück  ist  weder  dem  Antrag  auf  vorläufige  Festnahme 
beizufügen,  noch  der  ersuchten  Stelle  nachtrSglich  mitsnteilen. 

5.  An  die  Stelle  der  Ziff.  25  Satz  1  ist  zu  setzen : 

Wird  die  vorlinfige  Festnahme  eines  Verfolgten  beantragt,  so  sind  tun- 
lichst gleicbzettig  nnd  jedenfalls,  ohne  eine  Nachricht  der  ansUUidlschen  Be- 
hörde über  den  Erfolg  dies<'s  .Xntrags  abzuwarten,  die  zur  Stellung  des  Aus- 
lieferungsantrags erforderlichen  Urlrandeu  dem  Staatsministeriom  der  Justiz, 
^  eiligen  Fftflen  nnrnfttdbar  dem  Staatsmintsteriiim  des  K.  Hansee  und  des 
Anßern  einzureichen  (vgl.  Ziff.  10). 

6.  Hinter  Zifi.  27  ist  folgende  Zifi.  21  a  einzuschalten : 

27  a  BSrsnchen  nm  Festnahme  flflchtiger  Verbreeher  dnreh  die  auf  dem 
Qrenzhahnhof  in  Herbesthal  stationierten  Kriminalheamten. 

Es  findet  eine  ständige  Überwachung  des  Grenz bahnhof es  Herbesthal 
durch  besondere,  dem  Bezirks-Polizeikommissarins  in  Aachen  nnterstellte 
Königlich  Preußische  Kriminalbeamte  statt.  Vm  diese  Eimiditung  für  die 
Strafrechtspflege  in  vollem  Umfange  nutzbar  zn  machen,  empfiehlt  es  sich: 
Haftbefehle  oder  Steckbriefe  gegen  solche  Personen,  von  denen  bekannt  oder 
sn  vermuten  ist: 

a)  entweder,  daß  sie  Uber  die  belgische  (Frenze  nach  dem  Auslände, 
namentlich  nach  Belgien,  Holland,  Luxemburg,  England  oder  Frankreich, 
sich  zu  begeben  beabsichtigen, 

b)  oder  daß  sie  sich  in  Belgien,  Holland  oder  Luxemburg  aufhalten, 
unverzüglich  und  unmittelbar  der  bezeichneten  Dienststelle  unter  der  Adresse 

42* 


Digilized  by  Google 


630 


QeietsgetoiigMduin. 


^Königlich  PreuUisclje  Staatspolizei  in  Herbestbal"  —  nicht  dem  Bürgcr- 
meistor  oder  ^«m  Bahnhofroretelier  daselbst  —  mitsnteflen. 

Die  größte  Schnelligkeit  ist  auch  in  den  vorstehend  unter  b  bezeichneten 
Fällen  geboten,  weil  die  noch  den  dort  genannten  Staaten  geüüchteten  Ver- 
bredier  alsbald  ausgewiesen  m  werden  pflegen,  wenn  de  nidit  im  Beaitse 
gendgondor  Ausweispapiere  oder  Existenzmittel  sind,  ihr  Eintreffen  in  Hc-rV?- 
thal  daher  regelmatiig  in  kurzer  Zeit  zu  erwarten  ist.  Die  Übemabme  der 
von  Belgien  ausgewiesenen  Personen  gehOrt  tu  den  Obli^jenbdteD  der  mit 
der  iM>crwachTniLr  <h's  nrenzTiahnhofs  Hcrliestbal  betrauten  Krimlmtlbenmten. 

7.  Die  Ziff.  28  erhält  folgende  andere  Fassung : 

Die  AnsfQhruDg  der  Ansliefernng  erfolgt  regelmäßig  in  der  Weise,  dafi 

die  frenule  Regierung  die  festgenommene  Person  durch  ihre  Beanifon  an  die 
Grenze  schaffen  und  daselbst  den  deutschen  Behörden  Ubergeben  läßt.  An 
welchem  deutschen  Grenzpnnkte  die  Übergabe  stattfinden  sou,  bestimmt  die 
frenule  Regierung. 

Fär  die  Wciterb'  fer  lfrting  des  Ausp'elieferten  sorgt  die  deutjtlie  Grenr- 
beborde.  Wünscht  imiesben  die  Behörde,  welche  die  Auslieferung  betreibt, 
den  Ausgelieferten  von  dem  Orte  der  Übergabe  abholen  zu  lassen,  so  bat  öe 
dies  möglichst  bald  und,  wenn  angängitr.  schon  in  dem  Berichte  wegen 
Herbeiführung  der  Auslieferung,  dem  .Staatsministerinm  der  Justiz  aozu- 
zei^'en.  Es  wird  alsdann  dafür  gesorgt,  daß  die  deutsche  Grenzbehörde  den 
Ausgelieferten  bis  zur  Ankunft  des  mit  der  Abholung  heauftracrten  Beamten 
in  Gewahrsam  hält  und  daß  der  zuständigen  Justizbehörde  rechtzeitig  Ort 
und  Zeit  der  Ül>ergaf)e  mitgeteilt  wird. 

Soll  (i'r  Ansfri^lieferte  nach  seiner  f'bergalic  nicht  derjenigen  Behörde, 
welche  die  Auslieferung  betreibt,  sondern  einer  anderen  Behörde  zugeführt 
werden,  so  ist  auch  mes  tunlichst  bald  dem  Staatsministerinm  der  Jnstis 
anzuzeigen  Soweit  erforderlich,  haben  die  beteiligten  Behörden  sich  vorher 
miteinander  zu  verständigen.  Dies  gilt  insbesondere,  wenn  die  Aosliefening 
gleichzeitig  von  mehreren  deutschen  Behörden  betrieben  wird  oder  wenn  die 
Auslieferung  eines  Verurteilten  beantragt  ist  und  die  Str  ifv  illstreckuni:  nn 
einem  Orte  erfolgen  kann,  welcher  der  Grenze  näher  liegt  als  der  Üitz  der 
erraehenden  Behörde. 

8.  Hinter  ZifT  30  ist  folgende  ZiS.  30a  eininsehalten: 
:¥)a.  Belohnungen. 

Ist  für  die  Ermittelung  udur  Ergreifung  eines  fluchtigen  Veibrecheis 
eine  Bdohnung  ausgesetzt,  und  kommt  in  Frage,  ob  diese  Bdidmnng  gaox 
oder  zum  Teil  anslflndischen  Behörden  oder  Beamten  ;»n?!ri\venden  sei,  so  ist 
von  einer  unmittelbaren  Zuweisung  oder  Auszahlung  an  letztere  und  von 
Inmsprucbnahme  der  diplomatischen  oder  konsularischen  Vermittelang  zu 
diesem  Zwecke  abzusehen,  vielmehr  schon  vor  der  Verteilung  an  das  Staats- 
minibierium  der  .iustiz  zu  berichten,  damit  durch  Vermittelung  des  6taaUi- 
ministeriamB  des  K.  Uanaes  nnd  des  inflem  das  Brtorderlidie  vuruilnftt 
werden  kann. 

9.  Zur  Ziff.  31  wird  darauf  hingewiesen,  daß  bei  dem  Auslieferungs- 
verkehre mit  Belgien  radi  der  Zosstsvertrag  zu  dem  am  24.  12.  1874  g»- 
schlossenen  AusticfonmgSTertnge  vom  28, 11. 1900  (RQBI  1901  &  903)  SB 
berücksichtigen  ist. 

Die  Bemerknng  in  Ziff.  31  Aber  die  Bedentnng  des  Art  1  Ziff.  92  des 
Aaslieferungsvertrags  erhält  folgenden  Znsatz: 

es  sei  denn,  daß  der  Eid,  zu  dessen  Verletzung  der  Zeuge  (Sachver- 
ständige, Dolmetscher)  verleitet  werden  sollte,  in  einem  Strafverfahren  ab- 
zuleisten wiir,  weiches  ein  Verhieehea  zum  Qegwutaiide  hatte. 
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Zoständig  fOr  die  Herbeiflllinrag:  der  Torliufig^ti  Pcstnahnie  Ist  für 

Brüssel  dir  (leiienildirektor  der  Gefängni.s«e  iiml  der  üfTcntlichen  SilAerhdt 
{directeur  gin4nü  des  prisona  et  de  la  si'n  ete  puöliquej. 

Wenn  Temmtet  wird,  daB  der  Verfolgt«;  sieb  naen  Belgien  gewendet 
hat.  niihcri'S  ülier  seinen  dortigen  Aufenthalt  aber  nidit  bfkannt  ist.  so  ist 
die  Kaiserliche  GesandUchalt  in  Brüssel  nnmiitelbar  um  UerbeifUhrung  der 
Torläufigen  Fettoabme  zu  ersQcben.  An  das  Staataministerinni  der  Jastiz 
odor  an  das  Staatsministcrium  des  K.  Hauses  und  des  Äußern  ist  in  sulchen 
Fälleo  dos  Ersuchen  nur  dann  zu  richten,  wenn  Zweifel  darüber  bestehen, 
ob  VMen  der'  Stndtat  die  Anslleferang  Wnspraebt  werden  kann. 

Der  vorletzte  Absatz  der  Ziff.  31  kommt  in  W'etzfall 

10.  Hinter  Ziff.  32  ist  fulgende  Ziff.  32  a  einzuschalten : 
32  a.  Colombien. 

Bis  zum  Inkrafttreten  der  vorbehaltenen  besonderen  Vereinbarungen 
bleibt  der  Art.  23  des  Freundschaftsvertrags  vom  23.  7.  lfm  (RQBl  ISdi 
S.  471)  maßgebend. 

Die  Anträge  auf  vorläufige  Festnahme  und  Ai;  !i  f  rung  sind  im 
diplomatischen  Wege  zu  stellen;  es  ist  deshalb  in  jedeui  Falle  unter  Bei- 
fügung der  entqirecbenden  Urkunden  sn  berichten  (vgl.  Ziff.  9,  12  ff.,  23). 

1 1.  Die  Ziff.  34  Abs.  4  entspricht  nicht  mAt  der  gegenwftitigeD  Sadl» 
läge  und  wird  durch  folgende  Fassung  ersetzt: 

Wird  die  "roriinfige  Pcstnabme  wegen  dner  Straftat  beantragt,  die 
unzweifelhaft  unter  den  Anslieferungsvertrat^  fällt,  so  ist  das  Ersuchen  um 
UerbeifUhrung  der  vorläutigen  Festnahme  unmittelbar  an  die  Königliche  Ge^ 
aandtacbaft  in  Paris  zu  richten,  sofern  nicht  etwa  ansnnehmen  ist,  daß  der 
Verfolgte  sich  in  den  Amtslu  zirk  eines  der  Kaiserlichen  Berufskonsulate  in 
Havre,  Bordeaux  oder  Marseille  geflüchtet  hat.  In  den  letzeru' ahnten  Fällen 
ist  die  Vemittelnng  des  fflr  den  Zuflnchtsort  anständigen  Kaiserlichen 
Konsuls  unmittelbar  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Bestehen  ZweUel  darüber,  ub  die  Strafttat  unter  den  Auslieferungs- 
vertrag  fällt,  so  ist  an  das  Staatsministeriam  der  Jqstis,  In  eiligen  Fällen 
an  das  Staatsministerium  des  K.  Hause<;  nnd  des  Änfiem  wegen  Herbei" 
führuDg  der  vorläufigen  Festnahme  zu  berichten. 

12.  Die  Ziff.  36  wird  dabin  etgänst : 

Zu  Art.  1  Ziff.  9  des  Auslieferung^svprtrag.s  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Italien  ist  zu  beachten,  daü  unter  itxcUatiov  ä  hi  debauche 
nicht  nur  Knppdei  im  Sinne  des  dratschen  StGB,  sondern  j<  de  strafbare 

Verleitung  zur  TTnznrht  zn  vcrstehrn  und  auf  Grund  dieser  ßestimmunj? 
z.  B.  die  Aubliilerung  wegen  Vuriiältme  unzüchtiger  Handlungen  uüt  Kindern 
bewilligt  ist. 

A)if  Grund  des  Art.  1  Ziff  11  und  12  des  Vertrags  findet  die  Aus- 
lieferung wegen  Diebstahls,  Uuierschlagung  und  Betrugs  auch  dann  statt, 
wenn  mehrere  Straftaten  dieser  Art  begangen  sind  nnd  der  Wert  des  Gegen- 
standes zwar  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Betrag  von  1000  Franken  nicht 
erreicht,  der  Gesamtwert  aber  diesen  Betrag  übersteigt. 

Außer  wegen  der  im  Art.  1  des  Vertrags  aufgeführten  Straftaten  findet 
die  Auslieferung  zwischen  Deutschlund  und  Italien  auf  Grund  von  Gegen- 
seitigkeitserklärungen auch  wegen  der  nachstehend  bezeichneten  strafbaren 
Handlungen  statt,  sofern  diese  nach  der  Oesetsgehnng  beider  Teile  mit 
Strafe  bedroht  sind: 

1.  wegen  Feilhaltung,  Ausstellung  oder  Verbreitung  von  uu^wu iitigen 
Schriften,  Abbildungen.  Darstellnngen  oder  sonstigen  Gegenstän  len ; 

2.  wegen  Verliehlung  von  Sachen,  die  dnrrli  ein  im  Art.  1  des  Au.s- 
lieferungsvertiags  Hufgefiihrtes  Verbrechen  oder  Vergehen  erlangt  sind,  und 
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wegen  Beistandes,  der  dem  TÄter  oder  dem  Teilnehmer  an  einem  dieser  Ver- 
brechen oder  VerKehen  nach  dessen  Begehung  geleistet  ist: 

8.  wegen  Nötigung  (§  240  des  deatachen  StQB,  Art  154  Abs.  1  dw 
iUlienisrhen  8tOB). 

13.  Hinter  Ziff.  36  ist  folgende  Ziff.  36  a  einnsehieben : 
a.  Japan. 

Bis  zum  Inkrafttreten  der  vorbchaltcncn  besonderen  Vereinbarung  bleibt 
No.  2  des  Pratokells  ZQ  dem  Konsnlarrertrage  Tom  4. 4. 1886  (BOBl  S.  742) 

maßgebend 

Die  Anträge  auf  vorläufige  Festnahme  und  Auslieferung  sind  im 
diplomatischen  Wege  zu  stellen  :  es  ist  deshalb  in  jedem  Falle  untf-r  Bei- 
Iflgung  der  entsprechen  den  T'rkunden  7n  hprirlitcn  (vgl.  Ziff.  9,  12  ff..  2Hi. 

14.  Die  Ziff.  38  und  die  ihre  Stelle  getretene  rv'r.  I  der  Belrannt- 
machnng  vom  27.  1.  1898  (JMBI  S.  d)  wwden  dahin  ergänzt  und  berichtigt: 

Maßgclx  tid  für  die  Auslieferung  zwisrh(>n  dem  Deutsclii-n  Keirhe  und 
den  Niederlaiidtn  sowie  den  niederländischen  Kolonien  ist  der  Vertrag  vom 
31.  12. 1896  (RGBl  1897  S.  731). 

Zum  Art.  1  Ziff.  24  des  Vertrags  kommt  die  frfihcro  Bemerkung,  wo- 
nach ein  ik'trug  nach  niederländischem  Rechte  nur  gegen  phy.sische  Personen 
begangen  werden  kann,  in  Wegfall. 

Zum  Art.  I  Ziff  27  des  Vertr8<is  wird  bemerkt:  Zum  Tiitbestand  des 
betrüglichen  Bankerotts  gehört,  daü  das  gerichtliche  Konkursverfahren  er- 
öffnet ist.  Rine  beglaubigte  Absehrilt  det  Beschliiflses  ttber  die  Eröffnung 
des  Konknrsverf.ihrens  ist  indessen  nur  dann  einrnreirhen,  wenn  das  T'rtril. 
auf  ürund  dessen  die  Auslieferunp  erfolgen  soll,  keine  Angaben  über  die 
Tatsache  und  über  den  Zeitputikr  der  Konknrserttffnnng  enthält.  Angaben 
hierüber  sind  in  den  Haftbefehl  auf/.unchmcn,  wenn  die  Ansliefernng  einer 
noch  nichi  verurteilten  Person  beantragt  wird. 

l.'i.  Zur  Ziff.  42  sowie  zu  den  Bekanntmachungen  vom  27.  1.  1398 
iJMBI  S.  'Vi  und  irt  10.  03  (JMBI  8  4:^3i  wird  bemerkt,  daß  zwi?rh<«n 
Deutschland  und  dir  .'^chweiz  auf  Grund  förmlicher  GegenseitigkeiUjtrkla- 
runt^en  die  An8lief*  riing  anch  wegen  gewaltsamer  Vornahme  unzüchtiger 
Handlungen  an  einer  Fraiienspprsnn  tind  wnpen  Miijbraiirhs  einer  geistes- 
kranken Frauensperson  ^uiu  HuUerehelichen  Beischlafe  statthndet. 

Im  llbrigen  hat  sich  die  Schweiz  bereit  erklftrt,  auf  Auslieferungs- 
anträge  wegen  anderer  Verbrechen  und  Vergehen  fregcn  die  ."Sittlichkeit  und 
wegen  Sachbeacbildigung  einzugehen,  soweit  es  die  schweizerischen  Gesetze 
gestatten.** 

^)  ^Der  Scbweizeiisehe  Bondesrat  bat  am  29.  9.  05  an  sämtliche  Kantens- 
regierungen  ein  KreissebKeiben,  betreffend  ZivilstuMlmktenaastaiiseh  mit  dem 

•  Aaslande,  erlassen. 

Die  allgemeinen  und  die  auf  den  AnstAQScb  mit  Bayern  bexflgliclMii 
Bestimmungen  dieses  Kreisschreibens  werden  im  nachstehenden  bekanntgegeben. 

Uie  Mitteilung  von  Zivilstandsakten  an  die  zuständigen  Behörden  det 
Auslandes  erfolgt,  soweit  es  den  sogenannten  Zivilstandsaktenanstaasch 
betrifft,  in  der  Regel  auf  diplomatischem  Wege  nach  Art.  5  des  Reglenenta 
für  die  Führung  der  Zivilstandsregister  vom  20.9.  1881.  Zu  diesem  Befanfe 
werden  die  bezüglichen  Zivilstandsakten  von  den  Zivilstandsbeamten,  sobald 
der  weiter  zu  meldende  Zivilstandsvorfall  (Geburt,  Ehe,  Tod,  Legitimation 
nsw.)  in  ihre  Register  eingetragen  ist»  ohne  Versag  den  betreffenden  Kantoas- 
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kanzleien  cin^esiindt.  soweit  kantonale  Vorschriften  nichts  anderes  bestimmen. 
Die  Kanton8kanzk'ii.n  beglanbigen  die  Akten  (Kreisschreiben  der  Biindeskanzlei 
▼om  2.  6.  1887,  Bnndesbl.  1887,  III  4!i7^  umi  st  n  icn  sie  in  der  Regel  monatlich 
mindpstfns  (-innnl  an  das  Sekretariat  für  ZivilstaiKlssarlifu  des  scJnvci/rrisrhi'n 
Justiz-  und  rMlizeidcpariements,  welchem  seit  1.  3.  U5  die  Übermittiung  der- 
selben nach  dem  Aaslande  übertragen  worden  ist  ( Kreisschrei bon  de«  sehweiee- 
riaehen  Justiz-  und  PolizeidL-partemcnts  No      vom  IS  2.  (k>). 

Jede  Sendung  der  Kantuaskanzleien  ist  mit  einer  nach  Staaten  geordneten 
Liste  zu  begleiten,  welche  die  Namen  (Familien-  und  Vorname;,  den  Heimatort 
nnd  dm  TieiriKttsrnnt  der  PcrHonrn  enthält,  auf  welche  die  Akten  lauten 
(Kreisschifiben  der  Üundeskanzlei  vom  14.  3.  187<>j. 

Da  die  Versendung  der  nach  dem  Aaslande  bestimmten  Zizilstandsakten 
dar(  b  d.13  Zivilstandssekrctariat  des  schweizerischen  Justiz-  und  l'olizeiiKp:irfe- 
ments  regelmäßig  vom  1.  bis  ö.  jedes  Monats  erfolgt,  so  ist  es  wünschenswert, 
daS  dieses  spftttttens  am  20.  jedes  Monate  in  den  Besitz  der  zu  übermittelnden 
Akten  des  vorherirehenden .  Monats  frcIanL'o.  falls  die  bezüglichen  kantonalen 
Versandstellen  nicht  eine  regelmäßige  wöchentliche  Versendung  vorziehen. 

Alle  snr  Eintragung  in  anslAndisehe  Standesresister  bestimmten  Zivil- 
standsakten, f(lr  welche  vertraglich  kein  anderer  Beförderunirsmodns  vor- 
gesehen ist,  werden  auf  diplomatischem  Wege  darcli  da«  Sekretariat  für 
Zhrilatandssaehen  des  sebweixeriicfaen  Jastii^  nnd  PolizeidepartementB  an  ihren 
Bestimm nnffsort  ^'•.•l*'it<'r. 

Verträge  und  Usancen  Uber  gegenseitige  Mitteilung  von  Ziviistandsakten 
bestehen  mit  Tollenden  Staaten: 

1.  Den  sotrcnannt'-n  Haager  Konventinnsstaaten. 

Infolge  Beitrittes  der  Schweiz  zu  dem  liaager  Ültereinkommcn  vom 
12.  6. 02  znr  Regelung  des  Geltangsbereiches  der  Gesetse  aof  dem  Gebiete 
der  Eheschließung  (A.  S.  n.  F.  XXI  HSJ7ff..  Kreisscli reiben  des  P.nndcsrates  vom 
7.  ü.  1)5)  itit  die  Schweiz  durch  Art  ö,  Abs.  4,  derselben  verptlichtet,  den 
Behörden  der  Vertra^^sstaaten  beglaubigte  ZiTÜstandsregisteranssafe  ttber  in 
der  Sclnv»'!/,  ab^esrhlossene  Ehen  ihrer  .Aiiir'-li'iiit(t'n  zuzustrllen. 

Folgende  Staaten  (in  der  offiziellen  Heihenfolgej  sind  bi&  dahin  neben 
der  Schweix  dem  genannten  Abirommen  beigetreten: 

Deutschland.  Belgien,  Frankreich,  ItalisBr  Laxembiug,  Niederlande, 
Kumänien  und  Schweden. 

Diesen  Staaten  sind  also  in  Znknnft  obligatorisch  Ehescheine  ihrer  An- 
^ehöriiien  mitzdtcilen.  Falls  Br.uit  und  Bräutigam  zwei  verschiedenen  Kon- 
ventionsstaaten  oder  zwei  oder  mehreren  verschiedenen  Gemeinden  eines 
Konventionsstaat^  angehören,  so  sind  die  Transcbeine  in  doppelter  oder 
mehrfacher  AusftTti^un^  ciiizureichni 

£s  ist  auch  dann  ein  Trauschein  zu  übermitteln,  wenn  nur  die  Braut 
einem  Konrentionsstaate  angehdrt. 

Für  die  Art  der  l'bermittlung  machen  die  mit  den  einzelnen  .^tauten 
bestehenden  bisherigen  Verträge  Regel  (siehe  nachstehend).  Wo  kein  Vertrag 
besteht,  geschieht  die  Übermittlung  auf  diplomatischem  Wege. 

3.  Bayern.  UnU^rm  7.  12.  1874  (A  S.  n.  F.  I  210)  ist  eine  Übereinkunft, 
betreffend  gegenseitige  Zastellang  von  Geburts-  nnd  Totenscheinen,  getrolTen 
worden,  wonach  solche  Urkunden  für  bayerische  Staatsangehöri^'f  direkt  und 
kostenfrei  an  die  Distriktspolizeibehörden  (Bezirksamt  bezw.  in  unmittelbaren 
Städten  an  den  Stadtmagistrat),  und  für  die  Pfalz  an  die  Staatsanwaltschaft 
sa  ttbermitteln  sind. 

Diese  Akten  mUsscn  von  den  den  ausstellenden  Zivilstandsbeamten  vor- 
gesetzten Behörden  beglaubigt  sein  .wird  durch  die  Kantonskanzleien  besorgt). 
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8.  MB  28.12.'bt  d.  Aailiefeniiigtverkelir  m.  d.  FliOippUien  (JIIBI  1908 

S.  5). 

BnuinMch  weif« 

1905 

MB  3.  10.  bt.  Zuständigkeit  f.  d.  TodeserlcläruDg  v.  braonscbweigucbeo 
Staataangdittrigen  oIiim  inlindiidieii  Wolmslti  (0«$.-  n.  VoSrnml.  i21). 

Bremen. 

1905. 

G«8.  22.  2.  bt.  d.  GeneralYormnndBduift  i.  d.  Stadt  Bremen  (GceBl  9.. 

l*r«>Htlru. 

1.  MV  24, 11.  bt  Zasiehttng  fnmder  Konaalarbeaaiter  i.  d.  SeMm 
(AligboZm  274).  <) 


Die  nach  Bayern  bestimmten  Akten  müssen,  wie  ullt'  im  Austaii-^«  }i 
verkehre  ttbenandten  Akten,  legalisiert  and  kostenfrei  voo  den  kantoDslcQ 
Bdiflrden  an  die  bayerisehen  Amtsstellen  geleitet  werden.  Portoanelag«  oder 
Legalisations|r<  Ini^n  I  n  dürft-n  von  den  .Adressaten  nicht  erhoben  werden. 

Die  Qeburts-  und  Todesscbeine  der  in  Bayern  geborenen  bezw.  gestorbenen 
Scbwelzer  werden  direkt  nnd  kostenfrei  an  die  Kantonakansleien  gesandt 
In  Bayern  werden  die  Zivilstandsakton  von  den  Distrikt spolizeibehördj^n 
legalisiert  iiml  nach  der  ikbweiz  übermittelt;  in  der  Pfalz  hingegen  erfolgt 
die  BeglaubiKunt;  darck  den  Präsidenten  des  Besirksgerichtes  und  die  Ver- 
■endiin^'  durch  die  Staatsanwaltschaft. 

Die  Annahme  oder  Ausstellung  von  Qeburtssrhein<>n  von  seilen  der 
Behörden  eines  der  beiden  Länder  präjudiziert  die  Fraf;e  der  Zuständiffkeit 
der  betroffenden  Individuen  in  k-einer  Weise. 

HR.  Die  schweizerisch-bayerische  Ühereinknnft  scblieüt  die  LegitimatioiU' 
nrknnden  nicht  ein.  so  daß  zor  Vermeidung  vun  Weitl&afigkeiten  nnd  Zeil» 
Verlust  Legalisierenlassen  derselben  durch  die  bayerticbe  Qoaadtsehaft  «der 
ein  deutsches  Konsulat  zu  empfehlen  ist. 

Ehescbeine  und  Legitimationsurkunden  werden  auch  nach  Bayern  an! 
diploBiatiflohem  Wefe  flbemittelt.* 

1)  ,Dic  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  erklärt, 
daß  sie  die  von  ihr  in  den  Jahren  IH52,  18ö8  und  18ö7  mit  mehreren  deut«cbea 
ijtaaten  geschlossenen  Auslieferungsverträge  als  für  die  Philippinen  anwendbar 
erachtet.  Hiernach  kann  auf  Grund  des  Auslieferungsvertrags  zwischen 
Bayern  und  den  Vereinitjten  Staaten  von  Amerika  vom  12.  ?>.  1H53  (Re>(Bl 
18Ö4  S.  lOSi))  diu  l  eötiuUmie  und  Ausliefeimig  von  rersonen,  die  naeh  diesem 
Vertrag  aus  den  Vereinigten  Staaten  huszuliefern  wären,  auch  auf  den 
Philippinen  herbeigeführt  werden.  -\uT  das  Verfahren  findet  die  Bekannt' 
iiiaehuüg  vom  IH.  2.  1892  (JMBl  S. -l.')   entsprechende  Anwendnni»'.* 

-)  ^Die  geraeiiijichaftlichc  Verfügung  vom  22.  7.  d.  Js.  über  die  Zuziehung 
fremder  Konsularbeamten  zu  Amtshandlungen  inländischer  Behörden  nnd  Be- 
amten in  preußischen  iSeehäfen  (MBI  S.  41<))*>  bleibt  auf  die  zum  Erwerbe 
durch  die  Seefahrt  besUmmtcu  Schiffe  (Kauffahrteischiffe)  beschränkt.  FlaÜ- 
schiffe  fallen  nicht  nntcr  die  VerfUgnng.* 


♦)  S.  Ztöch.  XV  474. 
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2.  MK  2ö.  U.  bt.  Art.  17  £0  z.  BGB:  Haager  Abkonunen  12.  G.  U2, 
%  606  ZPO  (,Dm  SUuidesamt«  190&  S.  169).  i) 


,Nach  den  hier  gemachten  WahmehmTingen  pflogen  zahlreiche  Gerichte 
sich  ihrer  aos  g  t)06  Abs.  4  ZPO  folgenden  Yerpfiichtung,  in  Ebescheidnngs- 
die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  der  Parteien  vor  dem  Eintritt 
in  die  sachliche  VcrhandluD^  von  Amts  «cgen  zu  prüfen,  noch  immer  iiii  lit 
bewußt  sa  sein.  Demgemäß  ist  es  auch  nach  dem  Erlasse  der  RundverfUguug 
Tom  21.  3.  00  I.  7671  nicht  selten  Torgekommen.  daB  inllndische  Oenebte 
nher  Scheidungsklagen  von  Ausländen  rrkannt  haVien.  trotzdem  ihnen  nach 
den  Gesetzen  des  Ueimatstaats  des  Kbemannes  die  Zuständigkeit  fehlte,  und 
dafi  materiell  anf  die  Scheidung  Ton  Anslftnderehen  der  Vorschrift  des  Art.  17 
EQ  2.  BGn  zuwider  die  deutschen  Getsftzc  un^^ewi'ndLt  worden  sind 

War  ein  solches  Verfahren  schon  bisher  geeignet,  das  Ansehen  der 
dentachen  Reditspflcgc  sn  beeinträchtigen,  indem  mcht  nor  die  anslftndischen, 
bondcrn  auch  inländische  Behörden  derartige  Urteile  als  rec htsunwirksam  be- 
handeln mußten,  so  würden  in  Zukunft  aus  einer  Hicbtbeachtnng  der  be- 
zeichneten  Geeette  nnter  ümstftnden  peinlidie  internationale  Konflikte  »ent- 
stehen können  Denn  naclidem  das  .Abkommen  zur  Regelunjr  dt-s  Geltungs- 
bereichs der  Gesetze  und  der  Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der  Ehe- 
scheidung und  der  Trennuni;  von  Tisch  nnd  Bett"  vom  12.  6.  02  in  Wirk- 
samkeit getreten  i>t  iRCH'.l  S.  231.  249.  vkI.  Art.  12  des  Abkommens) 
haben  die  Vertragsstaaten  ein(  ii  völkerrechtlichen  Anspruch  darauf,  daß  in 
Ehescheidungssachen  ihrer  Anj^t  hnrigen  sowohl  fflr  die  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit als  für  die  Anwendung  des  materiellen  Rechtes  die  —  sachlich  mit 
den  einschlagenden  Bestinunungen  des  deutschen  Rechtes  Ubereinstimmenden  — 
Yoiachriften  des  Abkommens  (Art  5  No.  2  Satz  4:  Art.  1,  2)  seitens  der 
deutschen  Gerichte  beobachtet  werden. 

Es  darf  hiernach  erwartet  werden,  daß  die  Gerichte  fortan  in  jedem 
Ehescheidungsprozessc  die  Erörterung  der  Staatsangehörigkeit  der  Parteien 
unter  die  von  Amts  wegen  vorab  zu  prüfenden  Fragen  aufnehmen  werden. 
Diese  Erörterung  wird  sich  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle,  wenn 
nach  dem  Inhalte  der  regelmäßig  zu  erfordernden  H<irat.surkunde  —  ins- 
Ijesnndere  dem  (ieburtsorte  det  Bhemannes.  dem  Wohnsitze  seiner  Eltern« 
der  Schreibart  des  ?fampns  ?owne  narh  dem  V(»rtrage  der  Anwälte  über 
den  Lebenslauf  der  Parteien,  deren  Heichsangebörigkeit  keinem  Bedenken 
unterliegt,  auf  eine  ganz  kurze  Feststellung  dieser  Tatsache  im  Tatbestand 
oder  den  Entscheidungsgrlinden  des  rrteits  beschränken  können,  wie  dies 
in  Ländern,  nach  dtrtii  GebeUgebuug  der  ürund!>atz  der  .Staatsangehörigkeit 
Ittr  die  Rechtsanwendmig  in  Ehesachen  schon  länger  maßgebend  war,  x.  B. 
im  Königreiche  Sachsen,  von  jeher  üblich  gewesen  ist.  Ergeben  sich  dagegen 
aus  der  Heirai sui  künde  oder  aus  dtn  Parteivorträgen  Bedenken  gegen  die 
Reichsangehörigkcit  der  Streitteile,  so  wird  diesen  vor  dem  weiteren  Fort- 
gange des  Verfahrens  eiue  zweifelsfreie  Machweisnng  Uber  ihre  StaatsaDge- 
Hörigkeit  aufzugeben  sein. 

Indem  ich  Eure  Hochwohlgeboren  emiclie,  diese  Bemerkungen  zur  Kennt* 
nis  der  Gerichte  Ihres  Bezirkes  zu  bringen  und  auf  deren  Iiea«  htung  bei  den 
Gescbäftsrevisionen  Ihr  Augenmerk  zu  richten,  steile  ich  Ihnen  zugleich 
anheim,  anch  dem  Vorstande  der  Anwaltakammer  in  geeigneter  Form  von  den 
angedeuteten  Gesichtspunkten  Mitteilung  zu  machen,  damit  die  Anwälte  schon 
bei  der  Aufnahme  der  Instruktion  für  einen  Scheidungsprozeß  die  Frage  der 
Staatsangehörigkeit  der  Parteien  in  prttfen  und  in  zweifelhaften  Fällen  klar 
m  ttellen  Teranlaßt  werden." 


Digilized  by  Google 


636 


Qesctzgebuügsscbau. 


3,  MV  8. 12.  bt  Konsalariscbe  ZoUIreibelt  i.  Brasaien.  (MBI  d.  Handda- 

U.  GewVerw.  482).  >) 

4.  MV  23.  12.  bt.  Vollstr«ckbarkeit  deutacsher  Oanchtaentscbeidangen  ia 

Österreich.   (JMBl  331). 

1906. 

1.  MB  0  1.  ht.  Auslieferuog  aos  u.  nach  Fraakreidi  weg.  BntflihniBf 
V.  Minderjährigen  (JMBl  6).») 


^)  „Unter  Bezognalime  auf  die  VerfUsung  vom  lä.  o.  d.  J«.  III.  64dU. 
betreffend  Zollbehandiung  der  fQr  att8l&ndis<£e  Konsolarrertreter  eingebendea 

Dienstgegcnstiinde,'*)  teile  ich  mit,  daß  die  Brasilianische  Regierung  sich 
nanmtihr  bereit  erklärt  hat,  allen  unseren  konsularischen  Vertretern  Zoll- 
freiheit  für  die  zu  ihrem  dienstlichen  Gebrauche  eingehenden  Gegenstände 
zu  gewähren.  Ich  etincbe  die  ZoUateltoi  dementqjNrediMd  mit  Anweisang 

zu  versehen." 

,,Die  nächst elifiide.  von  dem  österreichischen  Herrn  Justizminister 
am  19.10.04  in  Ergänzung  der  Verordnung  vom  21.  12.  189!)  (vgl  .TMBI 
19(J<)  S.  79 1  erlassene  und  am  1.11.04  in  Wirksamkeit  getretene  Verord- 
nung, die  im  B9  Stücke  des  österreichischen  RGBl  veröffentlicht  ist,  wird  aar 
Kenntnis  der  Justizbehörden  gebracht. 

Verordnung  des  Jnttiaministers 

vorn  19.  10.  100 J  iv  niir  Bostininniniion  zur  Herstellung  drr  GffrpnsfitiLj- 
keit  gegenüber  dem  Deutä^^hen  Keiche  in  betreff  der  Volbtreckung  der  dort 
errichteten  Akte  und  ürkttiideti  getroffen  werden. 

Im  Deutschen  Reiche  wird  von  den  Gerichten  die  Anerkennung  des 
Trteils  eines  Österreich isclicn  (Jiricht.s  wogen  nicht  ^ohfirifjif^r  Zustellung  der 
den  Prozeß  einleitenden  Verfügung  nicht  nur  in  den  durch  §  .328.  Ziff.  2, 
der  Oeotschen  ZPO  normierten  Fällen,  sondern  st«t8  auch  dann  ausgesrhlossea. 
wenn  die  Zustclinng  nicht,  wie  es  der  §  S().  Ziff  2  Ji-r  öaterreichiachea 
Exekutionsordnung  vursielit.  zu  eigenen  Hiinden  erfolgt  ist. 

Die  Kaiserlich  Deutsche  ücgierung  bat  erklärt,  daß  die  dentachen  Ge* 
richte  keinen  Grund  haben  wcnh-n,  auf  der  Forts^^tznng  dieser  Praxi?  zn 
bestehen,  sobald  von  der  k.  k.  Regierung  die  Erklärung  abgegeben  werden 
wird.  daU  die  österreichischen  Gerichte  bei  Prüfung  der  Voraussetzungen 
für  die  Vollstreckbarkeit  von  Akten  und  Urkunden,  die  im  Deutschen  Reiche 
errichtet  wurden,  Uber  die  Erfordernisse  dts  §  328,  Ziff.  2  der  Deutschen 
ZFO  nicht  hinausgehen  werden. 

Demzufolge  wird  zur  Herstellunu  vollkommener  Gegenseiti^ikeit  gegen- 
über den  Bestimmungen  des  §  .328,  Ziff.  2  der  Deutschen  ZPO  gemäß  §  84 
der  Exekutionsordnung  folgendes  angeordnet: 

Bei  der  Ent.scheidnnf?  über  Exekutionsanträge,  die  sich  auf  Erkenntnisse 
deutscher  Gericht«  oder  auf  vor  diesen  abgeschlossene  Vergleic  he  gründen, 
bat  der  §  80,  Ziff.  2  der  Exekationaordnung  keine  Anwendung  zu  finden. 
Wetren  Mnn$rplhaftij^keit  des  Vorpanfros  bei  Zustellunt;  der  den  Prozeß  ein- 
leitenden Verfügungen  kann  die  l^^^ekuiion  nur  unter  solchen  Vor:ui$setzaagen 
abgelehnt  werden,  anter  denen  gemäß  §  328,  Ziff.  2  der  Dt-utschen  ZPO  die 
Anerkennung  eines  fisterreichtachen  Urteils  im  Deutschen  Beiche  aas- 
geschlossen  ist.'* 

„Im  Auslieferungiverkdiure  zwischen  Preußen  .und.  Frankreich  tindet 
auf  Grand  Ton  QegeBsdItigkeitserkl&ningen  die  Andiafening  wegen  Est* 


6.  AbgbnZBl.  S.  III. 
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2.  XV  6.  1.  bt.  Znlasäung  v.  Ausländern  z.  Universitätsstadium  usw. 
(ZBl  r.  d.  U.  S.  207).  1) 

'^.  MV  10.  I.  bt.  Hittailang  gericbtUcher  EntacbeidDiigen  a.  d.  Reichs^ 
Jasüzamt  (JMBl  12 

4.  MB  17.  L  bt.  BehaQdluQg  d.  Aaslandspässe  i.  Prankreich  (MBl  31).  3) 


fiihning  von  Mindcrjühn^ien  beiderlei  nt  sdilecht«  statt,  wenn  die  Tat  nach 
der  Qesetagebiing  des  einen  wie  des  anderen  Teiles  als  Verbrechen  oder  Ver- 
Ifeben  Btrafbar  ist  f§§  230  bis  237  des  RStOB  und  §  21  des  preußischen 

Gesetzes  vui.i  2.  7.  iU)  —  (iS  Ö  204  :  Art.  351  fT.  des  Oh/c  pt^tuU 
und  das  dttn  Art.  3.j7  ergänzende  französische  Gesetz  v.  5.  12.  Ol.)"  ♦) 

'i  2.  Zum  Nachweise  dfr  wissenst  haftliclifn  Vnrbiltiiing  für  das 
akademische  Studium  haben  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  aulkTdem 
dasjenige  Reif*  z*  u^'nis  einer  dentoclien  neunstuiigen  höheren  Lehfanstalt  bei- 
rnbringcn.  welches  für  die  Zulassung  zu  dni  ihrem  Studienfarh  fntsprprhenden 
lierufsprQfungen  in  ihrem  Heimatstaate  vorgeschrieben  ist;  auf  Grund  aus- 
Iftndisdier  Reifezengnissc  dürfen  KeichsangehSrige  nur  dann  immatrikuliert 
werden,  wenn  daraufhin  ihre  Ztila«stinpf  zu  den  ihrem  Studienfach  ent» 
sprechenden  Rerufsprüfungen  in  ihrem  Ilcimatstaate  gesichert  erscheint. 

Genügt  n.ii  h  den  bestehenden  Hestinuanngen  fflr  ein  Berufsstudium  der 
Nachweis  der  K«  if  fir  die  Prima  einer  neunstnfigen  bOheren  Ijeliranstalt^ 
so  reicht  das  auch  iur  die  Immatrikulation  ans. 

Die  Fataität,  bei  welcher  der  Studierende  efnantragen  ist,  bestimint 
sich  durch  da"5  von  ihm  }i;pwiihltf  Stndienfach. 

^  3.  Mit  besündorcr  Krlaubniü  der  Imiuatrikulationskommission  können 
Angehörige  des  Deutschen  Reiches,  welche  ein  nach  §  2  Abs.  1  oder  2  ge- 
nügcndL's  H«'irozcu<^iii.s  nicht  erwurben.  jednch  wonif^-stt-ns  dasjfiiig**  >fn(j  d»*r 
Schulbildung  <  rreicht  haben,  welche  für  die  Krlaijgung  der  Berechtigung  zum 
Einjährig-freiwilligen  Dienst  vorlas -hrieben  ist,  auf  Vier  Semester  immatrl- 
kaliert  und  bei  der  l^hilubuphischen  Fakiiltiit  eingetragen  werden. 

Die  liaiaalrikulationsküuimissiüri  ist  ermächtigt,  nach  Ablauf  dieser 
Tier  Semester  die  Verlängerung  des  Studinms  und  zwei  SemeriWr  ans  be- 
sonderen (rrUnden  besonder.s  gestatten  Eine  weitere  Verlängernng  ist  nur 
mit  Genehmigung  des  Ministers  zulässig. 

i$  4.  Ausländer  können  immatrikuliert  und  bei  jeder  Fakultät  ein* 
getragen  werden,  sofern  sie  sich  über  den  Besitz  einer  Schulbildung  aus- 
weisen, welche  der  in  ^  8  bezeichneten  für  {gleichwertig  zu  erachten  ist." 

„Rechtskräftige  Entscheidungen  der  Uberlandesgerichte  und  der  Land- 
gerichte, welche  die  Vollstreckbairiceit  sebweixerlschn  Urteile  im  bilande  be- 
rubren,  sind  in  Abschrift  dem  Rdchs-Jastisamt  einsnreieben.* 

•*)  „In  Frankreich  gelten  die  Auslandspässe  nicht  ohne  weiteres  als 
Legitimation  bei  der  Empfangnahme  Ton  Postsendungen,  .'^ic  werden  viel- 
mehr nnr  denn  als  vollgültige  Beweisstücke  fttr  die  Identität  des  Empfängers 
angesehen,  wenn  sie  ein  in  dem  betreffenden  Ausstellunfz.slande  hevallmäch- 
tigter  französischer  diplomatischer  Vertreter  oder  Konsul  visiert  hat  nnd 
diese  Bescheinigung  von  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in 
Paris  bestätigt  ist  oder  wenn  sie  in  Frankreich  TOn  einsui  beviulmicbtigten 
Konsul  des  Aosstellangslandes  visiert  sind." 


*)  S.  aueb  unten  S.  638  No.  ö.  —  Red. 
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ö.  HB  26. 1.  bt  Ansliefenuig  «ng  n.  lUMdi  Fmknidi  weg.  Rntnkrsog 
T.  Hinderjährigen  (MBl  38).^) 

6.  MV  19  2.  bt.  Auslieferung  v.  d.  Philippinen  (JMBl  285).») 

üa.  MV  15.  8.  bt.  Versteuern np^  v  Nachlaßgeldcrn   s  oben  S.  613  No.  2. 

7.  MV  16.  3.  bt.  Verkehr  außerdcutscber  Auswanderer  üb.  d.  pr^i£iscbe 
'Grenze  (MBl  49).  3) 

8.  MV  ao.  3.  bt.  Zoltitelbeit  I.  Master  dttniscber  Handelnebeiider 
(AbgbnZBl  186). 

9.  MV  5. 4.  bt.  Gewerbelegitimationakarten  f.  dftniscbe  HandlangmiMiide 
(MBl  d.  Handels-  u.  Gew.Verw.  }»if 

10.  MB  8.  5.  bt.  Ronsu1arbc'aint<-.  welche  z.  Abhöruog  v.  Zeugen  u.  a. 
Abnahme  t.  Eiden  ermächtigt  »iiid  (JMßl  liüj.**)^) 

*)  Vgl.  Zt.<cli.  XV  476.  IU-(1. 
**f  Vgl.  Ztbch.  XV  471  ff        H  pfl 


Verkehre  zwischen  i  it  uLien  und  Elsaß-Lothringen  unerseitö  aud 
FnUlkreii-b  andereraeits  hat  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  die  Auslieferung 
wegen  Entführung  Mindfi  i^iliriger  des  einen  oder  des  anderen  Geschlechts 
stattzutinden,  sofern  die  iiandiiing  nach  der  Gesetzgebung  dvi>  t-inen  wie  des 
aadeten  Teiles,  sei  es  als  Verbrechen,  sei  es  als  Vergtlun,  strafbar  iak 
Unter  die  Oegenseitigkeitserklärungen  fallen  für  den  \'trkthr  zwischen 
Preußen  und  Frankreich  auch  die  durch  §  21  des  Ge.^tzei>  über  die  Fürsorge- 
«niehiing  Minderjähriger  vom  2. 7. 00  vorgesehenen  Tatbestände,  sowät 
sie  nach  französischem  Rechte  durch  Art.  dts  Code  jx'nnl  glticbfsJIs 
mit  Strafe  bedroht  sind.  Dies  trifft  insoweit  zu,  als  es  sich  um  die  yon  dem 
VtX/tt  oder  der  Mutter  bewirkte  Entziehung  eines  MiadeijKbrfgen  «äs  der 
«Dgeordneten  Fürsorgeerziehung  handelt."  •) 

*)  „Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  trachtet  die 
Toa  ihr  in  den  Jahren  18ä2,  1853  und  1857  mit  PreoJlen  und  anderen  deutsdiea 
Staaten  abgeachloiaeiieii  Aasliefenuigsveitrftge  fOr  die  Philippinen  fBr 
wendbar. 

Auf  Grund  des  Auslieferungsvertrags  zwischen  PreuÜen  und  anderen 
Staaten  des  Deutschen  Bundes  einendts  and  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  andererseits  vom  16.  6.  1852  nebst  Additionalartikcl  vom  IR  11  1852 
wird  sonach  die  Festnahme  und  AusUelenuig  von  Personen,  die  nach  diesem 
Vertrag  aus  den  Vereinigten  Staaten  anssnUefem  wftren,  anch  anf  da 
Philippinen  herbeigeführt  werden  können.* 

^)  ..Im  Verfolg  der  Vorschriften  über  den  Verkehr  außerdeno'  lier  Aus- 
wanderer über  die  preuüische  Grenze  vom  20.  9.  04  (MBl  1904  iS.  276) 
wird  hierdnrch  bekannt  gegeben,  daß  am  28.  d.  M.  eine  üeniere  Regifltrie^ 
Station  in  Bingerbrück.  Regierungsbezirk  Cobleiiz,  eröffnet  wird.  Da  auBer- 
dem  von  der  Königlich  Sächsischen  Regierung  eine  Registrieratattoo  io 
Leipzig  errichtet  iat,  ao  bettdien  soldie  nnnn^r  in  Myalowita,  Ratibor, 
Ldpsig  nnd  Bingerbrück.** 

••i  .Die  in  der  Bekanntmacfiiing  vom  17  7)  04  .IMHl  132»  niitgetcMlt.n 
L  bersichtcn  der  Orte,  an  denen  sich  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestattete  oder 
solche  Kaiserlidie  Konenlarbeamte  befinden,  welche  sur  Abhßmng  von  Zengo 

*)  S.  auch  oben  S.  630  Iilo.  1.  —  Red. 
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11.  MV  29.  5.  bt  d.  Ersuchen  nach  d.  Au.^laihle,  soweit,  sie  nicht  auf 

Aiuliefening  od.  Festnahme  gerichtet  sind  (JMBl  15!>i  *1 

12.  MV  14.  6.  bt.  Ehefähigkeitsbcscheinigangcn  f.  russische  üntertauen 
(.Das  Standesamt«  i9ü5  S.  278).  i) 


•)  Der  Abdruck  dieser  umfangreichen  Verfügung  muß  wegen  Raum- 
mangels hinaasgeschoben  werden.  —  Abdrucke  sind  von  R.  v.  Deckers  Verlag 
Q.  Schenek,  Berlin  8W.  Jerusalemerstr.  5ß,  käuflich  zu  beziehen.  —  Ii  ed. 


und  zur  Abnahme  von  Eiden  alltfpmpin  rrmiirhtig't  sind,  worden  gtuM  den 
inzwisclun  eingetretenen  Veränderungen  dabin  berichtigt: 

1.  In  der  Übersicht  A  triU  bei  No.  1:  .in  China*  himtn:  Pakboi- 
Kiungtchau  (Hoihow). 

2.  In  der  Übersicht  B  treten  binzn: 

bei  No.  5:  ,in  China":  Pakhoi-Klnngtchau  (Hoihow), 

bei  No.  21 :  „in  Rußland" :  Charkow  nml  Warschan, 

bei  No.  '60 :  „in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  deren 

Besitzungen* :  Atlanta,  New-Orleam,  Portland,  St.  Paul  and 

Seattle. 

No.  32:  „in  Zeotralamehka* :  Guatemala.  Alaoagua  (Nicaragua 
San  Joa^  de  Cottaiica.* 

1)  ^Neuerdings  bat  die  Kalserifcb  rassische  Regierang  diejenigen  Behsiden 

l)C7,ei('hnt't.  d'w  zur  .\iiJ5Sttnung  vnn  Ehefähigkeit.slK'srh('jni)<iii){,'en  als  T'nfer- 
lagen  für  die  Krtciluog  der  bei  EbeschlieÜangeo  von  Ausländern  nach  §  7 
der  AnsfVO  vom  12.  7.  1899  erforderlichen  Unbedenklicbkeltszengnisse  sn- 
ständig  sind.  Danach  werden  künftig  die  zu  legalisierenden  7  u^nisse  über 
das  Nichtbekanatsein  von  Bbehindernissen  für  russische  Untertanen,  die  in 
DentscMand  die  Bhe  za  schließen  beabsichtigen,  erteilt  werden: 

für  Angehörige  des  orthodoxen  (griechisch-katholischen)  oder  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  von  dem  Qemeiodegeistiiohen  des  Wohnorts  oder  des 
letzten  russischen  Wohnorts  des  Verlobten, 

fUr  Angehörige  des  tOmisch-katboliscIiett  Bekoutauses  Ton  der  Poliaei- 
bebörde  dieses  Ortes, 

für  Israeliten  von  dem  Rabbiher  dieses  Ortes,  dessen  Unterschrift  dnreb 
die  Polizei  Behörde  zu  beglaubigen  ist  . 

für  Mohammedaner  von  dem  Rehgiousdiener  dieses  Ortes,  dessen  Unter- 
schrift durch  die  PoflKeibebSrde  cn  beglaubigen  ist. 

Darm,  daü  <lie  v(»ii  russischen  Untertanen  außerhalb  ihres  Heimatstaates 
eingegangenen  Ehen  in  Kußland  nur  dann  als  t^'iltijj  luierkaiint  werden,  wenn 
sie  gleichzeitjy  auch  nach  den  Vorschriften  der  Kunfession.  /u  der  die  Ehe- 
ücbließenden  gehören,  erfolgen,  wird  hierdurch  nichts  ^'oandert  Die  Standes- 
l>eanit('n  sind  daher  anzuweisen,  vorkommendenfalls  die  Bet<"iliiften  hieran! 
aufmerksam  zu  machen.  Wenn  nach  wie  vor  die  Beschaffung  der  Ehcfähig- 
keitsbescbeinigung  für  russische  Staatsangehörige  auf  Schwierigkeiten  stoßen 
sollte,  wird  Dispensation  von  deren  Beibringung  nur  da  erteilt  werden,  wo 
die  sichere  Gewähr  dafür  geboten  ist,  daß  der  standesamtlichen  Eheschließung 
eine  den  Anforderungen  der  rassischen  Oesetigebiuig  entsprechende  kirdhliche 
Trauung  nachfolgt.  ' 

Soweit  sich  die  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  III.  4.  00, 
abgedruckt  in  F'ischersZ  XI  863,  an!  rasiiiGhe  Untertanen  beiiehty  hat  vÄ 
diesell)e  erledigt." 
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13.  MB  29.  ti.  bt.  d.  schweizerischen  Behörden,  die  befagt  gin  l  i  Tor- 
länfigc  Festnahme  flüchtiger  Vi  rbrccher  i.  Aaslande  z.  bpantraL'on  i  .1  MBl  li>7).  *) 

14.  ües.  28.  8.  bt.  d.  Ikkainpfung  übertragbarer  Krankheiten  <.GS  373). 
16.  MB  2ü.  10.  bt.  d.  schweizerischen  Behörden,  a.  welche  Anträge  auf 

Toiliafige  Festnahme  gerichtet  werden  klonen  (JUBl  318).^ 

16.  HV  27.  11.  bt  Kinforderong  v.  Aaseinandersetzangsscbeincii  t. 
AnsUndeni,  d.  i.  Inlaade  e.  neue  Ehe  eingdien  wollen  (MBl  äOl).^) 

IIL  Außerdeutsche  Staaten. 

LaxetaburK. 

(Vgl.  Ztach.  XIV  Ö64.) 

m». 

1.  Oes.  88. 3.  bt.  Binfflbrang    meieehkoneenren  (MAnorial  1908  S.  297). 

2.  Ges.  15. 6.  bt.  Beklmpfmig  d.  Hasevdspiels  (641). 

niederlande. 

(Vgl.  Ztsch.  Xm  223). 

19<)3. 

1.  Ges.  12.  1.  bt  (1  mtomationalc  Zurkcr-Konvontion  &.  3.  02  St. 

2.  1.  Ges.  11.  4.  bt.  Abänderaog  d.  Artt.  284,  426,  358,  380  d.  Straf- 
gesetzbuchs  {St.  101). 

*)  S.  oben  &  627  Ho.  6.  ~  Ked.   **)      Staatsblad  No.  18.  —  Red. 


,.E8  ist  ZQ  meiner  Konntnis  gekommen,  daC  die  Standesbeamten 
b&ofig  von  Aufll&Ddem,  die  im  Inlande  eine  neue  Ehe  eingeben  wollen,  Aos- 
dnanderaetsnngsfleheine  im  Sinne  der  |§  1814,  1669  BOB  erfordern.  Dies 
führt  (l;izu,  (1h[j  die  aus! {Indischen  Verlobten  sich  mit  cinrm  entbprcolienden 
Antrage  an  das  inländische  Amtsgericht  wenden,  das  dadurch  meistens,  be- 
sonders wenn  die  Ansliader-BigenMliaft  des  AntragsteHers  ab^  ohne  wüteres 
erhellt,  zur  Einleitung  eines  anfiwhalb  seiner  Znstiadigkeit  Uzenden  Yet^ 
faiurens  veranlaßt  wird. 

Der  Standesbeamte  ist  jedoch  nicht  befugt,  Ton  einem  anslindisehai 
Verloliteii  ein  Zeugnis  der  fj^edarhten  Art  zu  erfordern,  denn  nach  Art  13 
Abs.  1  EG  z.  BGB  bezieben  sich  die  §g  1314,  166»  BGB  nur  auf  Reichs- 
angdiOrige.  Aber  auch  wenn  der  aosl&ndisebe  Yeriebte  einem  Staate  an- 
gehört, dessen  Oesetzfrcbang  eine  dem  denfseben  Recht  entsprecbende  Be- 
stimmung enthält,  hat  der  inländische  ätandesbeamt«  deren  Befolgung  nicht 
selbsU&ndig  sn  prüfen,  weil  jeder  Aosländar  entweder  ein  Ebefähif^eitsattest 
seiner  Heimatsbohürdc  vorlegen  oder  die  ministerielle  Befreiung/  hiervon  bei- 
bringen mnli  (Art.  43,  §  1,  4  AG  z.  BGBj,  hierdurch  aber  dem  Standes- 
beamten nachgewiesen  wird,  daß  in  der  Person  des  ansUndischen  Verloliteii 
alle  von  dem  bilr^^i  rlichen  Hechte  seiner  Hsiniat  effoxderten  Voraassetnilgen 
für  die  Eheschließung  vorhanden  sind. 

Enere  Hochwoblgeboren  ersuche  ich  Memaeh  ergebenst,  die  Slandeo- 
beamten  gefälligst  darauf  hinzuweisen,  daß  sie  von  einem  oder  einer  zu 
euier  ireuen  Ehe  schreitenden  ausländisi  h« n  Verlobten  eine  Bescheinigung 
über  die  Brfflllnng  der  gegenttlM»  den  trbtebclicbai  Kindern  bsstdienden 
Pflichten  unter  keinen  Umstiaden  erfordern  dürfen.** 
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3.  Ges.  25.  4.  bt  Sclii cd s vertrag  28.  2.  ÜB  m.  Venezuela  (St.  lOB). 

4.  Militärstrafgesetzbuch  27.  4.  (St  III). 

5.  Ges.  27. 4.  bt  Vertrag  25.  4. 08  m.  GraSbiitaiiiiieii  weg.  SnlaGlildi- 
gimg  der  in  AasfOliniiig  d.  Fladierei«KoiiTeBtloii  6.  5.  1882  »Ib  Zeugen  Ter- 

Bommencn  Fischer  (St.  117). 

6  :\  Gesit/i  24.  7  bt.  die  internationalen  FamilienrechtakonventioBen 
12.  6.  02  tSt.  231,  232,  233). 

1Ö04. 

1.  Oes.  27. 4.  bt.  Ablnderang  d.  Artt.  154,  179,  228  d.  HandebigeseU- 
iMd»  (St.  83). 

2.  Oes.  9.  6.  bt.  d.  Staatstelepbcndicnst  (St.  117). 

3.  Kgl.  Verordnung  15.  6.  bi.  die  internationalen  l<'aniilienrecbt8konTen- 
Uonen  12.  6.  02  <St.  12n 

4.  Kgl.  Verordnung  17.  ti.  bt.  Anwendbarkeit  des  Aaslieferungsvertrages 
2. 6. 1887  mit  d.  Verdnigten  Staaten  t.  Aaerika  aal  d.  bdderseitigen  Kolo- 
nien (St.  128). 

5.  Staats-Telegrapbenreglcment  8,  7  (St,  127). 

(>  K  Verordnung  11.  7.  bt.  d.  Beitritt  Spanien«  s.  d.  internationalen 
Familienrecbtskonventionen  12.  fi.  02  (St.  128). 

7.  Oes.  14.  7.  bt.  Abänderung  d.  Jagdgebetzgebung  (St.  148). 

8.  Oes.  12. 10.  bt.  Kleinbaadel  mit  l^piritaoiwB  n.  Bekimplang  d.  Trank' 
sncbt  („Drmikw9t*)  (St.  280). 

9.  Kgl.  Verordnung  17.  10.  bt  d  Text  d.  Trnnkgesetzes  (St.  235). 

10.  Oes.  30. 12.  bt.  TeiegrapbenTertrag  m.  Frankreicb  6.  4. 04  (8t.  270). 

dkiterreteh«*) 

1905. 

1.  Staatsvertrag  zwischen  d.  östcrr.-ung.  Monarchie  u.  d.  Königreiche 
Bayern  bt.  mehrere  EisonbahnanschlUsse  a.  d.  beiderseitigen  Grenze 
(No.  lö  KüBl  l^ö;,  abgeschlossen  zu  München  am  22.  11.  04. 

2.  V.  d.  k.  u.  k.  gemeinsamen  Ministers  d.  ÄuBem  bt.  d.  Ein  sehr  än- 
Icnng  d.  Oericbtsbarkeit  d.  k.  n.  k.  Konmlaiilmter  in  Ägypten  n. 
d.  teilweise  Übertragung  dieser  Gerichtsbarkeit  an  d.  dort  bestehenden 
gemischten  Tribunale  auf  weitfro  fiiiif  .liihrf  vom  29.  1.05  (No.  12). 

Rtaatsvertrag  zwischen  Ostcrrfifh-rii^arn  u.  Württemberg  zur 
Vermeidung  v.  Doppelbesteuerungen,  welche  sich  aus  d.  Anwen- 
dong  d.  Illr  d.  im  Reidietate  yertretenen  Königreiche  n.  Lftnder,  beiw.  Ür 
d.  Königreich  Württemberg  geltenden  Stenergesetse  ergeben  kSnnen  (No.  IliO 
ROBl  1905),  abgeschlossen  in  Stuttgart  am  4. 2. 06* 

4.  Kundmachun;^  d  Kisenbahniiiitii.stt  rinms  vom  10.  3.  (No.  96)  bt. 
d.  Li.ste  d.  E isen  ba  h  n  s  1 1  er  k r n ,  auf  welchf  d.  internationale  Überein- 
kommen üb.  d.  Kisenbahnirachtverkehr  vom  14.  10.90  (No.  186 
BGBl  1892)  Anwendung  findet. 


*)  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Isidor  Schwartz  in  Sarajevo. 
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5.  V.  d.  Eisenbahnniinisteriams  v.  15.4.  (No.  56)  bt.  d.  Abänderung 
II  Ergänzung  einiger  Bestimmungen  d.  mit  V.  t.  KV  12.  tf2  (No.  207), 
mit  Wirksamkeit  v.  1.  1.  93  eingeführten  Betriebsreglements  für  d. 
BbenlMliBflii  d.  Im  Reidtsrate  mtretenen  KSnigiddie  «.  I4bider. 

6.  V.  d.  Handelaminkteriams  t.  1&  4.  (No.  64)  bt.  d.  KitndmacliQiig 
«iaer  Tele g r  a p  h  e  n  o  r  n  n  n  g. 

7.  V.  d.  (icsamtministeriums  v.  8.  f5.  (Nu  91)  üli.  d.  Verleihung 
d.  vollen  Gerichtsbarkeit  an  d.  k  u.  k.  Kunsulat  in  Mitrovicz, 

8.  Oes.  Y.  21.  8.  (No.  142^,  womit  die  Regierung  ermächtigt  wird, 
d.  Handels*  u.  Verkebrsbesiebangen  m.  d.  Schweix  n.  m.  Bul- 
garien proTieorieeh  tu  regeln. 

9.  Oes  V.  7.  9.  (No.  163)  bt.  d.  Abwebr  u.  Tilgung  d.  Sebwelne- 
peet  (Schweineseuche) 

10.  V.  d.  Ministerien  d.  Innern,  d.  Justiz,  d.  Handels,  d  Eisenbahnen 
n.  d.  Ackerbaues  v.  6.  11.  \No.  Iü9),  mit  weicher  Durchführuugs- 
voreebriften  lu  dm  enb  9  erwibnten  Geeete  erlaasen  weiden. 

11.  Oes.  21.  9.  (No.  149),  mit  weiobem  einige  BeetimmnDgMi  d, 
Ges.  vom  22.  10.  75  (No.  86  RGBl  1876)  bt  d  Errichtung  eines  Ver- 
wal tu n gsge r  i  (' h  t  s h  0  f  e  s  abKeändtTt  worden. 

12.  V.  d.  lliindelsministeriums  v.  1.  12,  No.  182).  mit  welcher  im 
Nachhange  zur  Polizeiordnuug  f.  d.  Seehäfen  v.  14.  8.  84  (No.  33)  u- 
an  d.  Y.  d.  Handelsministerinnu  t.  1&  4. 87  (No.  42)  a.  24.  7.  92  (No.  118) 
weitere  Beetimmm^oi  fOr  den  Hafen  Ton  Pota  eriaaseil  werden. 

13.  Notenwechsel  zwischen  Österreich  -  Ungarn  u.  d.  Schweiz  TOm 
18.  12.  (No.  218)  bt.  d.  Hegolnngd  Handels- o.  Verkebrsbesiebnngen 
für  die  Monat«  Januar  nnd  Februar  190b. 

14.  Ges.  V.  21.  12.  (No.  201)  bt.  d.  Erstreckung  d.  Geltungsdauer  d. 
Ges.  V.  27.  12.  93  (No.  189)  üb.  d.  Unterstatzung  d.  Handelsmarine. 

16.  Ges.  ▼.  21. 12.  (No.  202),  womit  d.  Regiening  ermichtigt  wird,  d. 
Handels-  n.  Yerkehrsbesiehnngen  m.  Italien  proviwNnsdi  sn  regeln. 

Portugral. 

(Vgl.  Ztsch.  XIII  Ö16) 
1903. 

1.  Ges.  27. 4.  bt.  Firsorge  f.  Minderjährige. 

2.  Ges.  27. 4.  bt  Ausseblleftuig  gewisser  Personen  t.  d.  Biudbaft. 

3.  Dekret  14.  5.  bt.  d.  Sardinenfischerei  an  d.  portugiesischen  Kftste. 

4.  Dekret  14  5  bt.  d.  portujriesischen  Konsnlntf^  i.  d.  Schweiz. 

5.  Kgl.  Ordonnanz  1.  7.  bt.  Zusatz  z.  d.  Haudelsvfrtr.  m.  Norwegen. 

6.  Dekret  8.  8.  bt.  Schaffung  v.  (iesandtschafteu  i.  Tokio  u.  Peking. 

7.  Dekret  24. 12.  bt  Einfabmng  eines  Konsnlar^Reglements. 
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B  II  cheranze  I  firen . 
Werke  allgemeinen  und  vermischten  Inhaltes. 

Festgabe  für  Dr.  Bernhard  Hübler  zum  70  Geburtataf^e  am  25. 

Mai  1905.   Überreicht  von  ebenuJigen  SchOlern.  Berlin  (F,  Vahlen)  1UU6, 

284  S.  -  Geb.  7  Mk.  — 

Außer  allgemein  intereMiereoden  Anls&tzeii  von  0$rtmann  (.Recbt- 
liehe  Natar  der  AibeitBordmuig'),  Max  ff»b&r  («Die  stMtaieditlieha  ESnt» 
Wickelung  dw  australischen  Kolonien"),  Martin  Wolff  (,ZwangsvolI> 
Htreckung  in  einer  dem  f>oliuldner  nicht  gehörigen  beweglichen  Sache*), 
Ja  m  es  G  oldscii  ni  idt  ( ^Rtclitsboliutzanspriich  und  Strafrecht"),  Her  mann 
i*^ü  ratenau  (,Ikfreiuug  der  Dieuölgruudütückc!  der  Geistlichen  von  der 
Gemeindcgnindstener  im  Gebiet  des  preußischen  LR."),  Ulrich  Stute 
(,Dm  prMfi.  ALR.  nnd  das  Kircbengnt),  H.  D.  Baiseliine  («EbcsdilieBang 
nach  angeblehtliclwti  Redtl")  iliid  in  dieser  Featgalie  xwei  sehr  fttrderüdie 
intornationalrechtliche  Untersuchungen  enthalten:  Frang 
Scholz  .Drahtlns-p  T<  lt  '/r  iphie  und  Neutmlität*.  Miloach  Boghitchi- 
vifrh:  ,Die  Euquete-Kumtm^isionen  des  VölktTiechts*. 

Windscheid,  Bernhard,  ülsu  iihirIio  Rcdfti  und  AbbanillunpLU  Heraus- 
gegeben vuu  Faul  Oertmann,  Leipzig  \^DuHcker  Humblot) 
XXXVI  0. 434  S.  - 

Dem  FeadelrtieteD  Windscheid  war  et  gegebeiit  der  WiaeeBiclHit 
des  gemeinen  deatschen  I*rivatrechtes  römischen  Ursprungs  die  Schluß« 
formulierung  zu  prägen,  bevor  sie  durch  die  Wisstnscliuft  il<»9  neuen  Qeseti- 
baches  abgelöst  winde,  welches  niemand  glühtudLr  wüniicbte  als  Wind- 
scheid.  —  Das  in  klassischer  Objektivität  geformte  Pandektenlehrbnch, 
in  dem  Wind»th«id  jenes  letste  Wort  des  dentschen  Pandektenrechtes 

*)  Die  Literatarberichte  dieser  Zeitschrift  verfolgen  den  Zweck,  aber 
die  widiUgsten  juristischen  VerOffentliehirogfen  aller  Reehtsgehiete  in  der 

Weise  kurz  zu  orientieren,  dnü  Iiihulf  iiml  lledeutung  der  Werke  mit  dem 
Maßstäbe  gem^seu  werden,  weicher  sich  von  dem  btAudpunkte  des  inter- 
nationalen Recbtsverkehra  ans  ergibt.  —  Daneben  wird  fortan  eingehendere 
Besprechung  aller  Werke  internatiunulrechtliehen  Inhaltes  ( —  im  weitesten 

^nn  — )  des  In-  und  Auslandes  angestrebt. 

**j  Die  systematische  Bibliographie  des  internationalen  Rechtes 
^8.  Ztsch.  XiV  t>ua— 623,  XV  (iiö-6ö7)  fttr  die  Jahre  19üö,  1906  erscheint 
in  XVII.  Bande.  —  Redaktion. 


Zoitsefaiilt  f.  latsrn.  Priva^  a.  öffentL  Rsolit.  XVI. 
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•pracb,  ffiht  von  d«r  persSnlieben  BigeoMt  des  Verfassecs  keine  Vontellang. 

Das  Bedürfnis  mehr  individuellen  Hervortretens  der  GelehrtenpenSniticbkeii 
Ws  befriedigt  die  vorlietreiide  Publikation  in  hiichst  dankenswerter  and 
erfreulicher  Weise.  Oer tmann' s  von  warmem  und  feinem  Verständnis  für 
Windscheid \s  Person  und  Wissenschaft  getragenen  Vorworte  t^Vi  * 
Lebensgang''  und  „  W.  ab  Jorist")  sind  gute  Äulkrungcn  des  Geistes,  in  dem 
Wind^eheid  ons  ttutenriesen  hat  Die  Mdann  folgenden  sieben  Reden 
(ebenso  der  schöne  Nacbraf  für  Berthotd  Delbrück)  sind  ktUÜkht 
Zeugnisse  für  den  hohen  Idealismus  des  im  Technischen  sich  so  kühl 
gebenden  BegrifTsjuristen.  -  Der  den  Hauptinhalt  des  Bandes  bildende  Abdruck 
der  Abhandlungen  ist  besonders  dankenswert,  weil  sie  im  Buchhandel  teilweise 
nicht  zu  haben  sind.  Nieineyer. 

Internationales  Recht. 

Fleischmann,  M.    Völkerrecbtsquellen  in  Auswahl.    Halle  1905.  XI i  o. 
380  S.  —  Geh.  6^  Mk.  — 

Der  Verfasser  hat  sieb  mit  dieser  Publikation  ein  herTorragendes  Ver> 

dienst  um  die  Kenntnis  und  Pflege  des  Völkerrechts  erworben.  Gerade  in 
Deutschland,  wo  da.s  Lillgemcine  Tntorcsso  fflr  das  Völkerrfoht  so  gering  ist. 
wo  die  Taii<'.spn'sse  mit  oft  nnwidtrsprochen  bleibendem  völkerrfrlitliihcn 
Unsinn  die  internationale  Rechtsorganisation  diskreditiert,  wo  die  Verachtung 
des  internationalen  Rechtes  Tiekfacb  noch  fflr  guten  Ton  gilt,  wo  aber  trote 
altem  im  Grande  genommen  es  nicht  so  sehr  an  dem  Sinne,  als  Tielmehr 
an  der  positiven  technischen  Bildungsgmndlage  filr  das  Vmt&ndnia  des 
Völkerrechts  fehlt,  gerade  hier  ist  cino  kompendiösc  Zusammenstollnnf»  des 
pofiitivpn  Mnterials.  wie  Fl ci s c  Ji  iiki  n  ii  liier  t,n)>t.  von  dem  allertcröLlen 
Wert,  Kur  den  intcrnationalrechtlichcu  und  für  den  geschichtlichen  ünter- 
ridit,  fttr  das  Selhstetndinm  des  Studierenden,  Diplomaten,  Politikers, 
Offiziers  (namentlich  des  Seeoflisiers),  wie  fflr  den  Journalisten  ist  hier  eine 
höchst  praktische,  mit  Sachkenntnis,  Gewissenhaftigkeit  und  Umstcbt  ge- 
arbeitete Suimnlnnf;  der  iiniiidlr-^renden  Dokunimte  des  Viilkerrechts  aus  der 
Zeit  von  1SU  bis  HK)4  veranstaltet  und  mit  vurtrcfflichcn  ergänzenden 
Noten  und  Literaturnach  Weisungen  versehen. 

Ganz  nebensächlich  sei  bemerkt:  Anch  avf  8.  57  möchte  man  die 
S.  93  erwähnte  D^Angeherg^vüt»  Materialiensammlung  angeftthrt  sehen, 
welche  die  sonst  schwer  zugiiiiglichen  Haterialien  fttr  die  Pariser  «Seerechts* 
deklaration  mitteilt.  Zur  Meerengen-  (Bosporus-)  Frage  wäre  die  (anonym 
von  dem  derzeitigfn  dontsrhen  ( >riirralknnsul  v.  Eckardt  in  Stockholm 
publizierte)  .Schrift:  Ueuu-  dtHroits  ^ötockbolm  1879)  nachzutragen. 

Niemcyer, 

V.  Liszt,  F*  Das  Völkerrecht,  systematisch  dargestellt.  4.  durchgearbeitete 
Auflage.  BcrUn  (Häring)  1906.  Xfl  u.  482  8.  —  Broch.  10  Mk.,  geb. 

12  Mk.  - 

Tempo  und  Umfang  der  Neuauflaiien  des       sz t' h(^\\<\\   Biirbes  ent- 
wickeln sich  im  Verhältnis  der  geometriscbeu  Progression.   Zwischen  der 
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(Ztieb.  XIV  966  angraeigten)  dritten  und  der  vorli^nden  viertoi  Auflage 
litegl,  nnr  Jahiwifrist.  Das  ist  um  su  erfreulicher,  als  es  heute  auch  dem 
aafmerksamen  sachlichen  Beobachter  nicht  leicht  gelingt,  mit  den  Tatsachen 
der  unaufhaltsam  fortschreitenden  Entwiclcelung  des  Völkerrechtes  stets 
gleichen  ^>chritt  zu  halten.  Der  ostasiatischc  Krieg,  diät  neuen  Schleds- 
Terträgc,  der  fransOeisdi'itaUeniaclie  Arbeiterschntz-Vertrag  von  1904,  das 
Pyoblein  der  Fankentelegraphie,  geben  eine  Falle  des  Stoffes,  wie  sie  frflher 
kaain  in  JahrsehntOD  der  Entwickeinng  erwuchs.  Litgt  Ist  dem  Nene»  mit 
alter  Kraft  und  neuen  Gesicht. situnkten  gerecht  ^rworrlcn.  — 

l'm  kleine  Ergebnisse  kritisrher  Stirbpridn  ii  anzumelden,  möchte  ich 
für  die  ü.  Auä.  folgende  W  (in sehe  anbringen:  in  §  31  ii'  (S.  251)  Anführung 
d«r  Einselverträge,  wie  die  dentsdi-mssisclie  EibschaftsktHiYeBtion  von  1874, 
aowie  deren  von  Frankreich  geschlossene  AnalogievertrSge,  In  §  38  unter 
(S.  iWO—dO\)  Erwähnung  der  Wirksamkeit  der  Pariser  Untersucbangskommis* 
sion  in  der  Doggerbank-Affäre,  unter  II  ''  (S.  305— G)  Aufführung  der  neuen 
Srhipdsvrrtriifrc.  erschöpfend  nnrl  mit  Drucknachweisung,  zu  S  Mfil  (  Anm.  -} 
Kichtigsteiiung  der  in  l'unciultc  s  Jieoue  generale  Bd.  IV  i^liS^Tj  Ö.  721 
noch  immer  onvridersprochen  stehenden  Mitteilung:  „Plusieurs  ufficiers  de 
Vat'm^e  allemanäey  qui  trmvaietU  4a$  »ertice  de  la  Turquie  pour 
Vinstrtfciion  de  ses  tttmpea  bien  avant  la  guerre  otU  auivi  la  eampagne 
*w7  en  y  prenant  une  pari  active,  soit  en  dirigeant  hs  oporatkms  de 
V i'tiitmn i'tr  fiffnuiau.  Ces  ufficiers  qui  conthiunient  ä  etre  /wsc/  /Y.s  s^r 
/ti  iüite  aclicc  de  l'drmee  de  leur  paijs  sunt  alU's  nur  le  champ  <it  Ixttnille 
du  citUisentcineut  de  leur  guuceruemenl.'"  Soviel  ich  weiß,  hat  zwar 
r.  Grumifctne-Paecka  den  Yersoch  gemacht,  an  der  türldsclien  Kriegfttbmng 
1897  leitend  teilxnnehmen,  ist  aber  von  der  deatschen  Kegiemng  sofort 
mittels  ein  s  darcb  Korier  ttbermittelten  Spezialbetehls  vom  Kriegsscbanplati 
(vor  Larissa)  zorUckbentfen.  Niemeyer. 

Mftnror.  Übersicht  Uber  die  Arbeiten  der  Haager  Friedenskonfwenx,  ins* 
besondere  das  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigang  internationaler  Streit- 
fälle.  Festrede.    WOrzbarg  im   76  S. 

ll6QF6r»  C«hr.  Die  Haager  Friedenskonferenz.  I.  Bd.  Das  Friedensrecht 
der  Haager  Konferenz.   Manchen  (J.  SchweitwerJ  liMö.   YIIl  n.  d9i  S. 

—  15  Mk.  - 

Meurer,  Chr.     Die   Genfer   Konvention   und  ihre  Reform.  Manchen 

(J.  Srhtreifser    VMH)     (55  S.    -  3  Mk. 

Die  vorstehend  zuerst  angeführte  Festrede  ist  eine  schöne  Nebenfrucht 
der  eindringlichen  Arbeit,  welche  der  verdiente  Verfasser  der  Vorbereitung 
des  an  xweiter  Stelle  bezeichneten  großen  Werkes  seit  Jahren  gewidmet  haben 
mnfi.  Die  Arbeit  aber  die  (Genfer  Konventton  andererseits  ist  ein  Ausschnitt 
aus  dem  unter  der  Presse  befindlichen  zweiten  Bande  des  großen  Werkes  und 
ist  mit  T^iicksicht  auf  die  zum  11.  f*  von  der  Schweiz  einberufene  Spezial- 
kouferenz  vorweg  veröffentlicht  worden  ^Mai  IWü).  —  Das  ll  iuptwurk  l>e- 
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trifdifrt  <in  notorisch  Torhandenps  Bedürfnis,  indem  die  Vorgeschichte  dt-a 
Verlauf  und  die  Ergebnisse  der  ersten  Haager  FrledenskoDferenz  in  syste- 
nfttlfldier  Darstelhing  mltAeOt  und  unter  Venrertttng  dei  lltenriMtheii  Kitälals 
kKitiwdi  wflrdlgt  und  erlftntert 

▼.  Strato  6.  Siatiifm  iStouxoß  6ii9vovi  itntUov,  Atben  1906.  Enter 
Band,  XIV  a.  452  S.  —  I'reis  10  Drachmen.  — 

Wenn  Georg  t.  Sl  reit  (  s  unternimmt,  rin  Pystpin  des  intfrnationalen 
Privatrcrhts  zu  srhrfiben,  so  ist  man  von  vornhertin  auf  t  twri'«  Hürcs  gefalit. 
Daü  das  Bach  griechisch  geschrieben  und  der  Leipziger  JuribUiaakultüt  ge- 
widiMit  i0t>  iat  ein  ediBiier  Beireia  fttr  die  Fhichthwkdt  d«r  intenationalea 
WiwenfldiaflabesiehDiigen.  Wer  den  Inhalt  und  die  Arbeitavdie  des  Bndies 
in  näheren  Augenschein  nimmt,  wird  mit  dem  Geständnis  nicht  lange  zu- 
rückhalten, daß  Sfreif  hier  eine  Arbeit  geleistet  hat,  wt-lohe  dtr  griec^ii- 
schen  Literatur  des  internationaKn  Privatreohts  Ebenbürtigkeit  mit  der  besten 
Facharbeit  anderer  Staaten  aufprägt  uud  augeohlicklich  wuLl  das  beste  dar- 
•teltti  was  der  Aalgabe  syttematiedier  fiinlahrnng  in  den  Stoff  nnd  In  die 
Methode  dee  international«!  Privatrechts  dient  Biae  eingehende  Bericht* 
prstattQng  und  WQrdigTiri^  in  dieser  Zeitschrift  wird  für  später  vorbehalten. 
Der  vorliegende  erste  Band  gibt  in  aus<rfzeichnetcr  Yerwerttinp:  der  Literatur, 
Jridikatur  und  Opsetzgebnnfr  aller  Knlturstaaten  die  methudihche  Einführung, 
gebchichilicbe  Ent Wickelung  und  Eu/yklupädie  des  LRR.  in  pusitivistischcr 
Bdiandliuig. 

BoffenUidi  erscheint  alsbald  eine  deutsche  Übersetraag  des  trefflichen 
Werkes.  Nieme^er. 

JIcili,  F.  Der  Gegenstand  und  die  Tragweite  der  vier  europäisclien  St&ats- 
konfcrenzcn  über  interaationales  Frivatrecht.  Üerlin  {Springer)  1905. 
40  ö.  ~  1  Mk.  — 

Aaf  der  Tagesordnung  des  in  ät.  Louis  am  2b.,  29.  u.  30.  September 
1904  stattgehabten  „üniwrtal  Congress  of  Lateyera  and  Juriatg**  stand 
tt.  a.  „RettHO  of  tk«  4  Magne  Cunfermtet»  an  priwtte  international 
täte,  fhr  ithjrct  of  thr  Conferences  and  probable  results".  Met  Ii  als 
Delegierter  der  Schweiz  ( iul»en  Jitta,  welcher  die  Niederlande  vertrati 
referierte.  Sein  auf  uiiübertroffcnc  Beherrschung  des  Stoffes  und  persönlichste 
Beteiligung  gestutzter,  von  warmem  Idealismus  getragener  Vortrag,  der  in 
.dem  kOrslich  Tersehickten  (wie  es  scheint  nicht  im  Buchhandel  erlülltlidien) 
.,Offuial  rcport  of  tlie  Uniüergal  Congrgas  of  Lttwgers  and  Juris /.s'* 
<St.  Louis,  publi>^hc(l  btj  the  erecutive  commitfer  l'Xhi^,  englisch  mit- 
geteilt ist.  wird  in  der  vorliegenden  Publikation  dankenswerter  Weise  einem 
trriiCi  Irl)  Iii  sn  kreise  zußiintflich  gemacht.  Niem eye r. 

Meili,  F.  Das  internationale  Zivilprozeiirechi  auf  Grund  der  Theorie  und 
und  Praxis.  3.  Teil.  1906.  Zttrich  (Orell  Füßli).  S.  437—603. 

Der  dritte  T«il,  welcher  das  in  Ztsch.  XIV  594  besprochene  Werk  ab- 
sohliefien  soll.  hehandeU  .,DaM  Urteil  und  seine  Exekution",  befaßt  sich  aber 
fast  auBscblieliUch  mit  der  Zwangsrollstreckung.  Aufierhalb  dieses  Kreises 
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stehen  nur  die  §§  73  u.  74,  welche  »ich  aaf  einige  „Spezialitäten  von  Urteilen" 
tmd  auf  die  ^Geltendmachung  der  negativen  Wirkmitj  der  abgcnrt'  ilten  Sache* 
beziehen.  Die  allgemeinen  Fr;igen  sind  in  <ieri  i;>;  72,  75—78  u.  bl  erörtert: 
düe  folgenden  §^  7U,  tiO  u.  82— betreffen  die  Vollstreckung;  ausländischer 
Estscbeidni^eii  io  der  Schweis;  duu  feiht  ildi  Im  §85  ^n«  B^a^tang 
aber  Binreden  gegen  die  Exekution  eines  aiuwirtigen  ZiTilorteils.  Die 
§§  86—88  endlii-h  sind  Keformfragen  gewidmet.  In  den  zwei  Beilagen  werden 
dif  ^'ertl•;i^^e  Frankreichs  mit  di  r  Schweiz  und  mit  Bel^it-n  über  den  Gerichts- 
strnid  und  die  Vollziehung  vun  Zivilurteilen  mitgeteilt  Am  Schlüsse  ist  ein 
alpliabetiscbes  Sachregister,  der  Uaupttitel  mit  Vurwurt,  ein  syütcmutiscbes 
GesamtinhsltsTeneichnit  nnd  eine  allgemeine  Litcraturüberstcbt  beigegeben. 

Ancb  der  dritt«  Teil  ist  wie  seine  beiden  Vorgänger  eine  Verhindang 
von  MsterlalsMumlnng  mit  sasammenfusenden  dogmatisdiett  ^tsnn ;  sbamo 

steht  die  Reicbbaltigkeit  des  dem  Leser  sngKnglicb  gemachten  Materials  im 

Einklang  mit  dem  Inhalte  der  beiden  ersten  Teile.  Aus  den  Ergebnissen  mag 
das  Folgende  hervorgehoben  werden.  Es  gibt  keine  allgemeine  Recht.stheorie 
über  die  Exekution  auswärtiger  Ziviiurteile :  auswärtige  Zivilurteüe  küun&u 
im  Inland  nur  auf  Grund  ausdrücklicher  Ermächtigung  des  Inlandstaates 
vollstreckt  werden;  oh  ein  fOr  die  Volbtreckuug  geeigneter  fieehtsUtel  im 
Binsdfalle  besteht,  ist  anl  Onind  der  positiTen  Qeietxgefanng  des  Staates  am 
entscheiden,  aus  welchem  du.s  Trtdl  (oder  der  sonstige  Titel)  stammt.  Auch 
wenn  die  Vollstreckung  des  fn  iiui<  n  Titels  nicht  gewährt  wird,  ist  doch  die 
Berulung  auf  die  negative  Wirkung  des  rrtells  fe.ic.  rei  jufUcatfie)  zulässig: 
diese  Einrede  iut  uuabiiäugtg  von  den  Voraussetzungen  der  Vulli^treckung ; 
der  Beklagte  darf  nicht  die  Vollstreckbarkeit  des  answ&rtigen  Urteils  he- 
streiten  and  gleichseitig  die  Binrede  der  Bechtskraft  geltend  machen.  Sowohl 
die  Staatsverträge  als  die  Gesetze  beruhen  aaf  verschiedenen  Grundsätzen. 
Die  S  t  a  a  t  s  V  e  r  f  r  ii  gf  teilt  Verfasser  in  folgende  Ti  nippen  ein;  Verträge 
mit  Zulassung  der  \  ollstreckuiig  auf  Grund  eines  Exequaturverfahrens  unter 
Aasschluli  materieller  Nachprüfung  entweder  verbunden  mit  sorgfältiger  Ab- 
grenzung der  Zuständigkeit  oder  mit  Besendinang  nnr  einiger  Oeriditsrtinde, 
oder  endlich  ohne  jede  Ordnang  der  ZnsUndigkeit ;  die  Veidnbamng  swtsehen 
Baden  nnd  Österreich,  welche  ohne  Ordnung  der  Zuständigkeit  die  Voll- 
streckung ohne  weiteres  zulaßt ;  ilii  \  cieinhanmg  zwischen  Österreich  und 
Waadt,  wonach  die  Vollstreckung  durch  (}egt■Il^eitigkeit  bedingt  ist  Innerhalb 
der  Gesetze  unterscheidet  Verfasser  folgende  Systeme;  Gciietze,  welch« 
die  VoUstrcckbarkeit  nur  nach  Mallgabe  von  Staatsveitr^en  anerkennen, 
folglich  materielle  Nach^ttfnng  fordern,  soweit  StaatsvertAge  nicht  besteben; 
Gesetze,  welche  die  Gegenseitigkeit  aar  Bedingung  machen;  Gcäetzgebungen, 
welche  die  Frage  Uberhaupt  nicht  beantworten  (England  und  Nordamerika). 
Mannigfaltiger  sind  die  Grundsätze,  welche  fflr  die  YolUtreckbarkeit  von 
Schiedssprürben  aufgestellt  \v( nlen. 

Während  da«  Institut  de  droit  intcrnatiunul  und  die  International 
law  as^ociation  ein  System  von  Staatsverträgen  mit  einheitlichen  ücaud- 
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■&tsen  fordern,  verl*ttgt  Meili,  dafi  schrittveiae  vorgegangen  werde  und 
daB  xwiiclieii  den  einsetaien  Staaten  SeparatvertrSge  abgescMoflsen  werdoi. 
Aber  auch  3/.  stellt  allgemeine  hierbei  xn  beobachtende  Grundsätze  anf :  Die 

^pgeii  die  Vollstrecknnf?  zulässigpn  Kinrodon  sind  '^ennu  zu  b^zcirhnrn  •  <?in 
(JntiTschu  d  zwischfii  Exckutiunsfähigkeit  mni  Ucclitskiaft  ist  nicht  aozn- 
crkenncn ;  die  Modahtilt  (d.  h.  wohl  die  Gestaltung  des  Exci^uaturvertahreoäi 
ist  im  Staatsrertrage  nicht  zu  regeln ;  dagegen  sind  Besttmmnngen  Aber  die 
LadttDg  von  Abwesenden  nnd  Ausw&rtigen  und  Aber  die  Gerichtistftnde  ze 
Tereinbaren;  die  Arten  der  za  Tollstreckenden  Urteile  sind  nach  den  urteilenden 
Organen  genau  zu  bezeichnen ;  endlich  sollen  Streitigkeit<!n  üher  die  Aus- 
le^ntr  der  Slaatsverträge  einem  internationalen  (lerichtshofo  untcrbreitec 
werdeu.  Kl  r  i  nj  clif  r. 

Wcstl&ke,  J.  .1  ti  eiiiise  uH  pumle  intei  uatiuiin i  hiw.  4.  Auflag«. 
London  (Siceet  &  Maxtcell)  iyu5,  XXX  u.  4iJ7  Ü.  —  IG  Sh.  - 

Die  3.  Anfl.  dieses  in  Deutschland  dnrvb  v.  Holttenäorffa  Über* 
setxnng  (1884)  bekannt  gewordenen  Buches  erschien  1890.  —  Inzwischen  ist 
die  englische  Literat  m  nnd  Praxis,  auf  welche  sich  jene  Auflage  noch  be- 
schränkte, dl) roh  di»'  Kiitwirkpliiiifr  dc-r  Dinge  aus  ihrer  Isolierung  heraus- 
gekommen, und  dir  neue  Auflage  dea  alten  H't'*//«Ätf  sehen  Buches  trägt 
dieser  EntwickvUing  Hethuung.  Die  neuen  Gesichtspunkte,  welche  die  eng- 
lische Bntwickelung  aufweist,  ergeben  deutlich  (vgl.  auch  Ztsch..XIV  d6S) 
eine  fortschreitende  Internationalisierung  der  intemationalpriTatreehtlidwn 
Ansfliauuuüjen  in  England.  Dahin  gehört  die  (Ztsch.  XIV  171)  berichtete) 
Annahme  der  R  ü c  k  v  e r  w e  i  s u  n  g  ///  />•  JuIdisov  i bekämpft  von  Hittc, 
s.  7tsrh.  XIV  die  ja  von  den  (ie;iii(  ru  du  KUckverweiäung  als  »jut- 

gemeinte  l  bertreibung  der  internutiunalen  Kücksicht  charakterisiert  werden 
mufi.  Dahin  gehört  femer  die  Anerkennung  der  IJnwandelbarkeitdes 
ehelichen  (Yttterrcchts  (s.  Ztsch.  XU9>2\  —  Lttuttalau  v.  Louttta- 
lem  ;  dazu  ht  a\x\  Nicvl s  v.  Cu  t  l ie r  |18{W|  1  <'h.  4(»3,  2(  b  tJ<»,  A.  C.  21 
hinzuweisen,  k  ft  rierr  -  ohne  Ktibrum  —  Ztsch.  IX  252.  J.  XXVI  170)  und  die 
mehr  interniitionalisti.sche  Behandlung  des  Domizil».  In  der  Ber(icksirhti«,'unt' 
ausländischer  Literatur  und  Rechtsprechung  beschränkt  sich  treiiich  auch  in 
der  neuen  Auflage  der  englische  Geldirte  noch  immer  in  einem  Maße,  das 
wohl  nicht  voll  gereditfertigt  wird  dnidi  den  auch  dem  Titel  der  neuen 
Auflage  beigefügten  Zusatz:  „leitk  priucipal  reference  io  its  practic«  im 
Engla  nd" .  Xi  e  m  e  ij  e  r. 

Zimmermann,  Alfred.  „Kolonialpulitik  -  Hand-  und  Lehrbuch  der 
Staatswi'jsenschaftfn  in  selbst  ändiyen  Bänden,  begründet  von  Kunn 
FrattkcHntein .  fortge.setzt  \un  M  a  .r  v.  Heckel.  I.  Abteilung :  Volks- 
wirtscbaftalehre.   1«.  Band).    Ixipzig  {C.  L.  Jlnschfeld) 

Der  Herausgeber  des  „Hand-  und  Lehrbudis  der  Staatswissenschaften'* 
hätte  fttr  die  Bearbeitung  des  die  Kohinialpolltik  betreffenden  Bandes  sicher- 
lich keine  bessere  Persönlichkeit  finden  können  als  den  Legationsrat  Zimmer- 
mann^ der  sowohl  dem  gelehrten  rubUknm  durch  seine  zahlreichen  trefflichen 
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Schriften  kol<miaI-  and  liaiMMspoUtiicheii  Islmlts  rflhnilicfaat  bekannt  ist,  als 
auch  als  Uteeter  Beamte^  des  Kolonialamta  des  Deutscfaen  Reidies  mit  der 

Külonialpraxis  genau  vertraut  ist.  Die  Aufgabe,  die  Zimmermann  über- 
nommen hat.  war  eine  um  so  schwierigere,  als  ein  „System  "  fl<  r  Kolonial- 
politik bisher  in  der  deutschen  Literatur  noch  nicht  existiert  hat;  ja,  auf 
kaum  einem  zweiten  Gebiete  ist,  wie  Zimmermann  selber  mit  Reobt 
betont,  den  grundlegenden  Vngea  bisher  so  wenig  Beacbtnng  geschenkt  nnd 
wildem  Dilettantismus  sovid  Spielraum  gelassen  worden  wie  auf  dem  der 
Koloniftlpolitik.  rii^'iachtet  der  ungeheuren  Opfer,  die  die  Nationen  von 
Alters  her  für  koloniale  Zwecke  gebracht  haben,  fehlt  es  noch  an  jeder  zu- 
verlässigen Zusammeustellang  ihrer  in  dieser  Beziehung  gemachten  Erfahrungen. 
Eben  don  Vetnicb  efam  solchen  ZasammttDstelhing  macht  Zimmermann 
im  vorliegenden  Werke,  nntor  Verwcftnng  von  mehr  als  20jfthrigett  Stadien 
und  El  i*li:ic-htungen  in  einer  Reihe  von  liändern.  Er  hält  sich  nicht  lange 
bei  begritTlii  )u  n  rntersucbnngcn  auf,  sondern  geht  bald  im  Kapitel  „Kolonial- 
besitz vom  völkerrechtlichen  Standpunkte'*  in  tucditts  res.  Seinr  Darstellung 
der  Kolonialkriege  und  ihrer  Resultate  gibt  ein  ausgezeichnetes  Resumc^  der 
Ergebnisse  der  neueren  Kol<mialge8chichte,  ebenso  ist  seine  geschicbtlicho 
Übersicht  (Iber  die  BntwioVlnng  der  kolonialen  Administration  bei  den  modernen 
Kulturvölkern  sehr  zu  loben.  Sonst  sind  noch  besonders  gelungen  die 
wichtigen  Kapitel  üher  die  Sklaveroi.  die  koionialr  Handolspolitik,  die  finan- 
ziellen Kr^^ehnissr  dir  Kolonien,  die  Kolonisation  durch  privilegierte  Unter- 
nebmungeu  und  Uber  die  Eingeborenenfrage. 

Der  Hangel  des  Buehes  besteht  darin,  daB  die  literarhistorische 
Behandlung  so  gans  auBerordentlieh  flberwiegt,  während  die  Darstellung  der 
positiven  Resultate  in  vielen  Kapiteln  nur  dilrfrig  ist.  Uber  eine  Menge 
wiihtip:*T  Frairrpnnktt'  orfahron  wir  übfrhanpt,  nicht  die  Ansicht  des  Vtr- 
fasserb ;  in  anderen  Falli-a.  z.  H  in  der  Frage  des  Verkanfs  von  Land  in  den 
deutschen  Schutzgebieten,  inL  da»  Mitgeteilte  nicht  ausreichend.  Weuu  dixs 
—  flhiigena  auch  gewandt  geschriebttM  —  Werk,  wie  wir  hoffen  und  wOnsdun, 
eine  iwmte  Auflage  erleben  sollte,  so  wird  der  Verfasser  es  nach  den  ange- 
gebenen Ricfatongen  systematisdi  aiiszn^estalten  haben.  Aber  auch  so,  wie 
das  Buch  vorlic(j:t.  ist  es  eine  liedeutende  Leistung,  auf  die  alle  werden 
zurückgreifen  uiusäen,  die  theorethisch  oder  praktisch  an  der  KolonialpoUtik 
Anteil  zu  nehmen  wünschen. 

Kiel.  Georg  Adler. 

Jitta,  J.  La  mb^tance  de»  obiiyattuHa  dam  le  droit  internatiunal 
prM.   Tome  L  La  Haye  (Belinfante)  1906.  XVI  u.  468. 

Der  erste  Band  des  nicht  nur  viel  Tersprechenden,  sondern  im  vor- 
liegenden Band  bereits  viel  gebenden  Werkes  enthält  eine  ntethodische 
Grundletrnntr  nnd  die  Einzelerörtertinjx  der  Kontraktsobiigatioiien. 
In  der  Grundlegung  konnte  Jitta  aut  seine  bekannte  Methodik  Bezug 

*)  La  mdtkode  du  droit  HUertuttionat  privi.  La  Maye  1880. 


Digitized  by  Google 


660 


Lttemtorberkbte. 


nehmen  und  rieh  mit  kürzerer  Darlegung  des  Satzes  begnügen:  „Pour  rnoi, 
U  droit  intormaHonai  prM  n*e§i  pa$  Miü^memi  la  «eUme  de» 
emfiit»  de  M,  mais  le  droit prM  lui  fHämo,  oomHdiri  anpoint  de  tue 

des  erigences  <1p  hi  communaute  Juridique  du  genre  huiwHn."  Der 
Standpunkt,  von  welchem  ans  der  zweite,  kasnistisclie  Teil  l>eliande!t  ist, 
wird  gut  durch  den  Satz  gekennzeichnet ;  .,Lot  squ*;  je  prendrai  le  jpvint 
de  vme  du  juge,  ee  eerm  ^ui  du  juge  (Tun  Etat,  dout  la  hi  ee  tait 
our  le  droit  gut  doit  rigtr  la  eubetance  deo  obUffaHone."  Du  tot 
nlclit  im  Widersproob,  sondern  yielmehr  in  der  richtig  verstandenen  Konse> 
qneuz  derjenii^en  Methode,  welche  als  die  positivisftische  bezeichnet  wird. 
Daß  auch  die  das  besondere  Trädikat  des  internationalismus  für  sich  in 
Anfipmch  nehmende  Anscbauong  jene  Jitta'sche  Formnlicmng  gelten  lauen 
OKoß,  ilt  voU  nidit  swelfeUu^.  Die  Beditspraxis  »Der  Bechtsgebiete,  int- 
beMmdere  Mch  die  deotacbe,  darf  mit  Zntruen  Rat  Jitt«  sn  finden 
hoffen,  wenn  die  Einzelfragen  des  ^internatlMimlen  Oblig»tioiiemedltes''  pein- 
lich Bich  erheben.  MOge  buld  die  Fortsetsmig  erscheinen. 

I^'  iemeyer. 

Dd  Vabres,  H.  D.     1,'icolutiou  de  lu  Jui  isprudence  f rangaise  en 

malierv  dcronflit  des  Jain.    Paris  iAi  thti)   Ftousscnu)  190.').  B44  8. 

Der  W  ert  di(  s  r  tunf  in^reichen  Unt^jisuchuntj  liegt  in  der  dann  vor^i^ 
nommeuen  Qruppieiuug  und  ^ürgfältigen  Mitteilung  der  franzöeisotien  Judikatur 
unter  oitwiekelnngsgesciiifllittichen  GcriolitqNinlctent  ans  deren  Verfolgung  rifib 
dem  YerfMser  drei  Pnioden  ergeben,  mit  den  Uarlcjaliren :  ICNM, 
1874.  —  Als  Qrandtendeni  der  Bntwickelung  stellt  sich  die  fortschreitende 
Heransbildung  der  Personalität  der  Kecbte  dar.  De  Vai>rt-><  beUjrt 
diese  Kntwiekelung  mit  eingehender  Darstelhinu  der  Einzelf raffen  an  der 
Hand  der  sehr  grotksu  Zahl  von  einschlägigen  Judikaten,  welche  das  letzte 
Jebrhnndert  in  Pranlnreicb  herrorgelirBeht  bat. 

Delius,  H.  Handbuch  de»  Kechtühilfeverfahrens  im  Deutschen  Reiche  etc. 
Dritte  nenbearbeitete  AniL  Erlaogen  (Palm  d  Xnke)  1906,  IV  n.  468  8. 
-  Geb.  8  Mir.  - 

Das  Erscheinen  der  pwwfltocben  Jnstismiiustmiatinetndctiea  fiber  die 

Rechtflhülfe  vom  29.  6.  05  (s.  Ztsch.  XVI  639  Xo.  11)  bat  den  Verfasser  ver- 
anlaUt.  kurz  nach  Erscheinen  der  (Ztsrh  XV  61 1  an^ezeipti-n^  2.  .\utl.  eine 
Revision  derselben  an  der  Hand  jener  Instruktion  zu  veranstalten,  deren 
Ergebnis  die  vorliegende  3,  Anfl.  ist. 

von  der  Pfordten,  Th.   Die  Behandlung  des  Nachlasses  von  Ausländem. 

Miiin  hen  (Schtceitzers  Verlag)  1904.    oft  S. 

Zielke.  Die  Stellung  der  Ausländer  nach  dem  bürgerlichen  Kecht.  Naum- 
burg I  Lippert)  1905.    85  S. 

Wellmanilf  0.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Ktickverweisung  im  heutigen 
deutschen  bürgerlichen  Recht.   Leipzig  (0.  Wigand)  1906.    138  8, 
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JitfWiM,  0.  I>as  iDttfutionale  Entmündigungaredit  des  DeuUcbea  Reiolies. 
IMfiäg  (HirwehfeUl)  190a  XVI  n.  8U  8. 

Monographien  ttbir  SUtarien  des  LP.R.  mna  frfllitr  ia  Destoeltluid 

«  ine  Seltenbdt.  Die  steigende  praktische  Bcdentmig  deal.  P.  R.  in  Verbindung 
mit  den  Problemon.  welche  das  EG  z.  HGR  dor  Praxis  «nd  der  Wigs^nschaft 
stellt,  lockt  crireulicberweise  jptzt  häntigifr  solche  Arbeiten  hervor.  Die 
vorliegenden  Poblikationen  sind  schon  in  diesem  uligemeinen  Sinn  willktuumeo 
n  lieUen.  Sie  gebea  ater  aaeh  in  dar  Saobt  lellwk  Ontet.  Dat  Baok  tmi 
JLenU  ist  eiM  ia  bistar  Methode  gehalteie,  aUee  Weeeatliehe  and  viele* 
Neue  bringende  Arbeit,  die  als  Master  flr  ftluilielie  monographische  Unter 
srnhnnirtn  bezeichnet  vrripn  kann,  übrigens  einem  in  der  Praxis  lebhaft 
emphuidencn  Bedürfnis  entspricht.  V.  d.  Pf  ordtens  Arheii  ist  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  bayerischen  Verhältnisse  geschrieben.  Die  Untersachiingea 
von  Ztelke  und  Weltmann  ikaA  tflditige  INeaertatioaeB. 

Högler,  A.  innzipien  des  internationalen  btrafrcchts.  —  Breslau  i^Schletter) 
220  8.  —  Geh.  d.60  Hk.  (Strafieclitliehe  Abhandlnngen,  begrOndet  von 
ff.  BeHneeke^  Heft  67).  — 

Ttank,  B>  Der  Kampf  am  ein  deatenliai  AutUefefoiigiieeeta.  Berlin 
(v.  J)tek0r)  51  8.  —  Geb.  0.60  Mk.  - 

Zwei  schätzt  nswerte  Beitiäge  zan  internutionaleu  Strafrecht,  äußerttoh 
vad  innerlich  einiK^rmaßen  in  Beziehung  stehend,  äußerlich,  sofern  sie  beide 
aus  der  Tübinget  Fakii!t;ir  k  intueu  und  Hegler  sich  auf  Frank  als  An- 
reger bezieht,  innerlicli,  sotura  beide  Schuften  ihr  l'robkni  speziell  vom 
Mtional-dentechen  Gesichtspunkt  aae,  nicht  in  interaationalietischer  Methode 
in  Aagriff  nebmen.  Bei  der  Frank^wdbm  Browhflre,  wdobe  auf  yoeittve 
VorscblSge  de  lege  ferenda  binanslioft  nad  in  intereiaanter  und  planaiblMr 
Weise  auf  ein  wenig  bekanntes  Prankfarter  Auslieferungsgesetz  v.  i\.  fi.  18r?6 
hinweist,  ist  jene  Bt-ßchrilnkunj?  durch  Umfang  und  Richtung  der  Aufgalje 
2»ülbbt  gegeben.  Das  Ilegle  r  &c]\e  Buch  verspricht  im  Titel  mehr,  als  es 
hält.  , Prinzipien  des  deutschen  internationalen  Strafrechts"  wäre  ein 
treffenderer  Titel  der  UvtersadiQttg  gewesen,  welche  es  Übrigens  an  rechte» 
vergleichenden  AnshUckeD'  nicht  fehlen  l&flt  and  in  der  Darlegong  der 
Notwendigkeit  schärferer  Problemstellung  im  Gegensatz  zu  den  herkömmlichen 
aSOgenannten  Prinzipien*  gewiß  Itecht  hat  und  auch  sonst  Förderliches  enthält. 

Deutsches  Bürgerliches  Recht 
(einschließlich  Handels-,  Wechsel-.  Seerecht). 
Kommentare  znm  BGB. 

Neumann,  H.    Handausgabe  des  BCiB.   4.  AnJL  Berlin  ( Vaklen)  1»Ü6. 

X  n  721  S.  -  Üch.  30  Mk.,  geb.  36  Mk.  - 

Planck,  6.  BGB  nebst  EG  erläutert.  3  Aull  lÜÜS  0.  Bd.  lU,  Lief. 
2  n.  3,  Bd.  IV.  Lief.  2  u.  3,  Bd.  V,  Lief,  l,  Bd.  VI. 
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y.  Standiliger,  J.    Kammentar  z.  BOB  und  4.  BQ.  2.  Aufl.  Mflnelwa* 

CSehweitzerJ  1908—1906.  7  Bde.--  Geh.  124.20  Mk.,  geb.  U1.7Ü  Mk.— 
Von  den  Kommentaren,  welche  Ztsch.  XII  632.  XIV  (iCK)  schon  an- 
gezeigt worden  sind,  liegen  nunmehr  der  Xeutnanft' sdw  iinrl  der  Stau- 
äin ff 0t  schi'  in  neuer  Auflage  vollendet  vor.  —  Die  beidun  Werke  i&saea 
sich  nicht  vergleichen.  iSie  dienen  verschiedenen  Zwecken,  Ifenmanm 
dem  Hnodgdinuicb,  Siaudinger  dem  Stndlnm.  In  Betnf;  Mif  lieide 
Zweekbestimmangen  mnA  man  aber  eine  Determination  hinzafOgen:  Jieu- 
manns  Handausgabe  gibt  in  Übersichtlicher  Form  die  Ergebniü.se  gründ- 
lichster Vertiefung,'  und  Staudinger  verfolgt  nicht  etwa  dogmatische, 
sondern  prakliücbc  Ziele.  Xcumann  wird  im  Gericbtssaal  und  in  dem 
Drang  des  Tages,  Staudinger  im  Beratungszimmer  und  in  der  Stille  des 
Abende  dem  Praktiker  die  beeten  Diraete  Um.  Die  Qediegeobelt  beider 
Werke  ist  voUkommMi.  Sie  baben  eich  ftiwigeat  in  der  Praxis  so  bewShrt 
und  eingebürgert,  daß  der  Hinwei.s  auf  das  Erscheinen  der  Neuauflage  die 
Stelle  der  Empfehlung  vertreten  kann  Da.s  Erscheinen  der  neupn  Auf!:ige 
von  Pla  nck  geht  etwas  lantjsanier.  Inde.ssen  liegen  nunmehr  dei  Ailgtuieine 
Teil,  das  Sachenrecht,  das  Kauiilienrecbt  und  daü  Einlülirungsgesetz  fertig 
Tbr.  —  Der  Vorteil,  welcben  Flmneka  dominierende  persünlicbe  Beteiligung 
an  der  Gesetxgebwigsarbeit  dem  Werke  von  Anfang  an  verlieb,  bleibt  bestehen 
und  bewährt  sich  vermöge  der  Klarheil  der  Disposition  und  der  methodischen 
Sieherhptt  der  Darstellung  aucli  in  dem  Aul  i!  der  Mirarl)eiter.  Dem  inter- 
nationalen Privatreoht  ist  in  allen  drei  Koniincnturen  i  in<^ehende  Helmndlnng 
zuteil  geworden.  Die  Kontroversen  klären  äich  dabei  zusehends.  Die  Ver- 
fasser haben  ihre  Aaffassnngen  zom  Teil  gegen  frttber  geändert,  snm  Teil 
auch  flbenengender  geetfltit. 

Lehrbücher  zum  BGB. 

Dernburg,  H.  Das  bürgerliche  Hecht  des  Deutsrhen  Kt  iehes  und  Pn  ußens. 
H.  Aull.  Bd  1  Die  allgemeinen  Lehren.  Rd  II  Krsr<'  Abteilung:  All- 
gemeine Lehren.  Zweite  Abteilung:  Einzelne  Obligationen.  Halle  a.  S. 
(Waisenhaos)  190511. 

Kfidamaim,  F.  Lehrbuch  des  Bürgerlichen  Bechts.  8.  Aufl.  Bd.  I  u.  IL 
Berlin  (Beymaun)  1903,  1905. 

KoUer,  J.  Lebrlmch  des  BArgerlichen  Rechts.  —  Zweiter  Band:  Yer- 
mögensrecbt.   Brster  Teil:  Schnldrecht.  —  Berlin  (Htumann)  1906. 

Die  früher  erschienenen  Teile  der  Werke  Dr  i  nbu  r g s .  Ende m  a n « 
und  Kohlers  sind  in  dieser  Zeitschrift  (XIV  5^9,  Xü  :m  XIV  600)  bereits 
angezeigt  worden.  —  2iach  dem  Abschluß  ihres  Erscheinens  soU  darüber  weiter 
berichtet  werden. 

B  i  h  1  i  ü  g  r  a  p  h  i  e ,  Jahrbücher  des  B  ( i  B 

Maas,  G.  Bibliographie  des  bürgeriichen  Rechts  1Ü04.  ^ttha  (Ue^man») 
11>05. 
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JXwUktaOk,  H.  Jahrlmdi  des  dentaelieii  Bedtta.   Zweiter  Jahrgang  ^die 
Zeit  Ids  ilnfang  1904  nmfaiaeiid).  2  Bde.  Berlin  (VähUn)  1005. 

Wam^W,  0.  Jahrliiidi  der  Bntae1ieidiiii0eii  auf  dem  Gebiete  des  ZlvH^ 

Handels-  und  Prozeßrechts.  8.  Jahrgang,  umfassend  die  Literatur  und 
Re<;ht^^pn  rhüTiu-  des  Jahres  19M,  4,  Jatiigang  desgl.  1906.   Leipsig  {Boß^ 

berg)  li>05,  11M>6. 

Die  3/rtrt»  sche  Bibliographie  ist  ein  jährlich  erscheiuendeh  Verzeichnis 
der  Einzelscbriften  and  Aufsätze  über  daa  im  BGB  vereinigte  Recht,  in 
qrstematiselier  Auotdnimg.  — -  Das  ron  Naumann  nnter  Ißtwirlniiig  einer 
SrOBeren  Anzahl  von  Mitarbeitern  herausgegebene  Juhrbacll  bringt  für  das 

Gebiet  des  BGB,  das  Handelsgesetzbuch,  der  Konkursordnung  und  d«  r  Neben- 
gesetze, cinschlicBlirh  dos  Zwan<isvprsteijjeninps<jeset5!:ps.  Inhaltsancubcn  über 
die  gesamte  Rechtsprechung  und  Literatur,  während  \\  ui  ne ye r  sich  in 
der  Hauptsache  auf  Bericht«  über  die  JudiJcatur  beschränkt,  diese  jedoch  anf 
die  gesamte  Proseßgesetsgebnng  und  das  Recbt  der  freiwilligen  Gerichts- 
1»arkelt  erstredkt. 

Handbneh  des  SemohtS.   Sachen  des  Seerechts.  —  Sehnldverh&ltnisse 

des  Seerechts.  I.  —  Von  Dr.  Max  Pappenheim.  i^^Des  Handbuchs  des 

Scerechts  zvvf  if- 1  Buiu!  f-^-ipzig  (Duncker  d  }li(nihh,t'  1<M)6.  H^.  XVIII 
u.  f>2()  S  Aus  Bindings  Handbuch  der  deutschen  Rechtswissenschaft.)  — 
Preis  I  i  Mk.  -  - 

Mehr  als  20  Jahre  sind  vergangen,  seitdem  von  Eudolf  Wagners  groS 
angelegter  Damtellang  des  dentschen  8eerechts  der  erste  Teil  erschienen 

ist,  seitdem  Siechtum  und  Tod  in  jungen  Jahren  dem  8clt;ifft  n  dos  iMgabten 
Verfassers  ein  frilh/eitiges  Hndf  hpreitctpn  und  die  Vollendung  des  be.s?oTinpnfn 
Werkes  Uberhaupt  in  Krage  stellt«  ii  Dio  ArJx  it  ruhte  und  dieser  eine  Hinid 
schien  nur  entstanden  zu  sein,  um  die  l^ücke,  welche  die  Literatur  des  See- 
rechts bot,  doppelt  fflUbar  zn  machen.  VdUig  ttberrascbmd  —  wenigstens 
für  Femerstehoide  —  ist  nnnmehr  in  einem  starken  «weiten  Bande  eine 
Fortsetzung  heransgelcommMi  und  ihr  Verfasser  versichert  uns,  daß  der  dritte 
nnd  iibsrhlipßrndc  Rand  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen  »oll.  Ein  höchst 
erfreuliches  Ereignis,  doppelt  erfreulich,  weil  gerade  Pappett^heim  es  ist, 
der  seine  bewährten  Kräfte  dem  Werke  gelieben  bat. 

In  der  iufleren  Anordnung  achlieftt  sich  das  Buch  —  wie  füglich  — 
der  IFa^n  er  sehen  Disposition  an.  Dort  war  Jiach  einer  Allgemeinen  Ein- 
leitung (S.  1  120)  and  nach  einer  kurzen  Lehre  von  dem  Anwendungsgebiet 
des  deutschen  Seerechts  sowie  von  der  örtlichen  .\nwendung  der  Seerechts- 
normen '^S  121—143;  das  ..Erste  Buch'*  gebrarht.  welches  von  dt  n  Porscnm 
des  Seerechts  handelt  (S.  147  — 45Ht  und  in  4  Abschnitten  die  l/ehrt-  \i»in 
Reeder,  vom  Hiadunghintcressenten,  von  der  scerechtlichen  Stellvertreiuiig 
(des  Reeders  durch  den  Schiffer,  doi  Sohilbmalcler,  die  Qoaianstalten,  des 
I^dangsinteressenten  durch  Ablader,  Schiffer  etc.)  snr  Darstellung  bringt. 
Hier  schließt  Pappruh  e  i  in  mit  dem  in  dem  zweiten  Band  vereinten 
,,Zweiten  Buch'*:   .Sachen  des  Seerechts  und  dnem  Bruchstttck  des 
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vDrittn  Bnclia'^   Sehaldverhiltnisse  dea  Seftreokts  am.  Jmm 

zweite  Buch  zerfällt  in  die  Abschnitte:  Das  Sehiff  fS  1  n2n  and  Di« 
Ladang  ;S,  322  '\8\'i  Per  »Tste  Abschnitt  vom  Schiff  ist  in  Unter- 
abschnitte eingeteilt:  Begrii!  und  Arten,  rechtliche  Natur,  Teile  und  Zubehör, 
Seetüchtigkeit,  Schiff  und  Schiffsvermügeu,  Besitz  an  ächiSen  und  Redite  aa 
ScbUleii  im  allgemeinen,  Eigentom,  Pfandiecbt  (reehtQgcflohiftUdMS,  ricbter- 
liehes  mid  geseteliehM  Pfandrecht»  Sebinagianbignnebt).  Von  dtf  L*duaf 
i.st  zunächst  im  aUgoiMiiieii  gtthindelt,  aodami  gelangen  üubesondere  die 
Pfandrechte  der  I>adnn^'sp:läubijrer  znr  Darstellung.  Der  erste 
Abschnitt  des  dritten  Üiiches  bringt  A 1 1 e me ines  und  VerjÄhruni^ 
\S.  4()0),  der  zweite  diu  Dienst-  und  Houerverträge  der  iSchiH»- 
beeatzung  (S.  401~-5i^3).  QueUen-  und  Sachregister  schließen  sich  an.  Han 
(ieht,  es  steht  nodh  mancherlei  ans,  vnd  wenn  P.  verspricht,  den  Rest  ja 
einem  Bande  zu  bringen,  so  gewinnt  es  den  Anschein,  als  sei  er  bedaoer- 
licherweisc  entschlossen,  die  Seeversicherung  in  den  Plan  seiner  Darstellung 
nicht  einzubi'7,iehen.  Bleibt  doch  aach  ohnedem  mehr  als  genttgend  8toff  fttr 
einen  einzigen  Bänd. 

Es  ist  hier  nicht  der  Plate,  in  eine  der  Bedeutung  des  Buches  ent- 
•prediende,  wenn  anch  noch  so  knn  gefafite  Wfirdignng  einsntreten.  Ist  hier 
doch  snm  ersten  Male  eine  erschftpfende,  dabei  von  wahrer  WiBsensebafÜich* 
keit  getragene  Darstellung  des  gesamten  privaten  Seerechts  unternommen 
und  ihr»'r  baldigen  Vollendung  entjie^'enjjfcfflhrt.  Es  ist  selbstverständlich, 
daß  eine  sdU-he  Arbeit  den  Stempei  der  Persönlichkeit  ihres  Urhebers  an  sich 
trügt.  Mau  mag  in  Einzelheiten  dem  Verfasser  zu  widersprechen  geneigt 
sein,  mancher  wird  vielleicht  finden,  daft  fiberfaanpt  seine  Methode  der  Oesetaes- 
aoalegong  etwas  mir  Dialektik  neigt,  daß  er  namentlich  anch,  was  den  reia 
sprachlich  adäquaten  Ausdruck  des  Gedankens  angebt,  zn  hohe  und  unber- 
echtigte Anfordeninjren  stellt.  Das  alles  alier  würde  der  Arbeit  das  Prädikat 
einer  glänzenden  Leistung,  eiruT  würdigen  Fortführung  des  so  trefflich  Be- 
gonnenen in  keiner  Weise  schuiulcra  können. 

Die  Anwendong  der  Lehren  des  internationalen  Privatrechts  im  Qebiete 
des  Seeiechts  —  ein  Kapitel,  das  die  Leaer  dieser  Zeitachrift  besonders 
inteieaaieren  würde  —  hat  der  Verfasser  leider  gnindaltalich  von  der  Dar- 
stellung ausgeschlossen.  Er  meint,  daU,  nachdem  Wagner  im  ersten  Bande 
bereits  eine  zusammenfassende,  z.  T  von  nicht  unanfechtbaren  rtcsichtspankteii 
ausgehende  Darstellung  gebracht  habe,  die  richtige  Erörterung  dieser  IVageu 
im  AnacblnS  an  die  Behandlnng  der  einaelnen  Matoien  sich  nidit  Uttte 
einfahren  laaaen. 

Hamburg.  Bro4mann, 
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243  ff. 


Bergelohn,  Deutsclilumi  -  Nieder- 
lande 3H7. 

Bern,  Gegenseitigkeit  d.  ürteilvoU- 
streckung  m.  Deutschland  356. 

Bosnien.  Vollstieoknng  dentacber 
Urteile  624. 

Bosporns  644. 

Bo  tsrhafter  6()9,  618,  279. 

Brasilien,  ILoosalariscfae  ZoU- 
freibeit  636. 

Brauuschireig,  Gesetzgebongs- 
schau  634. 

Bremen,  Gcsctzgebungsschao  634. 

Britisrhes  Reich,  b.  QroSbri- 
tauuien. 

Bnlletin  des  Conferences  de  la 

Tlaye  572 
Bürgschaft,  Dcutscbland-Loxem- 
burg  324,  Detttscblaad-Schireis  826. 

C 

„Capacity*  (BhescbUeBnng i  Ame- 
rika) 242. 

Carmenfrage  (intern.  Urheber- 
recht) 197  ff. 

Ceylon.  Beitritt  s.  Gewerbesohats- 
Uoion  617. 

China.  Beitritt  z.  d.  Uaager  Kon- 
ventionen 29.  7.  }W  618. 

C  Ii  i  n  e  s  e  n  g  e  s  e  t  z  c  I  Verei  n.  Staaten  j 
I.'kJ  ff. 

Comite  Maritime  Internatio- 
nal 6. 

DUtirn,  HandlnngsrelsendeCGeirwfbe* 

Icgitimutjonj  638. 


*i  Di.'  Ri  /inhnnff  znni  inti  niationalen  Rerlit  ist  nicht  lif  hihkIi  rs  hervor- 
gehoben, vielmehr  überall  vorausgesetzt.  Stichwörter,  wi»  Ausland,  inter- 
nationales Recht  usw.  sind  dämm  in  diesem  Register  nicht  va  linden. 
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D il ni s c h r s  R p r Ii f  !?32  ff. 
Delikts  an  Sprüche,  Eogland- 

Schottland  369. 
Deutschland .         t/.^'i  liiiii^^sschau 

34  ff.  —  RecbtsprcchuQg  252  ff. 
Diplomatische  Vertreter,  Zen- 

siirfreiheit   d.  deutschen  d.  V.  i. 

Halilaod  mj. 
Drahtlose Telegraphie  614,  640. 
D  r  e  i  in  e  i  I  e  n  g  r  e  n  z  c  Tiß  If. 
Droit  de  poursuite  18d. 
Dnreht  ran  Sport  t.  Verbrseheni 

186. 

E. 

£hegatten,  persöuliche..  Rechts- 
he7.iehung('n,Deatschland-()9terreich 
283,  Dcut8chland-r>sterreicli  25)8. 

Eheliches  Oiiterrccht  23ö. 

Ehereclit  d.  Königl.  Uanses  i.  Bel- 
gien  24.*!.  russisches  r»94  ff. 

Eheliches  Güterrecht  6tö. 

Ehescheidung,  Wirksamkeit  e. 
türkisclion  WillkUrschcidung  i. 
DeuUchlaiid  :U  ff .  28«;  ff .  —  E.  v. 
SchwJ'izLTii  i.  Deutschland  293  — 
Anerkennung  d.  amerikanischen 
Ehesclilicßung  i.  Kiiu'l  nnl  -^'i?. 

EhcscblieUung,  Atacnkü,  Ver. 
iStaaten,  242,  v.  Bayern  i.  d.  Schweiz 
u  d  Schweizer  i.  Bayern  (>26.  027. 
V.  Rus^seii  i.  PreuUen  <!H9.  v.  Uiigura 
i.  {Österreich  37<».  v.  Österreichern  i. 
Deutschland  3H  J.  v.  ( )stürreif hcrn 
i.  Ungarn  382,  v.  ibtcrreichern  i.  d. 
Sdiweta  386,  v.  Österreieliem  i. 
Kngland  "ISI),  v.  ( )stt'rreichern  u. 
Ungarn  i.  Amerika  43,  t.  Öster- 
reichern u.  Rassen  i.  Rußland  66. 

Ehetrenn n DL'.  <"st<  ricirhisrlK-  Nicht- 
anerkennung in  Deutschland  283. 

Eiowandernni^srecht,  Chinesen 
i.  Amerika  !.">;?  fT  ,  i.  Knglainl  r)J7  IT. 

Eisenhahnf räch tverkehr,  inter- 
nationaler, 6ÜfF  ,  220,  6t3. 

Eltern-  and  KindesrerhäU- 
nis  305. 

England  s.  Großbritannien. 

£  n  q  u  e  t  e  k  o  m  m  is sl o ne n ,  inter- 
nationale 013,  645. 

Entmündigung  Bol. 

Erbrecht.  Dänemark-Deutschland 
233  ff.,  Amerika  242.  Frankreich- 
Eogland-Türkei  Mi  ff.,  Engtand- 


Frankreich  368,  Österreidi^Deatseh* 
laud  40». 

Erbsebaftssteaerf.  ansl&ndtsche 

Krliflille  HIB, 

Erhscheini.  Testamentsrollstrecker 
Dent8ehland>österreieb  334.Deatscb- 
land-En^rland  33;'). 

Erfüllungsort,  Kecht  de»  E.  i. 
Obligationen  maßgebend  (Denteeb- 
land)  322,  323.  «84;  desgl.  \Ui\kn 
370,  nicht  maügehend  (ächweizt  413, 
Qeriebtsstand  d.  E.  (Österreich)  401. 
40i>. 

Eritrea,  Gerichtsordnung  102 S. 
Ersuchen  n.  d.  Auslände  rPreoBen) 

(536 

Exterritorialität  fremder  Staa- 
ten i  Belgien  243.  fremder  Staaiea 
i.  Deutschland  262,  d.  Botsebtftl- 
gehäude  i.  Deutschland  27t>. 

F. 

Prankreich,  Anslandspiase  fö7, 

—  AuslieferuuL     ikehr  696»  6»8, 

—  Rechtsprechung  3ÜUff,,  660. 
Fremdenreeht  (Chinesen  i.  Amerika) 

1.Ö3  ff. 

Friedenskonferenz,  s.  Ütaats» 
Verträge. 

I  Fnrs((ri:c.    vormundsi  li.-iftlii  hf,  I. 

(Kstorreicher  i.  Deutschland  3ü4. 
;  Funkentelegraphie  566,  614,  eis. 

«. 

Gegenseitigkeit  d  !'it<ili Voll- 
streckung Deutächiand-Berti  3.>(i  Ii.. 
Deutschland-Rumänien  42.Dentflcb- 
land-Züricb  2r)2fT. 

Geschäftsfähigkeit,  Deutsch- 
land 32.'). 

G  r  ti  15 1)  r  i  t  ;i  II  n  i  e  n  ,  Abkommen  b, 
;      iiauUflsbeisiehungen  z.  Dtutschlaod 
621.  —  Einwanderungsgesetz  547  ff. 

—  Recht spi'  cliung  367  ff. 
Grundbuchrecbt,  Deutschland  ^.^^} 

VL 

Haager  , Bullet,  des  Conferences*  572. 
Haager  Konventionen  s.  ätaats- 

Verträge. 
Haager  K  onierenzenflberl.P.R. 

72  ff  .,  646. 
Handelsgesellschaften  216  ff. 
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Handel  sregister,  Bescheinigungen 

aus  schwcizcrisolion  II.  333,  Aner- 
kennung auslündisi  hör  H  i.  Öster- 
reich 410. 

Mandl  11  nffsroist  nde.  dänische  i. 
DentBchland  H38,  deutsche  i.  Däne- 
mark 638. 

Haverci  220 

Herzegowina.  Vollstreckung  deut- 
scher Urteile  ß24. 

Hiibler.  Festgabe  644 

H  U  H  8 1 0  h  n  i,äceuot)  Deutschland- 
Niederlande  337. 

I. 

I  n»  m  (I  h  i  I  i  a  r  e  i  g  e  n  t  u  m  d.  Deut- 

Mhen  i.  Rußland  6()8. 
Im  m  o  b i  1  i  a r  \  (  r  ;i  ■!  L'  e  r  u  n  g 8 V e r- 

trag,  Deutschliiii.i  ?;  313  BGB)  329. 
Inhaberpapiere  570. 
Institut  de  droit  uiternational  647, 

Tagungen  VMU  u.  1906  553  ff 
International  Law  Association  559. 

647.    Kristiania- Konferenz  1905: 

212  ff. 

In ter lokal  es  Hecht  in  Dentsdi- 

land  :U2,  320  ff. 
Internationalrerhtliche  I'ri- 

vatrechtseinheit  Iff. 
Italien,  Beitritt  z.  Haager  Familien- 

r«:htskonvention  12.  6.  02  618. 

H. 

K  :i  n  o  n  f>  n  s  c  h  u  ß  w  i  t  e  126  ff. 
Kau  {vertrag,   Deutschland  323, 

Deutschland-England  322. 
Kieler  Hafen  i,  .S.f krieg  121  ff. 
Kolonialpolitik  6ih. 
Kolonien  643. 

Kommunalverbändr'.  dnitsrhe  i. 

Konsulargerichtsbezirken  617. 
Kompetenskonflikt,  v.  dentachen 

AuswfirticTf'n  Aujt  erhoben  wegen 

Arrestausbringung  geg.  d.  ruuiäni- 

Khen  8taat  262  ff. 
Konferpn?:.  s.  Haager  Knnf<r<«nz. 
Kongretj,  auKrtkanischer  Juiiäten- 

tag  1904:  646. 
Konsularger  ich  tsbe  7,  irlcf  275, 

deutsche,    Einrichtung  vun  Kora- 

mnnalverbiinden  617. 
Konsularbeamte,  driitsiln'  Zcti- 

genvemehmuug  u.  Abnehmung  von 

Sid«i  688.  —  Zensnrffeibeit  der 


deutschen  K.  i.  Rußland  609.  — 

Zollfreiheit  i.  Brasilien  636  —  Zu- 

zic'bung  fremder  K.  i.  d.  preußisch. 

Seehäfen  634. 
Kontraktobligationen  648,  •. 

auch  Erfüllungsort. 
KostenfestsctznngsbeschlUsse, 

Vollstreckung  deutscher  K.  in  den 

Niederlanden  372. 
Kriegserklftrvng  665. 
Kriegsgefangene,  Portoireiheit 

606. 

!  Kriet^skonterbande  2l2ff. 
Kr  i  n.  i  r  1 1  ist  is  che  Vereinigung 
Ulumbuiger  Tagung  l»Oö)  2210. 
Klistenmeer  183ff. 

E.. 

Legalisation  v.  Urkunden  177. 
Legitimation  dnrch  nachfolgende 
I      Ehe,  Belgien,  Frankreich,  Italien, 
Niederlande    120,    (Österreich  -  Un- 
garn 40U. 
Lex  domicilii,  eheliches  Güter- 
recht (Dänemark)  235,  bei  Ver- 
sagen des  Personalstatuts  d  Staats- 
angehörigkeit (Frankreirli)3(>(i,  Krb- 
n*rht  (England)  368,  Legitimation 
(f 'isterreich )  400. 
Lex  fori.  Schiffskollisionen  369,  8. 
■      auch  283.  286,  329.  356. 
Lex  loci  delicti  commissi  368. 
Lex  loci   solutionis,  s.  Br- 
I  fUllnngsort. 

I  Lexreisitaei.  Erbrecht  (Amerika) 
242,  i.  Erbrecht  (Deutschland)  334, 

i     335,  i.  Pfandrecht  (Amerika)  368. 
Locus  regit    a  mi  in  .  Deutsdl- 

;      land  324,  326.  329,  342.  326. 

,  Luxemburg.    Pleisrhhandel  mit 
Deutschland    607.  Unfallversidu'- 

I     rangs-Abkommen  mit  Deutschland 

I     618,  ZollfretheM  d.  Diplomaten  618, 

,     Gesetogebangsschau  640. 


,  Mädchenhandel  614  ff..  625. 

I  Madrid,  Konvention  v.  M.  im)  275. 

I  Marokko.  Grundeigentum  27Ö. 

I  Meerengen  14()ff.,  644. 

I  Meistbegünstigungsklansel, 

I      Deutschland-Rnßland  608. 

I  Minen  im  Seekrieg  121  ff.,  567  ff. 

I  Hortgago  368. 
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AlplMbvtiielwi  Sadire^Btar. 


M 11 8  i  k  a  1  i  s  c  h  c-  s  T  r  h  e  b  o  r  r  e  c  b  t , 
DeatacUaod-Raßland  d39,  s.  auch 
C*raeiifrage. 

H. 

Nacheile,  Recht  d.  N.  184. 
Nacbtaübebandlaag,  rassische 

Erbochaften  i.  BadefB  §23,  deataefae 

Erbschaften  i.  Österreich  409. 
Namensrecbt,  interlokal.  LDeatsch- 

land  343,  AmerikarDeutsdilaiid  847. 
Naval  War  Code  117. 
Neuseeland,  Beitritt  z.  Gewerbe- 

schttts-Union  617. 
Neatralitilt8recbtl29  ff.,  137 f., 

147  ff,  212,  555,  643,  64d. 
Niederlande,  GeBetsgebosgasehan 

640,  Rechtsprechung  372. 
NiederlassungsTertragzwisoh. 

Deatsehland  u.  d.  Niederlandeii  90  ff. 


O. 

Obligationen  649,  a.  auch  Er- 
füll u  n  g  s  u  r  t. 

«Ordre  public'.  Art  .30,  EG  s. 
BOn  28:5,  2Hfx  S2y,  8ö6. 

Österruich,  Vollstreckbarkeit  deut- 
scher Gcrichtsentacheidaiigen  622, 
iV.Wt  Eliptrenrinnp^slH^srlilnL'  i. 

Deutschland  nicht  voüstreckbur  2ö6. 
—  RechUpreohung  48  ff,  373  ff., 
Geaetsgebaxigaicliaa  641. 

P. 

Paeigörat  655. 

Pariser  Seerecbttdelclaratlon 

213.  G44. 

Passage  in  offensiv  137  ff. 

Paßwesen,  Frankreich  637. 

Patentrecht,  Deutschland-Eng- 
land 342  —  Anweniiung  der  Uaager 
Konvention  14.  11.  96  auf  d.  P. 
(Ösierreich).  373. 

Persönliche  Beziehungen  por- 
tugiesiächcr  Ehegatten  i.  Deatseh- 
land 2iWff. 

Pfandrecht,  Amerika-England  368. 

Philippinen,  AusUeieroagsrerkelur 
B2:>.  634,  &iS. 

Politische  Delikte,  AublieJc- 
rung  182. 

Po r I  0 Ireiheit,  Kriegsgefangene 
606. 


Portugal,  Konventiun  z.  Bekäm- 
pfung d.  M&dchenhandeU6l7,  OeecU- 
gebungsschaa  648. 

Portugiesen,  ebelichi;  Untjrtalta« 
ptUcht  i.  Deutschland  2i^. 

Preußen,  Qesetzgebangsscliaai  <34. 

Prinzessin  Stefanie  v.  Bdigiam. 
Eherecht  24q  ff. 

Prisengericbte  212. 

Privatrechtseinheit,  inlenk.» 
rechtliche  Ifi. 


Rechtseinheit  1  ff. 

Ree h  t  s Ii  i  1  f  e  V er  k e  h  r  .  Reform- 
Vorschläge  162  £f.  —  6.  auch  Aus- 
lieferung. 

Reederei  Bet  ät  i  gting  von  Am» 
ländern  a.  deutschi^u  K.  2äb. 

Rechtsprechung  34  ff,  242  ff. 

Rr-jigiöse  Kindererziehung. 
Österreicher  i.  Deutschland  304. 
interlokal  i.  Deutschland  312,  320. 

.Reversionary  interest*  368. 

Rheinschiffahrt  623. 

Rück  Verweisung  i.  Deutschland 
(Art.  27  EG  z  B(5Ri  205  ff.,  293, 
298,  6Ö0,  i.  Euglaud  64«. 

Rumänien,  Vollstreckung  auslän- 
discher Urteile  42.  Scbieds- 
vertragsklausel  m.  Deutächland  611. 

Rußland,  Beglaubigungsforni  f.  d. 
z  Gcbiiiiirh  i  R.  bestimmten  Ur- 
kutideii  623.  —  t^chiedsvertrags- 
klausel  m.  Deutschland  608.  — 
t>wod  Sakonow  41.').  —  Verlassen- 
schaf ten  rassischer  Staatsangehöriger 
i.  Raden  623.  —  ZiTiiprocetfordDiDg 
415—545. 

Russen,  Eheschließung  L  Preußen 
689. 

R  u  Ii  1  a  n  i1 ,  Zivilprozeßordnung ;  All- 
uieine  Bestimmungen  421  ff,  Ver- 
fohrra  erster  Instana  446  ff.,  Appel- 
lation 506  ff  .  Kassation  516  ff., 
Verfahren  im  Kaukasus,  im  War- 
aebaoer  Betirk  n.  i.  d.  Oataecfon- 
Tem^nMita  533  ff. 

Sw 

Schiedsgerichte,  internationale 
219.  557. 

Schiedsverträtre,  interj)ationale 
659, 8.  ferner  571  Staauvertrüge 
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Schiffskollision,  England  -  Spa- 
nien 362. 

Schiffsvermessung,  Deutsch- 
land-Frankreich filH  I 

.Schottland,  Rechtsprechung  Hfifl.  i 

Schweiz,  Auslieferungsverkehr  m.  ! 
Deutschland  622,  627.  QiiL  ~  Bei- 
tritt z.  Uaager  Familien  rechts- 
kon  vention  1^  tL  li2 :  GliL  —  Handels- 
ref^ister,  Bescheinigungen  daraus 
durch  Notare  883.  Notariatsbeschei- 
nigung über  d  Handelsregister 

—  Rechtsprechung  418.  —  Schieds- 
vertragsklausel  m  Deutschland  610 

—  Strafverfolgung  weg.  L  Deutsch- 
land begangener  Straftaten  ti25L  — 
Zivilstand.surkunden.  Austausch  m. 
d.  Ausland  6Ü2. 

Schweizer  Eheschlieliung  L  Bayern 
B26.  621. 

Seefrachtvertrag,   Italien-Rng-  i 

land  am 
S  e  e  h  ü  1  f  e ,  Deutschland-England  837. 
Seekrieg,  Minen  lü  ff.  ' 
Seekriegsrecht    d.  Vereinigten 

Staaten  117,  Behandlung  d,  Minen 

mff.  I 

Scerecht,  deutsches  653 
Seerechtsdeklaration,  Pariser 

Seeversicherung.  Deutschland- 
England  3äL 

Spezialitätsprinzip  b.  d.  Aus- 
lieferung 1ft6  I 

Staaten,  Rechtsweg  geg.  fremde  j 
Staaten  L  Belgien  243,  L  Deutsch- 
land 26^ 

Staatlosige  Personen.  Deutsch- 
land ML  1 

Staatsangehörigkeit  Peru-Chile- 
Italien  354,  England-Türkei  8<k). 

StaatiiTertrttice  x 

1}  Orappenverträge  n.  Unionen:  | 

Allgemein  ßff.  i 
Bekämpfung  d.  Mädchenhandels  614 
Berner  Übereinkunft  z.  Schutz  v.  ' 

Lit<.'ratur  u.  Kunst  1 17.  .")68.  , 
Berner  Übereinkommen  üb.  d  Fracht- 
verkehr 60.  220.  618,  .Schutz  d 
gewerblichen  Eigentums  617 
Genfer  Konvention  iHn. 
Haager  Abkommen  bt.  einigt'  Fragen  ' 
d.  L  P.  R.  LL  U.  Wt!   17;),  872, 
873.  I 


Haager  Konventionen  L  ffil 
562.  Beitritt  Chinas  618^  vgl. 
auch  607^  fila. 

Haager  Familienrechtskonvention 
12.  iL  öii  164,  172,  Beitritt 
Italiens  u.  d.  Scnweiz  61  <>  [Aus- 
führungsverordnung f.  Baden  622. 
Ausführungsverordnung  f.Prcnßen 
635J. 

Ehescheidung  von  Schweizern  in 
Deutschland  223. 

2)  Einzelvcrträge: 

a)  bt.  A  r  b  e  i  t  e  r  s  c  h  u  t  z :  Frank- 
reich-Italien  i")9(). 

b)  bt.  F  I  e  i  8  c  h  V  e  r  k  e  h  r  : 
Deutschland-  Luxemburg  60<>. 

c)  bt.  Einbürgerung:  Deutscft- 
land-Anie  rika  ih&nkroltyertta.g) 

dj  bt.  Einwanderung:  Amerika- 
China  158,  156. 

ei  Handelsverträge:  Amerika- 
Ch  ina  158,  Be  lg  fett-  Den  tsch  - 
land  607.  Deulxchland-Gruß- 
britannien  621,  Deutschland- 
Humfhiiffn  6 1 1 .  Deufschland- 
KußluHd  tiON,  Deutschland- 
Schweis  filü. 

f)  bt.  Protektion  und  Juris- 
diktion: Frankreich-  Türkei 
367 

g)  bt.  Unfallversicherung: 
Deutschland -Luxemburg  619. 

hl  Schiedsverträge:  allgemein 

5ÖH. 

Amerika  -  England  559, 
Belgien-Deutschland  607. 
Ddnemark- Niederlande  559, 
Deutfchland-Jiutnänien  fiU, 
Deutschland-Rußland  6(J8, 
Deutschland- Schweis  610, 
Frankreich-England  559 

Straf  recht  262.  üöL 

Swod  Sakonow  415. 

T. 

Telegraphie.  drahtlose.  566,  614 
(No.  3,  4),  Üili 

T  e  r  r  i  t  o  r  i  a  1  m  e  e  r  Liü  ff. 

T  e  3 1  a  nie  n  t  SV  o  1 1 8 1  r  e  c  k  e  r,Deutsch- 
land-Österreich  884.  Deutschland- 
England  Bai 

Türkei.  Protektion  u.  Jurisdiktions- 
verhältnisse f.  Ausländer  8<t<  >  ff. 


Zeitfichrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Offentl.  Recht.  XVI. 


Verlag  7011  FERDINAND  ENKE  in  Stattgart. 


Soeben  erschien; 

Kohler,  "teTjf^  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken und  Verlagsrecht,  i/^;*  ^I'U 

Das  Werk  erscheint  etwa  innerhalb  Jahresfrist  vollständig;  die  Aasgabe 
findet  in  drei  angoführ  ^leicbatarken  Lielerangen  etatt. 


Soeben  erschienen  im 

Verlag  toh  Duncker  &  Humblot  in  Leipzig. 

Fahnenflucht  und  Yerletzung  der  Wehrpflleht 

durch  Auswanderung. 
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